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Alle  Rechte  vorbehalten. 


Vorwort  des  Herausgebers. 


Der  dritte  Band  der  Vorlesungen  Konrad  Maurers  ist,  wie  man 
sietit,  privatrechtliclien  Inhalts,  und  der  Stoff,  wie  auch  im  zweiten 
Band  der  Fall  war,  von  „altnordischem",  d.  h.  gemeinsamem  nor- 
wegisch-isländischem Gesichtspunkte  behandelt. 

1.  Verwandtschafts-  und  Erbrecht. 

Schon  im  Winter  1868 — 69  hat  Maurer  über  „altnordisches  Pri- 
vatrecht" gelesen  und  darunter  auch  „die  Organisation  des  Geschlechts- 
verbandes" und  „das  Erbrecht"  vorgetragen.  Später  ist  er  wiederholt 
zu  diesen  interessanten  und  schwierigen  Gegenständen  seiner  Unter- 
suchungen zurückgekehrt,  das  letzte  Mal  um  die  Mitte  der  achtziger 
Jahre,  aus  welcher  Zeit  er  eine  besondere,  leider  aber  undatierte 
Darstellung  der  „Verwandtschaft  nach  altnordischem  Rechte"  hinter- 
lassen hat,  die  er  dann  mutmaßHch  im  Sommer  1886,  da  er  aufs 
neue  über  „ausgewählte  Materien  des  altnordischen  Privatrechtes"  las, 
seinen  Zuhörern  vorlegte.  Die  ursprüngliche  Absicht,  jenes  umfang- 
reiche Forschungsgebiet  nach  allen  Richtungen  hin  klar  zu  legen 
(vgl.  seine  Vorbemerkungen  S.  5 — 7),  hat  er  zwar  nicht  erreicht;  es 
liegt  aber  doch,  wie  die  erste  Abteilung  des  gegenwärtigen  Bandes 
zeigen  wird,  von  seiner  Hand  eine  so  wertvolle  und  einheitliche 
Erörterung  der  äußeren  Struktur  der  Verwandtschaft  sowie  auch  der 
erbrechtlichen  Verhältnisse  vor,  daß  deren  Veröffentlichung  sich  von 
selbst  ergab.  Einer  ausdrückHchen  Anweisung  des  Verfassers  zufolge 
ist  sein  für  die  Ausgabe  verwertetes  Manuskript  durch  den  aus  dem 
Vorlesungsheft  vom  Winter  1868 — 69  entnommenen  Schlußpara- 
graphen über  den  „Anfall  der  Erbschaft"  (S.  319 — 35)  ergänzt  worden. 


\'I  Vorwort  des  Herausgebers. 


II.  Pfandrecht. 

Auch  diesen  Gegenstand  hat  Maurer  mehrmals  in  Verbindung- 
in it  anderen  Materien  des  altnordischen  Privatrechtes  vorgetragen, 
so  namentlich  in  den  Sommersemestern  1872  und  1881,  dann  wieder 
im  Winter  1887 — 88.  Diese  letzte  Vorlesungsreihe  tritt  im  nachge- 
lassenen Manuskript  als  eine  zu  Ende  geführte  Bearbeitung  der 
nächstvorhergehenden  aus  dem  Jahre  1881  hervor  und  ist  hier  voll- 
ständig und  ohne  Zufügungen  gedruckt. 

Die  ungefähr  gleichzeitigen  „Beiträge''  des  Verfassers  „zur  Lehre 
vom  tak",  die  1888  in  norwegischer  Sprache  in  „Tidsskrift  for  Rets- 
videnskab"  (I)  erschienen,  beschäftigen  sich  nur  mit  ein  paar  Einzel- 
fragen der  Materie  und  zwar  hauptsächlich  mit  dem  sogenannten 
„heimildartak"  (vgl.  unten  S.  546 — 55). 

Kristiania,  Mai  1908. 

Ebbe  Hertzberg. 
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Verwandtschafts-  und  Erbrecht 
nach  altnordischem  Rechte. 


Maurer,  Verwandtschafts-  und  Erbrecht  nach  altnordischem  Rechte, 


§  i.    Vorbemerkung.  ^) 


Wie  überhaupt  in  den  altgermanischen  Rechten,  so  behauptet 
die  Verwandtschaft  auch  speziell  in  den  altnordischen  eine  sehr  er- 
hebliche Bedeutung.  In  einer  vorgeschichtlichen  Zeit  wurzelnd,  nimmt 
ihre  Bedeutung  mit  der  allmählich  steigenden  Macht  des  Staates 
Schritt  vor  Schritt  ab ;  sie  ist  aber  nicht  nur  am  Anfange  der  ge- 
schichtlich verfolgbaren  Zeiten  noch  immer  eine  gewaltig  eingreifende, 
sondern  macht  sich  auch  noch  am  Schlüsse  der  hier  ins  Auge  zu 
fassenden  Periode  auf  den  verschiedensten  Rechtsgebieten  sehr  ent- 
schieden geltend,  so  daß  eine  sorgfältige  Betrachtung  der  Verwandt- 
schaft nach  allen  ihren  Beziehungen  im  Rechte  schlechterdings  nötig 
ist,  wenn  wir  von  dem  Rechtsleben  der  älteren  Zeit  ein  klares  und 
richtiges  Bild  gewinnen  wollen.  Zweierlei  wird  aber  dabei  in  Be- 
tracht zu  kommen  haben,  nämlich  einerseits  die  äußere  Erschei- 
nung derVerwandtschaft  und  weiterhin  deren  rechtliche 
Wirksamkeit. 

In  der  ersteren  Beziehung  handelt  es  sich  zunächst  um  die 
Ausdrücke,  mit  welchen  die  Nordleute  die  Verwandtschaft  oder  ein- 
zelne Arten  derselben  bezeichneten ;  ferner  um  die  Art,  wie  dieselben 
die  Nähe  der  Verwandtschaft  berechneten,  und  im  Zusammenhange 
damit  um  die  etwa  von  ihnen  ihr  gezogene  Grenze.  Weiterhin 
werden  die  engeren  Gruppen  zu  besprechen  sein,  welche  sich  etwa 
innerhalb  der  Verwandtschaft  gegenüberstehen,  möge  es  sich  nun 
dabei  um  den  Gegensatz  des  Mannsstammes  und  Weibsstammes, 
oder  um  die  Unterscheidung  näherer  und  entfernterer  Verwandter 
oder  um  beides  zugleich  handeln.  Wiederum  wird  die  eigentümliche 

^)  Vgl.  Vilhjälmr  Finsen,  Fremstilling  af  den  islandske  Familieret  efter 
Grägas,  in  den  Annaler  for  nordisk  Oldkyndighed  og  Historie,  1849,  S.  150 — 331  und 
1850,  S.  121 — 272;  ferner  meine  Schrift:  Island  von  seiner  ersten  Entdeckung  bis 
zum  Untergange  des  Freistaats  (1874),  S.  322 — 73. 
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§  I.  Vorbemerkung. 


Stellung  einerseits  der  Weiber  und  andererseits  der  unehelich  Ge- 
borenen innerhalb  der  Verwandtschaft  erörtert  werden  müssen; 
endlich  aber  werden  auch  noch  gewisse  verwandtschaftsähnliche  und 
der  wirklichen  Verwandtschaft  sich  anreihende  Verhältnisse  zur 
Sprache  zu  bringen  sein,  wie  die  Schwägerschaft,  die  Gevatterschaft, 
endlich  die  durch  die  Pflegschaft  begründeten  Verhältnisse. 

In  der  zweiten  Beziehung  dagegen  gilt  es,  die  Aufgaben  fest- 
zustellen, welche  das  altnordische  Recht  ganz  oder  teilweise  der  ver- 
wandtschaftlichen Verbindung  überweist  und  zugleich  die  Verschieden- 
heit der  Wege  zu  betrachten,  auf  welchen  dasselbe  sie  deren  Er- 
füllung erstreben  läßt.  Die  sämtlichen  i\.ngehörigen  ihres  Verbandes 
zu  einem  geschlossenen  Ganzen  zusammenfassend,  sehen  wir  die 
Verwandtschaft  in  der  ältesten  Zeit  nach  außen  als  eine  Einheit 
auftreten,  stets  bereit,  die  Rechte  und  Interessen  jedes  einzelnen  Ver- 
wandten mit  gemeinsamer  Hand  zu  verteidigen;  nach  innen  aber 
sehen  wir  dieselbe  ihren  Angehörigen  die  heilige  Pflicht  auferlegen, 
unter  sich  Frieden  zu  halten,  also  jede  Gewalttat  zu  unterlassen  und 
zugleich  sich  gegenseitig  positiv  je  nach  Bedarf  zu  unterstützen  und 
zu  helfen.  An  sich  nur  natürlich,  und  wenn  man  will,  sittliche  Ver- 
pflichtungen begründend,  wird  die  Verbindung  doch  auch  von  der 
Rechtsordnung  anerkannt  und  soweit  nötig  geregelt;  aber  freilich 
umfaßt  diese  Regelung  keineswegs  den  verwandtschafthchen  Verband 
in  allen  seinen  Beziehungen.  Vielmehr  sind  es  immer  nur  einzelne 
Konsequenzen  oder  Gruppen  von  Konsequenzen  desselben,  welche 
zu  einzelnen  Rechtssätzen  oder  höchstens  zu  einzelnen  Rechtsinstituten 
Veranlassung  geben,  und  sie  wird  überdies  durch  das  Interesse  des 
Staates  selbst  modifiziert,  welcher  weder  eine  allzu  starre  Isolierung 
der  einzelnen  Geschlechter,  noch  vollends  ein  allzu  schroffes  Auf- 
treten derselben  gegeneinander  begünstigen,  oder  auch  nur  dulden 
konnte.  Von  hier  aus  erklärt  sich  eine  Reihe  von  Verschiedenheiten, 
welche  die  Behandlung  der  Verwandtschaft  in  den  verschiedenen 
germanischen  Rechten  zeigt;  aber  auch  innerhalb  eines  und  desselben 
Rechtes  wird  sich  deren  Behandlung  zu  verschiedenen  Zeiten  sehr 
verschieden  gestalten,  indem  einerseits  in  den  älteren  Zeiten,  in 
welchen  der  Staat  noch  w^enig  leistet,  das  Bedürfnis  nach  helfendem 
Eingreifen  der  Verwandtschaft  am  dringendsten  und  zugleich  infolge 
der  kleineren  Verhältnisse  und  des  geschlossenen  Zusammenlebens 
der  Verwandten  deren  Befähigung  zu  solchem  Eingreifen  am  größten 
ist,  andererseits  in  den  späteren  Zeiten  mit  der  Lockerung  des  ver- 
wandtschaftlichen  Verbandes    dessen    Leistungsfähigkeit  abnimmt, 
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während  zugleich  die  erstarkende  Macht  des  Staates  diesen  befähigt^ 
den  bisher  durch  die  Geschlechter  befriedigten  Bedürfnissen  selbst 
abzuhelfen,  und  ihn  auch  eifersüchtiger  werden  läßt  auf  jede  in 
seinem  Innern  sich  erhebende  allzu  selbständige  Macht.  —  Im  alt- 
nordischen Rechte  ist  es,  wie  in  den  übrigen  germanischen  Rechten, 
zunächst  der  innerhalb  der  Verwandtschaft  geltende  besondere  Frie- 
den, welcher  vom  Staate  anerkannt  wird,  und  zwar  selbst  in  Fällen, 
in  welchen  es  sich  um  einen  Eingriff  in  seine  eigenen  Rechtspläne 
handelt.  Die  Rekusabilität  von  Verwandten  gewisser  Grade  als 
Richter,  Geschworene,  Zeugen  beruht  auf  diesem  Gesichtspunkte, 
gleichviel  übrigens,  ob  dabei  der  Standpunkt  des  Verwandten  be- 
stimmend wurde,  welchem  kein  Auftreten  gegen  seinen  Angehörigen 
zugemutet  werden  wollte,  oder  aber  die  Rücksicht  auf  den  Prozeß- 
gegner, welchen  man  nicht  der  Gefahr  aussetzen  wollte,  mit  welcher 
ihn  die  vorauszusehende  Parteilichkeit  des  Verwandten  seines  Gegners 
bedrohte.  Unter  den  gleichen  Gesichtspunkt  gehört  aber  auch  die 
Begünstigung,  welche  manche  Rechte  den  Verwandten  in  Bezug  auf 
die  sonst  verbotene  Unterstützung  friedloser  Leute  zuteil 
werden  lassen,  soferne  in  ihr,  wenn  auch  nur  im  engstem  Umfange, 
der  Satz  zur  Anerkennung  kommt,  daß  die  verwandtschaftliche  Ver- 
pflichtung unter  Umständen  der  staatlichen  vorgehen  könne.  Nicht 
minder  wird  aber  die  mit  der  Friedenspflicht  auf  das  engste  zu- 
sammenhängende Verpflichtung  der  Verwandten  zu  gegenseitiger 
positiver  Unterstützung  in  gewissem  Umfange  vom  Staate  anerkannt 
und  geregelt.  Von  hier  aus  ergibt  sich  zunächst  das  Institut  der 
verwandtschaftlichen  Vormundschaft,  möge  diese  nun  zum 
Schutze  minderjähriger  oder  gebrechlicher  oder  geisteskranker  Per- 
sonen oder  zum  Schutze  der  Weiber  zu  führen  sein,  sowie  die  ver- 
wandtschaftliche Pflicht  der  Ver  pfl  egu  n  g  armer,  oder  sonst  hilfs- 
bedürftiger Leute,  wie  diese  letztere  zumal  im  isländischen  Rechte 
eine  sehr  selbständige  Ausprägung  erlangt  hat.  Andererseits  ist  vor- 
wiegend eine  Folge  der  strengen  Abgeschlossenheit,  welche  die  Ver- 
wandtschaft nach  außen  zeigt,  darin  zu  erkennen,  daß  der  Staat  den 
Verwandten  einerseits  das  Recht  der  Blutrache,  sowie  des  Be- 
zuges gewisser  B  u  ß  e  n  und  Wergeid  er  zugesteht,  andererseits  sie 
aber  auch  der  Blutrache  ausgesetzt  sein  läßt,  oder  statt  dessen  der 
Verpflichtung  zum  Zahlen  von  Wergeldern  unterwirft.  Unter  den- 
selben Gesichtspunkt  gehört  ferner  das  Erbrecht,  und  soweit  es 
überhaupt  vorkommt,  das  Stammgüterrecht,  soferne  für  das 
eine  wie  das  andere  der  Grundgedanke  maßgebend  wird,  daß  das 
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Vermögen  jedes  einzelnen  Geschlechtsangehörigen,  und  in  ganz  be- 
sonderem Grade  dessen  vom  Geschlechte  her  erworbenes  Grund- 
eigentum, in  höherer  Instanz  dem  gesamten  Geschlechte  gehöre  und 
dessen  Herrschaft  in  keiner  Weise  entzogen  werden  solle.  Dabei 
äußert  sich  aber  die  Wirksamkeit  des  verwandtschaftlichen  Verbandes 
keineswegs  nach  allen  Seiten  hin  in  derselben  Weise.  Vielmehr  er- 
zeugt derselbe  zum  Teil  Rechte  und  Verbindlichkeiten,  welche  dessen 
sämtlichen  Angehörigen  oder  doch  gewissen  Klassen  von  solchen 
gleichzeitig  zustehen  und  obliegen,  zum  Teil  aber  auch  Rechte 
und  Verbindlichkeiten  eines  mehr  ausschließlichen  Charakters,  an 
welchen  zwar  prinzipiell  ebenfalls  die  sämtlichen  Verwandten  Anteil 
nehmen,  welche  jedoch  tatsächlich  doch  immer  nur  von  einem  ein- 
zigen oder  doch  nur  von  einigen  wenigen  unter  ihnen  übernommen 
und  ausgeübt  werden  können,  wobei  dann  die  näheren  Verwandten 
in  einer  der  GHederung  der  Verwandtschaft  entsprechenden  Reihen- 
folge von  den  entfernteren  berufen  erscheinen.  So  kommt  z.  B. 
die  Rekusabilität  der  Verwandten,  dann  die  durch  die  Kirche  ein- 
geführte Bedeutung  der  Verwandtschaft  als  Ehehindernis,  allen  und 
jeden  Verwandten  gegenüber  gleichzeitig  in  Betracht,  welchen  gegen- 
über sie  überhaupt  in  der  angegebenen  Weise  wirkt;  an  der  Blut- 
rache ferner  und  am  Bezüge  des  Wergeides,  oder  umgekehrt  an  der 
Entrichtung  dieses  letzteren,  nehmen  alle  und  jede  Verwandte,  wenn 
auch  nicht  alle  in  gleichem  Maße  Anteil,  wenn  einer  ihrer  Ange- 
hörigen widerrechtlich  getötet  wurde,  oder  umgekehrt  einen  anderen 
widerrechtlich  getötet  hat  u.  dgl.  m.  Andererseits  ist  aber  die  An- 
stellung der  eigentlichen  Blutklage  um  einen  erschlagenen  Ver- 
wandten, die  Führung  der  Vormundschaft  über  einen  Minderjährigen 
oder  ein  lediges  Weib,  die  Verpflichtung  zum  Unterhalte  eines  hilfs- 
bedürftigen Verwandten,  oder  wieder  der  Anspruch  auf  den  Nachlaß 
eines  Verstorbenen,  zunächst  Sache  des  dem  Grade  nach  nächst- 
stehenden Angehörigen,  und  können  derartige  Rechte  und  Pflichten 
nur  unter  der  Voraussetzung  an  mehrere  zugleich  fallen,  daß  ent- 
w^eder  mehrere  dem  Grade  nach  gleich  nahe  berufene  Verwandte 
vorhanden  sind,  oder  daß  in  einzelnen  Beziehungen  eine  Überwachung 
des  zunächst  Berufenen  durch  die  Gesamtheit  aller  Verwandten  ein- 
zutreten hat.  Allerdings  war  in  den  Fällen  dieser  zweiten  Kategorie 
die  Reihenfolge  der  Berechtigten  und  Verpflichteten  keineswegs  nach 
allen  Seiten  hin  ganz  gleichmäßig  geordnet;  aber  doch  zeigt  sich 
bei  genauerer  Betrachtung,  daß  die  in  den  Quellen  bemerkbare  Un- 
gleichförmigkeit  keineswegs  prinzipieller  Natur,  und  daß  sie  gutenteils 
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auch  nicht  einmal  von  Anfang  an  vorhanden  war,  vielmehr  erst  im 
Verlaufe  der  Zeiten  durch  von  außen  her  hereinspielende  Momente 
der  verschiedensten  Art  hervorgerufen  wurde,  welche  auf  die  ur- 
sprünglich einheitliche  Struktur  der  Verwandtschaft  im  einzelnen  in 
verschiedener  Richtung  modifizierend  einwirkten.  Auf  der  einen 
Seite  ist  es  ein  gewisses  Schwanken  in  der  Behandlung  der  Weiber 
sowie  der  unecht  Geborenen  und  teilweise  auch  der  Minderjährigen, 
welches,  auf  verschiedenen  Gebieten  in  verschiedener  Weise  zutage 
tretend,  jene  Ungleichförmigkeit  hervorgerufen  hat;  auf  der  anderen 
Seite  ist  es  die  in  praktischen  Rücksichten  begründete  Notwendig- 
keit, bei  der  Berufung  zu  gewissen  Rechten  und  Pflichten  neben  der 
Verwandtschaft  auch  noch  ganz  andere  Momente  zu  berücksichtigen, 
was  in  der  gleichen  Richtung  wirkt,  wie  sich  dergleichen  z.  B.  in 
sehr  augenfälliger  Weise  bei  der  Berufung  zur  Blutklage,  zur  Ge- 
schlechtsvormundschaft, oder  zur  Armenpflege  geltend  machte.  In 
einem  wie  im  anderen  Falle  liegt  aber  der  Reihenfolge,  in  welcher 
die  Berufung  der  einzelnen  Verwandten  zu  den  verschiedenen  Rechten 
und  Lasten  erfolgt,  in  letzter  Instanz  die  gemeinsame,  ursprünglich 
völlig  einheithch  gestaltete  Struktur  des  Geschlechtsverbandes  stets 
klar  erkennbar  zugrunde,  und  erweist  sich  dieselbe  eben  nur  als 
durch  einzelne,  mit  voller  Sicherheit  bestimmbare  Motive  in  einzelnen 
Punkten  modifiziert.  ^) 


Teil  I. 

Die  äufsere  Erscheinung  der  Verwandtschaft. 

§  2.    Die  Bezeichnungen  der  Verwandtschaft. 

Als  technische  Bezeichnung  für  das,  was  die  Römer  gens  nannten, 
wir  aber  Geschlecht  nennen,  gilt  in  der  altnordischen  Sprache  das 

^)  [Der  Plan  Maurers,  die  hier  aufgezählten  verschiedenen  Zweige  der  verwandt- 
schaftsrechtlichen Wirksamkeit  einheitlich  zu  behandeln,  ist  in  seinen  hinterlassenen 
Vorlesungen  nur  für  das  Erbrecht  durchgeführt.  Vgl.  doch,  insoweit  das  altisländische 
Recht  in  Frage  kommt,  die  vollständige,  obschon  stark  zusammengedrängte  Darstellung 
in  seinem  Werke  „Island",  S.  366 — 73.] 
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Wort  litt  oder  a^tt,  oder  auch  der  zusammengesetzte  Ausdruck 
iettbälkr  (.xttarbälkr),  rettbogi  (ättbogi),  ccttbarmr.  Dasselbe  Wort 
bezeichnete  auch  die  Himmelsrichtungen,  und  da  man  den  Horizont 
in  acht  Himmelsrichtungen  einzuteilen  pflegte,  hat  man  dasselbe 
auch  wohl  von  der  Zahl  „ätta"  ableiten  zu  sollen  geglaubt;  jeden- 
falls ist  dasselbe  aber  der  altnordischen  Sprache  ausschließlich  eigen. 
In  gleichem  Sinne  wird  aber  auch  der,  allen  germanischen  Sprachen 
ganz  gleichmäßig  eigene,  Ausdruck  kyn  gebraucht,  welcher  freilich, 
ganz  wie  unser  „Geschlecht",  andere  Male  auch  wohl  für  sexus  (z.  B. 
karlkyn,  kvennkyn),  und  wieder  andere  Male  für  genus  =  Gattung 
stehen  kann  (z.  B.  allskyns,  annarskyns).  Für  den  einzelnen  Ange- 
hörigen des  Geschlechts  gilt  die  Bezeichnung  fraendi,  fr?endkona, 
woraus  sich  wieder  frsendsemi  als  Bezeichnung  des  Zustandes  des 
Verwandtseins,  und  die  Zusammensetzungen  fraendbälkr,  fraendgarör, 
fraendaliö  u.  dgl.  als  Bezeichnungen  für  die  Gesamtheit  der  Ver- 
wandten ableiten.  Eine  Partizip ialform  des  nahezu  absoluten  Zeit- 
wortes frjä,  d.  h.  lieben,  bezeichnet  das  Wort  fraendi  eigentlich  den 
Liebenden  im  Gegensatze  zum  Hassenden,  dem  fjändi  oder  Feinde; 
unbegründet  ist  es  aber,  wenn  Guöbrandr  Vigfüsson  dessen  Geltung 
für  den  Verwandten  als  eine  ausschließlich  altnordische  ansehen  will, 
da  dieselbe  vielmehr  auch  anderen  germanischen  Dialekten  ganz 
gleichmäßig  eigen  ist,  nur  daß  diese  letzteren  neben  jener  auch  noch 
jene  ursprüngliche  Bedeutung  des  Wortes  =  amicus  festgehalten 
haben.  Dagegen  ist  zu  beachten,  daß  zwei  Ausdrücke,  welche  in 
anderen  germanischen  Sprachen  ganz  vorzugsweise  für  die  Ver- 
wandtschaft gebraucht  werden,  im  altnordischen  nur  für  die  mit  ihr 
sich  zwar  nahe  berührenden,  aber  doch  von  ihr  wohl  getrennt  zu 
haltende  Schwägerschaft  verwendet  werden.  Einmal  nämUch  gilt 
dies  von  dem  Worte  mägr,  welches  immer  nur  den  Verschwägerten, 
nie  wie  ahd.  mag  oder  ags.  maeg  den  Blutsfreund  bezeichnet;  daß 
goth.  megs  ebenfalls  den  Eidam  bezeichnet,  dürfte  dabei  auf  das 
höhere  Alter  des  an.  Sprachgebrauches  schließen  lassen,  und  jeden- 
falls darf  aus  an.  mögr  =  Sohn  kein  gegenteiliger  Schluß  abgeleitet 
werden,  da  dieses  Wort,  dem  goth.  magus  =  Ttalg  entsprechend, 
zufolge  seines  kurzen  Vokales  gänzlich  abliegt.  Zweitens  bezeichnet 
aber  auch  das  Wort  sifjar,  ahd.  sibba  und  ags.  sibb  entsprechend, 
nur  die  Schwägerschaft,  nie,  wie  in  jenen  Dialekten,  die  Blutsfreund- 
schaft; indessen  läßt  goth.  sibja  =  Verwandtschaft,  in  diesem  Falle 
umgekehrt  auf  das  höhere  Alter  der  deutschen  und  englischen  Be- 
deutung schließen,  zumal  da  diese  auch  der  Grundbedeutung  des 


§  2,    Die  Bezeichnungen  der  Verwandtschaft. 


9 


Wortes  sibbe  =  Frieden  besser  entspricht,  und  überdies  Zusammen- 
setzungen wie  guösifjar,  büsifjar  im  Altnordischen  selbst  auf  eine 
weiter  reichende  Geltung  des  Ausdruckes  hinweisen.  Weiter,  und 
über  das  Bereich  der  Verwandtschaft  hinaus,  greift  dagegen  der 
Ausdruck  tengöir,  dessen  Anwendung  freilich  bald  eine  engere  und 
bald  eine  weitere  ist.  Das  Zeitwort  tengja,  von  welchem  tengöir 
sich  ableitet,  bedeutet  soviel  wie  verbinden,  und  die  Redensart  „at 
tengjast  viö  mann"  oder  „binda  tengöir  viö  mann''  mag  von  hier 
aus  ganz  wohl  die  Eingehung  der  Verschwägerung  mit  jemanden 
bezeichnen;  so  kommt  denn  auch  der  Ausdruck  tengöir  selbst  öfter 
in  diesem  engeren  Sinne  vor,  und  die  Zusammensetzungen  tengöa- 
faöir,  tengöamööir  u.  dgl.  m.  werden  in  der  Tat  immer  nur  in  dieser 
engeren  Bedeutung  gebraucht;  wenn  ferner  gelegentlich  „fraendr  ok 
tengöamenn''  zusammen  genannt  und  eben  damit  sich  gegenüber- 
gestellt werden,  so  kann  dies  wohl  ebenfalls  nur  in  demselben  Sinne 
verstanden  werden.  Aber  an  anderen  Stellen  beansprucht  der  Aus- 
druck denn  doch  entschieden  umfassendere  Geltung  und  begreift 
derselbe  neben  den  Verschwägerten  auch  noch  die  Blutsfreunde  in 
sich.  Wenn  z.  B.  in  der  Eyrbyggja  Geirriör  von  Mäfahliö  zugleich 
ihren  Bruder  und  ihren  Schwiegersohn  als  ihre  tengöamenn  be- 
zeichnet, oder  wenn  an  einer  anderen  Stelle  derselben  Quelle  „margir 
göögjarnir  menn,  |3eir  er  väru  tengöamenn  hväratveggja"  zwei  strei- 
tenden Parteien  gegenübergestellt  werden,^)  so  mag  zwar  dahinstehen, 
ob  unter  den  tengöamenn  nicht  etwa  außer  den  Verschwägerten  und 
Blutsfreunden  auch  noch  andere  den  betreffenden  Personen  irgendwie 
nahe  stehende  Leute  mit  inbegriffen  zu  denken  seien ;  den  Ausdruck 
aber  auf  die  Verschwägerten  allein  beziehen  zu  wollen,  geht  jeden- 
falls nicht  an.  In  den  isländischen  Rechtsquellen  vollends  scheint 
der  Ausdruck  neben  der  Blutsfreundschaft  und  Schwägerschaft  auch 
noch  die  Gevatterschaft,  sowie  die  durch  ein  Pflegeverhältnis  be- 
gründeten Verbindungen  zu  umfassen.  Wiederholt  sprechen  die- 
selben nämHch  von  Leuten,  welche  „rettir  at  tengöum",  „rettir  at 
tengöum  f  kviö"  u.  dgl.  seien,  und  darunter  werden  stets  Leute  ver- 
standen, welche  mit  Rücksicht  auf  ihre  persönlichen  Beziehungen  zu 
den  streitenden  Teilen  in  einem  Rechtsstreite  als  Geschworene  u.  dgl. 
auftreten  können,  ohne  einer  Rekusation  ausgesetzt  zu  sein;  nicht 
selten  wird  der  Ausdruck  dabei  mit  der  anderen  Formel  „rettir  at 


^)  Eyrbyggja,  19/26  und  46/88 — 89;  im  übrigen  vgl.  wegen  der  Belegstellen 
zum  Obigen  meine  Schrift:  Island,  S.  323 — 25. 
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lei(^arlcng(V'  zusammengestellt,  welche  Leute  bezeichnet,  die  mit  Rück- 
sicht auf  die  Entfernung  ihres  Wohnortes  von  einem  bestimmten 
anderen  Orte,  sei  dies  nun  der  Ort  der  Tat  oder  der  Wohnort  eines 
der  Streitteile  oder  ein  wie  immer  sonst  bezeichneter  Ort,  zum  Ge- 
schworenendienste befähigt  erscheinen,  und  gerade  aus  dieser  Gegen- 
überstellung ergibt  sich  recht  klar  der  weite  Umfang  der  ersteren 
Bezeichnung.  In  ähnlich  umfassendem  Sinne  wird  auch  das  Wort 
heyrar  genommen,  welches  immer  nur  im  Dativ  pluralis,  in  diesem 
aber  in  den  verschiedensten  Schreibweisen  vorkommt  (heyrom,  haerom, 
hörum,  herum;  ferner  hreyrom,  hrörum)  und  vorläufig  noch  jeder 
sicheren  etymologischen  Erklärung  sich  entzieht.  Die  beiden  zuletzt 
erwähnten  Ausdrücke  sind  ausschließlich  der  isländischen  Rechts- 
sprache eigen,  während  sie  der  norwegischen  fehlen;  allgemein  ver- 
breitet, aber  ohne  alle  bestimmtere  juristische  Geltung,  sind  dagegen 
wieder  die  Ausdrücke  skuldleikr,  skuldleiki  und  die  von  ihnen 
sich  ableitende  Bezeichnung  skuldingi  für  den  einzelnen  Ver- 
wandten. Sie  weisen  lediglich  auf  die  innerhalb  der  Verwandtschaft 
bestehenden  gegenseitigen  Verpflichtungen  hin  und  können  daruin 
gebraucht  werden,  so  weit  diese  reichen.  Auf  Bezeichnungen  aber, 
welche  nicht  für  die  Verwandtschaft  im  allgemeinen,  sondern  nur 
für  bestimmte  Grade  oder  Gruppen  innerhalb  derselben  gebraucht 
werden,  ziehe  ich  vor,  erst  später  einzugehen,  und  sollen  auch  später 
erst  die  vielfach  bestrittenen  Ausdrücke  niör  oder  niöi,  sowie  nefi 
erörtert  werden. 


§  3.    Die  Berechnung  der  Nähe  der  Verwandtschaft. 

Selbständige  technische  Bezeichnungen  kennt  die  isländisch- 
norwegische Rechtssprache  nur  für  den  ersten  Grad  der  Verwandt- 
schaft in  der  aufsteigenden,  absteigenden  und  Seitenlinie,  und  zwar 
sind  diese  Bezeichnungen  die  allen  germanischen  Stämmen  gemein- 
samen, faöir  und  mööir,  sonr  und  döttir,  dann  brööir  und 
systir.  Von  ihnen  abgeleitet  sind  die  knappen,  und  der  nordischen 
Sprache  ausschließlich  eigenen  zusammenfassenden  Bezeichnungen 
feögin,  systkirr,  für  Eltern,  dann  für  Geschwister  verschiedenen 
Geschlechts,  also  für  Vater  und  Mutter  einerseits,  dann  für  Bruder 
und  Schwester  andererseits,  börn  für  Kinder,  gleichviel  welchen 
Geschlechts;  ferner  die  ebenfalls  zusammenfassenden  Bezeichnungen 


§  3-    Die  Berechnung  der  Nähe  der  Verwandtschaft. 
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feögar,  moeögur  für  Vater  und  Sohn,  dann  Mutter  und  Tochter, 
sowie  moeögin  für  Mutter  und  Sohn.  Über  den  ersten  Grad  hin- 
aus finden  sich  in  der  aufsteigenden  Linie  noch  die  Ausdrücke  afi 
und  amma  für  den  Großvater  und  die  Großmutter,  dann  äi  und 
edda  für  den  Urgroßvater  und  die  Urgroßmutter  gebraucht;  aber 
diese  Bezeichnungen  sind  den  übrigen  germanischen  Dialekten  nicht 
in  gleicher  Weise  geläufig,  und  sie  werden  auch  im  Norden  von  den 
Rechtsquellen  nicht,  oder  doch  nur  ganz  vereinzelt  gebraucht,  ^) 
welche  vielmehr  mit  den  Zusammensetzungen  fööurfaöir  und  fööur- 
mööir,  mööurfaöir  und  mööurmööir  sich  behelfen,  und  von  den  Ur- 
großeltern zu  sprechen  ohnehin  nicht  leicht  Veranlassung  haben. 
Mag  sein,  daß  dieser  abweichende  Sprachgebrauch  der  Rechtsquellen 
durch  das  Bedürfnis  bedingt  war,  zwischen  der  Vatersseite  und  Mutters- 
seite genauer  zu  unterscheiden;  mag  sein  aber  auch,  daß  derselbe 
mit  einer  tieferliegenden  Eigentümlichkeit  des  nordischen  Rechtes 
in  Verbindung  zu  bringen  ist.  Für  die  Enkel  zunächst  kennt  die 
altnordische  Sprache  überhaupt  keine  einfache  und  zusammenfassende 
Bezeichnung,  und  muß  dieselbe  sich  somit  auch  außerhalb  der  Rechts- 
quellen mit  den  Zusammensetzungen  sonarsonr  und  sonardöttir, 
döttursonr  und  dötturdöttir  behelfen.  In  der  Seitenlinie  ferner  gibt 
es  weder  für  Oheim  und  Muhme,  noch  für  Neffe  oder  Nichte  be- 
sondere Bezeichnungen,  sondern  müssen  wiederum  die  Zusammen- 
setzungen fööurbrööir  und  mööurbrööir,  fööursystir  und  mööursystir, 
dann  brööursonr  und  systursonr,  brööurdöttir  und  systurdöttir  her- 
halten, und  wenn  zwar  für  Geschwisterkinder  die  Bezeichnungen 
broeörüngar,  systrüngar  und  systkinabörn  (systlingar  ^)) 
vorkommen,  je  nachdem  es  sich  um  die  Kinder  zweier  Brüder,  zweier 
Schwestern,  oder  eines  Bruders  und  einer  Schwester  handelt,  so  sind 
diese  doch  nur  Ableitungen  von  dem  einfachen  Worte  brööir,  systir, 
systkin,  also  ohne  alle  Selbständigkeit.  Über  die  bisher  aufgezählten 
Verwandtschaftsgrade  reicht  aber  die  Übereinstimmung  der  norwegi- 
schen und  der  isländischen  Terminologie  nicht  mehr  hinaus,  und 


^)  vgl.  GJ)L,  270:  er  afi  hefir  afa  leift. 

^)  Da  die  systlmgar,  welche  in  G|)L.  224 — 6  genannt  werden,  sowohl  von  den 
systrüngar  als  von  den  systursynir  unterschieden  werden,  kann  ich  sie  weder  mit 
Eirikr  Jons  so  n  für  die  Söhne  einer  Halbschwester,  noch  mit  Fritzner  und 
Möbius  für  Söhne  einer  Mutterschwester  ansehen,  obwohl  auch  GuÖbrandr  Vig- 
füsson  nur  zwischen  diesen  beiden  Möglichkeiten  schwankt,  sondern  nur  mit  den 
systkinasynir  identisch  nehmen,  d,  h.  als  Söhne  sei  es  nun  eines  Mutterbruders  oder 
einer  Vatersschwester. 
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ich  will  aus  Zweckmäßigkeitsgründen,  vorerst  der  isländischen  nach- 
gehen. 

Jenseits  der  Geschwisterkinder  kennt  das  isländische  Recht 
nur  noch  drei  einigermaf3en  selbständige,  und  dabei  unter  sich 
korrespondierende  Bezeichnungen  von  Verwandtschaftsgraden,  näm- 
lich die  Ausdrücke:  naesta  broeöra,  annarra  broeöra  und 
l)riöja  broeöra.  Keinem  Zweifel  kann  unterHegen,  daß  unter  den- 
selben der  dritte,  vierte  und  fünfte  gleiche  Grad  kanonischer  Kom- 
putation zu  verstehen  ist;  bereits  in  einer  Anmerkung  zu  der 
arnamagna^anischen  Ausgabe  der  Kristni  saga  (1773)  ist  diese  ihre 
Bedeutung  richtig  erkannt,^)  und  später  haben  sie  sowohl  Vilhjälmr 
Finsen  (1849)  als  ich  selber  (1855)''^)  in  gleicher  Weise  vertreten, 
Jon  Sigurösson  aber,  welcher  mit  manchen  anderen  Isländern  die 
Ausdrücke  früher  anders  gedeutet  hatte  (1858),*)  ist  hinterher  der- 
selben Ansicht  beigetreten,  ^)  und  auch  Th.  Möbius,  welcher  in  seinem 
Glossare-  (1866)  sich  jener  früheren  Ansicht  des  Jon  Sigurösson  an- 
geschlossen hatte,  hat  sich  in  dem  Nachtrage  zu  demselben  der 
anderen  Auslegung  gefügt,  so  daß,  da  auch  Fritzner  sich  sehr  be- 
stimmt, und  Guöbrandr  Vigfüsson  wenigstens  vorwiegend  für  die- 
selbe erklärt  hat,  ^)  diese  Deutung  der  Ausdrücke  nunmehr  wohl  als 
eine  allgemein  anerkannte  bezeichnet  werden  darf.  Vilhjälmr  Finsen 
hat  ferner  bereits  darauf  aufmerksam  gemacht, ')  daß  jene  Ausdrücke 
in  ihrer  genitivischen  Form  nur  elliptisch  sich  deuten  lassen,  nämlich 
als  naesta  broeöra  börn  usw.,  woraus  hinwiederum  folgt,  daß  die 
broeörüngar  oder  Geschwisterkinder  mit  anderem  Namen  auch  als 
naestir  broeör,  d.  h.  nächste  Brüder,  die  Nachgeschwisterkinder  als 
aörir  broeör,  zweite  Brüder,  endlich  deren  Kinder  als  jjriöja  broeör, 
dritte  Brüder,  in  einer  längst  vergangenen  Zeit  bezeichnet  worden 
sein  mußten.  Man  wird  gegen  diese  Schlußfolgerung  nicht  ein- 
wenden dürfen,  daß  ganz  vereinzelt  einmal  „naesta  broeörüngar''  ge- 


^)  ed.  Arnamagn.,  S.  38 — 41,  Anm.  57. 
-)  Annaler,  1849,  S.  281. 

Die  Bekehrung  des  norwegischen  Stammes  zum  Christentume,  I,  S,  378 — 79. 
Biskupa  sögur,  I,  S.  10  — 11,  Anm.  5. 
Diplom.  Island.  I,  S.  384—86  (1857-76). 
^)  Guöbrandr  Vigfüsson  erklärt,  s.  v.  annarra  broeöra,  die  miesta  broeöra, 
annarra  broeöra  und  |jriöja  broeöra  für  third,  fourth  und  fifth  cousins,  und  bleibt 
dieser  Erklärung  auch  s.  v.  })riöja  broeÖra  getreu,  wogegen  er  s.  v.  ntesta  brreÖra 
diesen  Ausdruck  durch  second  cousins  erklärt. 
')  ang.  O.,  S.  281 -83. 
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nannt  werden,  ^)  und  an  einer  zweiten  Stelle  gar  von  einem  „nsesta 
broeörtingr"  die  Rede  ist,  ^)  noch  auch,  daß  an  ein  paar  anderen 
Stellen  die  Singularform  masc.  n^stabrööir  und  fem.  naestabroeöra 
vorkommt ;  ^)  Formen  der  letzteren  Art  sind  lediglich  verkehrte  Neu- 
bildungen, wie  dies  schon  die  Beibehaltung  der  Genetivform  bei  dem 
in  der  Zusammensetzung  voranstehenden  Adjektive  zeigt,  die  Formen 
der  ersteren  Art  beruhen  vollends,  wenn  nicht  auf  einem  Schreib- 
fehler, so  doch  auf  einem  groben  Mißverständnisse  des  betreffenden 
Abschreibers.  Halten  wir  aber  an  den  bisher  dargelegten  Sätzen 
fest,  so  gewinnen  wir  aus  denselben  eine  Reihe  sehr  bedeutsamer 
Ergebnisse  in  Bezug  auf  die  Struktur  der  Verwandtschaft  im  alt- 
isländischen Rechte.  Zunächst  ergibt  sich  nämlich,  daß  der  Aus- 
druck Bruder  ursprünglich  nicht  auf  den  ersten  Grad  der  Seiten- 
verwandtschaft beschränkt  gewesen  sein  kann,  daß  er  vielmehr  sich 
ursprünglich  auch  auf  alle  anderen  gleichen  Grade  der  Seitenver- 
wandtschaft erstreckt  haben  muß,  ganz  wie  dies  bei  einzelnen  asiati- 
schen sowohl  als  amerikanischen  Völkerschaften  wirklich  der  Fall 
ist.  Zweitens  ist  klar,  daß  wie  im  kanonischen  Rechte  nur  die 
gleichen  Grade  die  Grundlage  der  Verwandtschaftsberechnung  bil- 
deten, daher  man  nur  für  diese  eigene  Bezeichnungen  besaß,  während 
man  die  ungleichen  Grade,  ähnlich  wie  bei  der  kanonischen  Kom- 
putation, nur  durch  Umschreibungen  wie  „manni  nänari  enn  naesta 
broeöra",  „manni  firnari  enn  annarra  broeöra"  u.  dgl.  m.  zu  bezeichnen 
vermochte.  Drittens  folgt  aus  den  obigen  Angaben,  daß  man  auf 
Island  ganz  ebenso,  wie  dies  unser  Sachsenspiegel  tut,  die  Ge- 
schwister noch  nicht  in  die  Sibbezahl  mit  einbezog,  soferne  ja 
anderenfalls  diese,  und  nicht  erst  ihre  Kinder,  als  naestir  broeör  be- 
zeichnet und  gezählt  sein  müßten,  und  diese  Schlußfolgerung  wird 
dadurch  bestätigt,  daß  wiederholt  gesagt  wird,  man  solle  von  den 
Geschwistern  ab  die  Glieder  zählen,  wenn  es  gelte  die  zwischen  zwei 
Personen  bestehende  Verwandtschaft  zu  berechnen,  ^)  oder  sogar  aus- 

^)  Konüngsbök,  II 3/201  (ßaugatal). 

^)  Legendarische  Olafs  s.  helga,  70/54;  wegen  der  Verwandtschaftsver- 
hältnisse der  betreffenden  Personen  vgl.  die  Heimskr.  Olafs  s.  T  r  y  g  g  v  a  s  o  n  ar  , 
60/173. 

^)  Belege  gibt  Guöbrandr  Vigfüsson,  h.  v. 

vgl.  Pischel,  Völkerkunde,  S.  239 — 40;  vgl.  aber  auch  die  ähnlich  ge- 
bildeten Bezeichnungen  |jridde  fäder,  feorda  fäder  usw.,  dann  feorda  sunu,  fifta  sunu 
usw.  bei  den  Angelsachsen,  welche  v.  Amira,  Erbenfolge,  ,S.  77  nachgewiesen  hat. 

^)  Konüngsbök,  25/46 — 47:  maör  skal  hefja  frEendsemistölu  at  brceÖrum,  eöa 
at  systkinum,  eÖa  at  systrum,   ok  skal  telja  knerunnum ;  ebenso  StaÖarhölsbök, 
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driicklich  aust^esprochen  wird,  daß  die  Zählung  von  den  Geschwistern 
ab  es  sei,  was  eine  GeschlechtsHnic  (knerunnr)  bilde.  ^)  Die  isländi- 
sche Gradzählung  mußte  hiernach  der  des  kanonischen  Rechtes  stets 
um  eine  Ziffer  nachstehen,  während  sie  im  übrigen  mit  derselben 
genau  auf  derselben  Grundlage  ruht;  ich  brauche  kaum  darauf  auf- 
merksam zu  machen,  daß  diese  gemeinsame  Grundlage  eine  im 
wesentlichen  gesamtgermanische  ist,  und  verweise  nur  im  Vorbei- 
gehen auf  die  interessante  Erörterung,  welche  Karl  von  Amira  neuer- 
dings auf  Grund  der  älteren  niederdeutschen  Rechte  geliefert  hat.  -) 
Viertens  dürfte  aber  auch  der  Umstand,  daß  .für  über  den  fünften 
gleichen  Grad  kanonischer  Komputation  hinausliegende  Verwandt- 
schaftsgrade keinerlei  technische  Benennungen  mehr  nachweisbar 
sind,  den  Schluß  erlauben,  daß  man  auf  Island  diesen  fünften  Grad 
als  die  Grenze  betrachtete,  jenseits  welcher  alle  Verwandtschaft,  oder 
doch  alle'  mit  rechtlichen  Wirkungen  bekleidete  Verwandtschaft,  auf- 
hörte, und  auch  für  diesen  letzteren  Schluß  fehlt  es  nicht  an  wei- 
teren, unterstützenden  Behelfen.  Einmal  nämlich  reicht  die  Beteili- 
gung am  Wergeide  nicht  über  den  fünften  gleichen  Grad  hinaus, 
und  heißt  es  von  diesem:  „]3ar  fellr  saktala",  hier  hat  die  Bußtafel 
ihr  Ende.  Bei  demselben  Grade  läßt  ferner  das  ältere  Recht  auch 
die  Ahmentationspflicht  armen  Verwandten  gegenüber  endigen,  ^) 
und  wenn  zwar  bezüglich  anderer  verwandtschaftlicher  Rechte  und 
Pflichten  die  gleiche  Beschränkung  nicht  gleich  ausdrücklich  ausge- 
sprochen wird,  so  wird  deren  Existenz  doch  nicht  bloß  durch  den 
ParalleHsmus  wahrscheinlich  gemacht,  welcher  im  übrigen  zwischen 
den  verschiedenen  Rechten  und  Pflichten  besteht,  sondern  es  fehlt 
uns  nicht  an  weiteren  Anhaltspunkten,  welche  diesen  Schluß  be- 
stätigen. Einmal  wird  nämlich  gelegentlich  einer  Besprechung  der 
ArmenaUmentation  geradezu  der  Satz  aufgestellt :  ^)  „ok  er  \m  fraend- 
semi,  ef  jiriöja  broeöra  er  eöa  skyldara",  und  deutet  die  allgemeine 
Fassung  dieses  Satzes  darauf  hin,  daß  die  in  ihm  gezogene  Ver- 


89/118,    nur    daß    es    hier   ausdrücklich    heißt:    ok  telja   siÖan    knerunnu.  Ferner 

Konüngbök,  147/38:  telja  Jja  frsendsemi  at  dömi,  hefja  upp  at  systkinum,  ok  telja 
knerunnum;  StaÖarhölsbök,  130/165. 

^)  K  o  n  ü  n  g  s  b  6  k  ,  118/220:  enn  |)at  er  kneruÖr,  at  telja  fra  systkinum  ;  StaÖar- 
hölsbök, 56/64. 

2j  Erbenfolge  und  Verwandtschaftsgliederung  nach  den  alt-niederdeutschen 
Rechten  (1874). 

3)  Konungsbök,  113/194;  vgl.  80/136.  ebenda,  143/25—26. 
^)  StaÖarhölsbök,  87/113. 
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wandtschaftsgrenze  allerwärts,  und  nicht  bloß  auf  dem  Gebiete  des 
Armenrechtes  zu  gelten  hat ;  zweitens  aber  wird  den  Fremden  nord- 
germanischer Abkunft  nicht  nur  die  Klage  auf  die  Totschlagsbuße 
und  Wergeid  wegen  eines  auf  Island  erschlagenen  Verwandten  zu- 
gestanden, ^)  sondern  auch  die  Beerbungen  eines  hier  verstorbenen,  -) 
und  wird  nicht  nur  gelegentlich  der  ersteren  Bestimmung  wieder 
ohne  alle  Einschränkung  die  Definition  wiederholt:  „frsendr  enna 
vegno  manna,  |3at  ero  ]3riöja  brceörar  eöa  nänare  menn",  sondern  man 
wird  auch,  da  bezüglich  der  Untertanen  des  norwegischen  Königs 
wenigstens  das  Prinzip  der  Gleichstellung  mit  den  Einheimischen 
galt,  ^)  und  überdies  kein  Grund  abzusehen  ist,  warum  für  solche 
Stammesvettern  diese  Gleichstellung  nur  bezüglich  der  Blutklage  und 
des  Wergeidsbezuges,  nicht  aber  bezüglich  der  Erbberechtigung  ge- 
golten haben  sollte,  den  Schluß  ziehen  dürfen,  daß  auch  für  die  Is- 
länder das  Erbrecht  wie  der  Wergeidsbezug  usw.  nur  bis  zum  fünften 
gleichen  Grade  reichte. 

Neben  den  bisher  besprochenen  Bezeichnungen  für  die  entfern- 
tere Verwandtschaft  kennen  nun  freilich  die  isländischen  Quellen 
noch  eine  zweite  Reihe  von  solchen.  Sie  sprechen  von  „[jrimenn- 
ingar"  und  „fj  örmenningar",  oder  von  Leuten,  welche  mitein- 
ander „at  fimta  manni"  oder  „at  setta  manni"  sind,  und  ver- 
stehen darunter  Leute,  welche  im  dritten  oder  vierten,  beziehungs- 
weise im  fünften  oder  sechsten  gleichen  Grade  kanonischer  Kompu- 
tation verwandt  sind;  für  die  in  Mitte  liegenden  ungleichen  Grade 
braucht  man  ferner  die  Bezeichnung:  „at  l3riöja  ok  fjöröa",  „at 
fjöröa  ok  fimta"  u.dgl.,  und  versteht  darunter  Verwandte,  deren 
einer  im  dritten,  und  deren  anderer  im  vierten,  oder  wieder  deren 
einer  im  vierten  und  deren  anderer  im  fünften  Grade  vom  gemein- 
samen Stammvater  absteht.  Diese  Bezeichnungen  sind  indessen  un- 
zweifelhaft ledigHch  dem  kanonischen  Rechte  entlehnt,  und  sie 
werden  denn  auch  in  den  Rechtsquellen  nur  an  Stellen  verwendet, 
welche  kirchlichen  Ursprunges  sind ;  nur  sehr  allmählich  hat  die 
neue  und  kirchliche  Bezeichnungsweise  die  alte  und  nationale  zu 
verdrängen  gewußt,  und  es  kommt  vor,  daß  in  geschichtlichen 
Quellen  spätere  Bearbeitungen  an  derselben  Stelle  die  kirchliche  Be- 

^)  Konüngsbök,  97/172  und  173—74;  S  t  a  ö  ar  h  ö  1  s  b  ö  k  ,  300/340 — 41; 
vgl-  299/338. 

^)  Konüngsbök,  120/229;  vgl.  249/198;  S  t  a  ö  ar  h  ö  Is  b  ö  k ,  61/74 — 5. 
'^j  Konüngsbök,  247/195. 

*)  z.  B.  Konüngsbök,  J8/37;  S  t  a  ö  a  r  h  ö  1  s  b  ö  k  ,  120/157  und  121/157. 
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Zeichnung  der  Verwandtschaftsgrade  haben,  an  welcher  ältere  Bear- 
beitungen noch  die  nationale  zeigen.  ')  Es  wiederholt  sich  demnach 
hier  dieselbe  Erscheinung,  welche  auf  Island  auch  bezüglich  der  für 
die  Wochentage  gebräuchlichen  Bezeichnungen  stattgefunden  hat. 
—  Beachtenswert  ist  übrigens,  daß  das  isländische  Recht  der  Kirche 
und  ihren  Eheverboten  gegenüber  jene  ihm  eigentümliche  Verwandt- 
schaftsgrenze, welche  soeben  für  dasselbe  nachgewiesen  wurde,  keines- 
wegs völlig  aufgab,  wenn  es  dieselbe  ihr  gegenüber  auch  nicht  völlig 
unverändert  aufrecht  zu  halten  vermochte.  Schon  seit  dem  8.  Jahr- 
hundert ging  die  Disziplin  der  römischen  Kirche  dahin,  daß  die  Ehe 
unter  Verwandten  bis  zum  siebenten  gleichen  Grade  einschließlich 
als  verboten  galt,  und  seit  der  zweiten  Hälfte  des  Ii.  Jahrhunderts 
war  diese  Regel  für  die  gesamte  abendländische  Christenheit  gesetz- 
lich anerkannt;^)  die  isländische  Kirche  dagegen  behandelte  bis  in 
den  Anfang  des  13.  Jahrhunderts  hinein  die  Ehe  nur  bis  zum  fünften 
gleichen  Grade  einschließlich  als  absolut  verboten,  und  im  siebenten 
gleichen  Grade  sogar  als  absolut  erlaubt,  wogegen  ihr  im  fünften 
und  sechsten  ungleichen  Grade,  dann  im  sechsten  gleichen,  sowie 
im  sechsten  und  siebenten  ungleichen  Grade  das  Ehehindernis  nur 
noch  als  ein  relatives  galt,  soferne  die  angehenden  Eheleute  durch 
rechtzeitige  Erlegung  einer  bestimmten  Geldbuße  an  die  lögretta 
sich  von  jeder  weiteren  Ansprache  frei  machen  konnten.  ^)  Das  is- 
ländische Recht  hielt  demnach  seine  Verwandtschaftsgrenze,  wie  sie 
in  weltlicher  Beziehung  galt,  insoferne  auch  auf  dem  kirchUchen 
Gebiete  fest,  als  nur  innerhalb  dieser  die  Verwandtschaft  als  impe- 
dimentum  dirimens  behandelt,  und  wenn  zwar  die  Verwandtschaft 
auch  jenseits  dieser  Grenze  noch  in  gewissem  Umfange  als  impedi- 
mentum  impediens  behandelt,  und  somit  insoweit  dem  gemeinen 
kanonischen  Rechte  ein  gewisses  Zugeständnis  gemacht  wurde,  so 
reichte  doch  auch  dieses  nicht  mehr  bis  zum  siebenten  gleichen 
Grade,  als  welcher  nach  gemeinem  Rechte  verboten,  nach  isländi- 
schem Rechte  aber  schlechthin  erlaubt  war;  selbst  die  kirchHchen 
Gewalten  scheinen  dabei  diese  nur  sehr  beschränkte  Berücksichtigung 
des  kanonischen  Rechtes  anerkannt  zu  haben,  da  sogar  ein  Erlaß 

^)  vgl.  z.  B.  die  Kristni  s.,  6/10 — 11  mit  der  Olafs  s.  Tryggvasonar, 
142/285  der  FMS.  I  und  Flbk.  I,  S.  287. 

2)  vgl.  Richter-Dove,  Lehrbuch  des  Kirchenrechts  (ed.  7,  1874),  S.  287. 

3)  Konüngsbök,  1 44/31,  <^ann  144/30  und  163/60— I.  Die  letzteren  beiden 
Stellen  weichen  hinsichtlich  der  Höhe  der  Dispensgelder  voneinander  ab  und  scheinen 
darum  verschiedenen  Zeiten  anzugehören. 
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des  Erzbischofs  Eirikr  aus  dem  Jahre  Ii 89  nur  die  Eingehung  der 
Ehe  im  fünften  gleichen  Grade  oder  einem  näheren  mit  der  Ex- 
kommunikation bedroht.  ^)  Als  ferner  die  Kirche  zu  Anfang  des 
13.  Jahrhunderts  ihre  Disziplin  milderte,  und  das  IV.  lateranische 
Konzil  im  Jahre  121 5  das  Eheverbot  auf  den  vierten  gleichen  Grad 
der  Verwandtschaft  beschränkte,  erließ  man  freilich  zwei  Jahre  später 
(12 17)  auch  auf  Island  eine  Novelle,  welche  dieser  Veränderung- 
Rechnung  tragen  sollte ;  ^)  aber  diese  Novelle ,  welche  das  ältere 
unserer  beiden  Rechtsbücher  in  ziemlich  authentischer  Form  gibt, 
das  jüngere  dagegen  interpolationsweise  anstatt  jener  älteren  Vor- 
schriften in  seinen  Text  eingestellt  hat,  weicht  ebenfalls  wieder 
von  den  Vorschriften  jenes  neueren  kanonischen  Rechtes  sehr  erheb- 
lich ab.  Der  fünfte  gleiche  Grad  gilt  auch  jetzt  noch  als  ein  ver- 
botener, nur  freilich  als  ein  dispensabler,  und  als  dispensabel  gilt 
auch  noch  der  fünfte  und  sechste  ungleiche,  sowie  der  sechste  gleiche 
Grad,  wobei  wieder  die  Geldbußen  genau  bestimmt  sind,  welche  in 
jedem  einzelnen  Falle  zu  entrichten  kommen;  im  sechsten  und 
siebenten  ungleichen,  dann  im  siebenten  gleichen  Grade  erst  wird 
die  Eingehung  der  Ehe  als  eine  schlechthin  erlaubte  betrachtet. 
Mit  anderen  Worten :  die  Novelle  schiebt  die  Vorschriften  des  älteren 
isländischen  Rechtes  nur  um  einen  halben  Grad  zurück,  während 
das  lateranische  Konzil  die  Vorschriften  des  älteren  gemeinen  Rechtes 
um  volle  drei  Grade  zurückgeschoben  hatte;  aber  es  entspricht  den 
Konzilbeschlüssen  ebensowenig,  als  das  ältere  isländische  Recht  dem 
älteren  kanonischen  Rechte  entsprochen  hatte.  Der  vierte  und 
fünfte  ungleiche  Grad,  welcher  nach  dem  Konzile  schlechthin  erlaubt 
war,  galt  auf  Island  nach  wie  vor  als  absolut  verboten;  von  einem 
Erfordernisse  der  Dispensation  in  noch  entfernteren  Graden,  und 
von  einem  Erkaufen  dieser  Dispensation  gegenüber  der  weltlichen 
Behörde,  wie  beides  aus  dem  älteren  einheimischen  Rechte  in  die 
Novelle  übergegangen  ist,  wissen  die  Konzilbeschlüsse  vollends  nicht 
das  mindeste,  und  das  isländische  Recht  übertrifft  demnach  das  ge- 
meine Kirchenrecht  in  eben  dem  Maße  an  Strenge,  wie  es  vordem 
hinter  diesem  an  Strenge  zurückgeblieben  war.  —  Das  selbständige 
Verhalten  der  Novelle  vom  Jahre  12 17  gegenüber  den  Beschlüssen 
der  IV.  lateranischen  Synode  erklärt  sich  sehr  einfach  aus  dem  zähen 

1)  Diplom,  island.  I,  Nr.  71,  S.  286. 

2)  Annalar,  a.  1217:  foerÖ  fraendsemi  ok  ömegÖ  f  lögum ;  GuÖnnundar 
bps.  s.,' 67/507.    [Vgl.  übrigens  diese  Ausgabe  Bd.  II  S.  552  ff.] 

^)  Konüngsbök,  18/36—37;  Staöarhölsbök,  127/157. 
Maurer,  Verwandtschafts-  und  Erbrecht  nach  altnordischem  Rechte.  2 
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Festhalten  der  Isländer  an  dem  bei  ihnen  einmal  geltenden  Rechte ; 
minder  klar  liegen  dagegen  die  Gründe,  welche  das  ältere  isländi- 
sche Recht  bei  seinem  nicht  minder  selbständigen  Verhalten  dem 
älteren  kanonischen  Rechte  gegenüber  bestimmten.  Es  ist  bekannt/) 
daß  im  fränkischen  Reiche  während  des  8.  Jahrhunderts  die  Ehe  nur 
bis  zum  dritten  gleichen  Grade  schlechthin  untersagt  war,  wogegen 
sie  im  vierten  gleichen  Grade,  wenn  sie  eingegangen,  nicht  getrennt, 
vielmehr  den  Eheleuten  nur  eine  Buße  auferlegt  wurde;  daß  ferner 
vom  9.  Jahrhunderte  an  die  deutsche  Kirche  zwar  auch  schon  beim 
vierten  gleichen  Grade  die  Ehe  trennte,  aber  doch  wenigstens  über 
diese  Grenze  hinaus  der  römischen  Disziplin  noch  nicht  folgte.  Nicht 
minder  ist  auch  bekannt,  -)  daß  die  englische  Kirche,  nachdem  sie 
anfänglich  mit  der  fränkischen  Disziplin  des  8.  Jahrhunderts  Hand 
in  Hand  gegangen  war,  jedenfalls  schon  am  Anfang  des  11.  Jahr- 
hunderts den  fünften  gleichen  Grad  bereits  als  verboten  betrachtete. 
Es  besteht  demnach  die  Möghchkeit,  daß  das  isländische  Recht  seine 
von  der  römischen  Disziplin  so  weit  abweichenden  älteren  Vor- 
schriften aus  dem  Auslande,  und  zwar  insbesondere  aus  England  be- 
zogen, und  vielleicht  nur  hinterher  etwas  eigentümlich  ausgeprägt 
habe,  um  sie  der  römischen  Disziplin  mehr  anzunähern.  Eben  damit 
entsteht  aber  für  uns  auch  die  Frage,  ob  nicht  vielleicht  der  fünfte 
gleiche  Grad  als  Grenze  der  Verwandtschaft  in  das  weltliche  Recht 
Islands  erst  vom  geistlichen  Rechte  aus  herübergenommen  w^orden 
sei,  während  das  ältere  einheimische  Recht  eine  Sibbezahl  vielleicht 
überhaupt  nicht  gekannt  hatte ;  indessen  kann  diese  Frage  vom  Stand- 
punkte des  isländischen  Rechtes  aus  nicht  gelöst  werden,  und  das 
Prinzip  der  Berechnung  der  Verwandtschaftsgrade  läßt  sie  jedenfalls, 
wie  sie  auch  entschieden  wxrde,  unberührt. 

In  den  norwegischen  Rechtsquellen  werden  hinwieder- 
um die  Bezeichnungen:  naesta  broeöra,  annarra  broeöra,  |jriöja  broeöra 
niemals  gebraucht,  so  daß  sie  als  spezifisch  isländische  betrachtet 
werden  müssen;  die  norwegischen  Quellen  pflegen  dieselben  aber 
auch  durch  keine  andere  nationale  Terminologie  zu  ersetzen,  ge- 
brauchen vielmehr  regelmäßig  nur  jene  aus  dem  kanonischen  Rechte 
entlehnten  Bezeichnungen,  welche  wir  bereits  im  isländischen  Rechte 
neben  den  nationalen  vorfanden,  also  Bezeichnungen  wie  „l)rimenn- 


^)  vgl.  Richter-Dove,  ang.  O, 

2)  vgl.  V.  Amira,  Erbenfolge,  S.  80— 82. 
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in  gar",  ^)  „fermenningar"  oder  „fj  ö  r  m  e  n  n  1  n  gar",  ^)  oder 
wieder  „3  manna  frsendsemi", '^j  „l>eir  sem  fjöröa  manne 
eru",  „l3eir  er  fimta  manne  ero",  „l^eir  er  setta  manne  ero 
at  frae  n  dsemi",  dann  „at  fjöröa  manni",  „at  fimta  manni"  ^) 
u.  dgl.  m.  Indessen  fragt  sich  doch,  ob  nicht  etwa  auch  in  Nor- 
wegen ursprüngHch  eine  eigene  und  neutrale  Art,  die  Grade  zu  be- 
rechnen und  zu  bezeichnen,  gegolten  habe,  welche  nur,  ähnlich  wie 
auf  Island,  hinterher  durch  jene  kirchliche  Bezeichnungs-  und  Be- 
rechnungsweise verdrängt  wurde,  und  es  scheint  in  der  Tat  mög- 
lich, noch  ziemlich  sichere  Spuren  einer  solchen  in  unseren  Rechts- 
büchern nachzuweisen.  ^)  Das  jüngste  unserer  Rechtsbücher,  das 
von  prändheimr,  spricht  bei  Gelegenheit  der  Regelung  der  verbotenen 
Verwandtschaftsgrade  aus,  ')  daß  man  bei  Berechnung  der  Blutsfreund- 
schaft von  zwei  Geschwistern  ab  beiderseits  sechs  Personen  herab- 
zählen, und  erst  bei  der  siebenten  heiraten  solle ;  daß  ferner,  wer 
die  Witwe  eines  Verwandten  heiraten  wolle,  von  zwei  Geschwistern 
herab  vier  Personen  zählen,  und  erst  bei  der  fünften  heiraten  solle; 
daß  es  endlich  ebenso  gehalten  werden  solle,  wenn  jemand  eine 
Verwandte  seiner  früheren  Frau  heiraten  wollte.  Es  werden  dem- 
nach zwei  bestimmt  bezeichnete  Fälle  der  Verschwägerung  von  dem 
Falle  der  Blutsfreundschaft  unterschieden,  und  wird  für  jene  der 
fünfte,  für  diesen  aber  der  siebente  gleiche  Grad  als  der  erste  er- 
laubte bezeichnet;  wenn  dabei  ferner  zwar  die  gebrauchte  Ausdrucks- 
weise an  und  für  sich  zweifelhaft  lassen  könnte,  ob  die  Geschwister, 
von  denen  die  Zählung  der  Grade  ausgehen  soll,  in  deren  Zahl  ein- 
gerechnet oder  außerhalb  der  Zählung  belassen  sein  will,  ob  also 
eine  der  isländischen  oder  eine  der  kanonischen  Komputation  ent- 


^)  neuerer  B|)KrR.  21;  neuerer  G|)KrR.  30;  Jons  KrR.  47;  aber  auch 
Landsl.,  Erföat.  7,  Nr.  12. 

^)  Landsl.,  Mannh.  8  und  Ii;  Kaupab.  2. 

Fr{)L.  VIII,  9.  ebenda,  VI,  II  ;  VIII,  15. 

neuerer  B|)KrR.  21;  neuerer  G|>KrR.  30;  Jons  KrR.  47. 
^)  vgl.  meinen  Aufsatz:    ,,Die  Berechnung   der  Verwandtschaft,  nach  altnor- 
wegischem Rechte",  in  den  Sitzungsberichten  der  Münchener  Akademie  d.  W.,  1877,, 
II,  S.  235-53. 

Fr|)L.  III,  I  ;  Svä  er  mcellt,  at  engi  skal  taka  kono  1  ^tt  si'na  annars  kostar 
en  msellt  er  ok  biskup  loeyfÖi  ä  Mostrarjn'ngi,  ok  allir  menn  vuröu  äsättir.  Telja  skal 
fra  systkinum  tveim  6  menn  ä  hvärntveggja  veg,  ok  taka  at  hinum  sjaunda ;  en  ef 
maÖr  vill  taka  kono  J)ä  er  frcendi  hans  ätti,  ])ä  skal  telja  fjöra  menn  ä  hvärntveggja 
veg  frä  broeÖrum  tveim,  ok  taka  at  hinum  fimta.  Svä  skal  hitt  sama  telja,  ef  ma?>r 
vill  taka  fraendkono  Jjeirrar,  er  hann  ätti  äÖr.    Wörtlich  ebenso  Sverris  KrR.  56. 
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Sprechende  Berechnungsweise  zugrunde  Hege,  so  läßt  sich  doch  dieser 
Zweifel  durch  Heranziehung  der  Schlußbestimmung  des  Paragraphen 
leicht  beseitigen.  Es  wird  nämhch  hier  gesagt,  daß  die  Eingehung 
der  Ehe  unter  Geschwisterkindern  mit  einer  Buße  von  drei  Mark 
belegt  sei,  und  daß  von  hier  ab  die  Buße  mit  jedem  Grade  um  zwei 
Unzen  Silberwerts  falle,  infolgedessen  aber  für  den  sechsten  Grad 
auf  eine  Mark  zu  stehen  komme.  Da  der  Unzen  acht  auf  die  Mark 
gehen,  ist  klar,  daß  diese  Bezeichnung  nur  zutreffen  kann,  wenn  wir 
annehmen,  daß  erstens  die  drei  Mark,  welche  von  Geschwisterkindern, 
und  die  Mark,  welche  vom  sechsten  Grade  zu  erlegen  sind,  nicht  in 
Silberwert,  sondern  in  gewöhnlichem  Zahlwcrte  vorgesetzt  seien, 
welcher  letztere,  wie  wir  aus  geschichtlichen  Quellen  wissen,  nur 
halb  so  hoch  stand  als  der  erstere,  und  daß  zweitens  die  Geschwister 
bereits  als  erster  Grad  gezählt  wurden;  unter  dieser  Voraussetzung, 
aber  auch  nur  unter  dieser,  führt  der  dritte,  vierte,  fünfte  und  sechste 
gleiche  Grad  von  den  3  Mark  gewöhnlichen  Zahlwertes  der  Ge- 
schwisterkinder oder  des  zweiten  gleichen  Grades  auf  2^/2,  2,  1^2 
und  J  Mark  desselben  Wertes  herab.  Auch  eine  weitere  Stelle  des- 
selben Rechtsbuches  spricht  geradezu  aus,  daß  der  sechste  gleiche 
Grad  kanonischer  Komputation  der  letzte  verbotene  sei,  -)  indem  hier, 
nachdem  vorher  die  Wergeidsbezüge  der  Geschwisterkinder  und 
Nachgeschwisterkinder  besprochen  worden  waren,  sofort  zu  den  Be- 
zügen des  vierten,  fünften  und  sechsten  Grades  übergegangen,  und 
sodann  die  Bemerkung  beigefügt  wird,  daß  über  diesen  Grad  hinaus 
Wergeid  nicht  mehr  gegeben  noch  genommen  werde,  weil  mit  ihm 
die  Verwandtschaft  zu  Ende  und  die  Heirat  erlaubt  sei.  Vollkommen 
fest  steht  hiernach,  daß  unser  Rechtsbuch  der  kanonischen  Kompu- 
tation folgt,  nicht  der  isländischen,  und  nicht  minder  fest,  daß  es 
zwar  den  siebenten  gleichen  Grad  kanonischer  Komputation  ebenso 
wie  das  ältere  isländische  Recht  als  den  ersten  erlaubten  hinstellt, 
aber  von  relativ  erlaubten,  resp.  dispensablen  Graden,  wie  sie  dieses 
letztere  Recht  kannte,  nichts  weiß.  Wir  können  aber  überdies  auch 
feststellen,  daß  der  Text  unseres  Rechtsbuches  an  der  hier  fragHchen 
Stelle  aus  dem  Schlüsse  des  12.  Jahrhunderts  stammt.  Wenn  näm- 
hch zwar  im  allgemeinen  nicht  bestritten  werden  kann,  daß  der  uns 

^)  ang.  O.  En  ef  inaÖr  tekr  broeÖrüng  si'na  ec^a  systrüng,  |)a  er  {jar  si'(^ast  3 
marka  sekt.  En  upp  fra  J)vi'  sem  fra^ndsemi  öskyldist,  \)a  skulu  falla  2  aurar  silfr- 
metnir  af  kne  hverju ;  J)ä  verHr  J^at  raörk  at  setta  kne.  Samu  lund  er  um  sifskape. 
Ebenso  Sverris  KrR.  56  und  BjarkR.  III,  66. 

2)  FrI)L.  VI,  II. 


§  3«    Die  Berechnung  der  Nähe  der  Verwandtschaft. 


21 


vorliegende  Text  der  FrpL.,^  und  insbesondere  des  zu  ihnen  ge- 
hörigen Christenrechtes,  wenn  auch  im  großen  und  ganzen  auf  der 
zwischen  K.  Magnus  Erlingsson  und  Erzbiscliof  Eysteinn  vereinbarten 
Redaktion  beruhend,  doch  noch  in  späterer  Zeit  mehrfache  Ver- 
änderungen und  Zusätze  erfahren  hat,  so  ist  doch  klar,  daß  dies  be- 
züglich unserer  Stelle  nicht  der  Fall  ist.  Wäre  gelegentlich  der  Über- 
arbeitung des  Rechtsbuches  im  Jahre  1244  oder  wieder  1260  an 
dieser  Stelle  irgendwelche  wesentliche  Veränderung  getroffen  worden, 
so  würde  dieselbe  zweifellos  eine  Berücksichtigung  der  vom  IV.  late- 
ranischen Konzile  (1215)  getroffenen  Neuerungen  zeigen,  wie  dies 
bezüglich  der  Legislation  des  K.  Magnüs  lagaboetir  aus  den  Jahren 
1267  und  1268  wirklich  der  Fall  ist;^)  daß  diese  Neuerungen  voll- 
kommen unberücksichtigt  blieben,  erklärt  sich  vielmehr  nur  aus  dem 
Umstände,  daß  man  es  in  der  Frage  beim  hergebrachten  Rechte 
belassen  wollte,  welches  uns  somit  in  unserem  Texte  unverändert 
vorliegt.  Ob  aber  die  betreffenden  Bestimmungen  unseres  Textes 
durch  die  am  Schlüsse  des  12.  Jahrhunderts  entstandene  Redaktion 
der  FrpL.  neu  eingeführt,  oder  ob  sie  auch  in  diese  nur  aus  einer 
noch  älteren  Redaktion  derselben  herübergenommen  worden  seien, 
wird  natürlich  damit  noch  nicht  entschieden,  daß  der  Eingang  unserer 
Stelle  auf  die  vom  heil.  Olafr  und  seinem  Hofbischofe  Grimkell  am 
Möstrarjjfnge  getroffenen  Bestimmungen  Bezug  nimmt;  daß  wenig- 
stens in  Bezug  auf  die  Wortfassung  der  Stelle  die  verlorene  ältere 
Redaktion  des  Rechtsbuches  von  dessen  uns  vorliegendem  Texte 
abwich,  läßt  sich  vielmehr  sogar  direkt  wahrscheinlich  machen.  Ein 
Auszug  aus  dem  älteren  Stadtrechte,  welcher  für  die  Stadt  Niöarös 
bestimmt  war  und  somit  unzweifelhaft  an  die  FrpL.  sich  anlehnte, 
stellt  an  einer  hierher  gehörigen  Stelle  der  Heirat  mit  einer  Bluts- 
freundin die  Heirat  mit  einer  Gevatterin  oder  mit  einer  „frsendleif" 
gegenüber;'^)  es  wird  demnach  hier  ein  altertümlicher,  übrigens  auch 
in  anderen  älteren  Christenrechten  wiederkehrender  Ausdruck  für 
die  Witwe  eines  Blutsfreundes  gebraucht,  während  unser  Text  der 
FrpL.  dafür  die  farblose  Umschreibung  gibt:  „konu  |iä  er  frsendi 
hans  ätti",  und  kann  doch  kaum  bezweifelt  werden,  daß  dieser  Aus- 
druck nur  aus  einer  älteren  Redaktion  desselben  Rechtsbuches  her- 

1)  neuerer  B|)KrR,  21;  neuerer  G|)KrR.  30. 

-)  BjarkR.  I,  9;  Engi  maÖr  skal  taka  fraendkono  si'na  1'  kaupänge  heldr  en  1 
heraÖe  nänare  en  1  lagum  er  ma?lt.  En  ef  maÖr  tnekr  guÖsifju  si'na  1  kaupänge  eÖa 
fr?endleif  si'na,  J)ä  liggr  slikt  viÖ  1'  kaupänge  sem  1  heraÖe,  SHkau  kristindom  eigum 
ver  at  hafa  i  kaupänge  sem  mcelt  er  allra  manna  millum  ä  lögj)i'ngi. 
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stammen  konnte.  In  den  GI)L.  fmdet  sich  nun  aber  eine  Vorschrift, 
deren  ParalleHsmus  mit  den  Bestimmungen  der  FrI)L.  keinem  Zweifel 
unterHegcn  kann,  deren  Ausdrucksweise  jedoch  in  mehrfacher  Be- 
ziehung eine  sehr  auffäUige  ist.  Es  heißt  hier,  ^)  daß  die  Ehe  unter 
Bkitsfreunden  erst  im  siebenten  Knie  und  siebenten  GHede  erlaubt 
sei,  die  Ehe  mit  anderen  Weibern,  welche  unsere  Blutsfreundinnen 
sind,  erst  im  fünften  Knie  und  fünften  Gliede,  endlich  die  Ehe  eines 
Witwers  mit  einer  Blutsfreundin  seiner  früheren  Frau  nur  von  dem- 
selben Grade  an.  Dieselben  drei  Fälle,  welche  in  der  oben  be- 
sprochenen Stelle  der  FrpL.  besprochen  werden,  sind  demnach  auch 
hier  unterschieden,  und  ebenso  ist  die  Grenze  der  verbotenen  Grade 
hier  wie  dort  ganz  gleichmäßig  gezogen ;  sehr  anstößig  ist  aber  dabei 
einmal,  daß  erst  der  siebente  und  dann  der  fünfte  gleiche  Grad 
kanonischer  Komputation  zugleich  als  das  siebente  und  resp.  fünfte 
Knie  und  als  das  siebente  und  fünfte  Glied  bezeichnet  wird,  während 
doch  die  eine  dieser  Bezeichnungen  völlig  genügen  müßte,  wenn, 
wie  dies  die  Gleichheit  der  Ziffern  anzudeuten  scheint.  Knie  und 
Glied  wirklich  gleichwertige  Begriffe  wären,  anstößig  aber  zweitens 
auch,  daß  im  zweiten  Satz  statt  der  „konur  ]i3er  er  fraendi  hans  ätti" 
der  FrpL.  nochmals  die  „fraindkonur"  genannt  werden,  für  deren 
Behandlung  der  vorangehende  erste  Satz  doch  bereits  eine  ganz  an- 
dere Regel  aufgestellt  hatte.  Die  letztere  Schwierigkeit  läßt  sich 
leicht  heben,  wenn  man  sich  erinnert,  daß  in  der  ältesten  Redaktion 
der  FrpL.  augenscheinlich  für  jene  Weiber  der  Ausdruck  frsendleifar 
gebraucht  worden  war,  welcher  erst  hinterher  mit  jener  Umschrei- 
bung vertauscht  wurde;  in  der  Olafschen  Redaktion  der  GpL.  wird 
eben  auch  dieselbe  Bezeichnung  gestanden  sein,  welche  dann,  früh- 
zeitig außer  Gebrauch  gekommen,  sei  es  nun  in  der  Magnüsschen 
Redaktion  oder  in  dem  kompilierten  Texte,  in  welchem  uns  die 
Stelle,  mit  „Bäöir  maelto  l)etta''  bezeichnet,  allein  vorUegt,  mit  einem 
verständhcheren  Ausdrucke  vertauscht  werden  wollte,  und,  sei  es  nun 
bei  dieser  Gelegenheit  oder  auch  nur  durch  einen  späteren  Ab- 
schreiber, mag  der  geläufigere,  aber  allerdings  hier  keinen  ver- 
nünftigen Sinn  gebende  Ausdruck  fraendkonur  in  den  Satz  gekommen 
sein.    Die  erstere  Schwierigkeit  läßt  sich  dagegen  nicht  ebenso  ein- 

^)  GJ)L.  24:  |)at  er  nü  |)vi'  noest,  at  värr  skal  engi  eiga  frcendkono  si'na  at 

kono  ser.  En  oss  er  sva  lofat  at  taka  at  sjaunda  kne  ok  sjaunda  liö  fraendkonur 

varar;  en  konur  ])xr  aÖrar,  er  frtendkonur  värar  eru,  at  limta  kne  ok  fimta  liÖ.  Sva 
J)3er  konur,  er  J)Der  eigo  frsendsemi  saman,  kona  sü  er  hann  atti  aÖr,  ok  hin  er  hann 
tekr.  —  Fehlt  in  C. 
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fach  und  bündig  lösen;  doch  wird  man  bezüghch  ihrer  die  Ver- 
mutung wagen  dürfen,  daß  ursprüngUch  eine  zweifache  Berechnung 
der  Grade,  nach  Knien  und  nach  Ghedern,  vorgelegen  haben  möge, 
von  denen  nur  die  eine  die  des  kanonischen  Rechts  gewesen  sei, 
während  die  andere  abweichende  Ziffern  zeigte,  welche  erst  hinterher 
durch  den  Kompilator  oder  auch  den  Schreiber  unseres  Textes 
mißverständlich  gleichgemacht  wurden ;  mag  sein,  daß  die  kanonische 
Komputation  der  Magnüsschen  Redaktion  angehört  hatte,  während 
die  Olafsche  noch  eine  andere  und  nationale  Berechnungs-  und  Be- 
zeichnungsweise gekannt  hatte.  Zu  einer  ähnlichen  Vermutung 
drängt  auch  die  Betrachtung  des  älteren  Christenrechtes  von  Vikin. 
Von  den  drei  Rezensionen  dieser  Quelle,  deren  jede  bezüglich  der 
hier  fraglichen  Stelle  nur  durch  eine  einzige  Hs.  vertreten  wird,  sagt 
die  erste,  daß  niemand  eine  Blutsfreundin  heiraten  dürfe,  welche 
ihm  näher  verwandt  sei  als  im  fünften  Knie,  eine  Witwe  eines  Ver- 
wandten (fraendleif)  aber  im  fünften  Grade  nach  der  zweiten  und 
dritten  dagegen  soll  niemand  eine  Blutsfreundin  heiraten  dürfen,  die 
ihm  näher  als  im  siebenten  Knie  verwandt  ist,  woneben  der  dritte 
Text  die  Ehe  mit  der  fraendleif  im  fünften  Grade  zuläßt,  der  zweite 
dagegen  die  unverständhchen  Worte  beifügt:  „und  im  fünften  Grade 
der  Verwandtschaft",  Man  sieht,  aus  der  fraendleif,  welche  Text 
I  und  III  richtig  festhalten,  ist  in  Text  II  ähnlich  wie  in  den  GpL. 
„at  fraendsemi"  geworden,  ein  reiner  Unsinn;  man  sieht  aber  auch, 
daß  in  Text  I  zwar  bezüglich  der  fr^ndleif  die  Worte  „at  fimta 
manne"  stehen  wie  in  II  und  III,  dagegen  bezüglich  der  fraendkona 
„at  fimta  kne",  während  II  und  III  „at  sjaunda  kne"  lesen.  Die  letztere 
Lesart  ist  nun  insoferne  entschieden  die  korrektere,  als  sie  die  nach 
kanonischer  Komputation  richtige  Ziffer  bei  der  fraendkona  bringt,  wie 
sie  die  in  allen  Texten  gleichmäßig  wiederkehrende  Benützung  eben 
dieser  Komputation  bei  der  fraendleif  fordert;  aber  doch  möchte  ich 
daraus  noch  nicht  folgern,  daß  in  I  die  Ziffer  5  einfach  in  7  zu 
emendieren  sei.  Bei  der  fr^ndleif  wird  in  allen  drei  Texten  der 
Ausdruck  „at  fimta  manni"  gebraucht,  während  bei  der  fraendkona 
alle  drei  vom  „kne"  sprechen;  möglich  bliebe  demnach,  daß  auch 
in  diesem  Rechtsbuche  ursprünglich  zwei  verschiedene  Berechnungs- 

^)  B{)L.  I,  15:  nd  skal  engi  maör  fä  fraendkonu  si'na  skyldri  en  at  fimta  kne, 
ok  at  fimta  manni  fraendleif. 

^)  B{)L.  II,  6:  nü  skal  engi  maÖr  fa  fraendkonu  sinnar  skyldri  en  at  sjaunda 
kne,  ok  fimta  manni  at  fraendsemi ;  ebenda,  III,  6:  nd  skal  engi  maÖr  fä  frsendkonu 
sinnar  skyldri  en  at  sjaunda  kne,  ok  at  fimta  manni  fraendleif. 
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und  Bezeichnungsweisen  nebeneinander  gebraucht  und  nur  hinterher 
in  den  uns  vorliegenden,  sämtHch  ziemlich  spät  geschriebenen  Texten 
in  verschiedener  Weise  zurechtgelegt  worden  wären.  Den  Ausschlag 
geben  dürfte  aber  die  entsprechende  Vorschrift  des  hochländischen 
Christenrechtes.  Diese  lautet  nach  der  einen  Hs.  der  älteren  Re- 
daktion dahin,  daß  man  bei  der  fraendkona  die  Verwandtschaft  bis 
zum  fünften  Knie  zählen  und  beim  siebenten  (d.  h.  Grade)  heiraten 
solle,  bei  der  frsendleif  dagegen  bis  zum  dritten  Knie  zählen  und 
beim  fünften  (d.  h.  Grade)  heiraten;^)  eine  zweite  Hs.  derselben  Re- 
daktion aber  läßt  bei  der  fraendkona  die  Verwandtschaft  von  dem 
Vater,  und  zwar  vom  sechsten  Knie  aus  zählen  und  beim  siebenten 
heiraten,  bei  der  fra^ndleif  aber  bis  zum  vierten  Knie  zählen  und 
beim  fünften  heiraten,  -)  und  mit  ihr  stimmt  auch  die  jüngere  und 
kürzere  Redaktion  überein.  Nun  ist  zwar  recht  gut  ersichtlich,  wie 
die  letztere  Lesart  durch  bewußte  Korrektur  aus  der  ersteren,  dem 
Schreiber  nicht  verständlichen  entstehen  konnte;  nicht  erklärbar  wäre 
aber,  wie  aus  der  letzteren  Lesart  die  erstere  hätte  werden  und  was 
irgend  einen  Schreiber  hätte  veranlassen  sollen,  sowohl  das  sechste 
Knie  als  das  vierte  in  das  fünfte  und  dritte  zu  ändern.  Die  erstere  und 
nicht  die  letztere  Lesart  muß  also  als  die  ursprünglichere  betrachtet 
werden;  sie  zeigt  aber  deutlich  eine  zweifache  Zählung  unterschieden, 
deren  eine,  da  das  letzte  verbotene  „Knie"  von  dem  ersten  erlaubten 
Grade  um  zwei  Ziffern  absteht,  der  anderen  um  einen  Grad  nach- 
folgt. Dabei  ergibt  die  Vergleichung  der  übrigen  Provinzialrechte, 
daß  diejenige  Zählung,  welche  die  höheren  Ziffern  zeigt,  die  des  ka- 
nonischen Rechtes  ist;  die  andere,  die  niedrigeren  Ziffern  zeigende 
Zählung  muß  also  eine  ältere,  nationale  gewesen  sein,  und  zwar  ganz 
dieselbe  mit  der  national-isländischen,  da  die  um  eine  Ziffer  der  ka- 
nonischen nachstehende  Zählung  sich  nicht  füglich  anders  erklären 
läßt,  als  durch  die  Annahme,  daß  die  Geschwister  nicht  in  dieselbe 
einbezogen  worden  seien.  Fasse  ich  das  Ergebnis  der  bisherigen 
Erörterungen  nochmals  zusammen,  so  ergibt  sich,  daß  von  der  ältesten 
christlichen  Zeit  an  bis  in  den  Anfang  des  13.  Jahrhunderts  herab 
die  Grenze  der  verbotenen  Grade  in  allen  vier  Dingverbänden  ma- 
teriell gleich  gezogen  war,  daß  aber  die  formelle  Redaktion  der  be- 
treffenden Bestimmungen  zu   verschiedenen  Zeiten   und  vielleicht 

^)  EJ)L.  1,  30:  Nu  skal  telja  fraendsemi  {jeirra  1  fimta  kne  ok  taki  at  sjaunda; 
en  at  fr^endleif  teli  {)riÖja  kne,  ok  taki  at  fimta. 

2)  ebenda:  mi  skal  telja  fra  feÖr  fraendsemi  j)eirra,  telja  fra  setta  kne,  ok  taka 
at  sjaunda;  en  fraendleifa  skal  telja  f  fjörÖa  kne,  ok  taka  at  fimta.    Ebenso  II,  26. 
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überdies  auch  noch  in  den  verschiedenen  Dingverbänden  eine  etwas 
verschiedene  war,  und  zwar  einmal  insoferne,  als  die  ältere  Bezeich- 
nung der  Witwe  des  verstorbenen  Blutsfreundes  als  fr^endleif  (B[)L. 

I  und  III;  EpL.  I  und  II;  BjarkR.  I)  hin  und  wieder  in  jüngeren 
Texten  zu  einer  Korruptel  geführt  (GpL.  und  BpL.  II),  oder  aber 
einer  bloßen  Umschreibung  Platz  gemacht  hat  (Frl)L.),  sodann  aber 
auch  insoferne,  als  in  den  älteren  Texten  eine  nationale  Art,  die 
Verwandtschaftsgrade  zu  berechnen  und  zu  bezeichnen,  sei  es  nun 
allein  oder  neben  der  kanonischen  gestanden  war  (El)L.  I,  erste  Hs.), 
welche  in  den  späteren  zu  Korruptelen  geführt  hat  (GI)L. ;  BpL.  I), 
wenn  sie  nicht  völHg  der  kanonischen  weichen  mußte  (Frl)L.;  BI)L. 

II  und  III;  E[)L.  I,  zweite  Hs.  und  II).  Dabei  scheint  nach  der  äl- 
teren und  nationalen  Terminologie  der  Grad  als  „Knie''  bezeichnet 
worden  zu  sein,  welche  Bezeichnung  vielleicht  erst  hinterher  auch 
auf  die  kanonische  Komputation  angewendet  wurde  (FrpL.;  BjarkR.  III; 
BpL.  II  und  III;  EpL.  I,  zweite  Hs.  und  II).  Von  diesem  Ergebnisse 
aus  scheint  sich  aber  auch  eine  Stelle  des  kanonischen  Rechts  zu 
erklären,  deren  Auslegung  nicht  ohne  Schwierigkeit  ist,  nämlich  ein 
Erlaß  des  P.  Cölestin  III.  (1191 — 98),  welcher  in  die  Dekretalen- 
sammlung  des  P.  Gregor  IX.  übergegangen  ist.  ^)  Dem  P.  Cölestin 
war  aber  durch  eine  nicht  genannte  Persönlichkeit  vorgetragen 
worden,  daß  sein  Vorgänger,  P.  Hadrian  IV.,  zu  der  Zeit,  da  er  als 
Kardinallegat  in  Norwegen  sich  aufhielt,  also  im  Jahre  1152,  dem 
dortigen  Volke  die  Indulgenz  erteilt  habe,  im  sechsten  Grade  hei- 
raten zu  dürfen,  und  daß  nun  der  Zweifel  entstanden  sei,  was  zu 
gelten  habe,  wenn  von  den  beiden  Ehestandskandidaten  der  eine  im 
sechsten  oder  siebenten,  der  andere  aber  nur  im  zweiten  oder  dritten 
Grade  vom  gemeinsamen  Stammvater  abstehe.  Der  Papst  antwortet, 
daß  in  solchem  Falle  die  Ehe  als  verboten  zu  betrachten  sei,  indem 
dieselbe  nur  dann  als  erlaubt  gelten  könne,  wenn  beide  Nupturienten 
im  sechsten  Grade  von  dem  gemeinsamen  Stammvater  abstehen  und 
zwar,  wie  diesmal  ausdrücklich  beigefügt  wird,  „cognatione  secundum 
canones  computata''.  Da  erscheint  nun  in  hohem  Grade  auffällig, 
daß  nach  der  Dekretale  die  Ehe  im  sechsten  gleichen  Grade  ka- 
nonischer Komputation  bereits  erlaubt  sein  sollte,  während  sie  nach 
dem  übereinstimmenden  Zeugnisse  der  sämtlichen  norwegischen 
Provinzialrechte  in  diesem  Grade  noch  verboten  und  erst  im  siebenten 


^)  Cap.  3,  X,  De  consanguin.  et  affin.  (IV,  14);  vgl.  Jaffe,  Regesta 
pontificum,  Nr.  10,  S.  734. 
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erlaubt  war  und  der  Widerspruch  wird  um  so  anstößiger,  wenn  man 
erwägt,  daß  das  Zeugnis  der  Dekretale  auf  die  ganze  zweite  Hälfte 
des  12.  Jahrhunderts  sich  bezieht,  also  genau  auf  dieselbe  Zeit,  aus 
welcher  auch  die  entgegengesetzten  Angaben  unserer  Rechtsbücher 
stammen.  Es  dürfte  sich  aber  der  Widerspruch  sehr  einfach  durch 
die  Annahme  lösen  lassen,  daß  der  norwegische  Fragesteller,  welcher 
sich  an  P.  Cölestin  wandte,  der  nationalen  norwegischen  Zählung 
der  Verwandtschaftsgrade  sich  bedient  habe,  so  daß  sein  sechster 
Grad  in  der  Tat  dem  siebenten  der  kanonischen  Komputation  ent- 
sprach, und  daß  somit  nur  durch  ein  Mißverständnis  des  antwortenden 
Papstes  die  Deutung  dieses  Grades  im  Sinne  des  kanonischen  Rechts 
und  die  Beifügung  der  Bemerkung  „cognatione  secundum  canones 
computata"  veranlaßt  worden  sei.  Bestätigt  wird  diese  Annahme 
durch  den  Umstand,  daß  auch  nach  dem  älteren  isländischen  Rechte 
erst  der  siebente  gleiche  Grad  kanonischer  Komputation  erlaubt, 
dagegen  der  sechste  noch  verboten,  wenn  auch  dispensabel  war;  er 
legt  die  Vermutung  nahe,  daß  in  Norwegen  wie  auf  Island,  wahr- 
scheinlich durch  die  Disziplin  der  englischen  Kirche  veranlaßt,  ein 
von  den  Vorschriften  der  römischen  Kirche  abweichendes  und  mil- 
deres Recht  bezüglich  der  verbotenen  Verwandtschaftsgrade  sich 
eingebürgert  habe,  und  daß  P.  Hadrian,  selbst  ein  geborener  Eng- 
länder, dieses  mildere  Recht  ausdrücklich,  wenn  auch  vielleicht  nur 
in  etwas  modifizierter  Gestalt  anerkannt  habe,  natürlich  für  beide 
Länder  zugleich,  da  er  doch  wohl  nicht  gegen  die  beiden  isländischen 
Diözesen  der  norwegischen  Kirchenprovinz  anders  verfahren  konnte 
als  gegen  die  fünf  norwegischen. 

Durch  das  bisherige  hat  sich  ergeben,  daß  ursprünglich  in  Nor- 
wegen eine  nationale  Art,  die  Verwandtschaftsgrade  zu  berechnen, 
gegolten  hatte,  welche  vollkommen  der  isländischen  entsprach,  und 
daß  diese  nationale  Berechnungsweise  nur  dort  früher  und  voll- 
ständiger durch  die  kanonische  Komputation  verdrängt  wurde  als 
hier.  Ob  dabei  auch  die  isländische  Bezeichnung  der  gleichen  Grade 
als  naesta  brceöra,  annarra  broeöra,  [jriöja  brceöra  dem  norwegischen 
Rechte  geläufig  gewesen,  oder  ob  sie  erst  in  späterer  Zeit  auf  Island 
aufgekommen  sei,  ist  demgegenüber  eine  Frage  sehr  untergeordneten 
Werts  und  läßt  sich  überdies  nicht  mit  Sicherheit  bestimmen;  die 
AltertümHchkeit  der  betreffenden  Ausdrücke  läßt  mir  indessen  eine 
Entscheidung  im  ersteren  Sinne  wahrscheinlich  vorkommen.  Eine 
andere,  und  ungleich  bedeutsamere  Frage,  welche  indessen  gleichfalls 
nicht  mit  voller  Sicherheit  beantwortet  werden  kann,  ist  dagegen 
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die,  ob  das  norwegische  Recht  ebenso  wie  das  isländische  auch  auf 
weMichem  Gebiete  eine  bestimmte  Grenze  der  Verwandtschaft  ge- 
kannt habe,  und  wie  dieselbe  gezogen  gewesen  sei.  Ohne  den  in 
anderem  Zusammenhange  nachfolgenden  Erörterungen  irgendwie  vor- 
greifen zu  wollen,  will  ich  hier  nur  einige  Bedenken  zusammen- 
stellen, welche  sich  in  dieser  Richtung  erheben.  Nach  einer  Auf- 
zeichnung, welche  sich  selbst  als  ein  Weistum  bezeichnet,  das  eine 
Anzahl  namentlich  genannter  isländischer  Häuptlinge  in  der  zweiten 
Hälfte  des  ii.  Jahrhunderts  über  die  vom  heil.  Olafr  den  Isländern 
verliehenen  Privilegien  abgaben,  wird  den  Isländern  der  Anspruch 
auf  die  Erbschaft  seiner  in  Norwegen  verstorbenen  Verwandten  unter 
der  Voraussetzung  zuerkannt,  daß  sie  diesem  „n^sta  broeöra  eöa 
nänari",  d.  h.  mindestes  im  dritten  gleichen  Grade  kanonischer  Kom- 
putation verwandt  seien.  ^)  Nun  wissen  wir,  daß  den  Norwegern  auf 
Island  auf  privatrechtlichem  Gebiete  ausdrücklich  die  Gleichstellung 
mit  den  Einheimischen  eingeräumt  war,  und  daß  sie  insbesondere 
auch  ihre  auf  Island  versterbenden  Verwandten  bis  zum  fünften 
gleichen  Grade  beerbten ;  ^)  wir  werden  also  doch  wohl  annehmen 
dürfen,  daß  volle  Gegenseitigkeit  gewährt  werden  wollte,  und  daß 
somit  die  hier  und  dort  verschieden  gezogene  Verwandtschaftsgrenze 
eben  die  hier  und  dort  für  die  eigenen  Staatsbürger  geltende  ge- 
wesen sei.  Das  norwegische  Recht  gew^ährte  dem  Isländer  für  die 
Dauer  seines  Aufenthaltes  in  Norwegen  die  gleiche  Buße  nicht  nur 
mit  dem  gewöhnlichen  freien  Manne,  sondern  sogar  mit  dem  höldr 
oder  Stammgutsbesitzer;  wie  sollte  es  da  dazu  gekommen  sein,  ihn 
im  Erbrechte  schlechter  zu  halten  als  den  Einheimischen.  Dazu 
kommt,  daß  die  erbrechthchen  Bestimmungen  der  GpL.,  so  verwirrt 
sie  sind,  ^)  doch  erkennen  lassen,  daß  die  Grenze  des  Erbrechtes  auf 
die  Nachgeschwisterkinder,  also  den  dritten  gleichen  Grad,  anfänglich 
gesetzt  war,  wenn  dieselbe  auch  hinterher  wxiter  lierabgerückt  worden 
sein  mag;  gerade  die  Abweichung  des  älteren  Rechtes  von  dem 
neueren  scheint  in  unserem  kompilierten  Texte  die  in  ihm  herr- 
schende Verwirrung  angerichtet  zu  haben.  Endlich  ist  auch  zu  be- 
achten, daß  auch  die  FrJ^L.  ein  Erbrecht  zunächst  nur  bis  zum 
dritten  gleichen  Grade  einschheßlich  kennen,  und  weiterhin  beifügen, 
daß  erst  die  Könige  Sigurör  Jörsalafari,  Eysteinn  und  Olafr  dasselbe 


^)  Konüngsbök,  248/195. 

^)  ebenda,  247/195.  ^)  ebenda,  120/229;  Arfa  \).,  6/188. 

•^)  GI)L.  104  und  105. 
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l)is  zum  fünften  gleichen  Grade  einschließlich  erstreckten;^)  erst 
mittels  einer  den  Jahren  1103 — 15  angchörigen  Novelle  wäre  hier- 
nach dem  vierten  und  fünften  gleichen  Grade  ein  Erbrecht  zuge- 
standen worden.  Auf  Grund  dieser  drei  wohl  übereinstimmenden 
Zeugnisse  sollte  man  meinen,  daß  das  ältere  norwegische  Recht  wenig- 
stens auf  erbrechtlichem  Gebiete  die  Verwandtschaftsgrenze  schon 
beim  dritten  gleichen  Grade  gezogen,  und  erst  am  Anfange  des  12. 
Jahrhunderts  auf  den  fünften  gleichen  Grad  erstreckt  habe ;  indessen 
stehen  einer  solchen  Annahme  eben  doch  mancherlei  Bedenken  im 
Wege.  Ganz  abgesehen  von  der  Analogie  des  isländischen  Rechtes 
läßt  sich  nämlich  gegen  dieselbe  geltend  machen,  daß  auf  anderen 
Gebieten  die  Verwandtschaftsgrenze  im  norwegischen  Rechte  selbst 
ungleich  weiter  hinausgerückt  ist,  während  doch  kaum  wahrschein- 
lich erscheint,  daß  dieselbe  in  verschiedenen  Richtungen  verschieden 
gezogen  gewesen  ist.  So  schließt  zwar  eine  der  verschiedenen  Wer- 
geldstafeln,  welche  in  die  GpL.  Aufnahme  gefunden  haben,  die  drei- 
teilige Klasse  der  uppnämamenn  mit  den  Nachgeschwisterkindern; 
aber  sie  billigt  hinter  diesen  doch  auch  noch  der  entfernteren  Ver- 
wandtschaft einen  gewissen,  nur  freilich  geringeren  Anteil  an  dem 
Wergeide  zu,  ^)  und  zwar  eröffnet  sie  jenseits  der  uppnämamenn  eine 
neue  Zählung,  deren  Ziffern  von  i  — 13  fortlaufen,  worauf  mit  den 
Worten  geschlossen  wird:  „j^ä  er  fimtanda  manne  frsendseme  |)eirra". 
Der  14.  Mann  scheint  hiernach  durch  einen  Schreibverstoß  ausgefallen, 
aber  noch  zur  Verwandtschaft  gezählt  worden  zu  sein,  wogegen 
der  15.  kaum  noch  zu  dieser  im  rechtlichen  Sinne  gehört  zu  haben 
scheint;  an  die  kanonische  Komputation  darf  aber  selbstverständlich 
bei  diesen  Ziffern  ebensowenig  als  an  die  ältere  nationale  Zählweise 
gedacht  werden,  da  die  Ziffern  erst  nach  dem  dritten  gleichen  Grade 
zu  laufen  beginnen.  Eine  weitere  Wergeldstafel  desselben  Rechts- 
buches ist  augenscheinlich  nicht  vollständig  überHefert,  und  weiß 
doch  wohl  nur  aus  diesem  Grunde  von  einer  Beteihgung  der  ent- 
fernteren Verwandtschaft  über  die  Geschwisterkinder  hinaus  am  Wer- 
geide nichts  mehr;  die  am  Schlüsse  des  Rechtsbuches  angehängte 
Wergeldstafel  des  Bjarni  Maröarson^)  aber  läßt  die  Teilnahme  am 
Wergeide  bis  zum  sechsten  gleichen  Grade  kanonischer  Komputation 
einschließlich  reichen,  und  denselben  Weg  geht  auch  das  I)rändheimcr 


1)  FrI)L.  VIII,  9  und  15. 

G^L.  224—27;  vgl.  234—35.  3)  ebenda,  243—52. 

^)  ebenda,  316 — 19. 
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Recht  in  seiner  neuen  Redaktion,  ^)  während  sich  aus  dem  dürftigen 
Fragmente  einer  älteren  Redaktion,  welche  uns  erhalten  ist,  ^)  nicht 
erkennen  läßt,  ob  auch  diese  bereits  dieselbe  Bestimmung  enthalten 
hatte.  Nun  ist  zwar  allerdings  richtig,  daß  diese  letztere  Bestimmung 
lediglich  auf  eine  Einwirkung  des  geistlichen  Rechtes  auf  das  welt- 
liche zurückzuführen  sein  dürfte,  wie  sie  denn  auch  in  den  Frl)L. 
ausdrücklich  damit  motiviert  wird,  daß  „schwerlich  beides  sich  ver- 
einigen läßt,  Wergeidsbezug  und  Verschwägerung";  aber  auf  jene 
erstere  Angabe  der  GpL.  kann  ein  derartiger  Einwand  keine  An- 
wendung finden,  und  insoweit  ergibt  sich  demnach  immerhin  auf 
dem  Gebiete  des  Wergeidswesens  über  den  dritten  gleichen  Grad 
hinausreichende  Berücksichtigung  der  Verwandtschaft,  deren  Grenze 
sich  freilich  nicht  wohl  bestimmen  läßt.  ^)  So  wird  ferner,  und  zwar 
nach  den  beiden  Provinzialrechten,  von  denen  überhaupt  mehr  als 
das  Christenrecht  erhalten  ist,  der  Freigelassene  und  dessen  Deszen- 
denz vom  Freilasser  und  dessen  Nachkommenschaft  bis  zum  neunten 
Knie  beerbt,  worunter  doch  wohl  nur  der  neunte  gleiche  Grad 
kanonischer  Komputation  verstanden  werden  kann ;  auch  hier  also 
liegt  eine  aus  kirchlichen  Einflüssen  nicht  zu  erklärende,  weit  über 
den  dritten  Grad  hinausreichende  rechtliche  Wirksamkeit  der  Ver- 
wandtschaft bezeugt  vor.  Endlich  erscheint  auch  nicht  wohl  denk- 
bar, daß  man  mit  dem  unmittelbar  vorhergehenden  Grade,  nämlich 
den  Geschwisterkindern,  eine  neue  Gradzählung  nach  Knieen  ange- 
fangen haben  würde,  wenn  die  Verwandtschaft  wirklich  bereits  mit 
dem  dritten  gleichen  Grade  kanonischer  Komputation,  also  den 
Nachgeschwisterkindern,  ihre  Endschaft  erreicht  hätte,  wogegen  diese 
Zählweise  vollkommen  begreiflich  wird,  wenn  man  sich  die  Ver- 
wandtschaft noch,  wie  im  isländischen  Rechte,  über  eine  längere 
Reihe  von  Graden  erstreckt  denkt.  Man  möchte  demgegenüber  allen- 
falls auf  den  Gedanken  verfallen,  daß  in  Norwegen  vorübergehend 
eine  Beschränkung  des  Erbrechtes  auf  einen  engeren  Verwandten- 
kreis eingetreten  sei,  welche  hinterher  wieder  aufgehoben  worden 


1)  Fr|)L.  VI,  II. 

")  Norges  gamle  Love,  II,  S.  520 — 21. 

^)  Eine  Möglichkeit  wäre  freilich  die,  daß  man  jenseits  des  dritten  Grades  in 
der  Seitenlinie  alle  einzelnen  gleichen  und  ungleichen  Grade  bis  zum  sechsten  gleichen 
Grade  einschließlich  zu  zählen  hätte;  mit  Weglassung  der  Aszendenten  fiele  dann  der 
sechste  gleiche  Grad  richtig  auf  Ziffer  I5;  also  ersten  und  vierten,  zweiten  und  vierten, 
dritten  und  vierten  ungleichen  Grad  ;  vierten  gleichen  Grad  ;  ersten  und  fünften  usw. 
G^L.  106;  FrJjL.  IX,  11. 
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wäre,  und  es  fehlt  in  den  Geschichtsquellen  nicht  ganz  an  Stütz- 
punkten für  eine  solche  Vermutung.  Wiederholt  rühmen  diese  den 
Königen  Eysteinn,  Sigurör  und  Ölafr  die  Abschaffung  einer  Reihe 
sehr  drückender  Vorschriften  nach ,  welche  unter  der  dänischen 
Herrschaft  unmittelbar  nach  des  heil.  Ölafr  Tod  erlassen  worden 
waren ;  da  liegt  nun  die  Annahme  nahe,  daß  auch  die  ihnen  in  den 
FrpL.  zugeschriebene  Erweiterung  des  Erbrechtes  nur  als  Beseitigung 
einer  damals  eingeführten  Beschränkung  desselben,  und  somit  als 
Wiederherstellung  eines  älteren  Rechtszustandes  aufzufassen  sein 
möge.  Zu  dem  fiskalischen  Geiste,  welcher  jene  sämtHchen  Gesetze 
aus  der  Alfffuöld  charakterisiert,  würde  eine  Beschränkung  des  Erb- 
rechtes im  Hinblicke  auf  die  dadurch  bedingte  Erweiterung  der 
königlichen  Ansprüche  auf  das  dänarfe  recht  wohl  passen;  die  Ein- 
wendungen aber,  welche  sich  gegen  eine  derartige  Annahme  erheben 
lassen,  scheinen  keineswegs  schlechthin  beweisend.  Allerdings  er- 
wähnen die  Geschichtsquellen  weder  gelegentlich  der  Einführung  der 
Gesetze  in  der  dänischen  Zeit  eine  damals  eingetretene  Beschränkung, 
noch  gelegentlich  der  Wiederabschaffung  jener  Gesetze  durch  die 
genannten  drei  Könige  eine  damals  wieder  verwilligte  Erweiterung 
des  Erbrechtes ;  aber  wie  wenig  maßgebend  dieses  ihr  Schweigen  ist, 
zeigt  der  Umstand,  daß  diese  Erweiterung  wenigstens  durch  das 
ausdrückliche  Zeugnis  der  FrpL.  festgestellt  ist.  Allerdings  wird 
ferner  die  Beschränkung  des  Erbrechtes  auf  den  dritten  gleichen 
Grad  bereits  in  jenem  Weistume  als  bestehend  vorausgesetzt,  welches 
über  die  vom  heil.  Ölafr  den  Isländern  verliehenen  Privilegien  ab- 
gegeben wurde;  aber  die  Häuptlinge,  welche  dieses  Weistum  ab- 
gaben, beschworen  ja  nicht,  daß  die  von  ihnen  aufgezählten  Rechte 
vollständig  mit  den  von  dem  heil.  Könige  erteilten  zusammenfielen, 
sondern  nur,  daß  dieselben  nicht  über  das  Maß  der  von  diesem 
Könige  verwilligten  Privilegien  hinausgingen,  ^)  und  es  mochte  dem- 
nach recht  wohl  geschehen,  daß  sie,  von  der  durch  ihn  den  Isländern 
gewährten  Gleichstellung  mit  den  Norwegern  im  Erbrechte  ausgehend, 
diese  Gleichstellung  im  Sinne  ihrer  Zeit  ausdrückten,  während  die- 
selbe doch  zu  des  heil.  Ölafr  Zeit  zufolge  der  damals  in  Norwegen 
noch  weiter  ausgedehnten  verwandtschaftlichen  Erbberechtigung  dem 
Isländer  wie  dem  Norweger  ein  viel  weiter  reichendes  Maß  von 
Rechten  gewährt  hatte.    Mehr  als  der  Wert  einer  Hypothese  läßt 


^)  Konüngsbok,  248/197:  svör5u  til  Jjess  rettar,  sem  her  er  merkÖr,  at  I)ann 
rett  gaf  Ölafr  enn  helgi  Islendi'ngum,  eÖa  betra. 
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sich  indessen  trotz  allem  dem  der  obigen  Annahme  nicht  beilegen, 
und  die  Frage,  ob  und  welche  Verwandtschaftsgrenze  das  ältere 
norwegische  Recht  gekannt  habe,  läßt  sich  somit  vorläufig  mit 
Sicherheit  nicht  entscheiden. 

Bemerkt  muß  dagegen  zum  Schlüsse  noch  werden,  daß  in  der 
späteren  Zeit  die  Vorschriften  der  IV.  lateranischen  Synode  über 
die  kirchlichen  Eheverbote  wegen  Verwandtschaft  in  Norwegen 
schlechthin  rezipiert  wurden,  so  daß  also  nach  den  Gesetzbüchern 
aus  der  zweiten  Hälfte  des  13.  Jahrhunderts  der  vierte  gleiche  Grad 
kanonischer  Komputation  als  der  letzte  verbotene  galt;^)  ja  es  ging 
dieselbe  Verwandtschaftsgrenze  durch  das  gemeine  Landrecht  und 
Stadtrecht  auch  in  das  Erbrecht  über,  während  die  Järnsiöa  die- 
selbe in  dieser  Beziehung,  den  FrI)L.  sich  anschließend,  noch  beim 
fünften  gleichen  Grade  hatte  stehen  lassen.^)  Dieselbe  Einwirkung, 
welche  das  ältere  kanonische  Recht  in  früherer  Zeit  auf  die  Wer- 
geldstafel  einzelner  norwegischer  Rechtsquellen  ausgeübt  hatte,  übt 
demnach  hier  das  neuere  auf  das  norwegische  Erbrecht  der  späteren 
Zeit  aus. 


§  4.    Die  Gliederung  der  Verwandtschaft  in  engere  Gruppen. 

Innerhalb  der  Verwandtschaft  scheidet  sich  nach  altnordischem 
Rechte  eine  Reihe  einzelner  Gruppen  von  Verwandten  aus,  für  deren 
Angehörige  besondere  Grundsätze  der  rechtlichen  Behandlung  gelten; 
indessen  ist  das  Prinzip  der  Gruppierung  sowohl  als  das  Maß  ihrer 
rechtlichen  Wirksamkeit  in  verschiedenen  Fällen  ein  durchaus  ver- 
schiedenes, und  spricht  sich  diese  Verschiedenheit  zunächst  schon 
in  einer  Reihe  technischer  Bezeichnungen  aus,  welche  für  die  ein- 
zelnen Gruppen  gebraucht  werden.  Diese  verschiedenen  Gruppen 
sollen  hier  nun  der  Reihe  nach  besprochen  werden: 

I.  Die  tölumenn.  Das  isländische  Recht  unterscheidet, 
zunächst  freilich  nur  bezüglich  des  Erbrechtes,  einen  engeren 
Kreis  von  Verwandten  von  einem  weiteren,  und  bezeichnet  dabei 


^)  neuerer  BI)KrR,  21;  neuerer  GI)KrR.  30;  Jons  KrR.  47  und  Ä r n a 
bps.  KrR.  20/140. 

2)  Landslög,  ErfÖat.  7;  BjarkR.  7;  auch  Jönsbök,  13. 
Järnsiöa,  ErfÖat.  15. 
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die  Angehörigen  jenes  ersteren  als  Leute,  „er  talöir  heita  til 
arfs  i  lüg  um"/)  mit  dem  Beifügen:  „at  l^ar  raeör  eigi  fraend- 
semi";  es  sind  also  damit  die  jenen  engeren  Kreis  bildenden  Ver- 
wandten als  Leute  bezeichnet,  deren  Berufung  zur  Erbfolge  sich 
nicht  nach  den  sonst  geltenden  Regeln  der  Vervvandtschaftsnähe  be- 
mißt, und  welche  eben  darum  im  Gesetze  besonders  in  der  Ord- 
nung aufgezählt  werden  müssen,  in  welcher  sie  aufeinander  folgen 
sollen.  Es  sind  14  Personen,  auf  welche  diese  Bezeichnung  An- 
wendung findet;  dieselben  bilden  aber  lediglich  den  ersten  Grad  der 
aufsteigenden,  absteigenden  und  Seitenlinie,  und  ihre  Zahl  erklärt 
sich  sehr  einfach  daraus,  dal3  neben  den  Männern  auch  die  Weiber, 
neben  den  Geschwistern  vom  Vater  her  auch  die  von  der  Mutter 
her,  endlich  neben  den  ehelichen  Kindern  und  Geschwistern  auch 
die  unehelichen  besonders  gezählt  sind.  Der  engere  Kreis  umfaßt 
demnach  genau  dieselben  Verwandten,  für  welche  die  altnordische 
Sprache  besondere,  wurzelhafte  technische  Bezeichnungen  hat,  wenn 
wir  nur  von  den  Großeltern  und  Urgroßeltern  absehen  wollen,  für 
welche  sich  auch  noch  solche,  wiewohl  seltener,  gebraucht  finden; 
genau  dieselben  Verwandten  ferner,  auf  welche  die  dem  isländischen 
Rechte  eigentümliche  Gradberechnung  noch  keine  Anwendung  fand, 
und  zwar  erklärt  sich  nunmehr  diese  Nichteinbeziehung  des  ersten 
Grades  in  die  Gradberechnung  einfach  daraus,  weil  bei  ihm  nicht 
die  für  den  weiteren  Verwandtenkreis  geltenden  Prinzipien,  sondern 
durchaus  individuell  geartete  besondere  Rücksichten  die  Reihenfolge 
der  Berufung  unter  den  einzelnen  Verwandten  regeln  sollten.  Aber 
die  eigentümliche  Behandlung  jenes  engeren  Kreises  beschränkt  sich 
keineswegs  auf  das  Erbrecht;  dieselbe  wiederholt  sich  vielmehr  auch 


^)  S  t  a  ö  ar  h  ö  1  s  b  ö  k  ,  56/64;  in  der  Konüngsbok,  118/220  nur  als  Refe- 
renz. In  einem  engeren  Sinne  bezeichnet  der  Ausdruck  ,,talÖir  til  arfs  1'  lögum"  nur 
die  echt  geborenen  Erben  ersten  Grades  in  Konüngsbok,  143/43  Stat^ar- 
hölsbök,  116/149;  vgl.  111/142.  Auch  in  Konüngsbok,  95/170  und  Staöar- 
hölsbük,  297/336  ist  der  Ausdruck  nur  für  den  ersten  Grad  gebraucht,  hier  aber 
die  unecht  Geborenen  mit  einschließend;  in  Konüngsbok,  249/198  und  StaÖar- 
hölsbök,  61/74  dagegen  bezeichnet  er  die  Leute,  die,  obwohl  unverwandt,  doch 
zur  provisorischen  Beerbung  von  Ausländern  zugelassen  werden,  weil  Verwandte  nicht 
anwesend  sind;  ganz  begreiflich,  weil  auch  bei  ihnen  ,,r3eÖr  eigi  frcendsemi".  Ab- 
norm wird  der  Ausdruck  nur  in  StaÖarhölsbök,  80/102  gebraucht,  nämlich  für 
alle  in  der  pj-bentafel  erwähnte  eheliche  Verwandte  bis  zum  dritten  gleichen  Grade 
einschließlich ;  aber  dabei  handelt  es  sich  um  ein  sehr  neues  Gesetz.  Dies  gegen 
V.  Finsen,  Glossar,  S.  584,  welcher  zwischen  denen,  ,,er  heita  talÖir  til  arfs  1 
lögum",  und  denen,  ,,cr  til  arfs  eru  talöir  1'  lögum"  unterschieden  wissen  will. 


§  4-    Die  Gliederung  der  Verwandtschaft  in  engere  Gruppen. 


33 


auf  allen  den  anderen  Gebieten,  auf  welchen  sich  die  Verwandtschaft 
überhaupt  wirksam  zeigt,  nur  daß  freilich  je  nach  Umständen  ein 
Teil  der  im  Erbrechte  jenem  Kreise  zugezählten  Personen,  wie  z.  B. 
Weiber,  Geschwister  von  der  Mutterseite  her  oder  unecht  Geborene, 
anderwärts  außer  Betracht  bleibt.    So  gilt  im  Armenrechte  die 
Regel,   daß  man  seine  Kinder,  Eltern  und  Geschwister  mit  allen 
Mitteln  und  nötigenfalls  mit  der  eigenen  Hände  Arbeit  ernähren 
muß,  ^)  und  daß  man  sich  ihnen  gegenüber  von  dieser  Verpflichtung 
auch  nicht  durch  Eingehung  eines  Verpfändungsvertrages  losmachen 
kann,  -)  während  man  zur  Verpflegung  entfernterer  Verwandter  nur 
dann  verpflichtet  ist,  wenn  man  ein  bestimmtes  Maß  von  Vermögen 
besitzt  und  durch  einen  bereits  vor  dem  Anfalle  der  Alimentations- 
pflicht abgeschlossenen  Verpfändungsvertrag  ohne  weiteres  von  aller 
und  jeder  Haftpflicht  frei  wird.    Allerdings  ist  die  Alimentations- 
pflicht des  nächsten  Erben  seinem  präsumptiven  Erblasser  gegen- 
über eine   ganz  ebenso   strenge,   wie  die  der  Verwandten  ersten 
Grades,  ohne  alle  Rücksicht  darauf,  ob  er  in  näherem  oder  fernerem 
Grade  mit  seinem  Erblasser  verwandt  sei,  und  dasselbe  gilt  auch 
von  der  Alimentationspflicht  des  Freilassers  gegenüber  seinem  Frei- 
gelassenen ;  allerdings  trifft  ferner  diese  strengere  Alimentationspflicht 
umgekehrt  die  unecht  geborenen  Kinder  und  Geschwister  als  solche 
nicht,  oder  vielmehr  nur  unter  der  Voraussetzung,  daß  sie  zugleich 
ihrer  Eltern  oder  Geschwister  nächstberufene  Erben  sind,  obwohl 
auch  sie  „talöir  til  arfs  f  lögum"  sind.^)    Aber  jene  erstere  Tatsache 
tut  der  Eigentümlichkeit  der  Behandlung  jenes  engeren  Verwandten- 
kreises keinerlei  Abbruch,  und  diese  letztere  ist  ledigHch  dadurch 
bedingt,  daß  die  Stellung  der  unechten  Geburt  nur  sehr  allmählich, 
und  darum  auch  nicht  auf  allen  Gebieten  des  verwandtschaftlichen 
Rechtes  gleichzeitig   und    gleichmäßig  geordnet  wurde.     Bei  der 
Altersvormundschaft  ferner  gilt  der  Anspruch  des  Vaters,  der 
Mutter  und  des  Bruders  von  der  Vatersseite  her  als  ein  unentzieh- 
bares,  während  entfernteren  Verwandten  gegenüber  ein  Einstands- 
recht (undanboö)  galt;*)  da  von  Kindern  der  Natur  der  Sache  nach 
in  diesem  Falle  nicht  die  Rede  sein  kann,  bleibt  demnach  nur  der 
Ausschluß  der  Schwester  neben  der  Zulassung  der  Mutter,  die  Aus- 
schließung des  Bruders  von  der  Mutterseite  her,  endlich  die  Aus- 

^)  StaÖarhölsbök,  81/105;  vgl.  111/142  und  Konüngsbök,  143/23. 
.2)  StaÖarhölsbök,  81/103;  Konüngsbök,  128/3. 
3)  StaÖarhölsbök,  111/142;  Cod.  AM.  315,  B  fol.,  1/227. 
*)  Konüngsbök,  122/230  und  233;  StaÖarhölsbök,  64/77 — 8  und  80. 
Maurer,  Verwandtschafts-  und  Erbrecht  nach  altnordischem  Rechte.  3 
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Schließung  der  unechten  Geburt  auffälhg,  alles  Abweichungen,  welche 
sich  ganz  in  derselben  Weise  wie  die  nicht  volle  Berücksichtigung 
der  unechten  Geburt  im  Armenrechte  erklären.  Bei  der  Ge- 
schlechtsvormundschaft, wie  sich  solche  im  Verlobungsrcchte 
ausprägt,  kommt,  immer  echte  Geburt  vorausgesetzt,  neben  dem 
Sohne,  dem  Vater  und  dem  Bruder  von  der  Vater-  sowohl  als 
Mutterseite,  noch  die  Mutter  für  ihre  Person  in  Betracht  und  die 
Tochter  und  Schwester  insoweit,  als  sie  verheiratet  ist  und  somit 
einen  Mann  hat,  der  für  sie  die  Verlobung  vornehmen  kann;  da- 
gegen läßt  unser  älteres  Rechtsbuch  die  unechte  Geburt  außer  Be- 
tracht, ^)  während  andere  Hss.  dieselbe  innerhalb  derselben  Grade, 
wie  sie  bezüglich  der  echten  Geburt  soeben  aufgezählt  wurden,  be- 
rücksichtigen, ^)  und  unser  jüngeres  Rechtsbuch  vollends  auch  noch 
die  Großeltern  und  Enkel,  sowie  die  Oheime  und  Neffen  herein- 
zieht, ^)  welche  letztere  durchaus  unorganische  Bestimmung  doch 
wohl  eher  aus  einem  Mißverständnisse  des  Kompilators  als  aus  einer 
wirklichen  Änderung  des  Rechts  zu  erklären  sein  dürfte.  Die  sämt- 
lichen Texte  lassen  nach  den  von  ihnen  namentlich  aufgezählten 
Personen  dem  „nänasti  niör",  d.  h.  dem  nächstberufenen  Verwandten, 
das  Verlobungsrecht  überkommen,  so  daß  also  der  Sinn  der  Unter- 
scheidung jenes  ersteren  engeren  Verwandtenkreises  von  der  ent- 
fernteren Verwandtschaft  wie  im  Erbrechte  nur  der  ist,  daß  die 
Regeln,  welche  bei  dieser  letzteren  die  Reihenfolge  der  Berufung 
regeln,  innerhalb  jenes  ersteren  keine  Anwendung  finden.  Dabei 
fällt,  im  älteren  Rechte  wenigstens,  jener  engere  Kreis  wieder  mit 
dem  ersten  Grade  der  Verwandtschaft  zusammen,  und  macht  auch 
hier  wieder  nur  die  Behandlung  der  Weiber  und  des  Weibsstammes 
einerseits  und  der  unechten  Geburt  andererseits  dem  Erbrechte 
gegenüber  sich  mehrfach  als  eine  eigentümliche  bemerkbar.  Wenn 
ferner  sechs  Weiber  aufgezählt  werden,  „l^aer  er  maör  ä  vigt  um", 
d.  h.  deren  geschlechtliche  Verletzung  den  Mann  berechtigt,  blutige 
Rache  zu  nehmen,  so  figurieren  darunter  wiederum  nur  Tochter, 
Mutter  und  Schwester,  neben  welchen  nur  freilich  auch  noch  die 
Ehefrau  steht,  welche  in  der  Verwandtschaftstafel  keinen  Platz  findet, 
sowie  die  Pflegemutter  und  Pflegetochter,  welche  in  einem  verwandt- 
schaftsähnHchen  Verhältnisse  stehen.  ^)    Das  Klagerecht  aber  wegen 

^)  Konüngsbök,  144/29. 

2)  Cod.  AM.  315,  B.  fol.,  1/227;  Belgsdalsbök,  48/240. 

3)  StaÖarh(-)lsb(3k,  I18/155. 

^)  Konüngsbök,  90/164;  StaÖarholsbök,  293/331. 
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Fleischesverbrechen,  die  legorössaka  aöild  also,  gewährt  eine, 
allerdings  jüngere  Hs.  genau  denselben  Personen  zu,  welche  talöir 
til  arfs  i  lögum  sind,  und  zwar  genau  in  derselben  Ordnung,  in 
welcher  sie  zur  Erbfolge  berufen  sind,  ehe  sie  auf  den  nänasti  niör 
zurückgreift,  ^)  wogegen  die  Staöarhölsbök  die  unecht  geborenen 
Brüder  und  Schwestern,  ^)  die  Konüngsbök  aber  nicht  nur  alle  un- 
echt Geborenen,  sondern  auch  die  echt  geborenen  Schwestern  weg- 
läßt;^) ob  der  letzteren  Auslassung  nur  ein  Schreibverstoß  zugrunde 
liegt,  oder  ob  dieselbe  mit  einer  nur  allmählich  und  ungleichmäßig 
erfolgten  Ausdehnung  der  Berechtigung  der  Weiber  auf  diesem  Ge- 
biete zusammenhänge,  muß  dahingestellt  bleiben.  Beim  Geben  und 
Nehmen  von  Wergeid  sind  nur  Vater,  Sohn  und  Bruder  zum 
höfuöbaugr,  d.  h.  der  Hauptzahlung  berufen,  ^)  und  bei  der  Berufung 
zur  Blutklage,  der  vigsakar  aöild  also,  werden  dieselben  Personen 
zunächst  allein  genannt,  sodann  aber  in  einem  besonderen  Absätze 
die  unecht  geborenen  Söhne  und  Brüder,  oder  auch  nur  die  ersteren 
erwähnt,  und  schließlich  wird  dann  in  letzter  Linie  wieder  der  nänasti 
niör  berufen.  ^)  Beim  Ablegen  eines  Zeugnisses  endhch  gelten 
Vater  und  Sohn,  dann  zwei  Brüder  nur  als  eine  einzige  Person,  und 
dieselben  Personen  sind  beim  stefnuvaetti  und  vielleicht  überhaupt 
der  Regel  nach  bei  Zeugnissen  nicht  verwendbar,  ^)  wogegen  freilich 
bei  einzelnen  Arten  des  Zeugnisses,  wie  beim  benjav^tti ")  und  beim 
säravsetti,  ^)  die  Unfähigkeit  ungleich  weiter  sich  erstreckt,  nämlich 
bis  zum  dritten  gleichen  Grade  einschUeßlich,  wie  beim  Geschworenen- 
dienste. —  Man  sieht,  in  allen  Beziehungen,  in  welchen  die  Ver- 
wandtschaft überhaupt  ihre  Wirkungen  zu  äußern  pflegt,  tritt  der 
erste  Grad  der  aufsteigenden,  absteigenden  und  Seitenlinie  als  ein 
ganz  vorzugsweise  und  in  ganz  eigentümlicher  Art  berechtigter  und 
verpflichteter  auf ;  die  Besonderheiten  aber,  welche  sich  in  Bezug  auf 
seine  Behandlung  auf  den  verschiedenen  hier  einschlägigen  Gebieten 
bemerkbar  machen,  beziehen  sich  lediglich  auf  die  verschiedene 
Stellung,  welche  in  verschiedenen  Fällen  den  Weibern,  den  unehelich 
Geborenen  und  allenfalls  auch  noch  der  mütterlichen  Verwandtschaft 


1)  Belgsdalsbök,  51/242,  -)  Staöarhölsbök,  145/177. 

^)  Konüngsbök,  156/48.  ebenda,  I13/193. 

^)  ebenda,  94/167 — 68;  Staöarhölsbök,  297/334—5;  Belgsdalsbök, 
56/244. 

^)  Konüngsbök,  77/126 — 27. 

ebenda,  87/152;  Staöarhölsbök,  280/310. 
Staöarhölsbök,  281/311. 
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angewiesen  wird,  auf  einen  Punkt  also,  welcher  teils  der  Natur  der 
Sache  nach  in  verschiedenen  Richtungen  verschieden  geregelt  werden 
mußte,  teils  aber  erweislichermaßen  in  den  nordischen  Rechten  im 
Verlaufe  der  Zeiten  mehrfache  Wandlungen  durchgemacht  hat,  be- 
züglich deren  es  nur  natürlich  ist,  wenn  dieselben  nicht  auf  allen 
Gebieten  des  verwandtschaftlichen  Rechtes  ganz  gleichmäßig  und 
gleichzeitig  durchgeführt  wurden. 

Im  norwegischen  Rechte  zeigen  sich  nur  sehr  verloschene 
Spuren  einer  ähnlich  bevorzugten  Stellung  des  ersten  Grades  erhalten. 
Die  G[)L.  sprechen  auf  erbrechtlichem  Gebiete  ebenfalls  von  Personen 
„er  talder  ero",  ^)  und  es  wird  für  diese  in  ihnen  sogar  die  kürzere 
Bezeichnung  als  „tölumenn"  gebraucht;^)  aber  diese  Ausdrücke 
bezeichnen  hier  etwas  anderes  als  im  isländischen  Rechte,  nämHch 
die  sämtlichen  Verwandten  männlichen  Geschlechts  bis  zu  den  Nach- 
geschwisterkindern einschließlich,  und  dazu  noch  Tochter,  Mutter  und 
Schwester  als  die  einzigen  Weiber,  welche  als  gleichfalls  erbberechtigt 
zwischen  jene  Verwandte  eingereiht  erscheinen,  sowie  den  ebenfalls 
zum  Erbrechte  zugelassenen  unechten  Sohn.  Hiernach  müßte  also 
der  Ausdruck  tölumenn,  so  lange  die  Verwandtschaftsgrenze  in  erb- 
rechtlicher Beziehung  mit  dem  dritten  gleichen  Grade  kanonischer 
Komputation  zusammenfiel,  ursprünglich  die  gesamte  erbberechtigte 
Verwandtschaft  umfaßt  haben,  und  wenn  unser  Text  zwar  neben 
ihnen  noch  eine  weitere  Kategorie  von  Erbberechtigten  kennt,  welche 
er  als  „jamnnänir  tölumönnum"  bezeichnet,  so  sind  in  ihr  doch  nur 
diejenigen  Weiber  begriffen,  welche  innerhalb  der  zu  den  tölumenn 
gerechneten  Grade  stehen,  und  hängt  demnach  dieses  Auftreten  einer 
den  letzteren  gegenüberstehenden  Klasse  von  Erbberechtigten  nur 
mit  einer  Erweiterung  der  den  Weibern  zustehenden  Erbansprüche 
zusammen.  Da  ist  nun  klar,  daß  der  Ausdruck  tölumenn  an  unserer 
Stelle  unmöglich  in  seiner  ursprünglichen  Bedeutung  stehen  kann. 
So  lange  das  Erbrecht  wirkHch  nur  bis  zum  dritten  gleichen  Grade 
gereicht  und  von  den  Weibern  nur  Tochter,  Mutter  und  Schwester 
umfaßt  hatte,  bedurfte  man  eines  Ausdruckes  nicht,  der  eben  nur 
die  erbberechtigte  Verwandtschaft  als  solche  bezeichnete,  da  ja  der 
Gegensatz  fehlte,  welcher  allein  jenen  Ausdruck  motivieren  konnte; 


1)  G|)L.  104:  Nu  ero  froenderföir  allar  taldar ;  J)eir  skolo  taka  fyrst,  er  talder 
ero,  ok  aller  aörer  jamnnaner,  fyrr  en  undir  konong  gange.    Vgl.  auch  105. 

2)  ebenda,  105:  Nu  ero  eigi  tölumenn  til,  ok  ero  menn  til  i  hofuÖbarm  ok  1' 
kvensvift,  usw.    Und  öfter  in  diesem  Paragraphen. 
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als  ferner  das  Erbrecht  der  Weiber  seine  spätere  Ausdehnung  erhielt, 
konnte  man  sich  zu  der  Erfindung  des  Ausdruckes  tölumenn  eben- 
sowenig veranlaßt  sehen,  da  es  ja  genügte,  die  neu  hinzugekommenen 
Erbberechtigten  lediglich  nach  ihrem  Geschlechte  zu  bezeichnen. 
Der  Ausdruck  tölumenn  muß  hiernach  entweder  ursprünglich  für 
einen  engeren  Verwandtschaftskreis  gegolten  haben,  als  für  welchen 
ihn  unser  Text  zu  brauchen  scheint,  oder  der  Verwandtenkreis,  für 
welchen  ihn  unser  Text  braucht,  kann  zur  Zeit  der  Entstehung  des 
Ausdruckes  nicht  die  gesamte  erbberechtigte  Verwandtschaft  um- 
faßt haben.  Für  die  erstere  Alternative  spricht  die  Analogie  des 
isländischen  Rechts,  und  gegen  die  zweite  der  weitere  Umstand,  daß 
man,  wie  sich  zeigen  wird,  für  umfangreichere  Gruppen  innerhalb 
der  Verwandtschaft  bereits  genügend  mit  anderen  Bezeichnungen 
versehen  war.  So  möchte  ich  demnach  annehmen,  daß  der  Aus- 
druck in  Norwegen  ursprünglich  wie  auf  Island  nur  die  Verwandten 
des  ersten  Grades  in  der  aufsteigenden,  absteigenden  und  Seiten- 
linie umfaßt  habe,  und  hiermit  mag  es  zusammenhängen,  daß  man 
den  Weibern  gerade  nur  in  diesem  Grade  ursprünglich  ein  Erbrecht 
zugestand;  als  dann  aber  hinterher,  sei  es  nun  durch  die  Gesetze  aus 
der  Alfffuöld,  oder  die  Neuerung  des  Sigurör  Jörsalafari  und  seiner 
Brüder,  oder  die  neue  Redaktion  des  Rechtsbuches  unter  K.  Magnus 
Erlingsson  Veränderungen  im  Erbrechte  sich  ergaben,  mag  der  Aus- 
druck seine  Bedeutung  gewechselt  haben,  falls  nicht  etwa  gar,  was 
ich  im  Grunde  für  das  Wahrscheinlichste  halten  möchte,  lediglich 
die  heillose  Unordnung,  welche  durch  den  Kompilator  unseres  Textes 
nachweisbar  angerichtet  wurde,  nur  der  Schein  eines  solchen  Wechsels 
in  seiner  Bedeutung  erzeugt  wurde.  —  Richten  wir  nun  aber  unseren 
Blick  über  das  Erbrecht  hinaus,  so  ergibt  sich  wenig  Aufklärung. 
Blutige  Rache  wird  um  sieben  Weiber  zu  nehmen  erlaubt,  nämlich 
um  die  Tochter,  Mutter  und  Schwester,  sowie  um  die  Ehefrau,  Stief- 
mutter, Schwiegertochter  und  Schwägerin ;  ^)  es  ist  also,  wenn  wir 
von  den  über  die  Verwandtschaft  hinausreichenden  Verhältnissen 
absehen,  wie  im  isländischen  Recht  der  erste  Grad,  welchem  dieser 
energische  Rechtsschutz  zuteil  wird.  Aber  hinsichtlich  der  Berufung 
zur  Altersvormundschaft,  dann  zur  Armenalimentation,  wird  einfach 
auf  die  bezüglich  des  Erbrechts  geltenden  Regeln  verwiesen ;  ^)  be- 

1)  G|)L.  i6o;  ebenso  FrJ)L.  IV,  39,  nur  daß  statt  der  Stiefmutter  die  Stief- 
tochter genannt  ist;  in  BJ)L.  II,  15  werden  dagegen  statt  der  7  Weiber  13  genannt, 
wobei  mit  der  Sohnestochter,  Brudertochter  und  Schwestertochter  auf  den  zweiten 
Grad  übergegriffen  wird.  -)  ebenda,  115. 
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züglich  der  Geschlechtsvormundschaft  wird  bei  Besprechung  der  Ver- 
lobung nur  der  Vater  und  der  Bruder  genannt,  ^)  und  bei  Besprechung 
der  Unzuchtsbußen  neben  diesen  beiden  nur  noch  der  nächste  Erbe 
erwähnt,^)  welcher  natürlich  auch  dort  hinzuzudenken  ist-  über  die 
Unfähigkeit  zum  Zeugnis  wegen  Verwandtschaft  sprechen  sich  die 
Quellen  überhaupt  nicht  aus,  und  da  die  Wergeidstafel  einen  höfuö- 
baugr  an  Vater  und  Sohn,  einen  brööurbaugr  an  den  Bruder  und 
einen  broeörüngsbaugr  an  die  Geschwisterkinder  geben  heißt,  ^)  läßt 
sich  auch  aus  ihr  ein  hierher  bezüglicher  Schluß  nicht  ziehen.  Aus 
den  FrpL.  aber  ist  der  Begriff  der  tölumenn  bereits  vollständig  ver- 
schwunden, und  die  beiden  anderen  Provinzialrechte  sind  nur  in 
ihrem  kirchenrechtlichen  Bestandteile  erhalten,  so  daß  sich  aus  ihnen 
über  die  hierher  gehörigen  Fragen  lediglich  gar  nichts  entnehmen 
läßt.  Entferntere  Schlüsse,  welche  sich  etwa  aus  der  Gestaltung 
einzelner  Rechtssätze  und  Rechtsinstitute  ziehen  lassen,  behalte  ich 
mir  bevor  später  je  an  ihrem  Orte  nachzuziehen. 

2.  Mannsstamm  und  Weibsstamm.  In  den  norwegischen 
GI)L.  wird,  und  zwar  sowohl  bei  Besprechung  des  Erbrechtes  als 
der  Wergeidstafel,  der  Gegensatz  der  k a r  1  s v i f t  und  kvennsvift 
erwähnt,  ^)  und  auch  im  isländischen  Rechte  kommen  beide  Aus- 
drücke, in  der  Form  karlsift,  kvennsift,  gebraucht  vor,  ^)  freilich  hier 
nur  im  Baugatal,  einem  Abschnitte  also,  welcher  sehr  entschieden 
norwegischen  Einfluß  verrät.  Im  gemeinen  Landrechte  wird  ein 
paarmal  die  Bezeichnung  karlleggr,  kvennleggr  gebraucht,*'') 
doch  so,  daß  dafür  die  Varianten  karlsvift  (karlsypt,  kalswit)  und 
kvennsvift  (kvensypt,  kvenswit),  oder  auch  karlkne  und  kvennkne 
vorkommen.  In  den  geschichtlichen  Quellen  wechseln  dieselben  Aus- 
drücke miteinander  ab,  wenn  z.  B.  die  eine  Quelle,  von  dem  Thron- 
folgegesetz des  K.  Haraldr  härfagri  sprechend,  sagt:  „setti  |)at  i  lögum, 
at  hans  ^ettmenn  skyldi  hverr  konüngdöm  eptir  sinn  fööur  taka,  en 
jarldöm  sä  er  i  kvennsvipt  vaeri  af  hans  yett  kominn",  setzt  die 
andere  dafür :  „ör  kvennlegg",  ^)  und   eine  dritte  „kvennborinn",  ^) 


1)  GI)L.  51.  2)  ebenda,  197. 

ebenda,  218 — 20;  243.  *)  ebenda,  105;  234;  235. 

Konüngsbök,  113/196. 
®)  Landslög,  ErfÖat.  7,   9   und    12;   ebenso  BjarkR.  7,   9   und    12  und 
Jönsbük,  ErfÖat.  9  und  12. 

'')  Heims  kr.  Haralds  s.  harfagra,  35/74;  ebenso  FMS.  I,  2/6;  Olafs  s. 
helga,  1/4  (edd.  Münch  und  Unger). 

Flbk.  I,  41.  9)  FMS.  IV,  1/8. 
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während  wieder  andere  Male  in  Bezug  auf  dasselbe  Gesetz  auch  der 
Ausdruck  „karlsift"  gebraucht  steht;  ^)  der  Ausdruck  „kvennkne''  aber 
kommt  nicht  nur  an  einer  weiteren  Parallelstelle  als  Variante  vor,  ^) 
sondern  er  steht  anderwärts  auch  gebraucht  für  einen  einzelnen 
weiblichen  Grad  in  einer  Verwandtschaftslinie.  ^)  Die  Zusammen- 
setzung karlleggr,  kvennleggr  erklärt  sich  dabei  sehr  einfach,  da  leggr 
nicht  nur  das  Bein  am  menschlichen  Körper,  sondern  auch  den 
Stamm  bei  baumartigen  Gewächsen  bezeichnet,  und  von  hier  aus 
vielfach  zur  Bezeichnung  einer  Linie  in  der  Verwandtschaft  verwendet 
wird  (z.  B.  aettleggr,  fraendleggr,  mööurleggr).  Da  ferner  kne  nicht 
nur  das  Knie  am  menschlichen  Körper,  sondern  auch  den  Grad  in 
der  Verwandtschaft  bezeichnet,  gelangt  karlkne,  kvennkne  zunächst, 
wie  eben  bemerkt,  zu  der  Bedeutung  eines  durch  einen  Mann  oder 
ein  Weib  vertretenen  Verwandtschaftsgrades,  und  von  hier  aus  liegt 
dann  die  erweiterte  Verwendung  für  den  Mannsstamm  einerseits  und 
den  Weibsstamm  andererseits  wieder  nahe  genug.  Zweifelhafterer 
Natur  ist  dagegen  die  dritte  Zusammensetzung  karlsvift  und  kvennsvift, 
zunächst  schon  insoferne,  als  die  verschiedene  Schreibung  ihrer 
zweiten  Hälfte  eine  zweifache  Ableitung  nahe  legt;  wer  die  Schreib- 
art sift  festhält,  mag  mit  Guöbrandr  Vigfüsson  an  sif,  sifjar  an- 
knüpfen, und  somit  in  dem  Worte  die  Bedeutung  Verschwägerung, 
Verwandtschaft  finden,  wer  dagegen  die  Schreibung  svipt  vorzieht, 
wird  sich  an  das  Wort  svipr  halten,  welches  neben  so  mancher 
anderen  Bedeutung  auch  die  von  „Aussehen",  „Beschaftenheif'  hat 
(vgl.  z.  B.  aettursvipr,  gleöisvipr,  ähyggjusvipr),  und  von  hier  aus  in 
der  Zusammensetzung  die  Bedeutung  männliche  resp.  weibliche  Art 
finden,  wie  dies  J.  Fritzner  tut.  Aus  sprachUchen  Gründen  scheint 
die  letztere  Schreibart  als  die  ursprünglichere  betrachtet  werden  zu 
müssen,  da  svipt  und  svift  nur  verschiedene  Schreibungen  desselben 
Wortes  sind,  sofern e  die  Aussprache  die  gleiche  war  und  ist,  aus 
svift  aber  ebensogut  syft  werden  konnte  wie  aus  tvisvar  tysvar,  aus 
kvikendi  kykvendi  oder  aus  kvikna  kykna  u.  dgl.  m.,  während  hin- 
wiederum syft  und  sift  der  gleichen  Aussprache  wegen  wechseln 
mögen,  wogegen  aus  sift  nicht  wohl  svipt  zu  werden  vermochte. 
Alle  drei  Ausdrücke  bezeichnen  aber,  welches  auch  ihre  Ableitung 

1)  FMS.  I,  105/220;  Flbk.  I,  S.  240. 

Heimskr.  Haralds  s.  härfagra,  35/1 12  (Folioausgabe). 
^)  Häkonar  s.  gamla,  12/251  und  87/327. 

■*)  vgl.  Hälfdanar  s.  Brönuföstra,  4/569:  tvö  tröU  sätu  viÖ  eldinn,  annat 
kvennsvipt,  en  annat  karlsvipt.    Die  Quelle  ist  freilich  eine  sehr  junge. 
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sein  möge,  völlig  übereinstimmend  den  Mannsstamm  im  Gegensatze 
zum  Weibsstamme,  also  diejenigen  Verwandten,  deren  Verwandtschaft 
auf  lauter  Mittelgliedern  männlichen  Geschlechts  beruht,  im  Gegensatze 
zu  den  anderen,  deren  Verwandtschaft  wenigstens  teilweise  durch 
Personen  weiblichen  Geschlechts  vermittelt  wird.    PLinmal  wird  auch 
der  Ausdruck  höfuöbarmr,  d.  h.  Hauptschoß,  im  Gegensatze  zu 
kvennsvipt  gebraucht;^)  hier  wenigstens  erscheint  dieser  Ausdruck 
somit  offenbar  für  den  Mannsstamm  im  ganzen  gebraucht,  wenn  er 
auch  an  ein  paar  anderen  Stellen  -)  in  einem  engeren  Sinne  ver- 
standen werden  könnte,  nämlich  als  Bezeichnung  des  väterlichen  Ge- 
schlechtes im  Gegensatze  zum  mütterlichen.     Das  Wort,  welches 
auch  in  der  jüngeren  Edda  unter  den  Verwandtschaftsbezeichnungen 
genannt  wird,     und  zwar  unmittelbar  nach  den  auf  die  Deszendenz 
bezüglichen,  wird  in  der  dichterischen  Sprache  auch  sonst  zur  Be- 
zeichnung der  männlichen  Nachkommenschaft  verwendet;  beachtens- 
wert aber  ist  eine  Schwierigkeit,  welche  die  Etymologie  des  Wortes 
macht.  ^)    Das  Wort  barmr  nämlich  bedeutet  im  Nordischen  nur 
Kante,  Rand,  wogegen  baömr,  ursprünglich  den  Baum  bezeichnend, 
auch  die  Bedeutung  von  Busen,  Nachkommenschaft  annimmt;  erst 
hinterher  scheint  das  letztere  Wort  mit  dem  ersteren  sich  verschmolzen, 
und  damit  barmr  auch  die  letztere  Bedeutung  angenommen  zu  haben. 
Doch  dürfte  die  Sache  noch  einigermaijen  zweifelhaft  sein,  da  zwar 
goth.  bagms  und  barms  auseinander  liegen,  von  denen  jenes  altn. 
baömr,  ags.  beäm,  nhd.  Baum,  und  dieses  altn.  barmr,  ags.  bearm, 
ahd.  param  entspricht,  aber  goth.  barms,  ags.  bearm,  ahd.  param  be- 
reits die  Bedeutung  Busen,  Schoß,  zeigen.. —  Auffälliger  ist,  daß  von 
den  sämtlich  genannten  Bezeichnungen  für  den  Mannsstamm  einer- 
seits und  den  Weibsstamm  andererseits  unter  den  älteren  Rechts- 
büchern nur  die  GpL.  und  die  Grägäs  Gebrauch  machen;  indessen 
dürfte  diese  Erscheinung  doch  nur  mit  einer  Ausartung  des  Ge- 
brauches zusammenhängen,  welcher  in  den  FrpL.  bezüglich  der  Aus- 
drücke bauggildi  und  nefgildi  bemerkbar  ist,  und  somit  auf 
eine  Verschiedenheit  des  materiellen  Rechtes  in  keiner  Weise  schließen 
lassen. 


1)  GI)L.  105. 

2)  ebenda,  53  und  117;  die  erstere  Stelle  ist  auch  in  diejdrns.,  Kvennag. 
2  und  den  neueren  B{)KrR.  28  übergegangen. 

^)  Skäldskaparmäl,  67/534  und  75/561. 

Eigla,  55/117  und  81/204  (Arinbjarnardrapa,  Str.  19). 

vgl,  Guöbrandr  Vigfüsson,  s.  v.  baÖmr  und  barmr,  dann  höfuÖbarmr. 
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3.  Bauggildi  und  nefgildi.  An  nicht  wenigen  Stellen  der 
älteren  Rechtsbücher  wird  zwischen  bauggildi  und  nefgildi, 
bauggildismenn  und  nefgildismenn,  oder  allenfalls  auch 
bauggildi  ngar  und  nefgildi  n  gar  unterschieden.^)  Die  Unter- 
scheidung hängt  dabei  zweifellos  mit  dem  soeben  besprochenen 
Gegensatze  zwischen  Mannsstamm  und  Weibsstamm  zusammen;  in- 
dessen scheint  es  doch  nicht  gerechtfertigt,  wenn  die  neueren  Lexiko- 
graphen nicht  nur,  sondern  auch  die  neueren  Juristen  und  Historiker 
beide  Begriffsreihen  geradezu  als  identisch  ansehen.  ^)  Allerdings  ist 
richtig,  daß  in  dem  älteren  isländischen  Rechtsbuche,  welches  jene 
Ausdrücke  übrigens  nur  in  seinem  Baugatal  kennt,  eine  entsprechende 
Definition  sich  zu  finden  scheint,  ^)  und  richtig  auch,  daß  die  FrJlL., 
welche  den  Gegensatz  am  folgerichtigsten  entwickelt  zeigen,  jene 
Ausdrücke  nicht  nur  für  die  Verwandten  vom  Mannsstamme  und 
Weibsstamme  innerhalb  gewisser  näherer  Grade,  sondern  auch  noch 
für  die  beiderlei  Verwandten  entfernteren  Grades  gebraucht  werden;^) 
indessen  sind  doch  beide  Tatsachen  ohne  erhebliche  Beweiskraft. 
Die  Definition  der  ersteren  Stelle  will  ihrem  ganzen  Zusammenhange 
nach  keineswegs  in  Bezug  auf  die  gesamte  Verwandtschaft  ver- 
standen sein,  sondern  nur  in  Bezug  auf  die  Verwandtschaft  innerhalb 
bestimmt  bezeichneter  Grade,  soferne  eben  nur  von  diesem  enger 
begrenzten  Kreise  überhaupt  die  Rede  ist;  der  Sprachgebrauch  der 
FrI)L.  aber  kann  nur  als  ein  späterer  und  abgeleiteter  betrachtet 
werden,  welcher  die  ursprünglich  nur  für  die  vorher  behandelten 
näheren  Grade  geltenden  Bezeichnungen  hinterher  auch  auf  die  ent- 
fernteren übertragen  zeigt.  Eine  derartige  Veränderung  des  Sprach- 
gebrauches konnte  um  so  leichter  eintreten,  da  die  Wergeidstafel 
der  FrpL.  nachweisbar  in  vergleichsweise  später  Zeit  tiefgreifende 
Überarbeitungen  erlitt,  von  welchen  einerseits  die  Vergleichung  des 
Membranfragmentes  IV  mit  dem  Texte  des  Cod.  Resenianus,  und 
andererseits  die  früher  schon  besprochene  Übertragung  der  Verwandt- 
schaftsgrenze des  geistlichen  Rechtes  auf  die  Wergeidstafel  ein  un- 
angreifbares Zeugnis  gibt.  Gewiß  ist  jedenfalls,  daß  der  Gegensatz 
des  bauggildi  und  nefgildi  von  Anfang  an  kein  in  dem  Maße  er- 

^)  Letzteres  Konüngsbök,  Ii 3/ 198 — 199 

vgl.  R.  Keys  er,  Rechtsgeschichte,  S.  301— 2;  Münch,  II,  S.  969— 70;  Fr. 
Brandt,  Forelaesninger,  S.u. 

^)  Konüngsbök,  1 13/196:   enda  heita  J)at  bauggildi,  er  J)eir  menn  taka,  er 
karlsift  eru  komnir,  en  Jjat  heita  nefgildi,  er  Jjeir  menn  taka,  er  kvennsift  eru  komnir. 
Fr|)L.  VI,  II  — 12. 
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schcipfcnder  war,  wie  dies  der  Gegensatz  des  Mannsstammes  und  Weibs- 
stammes der  Natur  der  Sache  nach  notwendig  sein  mußte;  nicht  nur 
zwischen  einem  mikla  nefgildi  und  h'tla  nefgildi  konnte  innerhalb 
desselben  unterschieden,  sondern  es  konnte  überdies  der  Kreis  der 
sakaukar  ganz  außerhalb  desselben  belassen  werden,  zu  welchem  doch 
Verwandte  des  Mannsstammes  und  Weibstammes  zugleich  gehörten. 
Ferner  sprechen  die  GpL.,  welche  übrigens  den  Namen  des  baug- 
gildi  und  nefgildi  nur  seltener  nennen,  einmal  geradezu  aus,  daß 
neben  dem  Gegensatze  des  Mannsstammes  und  des  Weibsstammes 
für  den  Begriff  beider  auch  noch  die  Nähe  des  Grades  in  Betracht 
komme.  -)  Nur  von  hier  aus  wird  ferner  begreiflich,  daß  im  isländi- 
schen Baugatal  der  Ausdruck  bauggildi  auch  wohl  einmal  für  die 
ganze  Verwandtschaft  innerhalb  der  betreffenden  Grade  gebraucht 
werden  kann,  den  Weibsstamm  neben  dem  Mannsstamm  umfassend;'^) 
ganz  wie  an  einer  oben  angeführten  Stelle  der  FrpL.  nur  der  Gegen- 
satz von  Mannsstamm  und  Weibsstamm  festgehalten,  die  Begrenzung 
auf  bestimmte  Grade  aber  fallen  gelassen  wird,  wird  eben  hier  um- 
gekehrt an  dieser  Begrenzung  einseitig  festgehalten  und  dafür  jener 
Gegensatz  unbeachtet  gelassen.  —  Beides  war  unter  der  Voraus- 
setzung erklärlich,  daß  beide  Momente  für  den  Begriff  des  bauggildi, 
resp.  nefgildi,  an  und  für  sich  nebeneinander  maßgebend  waren. 
Deutlicher  noch  wird  diese  letztere  Tatsache,  wenn  man  den  Zu- 
sammenhang ins  Auge  faßt,  in  welchem  jene  Bezeichnungen  mit  der 
alten  Wergeidstafel  stehen;  aber  freilich  macht  dabei  der  Umstand 
gewaltige  Schwierigkeiten,  daß  diese  Wergeidstafel  uns  nirgends  in 
ihrer  ursprünglichen  Gestalt  überliefert  ist,  vielmehr  von  uns  aus 
einer  Reihe  verschiedener  Überarbeitungen  rekonstruiert  werden  muß, 
welche  dieselbe  im  Verlaufe  der  Zeiten  auf  den  verschiedenen  provin- 
ziellen Rechtsgebieten  erlitten  hat.  So  ist,  wie  bereits  bemerkt,  die 
Wergeidstafel,  welche  das  sechste  Buch  der  FrpL.  enthält,  eine 
wesentlich  andere,  als  diejenige,  von  welcher  das  Membranfragment  IV 
Zeugnis  gibt;^)  dieses  Fragment  aber  ist  so  geringen  Umfanges  und 
von  einer  so  zerrütteten  Beschaffenheit,  daß  sich  aus  demselben  die 
Vorschriften  der  älteren  Zeit  sehr  mangelhaft  erkennen  lassen.  In 

1)  FrI)L.  VI,  5  und  9. 

^)  GI)L.  274:  ef  sva  nan  er  frcendsemi  {leirra,  at  er  1  nefgildi  eÖa  1'  bauggildi. 

^)  Konüngsbök,  II3/198— 99:  nü  lifa  engir  menn  1'  bauggildi  ens  dauÖa, 
nema  föÖorfafüir  eÖa  sonarsonr,  moÖorfaÖir  eöa  döttorsonr,  Nü  lifa  engi  1'  baug- 
gildi ens  vegna,  nema  föÖorbröÖir  eÖa  bröÖorsonr,  möÖorbröÖir  eÖa  systorsonr. 
Norges  gamle  Love,  II,  S.  520—21. 
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den  GpL.  ferner  sind  unmittelbar  aufeinander  folgend  zwei  ver- 
schiedene Wergeidstafeln  eingestellt,  ^)  während  am  Schlüsse  des 
Rechtsbuches  noch  ein  drittes,  neueres  „saktal"  angehängt  ist,  welches 
der  Lögmann  Bjarni  Maröarson  zu  Anfang  des  13.  Jahrhunderts,  wie 
es  scheint  für  das  ganze  Land,  und  nicht  bloß  für  das  Gulal^ing  ver- 
faßte. Endlich  enthält  die  Konüngsbök  auch  noch  ein  „baugatal" 
für  Island,  ^)  während  die  Staöarhölsbök  nur  gelegentlich  auf  ein 
ebensolches  Bezug  nimmt,  ^)  ohne  dasselbe  mitzuteilen,  so  daß  sich 
nicht  mit  Sicherheit  bestimmen  läßt,  ob  dasselbe  ebenso  beschaffen 
gewesen  sei  wie  das  oben  angeführte,  oder  aber  anders.  —  Sucht 
man  nun  die  gemeinsamen  Grundsätze  für  die  Berechnung  des  Wer- 
geides in  der  älteren  Zeit  zu  ermitteln,  so  dürften  dies  die  folgenden 
sein.  In  erster  Linie  besprechen  die  älteren  Wergeidstafeln  eine 
Reihe  von  Bezügen,  für  welche  sie  die  gemeinsame  Bezeichnung 
„bau  gar",  d.  h.  Ringe,  brauchen.  Der  Ausdruck  erklärte  sich  aus 
dem  uralten  Brauche,  mit  Metallringen  nach  dem  Gewichte  zu  be- 
zahlen, da  es  an  gemünztem  Gelde  noch  fehlte,  und  derselbe  wird 
auch  sonst  für  legale  Bußen  verwendet,  wie  denn  als  baugr  oder 
lögbaugr  im  norwegischen  Rechte  zumal  eine  Zahlung  im  Betrage 
von  zwölf  aurar  bezeichnet  zu  werden  pflegte,  welche  in  gewissen 
Fällen  als  Friedensgeld  an  den  König  zu  entrichten  war.  Die  beiden 
Wergeidstafeln  der  GpL.  kennen  übereinstimmend  drei  baugar,  näm- 
lich einen  höfuöbaugr,  an  welchem  Vater  und  Sohn  Anteil  nehmen, 
einen  brööurbaugr,  welcher  dem  Bruder,  und  einen  broeörüngsbaugr, 
welcher  den  Geschwisterkindern  zufällt.  Das  ältere  Fragment  der 
FrpL.  kennt  dagegen  vier  baugar,  was  doch  wohl  damit  zusammen- 
hängt, daß  auch  noch  nach  dem  jüngeren  Texte  dieses  Rechtsbuches 
die  eftirbroeörasynir,  d.  h.  Nachgeschwisterkinder,  an  den  baugar 
Anteil  nehmen.  Die  Konüngsbök  endlich  kennt  ebenfalls  der  baugar 
vier,  an  deren  vierten  und  letzten  indessen  nur  noch  die  Geschwister- 
kinder Anteil  nehmen.  Dem  gegenüber  hält  die  jüngere  Wergelds- 
tafel  der  Fr[)L.  den  Gegensatz  der  baugar  zu  den  übrigen  Wergeids- 
beträgen allerdings  auch  noch  fest,  und  läßt  die  ersteren,  wie  be- 
merkt, auch  noch  bis  zu  den  Nachgeschwisterkindern  reichen;  aber 
auf  eine  strenge  Sonderung  der  verschiedenen  Klassen  von  baugar 

^)  GI)L,  218 — 37  und  243 — 52.  Ich  begreife  nicht,  warum  Münch  und 
Brandt  die  erstere  Wergeldstafel  wieder  in  zwei  zerlegen  und  die  zweite  mit  §  224 
beginnen  lassen  wollen;  R.  Keys  er  hatte  sich  noch  vorsichtiger  ausgedrückt. 

^)  Konüngsbök,  II3/193 — 204;  in  Bezug  genommen  auch  80/136. 

^)  Staöarhölsbök,  294/333. 
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ist  sie  nicht  mehr  gebaut,  und  die  Wergeldstafel  des  Bjarni  Maröarson 
läßt  auch  jenen  Gegensatz  völlig  fallen.  Aber  auch  noch  in  einem 
weiteren,  hier  sehr  erhebhchen  Punkte  gehen  die  Wergeldstafeln  aus- 
einander, nämlich  in  Bezug  aul  die  Behandlung  des  Weibsstammes 
zum  Mannsstamme.  Darin  zwar  stimmen  sie  alle  überein,  daß  grund- 
sätzlich nur  Männer,  sei  es  nun  als  Gebende  oder  als  Empfangende, 
an  den  baugar  Anteil  nehmen,  und  daß  nur  als  ganz  eng  begrenzte 
Ausnahme  der  Begriff  der  baugrygjar  auftrete,  d.  h.  der  zum 
Geben  und  Nehmen  von  baugar  berufenen  Weiber.  Der  Umfang, 
innerhalb  dessen  diese  Ausnahme  zugelassen  wird,  ist  in  den  ver- 
schiedenen Rechten  etwas  verschieden  begrenzt.  Die  FrpL.  lassen 
als  baugrygr  nur  die  Tochter  zu,  welche  des  Erschlage'nen,  resp.  des 
Totschlägers,  einziges  Kind  ist,  und  selbst  diese  nur  insolange  als  sie 
unvermählt  bleibt.  ^)  Genau  dieselbe  Begrenzung  kehrt  auch  in  dem 
isländischen  Baugatal  wieder,^)  und  es  ist  demnach  ein  Irrtum,  wenn 
Guöbrandr  Vigfüsson  annimmt,  das  isländische  Recht  wisse  nichts 
von  einer  Beschränkung  des  Rechtes  der  Tochter  auf  die  Dauer 
ihres  Jungfrauenstandes.  Die  GI)L.  dagegen  kennen  der  baugrygjar 
zwei,  nämlich  außer  der  Tochter  auch  noch  die  Schwester,  ^)  und 
sie  beschränken  die  Berechtigung  beider  weder  auf  die  Dauer  ihres 
jungfräulichen  Standes,  noch  auf  ihre  Eigenschaft  als  eines  einzigen 
Kindes,  was  doch  kaum  auf  eine  bloße  Ungenauigkeit  des  Ausdruckes 
zurückzuführen  ist.  Aber  gegenüber  dieser  immerhin  sehr  weit- 
reichenden Übereinstimmung  in  Bezug  auf  den  Ausschluß  der  Weiber 
steht  die  sehr  bedenkliche  Tatsache,  daß  nur  die  beiden  Wergelds- 
tafeln der  GI)L.  und  die  der  Frr)L.  den  Anteil  an  den  baugar  auf 
den  Mannsstamm  beschränken,  wogegen  das  isländische  Baugatal 
dem  Weibsstamme  auf  diese  ebensogut  einen  Anspruch  einräumt  wie 
dem  Manns^tamme,  wenn  auch  beiden  in  sehr  ungleich  verteiltem 
Maße.  Da  ist  nun  aber  klar,  daß  diese  Verschiedenheit  der  Behand- 
lung keine  ursprüngliche  sein  kann,  und  daß  das  Verfahren  der 
beiden  norwegischen  Rechtsbücher  das  ältere,  das  Verfahren  aber 
des  isländischen  Rechts  das  jüngere  sein  muß.  Der  Ausdruck  baug- 
gildi  nämlich  kann  seiner  Etymologie  nach  zunächst  nur  die  Gesamt- 
heit der  Wergeldszahlungen  bezeichnen,  welche  zu  den  baugar  ge- 
rechnet werden,  und  in  zweiter  Linie  mag  er  sodann  allenfalls  auch 
als  Bezeichnung  für  die   Gesamtheit  derjenigen  Personen  dienen. 


FrI)L.  VI,  4. 

'■^)  Konüngsbök,  113/200 — 201. 


3)  G{)L.  275. 
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welche  aktiv  und  passiv  an  diesen  Zahlungen  Anteil  nehmen;  es  ist 
hiernach  widersinnig,  wenn  das  isländische  Recht  das  nefgildi  an  den 
baugar  Anteil  nehmen  läßt,  während  es  dasselbe  doch  ganz  ebenso 
wie  die  norwegischen  Rechte  dem  bauggildi  als  Gegensatz  gegen- 
überstellt, dagegen  vollkommen  in  der  Ordnung,  wenn  diese  norwe- 
gischen Rechte  nur  den  Mannsstamm  der  betreffenden  Grade  zu  den 
baugar  zulassen,  d.  h.  eben  die  Gesamtheit  der  Personen,  welche  der 
Ausdruck  bauggildi  umfaßt.  Andererseits  erklärt  sich  auch  leicht, 
wie  das  isländische  Recht  zu  der  ihm  eigentümhchen  Neuerung  ge- 
langen konnte.  Nimmt  man  an,  daß  das  bauggildi,  von  den  hier 
völlig  bei  Seite  liegenden  baugrygjar  abgesehen,  ursprünglich  nur 
die  Verwandten  männlichen  Geschlechts  und  vom  Mannsstamme,  sei 
es  nun  bis  zu  den  Geschwisterkindern  (G1)L.),  oder  bis  zu  den  Nach- 
geschwisterkindern (FrpL.)  einschließlich  umfaßte,  und  daß  dann  als 
nefgildi  die  Verwandten  des  Weibsstammes  innerhalb  der  gleichen 
Gradesgrenze  mit  weiteren  Wergeidsbeträgen  bedacht  gewesen  waren, 
welche  doch  nicht  zu  den  baugar  gerechnet  wurden,  so  erklärt  sich 
sehr  leicht,  daß  man  auf  den  Gedanken  verfallen  konnte,  die  Wer- 
geldstafel  dadurch  zu  vereinfachen,  daß  man  dieselbe,  statt  sie  primär 
auf  den  Gegensatz  des  Mannsstammes  und  Weibsstammes  zu  stützen 
und  dann  erst  innerhalb  jeder  dieser  beiden  Gruppen  den  Unter- 
schied der  Grade  zu  berücksichtigen,  in  erster  Linie  umgekehrt  auf 
die  Abstufung  der  Grade  begründete,  und  dann  erst  innerhalb  jedes 
einzelnen  Grades  den  Gegensatz  des  Mannsstammes  und  Weibs- 
stammes zur  Geltung  brachte;  man  konnte  nämlich  unter  dieser 
Voraussetzung  für  das  Verhältnis  des  Mannsstammes  zum  Weibs- 
stamme ein  für  allemal  einen  bestimmten  Maßstab  aufstellen,  auf 
Grund  dessen  dann  bei  jedem  einzelnen  Grade  sich  der  Anteil  des 
einen  und  des  anderen  sehr  einfach  berechnete,  und  wirklich  stellt 
unser  Baugatal  die  Regel  auf,  daß  die  jedem  einzelnen  Grade  zu- 
fallende Buße,  wenn  innerhalb  desselben  beide  Stämme  nebeneinander 
vertreten  sind,  in  fünf  Teile  gehen  solle,  von  welchen  der  Manns- 
stamm (bauggildi  =  karlsift)  drei  und  der  Weibsstamm  (nefgildi  == 
kvennsift)  zwei  zu  nehmen  habe.  Das  Prinzip  also,  auf  welches  die 
Veränderung  begründet  ist,  ist  klar  ersichtlich;  nach  wie  vor  sollen 
zwar  die  beiden  von  Anfang  an  maßgebenden  Momente,  nämlich 
der  Gegensatz  zwischen  Mannsstamm  und  Weibsstamm  und  die 
Gradesnähe,  berücksichtigt  werden,  aber  sie  haben  unter  sich  die 
Rollen  vertauscht,  und  das  früher  nur  in  zweiter  Linie  wirksame 
Moment  ist  nunmehr  zu  dem  in  erster  Linie  maßgebenden  geworden. 
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Nicht  wohl  erklärlich  wäre  dagegen,  wie  aus  der  isländischen  Wer- 
geldstafel  die  der  älteren  norwegischen  Rechte  geworden  sein  sollte, 
und  ein  weiterer  Blick  auf  die  beiderseitigen  Wergeldstafeln  wird 
diesen  Umstand  noch  des  näheren  erläutern.  —  An  die  baugar  reiht 
sich  nämlich  noch  eine  Anzahl  weiterer  Zahlungen  an,  welche  an 
andere  Gruppen  von  Verwandten  entrichtet  werden  als  jene.  Zu- 
nächst kennen  die  beiden  Wergeldstafeln  der  GI)L.  den  Begriff  der 
kvenngjafir,  d.  h.  VVeibergaben,^)  an  welchen  die  Ehefrau,  dann 
die  Mutter,  Tochter  und  Schwester  des  Erschlagenen  Anteil  nehmen, 
und  an  welchen  sie,  wenigstens  nach  der  einen  Tafel,  auch  mit  zu 
zahlen  haben;  es  werden  diese  Gaben  gewissermaßen  als  ein  i\n- 
hang  zu  den  baugar  behandelt  und  demgemäß  auch  dann  erlegt, 
wenn  bezugsberechtigte  Weiber  nicht  vorhanden  sind,  nur  daß  sie 
solchenfalls  an  den  Sohn  zugleich  mit  dem  höfuöbaugr  fallen,  wobei 
aber  der  Satz  in  Betracht  kommt:  „sä  er  sunr  hins  dauöa,  er  viö 
gjoldum  tekr,  hvart  sem  hann  er  faöer  eöa  brööer,  eöa  hvigi  skyldr 
sem  hann  er".-)  Nach  der  Besprechung  der  Weibergaben  erst  folgt 
denn  auch  in  der  älteren  W^ergeldstafel  der  schließende  Satz:  „nü 
ero  bauga  skildir";'')  diese  Weibergaben,  von  denen  übrigens  weder 
die  FrI)L.  noch  das  isländische  Baugatal  wissen,  und  welche  überdies 
selbstverständlich  nur  als  eine  mit  der  steigenden  Berechtigung  der 
W^eiber  zusammenhängende  Neuerung  aufgefaßt  werden  dürfen,  sind 
somit  ohne  alle  selbständige  Bedeutung  für  die  Wergeldstafel.  An- 
ders steht  es  dagegen  mit  dem  Begriff  der  sakaukar,  d.  h.  Buß- 
vermehrer,  und  der  sakaukaböt,  wie  die  FrpL.  die  an  sie  fallenden 
Bußbeträge  nennt.  In  der  älteren  Wergeldstafel  der  GI)L.  werden 
zunächst  drei  Personen  als  sakaukar  bezeichnet,  sunr  |)yborinn,  brööir 
|)yborinn  und  brööir  sammoeöra,  samt  ihrer  Nachkommenschaft;*) 
dann  aber  wird  noch  der  mööurbrööir  ])yborinn  und  mööurbrööir 
sammoeöra,  und  der  fööurbrööir  jiyborinn  samt  dem  fööurbrööir 
sammoeöra  erwähnt  und  bemerkt:  „sakaukar  heita  jieir  allir,  er  ek 
talöa  nü",  auch  ausgesprochen,  daß  hier  wie  dort  die  Nachkommen- 
schaft der  genannten  Personen  eintritt,  wenn  diese  selbst  fehlen,  nur 
freilich  mit  gemindertem  Rechte. '')  Nach  einem  nicht  hierher  ge- 
hörigen Einschiebsel  folgen  sodann  noch  besondere  Ansätze  für  die 
„nämägar",  d.  h.  die  nächsten  Grade  der  Verschwägerung,  für  Stief- 
vater und  Stiefsohn,  für  Eidbrüder  und  Pflegebrüder,  endlich  für  den 


^)  G|)L.  221  und  245.  -)  ebenda,  222.  ^)  ebenda, 

ebenda,  236.  ebenda,  237. 
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mööurfaöir  mööur  manns;^)  jedoch  wird  der  Name  der  sakaukar 
diesen  Personen  nicht  ausdrücklich  beigelegt  Die  Wergeldstafel 
der  FrpL.  rechnet  zu  den  sakaukar  den  sunr  l)yborinn  und  den. 
brööir  sammoeöra,  den  fööurfaöir  und  den  sunarsunr  und  bemerkt, 
daß  auch  deren  Söhne  und  Sohnessöhne  noch  mit  einem,  freihch 
wesentlich  geringeren,  Bußbetrage  bedacht  werden.  ^)  Außerdem 
scheint  auch  noch  der  fööurbrööir  sammoeöra  und  der  brööursonr 
sammceöra  hierher  gerechnet  werden  zu  wollen,  von  welchen 
gesagt  wird,  daß  sie  im  saktal  der  Frostu]iingslög  gefehlt  hätten;'^} 
das  ältere  Fragment  dieses  Rechtsbuches  aber  nennt  zwar  den 
Namen  der  sakaukar,  jedoch  ohne  erkennen  zu  lassen,  wer  zu 
diesen  gerechnet  werden  wolle.  Das  isländische  Baugatal  endlich 
kennt  fünf  sakaukar,  nämlich  den  unehelichen  Sohn,  den  Stiefsohn 
und  den  Stiefvater,  dann  den  Schwiegersohn  und  den  Schwager.  ^) 
Trotz  aller  Verschiedenheit  der  Bestimmungen  im  einzelnen  lassen 
sich  hiernach  die  Vorschriften  dieser  drei  Rechtsbücher  unter  folgende 
gemeinsame  Gesichtspunkte  bringen.  Gezählt  wird  zu  den  sakaukar 
vor  allem  der  unechte  Sohn,  wobei  einer  späteren  Erörterung  vor- 
behalten bleiben  mag,  ob  darunter  nur  der  sonr  ]3yborinn,  oder  auch 
der  sonr  laungetinn  zu  verstehen  sei;  die  GI^L.  dehnen  dabei  die 
Berücksichtigung  der  unechten  Geburt  auch  noch  auf  den  brööir 
]iyborinn  aus,  und  in  zweiter  Linie  auf  den  fööurbrööir  und  mööurbrööir 
liyborinn,  während  die  FrpL.  nur  noch  den  brööir  |)yborinn  berück- 
sichtigen, und  selbst  diesen  nicht  unter  den  sakaukar,  sondern  unter 
den  in  der  älteren  Wergeldstafel  vergessenen  Personen,  die  sie  am 
Schlüsse  nachtragen.  ^)  Gezählt  wird  ferner  zu  den  sakaukar  die 
Stiefverwandtschaft  und  Schwägerschaft  des  ersten  Grades,  jedoch 
nur  in  den  GpL.,  welche  noch  obendrein  ein  weiteres  der  Verwandt- 
schaft ähnliches  Verhältnis  hierherziehen,  nämlich  das  der  Eidbrüder 
und  Pflegebrüder,  und  im  isländischen  Rechte,  wogegen  die  Frf)L. 
von  einer  Berücksichtigung  der  „nämägar"  nichts  wissen.  Endlich 
stellen  die  GI)L.  und  FrpL.  übereinstimmend  hierher  den  brööir 
sammceöra,  und  berücksichtigen,  nur  freilich  in  etwas  verschiedener 
Weise,  auch  noch  die  entferntere  Verwandtschaft  von  der  Mutterseite 
her,  soferne  die  GpL.  in  zweiter  Linie  noch  den  fööurbrööir  und 

^)  G|)L.  239;  der  vorangehende  §  238,  ,,um  misvigi",  bildet  augenscheinlich 
mit  dem  Folgenden,  §  240 — 42  ein  Ganzes.  Die  zweite  Tafel  der  G|)L.  weilü  nichts 
von  sakaukar. 

^)  Fr|)L.  VI,  5.  ^)  ebenda,  6;  vgl.  aber  auch  noch  9 — lo. 

Konüngsbök,  113/201.  ^)  Fr{)L.  VI,  10. 
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moöurbrööir  sammoeöra,  und  weiterhin  auch  noch  den  mööurfaöir 
m6(^ur  manns  heranziehen,  wogegen  die  FrI)L.  zunächst  nur  des 
fööurbroöir  und  broöursonr  sammoeöra  gedenken,  sodann  aber  am 
Schlüsse  unter  den  in  der  älteren  Wergeldstafel  Vergessenen  auch 
noch  den  m(')öurbrc3öir  und  systursonr  sammoeöra,  die  brceörasynir 
und  eptirbncörasynir  sammoeöra,  endlich  die  systkinasynir  und  systra- 
synir  sammoeöra  nachtragen.  Das  isländische  Recht  weiß  von  einer 
Hierherstellung  der  Mutterseite  überhaupt  nichts,  da  es  diese  bereits, 
wie  den  übrigen  Weibsstamm,  zu  den  baugar  heranzieht;  ganz  ab- 
norm ist  aber,  daß  die  FrI)L.  auch  noch  den  fööurfaöir  und  sonar- 
sonr  zu  den  sakaukar  zählen.  Es  ist  nach  alledem  klar,  daß  gerade 
die  Klasse  der  sakaukar  im  Verlaufe  der  Zeit  sehr  erhebliche  Ver- 
änderungen erlitten  hat.  Die  Einschiebung  zunächst  des  fööurfaöir 
und  sonarsonr  in  dieselbe,  wie  sie  die  Frf)L.  zeigt,  ist  völlig  un- 
organisch, da  beide  Grade  dem  Mannsstamme  angehören,  und  jeden- 
falls dem  Grade  nach  den  Geschwisterkindern  nicht  nachstehen,  also 
am  bauggildi  Anteil  haben  müssen.  Sie  mochten  in  der  älteren 
Wergeldstafel  darum  nicht  ausdrücklich  erwähnt  worden  sein,  weil 
aus  tatsächlichen  Gründen  vor  ihrer  Beteiligung  nur  sehr  selten  die 
Rede  sein  konnte,  während  sie  in  der  Nennung  der  broeörüngar  als 
stillschweigend  mit  einbegriffen  gelten  konnten,  wie  man  denn  über- 
haupt nur  die  gleichen  Grade  zu  erwähnen  pflegte;  der  Uberarbeiter 
unseres  Textes  aber,  der  ja  überhaupt  gerne  seinen  Scharfsinn  an- 
strengte, um  Verwandtschaftsgliedern  zu  ihrem  vermeintlichen  Rechte 
zu  verhelfen,  die  er  in  seiner  Vorlage  vergessen  fand,  ^)  hat  dieselben 
an  einem  durchaus  ungeeigneten  Flecke  aus  eigener  Willkür  beige- 
fügt. In  gleicher  Weise  scheint  aber  auch  die  Berücksichtigang  der 
entfernteren  Grade  der  Mutterseite,  dann  der  unechten  Geburt,  so- 
wie die  Ausdehnung  der  Berechtigung  der  nämägar  auf  andere  ver- 
wandtschaftsähnliche Verhältnisse  lediglich  auf  einer  mehr  oder  minder 
weit  getriebenen  Konsequenzmacherei  hervorgegangen  zu  sein,  wie 
dies  der  Verfasser  der  Wergeldstafel  in  den  FrpL.  bezüglich  der 
mütterlichen  Verwandten  ganz  offen  ausspricht,  und  nur  der  unechte 
Sohn,  die  drei  nächsten  Grade  der  Verschwägerung  und  der  brööir 
sammoeöra  scheinen  ursprünglich  die  Klasse  der  sakaukar  gebildet 
zu  haben.  Offenbar  handelte  es  sich  dabei  ursprünglich  um  Ange- 
hörige, welche  nach  der  Strenge  des  älteren  Rechts  zu  den  bauggildi 
nicht  gehörten,  während  die  Billigkeit  doch  forderte,  daß  der  tat- 


1)  Fr^L.  VI,  6  und  9. 
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sächlichen  Nähe  ihrer  Beziehungen  zu  der  in  Frage  stehenden  Per- 
son einigermaßen  Rechnung  getragen  wurde,  und  man  Heß  dem- 
gemäß, weil  man  an  dem  festen  Gefüge  der  alten  Wergeldstafel  zu 
rütteln  noch  nicht  den  Mut  hatte,  zu  ihren  Gunsten  eine  außerordent- 
liche Vermehrung  der  normalmäßigen  Zahlung  eintreten,  von  welcher 
sie  eben  ihren  Namen  der  sakaukar  haben.  Während  also  die  baugar 
unter  allen  Umständen  gegeben  werden  mußten,  und  dem  Erben 
des  Erschlagenen  ohne  alle  Rücksicht  auf  die  Nähe  seiner  Verwandt- 
schaft mit  diesem  zufielen,  wenn  die  zunächst  berufenen  baugamenn 
fehlten,  ^)  oder  doch  wenigstens  nur  unter  der  Voraussetzung  weg- 
fallen konnten,  daß  weder  irgendwelche  bezugsberechtigte  noch  irgend- 
welche zahlpflichtige  baugamenn  vorhanden  waren,  ^)  fällt  die  den 
sakaukar  zugewiesene  Buße  ganz  weg,  wenn  kein  empfangsberech- 
tigter Vertreter  dieser  Klasse  vorhanden  ist;^)  es  gilt  somit  diese 
letztere  Zahlung  keineswegs  als  ein  regelmäßiger  Bestandteil  des 
Wergeides,  sondern  nur  als  eine  außerordentliche  Zubuße  zu  dem- 
selben. Es  ist  nur  ein  anderer  Ausdruck  desselben  Grundgedankens, 
wenn  die  Wergeldstafel  des  Bjarni  Maröarson,  ohne  den  Namen  der 
sakaukar  zu  nennen,  dem  Stiefvater  und  Stiefsohne,  dann  dem 
Schw^ager,  eine  Buße  zuspricht,  welche  derjenige  zu  entrichten  hat, 
„er  viö  gjöldum  tekr",  d.  h.  der  die  Hauptzahlung  zu  empfangen  hat,*) 
und  es  erklärt  sich  auch  aus  dem  unregelmäßigen  Charakter  dieser 
Bezüge,  daß  die  späteren  Überarbeiter  der  älteren  Wergeidstafeln 
darauf  verfallen  konnten,  gerade  in  die  Klasse  der  sakaukar  diejenigen 
Verwandten  einzustellen,  die  sie  berücksichtigt  wissen  wollten,  ohne 
sie  doch  in  ihren  Vorlagen  berücksichtigt  zu  finden.  Auf  die  sak- 
aukar läßt  die  Wergeldstafel  der  FrpL.  sofort  das  n  e  f  g  i  1  d  i  folgen,  und 
zwar  geteilt  in  das  mikla  nefgildi  und  in  das  litla  nefgildi;^) 
das  ältere  Fragment  der  FrpL.  aber  kennt  zwar  auch  das  nefgildi, 
jedoch  ohne  daß  sich  bei  dessen  fragmentarischem  Zustande  erkennen 
ließe,  ob  auch  ihm  bereits  dessen  Zerlegung  in  zwei  Klassen  geläufig 
war  oder  nicht.  Zu  dem  großen  nefgildi  werden  dabei  gezählt  der 
mööurfaöir  und  döttursonr,  der  mööurbrööir  und  systursonr,  endlich 
die  systkinasynir  und  systrasynir,  also  der  erste  und  zweite  ungleiche 
Grad,  sowie  der  zweite  gleiche  Grad  der  Seitenlinie  und  der  zweite 
Grad  der  aufsteigenden  und  absteigenden  Linie,  soweit  dabei  der 


^)  G|)L.  220. 

2)  Konüngsbök,  I13/199.  ^)  ebenda,  113/20I. 

GI)L.  316.  ^)  FrI)L.  VI,  7—8. 
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Weibsstamm  in  Frage  ist;  zu  dem  kleinen  nefgildi  dagegen  gehört 
der  sunardöttursonr  und  dotturdöttursonr,  der  brööurdöttursonr  und 
systurdüttursonr,  endlich  die  systkinadoetrasynir  und  systradoetrasynir, 
also  der  Weibsstamm  in  der  absteigenden  sowohl  als  in  der  Seiten- 
linie bis  zum  dritten  gleichen  Grade  einschließlich,  jedoch  so,  daß 
in  beiden  Klassen  immer  nur  die  Verwandten  männlichen  Geschlechts 
berücksichtigt  werden.    Hiernach  ist  klar,  daß  das  nefgildi  in  eben 
dem  Umfange  die  Verwandten  vom  Weibsstamme  enthält,  in  welchem 
das  bauggildi  die  vom  Mannsstamme,  und  daß  die  beiden  Klassen 
desselben  ledigUch  dem  Grade  nach  sich  scheiden,  indem  das  große 
nefgildi  den  zweiten,  das  kleine  aber  den  dritten  Grad  enthält;  da- 
bei ergeben  sich  aber  doch  einzelne  Abnormitäten.    Zunächst  fällt 
auf,  daß,  im  kleinen  nefgildi  zumal,  eine  Reihe  von  Verwandten  nicht 
aufgezählt  wird,   die  doch  innerhalb  des   dritten   gleichen  Grades 
stehen,  so  der  Urgroßvater  von  der  Mutter  oder  Großmutter  her,, 
während  doch  der  Großvater  im  großen  nefgildi  genannt  ist,  so  der 
Bruder  der  Großmutter  väterHcher  Seite  oder  des  Großvaters  mütter- 
licher Seite  u.  dgl.  m.,  also  der  dritte  Grad  aufsteigender  Linie  und 
der  erste  und  dritte,  dann  zweite  und  dritte  ungleiche  Grad,  wenig- 
stens teilweise.    Diese  Unvollständigkeit  der  Aufzählung  •  wird  man 
nun  allerdings  kaum  hoch  anschlagen  dürfen.    Aller  Wahrscheinlich- 
keit nach  liegt  ihr  nicht  Absicht,  sondern  nur  jenes  Unvermögen,, 
die  Mannigfaltigkeit  der  mögUchen  Verwandtschaftsbeziehungen  zu 
erschöpfen,  zugrunde,  auf  welches  sich  die  G[)L.  gelegentlich  aus- 
drücklich berufen,  ^)  und  allenfalls  auch  ein  bewußtes  oder  unbewußtes 
Auslassen  solcher  Grade,  welche  aus  faktischen  Gründen  beim  Geben 
und  Nehmen  von  Wergeid   nicht  mehr  in  Betracht  zu  kommen 
pflegen,  wie  dies  z.  B.  beim  Urgroßvater  der  Fall  sein  wird,  macht 
doch  unsere  Wergeidstafel  selber  anderwärts  auf  das  seltene  Vor- 
kommen einzelner  Komplikationen  aufmerksam,  -)  warum  sollte  sie 
da  nicht  solche  Komplikationen  ganz  ausgelassen  haben,  die  sie  als 
völlig  unpraktisch  erachtete?    Zum  Teil,  nämlich  sow^eit  die  Ver- 
wandtschaft von  der  Mutterseite  her  im  Gegensatze  zu  der  von  der 
Vaterseite  in  Betracht  kommt,  trägt  unsere  Wergeidstafel  auch  noch 
die  übersehenen  Komplikationen  unter  ausdrücklicher  Kritik  ihrer 

^)  GJ)L.  105:  Nu  er  J)etta  erfÖa  skipan  kallat;  en  svä  marga  vega  skyldleiki 
manna  saman  at  bera,  at  J)vi'  kann  engi  maÖr  til  fulls  skipa  erfÖum,  nema  J)a  geri 
sem  likast  {)ykkir,  er  til  |)arf  at  taka. 

2)  FrJ)L.  VI,  5:  föÖurfaÖir  ok  sonarsonr,  er  |jeir  ero  baÖir  til;  en  J)at  verör 
sjaldan. 


§  4-    Die  Gliederung  der  Verwandtschaft  in  engere  Gruppen. 


51 


Vorlage  am  Schlüsse  des  nefgildi  nach,  ^)  hiermit  in  ähnlicher  Weise' 
einen  Nachtrag  zu  diesem  liefernd,  wie  die  sakaukar  einen  solchen 
zum  bauggildi  bilden ;  aber  freilich  ergibt  sich  gerade  dadurch  wieder 
ein  neuer  Anstand.  Einmal  insoferne,  als  der  brööir  sammoeöra,  und 
an  ihn  anschließend  noch  ein  paar  andere  Verwandte  von  der 
Mutterseite  her  unter  den  sakaukar  figurieren,  wogegen  die  ent- 
fernteren erst  am  Schlüsse  des  nefgildi  aufgezählt  werden,  wohin 
doch  jene  ersteren  an  und  für  sich  gleichfalls  gehören  würden; 
zweitens  aber  auch  insoferne,  als  der  mööurbrööir  und  systursonr 
sammoeöra  unter  den  in  der  älteren  Wergeidstafel  Vergessenen  auf- 
gezählt werden,  während  sie  doch  vorher  schon  mit  einem  etwas 
höheren  Ansätze  innerhalb  der  großen  nefgildi  erwähnt  worden  waren, 
freilich  ohne  nähere  Bezeichnung  also  doch  wohl  nur  samfeöri.  In 
letzterer  Richtung  muß  entweder  eine  Verderbnis  unseres  Textes  oder 
ein  grobes  Versehen  des  Uberarbeiters  unserer  Wergeidstafel  vor- 
liegen; in  der  ersteren  Beziehung  dagegen  wäre  möglich,  daß  man 
ursprünglich  die  Verwandtschaft  von  der  Mutterseite  her  überhaupt  nicht 
zum  nefgildi  gerechnet  habe,  und  nur  zugunsten  des  brööir  sammoeöra 
insoweit  eine  Ausnahme  gemacht  worden  wäre,  als  er  unter  die 
sakaukar  eingereiht  wurde.  —  Demgegenüber  wissen  die  beiden  Wer- 
geldstafeln  der  GI)L.  sowohl  als  die  Wergeldstafeln  des  Bjarni  Maröar- 
son  nichts  mehr  von  einem  nefgildi,  während  doch  der  Gegensatz 
der  bauggildismenn  und  nefgildismenn,  wie  sich  unten  noch  zeigen 
wird,  auch  diesem  Rechtsbuche  ganz  wohlbekannt  war;  wir  werden 
hiernach  an  eine  spätere  Umgestaltung  der  Wergeldstafel  denken 
müssen,  welche  den  ursprünglich  auch  hier  maßgebenden  Begriff  des 
nefgildi  frühzeitig  verschwinden  heß.  Ganz  ähnlich  steht  es  mit  dem 
isländischen  Baugatal,  als  welches,  wie  oben  schon  zu  bemerken 
war,  seine  nefgildingar  unter  die  Geber  und  Nehmer  der  vier  baugar 
einreihte,  nur  daß  es  sie  freilich  an  diesen  mit  einem  wesentlich  ge- 
ringeren Betrage  Anteil  nehmen  ließ  als  die  bauggildingar.  Nun 
haben  wir  oben  bereits  gesehen,  wie  sich  die  isländische  Wergelds- 
tafel aus  der  älteren,  und  in  den  FrpL.  ihren  Grundzügen  nach  er- 
haltenen sehr  einfach  dadurch  entwickelte,  daß  man,  während  ur- 
sprünglich bauggildi  und  nefgildi  getrennt  gehalten,  und  jenem  mit 
Rücksicht  auf  die  Nähe  des  Grades  die  verschiedenen  baugar,  diesem 
aber  mehrfach  abgestufte  andere  Zahlungen  zugewiesen  worden  waren, 
den  Mannsstamm  und  Weibsstamm  bis  zu  den  für  beide  gleichmäßig 


')  FrI)L.  VI,  9  und  10. 
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gezogenen  Gradesgrenze  zusammenwarf,  für  beide  zusammen  Grad 
für  Grad  eine  gemeinsame  Summe  auswarf,  für  welche  man  den 
Namen  der  baugar  beibehielt,  endlich  innerhalb  jedes  einzelnen  Grades 
das  bauggildi  mit  das  nefgildi  aber  mit  %  zum  Zuge  kommen 
ließ.  Fragt  sich  nun,  ob  sich  für  die  Umgestaltung  der  Wergelds- 
tafeln  der  GI)L.  und  des  Bjarni  Maröarson  ein  ähnliches  Prinzip  auf- 
finden lasse.  Es  behalten  aber  die  beiden  Wergeldstafeln  der  G\)L. 
zunächst  den  Gegensatz  der  baugar  und  anderer  Wergeldszahlungen 
bei,  und  sie  lassen  die  erstere  dem  Mannsstamme  bis  zu  den  Ge- 
schwisterkindern einschließlich  zufallen;  beide  reihen  ferner  den 
baugar  die  kvenngjafir  an.  ^)  Schon  dabei  ergeben  sich  freilich 
zwischen  beiden  erhebHche  Unterschiede,  und  zwar  nicht  bloß  inso- 
ferne,  als  die  Beträge  für  die  einzelnen  baugar  sowohl  als  die  kvenn- 
gjafir in  beiden  verschieden  hoch  angesetzt  sind,  und  als  die  erste  Wer- 
geldstafel  von  keinem  tryggvakaup,  saettarkaup  und  skögarkaup  weiß, 
von  welchen  Zahlungen  doch  die  zweite  Erwähnung  tut,  sondern  auch 
noch  in  einem  anderen,  und  hier  bedeutsameren  Punkte.  Die  erste 
Tafel  sagt  ausdrücklich,  daß,  wenn  für  den  einen  oder  anderen  baugr 
keine  in  erster  Linie  Empfangsberechtigte  da  sind,  die  Zahlung  an 
die  Empfänger  der  anderen  baugar,  und  eventuell  an  den  nächsten 
Erben  des  Erschlagenen  gehen  solle,  so  daß  dieser  letztere,  gleich- 
viel wie  nahe  mit  dem  Erschlagenen  verwandt,  unter  Umständen 
alle  baugar  beziehen  könne;  daß  ferner  auch  die  kvenngjafir,  soweit 
keine  bezugsberechtigten  Weiber  vorhanden  sind,  an  den  Sohn  des 
Erschlagenen  fallen  sollen,  resp.  an  den  Empfänger  der  Hauptzahlung, 
soferne  dieser  als  Sohn  gelte,  welches  auch  seine  Verwandtschafts- 
beziehung zum  Erschlagenen  sei.  Umgekehrt  wird  auch  ganz  folge- 
richtig gesagt,  daß,  wenn  der  eine  oder  andere  primär  Zahlpflichtige 
fehlt,  der  Totschläger  für  ihn  die  Zahlung  leisten  soll,  und  weiter- 
hin verfügt:  „en  |)ä  er  vigandi  verör  dauör,  \m  tekr  erfingi  viö  öxi", 
d.  h.  für  den  verstorbenen  Totschläger  habe  dessen  nächster  Erbe 
in  die  Verpflichtung  einzutreten,  gleichviel  wie  es  mit  dessen  Ver- 
wandtschaft bestellt  sei.  Endlich  wird  bezüglich  der  in  erster  Linie 
Verpflichteten  gesagt,  daß  der  Totschläger  dem  Sohne  des  Er- 
schlagenen den  höfuöbaugr,  der  Bruder  dem  Bruder  den  brööurbaugr, 
endlich  der  broeörüngr  dem  broeörüngr  den  broeörüngsbaugr  zu  ent- 
richten habe,  d.  h.  es  wird  scheinbar  die  Regel  aufgestellt,  daß  jeder 
Grad  als  zahlungspflichtiger  denselben  Betrag  zu  bezahlen  habe, 


^)  GI)L.  218 — 22  und  243 — 45. 


§  4'    Die  Gliederung  der  Verwandtschaft  in  engere  Gruppen. 


53 


welchen  er  als  Empfangsberechtigter  zu  empfangen  hätte,  ganz  wie 
diese  Regel  nach  den  FrpL.  gilt.  Dem  gegenüber  spricht  sich  die 
zweite  Wergeldstafel  über  die  Sukzession  in  die  Empfangsberechtigung 
sowohl  als  in  die  Zahlpflicht  nicht  aus,  und  läßt  somit  dahingestellt, 
ob  sie  eine  solche  auch  ihrerseits  anerkennen  wolle  oder  nicht,  be- 
züglich des  Maßes  aber  der  Zahlpflicht  stellt  sie  den  völlig  ab- 
weichenden Grundsatz  auf :  ^)  „baugamanna  hverr  skal  bceta  holfu 
minna  en  taka,  ok  fimtüngi  meira",  d.  h.  jeder  im  bauggildi  stehende 
Verwandte  soll  nur  ein  Fünftel  über  die  Hälfte  dessen  zahlen,  was 
er  zu  bekommen  hätte,  was  doch  wohl  dahin  zu  verstehen  ist,  daß 
der  zu  zahlende  Betrag  ^j^  des  zu  empfangenden  und  dazu  noch  ^/^ 
dieser  Hälfte,  also  %  des  Ganzen  ausmachen  solle,  während  für  die 
anderen  %  der  Totschläger  oder  dessen  nächster  Erbe  als  der  Haupt- 
verpflichtete aufzukommen  hatte.  Hinter  den  baugar  und  den  zu 
ihnen  gewissermaßen  einen  Anhang  bildenden  kvenngjafir  lassen  so- 
dann beide  Wergeidstafeln  übereinstimmend  andere  Zahlungen  folgen, 
für  die  sie  die  Bezeichnung  ,.sakir",  d.  h.  Bußen  gebrauchen;  die  erste 
Tafel  scheint  im  gleichen  Sinne  auch  den  Ausdruck  fraendboetr,  d.  h. 
Verwandtschaftsbußen  zu  gebrauchen,  welchen  die  FrpL.  erst  für  die 
Bezüge  der  entfernteren  Verwandten  brauchen,  die  weder  zum  baug- 
gildi, noch  zum  nefgildi,  noch  zu  den  sakaukar  gehören.  Die  erste 
Wergeldstafel  bespricht  nun  zunächst,  in  drei  Klassen  geteilt,  die 
Verwandtschaft  bis  zum  dritten  gleichen  Grade,  wobei  jedoch  auf- 
fällt, daß  dieser  letztere  Grad  nicht  mehr  mit  aufgezählt,  sondern 
mit  dem  zweiten  und  dritten  ungleichen  Grade  die  Aufzählung  be- 
schlossen wird;  jede  Klasse  wird  als  „uppnäm",  d.  h.  Gelderhebung 
bezeichnet,  und  als  „uppnämamenn"  werden  ihre  Angehörigen  er- 
wähnt, am  Schlüsse  aber  der  Aufzählung  der  drei  Klassen  steht  die 
Bemerkung:  „nü  ero  uppnämamenn  aller  talder",-)  welche  zeigt,  daß 
die  Aufzählung  als  eine  vollständige  gemeint  ist.  Dabei  wird  jedem 
einzelnen  Angehörigen  jeder  einzelnen  Klasse  ein  gleicher  Wergeids- 
betrag zugewiesen,  und  zwar  sollen  die  Angehörigen  der  ersten 
Klasse  eine  Mark,  die  der  zweiten  sechs  aurar  und  die  der  dritten 
eine  halbe  Mark  erhalten,  alles  vom  Totschläger  selbst,  wozu  dann 
aber  noch  die  Zahlungen  kommen,  welche  die  uppnämamenn  vom 
Bruder  des  Totschlägers  erhalten  und  welche  für  jede  Klasse  %  des 
Betrages  bilden,  den  der  Totschläger  selber  zu  entrichten  hat,  also 
5  ^/g  aurar  für  die  erste,  4  aurar  für  die  zweite  und  2  %  aurar  für 


^)  GJ)L,  249.  -)  ebenda,  224. 
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die  dritte  Klasse,  ^)  sowie  die  weiteren  Zahlungen,  welche  die  upp- 
namamenn  selbst  wieder  einander  zu  machen  haben,  -)  und  welche 
man-  als  |)versakir,  d.  h.  Querzahlungen  bezeichnete.  Umgekehrt 
müssen  auch  die  uppnämamenn  nicht  nur  einander,  sondern  auch 
den  Empfängern  der  baugar  bestimmte  Beträge  zahlen  und  gilt  in 
dieser  Beziehung  die  Regel :  „hverr  maör  skal  holfo  minna  bfjcta 
firi  handaverk  en  taka  ä  jamskyldum  manne";  eine  Regel,  welcher 
ganz  entspricht,  wenn  z.  B.  gesagt  wird,  daß  die  erste  Klasse  dem 
Sohne  des  Erschlagenen  ^  3  Mark  zahlt,  während  sie  vom  Totschläger 
eine  Mark  erhält,  oder  daß  sie  5  ^/g  aurar  vom  Bruder  des  Totschlägers 
erhält,  aber  nur  2  7.3  aurar  an  den  Bruder  des  Erschlagenen  zahlt, 
welche  aber  selbstverständlich  auf  die  |>versakir  keine  Anwendung 
finden  kann.  Aber  bei  Betrachtung  dieser  Wergeidstafel  ergibt  sich 
sofort  eine  Reihe  von  Schwierigkeiten.  Zunächst  fällt  auf,  daß  in 
die  drei  Klassen  zwar  sehr  vorwiegend  der  Weibsstamm  eingestellt 
ist,  aber  doch  neben  ihm  zugleich  auch  einzelne  Angehörige  des 
Mannsstammes  und  darunter  solche,  die  schon  unter  den  baugamenn 
auftreten.  So  stehen  in  der  ersten  Klasse  neben  dem  mööurfaöir 
und  dem  dottursonr  auch  der  fööurbrööir  und  brööursonr,  von  denen 
wir  doch  mit  Bestimmtheit  annehmen  müssen,  daß  sie  im  bauggildi 
mit  inbegriffen  waren,  wenn  auch  nur  die  gleichen  Grade  ausdrück- 
lich genannt  werden;  in  der  zweiten  Klasse  steht  neben  dem  mööur- 
brööir  und  systursonr,  dem  brööurdöttursonr  und  systHngr  auch  der 
broeörüngr,  welchem  doch  der  broeörüngsbaugr  ganz  eigentlich  zu- 
gehörte ;  in  der  dritten  Klasse  endlich  steht  neben  dem  systurdöttur- 
sonr  und  systrüngr,  dann  dem  mööurbrööir  mööur,  noch  das  brceör- 
üngsbarn  und,  wiewohl  nicht  konsequent  durchgeführt,  der  broeörüngr 
fööur,  also  der  zweite  und  dritte  ungleiche  Grad  des  Mannsstammes, 
der  zwar  an  den  baugar.  nicht  mehr  beteiligt  war,  aber  darum  doch 
noch  nicht  mit  dem  Weibsstamme  zusammengeworfen  zu  werden 
brauchte.  Nicht  minder  auffällig  ist,  daß  demgegenüber  wieder 
mehrfach  Grade  des  Mannsstammes  fehlen,  während  die  entsprechen- 
den Grade  des  Weibsstammes  v^ertreten  sind,  und  zwar  nicht  nur 
Grade,  welche  unter  den  baugamenn  bereits  aufgeführt  waren  (wie 
faöir  und  sonr),  sondern  auch  solche,  welche  dort  unberücksichtigt 
gelassen  waren,  wie  z.  B.  fööurfaöir  und  sonarsonr,  dann  brööur- 
sonarsonr  oder  fööurbrööir  fööur.    Dabei  macht  sich  allerdings  das 


1)  G|)L.  228.  2)  ebenda,  225—27. 

^)  ebenda,  224. 
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Bestreben  geltend,  den  Weibsstamm  in  geringerem  Umfange  an  den 
Zahlungen  zu  beteiligen  als  den  Mannsstamm,  und  wenn  man  be- 
achtet, daß  z.  B.  fööurbrööir  und  brööursonr  in  der  ersten  Klasse, 
dagegen  mööurbrööir  und  systursonr  in  der  zweiten,  oder  broeörüngr  in 
der  zweiten  Klasse,  dagegen  systrüngr  in  der  dritten  steht,  und  daß  die 
erste  Klasse  zur  zweiten,  dann  die  zweite  zur  dritten  sich  ziemHch 
wie  3  :  2  verhält,  so  möchte  man  ja  wohl  annehmen,  daß  die  Absicht 
des  Bearbeiters  unserer  Wergeidstafel  dieselbe  oder  doch  eine  ähn- 
liche gewesen  sei,  als  die  des  Bearbeiters  des  isländischen  Baugatal. 
Auch  hier  könnte  in  der  Tat  eine  Verschmelzung  des  bauggildi  mit 
dem  nefgildi  beabsichtigt  gewesen  sein;  aber  freilich  wäre  ein  etwas 
abweichender  Weg  zu  diesem  Ziele  eingeschlagen,  und  überdies  mit 
diesem  ersten  noch  ein  zweites  Ziel  verbunden  worden.  Während 
im  isländischen  Rechte  bauggildi  und  nefgildi  jedes  einzelnen  Grades 
zusammengezogen  und  mit  einer  gemeinsamen  Zahlung  angesetzt 
wurden,  an  welcher  dann  die  bauggildmgar  mit  drei,  die  nefgildfngar 
aber  nur  mit  zwei  Teilen  zu  partizipieren  hatten,  werden  nämlich 
in  unserer  Wergeldstafel  drei  Klassen  von  uppnämamenn  gebildet, 
deren  höhere  sich  zur  nächstniedrigeren  wie  3:2  verhält,  und  wird 
von  gleichen  Verwandtschaftsgraden  der  Mannsstamm  der  nächst- 
höheren, der  Weibsstamm  aber  der  nächstniederen  Klasse  zugewiesen; 
es  erhalten  demnach  hier  alle  in  einer  Klasse  beisammen  Stehenden 
gleiche  Beträge,  stehen  aber  dafür  die  Verwandten  desselben  Grades 
in  verschiedenen  Klassen,  je  nachdem  sie  dem  Mannsstamme  oder 
dem  Weibsstamme  angehören.  Doch  ist  dieser  Weg  selbst  nicht 
mit  voller  Konsequenz  verfolgt,  soferne  ja  von  den  drei  Klassen  der 
uppnämamenn  die  drei  baugar  mit  ihren  Zahlungsgebern  und 
-nehmern  beibehalten  sind,  und  der  broeörüngr  infolgedessen  sogar 
doppelt  auftritt;  soferne  überdies  die  drei  Klassen  nicht  ausreichen, 
um  alle  vorkommenden  Abstufungen  voll  zu  berücksichtigen,  wes- 
halb z.  B.  der  systlfngr  neben  dem  broeörüngr  in  der  zweiten  Klasse, 
dagegen  der  systrüngr  in  der  dritten  steht,  während  jener  doch  eine 
Mittelstellung  zwischen  diesen  beiden  einzunehmen  gehabt  hätte ; 
soferne  endlich,  wie  schon  bemerkt,  eine  weitere  Rücksicht  neben 
der  zunächst  allein  beachteten  mit  unterUef.  Ursprünglich  scheint 
die  Regel  gegolten  zu  haben,  daß  jeder  einzelne  Grad  der  Verwandt- 
schaft des  Totschlägers  dem  entsprechenden  Grade  der  Verwandt- 
schaft des  Erschlagenen  den  ihm  gebührenden  Betrag  zahlte,  so  daß 
also  jeder  Grad  ebensoviel  zahlte  als  empfing;  eine  Regel,  welche 
nur  dadurch  modifiziert  wurde,  daß  einerseits  gewisse  Verwandtschafts- 
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grade  unter  sich  in  einer  engeren  Verbindung  miteinander  standen, 
vermöge  deren  sie  vorkommendenfalls  füreinander  vikariierten,  und 
da(3  andererseits,  bei  den  baugar  wenigstens,  der  Totschläger  und 
dessen  nächster  Verwandter  alle  Zahlungen  leisten  mußte,  für  welche 
die   betreffenden  Verwandten   fehlten,   dagegen   der  nächste  Ver- 
wandte alle  Zahlungen  empfing,  bezüglich  deren  empfangsberechtigte 
Verwandte  fehlten.    So  stand  die  Sache  nach  den  FrI)L.,  und  so 
auch  nach  dem  isländischen  Baugatal;   aber   unsere  Wergeidstafel 
stellt  dafür,  wie  bemerkt,  die  Regel  auf,  daß  jedermann  einem  ihm 
gleichverwandten  Manne  gegenüber  nur  halb  so  viel  zahlen  als  emp- 
fangen solle;  eine  Regel,  welche  sich  sehr  einfach  aus  dem  Bestreben 
erklärt,  die  Verwandtschaft  des  Totschlägers   möglichst  von  den 
Folgen  einer  Tat  zu  befreien,  die  sie  doch  nicht  begangen  hatte, 
welche  aber  notwendig  zu  einer  ganz  anderen  Gestaltung  der  Wer- 
geldstafel  führen  mußte.     Allerdings  hätte  man,   im  engeren  An- 
schlüsse an  das  ältere  Recht,  sich  in  der  Weise  helfen  können,  daß 
man  die  hiernach  ausfallende  Hälfte  der  Zahlungen  einfach  dem 
Totschläger  selbst  und  allenfalls   noch   eventuell   seinem  nächsten 
Erben  überbürdet  hätte,  wie  etwa  in  England  das  kentische  Recht 
die  Haftung  der  Verwandtschaft  auf  das  halbe  Wergeid  für  den  Fall 
beschränkt,  da  der  Totschläger  selbst  außer  Landes  entkommt ;  ^ )  man 
suchte  sich  aber  statt  dessen  auf  einem  ganz  anderen  Wege  zu  helfen, 
durch  Heranziehung  nämlich  auch  der  entfernteren  Angehörigen  des 
bauggildi  und  nefgildi  zur  Entrichtung  der  größeren  baugar,  und 
umgekehrt  der  näheren  Angehörigen  beider  Klassen  zur  Entrichtung 
der  Zahlungen  an  die  entfernteren  Verwandten  innerhalb  derselben 
Schranken.    Dieser  Ausweg  ist  jedenfalls  schon  sehr  frühzeitig  er- 
griffen worden,  da  bereits  das  der  Olafschen  Rezension  der  GpL. 
angehörige  Fragment  C  im  wesentlichen  denselben  Text  zeigt  wie 
der  Codex  Ranzovianus;  mag  sein,  daß  auf  dessen  Ergreifung  noch 
ein  weiteres  und  tiefergehendes  Motiv  bestimmend  einwirkte,  das  Be- 
streben nämhch,  durch  BeteiHgung  jedes  einzelnen  Verwandten  an 
der  an  jeden  einzelnen  Verwandten  zu  entrichtenden  Zahlung  alle 
einzelnen  Angehörigen  des  Totschlägers  allen  einzelnen  Angehörigen 
des  Erschlagenen  gegenüber  um  so  sicherer  zu  stellen.    Zu  voller 
Klarheit  dürfte  sich  übrigens  die  erste  Wergeidstafel  in  den  hier 
Iraglichen  Teilen  nicht  bringen  lassen.    Auf  der  einen  Seite  nämlich 
ist  deren  rechnerische  Klarstellung  dadurch  sehr  erschwert,  daß,  sei 


.*:öelb.  23;  vgl.  Kritische  Überschau,  I,  S.  59—60. 
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es  nun  der  bestehenden  Münzverhältnisse  wegen  oder  weil  man 
allzu  kompHzierte  Brüche  vermeiden  wollte,  in  den  Ansätzen  selbst 
nicht  immer  jene  volle  mathematische  Genauigkeit  sich  beobachtet 
zeigt,  welche  bei  völlig  scharfer  Durchführung  der  maßgebenden 
Grundsätze  zu  erwarten  wäre,  und  daß  überdies  an  einzelnen  Punkten 
auch  wohl  Korruptelen  in  einzelne  Ansätze  sich  eingeschhchen  haben. ^) 
Auf  der  anderen  Seite  aber  scheint  unser  Text  auch  aus  verschie- 
denen Redaktionen  ziemlich  ungeschickt  kompiliert  worden  zu  sein. 
Innerhalb  des  von  den  uppnämamenn  selbst  handelnden  Stückes 
finden  sich  in  §  232 — 234  Bestimmungen  über  Punkte  vorgetragen, 
welche  in  §  225 — 227  bereits  geregelt,  und  zwar  nicht  ganz  bis  ins 
kleinste  herab  gleichmäßig  geregelt  worden  waren ;  '•^)  der  broeörüngr 
fööur  hans  wird  in  §  224  und  226  zu  der  dritten  Klasse  gerechnet, 
aber  in  §  225  und  227  ausgelassen;  eben  dahin  dürfte  ferner  auch 
die  schon  gerügte  Einstellung  des  broeörüngr  unter  die  uppnäma- 
menn gehören,  während  ihm  doch  zuvor  schon  der  dritte  baugr  zu- 
gesprochen worden  war  und  Vater  und  Bruder  unter  jene  nicht  ein- 
gestellt sind.  Fragt  sich  nun,  wie  sich  die  zweite  Wergeldstafel  zu 
diesen  Ergebnissen  verhält  und  wieferne  sich  etwa  aus  ihr  eine  Auf- 
klärung der  Punkte  ergibt,  welche  die  erstere  dunkel  läßt.  Da  zeigt 
sich  zunächst  schon  bezüglich  der  baugar  und  dem,  was  mit  ihnen 
zusammenhängt,  auf  der  einen  Seite  eine  große  Ubereinstimmung 
beider  Tafeln,  daneben  aber  auch  eine  gewaltige  Verschiedenheit 
derselben.  Während  die  erste  Wergeldstafel  die  drei  baugar  zu  10, 
5  und  4  Mark  ansetzt  und  daneben  nur  noch  eine  Mark  kvenngjafir 
kennt,  setzt  die  zweite  zwar  die  drei  baugar  nur  mit  6,  4  und  2  ^/o 
Mark  an,  erhöht  aber  dabei  die  kvenngjafir  auf  2  Mark  3  aurar, 
und  setzt  überdies  noch  ein  skögarkaup  zu  3  Mark,  ferner  tryggva- 
kaup  zu  7  ^5  aurar,  und  wie  es  scheint  überdies  noch  ein  saettarkaup 
zu  I      Mark,  sofern e  am  Schlüsse  eine  Gesamtsumme  von  20  Mark 

^)  So  zeigt  z.  B.  die  Vergleichung  von  §  225  mit  §  226  und  227,  daß  der 
föÖurbroÖir  zwar  an  den  föÖurbröÖir  und  an  den  broeörüngr  ebensoviel  zahlt,  als  er 
von  ihm  nimmt,  daß  dagegen  die  erste  Klasse  an  die  dritte  nur  ,,fiorom  penningum 
oc  tveim  sertogom"  zahlt,  dagegen  aber  „3  penningum  minna  en  eyri"  von  ihr  er- 
hält; rechnet  man,  wie  man  doch  wohl  muß,  lo  penningar  auf  den  örtugr,  so  gibt 
die  erste  Zahlung  24,  die  letztere  aber  volle  27  Pfennige,  Und  doch  hat  Fragment 
C  dieselben  Ziffern ! 

^)  Nach  §  226  zahlt  die  zweite  Klasse  an  die  erste  ,>tveim  lutum  finita  pennings 
oc  eyri",  nach  §  223  ,,fim  penninga  oc  eyri-' ;  die  zweite  Klasse  zahlt  an  die  zweite 
nach  §  226:  ,,3  penninga  oc  2  ^rtogar",  aber  nach  §  234:  ,,7  penninga  oc  ^ertog", 
also  dort  23,  hier  17  Pfennige! 
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und  2%  aiirar  hcrausgerechnet  wird,  während  sich  nur  iS  Mark 
6%  aurar  hcrausrechnen,  wenn  man  das  an  einer  augenscheinlich 
korrupten  Stelle  nur  genannte,  aber  nicht  in  Geld  angeschlagene 
saettarkaup  außer  Ansatz  läßt.  ^)  Die  einzelnen  Ansätze  also  sind 
hier  und  dort  wesentlich  verschiedene;  aber  doch  bleibt  die  Gesamt- 
summe der  beide  Male  sich  berechnenden  Ansätze  eine  ziemlich 
gleiche,  nämlich  20  Mark  nach  der  ersten  und  20  Mark  2  '%  aurar 
nach  der  zweiten  Tafel.  Man  scheint  also  an  dem  Gesamtbetrage, 
wie  er  einmal  überliefert  war,  festgehalten,  in  Bezug  auf  dessen  Ver- 
teilung aber  sich  große  Willkür  erlaubt  zu  haben,  was  sich  auch 
recht  wohl  begreift,  wenn  man  bedenkt,  daß  diese  letztere  im  Grunde 
wohl  Sache  der  betreffenden  FamiUe  war,  welcher  das  einzelne  „sak- 
tal"  nur  als  Stützpunkt  für  ihr  Verfahren,  gewissermaßen  beratend, 
dienen  sollte.  Beachtenswert  ist  aber  ferner,  daß  das  tryggvakaup 
sowohl  als  die  kvenngjafir  nach  der  zweiten  Tafel  von  den  sämt- 
lichen beteiligten  Personen  der  einen  Familie  an  die  sämtlichen  be- 
teiligten Personen  der  anderen  gegeben  werden,  also  genau  so  wie 
die  ]3versakir  bei  den  uppnämamenn  in  der  ersten  Tafel;  das  Be- 
streben, jeden  einzelnen  Angehörigen  der  Familie  des  Totschlägers 
mit  jedem  einzelnen  Angehörigen  der  Familie  des  Erschlagenen 
eigens  seinen  Frieden  machen  zu  lassen,  tritt  demnach  in  der  zweiten 
Tafel  bereits  innerhalb  der  baugar  hervor,  was  in  der  ersten  nicht 
der  Fall  ist,  und  der  Ausdruck  tryggvakaup,  d.  h,  Friedenskauf,  ist 
hierfür  sehr  bezeichnend.  Hinter  den  baugamenn  werden  sodann 
auch  in  der  zweiten  Tafel  noch  weitere  Verwandte  besprochen.  Zu- 
nächst werden  dabei,  unter  der  Überschrift  „um  sakir",  vier  Klassen 
von  Leuten  unterschieden,  ^)  welche  dann  hinterher  als  uppnäma- 
menn bezeichnet  und  den  baugamenn  gegenübergestellt  werden. 
Die  erste  Klasse  nimmt  „I2  aura  sök''  und  zählt  zu  ihr  der  fööur- 
brööir  und  brööursonr,  der  brööir  sammoeddr  und  sonr  ])yborinn, 
endlich  der  mööurfaöir  und  döttursonr.  Die  zweite  Klasse  nimmt 
„9  aura  sök"  und  zählt  zu  ihr  der  mööurbrööir,  systursonr  und  brööir 
l^yborinn.  Die  dritte  Klasse  nimmt  „6  aura''  und  bilden  sie  die  syst- 
kinasynir.  Endlich  die  vierte  Klasse  nimmt  „merkr  sök"  und  ge- 
hört in  sie  der  fööurbrööir  jjyborinn  und  der  Sohn,  den  die  döttir 
l)yborinn  mit  einem  settborinn  maör  gewinnt.  Dabei  ist  nun  zu- 
nächst klar,  ciaß  die  vierte  Klasse  erst  hinterher  angeflickt  ist.  Schon 
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äußerlich  weist  hierauf  der  dreifache  Umstand  hin,  daß  dieselbe  erst 
nach  der  dritten  Klasse  aufgeführt  ist,  während  sie  doch  der  Höhe 
ihres  Bezuges  nach  zwischen  dieser  und  der  zweiten  Klasse  in  der 
Mitte  stehen  müßte,  —  daß  ferner  ihr  Bezug  ein  zifternmäßig  ganz 
unorganischer  ist,  indem  zwar  die  Abstufung  12:9:6  —  4:3:2 
sich  hören  läßt,  aber  nicht  12:9:8:6,  —  daß  endlich  im  weiteren 
Verlaufe  der  Wergeidstafel  immer  nur  von  jenen  ersteren  drei  Klassen 
gesprochen  wird,  während  auch  unsere  erstere  Tafel  nur  drei  Klassen 
von  uppnämamenn  kennt.  Nicht  minder  ist  aber  auch  klar,  daß 
zwar  die  erste  Klasse  hinsichtlich  vier  in  ihr  aufgeführter  Verwandter 
der  ersten  Klasse  unserer  ersten  Tafel  völlig  entspricht,  im  übrigen 
aber  zwei  Verwandte  aufgenommen  hat,  welche  jene  unter  die  sak- 
aukar  verweist,  den  l)yborinn  sonr  nämlich  und  den  brööir  sammoeöra; 
daß  ferner  die  zweite  Klasse  zwar  die  zwei  ersten  in  ihr  genannten 
Verwandten  mit  der  zweiten  Klasse  der  ersten  Tafel  gemein  hat, 
aber  an  dritter  Stelle  einen  solchen  nennt,  der  dort  unter  den  sak- 
aukar  steht,  nämlich  den  brööir  jiyborinn,  während  andererseits  drei 
in  der  ersten  Tafel  genannte  Verwandte  fehlen  (broeörüngr,  systlmgr 
brööurdöttursonr) ;  daß  endlich  die  dritte  Klasse  lediglich  die  syst- 
kinasynir  umfaßt,  unter  welchen  wir  doch  nur  die  in  der  ersten 
Tafel  in  die  zweite  Klasse  versetzten  systlfngar  verstehen  können, 
während  der  ganze  Bestand  der  dritten  Klasse,  wie  ihn  jene  erste 
Tafel  zeigt,  fehlt.  Die  Einstellung  nun  der  sakaukar  unter  die  upp- 
nämamenn hat  nichts  auffälliges,  und  mit  ihr  hängt  auch  die  nach- 
trägliche Einstellung  einer  vierten  Klasse  von  diesen  zusammen; 
augenscheinlich  will  eben  nur  eine  Kategorie  von  Leuten,  welche 
bisher  ganz  unorganisch  der  Wergeidstafel  angehängt  gewesen  war, 
nunmehr  in  deren  Organismus  hineingezogen  werden.  Auch  das 
Fehlen  gewisser  in  der  ersten  Tafel  genannter  Personen  und  die 
Versetzung  der  systlfngar  aus  der  zweiten  in  die  dritte  Klasse  ist 
recht  wohl  erklärbar.  Jene  Auslassungen  betreffen,  wenn  ich  von 
den  später  noch  zu  besprechenden  broeörüngr  und  systrüngr  absehe, 
nur  den  brööurdöttursonr  in  der  zweiten,  sowie  den  systurdöttursonr, 
das  brceörüngsbarn,  den  mööurbrööir  mööur  und  den  broeörüngr 
fööur,  also  lauter  Verwandte,  welche  im  ersten  und  dritten,  oder 
aber  im  zweiten  und  dritten  ungleichen  Grade  stehen;  nimmt  man 
also  an,  daß  die  drei  Klassen  der  uppnämamenn  nicht  über  die 
Grenze  hinausreichen  sollten,  welche  für  die  baugamenn  gezogen 
war,  so  ist  klar,  daß  jene  ungleichen  Grade  bei  strengerem  Fest- 
halten jener  Grenze  ausgeschlossen  bleiben  mußten,  weil  sie  auf  der 
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einen  Seite  über  den  zweiten  gleichen  Grad  hinausreichten,  während 
sie  bei  laxerem  Verfahren  aufgenommen  werden  mochten,  weil  sie 
auf  der  anderen  Seite  diese  Grenze  nur  eben  erreichten  oder  selbst 
hinter  ihr  zurückbliebcn.  Dasselbe  Schwanken  bezüglich  der  Be- 
handlung der  ungleichen  Grade,  von  welchem  eine  früher  schon  be- 
sprochene Üekretale  des  P.  Cölestin  III.  aus  Anlaß  der  kirchlichen 
Eheverbote  Zeugnis  gibt,  macht  sich  eben  auch  bei  der  Konstruktion 
der  Wergeldstafel  geltend,  und  folgt  die  eine  der  laxeren,  die  andere 
der  strengeren  Praxis.  Die  Auslassung  ferner  des  broeörüngr  ist 
vollkommen  in  der  Ordnung,  da  dieser  zu  den  baugamenn  gehört 
und  in  die  erste  Tafel  nur  durch  ein  grobes  Mißverständnis  gekommen 
sein  kann.  Endlich  das  Fehlen  der  systrüngar  und  die  Versetzung 
der  systlingar  aus  der  zweiten  in  die  dritte  Klasse  scheinen  unter 
sich  im  Zusammenhange  zu  stehen  und  sich  einfach  daraus  zu  er- 
klären, daß  in  unserer  zweiten  Tafel  die  ersteren  unter  den  letzteren 
mit  inbegriffen  zu  denken  sind;  man  hätte  dann  eben  den  zweiten 
gleichen  Grad  des  Weibsstammes  in  unserer  zweiten  Tafel  der  dritten 
Klasse  zugewiesen,  ohne  dabei  zwischen  den  beiden  Fällen  zu  unter- 
scheiden, da  ein  Weib  oder  da  zwei  Weiber  in  Mitte  liegen,  während 
die  erste  Tafel,  um  diese  beiden  Fälle  zu  unterscheiden,  den  zweiten 
gleichen  Grad  des  Weibsstammes  teils  der  zweiten  und  teils  der 
dritten  Klasse  überwiesen  hätte.  Die  Abweichungen,  welche  zwischen 
beiden  Tafeln  bestehen,  erweisen  sich  demnach  auch  in  Bezug  auf 
die  uppnämamenn  als  wenig  prinzipielle,  und  übersteigen  nicht  das 
Maß  von  Willkürlichkeit,  das  man  sich  bei  der  Konstruktion  eines 
saktal  zu  gestatten  pflegte.  Um  so  auffälliger  aber  erscheint  ein  Zug, 
der  unseren  beiden  Tafeln  gemein  ist.  Sehe  ich  nämlich  von  den 
eingestellten  sakaukar  ab,  so  enthalten  die  drei  Klassen  der  zweiten 
Tafel  lediglich  den  Weibsstamm  innerhalb  derselben  Grenze,  welche 
den  baugamenn  als  dem  Mannsstamme  gezogen  ist,  jedoch  mit  Hinzu- 
fügung zweier  dem  Mannsstamme  angehöriger  Personen,  des  fööurbrööir 
nämlich  und  des  brööursonr,  zweier  Personen  also,  welche  auch  die  erste 
Tafel  in  ganz  gleicher  Weise  behandelt.  Die  FrpL.  rechnen  beide 
Personen  ganz  unzweideutig  zum  bauggildi  ^)  und  auch  schon  das  ältere 
Fragment  IV  geht  entschieden  denselben  Weg,^)  wie  denn  auch  innere 
Gründe  deren  Einteilung  unter  die  baugamenn  fordern;  wie  soll  sich 
nun  die  übereinstimmende  Einreihung  beider  in  die  erste  Klasse  der 
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uppnamamenn  seitens  unserer  beiden  Wergeldstafeln  erklären  ?  Ich 
gestehe,  die  Frage  nicht  mit  Sicherheit  beantworten  zu  können. 
Man  könnte  etwa  an  ein  Mißverständnis  denken,  ähnUch  wie  ein 
solches  in  der  ersten  Tafel  bezüglich  des  brceörüngr  begangen  wurde 
aber  dem  steht  entgegen,  daß  beide  Tafeln  in  diesem  Punkte  über- 
einstimmen, während  doch  kaum  angenommen  werden  darf,  daß 
beide  ganz  gleichmäßig  denselben  groben  Verstoß  begangen  haben 
sollten.  Oder  man  könnte  auf  die  Möglichkeit  verfallen,  daß  die 
älteste  Wergeidstafel  des  Gulaj^ings  in  der  Seitenlinie  wirklich  nur 
die  gleichen  Grade  berücksichtigt  hätte,  für  die  man  ja  auch  allein 
ursprünglich  technische  Bezeichnungen  hatte;  aber  dem  steht  ent- 
gegen, daß  nicht  nur  die  FrpL.  und  das  isländische  Baugatal  einen 
anderen  Weg  gehen,  sondern  daß  auch  die  beiden  Tafeln  der  GpL. 
im  Weibsstamme  den  ungleichen  Grad  berücksichtigen.  So  mag 
denn  die  Erklärung  der  eigentümlichen  Erscheinung  dahingestellt 
bleiben.  Aber  noch  in  einer  anderen  Beziehung  ergeben  sich  Schwierig- 
keiten, nämlich  in  Bezug  auf  die  den  drei  Klassen  der  uppnamamenn 
gebührenden  oder  von  ihnen  zu  entrichtenden  Beträge.  Nachdem  die 
drei  Klassen  mit  ihren  Bezügen  von  zwölf,  neun  und  sechs  aurar 
aufgeführt  worden  sind,  folgt  nämlich  der  oben  angeführte  Satz: 
„Baugamanna  hverr  skal  boeta  holfu  minna  en  taka,  ok  fimtungi 
meira",  und  an  ihn  anschließend  sofort  die  weitere  Regel:  „En  upp- 
namamenn aller  taka  tvä  luti  af  vfganda,  en  ]3riöjüng  af  brceör 
viganda".  ^)  Dem  Zusammenhange  nach  kann  diese  letztere  Be- 
stimmung nur  auf  die  unmittelbar  vorher  aufgezählten  „sakir''  be- 
zogen werden,  und  ergibt  sich  somit,  daß  die  drei  Klassen  acht, 
sechs,  vier  aurar  vom  Totschläger,  und  vier,  drei,  zwei  aurar  von 
dessen  Bruder  erhielten,  wobei  man  sich  daran  zu  erinnern  hat,  daß 
in  unserer  ersten  Wergeldstafel  die  Bezüge  der  drei  Klassen  vom 
Totschläger  ganz  ebenso  geregelt  waren,  während  freihch  die  Bezüge 
derselben  vom  Bruder  etwas  höher  standen,  soferne  sie  7.3,  und  nicht 
bloß  von  jenen  ersteren  betragen  sollten ;  die  bessere  Abrundung 
aber  der  Ansätze  in  der  zweiten  Tafel  hat  hier  ermöglicht,  daß  die 
Beträge,  die  der  Totschläger  und  die  dessen  Bruder  zu  erlegen  hatte, 
wie  eine  Gesamtsumme  zusammengezogen  und  als  „sakir''  voran- 
gestellt werden  konnten.  Auch  hier  reihen  sich  aber  „l^versakir"  an, 
deren  Gegensatz  zu  den  „sakir'^  nur  noch  ungleich  deutlicher  her- 
vortritt als  in  der  ersten  Tafel,  und  zwar  enthält  die  erste  Klasse 
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vier  örtugar  von  der  ersten,  drei  von  der  zweiten  und  zwei  von  der 
dritten,  während  sich  die  der  zweiten  Klasse  auf  einen  eyrir,  4  eyrir 
(skattvaran  eyri)  und  eyrir,  und  die  der  dritten  Klasse  auf  zwei 
örtugar,  1^/2  örtugar  und  ein  örtugr  stellen,  wobei  immer  die  sich 
entsprechenden  Verwandtschaftsgrade  von  der  Familie  des  Totschlägers 
an  die  betreffenden  Grade  innerhalb  der  Verwandtschaft  des  Er- 
schlagenen die  Zahlung  zu  leisten  haben.  Die  Abstufung  unter  den 
drei  Klassen  ist  demnach  bezüglich  der  |)versakir  genau  dieselbe  wie 
bezügUch  der  sakir,  und  die  Gesamtbeträge  der  ersteren  entsprechen 
genau  einem  Viertel  des  Gesamtbetrages  dieser  letzteren;  wie  nach 
der  ersten  Wergeldstafel  gelten  dabei  die  angesetzten  Beträge  gleich- 
mäßig für  jeden  einzelnen  in  die  betreffende  Klasse  eingestellten 
Verwandten,  so  daß  diese  auch  hier  unter  sich  völlig  gleichgestellt 
sind.  Aber  dabei  bleiben  noch  zwxi  Schwierigkeiten.  Die  uppnäma- 
menn  nehmen  nämlich  zunächst  die  ])versakir  voneinander,  die  sakir 
aber  von  dem  Totschläger  und  von  dessen  Bruder,  also  von  den 
Vertretern  des  höfuöbaugr  und  des  brööurbaugr,  dagegen  bleiben  die 
Vertreter  des  broeörüngsbaugr  ganz  außer  Ansatz,  während  doch 
augenscheinlich  die  Konsequenz,  und  der  Grundgedanke,  daß  jeder 
einzelne  Verwandte  des  Erschlagenen  von  jedem  einzelnen  Ver- 
wandten des  Totschlägers  eine  Zahlung  erhalten  solle,  damit  der 
Frieden  allseitig  sicher  gestellt  sei,  auch  ihre  Berücksichtigung  fordern 
müßte.  Sodann  aber  werden  zwar  die  sakir  von  dem  Totschläger 
und  seinem  Bruder  an  die  uppnämamenn  bezahlt,  aber  umgekehrt 
ist  nicht  von  Zahlungen  die  Rede,  welche  diese  letzteren  an  die 
Vertreter  der  entsprechenden  baugar  zu  machen  hätten,  während 
doch  die  Konsequenz  sowohl  als  die  Vergleichung  der  ersten  Tafel 
auch  solche  fordert.  In  der  letzteren  Beziehung  kann  man  nun  zu 
der  unmittelbar  zuvor  ausgesprochenen  Regel  seine  Zuflucht  nehmen, 
vermöge  deren  die  baugamenn  nur  %  des  Betrages  zahlen  sollen, 
welchen  sie  zu  entrichten  haben;  soferne  nämlich  ungesagt  bleibt, 
woher  die  hiernach  fehlenden  %  eines  jeden  baugr  gedeckt  werden 
sollen,  bleibt  die  Möghchkeit  offen,  daß  es  die  uppnämamenn  sind, 
welche  hier  einzutreten  haben.  Der  ganze  Zusammenhang  der  Stelle 
erweist  sich  mit  diesem  Auskunftsmittel  günstig,  und  da  bezüglich 
der  sakir  und  der  |wersakir  das  Verhältnis  angegeben  wird,  in  welchem 
die  drei  Klassen  der  uppnämamenn  an  den  Zahlungen  beteiligt  sein 
sollen,  kann  als  selbstverständlich  gelten,  daß  dasselbe  auch  auf  die 
von  ihnen  zu  entrichtenden  Anteile  an  den  baugar  Anwendung  zu 
finden  hat,  so  daß  aus  dem  Schweigen  der  Stelle  über  diesen  Punkt 
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keine  Einwendung  abzuleiten  ist.  Bedenklicher  bleibt  freilich,  daß 
die  Summen,  welche  unter  jener  Voraussetzung  jede  einzelne  Klasse 
der  uppnämamenn  zu  bezahlen  hätte,  mit  den  von  ihr  zu  erhaltenden 
sich  nicht  decken,  noch  auch  zu  diesen  in  ein  irgendwie  paßliches 
Zahlenverhältnis  bringen  lassen,  und  bedenklicher  auch,  daß  die 
Regel,  vermöge  deren  die  baugamenn  nur  ^/.^  des  Betrages  zu  zahlen 
haben,  die  sie  bekommen,  ausdrücklich  auf  alle  baugamenn  sich 
beziehen  will,  so  daß  also  die  Vertreter  des  broeörüngsbaugr  von  den 
uppnämamenn  Zahlungen  zu  empfangen  hätten,  während  sie  doch 
an  diese  keine  solche  zu  geben  hatten.  Hier  liegt  demnach  ein 
dunkler  Punkt  vor,  und  es  fällt  auf,  daß  gerade  die  broeörüngar  in 
unserer  ersten  Tafel  in  ganz  abnormer  Weise  sich  unter  die  upp- 
nämamenn selbst  eingereiht  fanden;  alles  in  allem  genommen  läßt 
sich  aber  immerhin  mit  ziemlicher  Sicherheit  folgender  Entwicklungs- 
gang ermitteln.  Die  erste  Grundlage  der  Wergeldstafel  scheint  aller- 
wärts  in  Norwegen  eine  wesentlich  gemeinsame  gewesen  zu  sein, 
indem  man  in  erster  Linie  den  Mannsstamm,  sei  es  nun  bis  zum 
zweiten  oder  bis  zum  dritten  gleichen  Grade  einschließlich,  ferner 
mit  oder  ohne  eine  Erweiterung  durch  kvenngjafir,  zu  den  baugar 
berief,  sodann  den  Weibsstamm  innerhalb  derselben  Gradesgrenze 
mit  den  sakir  bedachte,  endlich  noch  anhangsweise  bestimmte  ein- 
zelne Personen,  wenn  sie  anders  vorhanden  waren,  als  sakaukar  mit 
außerordentlichen  Ansätzen  bedachte,  sodann  aber  die  entferntere 
Verwandtschaft  folgen  ließ,  von  welcher  unten  noch  des  näheren 
gesprochen  werden  soll.  Schon  frühzeitig  scheint  nun  aber  die 
Praxis  auf  jener  ältesten  Grundlage  mit  einer  gewissen  Freiheit  weiter 
gebaut,  und  dabei  auch  wohl  das  überkommene  Recht  mehr  oder 
minder  tiefgreifend  umgestaltet  zu  haben,  was  um  so  leichter  ge- 
schehen konnte,  weil  die  Wergeldszahlungen  vielfach  im  Vergleichs- 
wege und  durch  Schiedsrichter  statt  durch  förmliches  Urteil  festge- 
stellt wurden,  und  weil  selbst  dann,  wenn  die  Gerichte  zu  sprechen 
hatten,  das  Interesse  an  der  Sicherung  des  Landfriedens  vielfach  zu 
einer  freieren  Würdigung  der  Umstände  des  einzelnen  Falles  führen 
mußte.  Die  FrI)L.  sprechen  ausdrücklich  aus,  daß  man  sich  gemeinig- 
lich nicht  an  die  Wergeidssummen  band,  welche  die  älteren  Texte 
des  Rechtsbuches,  ganz  wie  dies  bei  anderen  germanischen  Stämmen 
der  Fall  war,  nach  Geburt  und  Würde  jedes  einzelnen  ein  für  alle- 
mal festgestellt  hatten,  vielmehr  von  Fall  zu  P^all  beUebig  die  Summe 
festzusetzen  pflegte,  welche  als  Wergeid  gegeben  und  genommen 
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werden  sollte;^)  sie  sprechen  ferner  aus,  daß  man  je  nach  Willkür 
von  dem  Satze  abzusehen  sich  erlaubte,  daß  die  baugar  unter  allen 
Umständen  gegeben  und  genommen  werden  sollten,  indem  man  da- 
für die  Regel  im  einzelnen  Falle  zur  Geltung  brachte,  daß  alle  Be- 
träge ungezählt  bleiben  sollten,  bezüglich  deren  primär  Empfangs- 
berechtigte nicht  vorhanden  seien.  -)  Es  kann  nicht  fehlen,  daß  die 
gleiche  Freiheit  der  Behandlung  der  überkommenen  Wergeidstafel 
auch  seitens  der  Überarbeiter  dieser  letzteren  sich  geltend  machte, 
und  in  der  Tat  sehen  wir  den  Verfasser  der  Tafel  in  den  FrpL.  seine 
ältere  Vorlage  wiederholt  ganz  direkt  kritisieren  und  nach  eigenem 
Gutdünken  ergänzen ;  die  V ergleichung  aber  seiner  Wergeldstafel 
mit  der  des  älteren  Fragmentes  zeigt  trotz  aller  Dürftigkeit  dieses 
letzteren,  daß  seine  Willkürlichkeit,  oder  sein  Anschluß  an  eine  vom 
älteren  Rechte  abweichende  Praxis  noch  in  ungleich  weiterem  Um- 
fange sich  geltend  gemacht  hat,  als  er  selbst  dies  andeutet.  So 
zeigt  denn  selbst  die  Wergeldstafel  unserer  FrpL.,  obwohl  sie  die 
ältere  Gliederung  der  Verwandtschaft  in  bauggildi,  nefgildi  und 
sakaukar,  dann  die  Scheidung  der  vier  baugar  festhält,  gar  manche 
Veränderungen,  die  durch  das  Fallenlassen  einzelner  älterer  Ansätze 
(z.  B.  des  tryggvakaup,  welches  das  ältere  Fragment  noch  kennt),  und 
durch  das  Bestreben,  die  ältere  Wergeldstafel  zu  vervollständigen 
und  übersichtlicher  zu  machen,  bedingt  waren.  Ohne  mannigfache 
Änderungen  in  den  für  jeden  einzelnen  Verwandtschaftsgrad  ausge- 
worfenen Ansätzen  konnte  es  dabei  nicht  abgehen,  und  so  erklärt 
es  sich,  daß  wir  in  der  neuen  Tafel  mehrfach  Leute  mit  eigenen 
Beträgen  angesetzt  finden,  von  welchen  ausdrücklich  gesagt  wird, 
daß  sie  in  dem  älteren  saktal  nicht  zu  finden  gewesen  waren,  daß 
die  für  die  einzelnen  Klassen  von  Berechtigten  angesetzten  Beträge 
sich  weder  runden,  noch  zueinander  in  einem  verständlichen  Zahlen- 
verhältnisse stehen,  daß  endlich  die  aus  den  sämtlichen  einzelnen 
Beträgen  sich  ergebende  Gesamtsumme,  48  Mark  aurar,  eben- 
falls weder  eine  gerundete  Summe,  noch  insbesondere  den  im  Texte 
selbst  angegebenen  Betrag  von  6  Mark  Gold  =  48  Mark  Silber  er- 
gibt. Schon  weiter,  aber  in  durchaus  verständHcher  Weise,  weicht 
das  isländische  Baugatal  von  der  alten  Grundlage  ab,  indem  es  die 
Verschiedenheit  der  Gradesnähe  zum  primären  Einteilungsprinzip  für 
die  Verwandtschaft  macht,  und  erst  innerhalb  jedes  einzelnen  Grades 


Kr^L.  VI,  I. 
2)  ebenda,  2.  ^)  ebenda,  6,  dann  9 — 10. 
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den  Weibsstamm  vom  Mannsstamme  in  der  Art  scheidet,  daß  beide 
in  ungleichem  Maße  berücksichtigt  werden.  Die  beiden  Wergelds- 
tafeln  der  GpL.  endhch  gehen  von  der  gemeinsamen  Grundlage 
nicht  minder  weit  ab,  jedoch  ohne  zu  gleich  konsequent  durchgebil- 
deten Neugestaltungen  zu  gelangen.  An  dem  Begriffe  der  baugar 
und  der  baugamenn  halten  sie  fest;  aber  den  ihm  gegenüberstehen- 
den Begriff  der  nefgildi  haben  sie  fallen  gelassen,  indem  sie  in  den 
Weibsstamm  andere,  nicht  dahin  gehörige  Personen,  sei  es  nun  sak- 
aukar,  wie  die  zweite  Tafel,  oder  einzelne  Angehörige  des  Manns- 
stammes, wie  beide,  einschoben,  wobei  dann  höchstens  durch  Bildung 
verschiedener  Klassen,  und  Einrückung  des  Mannsstammes  in  die 
höhere,  des  Weibsstammes  aber  in  die  niedere  bei  gleicher  Grades- 
nähe der  Vorzug  des  ersteren  noch  gewahrt  bHeb.  Für  die  neu- 
gebildeten  Klassen  kommt,  da  die  Bezeichnung  als  nefgildi  auf  sie 
nicht  mehr  anwendbar  war,  die  farblose  Benennung  uppnäm  auf; 
teils  die  Zersetzung  des  nefgildi,  teils  der  im  Interesse  des  Land- 
friedens aufkommende  Gebrauch,  alle  einzelnen  Verwandten  an  alle 
Zahlungen  machen  zu  lassen,  teils  endlich  auch  der  dem  Rechts- 
gefühle entstammende  Satz,  daß  jeder  nur  die  Hälfte  oder  %  von 
dem  zahlen  solle,  was  er  zu  empfangen  habe,  führte  nun  aber  zu 
einer  großen  Unsicherheit  in  der  Gestaltung  des  saktal.  Nur  beim 
ersten  Grade,  also  Vater,  Sohn  und  Bruder,  hielt  man  die  über- 
lieferte Sonderung  von  baugar  und  uppnäm  völlig  fest;  den  ersten 
und  zweiten  ungleichen,  Vatersbruder  und  Sohnessohn,  nahm  man 
in  beiden  Tafeln,  den  zweiten  gleichen,  die  brceörüngar,  wenigstens 
in  der  ersten  unter  die  uppnämamenn  auf,  obwohl  man  noch  am 
broeörüngsbaugr  festhielt,  man  ließ  Sohn,  Vater  und  Bruder  Zah- 
lungen an  die  uppnämamenn  machen  und  von  ihnen  nehmen,  ver- 
gaß aber  den  gleichen  Grundsatz  auf  die  brceörüngar  anzuwenden ; 
man  ging  auch  wohl,  in  der  ersten  Tafel,  bei  den  uppnämamenn 
bis  zum  zweiten  und  dritten  ungleichen  Grade  vor,  während  man 
bei  den  baugamenn  beim  zweiten  gleichen  stehen  blieb  u.  dgl.  m. 
Die  Wergeidstafel  des  Bjarni  Maröarson  aber,  welche  augenscheinlich 
für  das  ganze  Land  bestimmt  war,  zeigt,  obwohl  sie  älter  ist  als  die 
unserer  FrI)L.,  doch  bereits  die  alten  Grundsätze  vollkommen  be- 
seitigt. Nicht  nur  sind  die  althergebrachten  festen  Ansätze  für  das 
Wergeid  je  nach  Stand  und  Würde  des  Einzelnen  völlig  fallen  ge- 
lassen, und  durch  rein  willkürliche  Beträge  von  sechs,  fünf,  vier  und 
drei  Mark  Gold  ersetzt,  sondern  es  ist  auch  der  Gegensatz  eines 
bauggildi  und  nefgildi  gänzlich  beseitigt,  und  sogar  von  uppnäma- 

Maurer,  Verwandtschafts-  und  Erbrecht  nach  altnordischem  Rechte.  5 
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menn  keine  Rede  mehr;  hier  werden  vielmehr  nur  noch  die  ein- 
zelnen Beteiligten  einzeln  mit  den  Beträgen  aufgezählt,  welche  sie 
zu  geben  und  zu  nehmen  haben,  und  die  Verwandtschaft  zeigt  sich 
somit  ohne  alle  Gliederung  in  ihre  Atome  aufgelöst.  Andererseits 
aber  Avird  wieder  die  alte  Regel  aufgestellt:  „slikt  skal  hvcrr  taka 
af  gjöldum  eptir  jamnskyldan  mann,  sem  boeta  meö  jamnskyldum 
manni",  und  scheint  sich  in  diesem  Punkte  der  Einfluß  der  Fr[)L. 
im  Gegensatze  zu  den  G\)h.  geltend  zu  machen,  wie  denn  auch  Bjarni 
selbst  dem  ersteren  Rechtsgebiete  angehörte. 

Ehe  ich  die  Bedeutung  weiter  verfolge,  welche  dem  Begrift'e 
des  bauggildi  einerseits  und  des  nefgildi  andererseits  im  älteren  nor- 
wegischen und  isländischen  Rechte  zukam,  mag  noch  mit  einigen 
Worten  auf  die  Etymologie  des  Wortes  nefgildi  eingetreten 
werden.  Zwei  verschiedene  Erklärungen  des  Wortes  sind  bisher  auf- 
gestellt worden.  Auf  der  einen  Seite  ist  bekannt,  daß  das  Wort 
„nef",  d.  h.  Nase,  in  der  älteren  Sprache  oft  ganz  in  derselben  drasti- 
schen Weise  als  Bezeichnung  der  Person  gebraucht  wird,  wie  wir 
das  Wort  „Kopf"  zu  verwenden  pflegen,  und  daß  dieser  Gebrauch 
des  Wortes  zumal  da  ein  sehr  beliebter  ist,  wo  es  gilt,  die  Ver- 
teilung irgend  welcher  Lasten  und  Leistungen  nach  der  Kopfzahl 
hervorzuheben.  So  heißt  es  z.  B.  von  Oöinn,  daß  er  aus  Schweden 
Schätzung  bezogen  habe  „penning  fyrir  nef  hvert",  ^)  und  von  den 
Isländern,  daß  sie  einmal  auf  K.  Haraldr  Gormsson  Spottlieder  dichten 
ließen  „niövi'su  fyrir  nef  hvert,  er  ä  var  landinu";'^)  wenn  es  in  einer 
Rezension  einer  Sage  heißt:  „l)ü  munt  nu  vera  lata  svä  büit  um 
hefndir  eptir  I)orgeir,  ok  hefir  ]m  })ö  leyst  j)inar  hendr",  so  sagt  eine 
andere  im  gleichen  Sinne:  „ok  hefir  |jü  nü  l^ö  gert  fyrir  yitt  nef 
|)ängat  üt",  und  wenn  es  gilt,  seine  Partei  am  Ding  möglichst  zu 
verstärken,  verspricht  der  isländische  Häuptling  Gellir  „eyri  silfrs 
fyrir  nef  hvert,  ok  hverjum  höföingja,  er  til  ]3mgs  riöi,  hälfa  mörk",'^) 
wobei  die  Verteilung  des  Betrages  nach  der  Kopfzahl  der  Empfänger 
ganz  ebenso  ins  Auge  gefaßt  scheint,  wie  anderwärts  die  Verteilung 
der  Last  nach  der  Kopfzahl  der  Leistenden.  Diese  Bezeichnungs- 
weise ist  insbesondere  auch  den  norwegischen  Rechtsquellen  voll- 
kommen geläufig,  und  läßt  z.  B.  die  ältere  Redaktion  der  GI)L. 

^)  Ynglinga  s.,  8/9. 

^)  Heimskr.  Ölafs  s.  Tryggvasonar,  36/151. 

^)  Flbk.  II,  157/212,  vgl.  damit  Konräö  Gi'slasons  Ausgabe  der  Föstbroefira  s.,. 
9/90  (Hauksbök). 

^)  Ljosvetninga  25/89. 
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„örtug  fyrir  40  nefja"  als  Abgabe  an  den  Bischof  entrichten,  ^)  und 
nach  demselben  Rechtsbuche  hatte  man  „at  sjaunda  nefi"  einen  Mann 
zur  Seewehr  zu  stellen ;  ^)  am  Frostu|3inge  bezeichnete  man  eine 
Person,  welche  am  manntalsl^inge  richtig  angesagt  war,  als  „augljöst 
nef ^)  und  eine  andere ,  die  widerrechtlich  verschwiegen  worden 
war,  umgekehrt  als  „leyndar  nef ' ;  ^)  Befreiungen  endlich  vom  Heer- 
dienste und  von  so  manchen  anderen  mit  diesem  zusammenhängenden 
Lasten,  wie  solche  der  geistlichen  und  weltlichen  Aristokratie  ver- 
willigt zu  werden  pflegten,  gewährte  man  bald  „fyrir  eitt  nef,  bald 
„til  tveggja  nef  ja"  oder  „til  l^riggja  nefja''.^)  Von  hier  aus  erklärt  sich,, 
daß  der  Ausdruck  nefgildi  selbst  gelegentlich  eine  Kopfsteuer  be- 
zeichnen kann;  vom  heil.  Olafr  z.  B.  wird  erzählt,  daß  er  von  den 
Isländern  „jiegngildi  ok  nefgildi"  verlangte,  „pennfng  fyrir  nef  hvert^ 
[jann  er  10  vaeri  fyrir  alin  vaömäls",  ^)  und  wenn  anderwärts  von 
„nefgildis  skattar"  die  Rede  ist,  welche  K.  Haraldr  härfagri  dem 
ganzen  Lande  auferlegt  habe,  ')  so  führt  auch  dies  auf  denselben 
Sprachgebrauch  zurück.  Hält  man  sich  nun  an  diese  quellenmäßig 
sattsam  bezeugte  Geltung  des  Wortes,  so  kann  man,  wie  dies  P.  A. 
Münch '^j  und  Fr.  Brandt^)  wirklich  getan  haben,  darauf  Gewicht 
legen,  daß  für  die  nefgildingar  die  ihnen  zufallenden  oder  von  ihnen 
zu  entrichtenden  Wergeidsbeträge  nicht  klassenweise  festgestellt 
waren  wie  die  baugar,  sondern  speziell  für  jede  einzelne  Person  an- 
gesetzt waren ;  als  Kopfgeld  also  im  Gegensatze  zu  der  Ringzahlung 
wäre  diese  von  hier  aus  zu  erklären.  Auf  der  anderen  Seite  hat  nun 
aber  bereits  Vilhjälmr  Finsen  das  nefgildi  als  Kognatenbuße  aufge- 
faßt, und  von  nefi,  Kognat,  abgeleitet ;  er  hat  ferner  darauf  aufmerk- 
sam gemacht,  daß  in  den  Rechtsbüchern  einmal  die  Zusammen- 
stellung „näs  niö  eöa  nefa"  sich  findet,  und  daraus  den  Schluß  ge- 
zogen, daß  niör  den  Agnaten,  wie  nefi  den  Kognaten  bezeichne,  und 
daß  somit  die  für  die  Verwandtenbuße  überhaupt  gebräuchliche 
Bezeichnung  niögjöld  in  einer  Zeit  entstanden  sein  müsse,  in  welcher 
nur  die  Agnaten  wergeldsberechtigt  waren,  und  darum  die  Agnaten- 


^)  GI)L,  9.  2j  ebenda,  297. 

3)  Fr|)L.  VII,  10  und  14.  ebenda,  8. 

^)  vgl.  die  Verordnungen  vom   13.  September   1277,   von   1308 — 9  und  vom 
15.  Mai  131 1;  Norges  gamle  Love,  II,  S.  482  und  III,  S.  83  und  90, 
^)  Heimskr.  Olafs  s.  helga,  146/391. 
')  Fagrskinna,  32/20. 
®)  Det  norske  Folks  Historie,  II,  S.  970. 
^)  Forelaesninger,  S.  Ii. 
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büße  mit  der  Verwandtschaftsbuße  zusammenfiel.  ^)  Dieser  letzteren 
Auffassung  hat  sich  sodann  auch  J.  Fritzner  und  Guöbrandr  Vig- 
füsson  '^j  erklärt,  letzterer  jedoch  nur  in  Bezug  auf  die  Bedeutung 
von  nefi  und  nefgjöld,  wogegen  er  unter  dem  niör  einen  entfernteren 
Verwandten  ohne  Rücksicht  auf  den  Gegensatz  von  Mannsstamm 
und  Weibsstamm,  und  unter  den  niögjöld  die  an  diese  entfernteren 
Verwandten  zu  leistende  Zahlung  verstanden  wissen  will.  Ich  ge- 
stehe, daß  mir,  trotz  der  namhaften  Autoritäten,  welche  sich  für  sie 
erklärt  haben,  diese  letztere  Ableitung  als  eine  vöUig  unstatthafte 
erscheint.  Schon  die  sprachliche  Form  des  Wortes  nefgildi  scheint 
dieselbe  bedenklich  zu  machen.  Wenn  es  zwar  keineswegs  an  Bei- 
spielen von  Zusammensetzungen  fehlt,  deren  erste  Hälfte  aus  einem 
schwachen  Substantive  mit  weggeworfenem  Kasuszeichen  besteht,  ^) 
so  ist  doch  die  Verwendung  der  Genetivform  zur  Bildung  eines 
Kompositums  in  solchen  Fällen  die  ungleich  üblichere,  und  in 
unserem  Falle  hätte  das  Vorhandensein  der  Zusammensetzung  nef- 
gildi von  nef  doch  wohl  die  Entstehung  einer  zweiten  ganz  gleich- 
lautenden Form  anstatt  des  ungleich  näher  liegenden  nefagildi 
schlechterdings  verhindern  müssen.  Außerdem  ist  aber  auch  weder 
für  nefi  die  Bedeutung  Kognat,  noch  für  niör  die  Bedeutung  Agnat 
anderweitig  irgendwie  erweisbar.  Daraus,  daß  in  einem  unserer  is- 
ländischen Rechtsbücher  einmal  nefi  und  niör  alliterierend  gesetzt 
stehen,  ^)  läßt  sich  noch  keineswegs  darauf  schließen,  daß  der  eine 
dieser  beiden  Ausdrücke  die  Agnaten  und  der  andere  die  Kognaten 
bezeichne,  da  ja  beide  recht  wohl  auch  tautologisch  stehen  können. 
Allerdings  bezeichnet  ferner  I)örarinn  loftünga  den  Häkon  Ein'ksson, 
und  pjööölfr  skäld  den  K.  Sveinn  Ülfsson  als  des  K.  Knütr  nefi,  ^) 
während  beide  anderwärts  dessen  Schwestersöhne  heißen;  aber 
Sighvatr  skäld  nennt  auch  den  westgötischen  Jarl  Rögnvaldr  „jarla 

^)  Annaler,  1850,  S.  262 — 3;  vgl.  S.  240. 

2)  s.  V.  nefgildi,  nefgjöld,  nefi,  dann  niÖgjöld,  niör. 

^)  s.  V.  nefgildi,  nefgjöld,  nefi,  dagegen  abweichend  s.  v.  niÖgjöld,  niör. 

*)  vgl.  z.  B.  die  Formen  augljöss,  banvcenn,  bogmaÖr.  Auf  das :  ,,sagt  er  fra 
hve  neflauss  narir"  im  Malsh  attak  vreÖi,  Str.  25,  lege  ich  keinen  Werl,  obwohl 
Guöbrandr  unter  seinen  Addenda  unter  Berufung  auf  diese  Stelle  erklärt:  „kinless, 
orphaned,  desolate"  und  von  nefi  ableitet.  Möbius,  im  Ergänzungsbande  I  zur  Zeit- 
schrift für  deutsche  Philologie,  S.  69,  vgl.  39,  erklärt  richtiger:  ,,ohne  Nase",  und 
scheint  das  Sprichwort  unserem  deutschen:  „wer  sich  die  Nase  abschneidet,  schändet 
sein  Gesicht"  zu  entsprechen. 

StaÖarhülsbök,  277/305:  ef  vegandi  beiÖir  ser  griÖa,  näs  niÖ  eöa  nefa. 

^)  Heimskr.  Ölafs  s.  helga,  182  441  und  Magnüss  s.  göÖa,  32/540. 
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nefi",  ^)  während  wir  wissen,  daß  zwar  dessen  väterlicher  Großvater, 
Sköglartosti,  sich  mit  fürstlichen  Herren  als  Genoß  hielt,  wenn  er  auch 
keinen  tignarnafn  trug,  -)  und  dessen  Vater,  Ulfr,  als  Bruder  der 
Sigriör  störräöa,  welche  K.  Eirikr  sigrsaell  heiratete,  recht  wohl 
von  seinem  königlichen  Schwager  den  Jarlstitel  erhalten  haben  konnte, 
aber  des  Mannes  Mutter  nirgends  genannt  finden,  so  daß  ihm  schwer- 
lich von  mütterlicher  Seite  her  diese  Würde  zugekommen  sein  konnte. 
Muß  demnach  hier  der  Ausdruck  nefi  auf  agnatische,  nicht  auf 
kognatische  Verwandtschaft  sich  beziehen,  so  bezeichnet  umgekehrt 
Hallfreör  vandrceöaskäld  einmal  Freyr  und  Freyja  zusammen  als 
„Njaröar  niöjar"  ^)  und  verwendet  somit  den  Ausdruck  niör  unbe- 
denklich ebensowohl  für  Töchter  wie  für  Söhne ;  ^)  in  unseren  Rechts- 
büchern ferner  wird  unter  „hinn  nänasti  niör"  stets  der  nächste  Ver- 
wandte verstanden,  ohne  allen  Unterschied  zwischen  Agnaten  und 
Kognaten,  ja  unter  Umständen  in  einem  Zusammenhange,  welcher 
jede  Möglichkeit  einer  Beschränkung  auf  die  ersteren  geradezu  aus- 
schließt. ^)  Auf  dasselbe  Ergebnis  führt  auch  die  Vergleichung  der 
übrigen  germanischen  Sprachen.  Ulfila  braucht  das  Wort  nil)jis, 
ganijjjis  und  fem.  ni|3jo  als  Ubersetzung  des  griechischen  ovyyevrjg, 
und  ags.  niö  steht  sogar  für  Mensch;  für  nefa  aber  bieten  ags. 
Quellen  die  Definition:  „suna  sunu,  oööe  brööor  sunu,  oööe  suster 
sunu,  l^ät  is  nefa",')  oder:  „nepos,  suna  sune,  vel  brööer  sune,  vel 
suster  sune,  pät  is  nefa",  ^)  und  auch  in  Deutschland  brauchen  wir 
das  Wort  für  den  Bruderssohn  ebensowohl  wie  für  den  Schwester- 
sohn, wahrend  die  nichtel  oder  niftel  des  sächsischen  Rechts,  welche 
der  nordischen  „nipt"  entspricht,  sogar  eine  noch  weitere  Wortbe- 
deutung festgehalten  hat.  Die  beiden,  übrigens  nur  in  der  Dichter- 
sprache und  in  einzelnen  Rechtsformeln  noch  festgehaltenen  Aus- 
drücke können  hiernach  nur  als  gleichbedeutend  betrachtet  und  ganz, 
gleichmäßig  auf  den  allgemeinen  Begriff  der  Verwandtschaft  zurück- 
geführt werden,  ohne  daß  dabei  der  Gegensatz  von  Mannsstamm 
und  Weibsstamm  irgendwie  in  Betracht  käme.   Im  Einklänge  hiermit 


^)  Heimskr.  Olafs  s.  helga,  92/310. 

Legendarische  Olafs  s.  helga,  5/4;  Heimskr.  Haralds  s.  gra- 
feldar,  11/119.  ' 

^)  Heimskr.  Olafs  s.  helga,  21/230. 

^)  HallfreÖar  s.,  6/95.  ^)  vgl.  G y  1  f  ag i n  ni'n  g  ,  24/96. 

^)  vgl.  z.  B.  Staöarhölsbök,  83/107:  ef  launbörn  ero,  J)ä  eigo  J)eir  1  fööuratt 
at  hverfa  til  framferzlu,  {)ar  til  er  Jjau  ero  16  vetra,  en  si'Öan  Iii  ens  nänasta  niös. 
')  bei  Ettmüller,  S.  237.  ^)  bei  Grein,  II,  S.  278—79. 
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steht,  daß  niemalen  niögildi  als  Synonym  von  baugjrildi  und  als 
Gegensatz  von  nefgildi  gebraucht  wird,  wie  man  doch  erwarten 
müf3te,  wenn  wirklich  niör  und  nefi  den  Gegensatz  von  Agnaten 
und  Kognaten  bezeichnen  würden;  daß  ferner  die  Ausdrücke  niö- 
gjöld  und  nefgjöld,  welche  sich  wirklich  nachweisen  lassen,  in  einem 
ganz  anderen  als  dem  hiernach  zu  erwartenden  Sinne  gebraucht 
werden.  Der  Ausdruck  nefgjöld  zunächst  kommt  meines  Wissens 
nur  an  einer  einzigen  Stelle  vor;^)  gerade  an  dieser  Stelle  aber  be- 
zeichnet er  die  Zahlung,  welche  die  Söhne  des  Hundmgr,  ausdrück- 
lich als  niöjar  bezeichnet,  für  die  Tötung  ihres  Vaters  beanspruchen, 
so  daß  die  Identität  der  nefgjöld  mit  den  niögjöld,  und  die  Unmög- 
lichkeit, unter  jenen  die  Kognaten-  und  unter  diesen  die  Agnaten- 
buße  zu  verstehen,  in  die  Augen  springt.  Mag  sein,  daß  die  Heraus- 
geber des  zweiten  Bandes  der  Saemundar  Edda  (1818),  dann  Svein- 
björn  Egilsson  Recht  haben,  wenn  sie  das  Wort  überhaupt  nicht 
mit  nefi,  sondern  mit  nef  in  Verbindung  bringen  und  als  gleichbe- 
deutend mit  manngjöld,  d.  h.  der  Zahlung  für  eine  erschlagene 
Person  nehmen;  mag  sein,  daß  umgekehrt  Jon  Olafsson  das  richtige 
trifft,  wenn  er,  von  nefi  ausgehend,  dasselbe  als  Buße  für  einen  er- 
schlagenen Verwandten  auffaßt;  -)  im  einen  wie  im  anderen  Falle 
darf  man  den  Ausdruck  jedenfalls  nicht  auf  einen  engeren  Kreis 
innerhalb  der  Verwandtschaft  beschränken,  und  zumal  nicht  auf  die 
Kognaten  im  Gegensatze  zu  den  Agnaten  beziehen.  Anderenteils 
bezeichnet  zwar  die  alte  Edda  als  niögjöld  die  Zahlung,  welche 
Fäfnir  und  Reginn  für  die  Tötung  ihres  Bruders  Otr  fordern,'^)  und 
hier  könnte  demnach  der  Ausdruck  allenfalls  auf  die  an  den  Manns- 
stamm allein  zu  entrichtende  Buße  bezogen  werden;  aber  notwendig 
ist  diese  Beschränkung  seiner  Bedeutung  an  dieser  Stelle  keineswegs, 
und  wenn  anderwärts  dieselbe  Bezeichnung  für  das  Sühngeld  ge- 
braucht wird,  welches  K.  Häkon  Aöalsteinsföstri  von  Arnfiör  jarl 
wegen  der  Tötung  seiner  Boten  beansprucht,"*)  so  ist  dabei  jede  der- 
artige beschränkende  Deutung  schlechterdings  ausgeschlossen,  wie 


^)  Helga kv.  Hundingsbana,  I,  Str.  12: 
LetaJ)  buÖlungr 
bötir  uppi, 
ne  nij)ia  in  heldr 
nefgiold  fa. 

^)  De  cognatione  spirituali,  Glossar.,  S.  40. 

^)  Siguröarkv.  Fafnisbana,  II,  S.  214 

^)  Eigla,  76/575  (ed.  Arnamagn.). 
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denn  auch  an  der  betreffenden  Stelle  der  Ausdruck  manngjöld  als 
Variante  für  niögjöld  vorkommt.  In  den  Rechtsbüchern  vollends 
bezeichnet  der  letztere  Ausdruck  zweifellos  stets  das  ganze  Wergeid 
und  nicht  bloß  den  dem  Mannsstamme  zufallenden  Anteil  an  dem- 
selben. So  wird  z.  B.  ausgesprochen,  daß  der  von  einem  Unmün- 
digen begangene  Totschlag  zwar  zu  keiner  Ächtung  des  Täters  führe, 
aber  doch  dessen  Verwandten  die  Verpflichtung  zur  Bezahlung  der 
niögjöld  auferlege,  ^)  welche  nur  freilich  in  diesem  Falle  ungeteilt 
dem  vigsakaraöili  zufallen  sollen.-)  Die  Wergeldsfälle  werden  ferner 
geradezu  als  solche  bezeichnet,  „er  joeir  veröa  skyldir  til  at  lögum, 
at  gjalda  hinn  aptr  niögjöldum",  ^)  und  von  dem  saernär,  skernär, 
galgnär,  grafnär  und  fjallnär  wird  gesagt,  „skal  ftessa  menn  alla 
gjalda  niögjöldum,  ]3Öat  Jieir  hafi  lif  sitt,  svä  sem  |)eir  se  vegnir''.  ^) 
Wiederum  wird  die  Frage  erörtert,  wie  weit  neben  den  übrigen 
Verwandten  auch  der  vigsakaraöili  an  den  niögjöld  Anteil  nehme 
es  wird  gesagt,  daß  die  niögjöld  auch  dann  entrichtet  werden  müssen, 
wenn  der  Totschläger  selber  getötet  oder  doch  in  die  Acht  erklärt 
wird ;  ®)  es  werden  endlich  auch  wohl  die  Formen  angegeben,  welche 
bei  der  Eintreibung  der  niögjöld  einzuhalten  sind  u.  dgl.  m.  Nach 
allem  dem  wird  doch  wohl  jeder  Gedanke  an  einen  Zusammenhang 
des  Ausdruckes  nefgildi  mit  dem  Worte  nefi  und  an  eine  etymo- 
logische Zurückführung  desselben  auf  den  Begriff  des  Weibsstammes 
aufzugeben  sein,  und  wird  an  der  Zurückführung  desselben  auf  den 
Begriff  einer  kopfweise  zu  entrichtenden  und  kopfweise  zu  be- 
ziehenden Zahlung  festgehalten  werden  müssen,  wie  denn  auch  schon 
der  zwischen  den  Ausdrücken  bauggildi  und  nefgildi  bestehende  Par- 
allelismus zu  fordern  scheint,  daß  der  letztere  ebensogut  wie  der 
erstere  von  der  Art  der  Zahlungsleistung  und  nicht  von  der  Be- 
schaffenheit der  Zahlpflichtigen  hergenommen  sei. 

Faßt  man  nun  die  Ergebnisse  der  bisherigen  Beweisführung 
kurz  zusammen,  so  zeigt  sich,  daß  hinsichtlich  der  aktiven  und  pas- 
siven Beteiligung  am  Wergeide  zunächst  die  näheren  Grade  einer- 
seits des  Mannsstammes  und  andererseits  des  Weibsstammes  zu  be- 
sonderen Bezügen  und  Leistungen  berufen  wurden.  Die  baugar 
nahm  und  gab  der  Mannsstamm,  und  zwar  bis  zum  zweiten  gleichen 


^)  Konüngsbök,  91/166;  S  taÖ  ar  h  ö  1  s  b  ö  k  ,  294/333. 

Baugatal,  S.  194.  ^)  StaÖarhölsbök,  304/343. 

ebenda,  360/380  und  Baugatal,  S.  202. 
••)  Baugatal,  S.  194.       ^)  ebenda,  S.  194—95.        ')  ebenda,  S.  202— 3. 
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Grade  einschließlich  nach  den  G\)L.  und  dem  isländischen  Baugatale, 
bis  zum  dritten  gleichen  Grade  aber  nach  den  FrpL. ;  persönliche 
Zahlungen  dagegen  leistete  und  empfing  der  VVeibsstamm  innerhalb 
derselben  Gradesgrenze.     Beiderseits  wurden  dabei   prinzipiell  nur 
die  Männer  berücksichtigt;  doch  bilden  die  baugrygjar  eine  Aus- 
nahme von  dieser  Regel,  deren  Begriff  in  den  GpL.  etwas  weiter 
gezogen  ist  als  in  den  FrpL.  und  im  isländischen  Rechte.    Die  tölu- 
menn  sind  dabei  in  die  Einteilung  mit  inbegriffen,   und  nehmen 
innerhalb  des  bauggildi,   soweit  sie  diesem   überhaupt  angehören, 
einen  hervorragenden  Platz  ein;  dagegen  stehen  die  sakaukar  ganz 
außerhalb  der  Einteilung,  was  zwar  nicht  bezüglich  des  ))yborinn 
sonr  und  der  nämägar,  wohl  aber  bezüglich  des  brööir  sammceöri 
auffällig  ist  und  wohl  nur  durch  die  Annahme  erklärt  werden  kann, 
daß  ursprüngHch  die  mütterliche  Vervvandtschaft  nicht  zum  nefgildi 
gerechnet  wurde.   Zum  Schlüsse  muß  nun  aber  noch  hervorgehoben 
werden,  daß  der  Gegensatz  des  bauggildi  und  nefgildi  zwar  in  der 
Wergeidstafel  seinen  Ausgangspunkt  findet,  aber  seine  Wirkungen 
auch  auf  ganz  andere  Rechtsgebiete  hinüber  erstreckt.    Die  GpL. 
z.  B.  lassen  die  bauggildismenn,  nefgildismenn  und  nämagar  nicht 
im  skiladömr  sitzen,  ^)  und  schließen  dieselben  Personen  auch  von 
der  Verwendung  beim  lyrittareiör  aus ;  -)  sie  gestatten  ferner  den 
Männern,  welche  „i  bauggildi  eöa  i  nefgildi"  verwandt  sind,  Weibern 
gegenüber,  welche  ausnahmsweise  zur  Stammgutsfolge  berufen  sind, 
die  Auslösung  des  Gutes  um  billigen  Preis,  ^)  und  bringen  überdies 
auch  den  Begriff  der  baugrygjar  im  Stammgüterrechte  zur  Anwendung, 
indem  sie  die  dahin  gezählten  Weiber  nicht  nur  in  oöal  sukzedieren, 
sondern  dieses  auch  jedem  Auslösungsanspruche  gegenüber  behaupten 
lassen.      Nach  den  FrpL.  sollen  im  skiladömr  weder  bauggildismenn 
noch  nefgildismenn  sitzen  und  überdies  auch  keine  nämägar,  barn- 
füstrar  oder  |jyrmslumenn ; die  bauggildismenn  und  nefgildismenn, 
dann  die  nämägar  eines  Mannes,  der  am  Ding  einen  Totschlag  be- 
gangen hat,  sollen  nicht  verpflichtet  sein,  an  der  Verfolgung  des 
Totschlägers  Anteil  zu  nehmen;^)  Stammgut  braucht  nur  den  baug- 
gildismenn zur  Übung  des  Vorkaufes  angeboten  zu  werden  ')  u.  dgl.  m. 
Selbstverständlich  können  übrigens  auch  Vorschriften,  Avelche  die 

1)  GJ)L.  37  und  266. 

-)  e  b  e  n  d  a ,  135.  ^)  ebenda,  274.  ebenda,  275. 

5)  Fr|)L.  X,  14.  6)  ebenda,  IV,  9. 

')  ebenda,  XII,  4.     Die   bauggildismenn   und   nefgildismenn   haben   für  die 
Flüchtung  eines  minderjährigen  Totschlägers  zu  sorgen,  ebenda,  IV,  34. 
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Namen  des  bauggildi  und  nefgildi  nicht  nennen,  zur  weiteren  Er- 
läuterung der  beiden  Verwandtschaftsgruppen  zukommenden  Bedeu- 
tung verwendet  werden ;  dabei  wird  indessen  beachtet  werden  müssen,, 
daß  im  Gulal^inge  und  auf  Island  die  in  unseren  Quellen  ausge- 
sprochene Begrenzung  derselben  beim  zweiten  gleichen  Grade  nicht 
die  ursprüngliche  gewesen  zu  sein  scheint,  daß  vielmehr  auch  hier 
die  Grenze  anfänglich  wie  im  Frostu|)ing  auf  den  dritten  gleichen 
Grad  gefallen  sein  dürfte.  Von  hier  aus  würde  sich  erklären,  warum 
das  Erbrecht  sich  nur  bis  zu  den  „naestir  broeöra  sunum"  oder  „eptir 
brreöra  sunu"  erstreckte,  ehe  K.  Sigurör  Jörsalafari  mit  seinen  Brüdern 
dasselbe  bis  zum  fünften  gleichen  Grade  erstreckte,  ^)  und  auch  er- 
klären, warum  das  isländische  Recht  vier  baugar  kennt  wie  die 
FrpL.  und  nicht  bloß  drei  wie  die  GpL.,  warum  ferner  das  islän- 
dische Recht  die  dömruöm'ng  und  die  kviöruöning,  sowie  die  Fähig- 
keit zur  Ablegung  eines  särav^tti  oder  benjav^tti,  gerade  bis  zum 
dritten  gleichen  Grade  einschließlich  reichen  läßt. 

4.  Die  entferntere  Verwandtschaft.  Hinter  dem  baug- 
gildi  und  nefgildi  nehmen  auch  noch  die  entfernteren  Verwandten 
am  Wergeide  Anteil;  indessen  läßt  sich  für  diese  keine  eigentliche 
technische  Bezeichnung  mehr  nachweisen.  Das  isländische  Baugatal 
bezeichnet  dieselben  allenfalls  mit  den  Worten  „eptir  b  a  u  g  a",  ^) 
und  die  GpL.  bezeichnen  dieselben  je  nach  ihrem  Abstände  von 
der  letzten  Klasse  der  uppnämamenn  als  „naestr  at  fraendsemi 
frähinn  oefsta  uppnämi",  „annar  maör  frä  oefsta  upp- 
nämi"  usw. aber  beide  Bezeichnungen  sind  lediglich  negativer 
Art  und  von  keinerlei  Ursprünglichkeit.  Die  FrI)L.  ferner  bezeichnen 
die  diesen  entfernteren  Verwandten  zufallenden  Beträge  als  „fr  send - 
boetr";*)  aber  auch  dieser  Ausdruck  kann  kaum  als  ein  vollkommen 
technischer  angesehen  werden,  da  er  im  Grunde  für  alle  und  jede 
Wergeidsanteile  irgend  welcher  Verwandter  gebraucht  werden  kann. 
Innerhalb  dieser  entfernteren  Verwandtschaft  läßt  nun  das  islän- 
dische Recht  in  der  Art  die  Gradesnähe  entscheiden,  daß  der 
zweite  und  dritte  ungleiche  Grad  dem  dritten  gleichen,  der  dritte 
und  vierte  ungleiche  dem  vierten  gleichen,  endhch  der  vierte  und 
fünfte  ungleiche  Grad  dem  fünften  gleichen  an  Höhe  der  zu  zahlenden 
und  zu  empfangenden  Beträge  vorgeht,  während  mit  diesem  letzteren 


')  GI)L.  104;  FrI)L.  VIII,  9. 
")  Konüngsbök,  113/201 — 2. 
^)  Fr{)L.  VI,  II. 


')  GI>L.  235. 
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die  VVergeldstafel  abschließt.  ^)  Von  einem  Vorzuge  des  Manns- 
stammes vor  dem  Weibsstamme  ist  dabei  nicht  die  Rede,  ohne  daß 
man  darum  doch  anzunehmen  hätte,  daß  ein  solcher  ausgeschlossen 
werden  wolle;  da  nämlich  auch  bezüglich  der  näheren  Grade  zu- 
nächst in  derselben  Weise  verfahren,  und  erst  hinterher  bei  deren 
Besprechung  im  einzelnen  angegeben  wird,  daß  das  bauggildi  stets 
das  nefgildi  aber  nur  %  der  angesetzten  Beträge  nehmen  und 
geben  solle,  läßt  sich  recht  wohl  annehmen,  daß  die  gleiche  Regel 
stillschweigend  auch  für  die  entferntere  Verwandtschaft  aufgestellt 
werden  wollte.  Sehr  beachtenswert  ist  aber,  wie  dies  auch  schon 
Vilh.  Finsen  sehr  richtig  hervorgehoben  hat,  -)  daß  zwar  bei  den 
baugar,  wenn  die  zu  einem  derselben  zunächst  Berufenen  fehlten, 
ein  Eintreten  der  nächstvorhergehenden  oder  nächstfolgenden  Klasse 
stattfand,  obschon  im  letzteren  Falle  mit  einiger  Verkürzung  der 
Beträge,  und  daß  in  gleicher  Weise  auch  die  verschiedenen  Klassen 
der  „eptir  bauga"  untereinander  sich  verhielten,  wenn  etwa  die  eine 
oder  andere  von  ihnen  unvertreten  war,  daß  dagegen  die  Ver- 
wandten „eptir  bauga"  unter  keinen  Umständen  auf  die  erledigten 
baugar  und  umgekehrt  die  bauggildingar  unter  keinen  Umständen 
auf  die  etwa  erledigten  ferneren  Bußbezüge  einen  Anspruch  erheben 
konnten.  Es  zeigt  sich  in  dieser  Bestimmug  sehr  deutlich,  daß  man 
die  nähere  und  die  entferntere  Verwandtschaft  als  unter  sich  durch 
eine  unübersteigliche  Kluft  getrennt  ansah,  während  dies  bezüglich 
der  verschiedenen  Klassen  innerhalb  der  einen  oder  anderen  Gruppe 
ganz  und  gar  nicht  der  Fall  war;  da  das  bauggildi  und  nefgildi  im 
isländischen  Rechte  bereits  zu  einer  Gruppe  verschmolzen  sind,  kann 
natürlich  zwischen  diesen  beiden  Klassen  der  Verwandtschaft  in 
jenem  Rechte  eine  ähnliche  scharfe  Sonderung  nicht  mehr  hervor- 
treten, auch  wenn  sie  sich  ursprünglich  bezüglich  derselben  wieder- 
holt hatte.  —  In  ganz  ähnlicher  Weise  verfährt  auch  das  I)ränd- 
heimer  Recht.  ^)  Nach  dem  dritten  gleichen  Grade,  mit  welchem 
das  bauggildi  und  nefgildi  abschließen,  beruft  dasselbe  die  entferntere 
Verwandtschaft  zu  ihren  fraendbcetr,  bis  zum  sechsten  gleichen 
Gradeeinschließlich,  welcher,  dem  kirchlichen  Rechte  folgend,  die 
Verwandtschaftsgrenze  bildet;  dabei  wird  wieder  in  erster  Linie 
der  Mannsstamm  vom  Weibsstamme  geschieden  und  erst  in 
zweiter  Linie  innerhalb  jeder  dieser  beiden  Gruppen  eine  weitere 


^)  Konüngsbök,  I13/193 — 94;  vgl.  201  —  2. 

2)  Annaler,  1850,  S.  267— 68.  FrJ)L.  VI,  11^12. 
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Abstufung  nach  Graden  vorgenommen.  Sehr  unpassender  Weise 
werden,  wie  oben  schon  bemerkt,  die  Ausdrücke  bauggildi  und  nef- 
gildi  dabei  im  Sinne  von  Mannsstamm  und  Weibsstamm  gebraucht. 
Da  ausdrückUch  gesagt  wird,  ^)  daß  alle  baugamenn  für  alle  baugar 
aufkommen  müssen,  wenn  auch  die  eine  oder  andere  Klasse  der 
zunächst  Verpflichteten  unvertreten  ist,  darf  natürlich  als  feststehend 
angenommen  werden,  daß  dieselbe  Regel  auch  umgekehrt  in  Bezug 
auf  den  Empfang  der  baugar  gegolten  haben  werde ;  ob  freilich  die- 
selbe Regel  auch  innerhalb  der  entfernteren  Verwandtschaft  gelte, 
und  ob  ein  Sukzedieren  in  die  Last  oder  Berechtigung  auch  von 
der  einen  Hauptklasse  in  die  andere  hinüber  statthaft  gewesen  sei 
oder  nicht,  wird  uns  nicht  gesagt.  Immerhin  aber  erhellt  die  scharfe 
Sonderung  der  engeren  von  der  entfernteren  Verwandtschaft  bereits 
aus  der  Wiederkehr  des  Gegensatzes  zwischen  Mannsstamm  und 
Weibsstamm  in  ihnen  beiden,  sowie  aus  der  ganz  verschiedenen  Art, 
wie  hier  und  dort  die  Gliederung  innerhalb  der  beiden  größeren 
Gruppen  durchgeführt  ist.  —  Im  Gulajunge  schließt  die  Gruppe 
der  uppnämamenn  ebenfalls  prinzipiell  mit  dem  zweiten  gleichen 
Grade  und  ist  es  ohne  Bedeutung,  daß  die  erste  Wergeidstafel  auch 
noch  den  ersten  und  dritten,  dann  den  zweiten  und  dritten  ungleichen 
Grad  zu  denselben  hinzurechnet,  während  die  zweite  Tafel  beide 
ausschließt;  hinter  ihr  folgt  sodann  nach  der  ersten  Wergeldstafel 
gleichfalls  noch  die  entferntere  Verwandtschaft,  jedoch  so,  daß  dabei 
der  Mannsstamm  und  Weibsstamm  eines  jeden  Grades  mit  einer 
Gesamtzahlung  bedacht  wird,  von  welcher  der  erstere  %,  der  letztere 
aber  nur  %  erhält.  '•^)  Insoweit  also  folgt  diese  Wergeldstafel  be- 
züglich der  entfernteren  Verwandtschaft  genau  demselben  Prinzipe, 
welches  das  isländische  Baugatal  bereits  in  Bezug  auf  das  bauggildi 
und  nefgildi  zur  Geltung  bringt;  dagegen  ist  oben  bereits  bemerkt 
worden,  daß  sich  die  Grenze,  mit  welcher  dieselbe  die  entferntere 
Verwandtschaft  endigen  lassen  will,  nicht  mit  voller  Sicherheit  be- 
stimmen läßt,  soferne  von  der  letzten  Klasse  der  uppnämamen  ab 
13  Nummern  gezählt  werden  und  hierauf  die  Schlußworte  folgen: 
„J)ä  er  fimtända  manne  fraendsemi  ])eirra".  In  der  zweiten  Wergelds- 
tafel aber  wird  die  entferntere  Verwandtschaft  überhaupt  nicht  mehr 
erwähnt,  sei  es  nun,  daß  man  sie  wirklich  unberücksichtigt  gelassen 
wissen  wollte,  oder  daß  man  über  sie  sich  nochmals  auszusprechen 
für  unnötig  fand,  weil  bezüglich  ihrer  dieselben  Regeln  in  Geltung 


1)  Fr{)L.  VI,  2.  2)  GI)L.  235. 
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belassen  werden  sollten,  wie  solche  die  erste  Tafel  bereits  ausge- 
sprochen hatte.  —  In  der  Wergeidstafel  des  Bjarni  Maröarson 
endlich  kann,  nachdem  das  bauggildi  und  nefgildi  sowohl  als  die 
das  letztere  vertretenden  drei  Klassen  der  uppnämamenn  weggefallen 
sind,  auch  die  entferntere,  über  jene  engeren  Kreise  hinausliegende 
Verwandtschaft  nicht  mehr  als  eine  in  sich  abgeschlossene,  besondere 
Gruppe  auftreten;  hier  ist  vielmehr  von  einer  Gliederung  der  Ver- 
wandtschaft in  eine  Mehrheit  engerer  und  weiterer  Kreise  überhaupt 
nicht  mehr  die  Rede,  sondern  die  Reihenfolge,  in  welcher  die  ein- 
zelnen Verwandten  aufgezählt  werden,  lediglich  durch  die  Zählung 
der  Grade  bedingt,  neben  welcher  selbst  der  Gegensatz  des  Manns- 
stammes und  des  Weibsstammes  sich  nur  noch  eine  sekundäre  Be- 
deutung bewahrt  hat.  Wie  weit  aber  die  entferntere  Verwandtschaft 
außerhalb  der  W^ergeldstafel  und  auf  anderen  Gebieten  des  verwandt- 
schaftlichen Rechtes  noch  ihre  Bedeutung  behauptet,  wird  besser 
erst  im  II.  Teile  dieser  Darstellung,  nämlich  bei  der  Besprechung 
der  einzelnen  Wirkungen  der  verwandtschaftlichen  Verbindung  zu 
erörtern  kommen. 


§  5.    Die  Weiber.^) 

Neben  der  Gradesnähe  und  dem  zwischen  dem  Mannsstamme 
und  Weibsstamme  bestehenden  Gegensatze  macht  sich  innerhalb  der 
Verwandtschaft  auch  noch  der  Gegensatz  der  Geschlechter  geltend, 
und  zwar  in  der  Art,  daß  die  Weiber  von  gewissen  im  Verwandt- 
schaftsverb an  de  begründeten  Rechten  und  Pflichten  völlig  ausge- 
schlossen, in  Bezug  auf  andere  aber  den  Männern  gegenüber  wenig- 
stens sehr  entschieden  verkürzt  sind,  wogegen  auch  umgekehrt  wieder 
einzelne  Rechtsinstitute  und  Rechtssätze  ihren  besonderen  Schutz 
und  Vorteil  bezwecken.  An  sich  den  verschiedensten  Rechtsgebieten 
und  nicht  bloß  dem  verwandtschaftlichen  Rechte  angehörig,  und 
überdies  zu  verschiedenen  Zeiten  und  in  verschiedenen  Rechten  sehr 
verschieden  gestaltet,  bedürfen  diese  die  Weiber  betreffenden  Sat- 


vgl.  R  i  V  e ,  De  pupillorum  et  mulierum  tutela  in  antiquo  Scandinaviorum 
jure  (1859)  und  dessen  Geschichte  der  deutschen  Vormundschaft,  I  (1862);  dazu 
meine  Bemerkungen  in  der  Krit.  Vierteljahresschrift,  II,  S.  75  und  fgg.  und  IV,  S.  412 
und  fgg. 
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Zungen  um  so  mehr  einer  vorläufigen  einheitlichen  Betrachtung,  je 
größer  die  Schwierigkeiten  sind,  welche  sie  bei  ihrer  zeitlich  wie 
räumlich  so  sehr  ungleichförmigen  Entwicklung  einer  einheitlichen 
Konstruktion  des  Verwandtschaftsrechtes  in  den  Weg  stellen. 

Der  Grundsatz  des  älteren  schwedischen  Rechtes,  daß  Weiber 
stets  unmündig  seien,  ^)  ist  dem  norwegischen  sowohl  als  dem  is- 
ländischen Rechte,  so  wie  es  uns  vorliegt,  fremd;  demgemäß  läßt 
dieses  letztere  den  Begriff  der  Minderjährigkeit  und  Voll- 
jährigkeit auf  Weiber  ebensogut  Anwendung  finden  wie  auf 
Männer,  und  es  bestimmt  sogar  die  Altersgrenze,  welche  beide  Alters- 
perioden zu  trennen  bestimmt  ist,  für  beide  Geschlechter  wesentlich 
gleichmäßig.  Die  GI)L.  geben  zwar  nicht  ausdrücklich  an,  mit 
welchem  Jahre  Weiber  volljährig  werden;  aber  sie  sprechen  den  Satz 
aus,  daß:  „|)egar  maer  er  fulltiöa,  ]3ä  skal  hon  veita  vorö  fe  sinu,  ok 
svä  taka  viö  fjär  haldi",  ^)  und  wenden  somit  den  Begriff  der  Voll- 
jährigkeit auf  sie  an,  ohne  eine  eigentümliche  Altersgrenze  für  sie 
zu  bestimmen,  so  daß  wir  zu  der  Annahme  berechtigt  sind,  daß  diese 
wie  bei  Männern  auf  das  erreichte  15.  Jahr  (früher  das  12.)  gesetzt 
sei.  Die  FrpL.  hinwiederum  sagen  ganz  ausdrücklich,  daß  vom 
erreichten  15.  Lebensjahre  ab  die  Schwester  ebensogut  wie  der 
Bruder  zur  Führung  einer  Altersvormundschaft  berufen  sei,  ^)  und 
gestatten  der  Jungfrau  von  eben  diesem  Termine  an  wenigstens  unter 
Umständen  auch  schon  die  Verehelichung;  ^)  die  letztere  Vorschrift 
kehrt  auch  in  der  Järnsiöa  wieder,  *')  und  ist  von  hier  aus  doch  wohl 
nur  irrtümlich  auch  in  eine  Reihe  von  Hss.  des  gemeinen  Land- 
rechtes übergegangen,  welches  im  übrigen  den  Jungfrauen  die  Ver- 
waltung ihres  eigenen  Vermögens  erst  vom  erreichten  20.  Lebens- 
jahre an  einräumt,  ')  ganz  wie  es  auch  bei  Männern  die  Volljährig- 
keitsgrenze auf  das  erreichte  20.  Jahr  verlegte.  Das  ältere  isländische 
Recht  ferner  gestattet  zwar  den  Jungfrauen  die  Wahl  ihres  Domi- 
ziles,  ^)  die  Selbstverwaltung  ihres  eigenen  und  die  Administration 

^)  WGL.  I,  J)iufvab.  5/2:  konse  ser  ovormaghi. 
2)  G{)L.  128. 

^)  vgl.  über  die  Volljährigkeitsgrenze  meine  Bemerkungen  in  der  Krit.  Viertel- 
jahresschrift, II,  S.  85 — 91. 

4)  Fr^L.  IX,  23.  ^)  ebenda,  XI,  18. 

^)  Järns.,  Kvennag.  3. 

')  Landsl.,  ErfÖat.  2.  Der  BjarkR.  2  und  die  Jönsbök,  Kvennag.  2 
haben  nur  die  zv^^eite  Bestimmung. 

Konüngsbök,    70/129    und    118/226;    StaÖarhölsbök,    232/265  und 
59/69  —  70. 
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eines  fremden  Vermögens,  die  Anstellung  gewisser  Klagsachen,  -) 
sowie,  unter  gewissen  Voraussetzungen,  die  Selbstverlobung  ^)  erst 
vom  zurückgelegten  20.  Lebensjahre  an  ;  aber  schon  vom  erreichten 
16.  Lebensjahre  an  gilt  ererbtes  Vermögen  als  ihnen  angefallen,  und 
von  diesem  Termine  an  beziehen  sie  selber  dessen  Früchte,  welche 
während  der  Dauer  ihrer  Minderjährigkeit  ihrem  Altersvormunde  ge- 
hört hatten,  ^)  und  für  Eheweiber  und  Witwen  fallen  überdies  alle 
jene  Beschränkungen  weg,  sogar  wenn  sie  noch  nicht  einmal  das 
16.  Jahr  erreicht  haben,  während  andererseits  das  20.  Jahr  auch 
bei  Männern,  wenn  auch  nur  in  untergeordneten  Beziehungen  seine 
Bedeutung  behauptet.  ^)  Wenn  demnach  das  isländische  Recht  zwar 
bei  Weibern  in  mehrfacher  Beziehung  die  Wirkungen  der  Volljährig- 
keit erst  an  einem  späteren  Termin  knüpfte  als  bei  Männern,  welche 
mit  dem  erreichten  16.  Lebensjahre  zu  ihrer  vollen  Handlungsfähig- 
keit zu  gelangen  pflegen,  so  ist  doch  diese  Verschiedenheit  der  Be- 
handlung beider  Geschlechter  keine  völlig  durchgreifende,  und  über- 
dies läßt  sie  jedenfalls  die  Unterscheidung  einer  Periode  der  Voll- 
jährigkeit und  Minderjährigkeit  auch  bei  Weibern  völlig  unberührt. 
Wenn  aber  das  isländische  und  norwegische  Recht  in  Bezug  auf  die 
eigentümliche  Behandlung  der  Weiber  zwar  nicht  so  weit  geht  und 
nicht  mit  gleicher  Folgerichtigkeit  verfährt  wie  das  schwedische 
Recht,  so  kennt  es  doch  immerhin  auch  seinerseits  eine  lange  Reihe 
von  Beschränkungen  der  Weiber;  die  vielfach  abweichende  Gestal- 
tung derselben  im  isländischen  und  im  norwegischen  Rechte  läßt 
aber  eine  gesonderte  Behandlung  beider  zweckmäßig  erscheinen. 

Das  isländische  Recht  zunächst  schließt  die  Weiber  von 
dem  Genüsse  politischer  Rechte  prinzipiell  aus.  Ein  goöorö 
können  dieselben  zwar  besitzen,  da  ein  solches  wie  jedes  andere 
Privatgut  erworben  werden  kann ;  aber  sie  können  die  mit  der  Würde 
verbundenen  Befugnisse  nicht  selber  ausüben,  und  müssen  somit 
deren  Führung  einem  ihrer  eigenen  Dingleute  übertragen.  Daß 


^)  Konüngsbük,  1 18/226;  Staöarhölsbök,  59/69—70. 
^)  Konüngsbük,  94/170  und  die  Referenz  S.  168,  dann  238/184;  Staöar- 
hölsbök, 336/364  und  377/393- 

Staöarhölsbök,  119/156  und  125/162. 
■*)  Konüngsbök,  Ii 8/226;  Staöarhölsbök,  59/69 — 70. 

■'')  Konüngsbök,  118/225;  Staöarhölsbök,  59/69  und  die  oben  ange- 
führten Stellen. 

vgl.  z.  B.  Konüngsbök,  118/223  und   172/76;  Staöarhölsbök,  58/67 
und  389/411.  ')  Konüngsbök,  84/142. 
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Weiber  weder  zum  Amte  eines  Gesetzsprechers  berufen,  noch  als 
Ratgeber  eines  Goden  in  die  lögretta  ernannt,  noch  endlich  als  Ge- 
meindevorsteher gewählt  werden  konnten,  wird  uns  zwar  nirgends 
ausdrücklich  gesagt,  darf  aber  nichtsdestoweniger  als  sicher  gelten;, 
wenn  demnach  einmal  erzählt  wird,  wie  porbjörg  hin  digra  im  Vatns- 
fjörör  für  ihren  abwesenden  Mann,  dem  Vermundr  mjöfi,  die  „heraös- 
stjörn"  im  Isafjörör  geführt  habe,  und  wenn  dieselbe  bei  dieser  Ge- 
legenheit auch  wohl  selber  von  ihren  Dingleuten  spricht,  ^)  so  ist 
dabei  nur  an  den  tatsächUchen  Einfluß,  nicht  an  die  rechtliche 
Stellung  dieses  energischen  Weibes  zu  denken.  Ebensowenig  konnten 
Weiber  das  Richteramt  -)  oder  den  Geschworenendienst  versehen, 
und  keinem  Zweifel  kann  unterliegen,  daß  sie  auch  zum  Zeugnisse 
nicht  verwendet  werden  durften ;  in  einzelnen  Fällen  wird  das  männ- 
liche Geschlecht,  ^)  oder  auch  die  Wehrhaftigkeit  ausdrücklich  als 
Voraussetzung  der  Zulassung  zum  Zeugnisse  bezeichnet,  und  bei 
Aufzählung  der  Verwandten,  welche  unfähig  waren,  ein  Zeugnis  ab- 
zulegen, werden  nur  Personen  männlichen  Geschlechts  berücksichtigt.^') 
Die  Fällung  eines  Schiedsspruches  dagegen  konnte  allenfalls  auch 
Weibern  übertragen  werden,  wie  das  Beispiel  der  [)ordi's  späkona,') 
und  das  noch  besser  bezeugte  Beispiel  der  Steinvör  Sighvatsdöttir 
dartut  aber  eine  derartige  Verwendung  fiel  auch  nicht  unter  den 
Begriff  eines  öffentlichen  Dienstes,  sondern  erschien  lediglich  als  Aus- 
fluß des  persönlichen  Vertrauens  und  des  tatsächlichen  Ansehens, 
deren  ein  Weib  ebensowohl  als  ein  Mann  seiner  hervorragenden  Eigen- 
schaften wegen  bei  seinen  Nachbarn  genießen  konnte. 

Auf  vermögensrechtlichem  Gebiete  gilt  umgekehrt 
prinzipiell  die  Gleichstellung  der  Weiber  mit  den  Männern ;  indessen 
erleidet  dieses  Prinzip  immerhin  eine  Reihe  von  Einschränkungen. 
Einmal  nämlich  wird  den  Weibern,  wie  oben  schon  bemerkt,  die 
Verwaltung  ihres  eigenen  Vermögens  erst  vom  erreichten  20.  Lebens- 
jahre ab  eingeräumt,  während  dieselbe  Männern  bereits  vom  er- 
reichten 1 6.  Jahre  ab  zusteht.^)  Allerdings  soll  diese  Zurücksetzung 
nur  für  Jungfrauen  gelten,  während  Ehefrauen  und  Witwen  sogar 

^)  Grettla,  52/119.  2)  Konüngsbök,  20/38. 

^)  ebenda,  89/161;  S  t  aÖ  ar  h  ö  1  s  b  ö  k ,  289/322. 

Konüngsbök,  87/153;  S  t  a  ö  a  r  h  ö  1  s  b  ö  k ,  282/312. 
^)  StaÖarhölsbök,  277/305.  ")  Konüngsbök,  77/126—27. 

^)  Vatnsdcela,  44/73—74. 

**}  Sturlünga,  VII,  8/17  und  19;  hinsichüich  ihrer  Persönlichkeit  vgl.  2/6 — 7.. 
'-')  Konüngsbök,  11/226;  StaÖarhölsbök,  59/69 — 70. 
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schon  vor  dem  zurückgelegten  i6.  Jahre  von  der  Altersvormundschaft 
frei  werden ;  ^)  aber  da  während  der  Dauer  der  Ehe  das  Gut  der 
Frau  unter  der  Verwaltung  des  Ehemannes  steht,  bedingt  dieser 
Satz  für  Ehefrauen  im  Grunde  nur  einen  Wechsel  in  der  Person 
ihres  Vormundes,  wogegen  er  den  Witfrauen  allerdings  ein  höheres 
Maß  persönlicher  Freiheit  sichert.  Wiederum  bleiben  die  Weiber 
auch  nach  zurückgelegtem  20.  Lebensjahre  bezüglich  ihrer  Vermögens- 
verwaltung immerhin  noch  gewissen  Beschränkungen  unterworfen, 
denn:  „ein  Weib  darf  ohne  die  Zustimmung  ihres  Geschlechtsvor- 
mundes (an  räö  lögräöanda)  kein  Land  verkaufen  von  der  Größe 
eines  halben  Hofes  oder  mehr,  noch  auch  ein  Godord,  oder  ein  See- 
schiff, falls  sie  ein  solches  besitzt''.  ^)  Die  ohne  seine  Zustimmung 
erfolgte  Veräußerung  darf  der  Geschlechtsvormund  binnen  Jahres- 
frist als  ungültig  anfechten,  und  der  dritte  Erwerber  verfällt  sogar 
der  Landesverweisung,  wenn  er  beim  Abschlüsse  des  Vertrages  von 
dessen  Nichteinwilligung  Kenntnis  hatte ;  nur  um  den  Unterhalt  von 
ihr  zu  alimentierender  Personen  zu  bestreiten,  oder  um  Schulden  zu 
bezahlen,  darf  das  Weib,  wenn  ihm  alle  anderen  Hilfsquellen  fehlen, 
auch  wider  den  Willen  des  Geschlechtsvormundes  Land  verkaufen ; 
jedoch  auch  in  solchem  Falle  nur  um  einen  Preis,  welcher  dessen 
vollem  Werte  entspricht,  und  unter  Vorbehalt  eines  dem  Geschlechts- 
vormunde zustehenden  Verkaufsrechtes.  ^)  Beide  Bestimmungen 
wollen  augenscheinlich  zunächst  den  W^eibern  selbst  gegen  die  Folgen 
jener  „muliebris  levitas"  Schutz  gewähren,  welche  ja  auch  das  römi- 
sche Recht  bei  ihnen  voraussetzen  zu  müssen  glaubt;  nicht  minder 
unzweideutig  tritt  aber,  wenigstens  bei  der  zweiten,  auch  noch  die 
weitere  Rücksicht  auf  das  Interesse  der  Verwandtschaft  zutage,  wie 
denn  zumal  das  dem  Geschlechtsvormunde  eingeräumte  Verkaufs- 
recht nur  von  diesem  letzteren  Gesichtspunkte  aus  sich  erklären 
läßt.  Im  übrigen  gelten  aber  die  W^eiber  auf  rein  vermögensrecht- 
lichem Gebiete  so  vollständig  als  handlungsfähig,  daß  sie  sogar 
ebenso  wie  die  Männer  in  Schuldhaft  genommen  werden  können, 
wie  denn  die  lögskuldarkona  in  unseren  Rechtsbüchern  ebensogut 
genannt  wird  wie  der  lögskuldarmaör.  Sogar  auf  Gebieten,  auf 
welchen  sich  das  öffentliche  Recht  mit  dem  Privatrechte  berührt, 

^)  Konüngsbök,  118/225;  StaÖarhölsbök,  59/69. 

2)  Konüngsbök,  152/45;  StaÖarhölsbök,  141/174  und  390/419. 

StaÖarhölsbök,  390/4I9-20. 
*)  Konüngsbök,  156/48;  StaÖarhölsbök,  145/177;  vgl.  auch  K  o  n  ü  n  g  s - 
bök,  158/53;  StaÖarhölsbök,  156/185  und  105/194. 


§  5-    Die  Weiber. 


8l 


macht  sich  dasselbe  Prinzip  geltend,  wenn  nur  der  vermögensrecht- 
liche Gesichtspunkt  einigermaßen  in  den  Vordergrund  gerückt  er- 
scheint. Zur  Führung  einer  Altersvormundschaft  z.  B.  konnten 
Weiber  ganz  ebensogut  berufen  werden  wie  Männer,  weil  ja  das 
Recht  auf  deren  Führung  wesentlich  unter  den  Gesichtspunkt  eines 
nutzbringenden  Anspruches  gestellt  war;  nur  war  freilich  die  Fähig- 
keit zur  Verwaltung  eines  fremden  Vermögens  bei  Weibern  ganz  in 
derselben  Weise  an  einen  späteren  Alterstermin  gebunden,  wie  die 
Befähigung  zur  Verwaltung  ihres  eigenen  Gutes,  und  überdies  waren 
die  Weiber  auch  hinsichtlich  der  Reihenfolge  der  Berufung  zur  Vor- 
mundschaft den  Männern  keineswegs  völlig  gleichgestellt.  Auch  in 
Bezug  auf  die  Armenpflege,  dann  in  Bezug  auf  das  Erbrecht, 
kehren  Zurücksetzungen  der  letzteren  Art  wieder;  von  ihnen  emp- 
fiehlt es  sich  indessen,  zur  Vermeidung  von  Wiederholungen,  erst 
bei  Besprechung  dieser  einzelnen  Rechtsgebiete  selbst  zu  handeln. 
Wiederum  waren  in  strafrechtlicher  Beziehung  die  Weiber 
den  Männern  prinzipiell  gleichgestellt.  Ausdrücklich  wird  die  Regel 
ausgesprochen:  „jafnsek  verör  kona  sem  karlmaör,  ef  hon  vegr  karl- 
mann eör  konu,  eör  vinnr  ä,  ok  svä  er  um  öll  lagaafbrigöi  maelt";^) 
wenn  zwar  die  geächtete  Frau  während  der  Dauer  ihrer  Schwanger- 
schaft nicht  getötet  werden  darf,  -)  und  vielmehr  im  Widerspruche 
mit  den  sonst  geltenden  Rechtsgrundsätzen  sogar  bis  zur  Beendigung 
ihres  Wochenbettes  ungestraft  verpflegt  werden  mag,  so  ist  doch 
hierin  keine  Ausnahme  von  jener  Regel,  sondern  nur  eine  jener 
zahlreichen  Vergünstigungen  zu  erkennen,  welche  die  sämtlichen 
germanischen  Rechte  den  Weibern  für  die  Dauer  jenes  Zustandes 
zu  verwilligen  pflegen.  Der  Grundsatz  des  altschwedischen  Rechtes, 
daß  Weiber  und  Unmündige  niemals  der  Acht  verfallen  können,  ist 
somit  dem  isländischen  Rechte  durchaus  fremd;  umgekehrt  bestraft 
dieses  aber  auch  das  am  Weibe  begangene  Verbrechen  genau  eben- 
so, wie  wenn  dasselbe  an  einem  Manne  begangen  worden  wäre. 
Allerdings  wird  dieser  letztere  Grundsatz  nirgends  in  gleich  allge- 
meiner Fassung  ausgesprochen  wie  jener  erstere ;  aber  es  fehlt  nicht 
an  einzelnen  Aussprüchen,  welche  dessen  Geltung  für  bestimmte 
einzelne  Fälle,  wie  z.  B.  den  des  einfachen  Totschlages  bezeugen, 
und  überdies  ergibt  sich  derselbe  bereits  mit  voller  Sicherheit  aus 

^)  StaÖarhölsbök,  318/350. 

2)  Konüngsbök,  95/170 — i ;  StaÖarhölsbök,  297/336. 

Konüngsbök,  161/59;  StaÖarhölsbök,  165/195. 
*)  StaÖarhölsbök,  318/350. 
Maurer,  Verwandtschafts-  und  Erbrecht  nach  altnordischem  Rechte.  6 
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der  Tatsache,  daß  nirgends  von  einer  besonderen  Behandlung  der 
an  \\'eibern  begangenen  Verbrechen  gesprochen  wird,  mit  einziger 
Ausnahme  einer  einzehien,  bestimmt  begrenzten  Kategorie  von  Ver- 
brechen, welche  unten  noch  des  näheren  zu  besprechen  sein  wird. 
Doch  sind  die  Weiber  am  Wergeide  (n  i  ö  g j  ö  1  d)  sowohl  aktiv  als 
passiv  grundsätzlich  nicht  beteiligt,  was  sich  aus  der  ihnen  fehlenden 
Waffenfähigkeit  sehr  einfach  erklärt;  die  einzige  Ausnahme  von  dieser 
Regel  bildet,  wie  früher  schon  gelegentlich  zu  erwähnen  war,  die 
Tochter  des  Erschlagenen  und  beziehungsweise  des  Totschlägers, 
soferne  diese  als  baugrygr  den  höfuöbaugr  zu  geben  und  zu  nehmen 
hat,  unter  der  doppelten  Voraussetzung,  daß  sie  noch  unvermählt, 
und  ihres  Vaters  einziges  Kind  ist.  ^)  Sehr  beachtenswert  ist  aber, 
daß  die  Weiber  zur  gerichtlichen  Vertretung  der  ihnen  zu- 
stehenden Rechte  nicht  befiihigt  erscheinen,  -)  ein  Satz,  der  zwar 
nirgends  ausdrücklich  ausgesprochen,  aber  allerwärts  in  unseren 
Rechtsbüchern  stillschweigend  vorausgesetzt  wird,  indem  in  allen 
Fällen,  in  welchen  von  Klagerechten  der  Weiber  die  Rede  ist,  stets 
nur  von  einem  Einklagenlassen  (soekja  lata),  oder  von  einem  Uber- 
tragen der  Prozeßführung  (selja  sök)  gesprochen  ward,  wobei  in- 
dessen der  Vollmachtsgeberin  selbst  in  der  Regel  das  Recht  verbleibt 
zu  bestimmen,  ob  und  wie  die  Rechtssache  geführt,  und  ob  zumal 
in  Strafsachen  ein  Vergleich  eingegangen,  oder  nach  strengem 
Rechte  verfahren  werden  solle.  So  wird  die  Regel  ausgesprochen, 
daß  in  Fällen  eines  gewaltsamen  Angriffes  (ählaup)  oder  einer  ge- 
ringeren Verwundung  (sär  en  minni)  seine  Witwe  und  eine  minde- 
stens 2ojährige  Jungfrau  selber  zu  bestimmen  habe,  ob  sie  jemanden 
mit  der  Sachführung  beauftragen  oder  sich  vergleichen  wolle,  voraus- 
gesetzt nur,  daß  sie  nicht  weniger  als  die  legale  Buße  erhalte,  wo- 
gegen das  Klagerecht  dem  Geschlechtsvormunde  (lögräöandi)  anheim- 
fällt, wenn  es  sich  um  größere  Wunden  (sär  en  meiri)  handelt,  oder 
von  dem  Weibe  die  Sache  lässiger  betrieben  wird.  Ebenso  stand 
es  bezüglich  der  Klage  um  ein  Liebesgedicht  (mansöngr),  welches 
jemand  auf  ein  Weib  gemacht  hatte       war  das  Weib  bereits  20 


^)  Konüngsbok,  113/200 — 201. 

^)  vgl.  Theophil  Wolff,  Zur  Geschichte  der  Stellvertretung  vor  Gericht 
nach  Nordischem  Recht,  in  der  Zeitschrift  für  vergleichende  Rechtswissenschaft,  VI» 
S.  2  —  14. 

^)  Konungsbök,  94/170  und  als  Referenz  168;  S  t  a  Ö  a  r  h  6  1  s  b  6  k  ,  336/364; 
Belgsdalsbök,  58/245. 

Konungsbök,  238/184;  StaÖarhölsbok,  377/393. 
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Jahre  alt,  so  stand  die  Klage  zunächst  ihr  zu,  während  sie  dem  Ge- 
schlechtsvormunde (lögräöandi)  zufiel,  wenn  sie  die  Klage  nicht  an- 
stellen lassen  wollte.  Ganz  ebenso  besteht  es  bezüglich  der  Klage 
wegen  unerlaubten  Küssens,  Verführungsversuches,  und  aller  ähn- 
licher Vergehen,  so  lange  es  nur  nicht  zum  vollendeten  Beischlafe 
kommt  auch  in  derartigen  Fällen  hat  also  zunächst  das  Weib 
selbst,  und  eventuell  erst  ihr  „lögräöandi"  das  Klagerecht,  und  es  ist 
sicherlich  nur  zufällig,  wenn  dabei  nur  von  einem  Klagen,  nicht 
Klagenlassen  gesprochen  wird.  Allerdings  wird  uns  dabei  nicht  ge- 
sagt, wie  es  mit  der  Vertretung  der  Weiber  gehalten  werden  solle; 
da  jedoch  für  eine  Reihe  von  Fällen  ausdrücklich  bestimmt  wird,  daß 
der  Geschlechtsvormund  nur  dann  zum  Klagerecht  berufen  werden 
solle,  wenn  das  Weib  selbst  von  diesem  keinen  Gebrauch  mache,  so 
ist  klar,  daß  nicht  dieser  von  Rechts  wegen  zur  Sachführung  namens 
des  Weibes  berufen  worden  war,  und  daß  somit  dem  Weibe  die 
freie  Wahl  seines  Vertreters  im  Prozesse  zustand.  So  sehen  wir  denn 
auch  in  den  geschichtlichen  Quellen  gelegentlich  Weiber  ihre  Klagen 
durch  selbstgewählte  Vertreter  vor  Gericht  bringen  lassen,  wie  z.  B. 
die  Steinvör  ihre  Klage  gegen  porleifr  hinn  kristni  wegen  verweigerter 
Zahlung  des  Tempelzolles ;  die  Unfähigkeit  aber  der  Weiber,  vor 
Gericht  aufzutreten  erweist  sich  sehr  schlagend  auch  darin,  daß  in 
Fällen,  in  welchen  jemand  aus  irgend  einem  Rechtstitel  verpflichtet 
erscheint,  die  Geltendmachung  eines  eigenen  Klaganspruches  auf 
einen  anderen  zu  übertragen,  die  Erklärung  desselben,  dieses  Klag- 
recht nur  dem  berechtigten  Weibe,  aber  sonst  niemanden  übertragen 
zu  wollen,  als  Verweigerung  der  Übertragung  gilt.  ^)  Übrigens  gilt 
das  Recht,  sich  den  eigenen  Vertreter  selbst  zu  wählen,  wie  dies 
auch  schon  ein  Teil  der  oben  angeführten  Stellen  ausdrücklich  hervor- 
hebt, nur  für  Witwen  und  für  Jungfrauen,  welche  das  20.  Lebens- 
jahr erreicht  haben;  für  jüngere  Mädchen  hat  der  Altersvormund 
kraft  eigenen  Rechtes  die  Prozeßführung  zu  übernehmen,  und  in 
Bezug  auf  die  Ehefrauen  gilt  der  Satz:  „büandi  hennar  verör  aöili 
mala  jjeirra  allra,  er  hon  var  äör  aöili  at",  d.  h.  der  Ehemann  tritt 
aktiv  und  passiv  in  die  Führung  aller  Rechtssachen  seiner  Frau  ein^ 
und  zwar,  wie  der  Gebrauch  des  Wortes  aöili  zeigt,  kraft  eigenen 
Rechts  und  nicht  vermöge  einer  von  der  Frau  ausgehenden  Ermäch- 


^)  Konüngsbök,  155/47;  StaÖarh  ölsb  ök  ,  144/176 — 7. 
2)  Väpnfiröinga  s.,  S.  lo. 

Staöarhölsbök,  106/136.  *)  ebenda,  167/199. 
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tigung.  Sogar  für  den  Fall  gilt  dieses  Recht  des  Mannes  als  be- 
gründet, wenn  es  sich  um  die  Verfolgung  von  Körperverletzungen 
handelt,  welche  einem  Mündel  der  Ehefrau  angetan,  ^)  oder  um 
Fleischcsvergehen,  welche  mit  einer  weiblichen  Angehörigen  derselben 
begangen  wurden  nur  freilich  handelt  es  sich  dabei  immer  nur  um 
die  Berechtigung  ZAir  Klage,  nicht  aber  zum  Bezüge  derjenigen  Bußen 
oder  sonstigen  Vermögensobjekte,  welche  den  Gegenstand  des  Rechts- 
streites bilden.  Ausdrücklich  wird  uns  gesagt,  daß  die  Ehefrau  Bußen, 
welche  sie  verwirkt,  aus  ihrem  eigenen  Vermögen  zu  entrichten 
habe ; '')  da  andererseits  auch  von  Bußen  die  Rede  ist,  welche  die 
Ehefrau  neben  ihrem  Manne  für  die  Tötung  ihres  Kindes,  oder  für 
die  mit  ihrer  Tochter  betriebene  Unzucht  erhält,  ^)  ist  klar,  daß 
aktiv  wie  passiv  der  Bußbezug  von  der  aöild  geschieden,  und  nur 
die  letztere  auf  den  Mann  übertragen  wurde.  Selbstverständlich 
wurde  aber  auch  der  Ehefrau  wieder  ein  selbständiges  Klagerecht, 
und  die  Befugnis,  dasselbe  durch  einen  selbstgeweihlten  Vertreter 
geltend  zu  machen,  zuerkannt,  sowie  es  sich  um  eine  rechtliche  Aus- 
einandersetzung derselben  mit  ihrem  Ehemanne  selbst  handelt.  Will 
7.  B.  der  Mann  mit  dem  Vermögen  seiner  Frau  durchgehen,  so  darf 
sie  durch  einen  selbstgewählten  Vertreter  ihm  die  Abreise  unter- 
sagen, und  gegen  ihn  sowohl  als  gegen  die  Gehilfen  bei  seiner  Flucht 
Klage  stellen  lassen.  ^)  Erlaubt  ferner  der  Bischof  einem  Weibe  die 
Trennung  von  ihrem  Manne,  ohne  daß  doch  eine  eigentliche  Schei- 
dung einträte,  oder  kommt  es  durch  bösliches  Verlassen  der  Frau 
seitens  ihres  Mannes  zu  einem  ähnlichen  Zustande,  so  ist  die  Frau 
berechtigt,  auf  die  Herausgabe  ihres  Vermögens  gegen  den  Mann 
klagen  zu  lassen. Dabei  wird  allerdings  nicht  ausdrücklich  gesagt, 
daß  sie  berechtigt  sei,  sich  ihren  Vertreter  selbst  zu  wählen,  und  an 
einer  analogen  Stelle  wird  sogar  die  Klagestellung  ausdrücklich  den 
Verwandten  der  Frau  überwiesen ;  ^)  indessen  dürfte  doch  der  Aus- 
druck der  letzteren  Stelle  ungenau,  und  nur  daraus  zu  erklären  sein, 
daß  tatsächlich  regelmäßig  einer  der  näheren  Verwandten  der  Frau 
von  ihr  zur  Führung  ihrer  Rechtssachen  ausgewählt,  und  bei  ihrer 


^)  Staclarhölsbok,  340/366.  -)  ebenda,  167/199. 

Konüngsbök,  154/46;  Staöarhölsbök,  1 43/175. 
*)  Staöarhölsbök,  324/354;  vgl.  Konüngsbök,  95/1 7 1,  wo  freilich  der 
Mann  nicht  genannt  wird.  ^)  Staöarhölsbök,  140/173. 

^)  Konüngsbök,  151/44;  Staöarhölsbök,  138/172. 
')  Staöarhölsbök,  168/200  und  1 71/204. 
^)  Konüngsbök,  158/55;  Staöarhölsbök,  136/170— l. 
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Führung  durch  die  übrige  Verwandtschaft  unterstützt  zu  werden 
pflegte,  und  schHel3t  schon  die  Unbestimmtheit  des  Ausdruckes 
„fraendr"  jedenfalls  die  Bezugnahme  auf  den  „lögräöandi"  aus.  Eigen- 
tümlich ist  übrigens  noch  die  Stellung  der  Weiber  zu  den  vigsakar 
aöild,  d.h.  zu  der  Erhebung  der  Blutklage  in  Totschlagsfällen,  ge- 
regelt. Es  waren  aber  die  Weiber  in  der  ältesten  uns  verfolgbaren 
Zeit  zu  dieser  zugelassen  worden,  was  einigermaßen  auffällig  ist,  weil 
die  ihnen  fehlende  Waffenfähigkeit  von  vornherein  ihre  Ausschließung 
von  der  Blutklage  erwarten  ließe,  wie  sie  denn  auch  wirklich  von 
allem  Anteile  am  Wergeide  ausgeschlossen  waren;  man  wird  sich 
die  Sache  indessen  immerhin  durch  die  Annahme  erklären  können, 
daß,  ähnlich  wie  bei  der  Altersvormundschaft,  der  Schwerpunkt  auf 
die  vermögensrechtliche  Seite  des  Anspruches,  also  auf  den  Bezug 
der  Totschlagsbuße,  gelegt  worden  sei.  Durch  ein  besonderes  Gesetz 
wurde  aber  ungefähr  um  das  Jahr  994  sowohl  den  Weibern  als  den 
jungen  Männern  unter  16  Jahren  jenes  Recht  entzogen,  weil  man 
die  Erfahrung  gemacht  hatte,  daß  die  in  ihren  Händen  ruhenden 
Blutklagen  nicht  mit  dem  wünschenswerten  Nachdrucke  durchgeführt 
würden,  ^)  und  seitdem  galt  der  Grundsatz :  ,,alls  hvergi  hverfr  vfgsök 
undir  konu".  ^)  Erkennbar  bleibt  übrigens  die  prinzipielle  Berechti- 
gung der  Weiber  immerhin  auch  noch  im  späteren  Rechte.  Einmal 
nämlich  verbleibt  nach  wie  vor  die  Totschlagsbuße  selbst  dem  Weibe,, 
welches  nach  älterem  Recht  zur  Blutklage  berufen  worden  war,  nur 
freilich  mit  Abzug  eines  Drittels  ihres  Betrages,  welches  an  den  nun- 
mehrigen Klageberechtigten  fällt.  ^)  Soweit  ferner  eine  Rekusation 
von  Richtern,  Zeugen  oder  Geschworenen  auf  Grund  ihrer  Verwandt- 
schaft mit  der  Klagspartei  in  Frage  steht,  wird  diese  Verwandtschaft 
nach  wie  vor  gegenüber  der  Person  des  bußberechtigten  Weibes 
berechnet,  nicht  aber  gegenüber  der  Person  des  klageberechtigten 
Mannes.  Endlich  steht  die  Klagsberechtigung  auch  nicht  in  allen 
Fällen  den  zunächst  hinter  dem  Weibe  berufenen  männlichen  Ver- 
wandten zu,  sondern  sie  fällt  unter  Umständen  an  andere  Personen^ 
welche  ihren  Anspruch  lediglich  von  dem  Weibe  selbst  abzuleiten 
vermögen ;  so  dem  Ehemanne,  wenn  der  Mündel  seiner  Ehefrau  ge- 
tötet wurde,  ^)  oder,  wenn  ein  von  einem  Weibe  als  Gast  aufge- 
nommener Fremder  getötet  wurde,  dem  rechtmäßigen  Vertreter  des 

^)  Eyrbyggja,  38/69.  S  t  a  ö  a  r  h  ö  1  s  b  ö  k  ,  297/335. 

^)  ebenda,  324/354;  ferner  Konüngsbök,  95/171  und  Belgsdalsbök^ 
59/245,  welche  letzteren  beiden  Texte  freilich,  doch  wohl  zufällig,  des  Abzuges  nicht 
gedenken.  Staöarhrjlsbök,  324/354.  ^)  ebenda,  340/366. 
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Weibes  in  seinen  Dingpflichten,  und  eventuell  dem  Goden,  zu  dessen 
Dingverband  dieses  gehört.  ^)  Wenn  demnach  den  Weibern,  zwar 
bezüglich  der  Blutklage  die  aöild,  und  damit  auch  das  Recht,  den 
gerichtlichen  Vertreter  in  der  Führung  der  Sache  sich  selbst  zu 
wählen,  nach  unserem  Rechte  entzogen  ist,  so  bleibt  ihnen  doch 
immerhin  noch  ein  nicht  unbedeutender  Uberrest  ihrer  früheren  Be- 
rechtigung auch  in  dieser  Beziehung  erhalten. 

Wenn  nun  die  bisher  besprochenen  Zurücksetzungen  der  Weiber 
gegenüber  den  Männern  ziemUch  fragmentarischer  Natur  sind,  und  ein 
sie  gemeinsam  beherrschendes  Prinzip  kaum  erkennen  lassen,  so  ver- 
hält sich  die  Sache  anders  nach  zwei  anderen,  unter  sich  in  engerem 
Zusammenhange  stehenden  Richtungen,  nämlich  in  Bezug  auf  das 
Verlobungsrecht  und  in  Bezug  auf  die  Verfolgung  der  Fleischesver- 
brechen. In  Bezug  auf  das  Verlobungsrecht  zunächst  galt  im 
allgemeinen  der  Satz,  daß  kein  Weib  von  einem  Weibe  verlobt 
werden  könne,  und  daß  demnach  insbesondere  auch  kein  Weib  sich 
selber  verloben  dürfe ;  indessen  erlitt  diese  Regel  immerhin  einzelne 
Ausnahmen.  Zunächst  durfte,  wenn  kein  näherer  Verwandter  männ- 
lichen Geschlechts  vorhanden  war  als  ein  brööir  sammoeöri,  die 
Mutter  ihre  Tochter  verloben,  und  in  Bezug  auf  diesen  Fall  wird  der 
Satz  ausgesprochen :  „[)ar  at  eins  fastnar  kona  konu" ;  ^)  es  ist  nur 
eine  Anwendung  dieser  Bestimmung,  wenn  Hallgerör  Höskuldsdöttir 
ihre  Tochter,  I)orgerör  Glümsdöttir,  ihrerseits  verlobt,  obwohl  der  alte 
Höskuldr  bei  der  Verlobung  gleichfalls  anwesend  ist.  ^)  Weiterhin 
ist  eine  Jungfrau,  deren  Geschlechtsvormund  zwei  an  und  für  sich 
passende  Bewerber  um  ihre  Hand  abgewiesen  hat,  den  dritten  zu 
nehmen  berechtigt,  wenn  sich  auch  nur  ein  einziger  ihrer  Verwandten 
damit  einverstanden  erklärt,  vorausgesetzt  nur,  daß  sie  mindestens 
20  Jahre  alt  ist,  und  in  diesem  Falle  darf  sie  sich  ausnahmsweise 
selbst  verloben.^)  Endlich  gilt  in  Bezug  auf  Witwen  nicht  nur  ganz 
dieselbe  Bestimmung  wie  in  Bezug  auf  die  Jungfrauen,  welche  ihr 
20.  Jahr  erreicht  haben,  und  zwar  ohne  daß  in  Bezug  auf  sie  ihr 
Lebensalter  irgendwie  in  Betracht  käme,  ^)  sondern  es  darf  sich  über- 


1)  Konüngsbök,  97/173  vgl.  mit  89/160 — 61  und  S  ta  Ö  a  r  h  6 1  s  b  6  k  ,  300/340  ; 
vgl.  mit  289/322. 

2)  Konüngsb(3k,  144/29;  S  t  a  Ö  ar  h  ö  l  s  b  6  k ,  I18/155;  Belgsdalsb  6k, 
48/240.  3)  Njala,  34/51. 

StaÖarhölsbök,  119/156  und  125/162;  B  e  1  g  s  d  al  s  b  6  k  ,  48/240—41. 
5)  Staöarholsbok,  125/162;  B  e  1  gs  d  a  1  s  b  6  k ,  48/240 — 4I. 
^)  Koniingsbök,  144/29 — 30  und  die  in  Anm.  3I  angeführten  Stellen. 
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dies  die  geschiedene  Ehefrau  mit  ihrem  früheren  Manne  selbst  wider 
den  Willen  ihres  Geschlechtsvormundes  neuerdings  wieder  verloben, 
wenn  nur  die  Scheidung  der  Ehe  nicht  wegen  . Uberhäufung  der  Ehe- 
leute mit  alimentationsbedürftigen  Verwandten  erfolgt  war,  und  auch 
keine  Verwandtschaft  oder  Verschwägerung  innerhalb  der  verbotenen 
Grade  derselben  im  Wege  steht.  ^)  Nach  einzelnen  Angaben  in  ge- 
schichtlichen Quellen  möchte  es  sogar  scheinen,  als  ob  das  Recht 
der  Witwen  noch  weiter  gereicht  hätte.  Nach  der  Njäla  verlobt  sich 
Hallgerör  Höskuldsdöttir  nach  dem  Tode  ihres  ersten  Mannes,  des 
porvaldr  Osvffsson,  selbst  mit  Glümr  Olafsson,  und  zwar  nicht  nur 
in  Anwesenheit  und  mit  Zustimmung  ihres  Vaters  und  Vatersbruders, 
sondern  auch  mit  Gutheißung  des  ausdrücklich  befragten  Gesetz- 
sprechers I)örarinn  Ragabrööir ;  ^)  bei  ihrer  dritten  Verlobung  mit 
Gunnarr  Hämundarson  verfährt  dieselbe  ferner  nochmals  in  ganz 
derselben  Weise,  und  zwar  wiederum  mit  Zustimmung  ihres  Vaters 
und  Vatersbruders.  Die  Laxdcela  sodann  läßt  den  Osvifr  gelegent- 
lich einer  Werbung  um  seiner  Tochter  Guörün  geradezu  aussprechen, 
daß  die  Entscheidung  bei  dieser  selbst  stehe,  da  sie  eine  Witwe  sei, 
wiewohl  er  selber  allerdings  in  der  Sache  ebenfalls  ein  gewichtiges 
Wort  mitzusprechen  habe;^)  die  Witwe  des  Dalakollr,  porgerör 
porsteinsdöttir,  aber  verlobt  sich  dem  Herjülfr  in  zweiter  Ehe  gleich- 
falls selber,  indem  sie  sich  als  Witwe  hierzu  berechtigt  hält,  und 
wenn  zwar  ihr  Sohn  erster  Ehe,  Höskuldr,  diese  zweite  Ehe  darum 
als  ungültig  behandelt  wissen  will,  weil  sie  ohne  seine  Zustimmung 
eingegangen  worden  sei,  so  behauptet  doch  ihr  Sohn  aus  der  zweiten 
Ehe,  Hrütr,  gleichfalls  deren  Rechtsgültigkeit,  indem  seine  Mutter 
vollkommen  befugt  gewesen  sei,  sich  selber  zu  verloben.  Auch 
gelegentlich  der  Verlobung  der  Guörün  Osvifsdöttir  mit  porkell 
Eyjülfsson  zeigt  dieselbe  Sage,  und  gelegentlich  der  Verhandlungen 
über  die  Verlobung  des  Torfi  mit  der  Witwe  des  Sigmundr  zeigt 
die  Vallaljöts  saga  ein  gewisses  Schwanken  hinsichtlich  des  geltenden 
Rechtes,  ~)  indem  der  Freier  von  der  Mutter  an  ihre  Söhne,  und  von 
den  Söhnen  an  ihre  Mutter  verwiesen  wird ;  wenn  endlich  nach  einer 
weiteren  Quelle  die  Witwe  Droplaug  wider  den  Willen  ihres  älteren 
Sohnes  Helgi  eine  zweite  Ehe  eingeht,  ^)  so  mag  dabei  eine  ähnliche 

1)  Konüngsbök,  144/30;  StaÖarhölsbök,  II9/156. 
")  Njäla,  13/24.  ■'')  ebenda,  33/49. 

Laxdoela,  43/186.  ^)  ebenda,  7/18  und  19/62. 

^)  ebenda,  68/292—94.  ')  Vallaljöts  s.,  1/202. 

^)  Droplaugarsona  s.,  S.  Ii. 
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unklare  Anschauung  über  das  der  Witwe  zustehende  Recht  im  Spiele 
sein,  obwohl  in  diesem  Falle  auch  die  andere  Möglichkeit  besteht, 
daß  der  jüngere  Sohn,  Grimr,  sich  für  den  Entschluß  seiner  Mutter 
erklärt  haben  könnte.     Den   bestimmten  Ansprüchen  der  Rechts- 
bücher gegenüber  bleibe  allenfalls  der  Ausweg  übrig,  daß  in  der 
älteren  Zeit  den  Witwen  schlechthin  das  Recht,  sich  selbst  zu  ver- 
loben, zugestanden  gewesen  wäre,  während  die  spätere  Gesetzgebung 
dasselbe  erst  auf  die  oben  erwähnten  Ausnahmsfälle  beschränkt  hätte; 
indessen  scheint  doch  auch  eine  derartige  Annahme  bedenklich,  da 
die  allgemeine  Entwicklung  des  Weiberrechtes  auf  eine  allmähliche 
Erweiterung,  nicht  auf  eine  allmähliche  Schmälerung  desselben  hin- 
w^eist,  und  überdies  zeigen  die  meisten  der  den  Sagen  entnommenen 
Stellen  selbst  eine  so  zweideutige  und  schwankende  Haltung,  daß 
man  vielleicht  richtiger  eine  andere  Erklärung  ihres  Widerspruches 
mit  den  Rechtsbüchern  aufsuchen  wird.    Nun  wird  sich  zeigen,  daß 
das  norwegische  Recht  wirklich  den  Witwen  schlechthin  das  Recht 
einräumte,  sich  selber  zu  verloben ;  da  konnte  nun  leicht  das  nor- 
wegische Recht  auf  Island  herübergewirkt  und  hier  Zweifel  über  das 
geltende  Recht  veranlaßt  haben,  sei  es  nun,  daß  die  Rechtsgültig- 
keit einer  in  Norwegen  von  einer  isländischen  Witwe  eingegangenen 
Verlobung  auf  Island  zu  prüfen  kam,  wie  dies   bei  der  Ehe  der 
pörgerör  mit  Herjülfr  der  Fall  war,  oder  daß  der  spätere  Schreiber 
oder  Überarbeiter  einer  Sage  durch  das  mittelst  der  Järnsiöa  und 
Jönsbük  nach  Island  verpflanzte  norwegische  Recht  seine  Darstellung 
der  älteren  Rechtszustände  verwirren  ließ.  Wenn  übrigens  die  Rechts- 
bücher außer  den  oben  besprochenen  keine  weiteren  Ausnahmsfälle 
kennen,  in  welchen  Weiber  sich  selbst  oder  andere  Weiber  verloben 
dürfen,  so  können  nach  denselben  Weiber  doch  immerhin  noch  in- 
sofernc  Trägerinnen  des  Verlobungsrechtes  werden,  als  sie,  wenn 
verehelicht,  diese  Befugnis  auf  ihre  Ehemänner  hinüberleiten  können. 
Über  die  Reihenfolge,  in  welchen  die  einzelnen  Verwandten,  und 
resp.  die  Ehemänner  der  weiblichen  Verwandten  zur  Ausübung  des 
Verlobungsrechtes  berufen  wurden,  ist  schon  bei  anderer  Gelegen- 
heit das  nötige  mitgeteilt  worden;  hier  mag  dagegen  noch  bemerkt 
werden,  daß'  der  rechtmäßige  Inhaber  dieses  Rechtes  regelmäßig  als 
„lögräöandi  konu",  seltener  als  „fastnandi  konu"  bezeichnet 
wird.     Der  letztere  Ausdruck,  eine  Partizipialform  des  Zeitwortes 
fastna,  d.  h.  festmachen,  rechtsförmlich  versprechen,  insbesondere  ver- 
loben, erklärt  sich  selber;  der  erstere  dagegen,  welcher  sich  in  den 
Geschichtsquellcn  ebensogut  gebraucht  findet  wie  in  den  Rechts- 
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quellen,  ^)  und  welcher  in  den  ersteren  allenfalls  sogar  von  einer 
Witwe  gebraucht  steht,  soweit  sie  als  befugt  betrachtet  wird,  sich 
selber  zu  verloben,  -)  bedarf  noch  einer  näheren  Erläuterung.  Das 
Zeitwort  räöa  wird  aber  nicht  nur  in  der  Bedeutung  „raten",  „be- 
raten", sondern  auch  in  der  Bedeutung  „beschließen",  „verfügen", 
dann  zumal  auch  „über  etwas  zu  verfügen  haben"  gebraucht,  und  die 
Partizipialform  räöandi,  oder  in  verstärkender  Zusammensetzung  lög- 
räöandi,  mag  hiernach  denjenigen  bezeichnen,  welcher  über  eine  be- 
stimmte Person  oder  Sache  ein  gesetzliches  Verfügungsrecht  hat. 
Wie  man  hiernach  jede  Vermögensverwaltung,  gleichviel  auf  welchen 
Rechtstitel  sie  sich  stützen  mochte,  als  fjärforräö  bezeichnete,  so 
mochte  auch  der  Ausdruck  „lögräöandi  fjärins"  von  demjenigen  ge- 
braucht werden,  welcher  eine  beliebige  Vermögensmasse  zu  verwalten, 
und  darum  auch  zum  Zehnt  einzuschätzen  hat,  ^)  gleichviel  ob  ihm 
diese  Verwaltung  als  Eigentümer,  als  Altersvormund,  als  curator 
absentis  oder  in  irgendwelcher  anderen  Eigenschaft  zustehe.  So  wird 
denn  auch  insbesondere  der  Altersvormund  gelegentlich  als  „lög- 
räöandi fjär  enna  üngo  manna",  ^)  oder  selbst  schlechthin  als  „lög- 
räöandi" bezeichnet;  ^)  aber  auch  für  das  Godord  wird  ganz  gewöhn- 
lich die  Bezeichnung  „mannaforräö"  gebraucht,  ganz  wie  man  bei 
Königen  von  einem  „räöa  löndum",  „räöa  riki"  u.  dgl.  sprach.  Der 
Ausdruck  lögräöandi  scheint  hiernach  ursprünglich  für  jedes  Gewalt- 
verhältnis über  freie  Personen  ebensowohl  wie  über  Sachen  gegolten 
zu  haben;  während  hinterher  die  einseitig  vermögensrechtliche  Aus- 
prägung der  Altersvormundschaft  für  diese  die  Bezeichnung  „fjärvarö- 
veizla"  und  für  den  Altersvormund  selbst  die  Bezeichnung  „fjärvarö- 
veizlumaör"  gebräuchlicher  werden  ließ,  scheint  dagegen  der  Aus- 
druck „lögräöandi"  erst  hinterher  jene  beschränktere  Geltung  für 
denjenigen  gewonnen  zu  haben,  welchem  jene  persönliche,  im  Ver- 
lobungsrechte sich  aussprechende  Gewalt  über  Weiber  zustand. 
Wie  weit  die  von  mir  bereits  mehrfach  gebrauchte  Übersetzung  des 
Ausdruckes  durch  „Geschlechtsvormund"  gerechtfertigt  sei,  mag  einer 
späteren  Erörterung  vorbehalten  bleiben;  dagegen  muß  bereits  hier 
die  schwierige  Frage  noch  etwas  näher  ins  Auge  gefaßt  werden, 
wie  weit  das  Verlobungsrecht  selbst  dem  ihm  unterworfenen  Weibe 

^)  vgl.  z.  B.  Lj  ösvetm'nga  s.,  11/32. 

-)  Laxdoela,  19/62:  en  Hrütr  let  J)ä  möÖur  sma  lögräöandi. 
^)  Konüngsbök,  259/212;  S  t  a  8  a  r  h  ö  Is  b  ö  k ,  45/55. 
*)  Konüngsbök,  4/17;  Staöarhölsbök,  14/19. 
^)  Konüngsbök,  4/17;  Staöarhölsbök,  14/20. 
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gegenüber  reichte.  Unsere  Rechtsbücher  sprechen  sehr  bestimmt 
aus,  daß  eine  Witwe  nur  mit  ihrer  eigenen  Zustimmung  verlobt 
werden  dürfe,  es  sei  denn,  daß  sie  ihr  eigener  Vater  verlobe,  dessen 
Wille  schon  für  sich  allein  schlechthin  maßgebend  sei;')  da  Jung- 
frauen jedenfalls  nicht  freier  gestellt  sein  konnten  als  Witwen,  mög- 
licherweise aber  ungleich  strengeren  Beschränkungen  unterworfen 
sein  mochten  als  diese,  darf  als  sicher  betrachtet  werden,  daß  auch 
sie  jedenfalls  von  ihrem  Vater  wider  ihren  Willen  verlobt  werden 
durften,  während  dahingestellt  bleiben  muß,  ob  ihnen  gegenüber 
nicht  vielleicht  auch  das  Recht  jedes  anderen  Geschlechtsvormundes 
ebensoweit  reichte.  Der  Satz  der  Staöarhölsbök,  daß  selbst  der 
Vater  seine  Tochter  nicht  zum  Heiraten  zwingen  dürfe,  wenn  sie 
sich  als  Nonne  weihen  lassen  wolle,  -)  bestätigt  jedenfalls  das  dem 
Vater  regelmäßig  zustehende  Zwangsrecht  und  steht  selbst  der  An- 
nahme einer  weiteren  Ausdehnung  desselben  nicht  im  Wege;  er 
gehört  aber  überdies  augenscheinlich  erst  einer  späteren  Zeit  an, 
wenn  sich  auch  nicht  mit  Sicherheit  bestimmen  läßt,  welcher.  Vil- 
hjälmr  Finsen  hat  zwar,  unter  Berufung  auf  des  Finnus  Johann^eus 
Historia  ecclesiastica  Islandia^,  IV,  S.  77  und  fgg.  und  S.  105  und  fgg., 
darzutun  gesucht,  daß  dieselbe  in  den  Jahren  1 189 —12 10  entstanden 
sein  müsse ;  indessen  scheint  mir  seine  Beweisführung  keineswegs 
überzeugend.  Allerdings  nämlich  ist  richtig,  daß  das  erste  Frauen- 
kloster auf  Island,  das  zu  Kirkjuboer,  im  Jahre  1186  gegründet  wurde 
und  im  Jahre  Ii 89  die  Halldöra  Eyjülfsdöttir  als  seine  erste  Äbtissin 
erhielt,^)  daß  dann  aber  nach  dem  Tode  dieser  letzteren  (1210)'^) 
das  Kloster  eingegangen  zu  sein  scheint,  bis  im  Jahre  1293  eine 
neue  Äbtissin  namens  Agatha  für  dasselbe  geweiht  wurde ;  ^)  es 
spricht  hierfür  nicht  nur  der  Umstand,  daß  wir  in  der  Zwischenzeit 
schlechterdings  nichts  von  dem  Kloster  hören  und  daß  insbesondere 
auch  der  in  den  Jahren  12 16 — 18  verfaßte  mäldagi  der  Marienkirche 
zu  Kirkjuboer  von  dem  Bestehen  eines  Klosters  daselbst  keine  Mel- 


K  o  n  ü  n  gs  b  6  k  ,    144/29;    S  t  a a  r  h  ö  1  s  b  ö  k  ,    II9/156;    B  e  1  gs  d  a  1  s  b  6  k  , 

48/240. 

^)  S  t  a  ?i  a  r  h  (■)  1  s  b  ü  k  ,  Ii  9/1 56. 

'"')  Annaler  1849,  S.  208  —  9,  Anm. ;  vgl.  auch  Glossar,  s.  v.  nunna,  S.  655,  wo- 
gegen zu  bemerken,  daß  Hildr  einsetukona  ,,vi'gt  lil  nunnu"  wurde  durch  Jon  bp. 
Ögmundarson,  Jons  bps.  s.  40/194  und  Jarteinir,  2/204  ""<^  3/205. 

*)  f  s  1  e  n  z  k  i  r  A  n  n  ;i  1  a  r  ,  h.  a. 

ebenda,  h.  a. ;  (juÖmundar  bps.  s.,  63/502. 

®)  l'slenzkir  Annälar,  h.  a. 
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dung  tut,  ^)  sondern  auch  die  andere  Tatsache,  daß  Digr  helgi  por- 
steinsson,  welcher  unter  den  Zeugen  jenes  mäldagi  genannt  wird 
und  im  Jahre  1234 — 35  starb,  auf  dem  Hofe  wohnte,-)  und  daß 
nach  ihm  sein  Sohn  Ogmundr,  dann  ein  Priester  Grimr  Hölmsteinsson 
auf  demselben  hauste,  ohne  daß  dabei  eines  Klosters  gedacht  würde/'^) 
während  des  ersteren  Tochter  Arnbjörg  wieder  als  Nonne  bezeichnet 
wird.  Richtig  ist  auch,  daß  das  zweite  Nonnenkloster  auf  der 
Insel,  das  zu  Reynisstaör  nämlich,  gleichfalls  erst  nach  dem  Jahre 
1293  gegründet  wurde;  aber  ein  Schluß  läßt  sich  aus  diesen  Daten 
dennoch  nicht  ziehen,  da  sich  mit  vollster  Sicherheit  erweisen  läßt, 
daß  auf  Island  nicht  nur  Klosterfrauen  als  „nunnur"  bezeichnet  wurden, 
sondern  auch  Einsiedlerinnen,  wie  solche  bereits  seit  der  ersten  Hälfte 
des  1 1.  Jahrhunderts  daselbst  vorkamen,  und  daß  auch  bei  diesen 
eine  feierliche  Einweihung  beim  Beginne  ihrer  frommen  Lebensweise 
vollkommen  üblich  war.  Wie  es  sich  aber  auch  mit  der  dem  Nonnen- 
tume  verwilligten  Begünstigung  verhalten  möge,  fest  steht  jedenfalls, 
daß  es  in  den  Geschichtsquellen  an  Belegen  für  die  Verlobung  von 
Weibern  ohne  oder  selbst  wider  ihren  Willen  keineswegs  fehlt.  Der 
schon  mehrfach  genannte  Höskuldr  z.  B.  verlobt  seine  Tochter  Hall- 
gerör  dem  porvaldr  Osvifsson,  ohne  sie  um  ihre  Meinung  zu  fragen, 
was  sie  ihm  freilich  bitter  übelnimmt;^)  I)orkell  von  Tünga  verlobt 
seine  Tochter  Steingerör  ganz  gegen  ihren  Willen  dem  Hölmgöngu- 
Bersi,  ^)  und  noch  in  einer  weit  späteren  Zeit  wird  von  einer  gewissen 
Ulfheiör  Gunnarsdöttir  gesagt:  „hün  er  gipt  nauöug"; ')  ja  Snorri 
goöi  verlobt  sogar  seine  verwitwete  Schwester  püriör  mit  l)öroddr 
skattkaupandi,  ohne  sich  um  ihre  Neigung  für  einen  ganz  anderen 
Mann  zu  kümmern,  ^)  während  doch  Witwen  nach  den  Rechtsbüchern 
in  diesem  Punkte  freier  gestellt  waren,  u.  dgl.  m.  Selbstverständlich 
konnte  es  übrigens  vorkommen,  daß  mehrere  gleichnah  verwandte 
Personen  gleichzeitig  zum  Verlobungsrechte  berufen  waren.  Ent- 
stand solchenfalls  unter  diesen  eine  Meinungsverschiedenheit,  so 
sollte  der  ältere  Bruder  den  Ausschlag  geben,  wenn  es  sich  um 
mehrere  Brüder  handelte,  und  wenn  das  Weib  selbst  keine  eigene 


^)  Diplom,  island.  I,  99/394 — 95. 

2)  Sturlünga,  VII,  48/97;  vgl.  V,  50/188;  ferner  l'slenzkir  Annalar,  h.a. 
^)  Ärna  bps.  s.,  2/680  und  12/696. 

Sturlünga,  VII,  48/97.  Njäla,  9— 10/17. 

®)  Kormaks  s.,  7/58. 

')  GuÖmundar  bps.  s.,  2/409;  Sturlünga,  II,  39/109. 
8)  Eyrbyggja,  29/50. 
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Meinung  aussprach ;  dagegen  sollte,  wenn  sie  ihren  eigenen  Willen 
erklärte,  die  Stimme  desjenigen  unter  den  Verlobungsberechtigten 
durchdringen,  welcher  mit  ihr  übereinstimmte,  falls  anders  die  Partei 
eine  ebenbürtige  (jafnrcEÖi)  war,  und  ebenso  sollte  es  in  allen  Fällen 
gehalten  werden,  wenn  die  mehreren  Verlobungsberechtigten  nicht 
Brüder  waren.  ') 

Einer  sehr  eigentümlichen  Behandlung  sind  sodann  unter  den 
Vergehen  diejenigen  unterstellt,  bei  welchen  es  sich  um  eine  mehr 
oder  weniger  weit  reichende  Kränkung  der  weiblichen  Ge- 
schlechtsehre handelt.  In  derartigen  Fällen  konnte  sich  einer- 
seits leicht  gegen  das  gekränkte  Weib  selbst  der  Verdacht  einer 
Mitschuld  erheben,  und  andererseits  standen  derartige  Vergehen  in 
einem  engeren  Zusammenhange  mit  dem  Rechte  des  Geschlechts- 
vormundes, über  die  Verlobung  seiner  Pflegebefohlenen  zu  verfügen; 
von  beiden  Gesichtspunkten  aus  mußte  man  aber  ganz  gleichförmig 
zu  einer  ungleich  weiter  reichenden  Berechtigung  des  Geschlechts- 
vormundes und  allenfalls  auch  noch  anderer  Verwandter  gelangen, 
als  welche  diesen  bei  anderen  Verbrechen  zugestanden  wurde.  Die 
Rechtsbücher  behandeln  die  hierher  gehörigen  Übertretungen  mit 
großer  Ausführlichkeit,  wogegen  es  hier  selbstverständlich  nur  dar- 
auf ankommen  kann,  die  maßgebenden  Grundsätze  in  möglichster 
Kürze  mitzuteilen,  soferne  das  Detail  der  Bestimmungen  dem  Straf- 
rechte zuzuweisen  ist.  Es  werden  aber  alle  und  jede  Handlungen 
hierher  gezogen,  welche  nur  im  entferntesten  gegen  die  weibliche 
Schamhaftigkeit  zu  verstoßen  scheinen,  von  dem  Dichten  eines 
Liebesliedes  oder  von  dem  einfachen  Kusse  angefangen  bis  hinauf 
zum  Versuche  der  Notzucht,  -)  und  galt  in  allen  diesen  Fällen  die 
Regel,  daß  die  Klagsberechtigung  zunächst  dem  verletzten  Weibe 
selber  zustehe,  dagegen  ihrem  Ehemanne  oder  Geschlechtsvormunde 
nur  unter  der  Voraussetzung  eingeräumt  wurde,  daß  das  Weib  seiner- 
seits nicht  klagt.  War  es  aber  zum  Beischlafe  (legorö)  selbst  ge- 
kommen, so  galt  sofort  der  Geschlechtsvormund  resp.  Ehemann 
allein  als  klagsberechtigt,  und  an  diesem  Gesichtspunkte  wurde  so 
energisch  festgehalten,  daß  man  selbst  für  den  Fall,  da  der  bußbe- 
rechtigte Verwandte  ein  Mündel  des  geschwächten  Weibes  war  und 


^)  StaÖarhölsbök,  119/156;  in  der  Konüngsbök,  144/29  scheinen  einige 
Worte  zu  fehlen. 

2)  Konüngsbök,  155/47  und  238  184;  StaÖarhölsbök,  144/176 — 77  und 
377/393;  Belgsdalsbok,  50/241. 
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diesem  letzteren  somit  kraft  seiner  vormundschaftlichen  Gewalt  die 
prinzipiell  jenem  gebührende  Buße  zuzufallen  hatte,  dem  Weibe 
diesen  Anspruch  nicht  zugestand.^)  War  das  Verbrechen  vollendet, 
so  ging  die  Klage  gegen  den  Schuldigen  stets  auf  die  strenge  Acht, 
wenn  es  sich  anders  um  ein  freigelassenes  und  fest  angesessenes 
Weib  handelte,  ■)  wogegen  die  Strafe  bei  unfreien  nicht  nur,  sondern 
auch  bei  freigelassenen  oder  in  Schuldknechtschaft  begriffenen 
Weibern  eine  geringere  war,  und  bei  Bettelweibern  auch  wohl  völlig 
wegfiel;  immer  war  ferner  mit  der  Strafklage  noch  der  Anspruch 
auf  eine  Buße  im  Betrage  von  sechs  Mark  verbunden,  welche  dem 
Klagsberechtigten  als  solchem  zufiel,  und  unter  Umständen  konnte 
mit  der  legorössök  auch  noch  die  eine  oder  andere  weitere  Klage 
verbunden  werden,  wie  z.  B.  eine  Paternitätsklage,  oder  eine  Klage 
wegen  widerrechtlicher  Vergewaltigung,  Ausnahmsweise  konnte 
dabei  auch  vorkommen,  daß  das  Recht  auf  den  Bußbezug  einer 
anderen  Person  zustand  als  die  Klagsberechtigung,  wie  z.  B.  dann, 
wenn  der  Bußberechtigte  noch  minderjährig  war,  ^)  oder  wenn  die 
Mutter  an  der  Buße  Anteil  nimmt,  welche  durch  die  Kränkung  ihrer 
Tochter  verwirkt  wurde ;  ^)  immer  aber  gilt  die  Regel,  daß  der 
Klagsberechtigte  zwar  befugt  ist,  dem  Schuldigen  im  Vergleichs- 
wege die  verwirkte  Strafe  nachzulassen,  daß  er  aber  auf  die  Er- 
legung jener  Buße  von  sechs  Mark  unter  keinen  Umständen  ver- 
zichten darf,  vielmehr  selber  einer  auf  den  gleichen  Betrag  gehenden 
Popularklage  verfällt,  wenn  er  sich  beigehen  läßt,  beim  Vertragsab- 
schlüsse weniger  als  diese  Summe  zu  nehmen.^)  Neben  dem  schul- 
digen Manne  konnte  der  Klagsberechtigte  überdies  auch  noch  in 
gewissem  Umfange  das  mitbeteiligte  Weib  in  Anspruch  nehmen, 
und  zwar  letzteres  in  zweifacher  Richtung.  Fürs  erste  nämlich  war 
der  Geschlechtsvormund  eines  unverehelichten  Weibes,  welches  sich 
schwanger  erwies,  berechtigt  zu  fordern,  daß  sie  ihm  den  Kindsvater 
nenne  und  den  Ort  bezeichne,  an  welchem  sie  sich  mit  diesem  ein- 
gelassen habe;  ')  verweigert  sie  diese  Angabe,  so  mag  er  sie  insoweit 

^)  Konüngsbök,  161/59  und  127/249;  S  t  a  Ö  ar  h  ö  1  s  b  ö  k  ,  165/194 — 5;  173/ 
207  und  74/99. 

2)  Konüngsbök,  155/47 — 8;  S  t  a  8a  r  h  6  1  s  b  ö  k ,  144/177. 

^)  vgl.  z.  B.  Konüngsbök  ,  157/51  —  52;  S  t  aö  ar  h  ö  1  s  b  ö  k  ,  154/183  und  die 
Klagformel  ebenda,  166/198  — 99. 

StaÖarhölsbök,  172/207  und  173/207. 
^)  ebenda,  140/173  und  I43/176. 

Konüngsbök,  156/51;  StaÖarhölsbök,  153/183  und  169/202—3. 
Konüngsbök,  161/58  und  59,  dann  157/52  und  158/54,  wo  sich  Referenzen 
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der  Tortur  unterwerfen,  als  dies  £,^eschehen  kann,  ohne  ihr  einen 
bleibenden  Schaden  zu  hinterlassen.  Fürs  zweite  aber  kann  der  Ge- 
schlechtsvormund auch  von  dem  Weibe  selbst  eine  Buße  von  sechs 
Mark  eintreiben,  falls  überhaupt  irgend  eine  Mitschuld  desselben 
vorliegt,  und  er  darf  sie  sogar  für  diesen  Betrag  in  Schuldhaft 
nehmen;^)  eine  noch  weiter  gehende  Bestimmung  aber,  kraft  deren 
Weiber  wegen  fleischlicher  Vergehen  unter  gewissen  Voraussetzungen 
sogar  ihre  Erbfähigkeit  einbüfSen  sollten,  -)  wurde  hinterher  abge- 
schalft.  ^)  Endlich  mag  hier  noch  daran  erinnert  werden,  daß  in 
Unzuchtsfällen  den  nächsten  Angehörigen  in  gewissem  Umfange 
blutige  Rache  zu  nehmen  gestattet  war,  und  zwar  bis  zum  nächsten 
Alldinge,  wenn  das  Verbrechen  vollendet  worden  war,  dagegen  nur 
auf  frischer  Tat,  wenn  es  beim  bloßen  Versuche  verblieben  war; 
diese  Befugnis  stand  aber,  wie  früher  schon  zu  bemerken  war,  nicht 
bloß  dem  Geschlechtsvormunde  zu,  und  andererseits  auch  nicht  jedem 
Geschlechtsvormunde,  sondern  nur  dem  Ehemanne,  dem  Vater,  Sohn 
und  Bruder,  endlich  dem  Pflegevater  und  Pflegesohne  des  gekränkten 
Weibes.  ^)  Doch  ist  dabei  für  den  P^all,  da  ein  anderer  Mann  als 
der  legorössakar  aöili  die  Rache  geübt  hat,  und  da  dieser  letztere 
die  ihm  zunächst  zukommende  Klage  nicht  anstellen  will,  dem 
ersteren  das  Recht  eingeräumt,  die  zu  seiner  Verteidigung  nötige 
Klage  auf  den  toten  Mann  nun  seinerseits  anzustellen  und  alles  zu 
deren  Durchführung  Nötige  durchzuführen,  wie  wenn  er  selber  der 
rechte  Kläger  wäre. 

Sehr  erheblich  waren  hiernach  die  Zurücksetzungen  immerhin, 
welchen  das  isländische  Recht  die  Weiber  um  ihres  Geschlechtes 
willen  unterwarf.  Völliger  Ausschluß  von  allen  und  jeden  politischen 
Rechten,  späterer  Eintritt  der  Befähigung  zur  Verwaltung  des  eigenen 
sowohl  als  eines  fremden  Vermögens,  und  die  auf  alle  Zeit  sich  er- 
streckende Notwendigkeit  eines  verwandtschaftlichen  Konsenses  zur 
Veräußerung  gewisser  wichtigerer  Vermögensstücke,  Unfähigkeit  zur 
eigenen  Vertretung  vor  Gericht,  und  in  der  späteren  Zeit  auch  noch 
völlige  Ausschließung  von  der  vigsakar  aöild,  neben  einer  nahezu 
völligen  Ausschließung  voa  aller  aktiven  wie  passiven  BeteiHgung 

finden;  ebenso  S  t  aÖ  a  r  h  ö  1  s  b  ö  k  ,  153/182 — 3,  dann  165/194  und  169/201 — 2,  wo 
wieder  bloß  Referenzen  stehen. 

^)  Koniingsbök,  158/53;  StaÖarholsbök,  1 56/185  und  1 65/194. 

2j  Konüngsbök,  127/249;  157/51. 

StaÖarhölsbok,  78/101;  AM.  315.  fol.  B,  3/288. 

*)  Koniingsbök,  90/164 — 65;  Staöarhülsbök,  293/331. 
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an  den  niögjöld,  Zurücksetzung  in  der  Berufung  zur  Erbfolge,  Alters- 
vormundschaft und  Armenpflege,  endlich  Unterwerfung  unter  ein 
fremdes  Verlobungsrecht,  sowie  unter  das  Klagerecht  eines  Dritten 
wegen  legorössakir,  das  sind  die  Punkte,  in  welchen  sich  jene  Zurück- 
setzung sehr  deutlich  ausspricht.  Dabei  ist  aber  nicht  zu  verkennen, 
daß  die  verwandtschaftlichen  Rechte,  welche  diesen  Zurücksetzungen 
der  Weiber  gegenüber  stehen,  vom  Rechte  keineswegs  sämtlich  in 
eine  und  dieselbe  Hand  gelegt  waren,  und  daß  somit  eine  scharf 
ausgeprägte,  und  in  sich  völlig  abgerundete  Geschlechtsvormundschaft 
nicht  bestand,  vielmehr  die  Stellung  der  Weiber  zufolge  der  Zer- 
splitterung der  ihnen  gegenüberstehenden  Rechte  sich  ungleich  freier 
gestaltete,  als  sie  dies  bei  einer  Konzentrierung  jener  Befugnisse  hätte 
werden  können.  Die  legorössakaraöild  freilich  lag  stets  in  derselben 
Hand  wie  das  Verlobungsrecht,  und  wird  diese  Regel  sowohl  aus- 
drücklich ausgesprochen,  ^)  als  auch  durch  die  Angabe  der  Reihen- 
folge der  zu  beiden  Rechten  Berufenen  bestätigt ;  -)  wenn  demnach 
die  Konüngsbök  an  der  einen  ihrer  hier  anschlägigen  Stellen  den 
Vater  vor  dem  Sohne  und  Schwiegersohne  in  die  legorössakaraöild 
beruft,  während  er  hinsichtlich  des  Verlobungsrechtes  diesen  folgt, 
so  kann  hierin,  wie  dies  die  übereinstimmenden  Angaben  einer 
zweiten  Stelle  derselben  Hs.,  sowie  der  Staöarhölsbök  und  der  Belgs- 
dalsbök  zeigen,  nur  eine  Textesverderbnis  erkannt  werden,  welche 
allenfalls  durch  eine  an  die  unrechte  Stelle  zu  stehen  gekommene 
Korrektur  veranlaßt  sein  konnte.  Dem  lögräöandi  fiel  aber  unter 
Umständen  auch  die  Klagestellung  wegen  eines  gewaltsamen  An- 
griffs auf  das  Weib,  oder  wegen  einer  Verwundung  eines  solchen  zu^ 
sei  es  nun,  weil  es  sich  um  eine  schwerere  Verwundung  handelte, 
oder  weil  das  primär  klagberechtigte  Weib  selber  die  Sache  zu  lässig 
betrieb;^)  ihm  stand  ferner  auch  die  Befugnis  zu,  die  Zustimmung 
zu  Veräußerungsgeschäften  des  Weibes  zu  erteilen  oder  zu  verweigern, 
soweit  dieses  überhaupt  an  einen  verwandtschaftlichen  Konsens  ge- 
bunden war,  und  ihm  kam  das  Einstandsrecht  zu,  falls  eine  derartige 
Veräußerung  wegen  ehehafter  Not  vorgenommen  werden  mußte.  ^) 


^)  Konüngsbök,  156/48;  Staöarhölsbök,  145/177. 

vgl.  die  soeben  angeführten  Stellen  und  außerdem  Konüngsbök,  254/203 
mit  144/29  und  Staöarhölsbök,  1 18/155,  sowie  B  e  1  g s  d al  s b  ö k ,  51/24  mit  48/240- 
^)  Konüngsbök,  156/48. 

*)  Konüngsbök,  94/170;  Staöarhölsbök,  336/364;  B  el  gs  d  a  Is  b  ö  k  „ 
58/245. 

^)  Konüngsbök,  152/45;  Staöarhölsbök,  141/174  und  390/419 — 20. 
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Aber  schon  das  ist  nicht  vollkommen  richtig,  wenn  gelegentlich  ge- 
sagt wird,  daß  die  legorössakaraöild  stets  demselben  Verwandten 
zustehe  wie  die  vigsakaraöild;  ^)  die  Vergleichung  der  Reihenfolge 
für  die  Berufung  in  diese  letztere  zeigt  nämlich,  -)  daß  diese  Regel 
wenigstens  für  die  Zeit,  welcher  unsere  Rechtsbücher  angehören, 
keineswegs  vollkommen  zutreffend  ist,  soferne  die  vigsök  nicht  nur 
•dem  Weibe,  sondern  auch  dem  Ehemanne  eines  solchen  der  Regel  nach 
nicht  anheimgegeben  wurde,  v/ährend  doch  der  letztere  in  die  legorös- 
sök  ohne  weiteres  berufen  war.  Immerhin  bleibt  indessen  hier  noch 
'die  Möglichkeit,  daß  jener  Satz  für  eine  frühere  Zeit  richtig  war,  in- 
dem ja  möglicherweise  auch  bei  der  legorössakaraöild  und  bei  dem 
Verlobungsrechte  die  Zulassung  der  Ehemänner  in  Vertretung  ihrer 
Frauen  erst  in  späterer  Zeit  aufgekommen  sein  mochte.  Wiederum 
steht  fest,  daß  auch  die  Berufung  zur  Altcrsvormundschaft  nach 
mehrfach  anderen  Grundsätzen  sich  regelte,  als  die  Berufung  zum 
Verlobungsrechte  und  zur  Klagestellung  wegen  Unzuchtsverbrechen, 
indem  sie  ebensogut  wie  die  Berufung  zur  Erbfolge  Weiber  eben- 
sogut treffen  konnte  wie  Männer,  wenn  auch  nicht  gerade  schlecht- 
hin in  derselben  Weise  wie  diese;  die  mehr  vermögensrechtliche 
Gestaltung  der  Altersvormundschaft  scheint  in  dieser  Beziehung  maß- 
gebend gewesen  zu  sein,  ganz  wie  der  gleiche  Grund  in  der  älteren 
Zeit  auch  die  Zulassung  der  Weiber  zu  der  vigsakaraöild  bewirkt 
hatte,  und  wie  später  noch  bei  der  vigsök,  und  in  einzelnen  Fällen 
auch  bei  der  legorössök,  zwischen  dem  Bußanspruche  und  der  Klags- 
berechtigung unterschieden,  und  der  ersteren  Person  zugestanden 
wurde,  welchen  die  letztere  entzogen  war,  nur  freilich  mit  dem,  auch 
in  anderen  ähnlichen  Fällen  üblichem  Abzüge  eines  Drittels  des 
Bußbetrages,  welcher  dem  wirklichen  Klagsberechtigten  verblieb. 
Ungesagt  bleibt,  wem  die  Verwaltung  des  Vermögens  einer  Jung- 
frau zustand,  welche  das  i6.  Lebensjahr  überschritten  und  das  20. 
noch  nicht  erreicht  hatte;  indessen  darf  die  Frage  doch  wohl  zu- 
gunsten des  Altersvormundes  entschieden  werden,  da  außerdem  des 
dem  lögräöandi  zustehenden  Rechtes,  ihm  die  bisher  von  ihm  ge- 
führte Vermögensverwaltung  abzunehmen,  doch  wohl  ausdrücklich 
gedacht  sein  müßte.  Berücksichtigt  man  endlich  noch,  daß  in  allen 
Rechtssachen,  in  welchen  die  aöild  dem  Weibe  selber  zustand,  dessen 


^)  Konüngsbök,  254/203;  StaÖarhölsbök,  145/177. 

2)  Konüngsbök,  94/167 — 68;  StaÖarhölsbök,  297/334—5;  Belgsdals- 
'b  ö  k ,  56/244. 
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Vertretung  einem  frei  gewählten  Bevollmächtigten  übertragen  werden 
konnte,  so  ist  vollends  klar,  daß  von  einer  einheitlich  gestalteten 
und  in  sich  abgeschlossenen  Geschlechtsvormundschaft  im  isländi- 
schen Rechte,  so  wie  es  uns  vorliegt,  nicht  gesprochen  werden 
konnte.  Nur  das  Verlobungsrecht  des  lögräöandi  mochte  sich  dem 
Weibe  unter  Umständen  empfindlich  fühlbar  machen;  im  übrigen 
aber  war  die  Stellung  des  letzteren  im  privatrechtlichen  Verkehre 
sicherlich  eine  wenig  drückende.  Eine  andere  Frage  ist  aber  frei- 
lich die,  wie  wir  uns  die  prinziplose  Behandlung  der  Weiber  in 
diesem  Rechte  zu  erklären  haben,  ob  nämlich  aus  einer  späteren 
Zersetzung  einer  früheren  folgerichtig  ausgebildeten  Geschlechtsvor- 
mundschaft, oder  aus  dem  erst  nach  und  nach  sich  geltend  machen- 
den Bestreben,  zu  einer  solchen  zu  gelangen ;  die  Beantwortung  dieser 
Frage  ist  indessen  von  einer  vorgängigen  Prüfung  des  Verhaltens 
der  norwegischen  Provinzialrechte  abhängig,  und  muß  darum  ihre 
Erörterung  einem  späteren  Orte  vorbehalten  bleiben. 

Von  ganz  ähnlichen  Gesichtspunkten  wie  das  ältere  isländische 
läßt  sich  auch  das  ältere  norwegische  Recht  bei  Behandlung 
der  Weiber  leiten.  Auch  dieses  hält  zunächst  auf  dem  Gebiete  des 
öffentlichen  Rechts  an  dem  Prinzipe  ihrer  Ausschließung  von 
aller  und  jeder  Berechtigung  fest.  Ausgeschlossen  erscheinen  dem- 
gemäß die  Weiber  vor  allem  von  der  Thronfolge.  Schon  die  Thron- 
folgeordnung des  K.  Haraldr  härfagri  spricht  diesen  Grundsatz  aus ;  ^) 
nicht  minder  folgt  ihm  aber  auch  das  Thronfolgegesetz,  welches 
Erhngr  jarl  mit  Erzbischof  Eysteinn  vereinbarte  (1164),'^)  dann  das 
von  K.  Häkon  gamli  (1260),^)  und  das  von  K.  Magnus  lagaboetir 
erlassene  Thronfolgegesetz  (1273).^)  Erst  die  von  K.  Häkon  Magnüs- 
son  im  Jahre  1302  erlassene  Thronfolgeordnung  eröffnete  auch  den 
Weibern  unter  gewissen  Beschränkungen  die  Thronfolge ;  ^)  aber  wenn 
es  überhaupt  jemals  in  rechtsgültiger  Weise  zustande  kam,  gewann 
dies  Gesetz  doch  jedenfalls  keinen  bleibenden  Bestand,  so  daß  es 
auch  für  die  spätere  Zeit  bei  der  Ausschließung  der  Weiber  blieb, 
und  überdies  fällt  dasselbe  jedenfalls  über  die  hier  zu  betrachtende 
Periode  hinaus.  Weiber  erscheinen  ferner  prinzipiell  vom  Zeugnisse 
ausgeschlossen,  und  die  Ausnahmsfälle  sind  eng  begrenzt,  in  welchen 


^)  Heimskr.  Haralds  s.  härfagra,  35/74. 

^)  GJ)L.  2.  ^)  Jarnsi'öa,  Krb.  3 — 4;  neuerer  G|)KrR.  4 — 5. 

^)  Landslög,  Krb.  3 — 6  usw. 
^)  Norges  gamle  Love,  III,  14/45 — 55. 
Maurer,  Verwandtschafts-  und  Erbrecht  nach  altnordischem  Rechte.  7 
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sie  zu  diesem  zugelassen  werden.  iJies  ist  der  Fall  bezüglich  der 
Aussage,  welche  ein  Weib  während  der  Geburt  eines  unehelichen 
Kindes  über  die  Person  seines  Vaters  macht,  wobei  das  Zeugnis  der 
Hebamme  überdies  doppelt  so  viel  gelten  soll  als  ein  einfaches 
Zeugnis;^)  ferner  bezüglich  des  Tatbestandes  einer  settleic^fng,  d.  h. 
der  I^egitimation  eines  unehelichen  Kindes ;  endlich  auch  bezüglich 
der  Behauptung  eines  Totschlägers,  daß  er  den  Erschlagenen  auf 
unzüchtigem  Verkehre  mit  einer  seiner  nächsten  Angehörigen  ertappt 
habe,  ^)  sowie  bezüglich  eines  Totschlages,  der  in  rechter  Heim- 
suchung begangen  worden  sein  soll.  ^)  Aber  freilich  werden  in  dem 
zuletzt  genannten  Falle  auch  Unfreie  neben  Freien,  8jährige  Kinder 
neben  Erwachsenen  zum  Zeugnisse  zugelassen,  ganz  wie  in  Notzuchts- 
fällen allenfalls  auch  schon  ein  3  jähriges  Kind  gerichtlich  vernommen 
wird,  ^)  und  überhaupt  scheinen  die  sämtlichen  aufgezählten  Fälle  so 
gelagert,  daß  es  sich  dabei  weniger  um  ein  formelles  Zeugnis  als  um 
die  Konstatierung  von  Indizien  für  die  Begehung  eines  seiner  Natur 
nach  schwer  nachweisbaren  Verbrechens,  oder  auch  um  den  Beweis 
von  Vorgängen  handelt,  welche  Weibern  ganz  vorzugsweise  bekannt 
werden  müssen.  Ebenso  wird  auch  bei  Besprechung  der  Eideshilfe 
nicht  selten  das  männliche  Geschlecht  beiläufig  als  Erfordernis  be- 
zeichnet, ^)  und  auch  zu  ihr  werden  Weiber  nur  in  ganz  vereinzelten 
Fällen  zugelassen,  wie  etwa  wenn  es  gilt  ein  Weib  gegen  die  Be- 
schuldigung der  Hexerei  zu  verteidigen ;  ')  daß  aber  in  derartigen 
Fällen  nicht  öfter  und  nicht  in  bestimmten  Worten  der  ausschließ- 
lichen Berechtigung  der  Männer  gedacht  wird,  daß  ferner  nirgends 
ausdrücklich  gesagt  wird,  daß  Weiber  nicht  als  Beam.te  verwendet 
werden,  und  daß  sie  nicht  als  Richter  in  den  Dinggerichten  oder 
Privatgerichten  sitzen  dürfen,  erklärt  sich  ebenfalls  wieder  teils  aus 
der  Doppelsinnigkeit  des  Wortes  „maör",  und  teils  aus  dem  anderen 
Umstände,  daß  gerade  das  im  Volksbewußtsein  am  festesten  Be- 
gründete am  wenigsten  ausgesprochen  zu  werden  brauchte. 

•  Auf  vermögensrechtlichem  Gebiete  stellt  ferner  auch 
das  norwegische  Recht  die  Weiber  den  Männern  grundsätzlich  gleich, 
und  es  weiß  sogar  nichts  von  den  Ausnahmen,  welche  das  isländische 
Recht  von  dieser  Regel  macht.    Es  ist  demnach  vorab,  wie  oben 

1)  B|)L.  II,  14;  III,  10. 

2)  Fr{)L.  IX,  1.  3)  ebenda,  IV,  39.  *)  ebenda,  5. 
^)  BI)L.  II,  13;  III,  9. 

6)  z.  B.  GI)L.  135;  FrI)L.  IV,  8;  XV,  ii  u.  dgl.  m. 

")  G^L.  28;  KrR.  Sverris,  78. 


§  5-    Die  Weiber. 


99 


schon  bemerkt,  der  Volljährigkeitstermin  für  beide  Geschlechter  voll- 
kommen derselbe ;  die  FrpL.  sagen  ausdrücklich,  ^)  die  Schwester  sei 
zur  Güterpflege  ebensogut  berufen  wie  der  Bruder,  sowie  sie  erst 
das  15.  Jahr  erreicht  habe,  und  wenn  die  GpL.  ohne  das  entschei- 
dende Jahr  zu  nennen  bemerken,  ^)  die  Mädchen  sollten  die  Ver- 
waltung ihres  eigenen  Vermögens  sowohl  als  eine  fremde  Güterpflege 
sofort  nach  erreichter  Volljährigkeit  übernehmen,  so  will  damit 
zweifellos  genau  dasselbe  gesagt  sein.  So  wird  denn  auch  das  Recht 
der  eigenen  Vermögensverwaltung  den  Weibern  genau  ebensolange 
gewährleistet  als  den  Männern,  nämlich  auf  so  lange,  als  sie  sich  in 
ihrem  Hochsitze  aufrecht  zu  halten  vermögen.  Endlich  ist  auch 
von  keiner  den  Weibern  eigentümlichen  Beschränkung  der  Ver- 
äußerungsbefugnisse, sei  es  um  Liegenschaften  oder  anderen  Gegen- 
ständen gegenüber  die  Rede.  Beschränkungen  hinsichtlich  der  Werte, 
über  welche  sie  verfügen  dürfen,  sind  nur  den  Ehefrauen  gesetzt,  ^) 
und  fallen  somit  unter  einen  ganz  anderen  als  den  hier  maßgebenden 
Gesichtspunkt;  daß  aber  in  Bezug  auf  liegende  Güter  keine  die 
Veräußerungsgeschäfte  der  Weiber  beschränkende  Vorschrift  nötig 
befunden  wurde,  wie  das  isländische  Recht  sie  kennt,  mag  mit  der 
eigentümlichen  Gestaltung  des  norwegischen  Stammgüterrechtes  zu- 
sammenhängen, welche  dem  isländischen  Rechte  fremd  ist.  Doch 
muß  bemerkt  werden,  daß  das  norwegische  Recht  zwar,  wie  das  is- 
ländische Recht,  die  Schuldhaft  auf  Weiber  wie  auf  Männer  anwendet; 
daß  es  jedoch  den  ersteren  die  Ergebung  in  dieselbe  nur  mit  Zu- 
stimmung ihrer  Verwandtschaft  gestattet,  ^)  so  daß  in  dieser  Bezie- 
hung das  norwegische  Recht  die  Weiber,  zu  ihrem  Vorteile,  einer 
Beschränkung  unterwirft,  von  welcher  das  isländische  Recht  nichts 
weiß.  Im  Erbrechte  setzt  das  norwegische  Recht  freilich  die 
Weiber  ebensogut  wie  das  isländische  den  Männern  gegenüber  zurück; 
indessen  gewährt  es  ihnen  doch  auch  seinerseits  prinzipiell  die  Teil- 
nahme an  der  Erbfolge.  Besonders  energisch  macht  sich  übrigens 
jene  Zurücksetzung  der  Weiber  in  Bezug  auf  die  Stammgutsfolge 
geltend,  indem  die  Weiber  nicht  nur  bei  gleicher  Nähe  der  Verwandt- 
schaft hinter  die  Männer  zurückgestellt,  und  allenfalls  auch  nur  inner- 
halb gewisser  näherer  Grade  der  Verwandtschaft  berufen  werden, 
sondern  ihnen  überdies  auch  noch,  soweit  sie  wirklich  in  Stammgüter 


1)  Fr{)L.  IX,  23.  2)  Gj,L.  128. 

3)  FrI)L.  IX,  20;  BjarkR.  III,  165. 
^)  G{)L.  56;  FrI)L.  XI,  22.  G{)L.  71. 
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sukzcdierten,  diese  durch  die  nächstverwandten  Männer  um  einen 
bestimmten  billigen  Preis  abgelöst  werden  konnten ;  nur  die  baug- 
rygjar,  über  welche  bereits  bei  einer  früheren  Gelegenheit  das  nötige 
gesagt  wurde,  waren  diesem  Einlösungsrechte  nach  den  Gl)L.  nicht 
unterworfen,  ^)  und  es  mag  ja  wohl  ein  Zufall  sein,  daß  die  FrpL. 
derselben  im  Stammgüterrechte  nicht  gedenken,  während  deren  Wer- 
geldstafel  doch  ebenfalls  von  ihnen  Meldung  tut.  Beachtenswert  ist 
demgegenüber,  daß  Weiber  ebensogut  wie  Männer  eine  a^ttleiöfng 
vornehmen  durften,  ^)  wen;i  auch,  wenigstens  nach  den  FrI)L.,  ^)  da- 
bei die  Einschränkung  galt,  daß  Männer  nur  durch  Männer  und 
Weiber  nur  durch  Weiber  legitimiert  werden  durften;  daß  ferner 
Weiber  bei  Vergabungen,  die  doch  vorwiegend  auch  unter  einen 
erbrechtHchen  Gesichtspunkt  fallen,  nach  den  Frl)L.  in  Bezug  auf 
den  Widerruf  freier  gestellt  waren  als  die  Männer,  indem  ihnen 
dieser  zweimal,  diesen  dagegen  nur  einmal  freistand.  Genau  die- 
selbe Zurücksetzung  der  Weiber  wie  bei  der  gewöhnlichen  Erbfolge 
galt  ferner  auch  bei  der  Altersvormundschaft,  soferne  hier 
wie  dort  die  Reihenfolge  der  Berufung  genau  dieselbe  war;^j  aus- 
drücklich wird  dabei  die  Regel  ausgesprochen,  daß  von  dem  nach 
dieser  Reihenfolge  Berufenen  die  Vormundschaft  ganz  gleichmäßig 
übernommen  werden  sollte,  „hvort  sem  haldsmaör  verör  karlmaör 
eör  kona",  ^)  oder  daß  „svo  er  systir  komin  til  fjärhalds  sem  brööir, 
ef  hon  er  15  vetra  gömul".'')  Von  einer  Ausschließung  der  Weiber 
von  der  Anstellung  der  Blutklage  findet  sich  dagegen  im  nor- 
wegischen Rechte  keine  Spur,  und  da  dieselbe  auf  Island  erst  in 
späterer  Zeit  durch  einen  bestimmt  nachweisbaren  Akt  der  Gesetz- 
gebung eingeführt  wurde,  ist  dies  auch  nicht  anders  zu  erwarten; 
dagegen  erscheinen  auch  in  Norwegen  die  Weiber  von  aller  Teil- 
nahme am  Wergeide  ausgeschlossen,  soweit  nicht  der  in  den 
GpL.  und  FrpL.  etwas  verschieden  begrenzte  Begriff  der  baugrygjar,^) 
und  was  das  erstere  Rechtsbuch  betrifft,  überdies  auch  noch  der 
Begriff  der  kvenngjafir  reichte.  ^)  Im  übrigen  geht  das  norwegische 
Recht  in  strafrechtlicher  Beziehung  zwar  ganz  wie  das  is- 
ländische von  dem  Grundsatze  aus,  daß  die  Weiber  mit  den  Männern 
gleich  zu  behandeln  seien;   indessen  zeigt  dasselbe  doch  diesen 

1)  GI)L.  275.  2)  ebenda,  58. 

3)  FrI)L.  IX,  21.  ^)  ebenda,  3—4;  G\)L.  107. 

5)  G{)L.  115;  Fr{)L.  IX,  22.  G'^L.,  ang.  O. 

^)  Fr{)L.  IX,  23.  G|>L.  275;  Fr]^L.  IV,  4. 

^)  GI)L.  221  und  245. 
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Grundsatz  nicht  mit  der  gleichen  Folgerichtigkeit  durchgeführt,  viel- 
mehr durch  mehrfache  Spuren  einer  völlig  abweichenden  Anschau- 
ungsweise durchbrochen.  Das  altschwedische  Recht  spricht  kurz 
und  bündig  die  Regel  aus,  „aei  ma  konse  aellr  owormaghi  frilD  flyae'V} 
und  läßt  das  Weib  wie  den  unmündigen  Mann  des  Königs  ej)zsöre 
nicht  brechen,  weil  „han  ma  egh  biltugha  vara" ;  ^)  es  bestimmt 
ferner,  daß  ein  Weib,  außer  wegen  Zauberei,  weder  geköpft  noch 
gehängt  werden  dürfe,  „^y  at  konae  aer  ovormaghi".-"^)  Dem  gegen- 
über folgte  das  isländische  Recht  dem  gerade  entgegengesetzten 
Prinzipe:  „jafnsek  verör  kona  sem  karlmaör",  ^)  während  es  gegen 
einen  Minderjährigen,  welcher  diesen  Totschlag  begangen  hatte,  nicht 
auf  Acht  erkennen  ließ,  wenn  auch  die  vigsböt  und  die  niögjöld  er- 
legt werden  mußten  wie  bei  jedem  anderen  Totschlage.  ^)  In  den 
norwegischen  Rechtsbüchern  finden  wir  nun  die  Bestimmung,  daß 
ein  Weib,  welches  einen  Totschlag  begeht,  geächtet  und  von  ihren 
Verwandten  aus  dem  Lande  gebracht  werden  soll,  jedoch  nur  dann 
von  der  Verwandtschaft  des  Erschlagenen  getötet  werden  darf,  wenn 
sie  nicht  binnen  gesetzter  Frist  das  Land  verläßt;^)  im  unmittel- 
baren Zusammenhange  hiermit  wird  ferner  ausgesprochen,  daß  auch 
der  Minderjährige,  welcher  einen  Totschlag  begeht,  binnen  gesetzter 
Frist  von  seinen  Verwandten  außer  Lands  gebracht  werden  soll, 
wobei  dann  sein  Vermögen  ihm  verbleibt  und  die  Verwandtschaft 
für  seinen  Unterhalt  im  Auslande  zu  sorgen  hat,  wogegen  er  mit 
allem  seinem  Gute  der  Acht  verfällt,  wenn  er  die  ihm  zur  Flucht 
verstattete  Frist  unbenützt  verstreichen  läßt,  oder  doch  mit  der  ge- 
wöhnlichen Buße  von  40  Mark  von  der  Acht  sich  freikaufen  muß.'^) 
Nur  in  dem  Falle,  da  eine  Ehefrau  ihren  eigenen  Mann  darum  tötet 
oder  töten  läßt,  weil  sie  sich  mit  einem  anderen  eingelassen  hat 
oder  einzulassen  gedenkt,  wird  sie  sofort  der  blutigen  Rache  und 
ihr  Vermögen  dem  Verfalle  an  den  König  und  die  Verwandtschaft 
des  Erschlagenen  überantwortet,  wogegen  sie  selbst  in  dem  Falle, 
da  sie  ihren  Mann  in  der  Hitze  des  Zornes  getötet  hat,  nur  außer 
Lands  gehen  und  nach  billiger  Schätzung  Buße  zahlen  soll,  aber 
nach  dem  Rate  des  Erzbischofes  und  gegen  Erläge  des  skögarkaup 

1)  ULL.,  Kununxb.  8.  ")  ÖGL.,  E{)zsöre,  15. 

^)  WGL.  I,  {)iuu£eb.  5/2;  II,  J)iufuab.  33. 

StaÖarhöIsbük,  49/89. 
^)  Konüngsbök,  91/166  und  113/194;  Staöarhölsbök,  3263. 

G|)L.  159;  FrI)L.  IV,  33;  BjarkR.  II,  51  und  III,  97. 
')  G|)L.  159;  Fr^L.  IV,  34;  BjarkR.  II,  49  und  51;  III,  97. 
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an  den  König  unter  Umständen  sogar  wieder  nach  einiger  Zeit  ins 
Land  zurückkeliren  darf.  ^)  Die  Gleichstellung  der  Weiber  mit  den 
Minderjährigen  wird  demnach  hier  ganz  ebensogut  festgehalten,  wie 
in  den  schwedischen  Rechtsbüchern,  während  das  isländische  Recht 
sie  fallen  gelassen  hat;  dagegen  zeigt  sich  bei  beiden  nicht  mehr 
die  Befreiung  von  der  Acht,  wie  sie  diese  ihnen  gewähren  und  wie 
sie  das  isländische  Recht  wenigstens  noch  beim  Minderjährigen  fest- 
hält, noch  auch  die  volle  Unterwerfung  unter  dieselbe,  wie  sie  dieses 
letztere  bei  den  Weibern  kennt;  vielmehr  wird  für  beide  ein  Mittel- 
weg eingeschlagen,  auf  welchen  sich  die  Bezeichnung  Acht  ebenso- 
gut anwenden  ließ,  wie  die  GI)L.,  oder  nicht  anwenden,  wie  die 
FrI)L.  es  tun.  Ganz  wie  die  Frf)L.  einen  Mann,  der  unversehens 
beim  Holzfällen  einen  Kameraden  tötlich  verwundet  hat,  innerhalb 
derselben  Frist,  und  zwar  gleichfalls  mit  Erhaltung  seines  Vermögens, 
außer  Lands  gehen  heißt,  -)  während  die  G[)L.,  einen  etwas  anderen 
Weg  einschlagend,  in  ähnhchen  Fällen  zwar  das  volle  Wergeid,  aber 
kein  Friedensgeld  entrichten  lassen,  so  handelt  es  sich  sichtlich 
auch  in  dem  obigen  Falle  im  Grunde  nicht  um  den  Vollzug  der 
wirklichen  Acht,  sondern  vielmehr  nur  noch  um  das  doppelte  Be- 
streben, einerseits  dem  verletzten  Gefühle  der  Verwandtschaft  des 
Erschlagenen  dadurch  Rechnung  zu  tragen,  daß  man  den  Totschläger 
ihren  Blicken  entzieht,  und  andererseits  ihn  selbst  vor  jeder  Rache- 
handlung sicher  stellt,  zu  welcher  diese  sich  etwa  hinreißen  lassen 
könnten.  Immerhin  scheint  in  den  vermittelnden  Bestimmungen  der 
norwegischen  Rechtsbücher  eine  Neuerung  vorzuliegen,  durch  welche 
die  alte  Unmündigkeit  der  Weiber  und  die  aus  ihr  sich  ergebende 
Befreiung  von  Acht  und  Strafe,  wie  sie  das  altschwedische  Recht 
konsequent  durchführt,  noch  in  ihren  letzten  Spuren  durchschimmert. 
Auch  sonst  zeigt  sich  übrigens  die  strafrechtHche  Behandlung  der 
Weiber  keineswegs  einheitlich  geordnet;  vielmehr  liegen  mehrfach 
die  verschiedensten  Prinzipien  bezüglich  desselben  miteinander  im 
Kampfe.  Das  ältere  Stadtrecht  stellt  gelegentlich  die  Regel  auf:^j 
„sli'kan  rett  ä  kona  at  taka,  ef  henni  er  misboöit  f  mannhelgi  värri, 
sem  karlmaör,  ok  svä  skal  hon  boeta,  ef  hon  gerir  üvisu  sem  karl- 
maör",  und  spricht  damit  aus,  daß  wenigstens  im  Bereiche  der  Buß- 
fälle Männer  und  Weiber  aktiv  wie  passiv  ganz  gleich  behandelt 


FrI)L.  IV,  35. 

2)  ebenda,  27;  vgl.  Wilda,  S.  S50— 51.  ^)  GJ)L.  172—76. 

^)  BjarkR.  III,  96. 
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werden  sollen,  während  es  für  Minderjährige  einen  doppelten  Alters- 
termin statuiert,  und  den,  der  jünger  als  12  resp.  15  Jahre  alt  ist, 
keine  Buße,  den  der  zwischen  12 — 15  resp.  15 — 20  Jahre  alt  ist, 
halbe  Buße  geben  und  nehmen  heißt. ^)  Ganz  ebenso  verfahren  auch 
die  GpL.,  wenn  sie  bestimmen,  daß  Schläge,  welche  ein  Mann  einem 
Weibe  oder  ein  Weib  einem  Manne  gibt,  mit  dem  vollen  Bußbe- 
trage,  wie  er  dem  Verletzten  gebührt,  und  einem  Friedensgelde  an 
den  König  gebüßt  werden  müssen,  wogegen  der  Unmündige  unter 
12  Jahren  Buße  weder  nimmt  noch  gibt,  und  der  Minderjährige  im 
Alter  von  12 — 15  Jahren  nur  halbe  Buße  nimmt  und  gibt;-)  aber 
eigentümlich  ist  dabei  die  sofort  sich  anschließende  Vorschrift,  daß, 
wenn  Weiber  sich  untereinander  prügeln,  niemand  etwas  zu  fordern 
habe  außer  ihnen  selbst.  In  derartigen  Fällen  soll  also  kein  Friedens- 
geld bezahlt  werden,  und  sind  dieselben  eben  damit  im  Grunde  dem 
strafrechtlichen  Gebiete  entrückt;  die  Buße  aber,  welche  wegen  Ver- 
letzung eines  Weibes  bezahlt  wird,  scheint  wie  in  diesem  so  auch 
in  allen  anderen  Fällen  dem  verletzten  Weibe  selbst  zufallen  zu  sollen, 
mit  einziger  Ausnahme  der  Unzuchtsfälle,  als  in  welchen  der  Ge- 
schlechtsvormund, und  bei  einer  Braut  überdies  auch  noch  der 
Bräutigam  bußberechtigt  ist.  ^)  Wesentlich  anders  steht  die  Sache 
aber  nach  dem  [)rändheimer  Rechte.  Nach  ihm  richtet  sich  die 
Höhe  der  Buße,  welche  für  das  einem  Weibe  zugefügte  Unrecht  er- 
legt werden  muß,  bei  der  Ehefrau  nach  dem  Stande  ihres  Mannes, 
bei  der  Witwe  nach  dem  Stande  ihres  verstorbenen  Mannes,  bei  der 
Jungfrau  aber,  wenn  es  sich  um  Schläge  handelt,  nach  dem  Stande 
ihres  nächsten  Angehörigen,  dagegen  wenn  es  sich  um  landnäm 
handelt,  nach  dem  Stande  ihres  Vaters;"^)  jedoch  soll  diesen  Betrag 
der  Regel  nach  nicht  das  Weib  selbst  nehmen,  sondern  der  Ehe- 
mann, wenn  es  sich  um  eine  Ehefrau,  und  der  nächste  Angehörige, 
wenn  es  sich  um  eine  Jungfrau  handelt,  wozu  bei  einer  Braut 
allenfalls  noch  ein  weiterer  Anspruch  des  Bräutigams  hinzukommen 
mag,^)  und  nur  in  dem  Falle,  da  die  Verwandten  sich  ganz  und  gar 
nicht  um  sie  kümmern,  soll  auch  die  Jungfrau  den  Bußbezug  er- 
halten, mit  Ausnahme  wiederum  der  Unzuchtsbußen,  welche  selbst 
unter  dieser  Voraussetzung  ihrem  nächsten  Angehörigen  vorbehalten 
bleiben.'')    Schlägt  aber  eine  Ehefrau  einen  Mann,  so  muß  ihr  Ehe- 

^)  BjarkR.  II,  49  und  51;  III,  97. 

G|)L.  190.  ^)  ebenda,  197  und  201. 

^)  Fr|)L.  X,  37  und  XIII,  16.  ^)  ebenda,  X,  37.  ebenda,  38. 

')  vgl.  ebenda,  X,  37  mit  XI,  17. 
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mann  aus  ihrem  Vermögen  volle  Buße  bezahlen,  je  nach  dem  Stande 
des  Verletzten;  schlägt  eine  solche  aber  ein  anderes  Weib,  so  hat 
ihr  Ehemann  die  halbe  Buße,  wie  sie  mit  Rücksicht  auf  den  Stand 
des  Ehemannes  oder  des  Vaters  der  Verletzten  sich  bemißt,  aus 
ihrem  Vermögen  zu  entrichten,  und  ebenso  wenn  die  Frau  gestohlen 
hat  und  ein  Vergleich  hierüber  zustande  kommt. ^)  Selbstverständlich 
müssen  dieselben  Regeln  auch  den  Witwen  und  den  Jungfrauen 
gegenüber  analog  angewendet  werden  und  ergeben  sich  demnach 
für  die  Behandlung  der  Weiber  auf  dem  Gebiete  der  Bußfälle  fol- 
gende Grundsätze:  Die  Weiber  nehmen  die  Buße,  wie  sie  sich  durch 
Geburt,  bestehende  Ehe  oder  frühere  Ehe  für  sie  feststellt,  zwar  der 
Regel  nach  nicht  selber;  vielmehr  fällt  sie  an  ihren  Ehemann  oder 
Geschlechtsvormund,  und  nur  zugunsten  der  Witwe,  dann  der  von 
ihren  Verwandten  gänzlich  vernachlässigten  Jungfrau  wird  von  dieser 
Regel  eine  Ausnahme  gemacht;  aber  der  Betrag  der  Buße  ist  beim 
Weibe  derselbe  wie  beim  Manne,  und  darum  ist  auch  umgekehrt 
für  die  vom  Weibe  verübte  Tat  an  und  für  sich  dieselbe  Buße  zu 
entrichten,  wie  wenn  sie  von  einem  Manne  begangen  worden  wäre, 
nur  daß  es  der  Ehemann  oder  Geschlechtsvormund  ist,  welcher  sie, 
aus  dem  Vermögen  des  Weibes,  zu  entrichten  hat.  Nur  in  dem 
Falle,  da  Weiber  sich  untereinander  schlagen,  soll  die  Buße  auf  die 
Hälfte  herabsinken ;  wenn  dabei  beigefügt  wird,  daß  das  Gleiche 
auch  in  Diebstahlsfällen  zu  gelten  habe,  so  mag  dahinstehen,  ob 
diese  Gleichstellung  sich  nur  auf  die  Bezahlung  der  Buße  durch  den 
Mann  und  aus  dem  Vermögen  der  Frau,  oder  ob  sie  sich  auch  auf 
die  Halbierung  der  Buße  für  den  Fall  beziehen  wolle,  da  ein  Weib 
die  Bestohlene  ist.  Immerhin  zeigt  sich,  daß  es  bezüglich  der  FrpL. 
nicht  begründet  ist,  wenn  Rive  leugnet,  ^)  daß  ein  Bußanspruch  des 
nächsten  Angehörigen  eines  verletzten  Weibes  außerhalb  des  Be- 
reiches der  Fleischesverbrechen  vorgekommen  sei;  vielmehr  ist  nur 
für  die  GpL.  ein  solcher  Anspruch  nicht  nachgewiesen,  und  wenn 
man  beachtet,  daß  auch  das  gemeine  Landrecht  allen  unverheirateten 
Weibern  die  Buße  für  erlittene  Schläge  zu  eigenem  Rechte  zuweist,"^) 
so  wird  man  in  Anbetracht  des  gesamten  Entwicklungsganges,  welchen 
das  Weiberrecht  im  Norden  genommen  hat,  kaum  bezweifeln  können, 
daß  die  FrpL.  auf  diesem  Punkte  eine  ältere  Stufe  dieser  Entwick- 
lung repräsentieren,  während  die  GpL.  sich  bereits  zu  einer  späteren 


1)  Fr|)L.  X,  38.  Geschichte  der  Verwandtschaft,  I,  S.  89. 

^)  Landslög,  Mannhelgi,  29  in  fin. 
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fortgeschritten  zeigen.  Eigentümlich  ist  aber  endlich  auch  noch  die 
gerichtliche  Vertretung  der  Weiber  geordnet.  Das  ältere 
Stadtrecht  gestattet  jedem  einschichtigen  Weibe,  gleichviel  ob  Jung- 
frau oder  Witwe,  die  freie  Wahl  ihres  Vertreters,  möge  es  sich  nun 
um  die  Stellung  einer  Klage  oder  um  die  Führung  einer  Verteidi- 
gung handeln,  nur  mit  der  Einschränkung,  daß  der  gewählte  Ver- 
treter dem  Vater  der  Jungfrau  resp.  dem  früheren  Mann  der  Witwe 
ebenbürtig  sein  müsse ;  daß  den  Ehefrauen  ein  gleich  wenig  be- 
schränktes Wahlrecht  nicht  zukam,  darf  aus  der  Beschränkung  der 
Stelle  auf  die  „kona  einhleyp"  gefolgert  werden,  erklärt  sich  aber 
auch  sehr  einfach  aus  der  eigentümlichen  Beschaffenheit  der  ehe- 
herrHchen  Vogtei.  Wesentlich  anders  lauten  die  Vorschriften  des 
I)rändheimer  Landrechtes.  ^)  Wer  ein  einschichtiges  Weib  belangen 
will,  der  soll  zunächst  gegen  dasselbe  eine  heimstefna  erlassen,  aber 
zugleich  auch  ihren  Vertreter  auffordern,  sich  rechtzeitig  bei  ihr  ein- 
zufinden, eine  Bestimmung,  aus  welcher  man  doch  wohl  wird 
schließen  dürfen,  daß  dieser  Vertreter  nicht,  wie  nach  dem  Stadt- 
rechte, je  nach  Bedürfnis  von  Fall  zu  Fall,  sondern  ein  für  allemal 
gewählt  werden  mußte;  als  varnaöarmaör,  d.  h.  Schutzmann,  wird 
derselbe  dabei  bezeichnet.  Die  Witwe  soll  dabei  ein  freies  Wahl- 
recht haben,  nur  daß  der  Gewählte  ihrem  früheren  Manne  eben- 
bürtig sein  muß  und  der  Verlust  ihres  Prozesses  darauf  steht,  wenn 
sie  einen  Mann  besserer  Geburt  wählt;  der  Jungfrau  dagegen  soll 
ein  gleich  unbeschränktes  Wahlrecht  unter  allen  ihrem  Vater  Eben- 
bürtigen nur  unter  der  Voraussetzung  zustehen,  daß  sie  weder  Vater 
noch  Bruder  am  Leben  hat,  oder  aber  diese,  wenn  am  Leben,  sich 
um  ihre  Geschicke  schlechterdings  nicht  kümmern.  Der  letztere 
Satz  wird  an  einer  anderen,  vorhin  schon  gelegentlich  besprochenen 
Stelle  dahin  ausgedrückt,  ^)  daß  ein  Weib,  welches  von  ihren  An- 
gehörigen nicht  versorgt  wird  und  somit  genötigt  ist,  sich  selbst 
seinen  Unterhalt  zu  verschaffen,  dafür  auch  berechtigt  sein  solle, 
über  seine  eigenen  Angelegenheiten  selber  zu  bestimmen  (räöa  svä 
sinu  räöi  sem  ))a^r  vilja),  jedoch  vorbehaltHch  des  Anspruches  auf 
die  Unzuchtsbuße,  welcher  auch  in  diesem  Falle  dem  nächsten  An- 
gehörigen verbleibt.  Weniger  deutlich  drücken  sich  die  GpL.  aus.^) 
Nachdem  sie  die  Regel  ausgesprochen  haben,  daß  jeder  im  Lande 
anwesende,  freie  und  volljährige  Mann  seine  Rechtssachen  selber  zu 


1)  BjarkR.  III,  99. 

2)  FrJ)L.  X,  36.  3)  ebenda,  XI,  17.  ^)  GI)L.  47. 
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führen  habe,  lassen  sie  den  weiteren  Satz  folgen,  daß  man  i^Q^en 
ein  einschichtiges  Weib  ebenso  klagen  solle  wie  gegen  einen  Mann, 
daß  sie  indessen  berechtigt  sei,  ihre  Klage  wie  ihre  Verteidigung 
einem  anderen  zu  übertragen,  nur  freilich  keinem  Landherrn  oder 
sonst  dem  Gegner  an  Macht  allzusehr  überlegenen  Manne.  Dem 
Zusammenhange  nach  könnte  man  diese  Vorschrift  ebensogut  auf 
ein  dem  Weibe  zugestandenes,  dem  Manne  aber  versagtes  Recht, 
sich  durch  einen  Bevollmächtigten  vertreten  zu  lassen,  beziehen,  als 
auf  eine  Verpflichtung  des  W^eibes,  sich  einen  Vertreter  zu  bestellen; 
indessen  w4rd  doch  wohl  nicht  nur  die  Vcrgleichung  der  Fr[)L.  und 
des  älteren  Stadtrechtes  der  erstercn  Auslegung  im  Wege  stehen, 
sondern  auch  der  weitere  Umstand,  daß  die  GI)L.  selbst  an  einer 
anderen  Stelle  ^)  die  W^itwen  sowohl  als  die  volljährigen  Jungfrauen 
anweisen,  die  Verkündigungen,  welche  in  Stamm gutssachen  in  ihrem 
Interesse  am  Ding  notwendig  wxrden,  durch  einen  Bevollmächtigten 
vornehmen  zu  lassen,  was  denn  doch  zeigt,  daß  sie  in  eigener  Person 
dieselben  nicht  vornehmen  konnten. 

Aber  auch  diejenigen  beiden  Rechte,  welche  auf  Island  noch  die 
freieste  Ausprägung  der  verwandtschaftlichen  Rechte  den  Weibern 
gegenüber  gezeigt  hatten,  das  Verlobungsrecht  nämlich  und  der  An- 
spruch auf  die  Unzuchtsbuße,  sind  im  norwegischen  Rechte  nicht 
unwesentlich  anders  geordnet  als  im  isländischen;  nur  sind  leider 
die  einschlägigen  Bestimmungen  keineswegs  vollkommen  klar  und 
verständlich.  Das  Verlobungsrecht  betreffend  unterliegt  freilich 
keinem  Zweifel,  daß  die  Witwe  nach  norwegischem  Rechte  sich 
selber  verloben  konnte ;  -)  doch  wird  die  so  vollzogene  Verlobung 
nach  den  GpL.  nur  unter  der  Voraussetzung  unanfechtbar,  daß  die 
Freundschaft  der  Witwe  bei  derselben  mitgewirkt  hat,  wogegen  diese 
letztere  das  Verhältnis  gegen  Erläge  von  drei  Mark  handsalsslit  wieder 
aufheben  kann,  wenn  sie  dasselbe  ohne  den  Beirat  ihrer  Verwandten 
eingegangen  hat.  Der  Jungfrau  aber  gestatten  die  FrpL.  sich  selber 
zu  verloben,  falls  sie  volljährig  ist,  und  bereits  etwas  geerbt  hat;'^) 
doch  soll  sie  dabei  ihre  nächsten  und  verständigsten  Vervv^andten 
vom  bauggildi  sowohl  als  vom  nefgildi  zu  Rate  ziehen.  Außerdem 
scheint  auch  denjenigen  Jungfrauen  das  Selbstverlobungsrecht  ver- 
wdlligt  werden  zu  wollen,  welche  von  ihren  Angehörigen  völlig  sich 
selbst  überlassen,  und  dadurch  gezwungen  werden,   ganz  für  sich 


^)  GI)L.  291..  -)  ebenda,  51;  FrJ)L.  XI,  4. 

^)  ebenda,  XI,  18. 


§  5-    Die  Weiber. 


selber  zu  sorgen;^)  fraglich  erscheint  aber,  ob  jenes  Recht  nur  auf 
diese  beiden  Fälle  beschränkt  war  oder  nicht.  Die  G[)L.  nämlich 
nennen  als  rechtmäßigen  Verlober  einer  Jungfrau  lediglich  deren 
Vater,  und  eventuell  deren  Bruder,  mit  dem  Beifügen,  daß  unter 
mehreren  Brüdern  nötigenfalls  das  Los  zu  entscheiden  habe ;  ^)  die 
FrpL.  aber  sprechen  ebenfalls  zunächst  nur  dem  Vater  und  der  Mutter 
das  Verlobungsrecht  ausdrücklich  zu,  und  wenn  sie  dabei  zwar  in 
allgemeinen  Ausdrücken  auch  noch  der  Möglichkeit  gedenken,  daß 
auch  wohl  eine  andere  Person  der  richtige  Verlober  sein  könne,  so 
legt  die  Vergleichung  einer  anderen  Stelle  nahe,  ^)  daß  auch  dabei 
zunächst  wieder  an  den  Bruder  zu  denken  sei.  Erinnert  man  sich 
nun,  daß  ledige  Weiber,  welche  weder  Vater  noch  Bruder  haben, 
nach  den  FrpL.  berechtigt  sind,  sich  ihren  gerichtUchen  Vertreter 
selbst  zu  wählen,  so  könnte  man  sich  zu  der  Vermutung  hingezogen 
fühlen,  daß  das  Verlobungsrecht  wirklich  nicht  über  den  ersten  Grad 
der  Verwandtschaft  hinausgegangen  sei,  und  eine  Bestätigung  dieser 
Vermutung  könnte  man  etwa  in  dem  bereits  angeführten  Satze  finden, 
daß  die  volljährige  Jungfrau  sich  selber  verloben  dürfe,  wenn  sie 
bereits  etwas  geerbt  hat;  da  nämlich  die  Tochter  unmittelbar  nach 
Sohn  und  Vater  zur  Erbfolge  berufen  ist,  wird  die  Jungfrau,  die 
weder  Vater  noch  Bruder  hat,  in  der  Regel  geerbt  haben.  Indessen 
will  mir  doch  eine  solche  Annahme  wenig  wahrscheinlich  vorkommen. 
Auf  die  GpL.,  welche  unter  allen  Umständen  die  Jungfrau  ihren  ge- 
richtlichen Vertreter  sich  selber  wählen  lassen,  also  in  dieser  Beziehung 
zwischen  den  Verwandten  ersten  Grades  und  entfernterer  Grade 
schlechterdings  nicht  unterscheiden,  paßt  jene  Schlußfolgerung  von 
vornherein  nicht,  und  überdies  ist  zu  beachten,  daß  dieses  Rechts- 
buch an  eben  der  Stelle,  an  welcher  es  von  dem  Verlobungsrechte 
des  Vaters  und  Bruders  spricht,  dem  geborenen  Erben  des  Weibes 
zwar  nicht  das  Verlobungsrecht,  aber  doch  den  Anspruch  auf  die 
Unzuchtsbuße  zuerkennt,  selbst  für  den  Fall,  da  dessen  Bräutigam 
sich  mit  ihm  vor  der  Hochzeit  einläßt,  ^)  während  eine  zweite  Stelle 
die  Unzuchtsbuße  zunächst  auch  nur  für  den  Vater  und  Bruder  be- 
stimmt, dann  aber  beifügt,  daß  sie  in  gleicher  Weise  auch  jedem 
geborenen  Erben  des  Weibes  zukomme,  und  eine  dritte  Stelle 
vollends  nur  diesen  letzteren  erwähnt.       Man  wird  wohl  hiernach 


Fr|)L.  XI,  17.  2)  Gt)L.  51. 

3)  FrJ)L.  XI,  2.  ebe^nda,  12. 

^)  GI)L.  51.  6)  ebenda,  197.  ')  ebenda,  201. 
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annehmen  müssen,  daß  es  nur  eine  Ungenauigkeit  des  Ausdrucks  ist, 
wenn  in  den  G\)L.  das  Verlobungsrecht  nicht  auch  dem  geborenen 
Erben  als  solchem  eventuell  zugeschrieben  wird,  und  ist  diese  Un- 
genauigkeit  gerade  darum  um  so  leichter  erklärlich,  weil  sofort  be- 
züglich der  Unzuchtsbuße  der  nächste  Erbe  der  Braut  als  berechtigt 
genannt  wird.  BezügHch  der  FrpL.  aber,  für  welche  jene  Schluß- 
folgerung allenfalls  paßt,  steht  ihr  denn  doch  entgegen,  daß  gerade 
in  ihnen  hinter  Vater  und  Mutter  der  sonstige  Verlober  mit  einem 
so  allgemeinen  Ausdrucke  erwähnt  wird,  daß  es  schwer  hält,  unter 
ihm  nur  den  einzigen  Bruder  verstanden  zu  denken,  und  überdies 
steht  dem  auf  Vater  und  Bruder  beschränkten  legalen  Vertretungs- 
rechte gerade  in  diesem  Rechtsbuche  der  auch  den  entfernteren  An- 
gehörigen des  Weibes  zukommende,  weit  über  das  Bereich  der  Unzuchts- 
vergehen hinausreichende  Bußanspruch  wegen  dessen  Verletzung  ent- 
gegen. Eine,  doch  wohl  durch  kirchliche  Einflüsse  bewirkte,  Abwei- 
chung vom  isländischen  Rechte  zeigt  sich  übrigens  auch  darin,  daß  das 
Recht  von  prändheimr  sowohl  als  von  den  Hochlanden  schlechthin 
vorschreibt,  daß  bei  der  Verlobung  neben  dem  Willen  der  Verwandt- 
schaft auch  auf  den  des  Weibes  selber  Rücksicht  zu  nehmen  sei,  ^) 
so  daß  jeder  Zwang  zur  Eingehung  einer  Ehe  nach  ihnen  schlecht- 
hin ausgeschlossen  ist.  Die  GpL.  und  BpL.  enthalten  keine  ähnliche 
Vorschrift,  und  auf  das  ältere,  nationale  Recht  ist  somit  aus  jenen 
Satzungen  nichts  zu  schließen.  Die  Terminologie  aber,  deren  sich 
die  norwegischen  Rechtsbücher  bedienen,  ist  eine  der  isländischen 
zwar  ähnliche,  aber  doch  keineswegs  gleiche,  und  überdies  nicht 
einmal  völlig  feststehende.  Einerseits  wird  das  Verlobungsrecht  als 
ein  „räöa  fyrir  konu",  ^)  oder  „eiga  forraeöi  ä  konu"^)  be- 
zeichnet, und  der  zu  denselben  berufene  Verwandte  „skyldastr 
til  forrseöa",  ^)  oder  auch  kurzweg  als  „forraeöismaör";^)  alles 
Bezeichnungen,  welche  an  den  lögräöandi  des  isländischen  Rechts 
erinnern.  Andererseits  wird  aber  auch  die  den  schwedischen  Rechts- 
quellen geläufige  Bezeichnung  „giptingarm  aör"  für  den  Inhaber 
des  Verlobungsrechtes  gebraucht,^)  welche  sich  aber  mit  dem  fast- 
nandi  des  isländischen  Rechtes  berührt,  und  an  sie  schließen  sich 
wieder  Ausdrücke  wie  „räöa  giptingum"')  für  den  Besitz  der 

1)  Fr{)L.  III,  22;  E|)L.  I,  22—23;  II,  19—20. 

2)  GI)L.  51.  3)  FrJ)L.  III,  22.  EI)L.  I,  22;  II,  19. 

^)  Fr|)L.  III,  I  und   12;  XI,  i.    So  auch  noch  im  neueren  B|)KrR.  25, 
während  der  ältere,  II,  3 — 4  an  der  entsprechenden  Stelle  defekt  ist. 
*)  FrJ)L.  XI,  2  und  4.  •)  ebenda,  2. 
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Berechtigung,  oder  „ko na  sü,  er  hann  gipta  skal"^)  für  das  ihr 
unterworfene  Weib  an.  Auch  diese  geringe  Konstanz  in  der  Ter- 
minologie dürfte  aber  darauf  hindeuten,  daß  das  Verlobungsrecht  in 
unseren  norwegischen  Rechtsbüchern  keineswegs  mehr  in  seiner  ur- 
sprünglichen Gestaltung  und  Geschlossenheit  vorliegt. 

Einer  eigentümlichen  Behandlung  unterliegen  endlich  auch  nach 
norwegischem  Rechte  die  Unzuchtsvergehen.  Auch  hier  kehrt 
zunächst  der  Satz  wieder,  daß  den  Angehörigen  eines  in  dieser 
Weise  verletzten  Weibes  in  größerem  Umfange  erlaubt  sei,  blutige 
Rache  zu  üben-  der  Kreis  der  betreffenden  Verwandten  ist  jedoch 
in  den  verschiedenen  Rechtsbüchern  verschieden  abgegrenzt.  Die 
GpL.  und  die  FrpL.,  welchen  letzteren  hier  wie  anderwärts  auch 
das  Stadtrecht  folgt,  nennen  sieben  Weiber,  nämlich  die  Ehefrau, 
Mutter,  Tochter  und  Schwester,  sowie  die  Stiefmutter,  Schwieger- 
tochter und  Brudersfrau;-)  das  Recht  von  Vikin  dagegen  fügt  noch 
die  Schwiegermutter,  Stieftochter  und  die  Schwester  der  Frau,  sowie 
die  Sohnestochter,  Bruderstochter  und  Schwestertochter  bei,  so  daß 
die  Zahl  der  betreffenden  Weiber  auf  13  steigt.^)  Von  prinzipieller 
Bedeutung  ist  diese  Abweichung  wohl  nur  teilweise,  da  von  den 
sechs  in  den  BpL.  beigefügten  Weibern  die  drei  ersten  wohl  nur 
eine  Vervollständigung  bringen,  die  in  den  anderen  Quellen  still- 
schweigend mit  inbegriffen  ist,  während  mit  den  drei  letzten  über 
die  ursprünglich  gezogene  Grenze  in  einer  Weise  hinausgegriffen 
wird,  welche  doch  wohl  kaum  auf  eine  spätere  Zeit  hinweist;  um 
so  bedeutsamer  ist  dagegen,  daß  die  Bf)L.  dem  Erben  des  verletzten 
Weibes  das  gleiche  Recht  der  blutigen  Rache  ohne  alle  Beschränkung 
auf  einen  bestimmten  Verwandtschaftsgrad  zugestehen,  falls  das  Weib 
nur  frei  geboren  war,  während  für  Unfreie  und  Freigelassene  die 
Grenze  beträchtlich  enger  gezogen  war.  Es  läßt  sich  wohl  nicht  mit 
Sicherheit  bestimmen,  ob  diese  letztere  Differenz  zwischen  den  ver- 
schiedenen Provinzialrechten  eine  wirkliche  oder  nur  eine  scheinbare 
ist,  soferne  sich  ja  recht  wohl  denken  läßt,  daß  die  übrigen  Rechts- 
bücher des  geborenen  Erben  nur  darum  keine  Erwähnung  taten, 
weil  sie  bei  ihm  das  gleiche  Recht  als  selbstverständlich  betrachteten. 
—  Neben  der  blutigen  Rache  kommen  ferner  die  Unzuchtsbußen  in 
Betracht,   und  gehen  auch  bezüglich  ihrer  die  BpL.  wieder  ihren 


1)  BjarkR.  III,  123. 
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eigenen  Weg,  indem  sie,  ähnlich  wie  dies  beim  Wergeide  der  Fall 
war,  mehrfache  Bußen  an  mehrfache  Bezugsberechtigte  nebeneinander 
entrichten  ließen ;  ^)  wegen  des  Beilagers  mit  einer  Ehefrau  oder 
Braut  z.  B.  erhielt  der  Ehemann  oder  Bräutigam  6  Mark,  der  Vater 

3  Mark  und  ebensoviel  der  Sohn,  woneben  dann  noch  3  Gaben 
(gjafir)  von  6,  3  und  1^/2  aurar  zu  entrichten  waren,  von  welchen 
die  beiden  ersten  an  die  Vaterseite,  die  dritte  aber  an  die  Mutter- 
seite fiel,  und  der  nächste  Verwandte  hier  wie  dort  den  Bezug  hatte. 
Da  von  einem  derartigen  Weibe  gesagt  wird:  „hon  er  12  marka 
kona",  ist  klar,  daß  nur  die  ersten  drei  Bezüge  als  ordentlich  be- 
trachtet wurden,  wogegen  die  drei  Gaben  nur  als  eine  außerordent- 
liche Zugabe  galten;  die  Zuweisung  ferner  der  letzteren  an  den 
nächsten  Verwandten  ist  insoferne  nicht  ganz  klar,  als  sich  nicht 
recht  ersehen  läßt,  warum  der  Bezug  der  Vaterseite  in  zwei  Gaben 
zerfällt  sei,  wenn  doch  „hinn  nänasti",  also  eine  einzige  Person,  beide 
erhalten  sollte.  Man  wird  wohl  annehmen  dürfen,  daß  „hinn  nänasti 
i  bauggildi"  und  „hinn  nänasti  niör  i  nefgildi"  zu  verstehen  sei,  und 
kann  unter  dieser  Voraussetzung  unsere  Stelle  als  einen  willkommenen 
weiteren  Beleg  für  die  früher  ausgesprochene  Vermutung  betrachten, 
daß  das  mööerni  ursprünglich  ganz  außerhalb  des  Gegensatzes  von 
bauggildi  und  nefgildi  gestanden  sei;  man  wird  ferner  die  ordent- 
lichen Bezüge  auf  die  tölumenn,  die  außerordentlichen  auf  die  entfern- 
tere Verwandtschaft  beziehen, 'und  das  Fehlen  des  Bruders  unter  den 
ersteren  sich  vielleicht  daraus  erklären  dürfen,  daß  im  gegebenen 
Falle  für  den  Ehemann  Raum  geschafft  werden  mußte.  Wie  dem 
aber  auch  sei,  beachtenswert  ist  jedenfalls,  daß  auch  im  schwedischen 
und  dänischen  Rechte  Uberreste  einer  gleichzeitigen  Heranziehung 
mehrfacher  Verwandter  zu  den  Unzuchtsbußen  sich  erhalten  haben. 
Helsingelagen ,  welches  Rechtsbuch  überhaupt  mehrfache  Spuren 
ältesten  Rechtes  bewahrt  hat,  läßt  für  die  mit  einer  Jungfrau  be- 
gangene Unzucht  16  Unzen  an  deren  Vater,  8  an  deren  Bruder  und 

4  an  deren  Geschwisterkinder  zahlen ;  ^)  Södermannalagen  dagegen 
läßt  zwar  die  Unzuchtsbuße  vom  giptarma|3er  beziehen,  aber  sie  wird 
doch  „at  fraendae  })ocka"  erlegt,  d.  h.  für  den  der  Verwandtschaft 
angetanen  Schimpf,  was  doch  wohl  auf  eine  frühere  Teilnahme  der 
Verwandtschaft  an  dem  Bezüge  hinweist.  In  ähnlicher  Weise  bemerkt 
ferner  Skänelagen  ausdrücklich,  daß  der  Geschlechtsvormund  die  von 


^)  B|)L.  II,  12.  2)  HelsL.,  ^Erf{)ab.  14,  pr. 
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ihm  beigetriebene  Unzuchtsbuße  mit  niemanden  zu  teilen  verpflichtet 
sei,  weil  sie  keine  „skutaböt",  d.  h.  keine  von  der  Verwandtschaft 
des  Schuldigen  zusammengeschossene  Buße  sei,  ^)  und  eine  ganz  ähn- 
liche Bestimmung  kennt  auch  das  Jydske  Lov;-)  daß  beide  Rechts- 
bücher sich  veranlaßt  sahen,  die  Teilung  der  Unzuchtsbuße  unter  der 
Verwandtschaft  ausdrücklich  zurückzuweisen,  scheint  aber  auch  wieder 
darauf  hinzudeuten,  daß  die  Praxis  in  diesem  Punkte  unsicher  war, 
und  daß  ein  älterer,  noch  unvergessener  Rechtssatz  bei  der  Unzuchts- 
buße wie  beim  Wergeide  die  Teilung  gefordert  hatte,  ganz  wie  dies 
Helsingelagen  und  unsere  BI)L.  in  der  Tat  noch  tun.  Von  hier  aus 
erhält  nun  aber  auch  das  Recht  der  blutigen  Rache  eine  unerwartete 
Beleuchtung,  welche  die  sämtlichen  nordischen  Rechte  den  näheren 
Angehörigen  eines  Weibes  wegen  dessen  geschlechtlicher  Kränkung 
einräumen;  oß'enbar  hängt  nämlich  die  hier  wie  dort  gestattete  Blut- 
rache mit  der  bei  Unzuchtsvergehen  wie  bei  Totschlägen  wieder- 
kehrende Heranziehung  der  Verwandtschaft  zum  Bezüge,  und  doch 
wohl  auch  zur  Entrichtung  des  Sühngeldes  zusammen,  und  wird 
demnach  anzunehmen  sein,  daß  wie  die  erstere  von  sämtlichen  nor- 
wegisch-isländischen Rechten  zugelassen  wird,  so  auch  diese  letzteren 
ursprünglich  ihnen  allen  bekannt  war,  wenn  auch  die  meisten  dieser 
Rechte  den  Bezug  der  Unzuchtsbuße  schon  frühzeitig  auf  den  Ge- 
schlechtsvormund beschränkten.  Diesen  letzteren  Weg  haben  aber 
die  übrigen  norwegischen  Rechte  ebensogut  eingeschlagen  wie  das 
isländische,  mit  Ausnahme  höchstens  etwa  der  EpL.,  von  deren  Ver- 
halten in  der  Frage  wir  nichts  wissen.  Es  sprechen  aber  zunächst 
die  GpL.  dem  Vater,  Bruder  und  dem  nächsten  Erben  eine  Buße  zu 
wegen  jedes  mit  der  Tochter,  Schwester  oder  eventuellen  Erb- 
lasserin begangenen  Unzuchtsvergehens,  und  erstrecken  diesen  An- 
spruch eventuell  auch  noch  auf  den  Hausherrn  eines  Weibes,  welches 
im  Inlande  keinen  geborenen  Erben  hat,  indem  sie  zugleich  das 
Recht  des  Bußberechtigten  für  den  Betrag  dieser  Buße  maßgebend 
sein  lassen.  Sie  gewähren  ferner  neben  diesem  Bußanspruche  des 
Geschlechtsvormundes  für  den  Fall,  da  die  Unzucht  mit  einer  Braut 
begangen  wurde,  auch  noch  dem  Bräutigam  einen  solchen,  während 
sie  anderseits  auch  den  Bräutigam  selbst  dem  Geschlechtsvormunde 
bußfällig  werden  lassen,  wenn  er  sich  mit  seiner  eigenen  Braut  noch 
vor  der  Hochzeit  vergeht.  ^)    Von  einem  Bußanspruche  des  Ehe- 


^)  Skänel.  213.  -)  Jydske  Lov.  II,  18. 

^)  G|)L,  197;  vgl,  auch  57.  ^)  ebenda,  201. 


5)  ebenda,  51. 
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mannes  wegen  eines  mit  seiner  Frau  begangenen  Ehebruches  ist 
aber  doch  wohl  nur  darum  nicht  die  Rede,  weil  bezüglich  der  Ehe- 
frauen ein  für  allemal  der  Satz  galt:  „sli'kan  rett  ä  hverr  maör  ä 
konu  sinni,  sem  ä  själfum  scr";^)  daß  aber  hier  wie  dort  nicht,  wie 
im  isländischen  Rechte,  eine  Klage  auf  Acht  neben  der  Bußklage 
steht,  ist  doch  wohl  nur  als  eine  spätere  Neuerung  aufzufassen,  da 
die  Zulässigkeit  der  blutigen  Rache,  wie  zumal  die  zu  ihrer  Recht- 
fertigung nötige  Klage  auf  den  toten  Mann  zeigt,  -)  die  Möglichkeit 
einer  Klage  voraussetzt,  und  auch  die  tryggöir,  welche  in  allen  Fällen 
des  Ehebruchs  oder  der  Kränkung  anderer  Weiber  zu  geben  waren, 
wegen  deren  blutige  Rache  gestattet  war,  eben  dahin  weisen.  In 
den  FrI)L.  aber,  sowie  auch  im  Stadtrechte,  kehrt  zunächst  die  Be- 
stimmung wieder,  daß  der  Bräutigam  wegen  vorzeitiger  Berührung 
seiner  Braut  deren  nächsten  Verwandten  die  volle  Buße  zu  ent- 
richten hat,  und  außerdem  legt  das  letztere  dem  Ehebrecher  die 
Entrichtung  einer  dreifachen  Buße  an  den  beleidigten  Ehemann  auf;'"^) 
da  diese  letztere  Bestimmung  auch  in  der  Järnsiöa  ganz  gleichmäßig 
wiederkehrt,  ^)  und  überdies  auch  in  dem  Inhaltsverzeichnisse  der 
FrpL.  erwähnt  wird,  während  der  Text  der  betreffenden  Stelle  ver- 
loren gegangen  ist,  ^)  kann  keinem  Zweifel  unterliegen,  daß  dieselbe 
auch  in  diesem  letzteren  Rechtsbuche  enthalten  war.  Weiterhin  aber 
enthält  nur  das  Stadtrecht  den  Satz,  daß  der  Vater  oder  Bruder 
wegen  der  Kränkung  seiner  Tochter  oder  Schwester  dieselbe  Buße 
nehmen  solle,  welche  ihm  selber  zukomme,  jedoch  nur  ein  erstes 
und  zweites  Mal,  wogegen  das  Weib  als  Hure  gelten  solle,  wenn 
ähnliches  sich  öfter  wiederholt;^)  nur  das  Stadtrecht  bedroht  ferner 
das  freigeborene  Weib  für  den  Fall  der  Unkeuschheit  mit  der  Knecht- 
schaft auf  dem  Königshofe,  von  welcher  dasselbe  allerdings  durch 
seine  Verwandtschaft  freigekauft  werden  kann,  '"^j  Soweit  die  erstere 
Stelle  den  Bußbetrag  für  Vater  und  Bruder  reguliert,  kann  deren 
Fehlen  in  den  FrI)L.  nicht  auffallen,  soferne  diese  ja  eine  entsprechende, 
jedoch  weit  über  das  Gebiet  der  Unzuchtsvergehen  hinausreichende 
Bestimmung  kennen,  und  die  eigentümliche  auf  den  wiederholten 
Rückfall  bezügliche  Sitzung  mochte  recht  wohl  dem  Stadtrechte  aus- 
schließlich eigen  sein;  das  Schweigen  aber  über  die  Berechtigung 

')  G|)L.  52.  ^)  ebenda,  160.  ^)  ebenda,  32. 

^)  Fr{)L.  III,  13;  BjarkR.  III,  68. 

5)  BjarkR.  III,  122.  Jarns.,  Mannh.  25. 

')  FrI)L.  V,  Index,  24.  ^)  BjarkR.  III,  126. 
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der  entfernteren  Verwandten,  die  etwa  als  geborene  Erben  zur  Ge- 
schlechtsvormundschaft berufen  sein  konnten,  wird  kaum  auch  nur 
für  das  Stadtrecht  ernstlich  betont  werden  dürfen.  Die  zweite  Stelle 
dagegen  bedarf  einer  eingehenderen  Erläuterung.  Sie  berührt  sich 
aufs  genaueste  mit  der  Angabe  einer  geschichtlichen  Quelle,  ^)  nach 
welcher  K.  Haraldr  härfagri  geboten  haben  soll,  daß  Weiber,  welche 
sich  eines  Unzuchtsvergehens  schuldig  machen,  dafür  in  des  Königs 
Knechtschaft  verfallen  sollen,  wenn  ihre  Verwandten  sie  nicht  mit 
einer  Zahlung  von  drei  Mark  auslösen,  und  man  wird  in  dieser  An- 
gabe zwar  keinen  unangreifbaren  Beweis  für  die  Begründung  dieses 
Rechtssatzes  in  des  K.  Haraldr  Gesetzgebung,  aber  doch  immerhin 
ein  unanfechtbares  Zeugnis  dafür  erkennen  dürfen,  daß  derselbe  in 
der  ersten  Hälfte  des  13.  Jahrhunderts  galt,  und  als  ein  von  alters- 
her  überlieferter  betrachtet  wurde.  Demgegenüber  fällt  zunächst  auf, 
daß  die  GpL.  das  freie  Weib  nur  für  den  Fall  mit  der,  um  drei  Mark 
abkaufbaren,  Knechtschaft  auf  dem  Königshofe  bedrohen,  da  sie  sich 
mit  einem  unfreien  Manne  vergangen  hat,  während  sie  der  Frei- 
gelassenen, wiederum  nur  unter  derselben  Voraussetzung,  die  um 
sechs  Unzen  ablösbare  Knechtschaft  auf  dem  Hofe  ihres  Freilassers 
androhen;-)  indessen  scheint  sich  der  anscheinende  Widerspruch 
zwischen  beiden  Angaben  durch  die  Vergleichung  einer  einschlägigen 
Stelle  der  BpL.  heben  zu  lassen.  Nach  dieser  greift  nämlich  für 
den  Fall,  daß  das  Weib  nicht  binnen  gesetzter  Frist  den  Kindsvater 
nennt,  die  Annahme  Platz,  daß  dieser  ein  Unfreier  sei,  und  tritt  dann 
Schuldknechtschaft  ein  für  den  Betrag  von  drei  Mark,  ^)  und  ganz 
denselben  Weg  scheinen  auch  die  FrpL.  zu  gehen.  Allerdings 
sprechen  sich  dieselben  zunächst  nur  dahin  aus,  daß  für  den  Fall, 
da  das  Weib  den  Kindsvater  zu  nennen  sich  weigert,  angenommen 
werden  solle,  daß  dieser  unfreien  Standes  sei,  und  daß  solchenfalls 
das  Weib  drei  Mark  an  den  König  verwirkt  habe,  ohne  daß  dabei 
der  Schuldknechtschaft  gedacht  würde;  aber  da  eine  andere  Stelle 
bemerkt,  ^)  daß  die  Freigelassene  solchenfalls  drei  Mark  an  ihren  Frei- 
lasser zu  entrichten  hatte,  und  für  diese  persönlich  haftbar  war,  ^) 
scheint  die  Schuldknechtschaft  auch  von  diesem  Rechtsbuche  beide 
Male  in  Aussicht  genommen  worden  zu  sein,  zumal  da  eine  dritte 
Stelle  desselben  die  eines  Unzuchtsvergehens  sich  schuldig  machende 


^)  Fagrskinna,  17/10. 
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Nonne  in  die  Knechtschaft  des  Bischofs  gehen  heißt.  ^)  Nach  alle- 
dem wird  somit,  wie  ich  dies  schon  anderwärts  ausgeführt  habe,  '^j 
wohl  anzunehmen  sein,  daß  die  vom  Weibe  selbst  zu  entrichtende 
Buße  sowohl  als  die  ihren  Bezug  sichernde  Schuldhaft  allerdings  nur 
für  den  Fall  gelten  wollte,  da  dasselbe  sich  mit  einem  Unfreien  ein- 
gelassen hatte;  daß  aber  dieser  Fall  präsumiert  wurde,  wenn  das 
Weib  den  Schuldigen  nicht  nennen  wollte,  und  daß  aus  diesem 
Grunde  auch  wohl  eine  scheinbar  schärfere  Wortfassung  in  einzelne 
Ouellenstellen  eindringen  mochte.  —  Eigentümlich  gestaltet  sich 
demgegenüber  die  Behandlung  der  Notzuchtsfälle,  als  in  welchen 
jeder  Verdacht  einer  Mitschuld  des  gekränkten  Weibes  wegfällt.  Die 
G[)L.  lassen  in  solchem  Falle  den  Schuldigen  nicht  nur  das  große 
Friedensgeld  von  40  Mark  verwirken,  sondern  auch  noch  einem  An- 
sprüche des  Weibes  selbst  auf  doppelte  Buße  unterliegen.  '■'')  Eine 
Novelle  des  K.  Magnus  Erlingsson  ferner,  welche  sowohl  in  die  GpL. 
als  in  die  Frl)L.  übergegangen  ist,  stellt  den  Weiberraub,  welcher 
doch  jedenfalls  nicht  strenger  behandelt  werden  konnte  als  die  Not- 
zucht, sogar  unter  die  übötamäl,  wogegen  das  Stadtrecht  wieder,, 
doch  wohl  einem  älteren  Texte  der  FrI)L.  folgend,  das  W^eib  mit 
seiner  Freundschaft  zwar  auf  Acht  klagen  läßt,  wenn  die  Klage  so- 
fort und  mit  Zeugen  erhoben  wird,  aber  bei  späterer  Klagestellung 
den  Beklagten  zum  Eide  zuläßt,  und  die  Regel  aufstellt,  daß  dieser 
Eid  halb  der  Klägerin,  halb  dem  Könige  und  der  Stadt  gehöre,  d.  h. 
also  den  Fall  als  sühnbar  behandelt,  und  die  40  Mark  Buße  zwischen 
der  Klagspartei  und  der  öffentlichen  Gewalt  teilt.  ^)  Die  BpL.  aber 
stellen  gleichfalls  die  Schwere  der  Rechtsfolgen  der  Tat  von  der  Art 
der  Beweisführung  abhängig,  und  diese  wieder  von  dem  Verhalten 
des  gekränkten  Weibes ;  ^)  allerdings  wird  dabei  nur  die  Höhe  der 
ihr  gebührenden  Buße  normiert,  aber  damit  dürfte  doch  nicht  aus- 
geschlossen sein,  daß  ähnlich  wie  nach  den  GpL.  neben  dieser  Buße 
noch  die  Acht  oder  40  Mark  Buße  herging.  Da  die  Fagrskinna  die 
40  Mark  Buße  als  Folge  der  Notzucht  bereits  auf  die  Gesetzgebung 
des  K.  Haraldr  härfagri  zurückführt,  ^)  wird  man  wohl  annehmen 
müssen,  daß  diese  in  der  Tat  bereits  dem  ältesten  Rechte  angehörte. 

Fr{)L.  III,  14. 

2)  vgl.  meine  Abhandlung  über  „Die  Schuldknechtschaft  nach  altnordischem 
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Man  sieht,  die  Zurücksetzungen  der  Weiber  gegenüber  den 
Männern  sind  im  norwegischen  Rechte  im  großen  und  ganzen  von 
derselben  Art  wie  im  isländischen  Rechte,  während  im  einzelnen 
allerdings  gewisse  Abweichungen  zwischen  beiden,  ja  sogar  zwischen 
den  verschiedenen  Provinzialrechten  in  Norwegen  selbst  vorkommen. 
Hier  wie  dort  zeigen  sich  die  Weiber  von  allen  politischen  Rechten 
prinzipiell  ausgeschlossen,  und  einzelne  Ausnahmen,  welche  das  nor- 
wegische Recht  in  Bezug  auf  deren  Zulassung  zum  Zeugnisse  und 
zur  Eideshilfe  macht,  sind  ganz  abnormer  Art,  und  durch  äußerliche 
Rücksichten  begründet.  In  vermögensrechtlicher  Beziehung  dagegen, 
und  zumal  bezüglich  ihrer  Handlungs-  und  Dispositionsfähigkeit, 
stellt  das  norwegische  Recht  die  Weiber  den  Männern  sogar  noch 
konsequenter  gleich  als  das  isländische;  umgekehrt  aber  unterwirft 
es  sie  ganz  wie  dieses  der  Verpflichtung,  vor  Gericht  sich  durch 
Männer  vertreten  zu  lassen.  Bezüglich  des  Erbrechtes,  dann  der 
Altersvormundschaft  setzt  das  norwegische  Recht  wie  das  isländische 
die  Weiber  den  Männern  nach,  nur  daß  die  Reihenfolge  ihrer  Be- 
rufung hier  wie  dort  eine  etwas  verschiedene  ist,  und  daß  in  Nor- 
wegen das  nur  hier  vorkommende  Stammgüterrecht  noch  ganz  be- 
sonders weit  reichende  Zurücksetzungen  derselben  kennt.  Die  nahe- 
zu gänzliche  Ausschließung  der  Weiber  von  der  Teilnahme  am 
Wergeide  kehrt  in  beiden  Rechten  ziemlich  gleichmäßig  wieder,  wo- 
gegen das  norwegische  Recht  wie  das  ältere  isländische  die  Weiber 
zu  der  Blutklage  zuläßt,  nicht  wie  das  spätere  sie  von  derselben  aus- 
schließt. Bezüglich  des  Verlobungsrechtes  ferner  ist  das  norwegische 
Recht  liberaler  als  das  isländische,  indem  es  den  Witwen  schlechthin 
die  Selbstverlobung  gestattet,  dagegen  ist  auf  strafrechtlichem  Ge- 
biete das  norwegische  Recht  gleich  streng,  als  es  die  Acht,  wenn 
auch  nur  in  etwas  gemilderter  Gestalt,  auch  auf  die  Weiber  an- 
wendet, und  insoferne  strenger,  als  wenigstens  die  FrpL.  auch  in 
anderen  als  Unzuchtsvergehen  dem  Vater  und  Bruder  des  verletzten 
Weibes  den  Bußanspruch  selber  gewähren.  Auch  darin  verhält  sich 
das  norwegische  Recht  ähnlich  wie  das  isländische,  daß  hier  wie 
dort  die  den  Zurücksetzungen  der  Weiber  entsprechenden  Rechte 
der  Männer  nur  einen  sehr  geringen  Grad  von  Geschlossenheit  zeigen, 
wie  sich  dies  denn  auch  hier  wie  dort  in  dem  Mangel  einer  scharf 
ausgeprägten  Terminologie  ausspricht.  Doch  zeigt  das  norwegische 
Recht  wenigstens  innerhalb  des  nächsten  Verwandtschaftskreises  noch 
Spuren  einer  strenger  angezogenen  Berechtigung  der  Verwandtschaft, 
soferne  dem  Vater  und  Bruder  nach  den  FrpL.  von  Rechts  wegen 
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und  mit  Ausschluß  jedes  selbstgewählten  Vertreters  die  gerichtliche 
Vertretung  der  Tochter  und  Schwester,  sowie  der  Bußbezug  wegen 
deren  Verletzung  zusteht;  von  einer  völlig  abgerundeten  Geschlechts- 
vormundschaft ist  freilich  im  norwegischen  so  wenig  als  im  isländi- 
schen Rechte  die  Rede.  Vergleicht  man  indessen  beide  Rechte  nicht 
nur  miteinander,  sondern  auch  mit  den  verschiedenen  schwedischen 
und  dänischen  Rechten,  so  läßt  sich  der  Grund  jenes  Mangels  an 
System  in  der  ganzen  Behandlung  der  Weiber  mit  Sicherheit  er- 
kennen. ^)  Diese  Vergleichung  zeigt  nämlich,  daß  die  prinzipielle 
Ausschließung  der  Weiber  von  allen  und  jeden  politischen  Rechten 
sich  ursprünglich  auch  auf  das  vermögensrechtliche  und  strafrecht- 
liche Gebiet  herüber  erstreckte,  so  daß  die  Weiber  hier  wie  dort 
nicht  als  selbständige  Angehörige  des  verwandtschaftHchen  Verbandes 
galten,  sondern  gleich  den  Minderjährigen  einer  Vormundschaft  unter- 
lagen. So  lange  diese  Auffassung  uneingeschränkt  galt,  konnten  die 
Weiber  ebenso  wie  die  Minderjährigen  weder  Rache  üben  noch  der 
Rache  verfallen,  also  auch  weder  geächtet  werden,  noch  ein  Friedens- 
geld verwirken  oder  am  Wergeide  teilnehmen.  Von  der  Erbfolge 
ausgeschlossen,  mußten  sie  von  den  männlichen  Verwandten  alimen- 
tiert w^erden,  und  diese  hatten  für  die  von  ihnen  begangenen  Rechts- 
verletzungen mit  Buße  und  Schadensersatz  aufzukommen,  aber  dafür 
auch  die  Buße  für  gegen  sie  begangene  Verbrechen  zu  beanspruchen ; 
ihre  gerichtliche  Vertretung  war  lediglich  Sache  der  Männer,  und 
von  einer  Befähigung  der  Weiber  zur  Führung  einer  Vormundschaft 
über  irgendwelche  andere  Personen  konnte  der  Natur  der  Sache  nach 
vermöge  ihrer  eigenen  Unmündigkeit  nicht  die  Rede  sein.  Das  Ver- 
lobungsrecht der  männlichen  Verwandten  endlich  bildete  insolange 
nur  eine  einzelne  Konsequenz  dieser  allgemeinen  Lage  der  Weiber, 
und  das  Recht  ihnen  bezüglich  ihrer  Verehelichung  rücksichtslos  den 
eigenen  Willen  aufzuzwingen,  war  nur  ein  einzelner  Ausfluß  der 
viel  weiterreichenden  herrschaftlichen  Stellung  der  Männer  innerhalb 
der  Verwandtschaft.  Dabei  ist  klar,  daß,  so  lange  die  Weiber  in 
einer  so  allseitig  gedrückten  Lage  sich  befanden,  die  ihrer  Zurück- 
setzung entsprechenden  Rechte  ganz  in  derselben  Weise  in  der  Hand 
eines  einzigen  männlichen  Verwandten  vereinigt  sein  mußten,  wie 
dies  den  Minderjährigen  gegenüber  auch  später  der  Fall  war,  daß 
also  der  geborene  Erbe  zugleich  die  gerichtliche  und  außergericht- 
liche Vertretung  des  Weibes,  die  Sorge  für  dessen  Unterhalt  und 
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die  Verlobung  desselben  zu  übernehmen  hatte ;  mit  anderen  Worten^ 
es  gab  eine  Geschlechtsvormundschaft  als  ein  völlig  geschlossenes 
und  in  sich  abgerundetes  Institut,  welche,  der  Altersvormundschaft 
völlig  gleichartig  zur  Seite  stehend,  und  wohl  auch  die  technische 
Bezeichnung  mit  ihr  teilend,  ungeteilt  in  der  Hand  des  zunächst  be- 
rufenen männlichen  Verwandten  lag.  Mit  der  Zeit  begann  jedoch 
das  Privatrecht,  welches  ursprünglich  durchaus  von  öffentlichen  Ge- 
sichtspunkten beherrscht  gewesen  war,  von  dem  öffentlichen  Rechte 
sich  zu  lösen,  und  im  Zusammenhange  damit  die  Anschauung  sich 
Bahn  zu  brechen,  daß  die  früher  für  das  Gebiet  des  öffentlichen 
Rechtes  begründete  Zurücksetzung  der  Weiber  auf  dem  vermögens- 
rechtlichen Gebiete  ohne  Berechtigung  sei.  Eine  durchgreifende  Um- 
gestaltung mußte  die  Behandlung  der  Weiber  erfahren,  sowie  dieser 
neue  Gesichtspunkt  erst  praktische  Geltung  zu  erlangen  begann; 
aber  so  begreift  sich,  daß  derselbe  einerseits  nicht  für  alle  Gebiete 
der  verwandtschaftlichen  Berechtigung  gleichzeitig  und  gleichförmig 
sich  Bahn  brach,  und  daß  er  überdies  vielfach  früher  innerhalb  der 
näheren  Verwandtschaftsgrade  durchdrang  als  bei  den  entfernteren. 
Nicht  wenige  Inkonsequenzen  in  der  Behandlung  der  Weiber  in 
jedem  einzelnen  Rechte  erklären  sich  von  hier  aus  sehr  einfach  5  zu- 
mal aber  erklärt  sich  von  hier  aus  sehr  leicht  die  große  Verschieden- 
heit, welche  sich  bezüglich  dieses  Punktes  zwischen  den  verschiedenen 
nordgermanischen  Rechten  bemerkbar  macht.  Auf  dem  Gebiete  des 
Erbrechtes  scheint  die  Neuerung  zuerst  durchgedrungen  zu  sein, 
wenn  auch  zunächst  nur  in  der  Art,  daß  den  nächstverwandten 
Weibern  ein  Erbanspruch  für  den  Fall  zugestanden  wurde ,  daß 
nächstverwandte  Männer  fehlten ;  sowie  aber  den  Weibern  einmal 
die  Möglichkeit  eröffnet  war,  zu  eigenem  Vermögen,  und  damit  zu 
ökonomischer  Selbständigkeit  zu  gelangen,  war  auch  bereits  zu  allen 
weiteren  Umgestaltungen  der  Grund  gelegt,  wie  denn  das  Weib  von 
da  ab  zumal  von  ihm  verwirkte  Bußen  aus  eigenen  Mitteln  bestreiten 
konnte,  was  dann  billigerweise  auch  dazu  führen  mußte,  die  ihm 
gegenüber  verwirkten  an  es  selber  zahlen  zu  lassen  u.  dgl.  m.  Das 
altschwedische  Recht  beschränkt  wirklich  das  den  Weibern  ver- 
willigte Zugeständnis  noch  wesentlich  auf  das  Erbrecht.  Nach  wie 
vor  läßt  es  demnach  die  Weiber  der  gerichtlichen  Vertretung  durch 
ihren  Vormund  unterworfen,  ohne  daß  ihnen  die  eigene  Wahl  ihres 
Vertreters  gestattet  wäre.  Nach  wie  vor  schließt  es  ferner  die  Weiber 
von  der  Führung  der  Altersvormundschaft  aus,  und  macht  hiervon 
nur  zugunsten  der  Mutter,  und  nur  auf  so  lange,  als  sie  ihren  Witwen- 
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stuhl  nicht  verrückt,  eine  Ausnahme.  Nach  wie  vor  bleiben  die 
Weiber  auch  von  der  Blutklage,  dann  von  allem  Anteile  am  Nehmen 
und  Geben  des  Wergeides  (aettarböt,  oranböt)  ausgeschlossen.  Nach 
wie  vor  können  Weiber  Friedensbrüche  ebensowenig  begehen  wie 
unmündige  Knaben,  und  findet  demnach  weder  Acht,  noch  Todes- 
strafe auf  sie  Anwendung,  noch  wird  für  von  ihnen  verübte  Hand- 
lungen Geschlechtsbuße  oder  Friedensgeld  bezahlt;  die  vorkommenden 
Abweichungen  von  diesen  Regeln  stehen  ganz  vereinzelt,  und  sind 
augenscheinlich  nur  als  spätere  Neuerungen  aufzufassen.  Daß  die 
Tötung  eines  Weibes  durch  einen  Mann  umgekehrt  strenger  be- 
handelt wird  als  die  Tötung  eines  Mannes,  möge  sie  nun  als  buß- 
lose Tat  gelten  (WGL.),  oder  doch  mit  doppelter  Buße  belegt  werden 
(ULL.,  WML.),  ^)  erklärt  sich  einfach  daraus,  daß  die  Rücksicht  auf 
die  sittliche  Verwerflichkeit  der  Verletzung  einer  hilflosen  Person 
über  die  Rücksicht  auf  den  geringeren  Wert  des  Weibes  davonge- 
tragen hat,  und  ist  somit  nicht  vom  Standpunkte  des  Weibes  aus  zu 
erklären.  Charakteristisch  ist  dagegen  wieder,  daß  auch  das  Weib 
Bußen  verwirken  kann,  für  deren  Entrichtung  freilich  der  Vormund 
haftet,  und  daß  umgekehrt  Bußen  auch  dem  Weibe  zu  entrichten 
sind,  deren  halber  Betrag  freilich  dem  Vormunde  zufällt,  der  sie  ein- 
zutreiben hat;  nur  die  Unzuchtsbußen  fallen  diesem  ungeteilt  zu, 
und  scheint  dabei  die  Rücksicht  auf  sein  Verlobungsrecht  in  erster 
Linie  maßgebend  gewesen  zu  sein,  welches  sich  übrigens  auch  darin 
bemerkbar  macht,  daß  ihm  bei  der  Verlobung  eine  Gabe  entrichtet 
werden  mußte,  die  in  den  götischen  Rechten  als  vingaef,  in  den 
schwedischen  aber  als  faestnada  fa^  bezeichnet  wird.  Das  Recht  der 
Verlobung  und  das  der  gerichtlichen  Vertretung  erschienen  dabei  als 
so  bezeichnend  für  die  Geschlechtsvormundschaft,  daß  deren  Inhaber 
ebensogut  als  giftarma|)er  wie  als  malsma]jer  bezeichnet  werden  konnte. 
Man  sieht,  im  schwedischen  Rechte  wird  das  Weib  noch  prinzipiell 
als  unmündig  behandelt,  und  besteht  dementsprechend  noch  eine 
fest  ausgeprägte  Geschlechtsvormundschaft  in  der  Hand  des  nächst- 
berufenen männlichen  Verwandten ;  nur  in  sehr  beschränktem  Um- 
fange zeigen  sich  demgegenüber  die  Anfänge  einer  beginnenden  Zer- 
setzung, und  nur  sehr  allmählich  sehen  wir  diese  mit  der  Zeit  weiter 
vorschreiten.  Vergleicht  man  aber  mit  ihm  das  norwegisch-isländische 
Recht,  so  zeigt  dieses  den  gleichen  Zersetzungsprozeß  bereits  in  weit 
höherem  Grade  fortgeschritten,  aber  doch  so,  daß  nicht  alle  ihm 
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zugehörigen  Rechtsquellen  bei  diesem  Entwicklungsgange  miteinander 
gleichen  Schritt  gehalten  haben,  vielmehr  bald  da  bald  dort  Über- 
reste der  älteren  Rechtsordnung  vereinzelt  stehen  geblieben  sind. 
So  hat  z.  B.  die  privatrechtliche  Gestaltung  des  isländischen  goöorö 
zur  Folge  gehabt,  daß  Weiber  in  dieses  sukzedieren  konnten,  während 
das  norwegische  Recht  sie  von  der  Thronfolge  ausschloß.  Das  pränd- 
heimer  Recht  hat  die  gerichtliche  Vertretung  der  Weiber  in  der 
Hand  der  nächsten  Verwandten  als  Ausfluß  einer  legalen  Geschlechts- 
vormundschaft festgehalten,  während  die  GI)L.  und  das  ältere  Stadt- 
recht, sowie  auch  das  isländische  Recht  den  Weibern  bereits  die 
Wahl  ihrer  Vertreter  freigeben.  In  vermögensrechtlicher  Beziehung 
kennt  nur  das  isländische  Recht  noch  eine  Überwachung  der  Weiber 
durch  den  Geschlechtsvormund,  und  nur  ihm  ist  überdies  der  doppelte 
Volljährigkeitstermin  bei  den  Weibern  bekannt,  in  welchem  doch 
wohl  eine  eigentümliche  Zwischenbildung  im  Entwicklungsprozesse 
der  weiblichen  Freiheit  zu  erkennen  ist.  In  Bezug  auf  die  Alters- 
vormundschaft und  die  Blutklage  haben  hingegen  beide  Rechte  den 
Weibern  eine  Beteiligung  eingeräumt,  die  ihnen  das  schwedische 
Recht  versagt,  wohl  aus  dem  Grunde,  weil  sie,  anders  als  dieses,  die 
pekuniäre  Seite  beider  Berechtigungen  mehr  in  den  Vordergrund 
rücken,  und  dieselben  als  Vorteile  behandeln,  die  sich  an  das  Erb- 
recht anschließen ;  ^)  daß  das  isländische  Recht  die  Weiber  hinterher 
von  der  Blutklage  wieder  ausschloß,  darf  als  eine  aus  ganz  speziell 
nachweisbaren  strafprozessualischen  Rücksichten  hervorgegangene 
Neuerung  füglich  außer  Betracht  bleiben.  Durch  die  Zulassung  der 
Weiber  zur  Altersvormundschaft  und  zur  Blutklage  und  durch  die 
hierdurch  bedingte  Veränderung  der  Sukzessionsordnung  bezüglich 
beider  Rechte  wurde  aber  selbstverständlich  der  innige  Zusammen- 
hang aufgehoben,  in  welchem  beide  Institute  ursprüngHch  mit  der 
Geschlechtsvormundschaft  gestanden  waren,  während  die  Freigebung 
der  Wahl  ihres  Vertreters  auch  die  gerichtliche  Vertretung  der 
Weiber  von  dieser  loslösen  mußte.  Wenn  demnach  schon  nach 
schwedischem  Rechte  der  Geschlechtsvormund  nicht  mehr  notwendig 
auch  zugleich  der  geborene  Erbe  des  Weibes  zu  sein  brauchte,  so 
konnte  nach  norwegischem  oder  isländischem  Rechte  allenfalls  auch 
der  Altersvormund  und  der  Blutkläger  und  weiterhin  auch  der  ge- 
richtliche Vertreter  eines  Weibes  ein  ganz  anderer  sein  als  dessen 


^)  vgl,  Konüngsbök,  1 18/225:  at  taka  erföir,  ok  fjau  gceÖi,  er  |)vi  eigu  at 
fylgja;  StaÖarhölsbök,  75/99. 
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Geschlechtsvormund,  und  die  ZerspHtterung  der  Geschlechtsvormund- 
schaft, welche  wir  in  diesen  letzteren  Rechten  vorfinden,  stellt  sich 
somit  ganz  einfach  als  eine  Folge  des  Umstandes  dar,  daß  an  ein- 
zelnen ursprünglich  in  ihr  mitbegrififenen  Rechten  hinterher  auch 
die  Weiber  selbst  Anteil  erhielten,  während  andere  nach  wie  vor 
bei  der  alten  Ordnung  blieben,  und  wieder  andere  einem  beliebig 
vom  Weibe  gewählten  Manne  übertragen  wurden.  Sehr  charakte- 
ristisch ist  aber  zumal  die  Verschiedenheit  der  Entwicklung  auf  dem 
strafrechtlichen  Gebiete.  Während  das  isländische  Recht  mit  einziger 
Ausnahme  der  Unzuchtsvergehen  den  Grundsatz  der  Gleichstellung 
der  Weiber  mit  den  Männern  hier  ganz  folgerichtig  durchführt,  zeigt 
das  norwegische  nicht  nur  bezüglich  der  Friedensbrüche  einen  sehr 
auffälligen  Übergang  von  dem  Systeme  des  schwedischen  Rechts  zu 
dem  des  isländischen,  sondern  auch  bezüglich  der  Rechtsbrüche  halten 
wenigstens  die  FrpL.  den  Bußbezug  als  Ausfluß  der  Geschlechtsvor- 
mundschaft fest,  soweit  diese  in  der  Hand  des  Vaters  oder  Bruders 
liegt,  und  sie  zeigen  sich  insoweit  sogar  noch  altertümlicher  als  die 
schwedischen  Rechte,  als  sie  dem  Gechlechtsvormunde  die  ganze 
und  nicht  bloß  die  halbe  Buße  zuweisen,  wogegen  sie  allerdings  für 
die  entfernteren  Verwandten  diesen  Bußbezug  vollständig  fallen  ge- 
lassen haben,  gleich  wie  die  G[)L.,  das  ältere  Stadtrecht  und  das 
isländische  Recht  von  demselben  sogar  bei  den  nächsten  Angehörigen 
nichts  mehr  wissen.  Der  exzeptionelle  Charakter,  welchen  die  Fr[)L. 
der  Geschlechtsvormundschaft  in  der  Hand  des  Vaters  und  Bruders 
anweisen,  wiederholt  sich  übrigens,  beiläufig  bemerkt,  in  auffälligster 
Weise  in  einem  unserer  südgermanischen  Rechte,  nämlich  in  dem 
der  Langobarden;  hier  wie  dort  scheint  derselbe  indessen  kaum  als 
ursprünglich  betrachtet,  sondern  vielmehr  nur  auf  eine  spätere  Ab- 
schwächung  vordem  auch  der  entfernteren  Verwandtschaft  zu- 
stehender Rechte  zurückgeführt  werden  zu  dürfen.  Doch  wäre  da- 
bei immerhin  möglicherweise  auch  der  Gegensatz  des  engeren  und 
weiteren  Verwandtenkreises  in  Bezug  auf  wirtschaftliche  Fragen  in 
Betracht  zu  ziehen.  Die  Gründe  aber,  welche  bei  den  Unzuchts- 
verbrechen den  Bußanspruch  des  Geschlechtsvormundes  auch  nach 
denjenigen  Rechten  festhalten  ließen,  welche  und  soweit  sie  bei  den 
übrigen  Vergehen  denselben  fallen  gelassen  hatten,  sind  bereits 
früher  angegeben  worden,  und  mag  hier  nur  noch  darauf  aufmerksam 
gemacht  werden,  daß  das  jüngere  Christenrecht  von  Vikin  deren 
engen  Zusammenhang  mit  dem  Verlobungsrechte  sehr  deutUch  her- 
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vorhebt,  wenn  es  ausspricht,  ^)  daß  diese  Vergehen  darum  einen 
ernsten  Vorwurf  für  das  schuldige  Weib  begründen,  weil  dieses  nicht 
befugt  sei,  über  sich  selbst  zu  verfügen,  solange  es  nicht  von  seiner 
Verwandtschaft  verheiratet  worden  sei. 

Zeigt  sich  hiernach  das  ursprüngliche  System  des  Weiberrechtes 
bereits  in  den  norwegischen  Provinzialrechten  und  dem  Rechte  des 
isländischen  Freistaates  vollständig  zerrüttet,  so  ist  für  die  spätere 
Zeit  selbstverständlich  nur  ein  weiteres  Fortschreiten  dieses  Auf- 
lösungsprozesses zu  erwarten,  und  durch  den  Inhalt  der  späteren 
Gesetzbücher  wird  diese  Erwartung  ihrem  vollen  Umfange  nach  be- 
stätigt. Die  sämtlichen  Gesetzbücher  des  K.  Magnus  lagaboetir  lassen 
zwar  die  Ausschließung  der  Weiber  von  allen  politischen  Rechten 
ruhig  fortbestehen  und  gestatten  denselben  auch  nicht  die  eigene 
Selbstvertretung  vor  Gericht;  aber  sie  räumen,  hierin  den  GpL. 
folgend,  allen  unverehelichten  Weibern  die  freie  Wahl  ihres  Ver- 
treters ein,  '•^)  und  befreien  dieselben  insoweit  von  dem  weit  drücken- 
deren Joche  eines  geborenen  Geschlechtsvormundes.  Sie  kennen 
ferner,  wie  das  ältere  norwegische  Recht,  nur  einen  einzigen  Voll- 
jährigkeitstermin für  die  Weiber,  und  zwar  denselben,  welcher  auch 
für  die  Männer  gilt;  daß  derselbe  von  ihnen  vom  15.  auf  das  20. 
Lebensjahr  vorgerückt  wird,  ist  demgegenüber  ohne  alle  Bedeutung.'^) 
Dagegen  ist  dem  Stadtrechte  allein  die  Bestimmung  eigen,  daß 
Weiber  zum  Kaufen,  und  doch  wohl  auch  zum  Verkaufen,  von 
Häusern  oder  Grundstücken  der  Genehmigung  ihres  Ehemannes  oder 
ihres  nächsten  Erben  bedürfen  sollen;^)  weder  das  gemeine  Land- 
recht noch  die  Jönsbök  weiß  von  einer  ähnlichen  Vorschrift,  und 
beziehen  sich  die  nach  beiden  den  Dispositionsbefugnissen  der  Weiber 
gezogenen  Schranken  wieder  nur  auf  die  Ehefrauen,  ^)  gehören  also 
nicht  hierher.  Da  das  ältere  Stadtrecht  sowohl  als  die  Provinzial- 
rechte  Norwegens  gleichfalls  keine  derartige  Beschränkung  der  Weiber 
kennen,  wird  wohl  die  Vermutung  erlaubt  sein,  daß  dieselbe  ent- 
weder aus  der  Järnsiöa,  welche  in  diesem  Punkte  dem  älteren  islän- 
dischen Rechte  folgt,  ^)  oder  auch  aus  deutschen  Stadtrechten  in  des 


^)  neuerer  BJ)KrR.  26:  En  kona  sü,  er  liggr  meÖ  manni  1'  launüngu,  hön 
heitir  hörraekja,  {)vfat  hön  a  eigi  själf  forraeÖi  sin  fyrr  en  frasndr  hennar  hafa  gift 
hana  heiman. 

2)  Järns.,  Kaupab.  8;  Landsl.  8;  BjarkR.  24;  Jönsbök,  10. 
^)  Landsl.,  Erföat.  2;  BjarkR.  2;  Jönsbök,  Kvennag.  2. 
*)  BjarkR.,  Kaupab.  6.  ^)  Landsl.,  Kaupab.  21;  Jönsbök,  24. 
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K.  Magnus  Stadtrecht  herübergekommen  sein  möge.  Die  Zurück- 
setzung der  Weiber  in  Bezug  auf  die  Erbfolge,  und  zumal  in  Bezug 
auf  die  Stammgutsfolge,  ist  stehen  geblieben,  wenn  auch  im  ein- 
zelnen in  etwas  anderer  Art  gestaltet,  als  sie  dies  in  den  älteren 
Rechten  gewesen  war;  nach  wie  vor  ist  ferner  die  Erbfolgeordnung 
auch  für  die  Berufung  zur  Altersvormundschaft  maßgebend  ge- 
blieben.^) Im  Strafrechte  ist  nunmehr  die  Gleichstellung  der  Weiber 
mit  den  Männern  auch  in  Bezug  auf  die  Friedensbruchsachen  durch- 
geführt;^) die  Bußen,  welche  für  die  Verletzung  von  Weibern  fällig 
werden,  sind  jetzt  stets  an  diese  selbst  zu  entrichten,  mit  Ausnahme 
nur  der  Unzuchtsbußen,  welche  nach  wie  vor  dem  nächsten  Erben 
männlichen  Geschlechts  gebühren,  '^)  und  der  Ehefrauen,  für  welche 
nach  wie  vor  der  Ehemann  sämtliche  Bußen  nimmt  ;^)  die  Rache 
aber  ist  nunmehr  auch  für  Unzuchtsfälle  völlig  beseitigt. ■'^)  Das  Ver- 
lobungsrecht endlich  ist  im  wesentlichen  noch  in  früherer  Weise 
geordnet.  Nur  die  Witwe  darf  sich  mit  dem  Beirate  einiger  Ver- 
wandter selber  verloben,  und  die  Jungfrau  dann,  wenn  ihr  Ge- 
schlechtsvormund sich  beharrlich  weigert,  auf  sich  darbietende  pas- 
sende Partien  einzugehen ;  abgesehen  von  diesen  beiden  Fällen  aber 
verwirkt  das  Weib  durch  eigenmächtige  Verlobung  sein  Erbrecht.*''! 
An  einer  Stelle,  welche  übrigens  weder  in  das  Stadtrecht  noch  in 
die  Jönsbök  übergegangen  ist,  bedroht  das  gemeine  Landrecht  außer- 
dem Männer  wie  Weiber  für  den  Fall,  daß  sie  sich  ohne  Zustimmung 
ihrer  Verwandten  verheiraten  würden,  mit  dem  Verluste  ihrer  An- 
sprüche auf  die  Früchte  ihres  beweglichen  Gutes  und  auf  die  Pacht- 
gelder von  ihrem  Grundbesitze;^)  diese  Bestimmung  kann  sich  je- 
doch, wie  schon  das  angedrohte  Präjudiz  zeigt,  augenscheinlich  nur 
auf  Minderjährige  beziehen,  und  ist  auch  von  neueren  Schriftstellern 
ganz  richtig  nur  auf  solche  bezogen  worden.^)  Das  Verlobungsrecht 
steht  übrigens,  mit  Ausnahme  der  Mutter,  immer  nur  Männern  zu ; 
von  einem  Zwange  zur  Ehe,  wie  solchen  der  Geschlechtsvormund 

^)  Landsl.,  ErfÖat,  14;  BjarkR.  14;  Jönsbök,  20. 

^)  Landsl.,  Mannh.  I;  BjarkR.  i,  Anm.  12;  Jönsbök,  I. 

^)  Landsl.,  Mannh.  29;  BjarkR.  29;  Jönsbök,  31. 

*)  Landsl.,  Erfriat.  3;  BjarkR.  3;  Jönsbök,  3. 

5)  Landsl.,  Mannh.  5;  BjarkR.  4;  Jönsbök,  2. 

®)  Landsl.,  Erföat.  2;  BjarkR.  2;  Jönsbök,  i;  vgl.  auch  neuerer 
B{)KrR.  26. 

')  Landsl.,  Erföat.  3. 

^)  vgl.  Wilda,  S.  801,  Anm.  2;  Rive,  I,  S.  93;  Brandt,  Forela?sninger, 
S.  131. 
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ursprünglich  zweifellos  auszuüben  berechtigt  gewesen  war,  kann  jetzt 
selbstverständlich  keine  Rede  mehr  sein,  da  die  kirchlichen  Anschau- 
ungen über  das  Wesen  der  Ehe  nunmehr  bereits  zur  unbestrittenen 
Herrschaft  gelangt  sind,  welche  die  Ausübung  eines  solchen  Zwanges 
schlechterdings  ausschließen.  ^) 

Aus  dem  Entwicklungsgange,  welcher  im  Bisherigen  für  das 
Weiberrecht  im  ganzen  nachgewiesen  wurde,  lassen  sich  sehr  be- 
deutsame Ergebnisse  für  die  verschiedensten  Gebiete  des  verwandt- 
schaftlichen Rechtes  gewinnen;  auf  eines  der  bedeutsamsten  unter 
ihnen  mag  hier  noch  besonders  aufmerksam  gemacht  werden,  weil 
es  eine  Reihe  solcher  Gebiete  gemeinsam  betrifft,  und  überdies  für 
die  richtige  Beurteilung  der  gesamten  Struktur  der  Verwandtschaft 
von  maßgebender  Bedeutung  ist.  Da  wir  die  Zurücksetzung  der 
Weiber,  und  zwar  auf  allen  Rechtsgebieten,  als  einen  Fundamental- 
satz des  ältesten  Rechtes  kennen  gelernt  haben,  welcher  nur  sehr 
langsam,  und  in  verschiedenen  Rechten  auf  verschiedene  Weise  libe- 
raleren Anschauungen  wich,  werden  wir  anzunehmen  berechtigt  sein, 
daß  die,  hinter  der  Entstehungszeit  unserer  Rechtsbücher  allerdings 
weit  zurückliegende,  ursprüngliche  Verwandtschaftstafel  die  Weiber 
völlig  unberücksichtigt  gelassen  haben  werde,  und  daß  deren  spätere 
Einschaltung  in  dieselbe  innerhalb  der  verschiedenen  Rechte  zu  sehr 
verschiedener  Zeit,  in  sehr  verschiedenem  Umfange  und  zumeist  auch 
überdies  in  verschiedenen  Absätzen  erfolgt  sein  werde.  Ungieich- 
förmigkeiten  also,  welche  lediglich  die  Stellung  der  Weiber  innerhalb 
der  Verwandtschaftstafel  betreffen,  dürfen  völUg  unbeachtet  bleiben, 
wenn  es  gilt,  die  ursprüngliche  Struktur  dieser  letzteren  festzustellen ; 
andererseits  aber  kann  man  aus  der  Vergleichung  der  verschiedenen 
norwegischen  Provinzialrechte  unter  sich  und  mit  dem  isländischen 
Rechte  unter  Umständen  Schlüsse  auf  das  relative  Alter  dieser  oder 
jener  einzelnen  Bestimmung  des  Weiberrechtes  ziehen,  und  da  der 
Zeitpunkt  der  Abzweigung  des  isländischen  Rechts  vom  norwegischen 
uns  ziemlich  genau  bekannt  ist,  mag  sich  in  einzelnen  Fällen  viel- 
leicht sogar  das  absolute  Alter  der  einen  oder  anderen  Neuerung 
wenigstens  annähernd  bestimmen  lassen. 


^)  neuerer  GJ)KrR.  23;  Jons  KrR.  40;  Arna  bps.  KrR.  16. 
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§  6.    Die  uneheliche  Geburt.  ^) 

Neben  der  auf  die  Ehe  begründeten  Verwandtschaft  kommt  im 
altnordischen  Rechte  auch  die  uneheliche  in  Betracht,  jedoch  nur  in 
untergeordneter  Weise,  und  so,  daß  die  unehelich  Geborenen  den  ehe- 
lich Geborenen  an  Rechten  keineswegs  gleich  standen,  vielmehr  viel- 
fältig hinter  ihnen  zurückstehen  mußten.  Dabei  war  das  Maß  von 
Rechten,  welches  der  unechten  Geburt  zu  verschiedenen  Zeiten  und 
an  verschiedenen  Orten  eingeräumt  war,  ein  durchaus  verschiedenes, 
und  innerhalb  der  unechten  Geburt  selbst  waren  wieder  vielfach 
weitere  Unterscheidungen  verschiedener  Klassen  derselben  durchge- 
führt, so  daß  es  ziemlich  schwer  hält,  über  die  hier  einschlägigen 
Bestimmungen  zu  voller  Klarheit  zu  gelangen. 

Ich  stelle  einige  Bemerkii  ngen  über  die  Terminologie 
unserer  Quellen  voran.  Es  werden  aber  die  unehelich  Geborenen 
zumeist  als  lau  nbörn  oder  lau  ngetnir  menn,  d.  h.  heimlich  ge- 
borene Leute  bezeichnet,  und  werden  ihnen  die  ehelich  Geborenen 
als  skirgetnir  oder  skirbornir  menn,  d.  h.  rein  erzeugte  oder  geborene, 
oder  auch  skilbornir,  skilgetnir  oder  skilfengnir  menn,  d.  h.  recht- 
mäßig erzeugte  oder  geborene  Leute,  gegenüber  gestellt.  Hin  und 
wieder  werden  auch  Ausdrücke  wie  frilluborinn,  frillubörn, 
frillusonr,  frilludöttirin  gleich  allgemeinem  Sinne  gebraucht;^) 
eigentlich  aber  bezeichnen  diese  letzteren  Ausdrücke  nur  die  Kon- 
kubinenkinder, und  erklärt  sich  jener  ungenauere  Gebrauch  derselben 
nur  aus  der  Tatsache,  daß  das  spätere  Recht  die  verschiedenen 
Klassen  der  unehelichen  Kinder  ziemlich  gleich  behandelte,  und  daß 
zumal  die  Kirche  aus  FeindseHgkeit  gegen  den  Konkubinat  dessen 
völlige  Gleichstellung  mit  allen  anderen  Arten  der  außerehehchen 
Geschlechtsgemeinschaft  nach  Kräften  beförderte.  Im  übrigen  unter- 
schied das  ältere  norwegische  Recht  drei  verschiedene  Klassen  von 
unehelichen  Kindern,  nämlich  den  hornüngr,  hrfsüngr  und  |jy- 


^)  '^'gl*  Wilda,  Von  den  unechten  Kindern  (1855);  dann  meine  Abhandlung 
über  ,,Die  unechte  Geburt  nach  altnordischem  Rechte",  in  den  Sitzungsberichten  der 
philos.-philol.  und  histor.  Klasse  unserer  Akademie,  1883,  S.  3 — 86. 

-)  So  z.  B.  Landslög,  Erföat.  7,  Nr.  2 — 3  oder  He  im  skr.  Olafs  s. 
Tryggvasonar,  II/132,  wo  K.  Sveinn  tjüguskegg  als  des  K.  Haraldr  frillusonr 
bezeichnet  wird. 
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borinn  sonr,  ^)  für  welche  Bezeichnungen  sich  die  entsprechenden 
Femininformen  horna,  hrisa  und  ])yborin  döttir  nachweisen  lassen. 
Die  GI)L.  erklären  dieselben  in  der  Art,  daß  sie  unter  dem  hrisüngr 
den  Sohn  eines  freien  Weibes  verstehen,  welcher  mit  diesem  heim- 
lich erzeugt  ist,  also  den  laungetinn  sonr  im  eigentlichsten  Wort- 
sinne, unter  dem  hornüngr  aber  den  Sohn  eines  freien  Weibes,  mit 
welchem  der  Kindsvater  in  einer  dauernden  und  offenkundigen  Ge- 
schlechtsverbindung zusammenlebte,  ohne  doch  mit  demselben  recht- 
mäßig verheiratet  zu  sein,  also  den  frillusonr  im  eigenthchen  Sinne, 
unter  dem  j^yborinn  sonr  endlich,  wie  dies  bereits  der  Name  an- 
deutet, den  Sohn  einer  unfreien  Mutter,  wobei  jedoch  noch  weiterhin 
vorausgesetzt  wurde,  daß  derselbe  von  seinem  Vater  anerkannt  und 
noch  vor  zurückgelegtem  dritten  Lebensjahre  freigelassen  worden 
war.  Indessen  fragt  sich  doch,  ob  diese  Definitionen  als  schlechthin 
feststehende  und  altertümliche  betrachtet  werden  dürfen.  Bereits  die 
FrpL.  stimmen  bezüglich  derselben  mit  den  GI)L.  nicht  vollständig 
überein,  soferne  sie  zwar  den  BegriÖ'  des  [lyborinn  sonr  ganz  ebenso 
bestimmen  wie  diese,  aber  hrisüngr  den  Sohn  nennen,  welchen  ein 
freier  Mann  mit  einem  freien  Weibe  im  Walde  erzeugt  hat,  und 
bornüngr  denjenigen,  welchen  ein  solcher  mit  einer  Freien  daheim 
im  Hause  erzeugte.  Noch  weiter  weicht  vollends  das  isländische 
Recht  ab,  welches  überdies  die  im  norwegischen  Rechte  übliche 
Nomenklatur  noch  durch  einige  weitere  Benennungen  bereichert. 
An  einer  anderen  Stelle  spricht  dasselbe  einmal  von  dem  „sonr  ])y- 
borinn  eöa  laungetinn",  '-^j  und  braucht  demnach  eine  Bezeichnung, 
welche  eigentlich  nur  den  Sohn  einer  unfreien  Mutter  umfassen  sollte, 
als  identisch  mit  einer  anderen,  welche  alle  und  jede  unehelichen 
Kinder  ganz  gleichmäßig  in  sich  begreift ;  anderwärts  aber  ^)  definiert 
es  den  hrisüngr  als  den  Sohn  einer  Mutter,  welche  zur  Zeit  seiner 
Belebung  im  Mutterleibe  noch  unfrei  gewesen,  aber  bereits  vor  seiner 
Geburt  freigelassen  worden  war,  und  welcher  darum  einer  Freilassung 
bedarf,  um  frei  zu  werden,  obwohl  er  streng  genommen  frei  geboren 
ist,  den  hornüngr  als  den  Sohn,  welchen  eine  freie  Frau  von  ihrem 
eigenen  Sklaven  gewinnt,  den  sie  freigelassen  hat,  um  mit  ihm  leben 
zu  können,  den  baesfngr  als  den  Sohn,  welchen  ein  geächtetes  Weib 
mit  ihrem  eigenen  Manne,  und  den  vargdropi  als  den  Sohn,  welchen 


1)  G{)L.  58  und  104;  Fr|)L.  VIII,  8  und  X,  47. 

2)  Konüngsbök,  II3/201. 

^)  ebenda,  118/224;  Staöarhölsbök,  59/68. 
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ein  geächteter  Mann  mit  seinem  eigenen  Weibe  erzeugt,  ^)  und  welche 
beide  insoferne  den  uneheHchen  Kindern  sich  anreihen,  als  die  Aus- 
stoßung des  Geächteten  aus  dem  Rechtsverbande  auch  dessen  Ehe 
rechtlich  aufhebt.  In  den  schwedischen  Rechten  endlich  bezeichnet 
der  Ausdruck  nshöf|)i,  welcher  doch  mit  hn'süngr  zweifellos  gleicher 
Abstammung  ist,  den  Sohn,  welchen  ein  geächteter  Mann  mit  seiner 
Frau  erzeugt,  ^)  also  dasselbe  was  das  isländische  Recht  als  vargdropi 
bezeichnet.  Immerhin  scheint  sich  der  Sprachgebrauch  der  beiden 
norwegischen  Rechtsbücher  in  Übereinstimmung  bringen,  und  auch 
mit  dem  der  schwedischen  Rechte  ganz  befriedigend  in  Zusammen- 
hang bringen  zu  lassen.  Von  hris,  d.  h.  Reisig,  Buschwald  abgeleitet, 
gelangt  der  Ausdruck  hrfshöföi  oder  auch  hn'süngr  zunächst  ganz 
naturgemäß  zu  der  Bedeutung,  welche  das  schwedische  Recht  dem- 
selben beilegt.  Wie  die  Ableitungen  und  Zusammensetzungen  hrisnir. 
hrisgrisnir,  hn'sgrimnir  als  dichterische  Bezeichnungen  des  Wolfes  sich 
nachweisen  lassen,  so  mochte  ja  auch  der  gleiche  diesem  unstät  und 
gehetzt  den  Wald  durchirrende  Achter  ebensogut  als  hn'süngr  be- 
zeichnet werden,  wie  er  nachweisbar  wirklich  als  skögarmaör,  d.  h. 
Waldmann,  oder  auch  als  vargr,  d.  h.  Wolf  bezeichnet  wurde,  ^)  und 
mochte  dieser  Name  auch  auf  seinen  Sohn,  den  vargdropi,  d.  h. 
Wolfstropfen,  ganz  wohl  übertragen  werden.  Andererseits  aber  konnte 
der  Ausdruck  ganz  ebensogut  auch  auf  den  bei  vorübergehender  Be- 
gegnung erzeugten  Bastard  Anwendung  finden,  indem  die  Erzeugung 
im  wilden  Walde  ja  recht  wohl  als  drastische  Bezeichnung  der  Zu- 
fälligkeit des  Zusammentreffens  gelten  konnte;  zumal  wenn  man  die 
Bezeichnung  hornüngr  demselben  gegenübergestellt  denkt,  welche  von 
horn,  d.  h.  Ecke  abgeleitet,  ganz  treffend  den  daheim  im  Hause  mit 
einer  offenkundigen  Zuhälterin  erzeugten  Sohn  bezeichnet,  welcher 


^)  In  Sigrdn'fumäl,  35  bezeichnet  vargdropi  freilich  den  Sohn  des  Feindes, 
von  einer  anderen  metaphorischen  Bedeutung  des  Wortes  vargr  ausgehend. 

2)  WGL.  IV,  2;  ULL.,  .'Erf J)a^b.  21/1  ;  SML.,  yErf|)£eb.  4,  pr.;  WML.  II, 
.ErfJ)eeb.  16/1.  In  ganz  anderem  Sinne,  nämlich  als  Bezeichnung  eines  widerrecht- 
lich errichteten  Zaunes,  steht  das  Wort  in  ÖGL.,  Bygdab.  28/4,  und  ebensowenig 
gehört  der  Gebrauch  des  Wortes  hn'süngr  für  einen  mit  Buschwald  bewachsenen 
Berg  in  der  Ynglinga  s.,  39/31  hierher,  wenn  nicht,  wie  Jon  I)orkeIsson  mich  be- 
lehrt, die  hier  erwähnten  ,,heipt  hn'süngs",  die  ,,skriÖa  mikil  meÖ  grjöti  ok  leiri" 
noch  Erpr  Jönakrsson  bezeichnet,  der  auch  in  HamÖismäl  14  hornüngr  heißt,  während 
die  Brüder,  die  ihn  erschlugen,  mit  Steinen  getötet  wurden,  ebenda,  25. 

^)  vgl.  die  tryggÖamal  in  der  Konüngsbök,  115/206:  svä  vi'Öa  vargr  rcekr 
ok  rekinn,  sem  menn  vi'Öast  varga  reka  ;  vgl.  ferner  die  Ausdrücke  :  vargr  i  veum,  griö- 
vargr,  gorvargr,  morÖvargr  u.  dgl.  m. 
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aber  doch  dem  echt  geborenen  gegenüber  im  Winkel  stehen  muß. 
Auch  der  letztere  Ausdruck  scheint  echt  und  alt ;  wenn  in  einem 
Eddaliede  Erpr  von  seinen  Brüdern  Hamöir  und  Sörli  hornüngr  ge- 
scholten wird,  ^)  so  mag  sich  dies  einfach  aus  der  Annahme  erklären, 
daß  er,  der  „sundrmoeöri",  von  einem  Kebsweibe  geboren  sein  möge,, 
und  wenn  in  einer  mythischen  Sage  Hlöör  oder  Hlööverr  zugleich 
als  hornüngr  und  als  ]3yjarbarn  bezeichnet  wird,  -)  so  begreift  sich 
auch  dies  sehr  leicht,  wenn  man  berücksichtigt,  daß  er  von  K.  Heiö- 
rekr  mit  einer  gefangenen  Königstochter  erzeugt  worden  war,  welche 
dieser  eine  Zeit  lang  als  Konkubine  bei  sich  behalten,  dann  aber 
ihrem  Vater  zurückgeschickt  hatte.  Unerklärlich  bleibt  mir  dagegen 
der  Sprachgebrauch  der  isländischen  Rechtsbücher,  und  fast  möchte 
ich  annehmen,  daß  diese  eben  nur  willkürlich  und  spielend  die  ein- 
mal überkommenen  Ausdrücke  hrfsüngr  und  hornüngr  für  Modalitäten 
der  unechten  Geburt  verwendeten,  welche  bisher  ohne  besondere 
Bezeichnung  geblieben  waren,  und  doch  einer  gesonderten  Hervor- 
hebung bedürftig  schienen.  In  der  Belgsdalsbök  werden  ganz  die- 
selben Kategorien  der  arfgengnir  menn  aufgezählt,  wie  in  der 
Konüngsbök  und  Staöarhölsbök,  jedoch  ohne  daß  dabei  jene  tech- 
nischen Bezeichnungen  derselben  genannt  würden,  ^)  und  es  ist  dem- 
nach recht  wohl  möglich,  daß  diese  letzteren  nur  durch  den  Unver- 
stand eines  einzelnen  Bearbeiters  oder  Abschreibers  in  den  Text  jener 
beiden  Hss.  hineingekommen  waren,  oder  daß  sie  auch  wohl  zwar 
durch  den  willkürlichen  Einfall  eines  einzelnen  Juristen  eingestellt, 
aber  hinterher  wieder  weggelassen  wurden,  weil  sie  mit  der  ein- 
heimischen Uberlieferung  allzuwenig  im  Einklänge  zu  stehen  schienen. 
Den  Gewohnheiten  der  isländischen  Verfasser  des  13.  Jahrhunderts 
würde  jedenfalls  ein  so  willkürliches  Verfahren  ganz  wohl  entsprechen, 
wie  dies  zumal  so  manche  Zusammenstellungen  von  Wörtern  in  der 
jüngeren  Edda  beweisen. 

Ehe  ich  mich  auf  die  Besprechung  der  Rechte  einlasse,  welche 
der  unehelichen  Verwandtschaft  zugestanden  waren,  glaube  ich  noch 
die  andere  Frage  erledigen  zu  müssen,  ob  die  ihr  zugestandenen  Be- 
fugnisse, gleichviel  welchen  Umfanges  sie  seien,  ihr  nur  gegenüber 
der  Verwandtschaft  des  unehelichen  Vaters,  oder  nur 
gegenüber  der  Verwandtschaft  der  unehelichen  Mutter, 


^)  HamÖismäl,  14;  vgl.  13.  ^)  Hervarar  s.,  17/495;  vgl.  13/455. 

^)  Belgsdalsbök,  47/239 — 40.  Dagegen  kennt  AM,  125,  A.,  S.  413 — 14 
die  Bezeichnungen  hn'süngr,  hornüngr,  vargdropi  und  bsesingr. 
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oder  gegenüber  der  Verwandtschaft  beider  r.ltern  zugleich 
zugekommen  seien.  Bei  Behandking  dieser  Vorfrage  erscheint  mir 
ferner  zweckmäßig,  das  isländische  Recht  von  dem  norwegischen 
getrennt  zu  halten,  und  das  erstere  als  das  durchsichtigere  voran- 
zustellen. 

Für  das  isländische  Recht  kann  zunächst  der  Grundsatz  als 
schlechthin  maßgebend  bezeichnet  werden,  daß  das  uneheliche  Kind 
seiner  väterlichen  Verwandtschaft  gegenüber  nur  unter  der  Voraus- 
setzung irgendwelche  Rechte  anzusprechen  hat,  daß  die  Vaterschaft 
in  Bezug  auf  dasselbe  in  rechtsgültiger  Weise  hergestellt  ist.  Für 
die  Anstellung  der  Paternitätsklage,  welche  keiner  Verjährung  unter- 
liegt, ^)  gilt  der  Ausdruck  „soekja  til  faöernis";  für  die  Fest- 
stellung der  Vaterschaft  aber,  möge  dieselbe  nur  auf  gerichtlichem 
oder  außergerichtlichem  Wege  erfolgen,  braucht  man  die  weiter 
reichenden  Ausdrücke  „foera  mann  i  aett",  oder  .,bera  mann  i 
astt".  Die  beiden  letzteren  Bezeichnungen  sind  für  uns  insoferne 
jedenfalls  von  Bedeutung,  als  sie  zeigen,  daß  man  die  unechten 
Kinder,  wenn  nur  erst  die  Paternität  hinsichtlich  derselben  ins  klare 
gebracht  war,  als  zum  Geschlechte  ihres  Vaters  gehörig  ansah;  da- 
gegen wird  man  aus  demselben  nicht,  wie  Vilhjälmr  Piusen  tun 
möchte,  ")  auch  noch  den  weiteren  Schluß  ziehen  dürfen,  daß  das 
Kind  durch  die  P'eststellung  der  Paternität  überhaupt  erst  zu  einem 
Geschlechte  komme,  und  somit  zu  dem  Geschlechte  seiner  Mutter, 
welchem  gegenüber  diese  Feststellung  ohne  Bedeutung  ist,  in  gar 
keiner  Beziehung  stehe.  Es  ist  denn  doch  recht  wohl  denkbar,  daß 
man  gerade  umgekehrt  die  Zugehörigkeit  des  Kindes  zu  dem  Ge- 
schlechte der  Mutter  als  eine  unter  allen  Umständen  sich  von  selbst 
verstehende,  weil  von  keiner  vorgängigen  Anerkennung  oder  Beweis- 
führung abhängige  betrachtete,  und  daß  man  somit  von  einem  foera 
1  aett  sprechend  lediglich  an  das  Geschlecht  des  Vaters  dachte,  wie 
denn  in  der  Tat  an  einer  Stelle,  an  welcher  die  Konüngsbök  von 
einem  Manne  spricht  „er  eigi  er  kominn  i  aett  at  lögum",  die  Staöär- 
hölsbök  sagt  „er  eigi  er  at  lögum  kominn  i  fööur  aett" ;  ^)  eine  aller- 


^)  S  t  aÖ  a  r  h  6  Is  b  ö  k  ,  163/192;  vgl.  155  184 — 5  und  169,202;  dann  Konüngs- 
bök, 158/54  als  Referenz. 

^)  Annaler,  1849,  S.  286;  doch  ist  derselbe  auf  Grund  der  von  mir,  Island, 
S.  351 — 3  erhobenen  Einwendungen  nunmehr  geneigt,  diese  Annahme  fallen  zu  lassen, 
Glossar,  s.  v.  laungetinn,  S.  637.  Vgl.  auch  meine  Abhandlung  ,,Die  unechte  Ge- 
burt nach  altnordischen  Rechten",  S.  19 — 32. 

^)  Konüngsbök,    94/169;    S  t  a    ar  h  ö  1  s  b  ö  k  ,    341/367;    vgl.    kona    i  aHt, 
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dings  nicht  strengstens  genaue  Ausdrucksweise,  welche  um  so  eher 
statthaft  war,  weil  die  mütterliche  Verwandtschaft  in  der  Tat,  wie 
schon  mehrfach  zu  bemerken  war,  ursprünglich  auch  bei  der  echten 
Geburt  nur  sehr  wenig  berücksichtigt  wurde.  Jedenfalls  kann  keinem 
Zweifel  unterliegen,  daß  zu  der  Zeit,  aus  welcher  unsere  Rechts- 
bücher stammen,  die  unechten  Kinder  unbedingt  dem  Geschlechte 
ihrer  Mutter  zugezählt  wurden.  Ausdrücklich  wird  demjenigen,  welcher 
„eigi  til  arfs  alinn''  ist,  die  Alimentationspflicht  ebensogut  seiner 
Mutter  wie  seinem  Vater  gegenüber  auferlegt,  ^)  und  niemand  wird 
bestreiten  wollen,  daß  dabei,  wenn  auch  vielleicht  nicht  ausschließ- 
lich, so  doch  jedenfalls  in  erster  Linie  an  die  unehelichen  Kinder  zu 
denken  sei;  eine,  wie  es  scheint  allerdings  erst  spätere,  Bestimmung 
verpflichtet  die  unecht  Geborenen  sogar  neben  der  Alimentation 
ihrer  Eltern  auch  noch  zu  der  ihrer  Geschwister,  ohne  daß  dabei 
zwischen  der  Vatersseite  und  Muttersseite  unterschieden  würde.  -) 
Eine  Stelle  ferner,  welche  einläßlich  das  Erbrecht  der  unecht  Ge- 
borenen ihren  Eltern  und  Geschwistern  gegenüber  bespricht,^)  unter- 
scheidet nicht  zwischen  Vater  und  Mutter,  und  beruft  überdies  aus- 
drücklich den  brööir  sammoeöri  laungetinn  und  die  systir  sammoeöra 
laungetin  zur  Erbfolge.  Nach  neuerem  Rechte  können  ferner  die 
unecht  Geborenen  unter  Umständen  auch  zur  Stellung  der  Blutklage 
um  einen  brööir  sammoeöri,  dann  zur  Verlobung  einer  systir  sammoeöra 
oder  zum  Bezüge  einer  Unzuchtsbuße  wegen  einer  solchen  berufen 
werden,  ^)  und  nicht  minder  können  auch  unechte  Kinder  unter  Um- 
ständen ihrer  eigenen  Mutter  wegen  zu  einer  Unzuchtsbuße  berufen 
werden.^)  Umgekehrt  hat  wenigstens  in  dem  Falle,  da  die  Paternität 
nicht  hergestellt  ist,  die  mütterliche  Verwandtschaft  den  am  unecht 
Geborenen  begangenen  Totschlag  zu  verfolgen  und  dessen  Erbschaft 
zu  beziehen,^)  und  daß  dieselbe  diesen  gegenüber  unter  Umständen 
auch  alimentationspflichtig  war,  wird  sich  ebenfalls  gleich  zeigen; 

Konüngsbök,  143/25  und  AM.  125,  A.,  S.  419,  wo  S  t  a  Ö  a  r  h  ö  1  s  b  ö  k ,  116/149 
beifügt  „at  faöerni" ;  auch  StaÖarhölsbök,  163/192  und  AM.  125,  A.,  S.  423 
sprechen  von  faÖerni. 

^)  Konüngsbök,  143/24;  StaÖarhölsbök,  116/149. 

2)  StaÖarhölsbök,  II1/142;  Finsen,  Anhang  II,  1/227;  auch  StaÖar- 
hölsbök, 73/97  und  AM.  173,  D.,  I1/460 — I. 

^)  Konüngsbök,  II8/218— 19;  StaÖarhölsbök,  56/63  und  73/97. 

^)  StaÖarhölsbök,  73/97;  Finsen,  ang.  O. ;  in  der  Konüngsbök,  I18/ 
218 — 19  als  Referenz  am  Rande  nachgetragen. 

^)  StaÖarhölsbök,  173/207. 

^)  Konüngsbök,  94/169;  StaÖarhölsbök,  341/367. 
Maurer,  Verwandtschafts-  und  Erbrecht  nach  altnordischem  Rechte.  9 
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ganz  allgemein  werden  demnach  den  unecht  Geborenen  der  mütter- 
lichen sowohl  wie  der  väterlichen  Verwandtschaft  gegenüber  Rechte 
eingeräumt,  und  Pflichten  auferlegt,  und  damit  ist  denn  doch  genug- 
sam dargetan,  daß  dieselben  ganz  ebensogut  zu  dem  einen  Ge- 
schlechte wie  zu  dem  anderen  gerechnet  worden  sein  müssen.  Aller- 
dings wird  demgegenüber  wiederholt  ausgesprochen,  ^)  daß  unehe- 
liche Kinder  nach  erfolgter  Feststellung  der  Paternität  ausschließlich 
von  ihrem  Vater  und  eventuell  von  ihren  väterlichen  Verwandten 
verpflegt  werden  sollen,  bis  sie  ihr  i6.  Lebensjahr  erreicht,  und  da- 
mit die  Grenze  des  „ömagaaldr"  überschritten  hätten;  aber  indem 
diese  Regel  die  ausschließliche  Alimentationspflicht  der  väterlichen 
Verwandtschaft  auf  das  erreichte  i6.  Jahr  des  unecht  Geborenen 
beschränkt,  spricht  sie  denn  doch  zugleich  aus,  daß  nach  diesem 
Jahre,  also  für  den  Fall,  daß  derselbe  aus  einem  anderen  Grunde  als 
wegen  seines  jugendlichen  Alters  unterstützungsbedürftig  wird,  die 
Unterstützungspflicht  dem  unecht  Geborenen  gegenüber  die  Ver- 
wandtschaft zwischen  der  Vatersseite  und  Muttersseite  triftt,  und  über- 
dies mußte  denn  doch  trotz  jener  Regel  die  Alimentationspflicht 
selbst  bei  jugendlicherem  Alter  des  unecht  Geborenen  dessen  mütter- 
liche Verwandtschaft  dann  treffen ,  wenn  alimentationsfähige  Ver- 
wandte von  der  Vatersseite  her  nicht  vorhanden  waren,  oder  wenn 
die  Paternität  noch  nicht  festgestellt  war,  wie  ja  für  diesen  letzteren 
Fall  auch  die  Berufung  der  mütterlichen  Verwandtschaft  zur  Erb- 
folge und  zur  Blutklage  ausdrücklich  anerkannt  war.  -)  Alle  diese 
Tatsachen  setzen  aber  wieder  ganz  bestimmt  die  Zugehörigkeit  des 
unehelichen  Kindes  zum  Geschlechte  seiner  Mutter  voraus,  und  jene 
scheinbar  abweichende  Bestimmung  ist  hiernach  auf  die  sehr  nahe 
liegende  Erwägung  zurückzuführen,  daß  bei  allen  Fleischesvergehen 
der  Mann  als  der  vorzugsweise  schuldige  Teil  zu  gelten  habe,  und 
daß  darum  auch  er,  und  subsidiär  seine  Verwandtschaft  zunächst 
allein  für  die  vermögensrechtlichen  Folgen  dieses  Vergehens  auf- 
kommen müsse.  Daß  dabei  die  Vollendung  des  i6.  Lebensjahres 
des  Kindes  für  diese  intensivere  Verpflichtung  als  Endgrenze  be- 
zeichnet wurde,  erklärt  sich  aber  sehr  einfach  daraus,  daß  nur  bis 
zu  diesem  Zeitpunkte  die  Last  der  Alimentation  und  Pflege  als  das 
Überwiegende  galt,  wogegen  nach  zurückgelegter  „barnömegö"  der 


^)  Konüngsbök,  142/23  ;  Staöarhölsbök,  104/135  und  83/107  ;  K  o  n  ü  n  g  s  - 
bük,  128/7;  Staöarhölsbök,  85/111. 

2)  Koniingsbök,  94/169;  Staöarhölsbök,  341/367. 
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Genuß  der  verwandtschaftlichen  Rechte  über  die  Last  der  verwandt- 
schaftlichen Pflichten  das  Übergewicht  zu  erlangen  schien,  so  daß 
von  hier  ab  eine  ausschließliche  Berücksichtigung  der  Vatersseite 
nicht  mehr  den  Charakter  einer  Strafe,  sondern  umgekehrt  den  einer 
Belohnung  für  das  Vergehen  getragen  hätte.  —  Uber  die  Art,  wie 
die  Paternität  hinsichtlich  eines  Kindes  festgestellt  wird,  spricht  sich 
aber  eine  Stelle  unseres  jüngeren  Rechtsbuches  sehr  klar  und  er- 
schöpfend aus,  indem  sie  sagt:^)  „Fjörir  eru  |ieir  hlutir,  er  menn 
berr  i  ätt  ä  landi  her.  Sä  er  einn  hlutr,  ef  maör  ä  konu,  l)ä  er  hann 
hvfHr  hjä,  ok  skal  |iat  hans  barn  vera,  er  sü  kona  elr.  Sä  er  annarr 
hlutr,  ef  maör  handsalar  faöerni  at  barni,  ok  viö  töku.  Sä  er  hinn 
j)riöi  hlutr,  ef  skirsla  er  gör,  ok  vinni  hon  menn  sannan  at  faöerni 
barns.  Sä  er  hinn  fjöröi  hlutr,  ef  kviör  sannar  mann  at  faöerni  barns. 
At  l^eim  hlut  nokkurum  skal  maör  i  ätt  vera  at  lögum  värum,  sem 
nü  er  talit,  en  engum  öörum.  Eigi  skal  heimiskviö  annan  at  henda 
eöa  illtyngöir.  Sü  sök  fyrniz  aldrigi  at  soekja  til  faöernis.''  Es  soll 
also  nicht  genügen,  wenn  etwa  unter  den  Nachbarn  das  Gerede  geht, 
daß  dieser  oder  jener  Mann  der  Vater  eines  bestimmten  unehelichen 
Kindes  sei,  um  ihn  sofort  rechtlich  als  solchen  erscheinen  zu  lassen ; 
vielmehr  wird,  ganz  wie  andere  Stellen  zwischen  dem  „kendr  nokorom 
manni  at  syni''  und  dem  „kominn  f  aett  at  lögum''  unterscheiden, 
oder  bezüglich  des  Ehebruches  sagen :  „eigi  skolo  l)ar  kvittir  räöa", 
zu  solchem  Behufe  ein  weit  höherer  Grad  von  Gewißheit  erfordert, 
welcher  nur  auf  vier  bestimmt  bezeichneten  Wegen  soll  erbracht 
werden  können.  Fritzner  freilich  will  an  unserer  Stelle  sowohl  als 
an  einer  anderen,  der  älteren  Edda  entnommenen,*)  den  heimiskviör 
als  „Vidnesbyrd,  som  aflaegges  af  ens  heimisbüar",  also  als  ein  förm- 
liches Nachbarzeugnis  nehmen;  aber  augenscheinlich  bezeichnet  das 
Wort  hier  wie  dort  ganz  ebensogut  wie  in  einem  von  Fritzner  an- 
geführten Bruchstücke  der  FrpL.,^)  oder  im  älteren  Stadtrechte,  wo 
er  mit  heimiliskviör  wechselt,  ^)  lediglich  ein  in  der  Heimat  umher- 
laufendes Gerücht,  also  dasselbe,  was  anderwärts  als  heraösfleygt 
oder  heraösfleytt  bezeichnet  wird,  ^)  oder  höchstens  noch  den  über 


^)  StaÖarhölsbök,  163/192. 

^)  Konüngsbök,  94/169;  StaÖarhölsbök,  341/367. 
■'')  ebenda,  153/182. 
Sigrdn'fumäl,  25. 

Fr.  II,  zu  V,  §  22,  in  Norges  gamle  Love,  II,  S.  505. 
^)  BjarkR.  II,  34—35  und  III,  92—94. 

")  BJ)L.  I,  17;   II,  26   und   III,  23;   StaÖarhölsbök,    333/359— 60.  Vgl. 
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die  Existenz  eines  solchen  Gerüchtes  geführten  Beweis.  Der  erste 
der  vier  vorgesehenen  Fälle  ist  aber  der,  da  ein  Mann  ständig  mit 
einem  bestimmten  Weibe  lebt,  und  dieses  nun  ein  Kind  gebiert,  wo- 
bei jedoch  kaum,  wie  pörör  Sveinbjörnsson  tut,  an  das  eheliche  Ver- 
hältnis wird  gedacht  werden  dürfen,  welches  in  den  ganzen  Zu- 
sammenhang der  Stelle  nicht  gehört,  und  auf  welches  auch  deren 
Wortlaut  kaum  recht  passen  würde,  sondern  vielmehr  an  das  Zu- 
sammenleben mit  einer  notorischen  Konkubine  (frilla,  fylgikona, 
byrgiskona),  so  daß  sich  also  die  Vorschrift  auf  die  Geburt  eines 
frillusonr  im  streng  technischen  Sinne  bezieht;  ähnlich  wie  bei  der 
ehelichen  Geburt  beseitigte  auch  in  diesem  Falle  die  Offenkundig- 
keit des  zwischen  Vater  und  Mutter  bestehenden  Verhältnisses  jeden 
Zweifel  an  der  Abkunft  des  Kindes,  und  konnte  eben  darum  in 
diesem  Falle  von  jeder  weiteren  Prüfung  des  Sachverhaltes  Umgang 
genommen  werden.  Lag  nun  aber  keine  solche  Notorietät  vor,  so 
war  nur  ein  dreifacher  Ausweg  offen;  entweder  nämlich  verstand 
sich  der  angebliche  Kindsvater  gutwillig  und  im  Vertragswege  zur 
Anerkennung  der  Vaterschaft  (handselja  faöerni  at  barnij,  oder  es 
mußte  gegen  ihn  eine  Klage  auf  Vaterschaft,  welche,  wie  bereits  be- 
merkt, unverjährbar  war,  mit  Erfolg  durchgeführt  werden,  was  wieder 
eine  Beweisführung  entweder  durch  den  Wahrspruch  von  Ge- 
schworenen (kviör),  oder  aber  durch  ein  Gottesurteil  (skirsla)  voraus- 
setzte. Aller  dreier  Möglichkeiten  wird  denn  auch  noch  an  einer 
weiteren  Stelle  gedacht,  ^)  während  wieder  andere  Male  nur  des  Ver- 
gleiches, ^)  oder  umgekehrt  nur  des  Wahrspruches  und  Gottesurteiles 
Erwähnung  getan  wird.  ^)  Als  regelmäßiges  Beweismittel  werden 
dabei  in  Vaterschaftssachen  die  Geschworenen  gebraucht,  deren,  wie 
bei  anderen  Rechtssachen  von  nicht  allzu  großem  Belange,  regel- 
mäßig fünf  beigezogen  werden ;  ^)  das  Gottesurteil  dagegen,  welches 
beim  Manne  durch  das  Tragen  des  glühenden  Eisens,  beim  Weibe 
aber  durch  den  Kesselfang'  erbracht  wurde,  ^)  trug  lediglich  einen 

meine  Abhandlung  „Über  das  Verdachtszeugnis- des  altnorwegischen  Rechts",  in  den 
Sitzungsberichten,  1883,  S,  565 — 67. 

^)  StaÖarhölsbök,  I16/149;  die  Konüngsbök,  143/25  läßt  freilich  den 
Geschworenenbeweis  aus,  doch  wohl  nur  aus  Versehen. 

2)  Konüngsbök,  142/23;  StaÖarhölsbök,  104/135. 

3)  StaÖarhölsbök,  172/206. 

Konüngsbök,    156/48 — 49     und  StaÖarhölsbök,     146/178;  ferner 

Konüngsbök,  156/49;  158/53;  158/54;  StaÖarhölsbök,  148/179;  155/185; 
156/186;  169/202. 

^)  StaÖarhölsbök,  172/206. 
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subsidiären  Charakter,  und  zwar  wurde  einerseits  dem  Manne  das 
Recht  zugesprochen,  zur  Eisenprobe  zu  greifen,  ^)  wie  es  scheint,  um 
dadurch  einen  angebotenen  Gegenbeweis  abzuschneiden,  oder  auch 
einen  bereits  geführten  zu  entkräften,  andererseits  aber  auch  wohl 
vom  Weibe  der  Kesselfang  verlangt,  ^)  wenn  es  eine  Bettlerin,  oder 
wie  wir  wohl  generalisierend  werden  sagen  dürfen,  wenn  es  über- 
haupt bescholten  war.  Dabei  darf  nicht  übersehen  werden,  daß  die 
erwähnten  beiden  Gottesurteile  auf  Island  nicht  beständig  waren, 
und  nie  recht  in  Aufnahme  kamen.  Durch  kirchlichen  Einfluß  von 
Deutschland  aus  über  Norwegen  eingeführt,  wurden  sie  nach  den 
Rechtsbüchern  lediglich  nur  in  Vaterschafts-  und  Unzuchtsfällen  an- 
gewandt, und  auch  die  geschichtlichen  Quellen  erwähnen  ihrer  fast 
nur  in  Bezug  auf  solche  Fälle,  ^)  obwohl  sie  dieselben  allerdings  aus- 
nahmsweise auch  ein  paarmal  in  Diebstahlssachen  gebraucht  zeigen ;  ^) 
in  ihrer  Handhabung  aber  verrät  sich  hier  wie  dort  eine  höchst  auf- 
fallende Unsicherheit.  Es  kann  vorkommen,  daß  ein  Priester,  welcher 
die  Anstellung  des  Gottesurteiles  geleitet  hatte,  wegen  seines  un- 
sicheren Erfolges  dessen  Wiederholung  fordert,  ^)  oder  daß  ein 
Bischof,  nachdem  er  dessen  Erfolg  zuerst  für  vollkommen  befriedigend 
erklärt  hatte,  hinterher  dennoch  zuungunsten  des  Beweisführers  sich 
ausspricht;*^)  ja  eine  unserer  Rezensionen  des  Christenrechtes  spricht 
sogar  dem  Bischöfe  ein  für  allemal  die  Befugnis  zu,  das  Gottesurteil 
in  Paternitätssachen  so  oft  wiederholen  zu  lassen,  als  er  wolle,  wobei 
dann  stets  der  Ausfall  der  letzten  Probe  als  der  entscheidende  zu 
gelten  habe.'^)  Derartige  Vorkommnisse  sind  natürlich  mit  dem  das 
Institut  beherrschenden  Grundgedanken  schlechthin  unvereinbar  und 
lassen  deutlich  erkennen,  wie  wenig  national  dieses  auf  der  Insel 
war;  welches  Beweismittel  aber  etwa  vor  der  Einführung  jener  beiden 
Gottesurteile  deren  Stelle  vertreten  haben  möge,  läßt  sich  bei  dem 
Schweigen  der  Quellen  schlechterdings  nicht  bestimmen. 

Das  norwegische  Recht  ferner  folgt  in  Bezug  auf  unsere 
Frage  ganz  ähnlichen  Grundsätzen  wie  das  isländische,  was  natürlich 
nicht  ausschließt,  daß  im  einzelnen  manches  hier  und  dort  in  ganz 


1)  Staöarhölsbök,  153/182. 

2)  ebenda,  146/178;  Konüngsbök,  156/49. 

^)  z.  B.  Lj  ösvetm'nga  s.,  23/77 — 78;  Sturlünga,  II,  14/65  und  21/76. 

z.  B.  Sturlünga,  II,  11/56—58;  III,  16/147. 
^)  Lj  ÖS  V  ein  Inga  s.,  ang.  O.  *')  Sturlünga,  II,  14/65. 

')  Konüngsbö  k,  264/216;  Staöarhölsbök,  48/58;  Skalholtsbök,  9/20; 
Belgsdalsbök,  37/146;  AM.  173,  D,  2/456. 
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verschiedener  Weise  geregelt  sein  konnte.  Seine  eigenen  Regeln 
hat  das  norwegische  Recht  zunächst  in  Bezug  auf  die  Feststellung 
der  Paternität,  und  zwar  sind  dieselben  durch  die  eigentümliche  Ge- 
staltung des  Gerichtswesens  in  Norwegen  bedingt.  Den  FrI)L., 
welche  sich  am  klarsten  über  die  Frage  aussprechen,  ^)  gilt  als 
oberster  Grundsatz  der,  daß  jedes  Kind  einen  Vater  habe,  und  daß 
als  Vater  derjenige  gelte,  welchen  die  Kindsmutter  als  solchen  nenne, 
soferne  er  sich  nicht  von  der  Ansprache  reinige;  diese  Reinigung 
aber  soll,  gleichviel  ob  die  Kindsmutter  freien  oder  unfreien  Standes 
ist,  sofort  am  ersten  Gerichtstage  mittels  eines  selbdritt  geschworenen 
Eides  erfolgen.  Ist  der  von  der  Kindsmutter  Benannte  verstorben 
oder  landesabwesend,  so  hat  sie  selbst  den  Beweis  ihrer  Angabe 
durch  ein  Gottesurteil  zu  führen;  ist  sie  aber  auch  ihrerseits  in- 
zwischen gestorben,  so  mag  der  Erbe  des  Verstorbenen  (oder  Ab- 
w^esenden),  den  sie  als  Vater  angegeben  hatte,  seinerseits  den  Gegen- 
beweis ihrer  Behauptung  gegenüber  erbringen,  und  zwar  nach  eigener 
Wahl  durch  einen  Dreiereid  oder  durch  ein  Gottesurteil.  Stirbt  die 
Kindsmutter,  ohne  den  Vater  genannt  zu  haben,  so  mag  zwar  deren 
Geschlechtsvormund  seinem  eigenen  Verdachte  folgend  klagen,  gegen 
wen  er  will;  aber  der  Beklagte  kann  ganz  wie  im  obigen  ersten 
Falle  der  Klage  durch  einen  Dreiereid  entgehen.  Verweigert  endhch 
die  Kindsmutter  beharrHch  die  Nennung  des  Vaters,  so  mag  des 
Königs  Vogt  die  Sache  so  ansehen,  wie  wenn  dieser  unfreien  Standes 
wäre,  und  somit  von  dem  Weibe  selbst  eine  Buße  von  drei  Mark 
eintreiben.  Wesentlich  gleiche  Bestimmungen  kehren  auch  in  den 
GpL.  wieder,  -)  und  tritt  hier  nur  der  weitere,  übrigens  selbstver- 
stäncÜiche  Satz  hinzu,  daß  für  den  Fall,  da  ein  Unfreier  als  Kinds- 
vater benannt  wird,  dessen  Herr  für  ihn  zu  schwören  oder  zu  zahlen 
hat,  und  daß  für  den  anderen  Fall,  da  der  angebliche  Kindsvater  mit 
der  Kindsmutter  in  näherem  Grade  verwandt  ist,  der  Reinigungseid 
selbsechst  statt  selbdritt  abzuschwören  ist;  letzteres  natürlich  eine 
Bestimmung,  die  nicht  mit  der  Paternitätsfrage  als  solcher,  sondern 
vielmehr  mit  den  Strafen  des  Inzestes  in  Verbindung  zu  bringen  ist. 
Wie  in  derartigen  Fällen  der  Reinigungseid  zu  formuUeren  ist,  sagt 
uns  weder  das  eine  noch  das  andere  Rechtsbuch ;  dagegen  hilft  nach 
dieser  Seite  hin  das  ältere  Stadtrecht  aus,  ^)  indem  es  zeigt,  daß 
man  vollkommen  richtig  zwischen   der  Verteidigung   gegen  eine 


1)  FrI)L.  II,  i;  vgl.  Sverris  KrR.  29. 
G{)L.  57.  •"')  BjarkR.  III,  126. 
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Paternitätsklage  und  der  Verteidigung  gegen  eine  einfache  Straf- 
klage wegen  außerehelichen  Beilagers  unterschied.  Der  ersteren  Klage 
gegenüber  stabte  man  den  Eid  einfach  dahin:  ,,at  hann  ä  ekki  ]Dat 
barn,  er  honum  er  \mr  kent",  wogegen  er  der  letzteren  Klage  gegen- 
über dahin  lautete:  „at  hann  kom  aldrigi  ]3ä  kostu  hjä  henni,  at  |iau 
maetti  barn  geta".  Sehr  eigentümlich  sind  aber  die  Bestimmungen 
der  BpL.  gestaltet.  ^)  Sie  lassen,  wenn  die  Benennung  des  Vaters 
durch  die  Kindsmutter  während  der  Geburt  selbst  erfolgt  ist,  gegen 
dieselbe  nur  eine  halbe  Verteidigung  zu,  soferne  der  Beamte  zwar 
einen  hälfrettiseiör  schwören  mag,  -)  aber  dennoch  die  halbe  Buße 
zu  entrichten,  die  halben  Unterhaltskosten  für  das  Kind  während 
seines  ersten  Lebensjahres  zu  bezahlen  und  dessen  halber  Vater  zu 
heißen  hat.  Erfolgt  die  Aussage  der  Kindsmutter  dagegen  erst  nach 
der  Geburt,  aber  doch  noch  innerhalb  der  ersten  neun  Tage  nach 
derselben,  so  bleibt  zwar  der  Eid  derselbe,  aber  die  Bußzahluhg  er- 
mäßigt sich  auf  zwölf  aurar,  welche  „at  tryggvakaupi"  zu  entrichten 
sind,  während  von  Unterhaltskosten  und  Vaterschaft  nicht  mehr  die 
Rede  ist.  Erfolgt  die  Aussage  ferner  erst  nach  Ablauf  des  neunten 
Tages,  aber  doch  noch  binnen  Monatsfrist,  so  fällt  jede  Zahlung 
weg,  während  doch  auch  in  diesem  Falle  der  gleiche  Eid  zu  schwören 
ist.  Sagt  endlich  die  Kindsmutter  nicht  einmal  binnen  Monatsfrist 
aus,  so  gilt  ein  Unfreier  als  Kindsvater  und  das  Weib  verfällt  dem- 
zufolge einer  Buße  von  drei  Mark  und  der  Schuldhaft  auf  dem 
Königshofe  bis  zu  deren  Entrichtung.  Die  ganze  Satzung  hat  etwas 
sehr  Verwunderliches,  und  diesem  Umstände  mag  es  gutenteils  zu- 
zuschreiben sein,  daß  Fr.  Brandt  sich  zu  einer  von  der  obigen  sehr 
abweichenden  Auslegung  derselben  hat  bestimmen  lassen;'^)  er  be- 
jaht nämlich  die  Annahme  einer  halben  Vaterschaft  auf  den  Fall, 
„hvis  Kvinden  er  berygtet  for  Letfaerdighed",  so  daß  dieselbe  also 
mit  der  sogenannten  exceptio  plurium  concumbentium  eine  gewisse 
V erwandtschaft  hätte.  Ich  kann  indessen  von  einer  derartigen  Vor- 
aussetzung in  unserer  Stelle  keine  Spur  finden.  Wahrscheinlich  hat 
der  genannte  Verfasser  die  Worte :  „en  ef  sü  kona  er  f  heraöe,  er  jiat 
orölag  hefir  fengit,  at  heldr  verör  bot  at  hennar  nävist  en  annarra 
kvenna,  l)ä  berr  hon  l)ar  til  tveggja  manna  vitni,  ok  heitir  bjargrygr" 
so  verstanden,  als  wenn  sie  sich  auf  Weiber  bezögen,  welche  jeder- 

^)  B|)L.  II,  14  und  III,  10.  Der  neuere  ß{)KrR.  3  hat  weit  abliegende, 
sehr  modernisierte  Vorschriften. 

2)  d.  h.  doch  wohl  einen  Sechsereid;  vgl.  B|)L.  I,  17;  II,  26;  III,  23. 
^)  Forelaesninger,  S.  172 — 73;  Retshistorie,  I,  S.  132. 
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mann  zu  Willen  sind,  und  mag  ja  sein,  daß  ihn  der  Gebrauch  der 
Bezeichnung  birgiskona  oder  byrgiskona  für  eine  Konkubine,  ^)  dann 
byrgisskapr  für  das  Beilager,  ^)  byrgismenn  für  Zuhälter  männlichen 
Geschlechts  ^)  dabei  bestimmte.    Aber  doch  wird  zunächst  der  Aus- 
druck bjargrygr  in  ganz  anderer  Weise  zu  deuten  sein;  von  bjarga 
abgeleitet,  bezeichnet  er  das  helfende  Weib,  also  die  Hebamme,  wie 
dies  auch  Fritzner  sowohl  als  Ein'kr  Jonsson  bereits  ganz  richtig 
bemerkt  haben,  und  diese  kann  an  einer  Stelle,  welche  von  der  Ge- 
burt spricht,  denn  auch  recht  wohl  als  eine  Person  bezeichnet  werden, 
von  deren  Gegenwart  man  mehr  Hilfe  hat  als  von  der  Anwesenheit 
anderer  Weiber.    Wenn  ferner  unmittelbar  vor  dem   oben  mitge- 
teilten Satze  die  andere  Bestimmung  steht:  „ero  svä  konor  vätt- 
baerar  um  |)at  mal  sem  karlmenn",  so  erhält  derselbe  sehr  einfach 
den  Sinn,  daß,  wie  in  auf  die  Geburt  bezüglichen  Fällen  aus  leicht 
begreiflichen  Gründen  Weiber  so   gut  zum   Zeugnisse  zugelassen 
werden  sollen  wie  Männer,  die  Hebamme  doppeltes  Zeugnis  leisten 
soll,  weil  sie  gewissermaßen  in  dienstlicher  Funktion  anwesend  und 
darum  doppelt  glaubwürdig  ist.    Ist  aber  der  von  Fr.  Brandt  einge- 
schlagene Ausweg  unzulässig,  so  wird  wohl  dem  ganzen  Zusammen- 
hange der  Stelle  nach  deren  Erklärung  nur  darin  gesucht  werden 
dürfen,  daß   die  Angabe   der  Kindsmutter  um  so  glaubhafter  er- 
scheint, je  früher  sie  abgegeben  wird,  und  daß  ihre  Glaubwürdig- 
keit, wenn  sie  unmittelbar  bei  der  Geburt  erfolgt  war,  allzu  hoch 
angeschlagen  wird,  als  daß  sie  durch  irgend  einen  Reinigungseid 
vollständig  widerlegt  und  in  Bezug  auf  alle  ihre  Folgen  entkräftet 
werden  könnte;   eine  Anschauung,   aus   welcher  hier  freilich  sehr 
barocke  Schlüsse  gezogen  werden,  aber  doch  nur  in  einer  Weise, 
welche  auch  sonst  für  das  ältere  Recht  nicht  unbelegt  ist.  ^)  Alles 
in  allem  genommen  ergibt  sich  übrigens  aus  der  bisherigen  Dar- 
stellung immerhin,  daß  die  Behandlung  der  Paternitätsklagen  im 
norwegischen  Rechte  prinzipiell  ebenso  geordnet  war  wie  im  islän- 
dischen, nur  daß  anstatt  des  auf  Island  geltenden  Geschworenen- 
beweises der  in  Norwegen  übliche  Eidhelferbeweis  eintrat;  insbe- 
sondere wird  auch  keinem  Zweifel  unterliegen  können,  daß  auch  in 
Norwegen  eine  vertragsweise  Anerkennung  der  Vaterschaft  jede  ge- 
richtliche Verhandlung  und  Beweisführung  über  diese  überflüssig 

^)  BjarkR.  III,  129;  Hrafns  s.  S  v  e  i  n  bj  ar  n  a  r  s  o  n  a  r ,  14/663;  Homilie- 
bök,  S.  216,  Zeile  15  (ed.  Wisen). 

2)  {)attr  af  Hromundi  halta,  2/144—45.  ^)  Lucie  s.,  2/434. 

vgl.  z.  B.  BI)L.  II,  13. 
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machen  mußte,  und  werden  wir  überdies  getrost  annehmen  dürfen, 
daß  auch  hier  ein  offenkundig  bestehendes  Konkubinatsverhältnis 
jeden  Zweifel  über  die  Paternität  von  vornherein  beseitigt  haben 
werde.  Wir  wissen  ja,  daß  solche  Konkubinate  in  Norwegen  nicht 
nur  unbeanstandet  vorkamen,  sondern  selbst  von  den  Rechtsbüchern 
in  gewisser  Weise  anerkannt  und  geschätzt  wurden,  soferne  sich 
nicht  nur  nach  den  GpL.  durch  2ojährigen,  nach  den  BpL.  durch 
30jährigen  ungestörten  Bestand  das  Konkubinat  in  eine  rechtmäßige 
Ehe  verwandeln  konnte,  sondern  auch  nach  dem  älteren  Stadt- 
rechte und  dem  sogenannten  Christenrechte  des  K.  Sverrir,  welches 
in  diesem  Punkte  nur  auf  einer  älteren  Redaktion  der  FrpL.  beruhen 
kann,  das  Recht  des  Mannes  auf  eine  Konkubine  durch  einen  eigenen 
Bußbezug  geschützt  war;"^)  wir  wissen  ferner,  daß  der  hornüngr  oder 
frilliisonr  im  norwegischen  Rechte  sehr  bestimmt  von  den  übrigen 
Arten  der  unechten  Kinder  geschieden  war,  und  so  mußte  doch 
wohl  gerade  in  Bezug  auf  die  Vaterschaftsfrage  in  derselben  Weise 
wie  nach  isländischem  Rechte  eine  begünstigende  Präsumption  zur 
Seite  gestanden  sein.  —  Ist  nun  aber  die  Vaterschaft  in  der  einen 
oder  anderen  Weise  festgestellt,  so  gehören  die  unechten  Kinder 
auch  sofort  ihrem  Vater  und  seinem  Geschlechte  an.  Das  pränd- 
heimer  Recht  läßt  sie  solchenfalls  ohne  weiteres  ihres  Vaters  Recht 
nehmen,  d.  h.  dessen  Stand  teilen,  wenn  nur  die  Mutter  freien 
Standes  war,  wogegen  der  Sohn  der  Sklavin  allerdings  zunächst  dem 
Stande  seiner  Mutter  folgt  und  selbst  dann,  wenn  ihm  bereits  in 
frühester  Jugend  die  Freiheit  geschenkt  wird,  doch  nur  eine  um  ein 
Drittel  geringere  Buße  erhält,  als  welche  sein  Vater  anzusprechen 
hat;^)  die  GpL.  aber  lassen  selbst  den  [jyborinn  sonr,  wenn  er  nur 
vor  vollendetem  dritten  Lebensjahre  freigelassen  worden  ist,  das 
volle  Recht  seines  Vaters  nehmen,  und  halten  natürlich  bezüglich 
aller  mit  freien  Weibern  erzeugten  unechten  Kinder  an  derselben 
Regel  nur  um  so  mehr  fest.  ^)  Umgekehrt  ist  aber  auch  klar,  daß, 
wenn  der  auf  Vaterschaft  Belangte  seinen  Reinigungsbeweis  führt, 
weder  ihm  selbst  noch  seinem  Geschlechte  gegenüber  von  irgend 
welcher  Verwandtschaft  mit  dem  unehelich  geborenen  Kinde  mehr 
die  Rede  sein  kann,  ^)   und  nicht  minder  klar,   daß  dieses  Kind 

^)  G|)L.  125;  B|)L.  II,  10. 

-)  BjarkR.  III,  129;  KrR.  Sverris,  69;  vgl.  m  e  i  n  e  Studien  über  das  soge- 
nannte Christenrecht  des  K.  Sverrir,  S  50 — 53. 

2)  FrI)L.  X,  47.  ^)  GI)L.  57  und  104. 

^)  ebenda,  57:  Jjä  er  {)at  i  engum  abyrgÖum  viÖ  hann,  ne  viÖ  fraendr  hans. 
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solchenfalls  hinsichtlich  seiner  Alimentation  lediglich  auf  seine  Mutter 
angewiesen  sein  kann,  ^)  und  eventuell  doch  wohl  auch  auf  deren 
Verwandtschaft;  sogar  in  dem  Falle  soll  das  Kind  der  Mutter  folgen, 
wenn  sie  dasselbe  als  freies  Weib  mit  einem  Unfreien  gewonnen 
hat,  -)  und  es  steht  hiermit  vollkommen  in  Einklang,  daß  das  Kind 
das  Recht  seines  mütterlichen  Großvaters  haben  soll,  wenn  die 
Mutter  keinen  Kindsvater  nachzuweisen  vermag.'^)  Die  Sache  stand 
somit,  ganz  wie  auf  Island,  dahin,  daß  das  Kind,  solange  die  Pater- 
nität in  Bezug  auf  dasselbe  nicht  festgestellt  war,  zwar  zum  Ge- 
schlechte seiner  Mutter  in  Beziehungen  stand,  wogegen  solche  Be- 
ziehungen auch  zum  Geschlechte  seines  Vaters  sich  knüpften,  sowie 
erst  die  Vaterschaftsfrage  erledigt  war;  unter  dieser  letzteren  Vor- 
aussetzung trat  dann  aber  das  väterliche  Geschlecht  auch  sofort  in 
den  Vordergrund,  und  nach  ihm  bemaß  sich  fortan  zumal  der  Stand, 
welchem  das  Kind  zugehörte. 

Die  Rechte  und  Pflichten,  welche  der  unechten  Geburt 
zuerkannt  und  auferlegt  wurden,  waren  in  den  verschiedenen  Rechten 
sehr  verschieden  begrenzt,  und  zumal  war  auch  die  Schranke  ver- 
schieden gezogen,  innerhalb  deren  die  unehelich  Geborenen  über- 
haupt noch  zur  Verwandtschaft  gerechnet  wurden. 

Das  isländische  Recht  hat  in  Bezug  auf  die  unechte  Ge- 
burt im  Verlaufe  der  Zeiten  eine  Reihe  von  Wandlungen  durchge- 
macht, welche  zunächst  in  Bezug  auf  das  Erbrecht  klar  erkenn- 
bar sind,  und  auch  bereits  von  Vilhjälmr  Finsen  richtig  erkannt 
wurden.^)  In  der  ältesten  Zeit  scheinen  die  unehelich  Geborenen 
überhaupt  nicht  erbfähig  gewesen  zu  sein.  Ausdrücklich  finden  wir 
noch  den  Satz  ausgesprochen,  daß  der  Mann  nicht  erbfähig  (eigi 
arfgengr)  sei,  dessen  Mutter  nicht  rechtsförmlich  mit  dessen  Vater 
verheiratet  gewesen  sei,  und  ganz  allgemein  werden  Ausdrücke  wie 
arfgengr,  arfborinn,  til  arfs  alinn  in  den  Rechtsbüchern  gebraucht, 
um  die  ehelich  Geborenen  im  Gegensatze  zu  den  unecht  Geborenen 
als  den  eigi  til  arfs  alnir  u.  dgl.  m.  zu  bezeichnen;  beides  nur  unter 
der  Voraussetzung  verständlich,  daß  die  unechte  Geburt  ursprünglich 
vom  Erbrechte  ganz  und  gar  ausgeschlossen  gewesen  war.  ^)  Ein 

^)  FrI)L.  II,  i:  hyggi  sjalf  fyrir  barni. 

^)  ebenda:  ein  barn  skal  möÖur  fylgja;  vgl.  B  J)  L.  II,  14. 
''')  FrI)L.  II,  i:  J}d  taki  J)at  rett  eptir  mööur  febr  sinum. 
.      Annaler,  1849,  S.  295 — 96. 
^)  Konüngsbök,  118/222;  StaÖarhölsbok,  58/66. 
^)  So  auch  V.  Finsen,  Glossar,  s.  v.  arfi,  S.  584. 
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paar  weitere  Stellen  bestätigen  diese  Folgerung,  indem  sie  dieselbe 
allerdings  einigermaßen  beschränken.  Auf  der  einen  Seite  nämlich 
wird  ganz  unzweideutig  ausgesprochen,  daß  der  unehelich  Geborene 
gleich  dem  ehelich  Geborenen  seine  eigenen  Kinder  und  seinen 
eigenen  Freigelassenen  beerbe,  ^)  und  wir  haben  allen  Grund  anzu- 
nehmen, daß  dieser  Satz  alten  Rechtens  sei,  da  ja  die  unechte  Ge- 
burt einer  Person  selbst  bei  strengster  Auffassung  nur  zur  Folge 
haben  konnte,  daß  deren  Beziehung  zu  deren  Vater  und  Mutter,  so- 
wie zu  der  Verwandtschaft  ihrer  beiden  Eltern  ignoriert  wurden, 
aber  doch  kaum  dazu  führen  konnte,  dem  unecht  Geborenen  die 
Rechte  zu  verkümmern,  welche  ihm  aus  einem  Fatronatsverhältnisse 
seinem  Freigelassenen,  oder  durch  die  Eingehung  einer  rechtsgültigen 
Ehe  seinen  ehelichen  Kindern  gegenüber  erwuchsen.  Auf  der  anderen 
Seite  war  aber  auch  dem  Vater  verstattet,  seinem  natürlichen  Sohne 
eine  Zuwendung  bis  zum  Werte  von  zwölf  aurar  zukommen  zu  lassen, 
ohne  daß  er  hierfür  der  Zustimmung  seiner  geborenen  Erben  be- 
durfte, vorausgesetzt  nur,  daß  jeder  der  gesetzlichen  Erben  auf  seinen 
Erbteil  mindestens  ebensoviel  erhielt.  Ein  eigentümlicher  Bericht 
einer  geschichtlichen  Quelle  zeigt,  daß  auch  diese  letztere  Bestimmung 
althergebracht  war.'^)  Nach  ihm  ging  der  alte  Höskuldr  Dalakollsson 
(t  um  985)  auf  seinem  Sterbebette  seine  beiden  ehelichen  Söhne  an, 
ihm  die  arfleiömg  seines  unechten  Sohnes,  des  Olafr  pä,  zu  ge- 
statten, und  diesem  damit  den  Anspruch  auf  gleiche  Teilung  des 
väterlichen  Nachlasses  mit  ihnen  einzuräumen ;  als  die  echtgeborenen 
Söhne  hierauf  einzugehen  sich  weigerten,  forderte  sie  der  Vater  so- 
fort auf,  ihm  wenigstens  zu  gestatten,  daß  er  von  seinem  Rechte 
Gebrauch  mache,  und  ihrem  unechten  Bruder  eine  Vergabung  von 
zwölf  aurar  Wert  zuwende;  nachdem  er  endlich  hierzu  die  Zu- 
stimmung der  beiden  erhalten  hatte,  schenkte  er  dem  Olafr  Kleinodien 
im  Werte  von  zwölf  Unzen  Goldes.  Damit  war  nun  freilich  in 
hohem  Grade  hinterlistig  gehandelt,  da  die  zwölf  aurar  des  Gesetzes 
unzweifelhaft  lögaurar  und  nicht  Unzen  Goldes  waren,  welches  letztere 
achtmal  höher  im  Werte  stand  als  Silber,  ^)  und  da  die  Zustimmung 
der  echtgeborenen  Söhne  sich  offenbar  nur  auf  den  gesetzlich  vor- 
gesehenen Wert,  bezogen  hatte ;  aber  immerhin  wird  durch  den  Vor- 
gang die  Existenz  der  gesetzlichen  Bestimmung  für  den  Schluß  des 


K  onüngsbök,  127/247; 
ebenda. 

Laxdoela,  26/102 — 4. 


Staöarhölsbök,  66/85. 

vgl.  Konüngsbök,  246/193. 
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TO.  Jahrhunderts,  oder  doch  für  eine  ziemlich  weit  zurückliegende 
Zeit  bezeugt,  und  in  der  Tat  dürfte  diese  ihre  Entstehung  einer  Zeit 
verdanken,  welche  von  einem  gesetzlichen  Erbrechte  der  unehelichen 
Kinder  ihren  Filtern  gegenü])er  noch  nichts  wußte,  wenn  dieselbe 
auch  in  der  späteren  Zeit  einem  bloß  subsidiären  gesetzlichen  Erb- 
rechte derselben  gegenüber  immer  noch  eine  gewisse  Bedeutung  be- 
hielt. Demgegenüber  beruft  nun  aber  die  Erbschaftstafel  unserer 
beiden  Rechtsbücher  ^)  unmittelbar  nach  den  echtgeborenen  Söhnen 
und  Töchtern,  Eltern  und  Geschwistern  auch  den  Sohn  und  die 
Tochter,  den  Bruder  und  die  Schwester  von  unechter  Geburt,  und 
zwar  die  Geschwister  sowohl  von  der  Vaterseite  als  von  der  Mutter- 
seite, während  zugleich  kategorisch  ausgesprochen  wird,  daß  in  den 
entfernteren  Graden  nur  noch  ehelich  Geborene  berücksichtigt  werden. 
In  der  Staöarhölsbök  findet  sich  ferner  an  einer  anderen  Stelle  -)  eine 
weitere  Bestimmung,  welche  nicht  nur  das  Erbrecht  der  unehelich 
Geborenen  in  ganz  derselben  Weise  regelt,  sondern  nur  auf  andere 
verwandtschaftliche  Rechte  und  Pflichten  derselben  sich  bezieht;  in 
der  Konüngsbok  ist  diese  Bestimmung  zu  der  vorigen  am  Rande 
als  Referenz  nachgetragen,  und  auch  in  der  Belgsdalsbök  und  einer 
weiteren  Hs.,  AM.  315  B.  fol.,  sind  Teile  derselben  vorgeschrieben,'^) 
w^ährend  dieselbe  in  der  Staöarhölsbök  am  Rande  ausdrücklich  als 
nymaeli  bezeichnet  ist.  ^)  Aller  Wahrscheinlichkeit  nach  handelt  es 
sich  demnach  dabei  um  ein  weit  über  das  Erbrecht  hinausgreifendes, 
die  sämtlich  den  unecht  Geborenen  zukommenden  Rechte  und 
Pflichten  umfassendes  Gesetz,  durch  welches  ein  gesetzliches  Erbrecht 
derselben  ihren  Eltern  sowohl  als  ihrer  väterlichen  Verwandtschaft 
gegenüber  erst  nur  eingeführt  wurde,  und  wurde  von  diesem  Gesetze 
eben  nur  vielleicht  der  erbrechtliche  Teil  früher  eingeführt  als  dessen 
übrige  Bestandteile,  und  dann  hinterher  bei  der  Einführung  dieser 
letzteren  um  der  Vollständigkeit  willen  nochmals  mit  etwas  anderen 
Worten  eingestellt.  Ungerechtfertigt  scheint  mir  dagegen  Vilhjalmr 
Finsens  Annahme,  daß  zwischen  die  völlige  Ausschließung  der  un- 
echten Geburt  vom  Erbrechte  und  ihre  Zulassung  zu  demselben  in 


^)  Konüngsbok,  1 18/218 — 19  ;  Staöarhölsbök,  56/63  und  64  ;  ebenso  auch 
Belgsdalsbök,  45/238 — 39. 

2)  Staöarhölsbök,  73/97;  in  Koniingsbök,  I18/218 — 19  als  Referenz. 

3)  Belgsdalsbök,  46/239;  Anhang  II,  1/227  (AM.  315,  B);  AM.  173,  D., 
1 1/460 — I. 

^)  ^'gl-  Vilh.  Finsen,  Om  de  islandske  Love  i  Fristatstiden,  S.  227,  Anm.  (in 
den  Aarboger  for  nordisk  Oldkyndighed  og  Historie,  1873). 
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dem  eben  bezeichneten  Umfange  noch  ein  Übergangsstadium  sich 
in  die  Mitte  geschoben  habe.  Er  glaubt  die  gelegentHche  Angabe 
einer  weiteren  Stelle  ^)  auf  ein  solches  beziehen  zu  sollen,  daß  un- 
eheliche Kinder  beerben  sollen  „ef  engl  hefir  ]3eirra  manna,  er  til 
arfs  ero  talöir  at  lögum'',  oder  wie  er  übersetzt:  „efter  de  Maend,  der 
skulle  tage  Arv  efter  Lovene" ;  aber  diese  letzteren  Worte  dürfen  nicht 
auf  das  Fehlen  aller  und  jeder  erbberechtigter  Verwandter,  sondern 
nur  auf  das  Fehlen  solcher  Verwandter  bezogen  werden,  welche  das 
Gesetz  technisch  als  „talöir  til  arfs  1  lögum"  bezeichnete,  also  auf 
den  ersten  Grad  der  Deszendenz,  Aszendenz  und  Seitenlinie,  und  so 
verstanden  sagt  die  Stelle  dann  nicht,  wie  Finsen  will,  daß  nur  die 
unechten  Kinder  ihren  Eltern  gegenüber,  und  auch  diesen  gegenüber 
nur  für  den  Fall  erbberechtigt  sein  sollen,  daß  überhaupt  keinerlei 
erbberechtigte  Verwandten  von  ehelicher  Abkunft  vorhanden  seien, 
sondern  sie  sagt  nur,  daß  die  unehelichen  Kinder  ihre  Eltern  beerben, 
sowie  eheliche  Kinder,  Eltern  und  eheliche  Geschwister  derselben 
nicht  vorhanden  sind,  also  ganz  dasselbe,  was  auch  an  den  vorhin 
besprochenen  beiden  Stellen  gesagt  wird.  Richtig  ist  dagegen  aller- 
dings, daß  sich  in  dem  Kapitel,  mit  welchem  die  Staöarhölsbök  ihren 
erbrechtlichen  Abschnitt  schließt,  -)  umgekehrt  eine  in  der  Konüngs- 
bök  fehlende  Bestimmung  eingeschaltet  zeigt,  nach  welcher  in  Er- 
mangelung ehelich  geborener  Personen,  welche  im  dritten  gleichen 
Grade  oder  näher  mit  dem  Erblasser  verwandt  sind,  dessen  unecht 
geborene  Verwandte  bis  zu  demselben  Grade  zur  Erbfolge  berufen 
werden  sollen,  und  zwar  in  ganz  derselben  Reihenfolge,  wie  solche 
für  die  echt  Geborenen  vorgeschrieben  war.  Berücksichtigt  man, 
daß  für  die  eheliche  Geburt  die  Grenze  des  Erbrechtes  erst  auf  den 
fünften  gleichen  Grad  gesetzt  war,  so  ist  klar,  daß  selbst  diese  zweite 
und  letzte  Ausdehnung  der  den  unecht  Geborenen  eingeräumten 
erbrechtlichen  Befähigung  noch  immer  hinter  der  für  die  eheliche 
Verwandtschaft  bestehenden  Grenze  nicht  unerheblich  zurückblieb. 
Bezüglich  der  Altersvormundschaft  ferner  galt  die  Regel:  „svä 
skal  til  fjär  varöveizlu  taka,  sem  til  arfs";'^)  näheres  aber  über  die 
Handhabung  dieser  Regel  gegenüber  den  unecht  Geborenen  wird 
uns  nicht  angegeben.    Hinsichtlich  der  Alimentationspflicht 

^)  Konüngsbök,  143/24;  Staöarhölsbök,  116/149. 
^)  Staöarhölsbök,  80/102. 

^)  Konüngsbök,  122/230  und  Staöarhölsbök,  64/78;  vgl.  Staöar- 
hölsbök, 57/64,  was  in  der  Konüngsbök,  1 18/220  nur  als  Referenz  einge- 
tragen ist. 
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sodann  werden  zunächst  bezüglich  des  ersteren  Grades  der  aufsteigen- 
den, absteigenden  und  Seitenhnie  einige  besondere,  und  von  der 
Regel  des  Erbrechtes  teilweise  abweichende  Vorschriften  ausge- 
sprochen, und  wird  weiterhin  der  Satz  aufgestellt,  daß  jedermann, 
den  Besitz  genügenden  Vermögens  vorausgesetzt,  die  Person  zu  ali- 
mentieren  habe,  deren  geborener  Erbe  er  sei,  ^)  womit  denn  doch 
auch  wieder  die  prinzipielle  Identität  der  Reihenfolge,  in  welcher 
man  zur  Ahmentationspflicht  und  zur  Erbfolge  berufen  wird,  ausge- 
sprochen erscheint;  doch  finden  wir  neben  dieser  allgemeinen  Regel 
auch  noch  eine  Reihe  besonderer  Bestimmungen,  welche  gerade  in 
Bezug  auf  die  den  unecht  Geborenen  obliegende  Alimentationslast 
diesen  Parallelismus  mit  dem  Erbrechte  des  näheren  ausführen.  Ob 
zu  irgend  einer  Zeit  die  unecht  Geborenen  von  jeder  Alimentations- 
pflicht ihren  Eltern  und  ihrer  elterlichen  Verwandtschaft  gegenüber 
völlig  frei  waren,  wird  uns  nicht  gesagt,  und  läßt  sich  auch  nicht 
mit  voller  Bestimmtheit  aus  der  Analogie  des  Erbrechtes  erschließen ; 
dagegen  erfahren  wir,  daß  zu  der  Zeit,  in  welcher  dieselben  ihre 
Eltern  und  Geschwister  beerbten,  wenn  echt  geborene  Verwandte 
des  ersten  gleichen  Grades  fehlten,  auch  die  Alimentationspflicht 
diesen  gegenüber  ihnen  oblag,  und  zwar  aller  Wahrscheinlichkeit 
nach  auf  Grund  derselben  Novelle,  welche  ihnen  jene  Erbberechtigung 
eingeräumt  hatte.  Jetzt  galt  demnach  die  Regel,  ^)  daß  nicht  nur 
der  unehelich  Geborene  seine  eigenen  Kinder  ganz  in  derselben 
Weise  zu  alimentieren  hatte  wie  der  echt  Geborene,  was  sich  doch 
w^ohl  unter  allen  Umständen  von  selbst  verstand,  sondern  daß  auch 
die  unecht  Geborenen  ihre  Eltern  und  ihre  Geschwister  zu  alimen- 
tieren schuldig  waren,  falls  keine  zur  Erbfolge  näher  berufenen  Per- 
sonen vorhanden  waren,  und  falls  sie  selbst  ein  bestimmtes  Maß  von 
Vermögen  besaßen.  Wie  ihr  Erbrecht,  so  war  demnach  auch  ihre 
Alimentationspflicht  nur  eine  eventuelle,  und  diese  letztere  war  über- 
dies auch  noch  insoferne  eine  minder  drückende,  als  eheliche  Kinder 
sich  für  ihre  Eltern  nötigenfalls  sogar  der  Schuldknechtschaft  unter- 
werfen, und  eheliche  Geschwister  für  einander  wenigstens  noch  mit 
ihrer  eigenen  Hände  Arbeit  einstehen  mußten,  während  den  unecht 
Geborenen  die  erstere  Verpflichtung  überhaupt  nicht,  und  die  letztere 
wenigstens  nur  unter  der  Voraussetzung  oblag,  daß  sie  des  Alimen- 
tationsbedürftigen nächste  Erben  waren.    Ausdrücklich  wird  dabei 


^)  Konüngsbök,  128/3;  StaÖarhölsbok,  81/103. 
2)  StaÖarhölsbok,  II1/142. 
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bemerkt,  daß  die  Alimentationspflicht  der  unecht  Geborenen  über 
die  bezeichnete  Grenze  nicht  hinausreiche,  und  es  ist  somit  voll- 
kommen richtig,  wenn  eine  zweite  Bearbeitung  der  betreffenden 
Novelle  den  Grundsatz  ausspricht:  „ok  skal  svä  fara  ömegö  sem  arfr", 
und  „eptir  firnari  menn  ero  skfrgetnir  menn  til  arfs  ok  ömegöar,  ef 
eigi  taka  systkin'',  ^)  oder  wenn  die  Staöarhölsbök  anderwärts  noch 
eine  Einschaltung  zeigt,  welche  ebenfalls  wieder  die  Gleichheit  der 
Begrenzung  der  Alimentationspflicht  und  des  Erbrechtes  für  die  un- 
echte Geburt  ausspricht.  ^)  Endlich  dehnt  aber  auch  dasselbe  Kapitel 
dieses  letzteren  Rechtsbuches,  welches  den  unecht  Geborenen  ein 
eventuelles  Erbrecht  bis  zum  dritten  gleichen  Grade  einschließlich 
einräumt,  deren  eventuelle  Alimentationspflicht  ebensoweit  aus,  ^)  so 
daß  also  die  Alimentationspflicht  der  unecht  Geborenen  genau  den- 
selben Entwicklungsgang  nahm  wie  deren  Erbrecht.  Eine  völlig 
andere  Frage  als  die  nach  der  Alimentationspflicht  der  unecht  Ge- 
borenen war  natürlich  die  nach  ihrer  Alimentationsberechti- 
g  u  n  g ;  indessen  mag  auch  diese  gleich  hier  noch  besprochen  werden. 
Es  wurde  bereits  gelegentlich  erwähnt,  daß  uneheliche  Kinder,  die 
Feststellung  der  Paternität  natürlich  vorausgesetzt,  bis  zum  zurück- 
gelegten it>.  Lebensjahre  von  ihrem  Vater  und  ihrer  väterlichen  Ver- 
wandtschaft alimentiert  werden  mußten,  wogegen  nach  Überschreitung 
dieser  Altersgrenze  der  nächste  Verwandte  ohne  Unterscheidung 
zwischen  der  väterlichen  und  mütterlichen  Verwandtschaft  zu  ihrer 
Pflege  berufen  wurde  indessen  ist  doch  jene  Verpflichtung  der 
väterlichen  Verwandtschaft  keine  unbeschränkte.  Einmal  nämlich 
braucht  die  Verwandtschaft  des  Kindsvaters  nicht  mehr  als  vier  un- 
eheliche Kinder  desselben  zu  übernehmen,  und  zwar  so,  daß  je  zwei 
derselben  auf  des  Kindsvaters  väterliche  und  mütterliche  Verwandt- 
schaft fallen.  ^)  Zweitens  aber  brauchte  man  von  einem  Verwandten, 
dem  man  nicht  näher  stand  als  im  vierten  gleichen  Grade,  über- 
haupt nicht  mehr  als  zwei  uneheliche  Kinder  zu  übernehmen,  wenn 
nicht  durch  Kastration  des  Vaters  gegen  eine  weitere  Vermehrung 


^)  Staöarhölsbök,  73/97;  Belgsdalsbök,  46/239;  in  AM.  315,  B.  fol.,, 
1/227  zeigt  die  Stelle  eine  Lacune,  in  Konüngsbök,  11 8/2 18 — 19  ist  sie  nur  als 
Referenz  eingestellt. 

^)  Staöarhölsbök,  56/63. 

^)  ebenda,  80/102. 

^)  Konüngsbök,  128/7  ^^nd  142/23;  Staöarhölsbök,  85/1 11  und  104/135^ 
dann  83/107.    Wegen  des  Vaters  vgl.  auch  ebenda,  173/207. 
^)  Konüngsbök,  I43'28;  Staöarhölsbök,  116/150. 
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seiner  Kinderzahl  volle  Sicherheit  geboten  ist.  ^)  Endlich  braucht 
man  auch  die  uneheHchen  Kinder  eines  Mannes  nicht  zu  übernehmen, 
Avelchen  man  seinerzeit  selbst  mindestens  zur  Hälfte  alimentiert  hatte, 
wenn  dies  anders  nur  zufolge  einer  subsidiären,  nicht  primären 
Alimentationspflicht  geschehen  war.  Wer  die  Verpflegung  der- 
jenigen launbörn  zu  übernehmen  hatte,  welche  nach  diesen  Regeln 
der  väterlichen  Verwandtschaft  nicht  überbürdet  werden  konnten, 
wird  uns  nicht  gesagt;  mag  sein,  daß  dabei  mit  V.  Finsen  an  die 
Gemeinde  zu  denken  ist,  welche  ja  überhaupt  für  die  Armenpflege 
eventuell  einzustehen  hatte,  mag  aber  auch  sein,  daß  vor  ihr  noch 
die  mütterliche  Verwandtschaft  herzuhalten  hatte,  wie  sie  dem  mündig 
gewordenen  unecht  Geborenen  gegenüber  einzutreten  hatte,  und 
jedenfalls  werden  wir  annehmen  dürfen,  daß  diese  letztere  dann  in 
erster  Linie  haftbar  war,  wenn  die  Paternität  nicht  festgestellt,  und 
somit  eine  väterliche  Verwandtschaft  nicht  vorhanden  war,  welche 
angegriffen  werden  konnte.  Auffallen  könnte  allerdings,  daß  die 
Ahmentationspflicht  der  väterlichen  Verwandtschaft  bis  über  den 
vierten  gleichen  Grad  hinaus  erstreckt  wird,  während  doch  sonst  die 
Verbindung  der  unecht  Geborenen  mit  ihrem  Geschlechte  anfangs 
auf  den  ersten,  und  selbst  später  noch  wenigstens  auf  den  dritten 
gleichen  Grad  beschränkt  war;  indessen  läßt  sich  diese  Abnormität 
immerhin  teils  aus  dem  halbwegs  deliktmäßigen  Ursprünge  der  Ver- 
pflichtung, und  teils  aus  der  Rücksicht  auf  die  eventuelle  Haftung 
der  Gemeinde  erklären.  Bezüglich  des  Verlobungsrechtes 
gehen  unsere  verschiedenen  Texte  auseinander.  Die  Staöarhölsbök 
beruft  an  der  dieses  Recht  speziell  behandelnden  Stelle  ^)  die  unecht 
Geborenen  zu  demselben  nur  innerhalb  des  ersten  Grades  der  ab- 
steigenden und  Seitenlinie,  und  zwar  an  derselben  Stelle  und  in  der- 
selben Reihenfolge,  in  welcher  sie  zur  Erbfolge  berufen  werden,  nur 
mit  dem  Unterschiede,  daß  Weiber  das  Verlobungsrecht  nicht  selber 
ausüben,,  sondern  nur  auf  ihre  Ehemänner  übertragen  können,  wenn 
sie  verheiratet  sind;  für  die  entfernteren  Grade  wird  durch  die  Ver- 
weisung auf  den  „nänasti  niör  karlmanna  arfgengra"  jede  Berechti- 
gung der  unechten  Geburt  ausdrücklich  ausgeschlossen.  Demgegen- 
über erwähnt  die  Konüngsbök  an  der  betreffenden  Stelle  der  unecht 
geborenen  Kinder  und  Geschwister  nicht,      und  da  auch  sie  nach 

^)  Konüngsbök,  143/26;  S  t  a  a  r  h  6  1  s  b  6  k  ,  I16/150. 
2)  Konüngsbök,  143/24;  Staöarhölsbök,  1 16/149. 
3j  Annaler,  1850.  S.  171. 

^)  Staöarhölsbök,  I18/155.  ^)  Konüngsbök,  144/29. 
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Besprechung  des  ersten  Grades  der  ehelichen  Verwandtschaft  auf 
den  nänasti  niör  karlmanna  arfgengra  verweist,  sind  diese  damit  von 
jeder  Berufung  ausgeschlossen;  an  einer  späteren  Stelle  freilich  kehrt 
dieselbe  Bestimmung  nochmals  wieder,  ^)  jedoch  mit  der  Abweichung, 
daß  das  Wörtchen  „arfgengra''  fehlt,  was  zwar  nicht  zufällig  sein 
mag,  vielleicht  aber  auch  bedeutsam  ist,  indem  durch  diese  Streichung 
möglicherweise  die  Miteinbeziehung  der  unecht  Geborenen  in  dem- 
selben Umfange  bewirkt  werden  wollte,  in  welchem  sie  zur  Erbfolge 
herangezogen  wurden.  Dieselbe  Verschiedenheit  der  Haltung  beider 
Rechtsbücher  kehrt  ferner  auch  gelegentlich  der  Berufung  zur  Un- 
zuchtsklage wieder.  Die  Konüngsbök  schweigt  auch  hier  wieder 
gänzlich  von  der  unechten  Geburt,  und  verweist  an  einer  Stelle 
lediglich  auf  die  Reihenfolge  der  Berufung  zum  Verlobungsrechte,  -) 
und  von  einer  zweiten  auf  die  Reihenfolge  der  Berufung  zur  Blut- 
klage ;  ^)  die  Staöarhölsbök  dagegen  beruft  wieder  nach  dem  ersten 
Grade  der  ehelichen  Verwandtschaft  den  unehelichen  Sohn  und  den 
Ehemann  der  unehelichen  Tochter,  und  wenn  sie  die  unehelichen 
Geschwister  nicht  ausdrücklich  erwähnt,  so  sind  dieselben  doch  durch 
die  ausdrückliche  Verweisung  auf  die  Analogie  des  Verlobungsrechtes 
mit  inbegriffen,  welche  hier  neben  der  Verweisung  auf  die  Analogie 
der  Blutklage  steht.  ^)  In  Bezug  auf  beide  Rechte  hilft  uns  aber  jene 
Stelle  der  Staöarhölsbök  weiter,  welche  als  Referenz  auch  in  die 
Konüngsbök  übergegangen  ist,  und  welche  mit  den  Rechten  der 
unecht  Geborenen  überhaupt  sich  beschäftigt ;  sie  beruft  sowohl 
den  brööir  laungetinn  samfeöri  und  sammoeöri,  als  auch  den  Ehemann 
der  systir  laungetin  samleöra  und  sammceöra  zu  den  festar  sowohl 
als  zur  legorössök,  und  zwar  an  derselben  Stelle,  wie  sie  zur  Erbfolge 
berufen  wären,  und  auch  ein  paar  kleinere  Handschriftenfragmente 
wiederholen  denselben  Satz  in  ähnlichem  Zusammenhange.  ^)  Daß 
dabei  der  uneheliche  Sohn  sowohl  als  der  Ehemann  der  unehelichen 
Tochter  ungenannt  bleiben,  tut  nichts  zur  Sache,  da  wir  die  frag- 
liche Novelle  nirgends  in  ihrer  authentischen  Fassung,  sondern  über- 


^)  Konüngsbök,  253/203. 

^)  ebenda,  156/48.  ^)  ebenda,  254/203. 

Staöarhölsbök,    145/177;    vgl.   wegen   der   unechten   Kinder  ebenda, 

173/207. 

^)  ebenda,  73/97;  vgl.  Konvingsbök,  I18/218 — 19. 

Belgsdalsbök,  46/239;  AM.  315,  B.  fol.,  1/227.  In  der  Belgsdals- 
bök,  51/242  stehen  ferner  über  die  legorÖssakaraÖild  dieselben  Bestimmungen  wie  in 
Staöarhölsbök,  145/177. 

Maurer,  Verwandtschafts-  und  Erbrecht  nach  altnordischem  Rechte.  lO 
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all  nur  in  mehr  oder  minder  verschieden  gefaßten  Auszügen  vor  uns 
haben ;  immerhin  aber  zeigt  sich,  daß  die  unehelichen  Kinder  und 
Geschwister  auch  von  diesen  beiden  Rechten  ursprünglich  ausge- 
schlossen gewesen  waren,  und  erst  durch  jene  Novelle  zu  denselben 
berufen  wurden.  Dagegen  findet  sich  von  einer  noch  weiteren  Aus- 
dehnung der  Rechte  der  unechten  Geburt,  wie  solche  für  das  Erb- 
recht und  die  Alimentationspflicht  nachzuweisen  war,  auf  dem  Ge- 
biete des  Verlobungsrechtes  und  der  Unzuchtsklage  keine  Spur. 
Hinsichtlich  der  Berufung  zur  Blutklage  stellt  die  Konüngsb(3k 
dieselbe  Reihenfolge  auf  wie  bezüglich  der  Berufung  zur  Erbfolge, 
nur  mit  dem  Unterschiede,  daß  die  Weiber  sowohl  als  deren  etwaige 
Ehemänner  von  der  Klagestellung  gänzlich  ausgeschlossen  sind;  es 
erscheinen  demnach  nur  der  unechte  Sohn  und  Bruder  berufen,  und 
zwar  gleich  nach  den  ehelich  geborenen  Brüdern,  wogegen  hinter 
jenen  wieder  nur  die  entferntere  eheliche  Verwandtschaft  zum  Zuge 
kommt.  ^)  Dieselbe  Bestimmung  kehrt  auch  in  der  Belgsdalsbok 
wieder,^)  und  es  ist  sicherlich  nur  ein  gekürzter  Ausdruck,  wenn  die 
Staöarhölsbök,  im  übrigen  konform,  nur  den  unehelichen  Sohn  nennt, 
ohne  des  Bruders  zu  gedenken,  welcher  sich  aus  den  unmittelbar 
vorhergehenden  Bestimmungen  über  die  ehelichen  Söhne  und  Brüder 
einfach  ergänzen  ließ;^)  an  jener  anderen  mehrerwähnten  Stelle 
der  beiden  letzten  Rechtsbücher,  welche  als  Referenz  in  die  Konüngs- 
bök  übergegangen  ist,  ^)  werden  denn  auch  richtig  der  brööir  sam- 
feöri  und  sammceöri  als  zur  vfgsakaraöild  berufen  ausdrücklich  ge- 
nannt. Nicht  vollkommen  genau  ist  es  hiernach,  wenn  an  ein  paar 
bereits  angeführten  Stellen  die  Berufung  zur  vfgsök  als  gleichartig 
zusammengestellt  wird,  soferne  ja  bei  der  letzteren  die  Ehemänner 
verheirateter  Weiber  berücksichtigt  werden,  bei  der  ersteren  dagegen 
nicht;  indessen  ist  eine  derartige  Ungenauigkeit  doch  so  unbedeuten- 
der Art,  daß  sie  nicht  ernsthaft  in  Betracht  kommen  kann.  Im 
Baugatal  aber  wird  der  sonr  |)yborinn  eöa  laungetinn  nur  unter  die 
sakaukar  gestellt,  und  ihm  somit  am  Wergeide  kein  regelmäßiger 
Anteil  eingeräumt;^)  von  dem  unecht  geborenen  Bruder  aber  wird 
vollends  überhaupt  nicht  in  der  Wergeldstafel  gesprochen.  Unter  den 
Personen   endlich,   welche  wegen  der  legorössök  Blutrache  zu 

^)  Konüngsbok,  94/168. 

2j  Belgsdalsbok,  56/244.  ^)  Staöarhölsbök,  297/335. 

ebenda,  73/97;  Belgsdalsbok,  46/239;  Konüngsbok,   I18/218 — 19. 
^)  Konüngsbok,  254/203;  Staöarhölsbök,  145/177. 
^)  Konüngsbök,  II3/201. 


§  6.    Die  uneheliche  Geburt. 


nehmen  berechtigt  sind,  oder  welche  als  Richter,  Zeugen  oder  Ge- 
schworene einer  Rekusation  unterliegen,  werden  unehehch  Geborene 
uns  überhaupt  nicht  genannt.  —  Alles  in  allem  genommen  haben 
wir  hiernach  in  der  Geschichte  der  unechten  Geburt  und  ihrer  Stel- 
lung zur  Verwandtschaft  drei  Stufen  zu  unterscheiden.  In  der  ersten 
Periode  erscheint  dieselbe  von  allen  verwandtschaftUchen  Rechten 
und  Pflichten  so  gut  wie  völlig  ausgeschlossen;  insbesondere  gelten 
die  unehelich  Geborenen,  soweit  nicht  etwa  die  ßeerbung  ihrer 
eigenen  ehelichen  Kinder  oder  ihrer  Freigelassenen,  oder  ihre  Berück- 
sichtigung durch  besonders  gemachte  Zuwendungen  in  Frage  steht, 
als  vollkommen  erbunfähig,  wogegen  sie  allerdings  Alimentations- 
ansprüche  gegen  ihre  Eltern  bereits  gehabt  haben  mögen.  In  der 
zweiten  Periode  wurde  den  unehelichen  Kindern  und  Geschwistern 
ein  Anteil  an  den  verwandtschaftlichen  Rechten  und  Pflichten  ein- 
geräumt; jedoch  nur  hinter  den  ehelichen  Kindern  und  Geschwistern 
und  unter  Ausschluß  aller  entfernteren  Grade  der  unechten  Geburt 
von  aller  und  jeder  Berechtigung.  Die  dritte  Periode  endlich  ge- 
währte den  unehelich  Geborenen  bis  zum  dritten  gleichen  Grade 
einschließlich  eine  eventuelle  Berechtigung  für  den  Fall  des  Nicht- 
vorhandenseins irgendwelcher  ehelicher  Verwandter  innerhalb  des- 
selben Grades,  wogegen  noch  entferntere  Grade  der  unechten  Ge- 
burt auch  jetzt  noch  unberücksichtigt  blieben.  Der  erste  Blick  zeigt, 
wie  dieser  allmähliche  Fortschritt  im  Wachstume  der  den  unehelich 
Geborenen  eingeräumten  Rechte  mit  der  früher  erörterten  Gliederung 
der  Verwandtschaft  zusammenhängt.  Der  erste  Schritt  gewährt  nur 
denjenigen  laungetnir  menn,  welche  dem  Grade  nach  zum  engsten 
Verwandtenkreise  gehören  würden,  Rechte  und  Pflichten,  und  zwar 
hinter  den  ehelich  geborenen  Angehörigen  dieses  Kreises;  sie  ge- 
hören fortan  mit  zu  den  talöir  menn  1  lögum,  und  schließen  als 
solche  die  dem  Grade  nach  entferntere  Verwandtschaft  von  ehelicher 
Abstammung  aus.  Der  zweite  Schritt  gewährt  sodann,  wenn  wir 
einer  früher  ausgesprochenen  Vermutung  über  die  ursprüngliche 
Begrenzung  des  bauggildi  und  nefgildi  vertrauen  dürfen,  auch  den- 
jenigen unecht  Geborenen  verwandtschaftliche  Rechte  und  Pflichten, 
welche  ihrer  Gradesnähe  nach  zu  diesen  beiden  Kategorien  gehören 
würden,  und  zwar  wiederum  in  der  Art,  daß  sie  unmittelbar  nach 
der  eheUchen  Verwandtschaft  beider  Klassen  in  einem  Haufen  be- 
rufen werden,  unter  sich  nach  Maßgabe  derselben  Reihenfolge,  welche 
für  die  ehehche  Verwandtschaft  die  entscheidende  war  und  mit  Aus- 
schluß aller  entfernteren  Verwandten  von  ehelicher  Abkunft.  Insoweit 
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also  wäre  alles  klar,  und  wenn  zwar  die  einzige  von  einer  Ausdeh- 
nung der  verwandtschaftlichen  Berechtigung  bis  zum  dritten  gleichen 
Grade  handelnde  Stelle  nur  vom  Erbrechte  und  von  der  Armen- 
alimentation  spricht,  so  werden  wir  doch  hieraus  keineswegs  ohne 
weiteres  den  Schluß  ziehen  dürfen,  daß  sich  die  betreffende  Bestim- 
mung wirklich  nur  auf  diese  beiden  Gebiete  bezogen  habe.  Wir 
haben  ja  gesehen,  wie  zumal  die  Konüngsbok  in  ihrer  Textesge- 
staltung noch  vielfach  zwischen  dem  ersten  und  dem  zweiten  Sta- 
dium der  Entwicklung  hin  und  her  schwankt,  was  wir  doch  nur  aus 
der  Annahme  erklären  können,  daß  deren  Kompilator  für  die  ver- 
schiedenen Abschnitte  seines  Rechtsbuches  Vorlagen  verschiedenen 
Alters  benützte,  und  nicht  immer  mit  genügender  Umsicht  das  neuere 
Recht  in  die  älteren  Texte  hineinzukorrigieren  wußte.  Es  fehlt  auch 
nicht  an  Belegen  für  die  Begehung  ganz  ähnlicher  Verstoße  auf 
anderen  Gebieten,  wie  denn  z.  B.  die  Novelle  über  die  verbotenen 
Verwandtschaftsgrade  und  die  verwandtschaftliche  Armenpflege  vom 
Jahre  12 17  in  demselben  Rechtsbuche  zwar  am  Schlüsse  des  Christen- 
rechtes eingestellt  ist,  aber  dennoch  hinterher  weder  im  Armenrechte 
noch  im  Eherechte  sich  berücksichtigt  zeigt;  da  besteht  denn  aller- 
dings auch  die  Möglichkeit,  daß  von  jenem  jüngeren  Gesetze  über 
die  unechte  Geburt  von  dem  Kompilator  der  Staöarhölsbök  eben 
nur  zufällig  in  Bezug  auf  andere  Gebiete  als  das  der  Armenpflege 
und  des  Erbrechtes  keine  Notiz  genommen  worden  sein  könnte. 
Nicht  mit  völliger  Sicherheit  bestimmbar  dürfte  auch  die  Zeit 
sein,  welcher  die  beiden  hier  in  Betracht  kommenden  Neuerungen 
angehören.  Doch  läßt  sich  vermuten,  daß  das  letzte  Gesetz,  welches 
nur  in  der  Staöarhölsbök,  und  auch  in  dieser  nur  am  Schlüsse  des 
Erbrechtes  berücksichtigt  ist,  erst  nach  dem  Abschlüsse  der  Konüngs- 
bok, also  etwa  in  den  Jahren  1260 — 70,  werde  erlassen  worden  sein' 
daß  ferner  auch  das  frühere  Gesetz,  welches  nur  die  unehelichen 
Kinder  und  Geschwister  zu  verwandtschaftlichen  Rechten  und  Pflichten 
heranzieht,  nicht  vor  der  ersten  Hälfte  des  13.  Jahrhunderts  entstanden 
sein  werde.  Die  Ungleichförmigkeit  der  Berücksichtigung  dieses 
älteren  Gesetzes  in  der  Konüngsbok,  dann  auch  der  durchgängige 
Gebrauch  der  Bezeichnung  eigi  arfgengr,  eigi  til  arfs  alinn  u.  dgl. 
für  den  unecht  Geborenen,  lassen  darauf  schließen,  daß  die  Zeit,  in 
welcher  die  unechte  Geburt  von  den  verwandtschaftlichen  Rechten 
und  insbesondere  vom  Erbrechte  noch  völlig  ausgeschlossen  gewesen 
war,  nicht  allzuweit  hinter  der  Entstehungszeit  jenes  älteren  Rechts- 
buches zurücklag;  überdies  machte  gerade  die  wilde  Sturlüngenzeit 
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welche  auch  auf  geschlechtHchem  Gebiete  die  äußerste  Zerrüttung 
zeigt,  die  Notwendigkeit  einer  gewissen  Berücksichtigung  der  un- 
echten Geburt  zumal  den  angeseheneren  Häusern  des  Landes  nahe- 
gelegt haben.  Die  Art,  wie  in  unseren  beiden  Rechtsbüchern  am 
Eingange  des  Erbrechtes  der  unechten  Geburt  gedacht  und  dann 
hinterher  eine  umfassendere  Novelle  über  ihre  Stellung  entweder  in 
einem  eigenen  Kapitel  nachgetragen  oder  auch  als  Referenz  am 
Rande  jener  ersteren  vermerkt  wird,  könnte  die  Vermutung  erwecken^ 
daß  etwa  die  Berücksichtigung  der  unehelichen  Kinder  und  Ge- 
schwister zuerst  auf  das  Erbrecht  sich  beschränkt  habe  und  erst 
hinterher  auch  auf  die  übrigen  Rechtsgebiete  erstreckt  worden  sei; 
indessen  läßt  sich  über  diesen  Punkt  kaum  mit  einiger  Sicherheit 
sprechen.  Auffällig  erscheint  endlich  noch,  daß  zwischen  den  ver- 
schiedenen Klassen  der  unecht  Geborenen  nirgends  unterschieden 
wird,  mit  einziger  Ausnahme  des  Vorzuges,  welcher  dem  frillusonr 
in  Bezug  auf  die  Feststellung  der  Vaterschaft  eingeräumt  wird;  in- 
dessen hängt  diese  Erscheinung  sichtlich  mit  der  oben  bereits  er- 
wähnten Feindseligkeit  der  Kirche  gegen  die  Konkubinenkinder  zu- 
sammen, und  sie  steht  vollkommen  mit  der  auch  schon  besprochenen 
Tatsache  in  Einklang,  daß  man  auf  Island  um  die  Entstehungszeit 
unserer  Rechtsbücher  bereits  über  den  richtigen  Gebrauch  von  Aus- 
drücken wie  hornüngr  und  hrisüngr  nicht  mehr  im  klaren  war. 

Weit  weniger  durchsichtig  ist  die  Geschichte  der  unechten  Ge- 
burt nach  norwegischem  Rechte,  und  es  fehlt  nicht  an  gar 
mancherlei  Schwierigkeiten,  welche  in  Bezug  auf  dieselbe  zu  lösen 
sind.  Es  wurde  bereits  bemerkt,  daß  nach  den  FrpL.  der  uneheliche 
Sohn,  welcher  von  einer  freien  Mutter  geboren  ist,  seines  Vaters 
Recht  nimmt,  sowie  nur  erst  die  Vaterschaft  festgestellt  ist,  wo- 
gegen der  jiyborinn  sonr  unter  der  Voraussetzung,  daß  er  rechtzeitig 
freigelassen  und  dann  frei  auferzogen  wurde,  nur  um  ein  Drittel 
weniger  an  Buße  erhält;^)  daß  aber  andererseits  das  uneheliche 
Kind,  dessen  Vater  nicht  nachgewiesen  werden  konnte,  seiner  Mutter 
folgt  und  somit  das  Recht  seines  mütterlichen  Großvaters  erhält  -) 
Nicht  minder  wurde  auch  bereits  erwähnt,  daß  nach  den  GpL.  so- 
gar der  jiyborinn  sonr  seines  Vaters  Recht  ungeschmälert  erhält, 
wenn  er  nur  in  frühester  Jugend  freigelassen  und  sodann  als  frei 
behandelt  worden  war.  ^)    Daß  uns  im  isländischen  Rechte  keine 


1)  FrI)L.  X,  47.  2)  ebenda,  II,  i. 

^)  G|)L.  57  und  104. 
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analoge  Bestimmung  begegnet  ist,  erklärt  sich  sehr  einfach  daraus, 
daß  auf  Island  alle  und  jede  freigeborenen  Leute  gleichen  Rechtes 
waren,  und  kann  somit  diese  Tatsache  nicht  benützt  werden,  um 
das  Alter  der  norwegischen  Unterscheidung  anzuzweifeln;  dagegen 
fällt  auf,  daß  nicht  noch  weiter  zwischen  dem  hornüngr  und  dem 
hrisüngr  unterschieden  wird,  und  möchte  man,  wiewohl  mit  Un- 
recht, geneigt  sein,  hierin,  was  das  [)rändheimer  Recht  betrifft,  eine 
Neuerung  zu  sehen,  welche  in  GI)L.  nur  noch  weiter  fortgesetzt 
worden  wäre.  Zur  Erbfolge  ferner  berufen  die  G[)L.  ^)  zunächst 
nur  die  unehelichen  Söhne,  und  zwar  den  j3yborinn  sonr  ebensowohl 
wie  den  hornüngr  und  hrisüngr  an  siebenter  Stelle,  unmittelbar  nach 
den  brosörasynir,  also  den  Geschwisterkindern  im  Mannsstamme,  und 
zwar  sollen  sie  in  das  Stammgut  ebensowohl  folgen  als  in  die  Fahr- 
habe; der  |)yborinn  sonr  wird  dabei  ausdrücklich  als  „üleiddr  i  aett 
efter  faöur  sinn"  bezeichnet,  und  wird  somit  bezüglich  seiner  von 
den  weiterreichenden  Wirkungen  einer  Legitimation  ganz  abgesehen. 
Ganz  folgerichtig  werden  ferner  die  frilludcetr  unmittelbar  nach  den 
brceöradoetr  berufen,  -)  wogegen  das  Rechtsbuch  von  einem  Erb- 
rechte der  entfernteren  Grade  der  unechten  Geburt  nichts  weiß. 
An  derselben  Stelle  berufen  auch  die  Frf)L.  die  unechten  Söhne, 
nur  daß  sie  zwischen  ihnen  und  den  brceörasynir  noch  die  Mutter 
und  die  Vatersschwester  einschieben ;  auch  sie  stellen  alle  drei 
Kategorien  derselben  ganz  gleich,  aber  sie  berufen  unmittelbar  hinter 
ihnen  auch  noch  den  brööir  frillusonr  und  nach  diesem  die  horna, 
hn'sa  und  l)yborinn  döttir,  ehe  noch  die  Erbfolge  an  den  dritten 
gleichen  Grad  der  echten  Geburt  fällt.  Daneben  ist  aber  noch  die 
auffällige  Erscheinung  zu  verzeichnen,  daß  der  Vorzug  der  echten 
Geburt  vor  der  unechten  auch  nach  Richtungen  hin  in  Betracht 
kommt,  welche  mit  den  Beziehungen  des  Berufenen  zum  Erblasser 
nur  weit  entfernter  zusammenhängen.  So  wird  bei  Enkeln,  dann 
auch  bei  Neffen,  nicht  nur  ihre  eigene  echte  oder  unechte  Geburt 
in  Betracht  gezogen,  sondern  auch  die  ihres  Vaters,  und  geht  dem- 
nach der  echtgeborene  Enkel,  dessen  Vater  gleichfalls  v^on  echter 
Geburt  war,  dem  anderen  vor,  dessen  Vater  ein  unehelicher  Sohn 
war ;  aber  andererseits  geht  dieser  letztere  Enkel,  weil  selber  echt 
geboren,  dem  unecht  geborenen  Sohne  vor,  so  daß  er  bei  Beerbung 


^)  G{)L.  104.  ^)  ebenda,  105. 

3)  FrI)L.  VIII,  8;  Fragm.  III,  S.  518—19. 
ebenda,  3;  Fragm.  II,  S.  508. 
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seines  Großvaters  seinen  eigenen  Vater  ausschließt.  Man  mag  mit 
dieser  Bestimmung  etwa  den  anderen  Satz  desselben  Rechtsbuches 
vergleichen,  daß  der  echt  geborene  Sohn  eines  (lyborinn  sonr  die 
volle  Buße  seines  Großvaters  nehmen  soll,  während  doch  ihr  Vater 
um  ein  Drittel  geringeres  Recht  gehabt  hatte,  weshalb  denn  auch 
solche  Leute  als  betrfeörüngar  bezeichnet  werden.^)  So  wird  ferner 
auch  an  zwei  verschiedenen  Stellen,  welche  das  Erbrecht  der  Mutter 
ihrem  eigenen  Kinde  gegenüber  besprechen,  ^)  darauf  Gewicht  ge- 
legt, daß  sie  selber  von  ehelicher  Geburt  sei,  während  dieser  Um- 
stand doch  nach  unseren  Begriffen  für  deren  Beziehungen  zu  ihren 
eigenen  Kindern  ohne  alle  Erheblichkeit  sein  müßte.  Man  wird  viel- 
leicht den  Umstand  zur  Vergleichung  heranziehen  dürfen,  daß  auch 
im  isländischen  Rechte  einmal  die  Berufung  des  Ehemannes  zur 
legorössök  wegen  Verletzung  seiner  Ehefrau  an  die  Bedingung  ge- 
knüpft wird  „ef  til  arfs  er  alinn",  ^)  was  man  nicht  auf  einen  Schreib- 
fehler zurückführen  darf,  obwohl  eine  zweite  Stelle  den  Beisatz 
nahezu  völlig  ausläßt,'^)  ein  anderes  Rechtsbuch  nur  wenige  Reste 
desselben  zeigt,  ^)  und  ein  drittes  Rechtsbuch  ihn  völlig  beseitigt ;  ^) 
man  möchte  sich  versucht  fühlen,  hier  wie  dort  einen  Zusammen- 
hang der  verwandtschaftlichen  Berechtigung  mit  den  Standesrechten 
des  unecht  Geborenen  zu  vermuten,  welcher  freilich  für  das  islän- 
dische Recht  noch  weit  schwerer  als  für  das  norwegische  zu  be- 
greifen wäre.  Weiterhin  wird  aber  in  den  FrpL.  auch  noch  bemerkt, 
daß  K.  Sigurör  Jörsalafari  mit  seinen  Brüdern  Eysteinn  und  Olafr 
hinter  dem  dritten  gleichen  Grade  des  ehelichen  Mannsstammes  und 
einigen  an  ihn  sich  anschließenden  Angehörigen  des  Weibsstammes 
noch  dem  unecht  geborenen  Vatersbruder  und  Bruderssohne  ein 
Erbrecht  eingeräumt  habe,  und  zwar  beiden  zunächst  unter  der  Vor- 
aussetzung, daß  sie  samfeöra,  also  von  der  Vatersseite  her  verwandt 
seien,  eventuell  aber  beiden  unter  der  anderen  Voraussetzung,  daß 
sie  sammoeöra,  also  von  der  Mutterseite  her  verwandt  sind ; ")  eventuell 


^)  Fr{)L.  X,  47.    Nicht  richtig;  es  ist  für  skilgetin  nach  Fragm.  III,  S.  518 
und  Jarnsi'Öa,  ErfÖat.  4  zu  lesen  skilfengin,  d.  h.  rechtmäßige  Ehefrau. 
-)  ebenda,  VIII,  5  und  7.  ''^)  K  o  n  li  n  g  s  b  6  k  ,  1 56/48. 

ebenda,  254/203;  nur  die  Worte  „ef  er"  sind  stehen  geblieben. 
^)  StaÖarhölsbök,  145/177:  ef  hann  er. 

Belgsdalsbok,  51/242.    Nicht  richtig;  die  ursprüngliche  Lesung  ist  sicher: 
ef  er  oder  ef  hann  er;  vgl.  meine  Abhandlung  über  die  unechte  Geburt,  S.  50. 

")  FrJ)L.  VIII,  15;  Fragm.  II,  S.  509  und  III,  S.  519.  Doch  liest  Fragm.  II 
bröÖursynir  statt  broeÖrasynir,  und  ist  dies  das  richtige. 
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sollen  jeder  von  beiden  Gruppen  die  gleichnahe  verwandten  Weiber 
sich  anschließen  und  sollen  hinter  der  zweiten  Gruppe  auch  noch 
die  brceörasynir  sammoeöra,  gleichviel  ob  von  echter  oder  von  un- 
echter Geburt,  zum  Zuge  kommen,  che  noch  die  entferntere  eheliche 
Verwandtschaft  bis  zum  fünften  gleichen  Grade  einschließlich  be- 
rufen wird.  Von  irgend  welchen  Sukzessionsrechten  der  entfernteren 
unehelichen  Verwandtschaft  ist  dagegen  nicht  mehr  die  Rede.  Ob 
diese  Neuerung  von  den  genannten  drei  Königen  nur  für  die  Land- 
schaft [)rändheimr  verwiUigt,  oder  aber  für  ihr  gesamtes  Reich  zu- 
gestanden wurde,  bleibt  ungesagt;  doch  ist  das  letztere  wahrschein- 
licher, da  deren  Verwilligungen  auch  im  übrigen  sich  auf  ganz  Nor- 
wegen erstreckten;  in  den  GI)L.  mochte  ja  die  betreffende  Be- 
stimmung recht  wohl  an  der  Stelle  nachgetragen  gewesen  sein,  an 
welcher  unser  Text  seine  große  Lücke  zeigt  (zwischen  §  150  und 
151),  gleichwie  ja  die  Novellen  der  Könige  Magnus  gööi  und  Häkon 
pörisföstri  sich  wirklich  nur  wenig  früher  (§  148)  eingeschaltet  finden. 
Lediglich  an  die  bisher  besprochenen  Stellen  uns  haltend,  gewinnen 
wir  hiernach  für  das  Erbrecht  der  unechten  Geburt  folgende  Ent- 
wicklungsstufen. Anfänglich  beschränkt  sich  dasselbe  lediglich  auf 
die  Kinder,  und  läßt  die  eigentümliche  Art,  wie  die  FrpL.  den  un- 
echt geborenen  Bruder  hinter  den  unehelichen  Söhnen  einschieben, 
den  Schluß  zu,  daß  selbst  dieser  erst  durch  eine  nachträgliche  Inter- 
polation in  den  Text  des  Rechtsbuches  gekommen  sein  werde; 
eine  weitere  Ausdehnung  ihrer  Erbrechte  aber  erlangten  die  unecht 
Geborenen  erst  am  Anfange  des  12.  Jahrhunderts,  und  auch  diese 
reicht  nur  bis  zum  ersten  und  zweiten  ungleichen  Grade,  oder  doch 
höchstens,  nach  einer  anderen  Lesart,  bis  zum  zweiten  gleichen 
Grade.  Eine  andere  Frage  ist  aber  die,  ob  auch  nur  jenes  erste, 
beschränkte  Erbrecht  denselben  von  der  ältesten  Zeit  an  zugekommen 
sei,  und  es  fehlt  nicht  an  Anhaltspunkten  für  eine  verneinende  Be- 
antwortung dieser  Frage.  Ich  will  darauf  nicht  gerade  viel  Wert 
legen,  daß  die  FrpL.,  nachdem  sie  ausgesprochen  haben,  unter 
welchen  Voraussetzungen  Brautkinder  gleich  den  ehelichen  erbbe- 
rechtigt sein  sollen,  noch  weiter  beifügen:  „en  i  engom  staö  aörum 
kcemr  maör  til  arfs,  nema  moöer  se  myndi  koeypt,  eöa  hann  se 
meb  lagum  1  aett  leiddr".^)  Da  gerade  das  Christenrecht  der  FrpL. 
zweifellos  im  wesentlichen  auf  der  Redaktion  des  K.  Magnus  Erlfngsson 
beruht,  kann  der  Satz  für  die  Zeit,  in  welcher  dessen  uns  vorUegender 


^)  FrI)L.  III,  13. 
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Text  entstand,  unmöglich  mehr  richtig  gewesen  sein,  und  Heße  sich 
demnach  ebensogut  an  eine  ungenaue  Fassung  desselben  denken, 
als  daran,  daß  derselbe  aus  einer  älteren  Vorlage  unbedacht  herüber- 
genommen worden  wäre,  obwohl  allerdings  die  Analogie  des  islän- 
dischen Rechtes  für  die   letztere  Annahme  spricht.     Um   so  ent- 
schiedener ist  aber  zu  beachten,  daß  die  Verweisung  der  unecht 
geborenen  Kinder  auf  Vergabungen,   welche  ihr  Vater  ihnen  zu- 
wenden darf,  ohne  dabei  an  die  Zustimmung  seiner  geborenen  Erben 
gebunden  zu  sein,  in  den  norwegischen  Rechtsbüchern  ganz  eben- 
sogut vorkommt  wie  in  den  isländischen.    Nach  den  FrJ)L.  soll  der 
höldr  seinem  [Dyborinn  sonr  nicht  mehr  als  zwölf  Unzen  Silbers  ohne 
Zustimmung  der  Erben  geben  dürfen,  und  der  ärborinn  maör  nicht 
mehr  als  eine  Mark ;  ^)  nach  der  Verschiedenheit  der  Stände  soll 
sich  die  Wertgrenze  auch  für  die  Angehörigen  anderer  Klassen  ab- 
stufen, immer  aber  dieselbe  Regel  wie  für  den  Sohn  der  Sklavin 
auch  für  den  föstri,  d.  h.  Pflegesohn  gelten.    Nach  den  Gf)L.  da- 
gegen darf  der  Landherr  seinem  l^yborinn  sonr  sechs  Mark,  der  höldr 
dem  seinigen  drei  Mark,  der  einfache  Bauer  zwölf  Unzen  geben,  vor- 
ausgesetzt nur,  daß  keiner  der  geborenen  Erben  einen  geringeren 
Betrag  auf  seinen  Teil  erhalte;^)  dabei  wird  aber  noch  ausdrücklich 
beigefügt,  daß  man  ebensoviel  wie  dem  |)yborinn  sonr  auch  dem 
hornüngr  und  hrisüngr  geben  dürfe.    Berücksichtigen  wir,  daß  der 
sakmetinn  eyrir  am  Schlüsse  des  12.  Jahrhunderts  nur  halb  so  viel 
wert  war  als  der  silfrmetinn  eyrir,  so  ist  klar,  daß  die  Ansätze  für 
den  höldr  in  beiden  Rechten  vollkommen  gleich  sind  und  anderer- 
seits fallen  die  zwölf  Unzen  des  einfachen  Bauern  in  den  GI)L.  genau 
mit  dem  Betrage   zusammen,  welchen   das   isländische  Recht  als 
Wertgrenze  setzt.    Dabei  ist  zu  beachten,  daß  die  Bestimmung  in 
den  beiden  norwegischen  Rechtsbüchern  im  Zusammenhange  mit 
der  Verzehntung  des  eigenen  Vermögens  zu  frommen  Zwecken  be- 
sprochen wird,   und  daß  dabei  in  den  GpL.  nicht  nur  von  der 
im  Jahre   1152  erfolgten  gesetzlichen  Erweiterung  der  Wertgrenze 
für   Vergabungen    dieser    letzteren   Art   keine   Notiz  genommen, 
sondern  auch  die  „tfund"  in  einer  Weise  besprochen  wird,  welche 
auf  die  Zeit  vor  der  Einführung  des  Ertragszehntes  unter  K.  Sigurör 
Jörsalafari  zurückzuweisen  scheint.       Neben  diesen  Bestimmungen 


^)  FrI)L.  IX,  17.  2)  G^L,  129. 

vgl.  meine  Abhandlung:  ,,Über  den  Hauptzehnt  einiger  nordgernianischer 
Rechte",  S.  232 — 33. 
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Über  die  Vergabungen  kommt  ferner  zu  berücksichtigen,  daß  nach 
den  GpL.  bei  der  aettleiöing  der  geborene  Erbe  sowohl  als  der 
nächste  Stammgutsfolger  demjenigen,  welcher  legitimiert  werden 
sollte,  ausdrücklich  das  Erbrecht  sowohl  als  die  Stammgutsfolge  ein- 
räumen mußte,  welche  dieser  also  vor  erfolgter  Legitimation  nicht  an- 
zusprechen gehabt  haben  konnte;^)  minder  deutlich  zwar,  aber  doch 
immer  noch  klar  erkennbar,  wird  die  gleiche  Regel  auch  in  den 
FrpL.  ausgesprochen,  -)  wobei  nicht  übersehen  werden  darf,  daß  der 
eheliche  Sohn  in  der  betreffenden  Stelle  dem  unehelichen  gegenüber 
ausdrücklich  als  arfgengr  bezeichnet  wird,  ganz  in  Ubereinstimmung 
mit  jener  oben  schon  angeführten  Stelle  desselben  Rechtsbuches, 
welche,  den  Fall  der  Brautkinder  ausgenommen,  uneheliche  Kinder 
nur  durch  die  aettleiöing  Erbrecht  gewinnen  läßt.  Beide  Rechtsbücher 
besprechen  übrigens  die  aettleiöing  ebenfalls  wieder  zunächst  nur  mit 
Bezugnahme  auf  den  |)yborinn  sonr,  und  lassen  erst  hinterher  die 
Bemerkung  nachfolgen,  daß  es  beim  hornüngr  und  hrisüngr,  oder 
anders  ausgedrückt  bei  dem  unehelichen  Kinde  eines  freien  Weibes, 
ebenso  zu  halten  sei.  Auch  in  den  GpL.  werden  gelegentlich  die 
unecht  geborenen  Kinder  dem  Manne  gegenübergestellt,  der  arfgengr 
ist,  was  doch  auch  wieder  voraussetzt,  daß  die  ersteren  ursprüng- 
lich nicht  erbberechtigt  waren.  Man  möchte  aus  diesen  Tatsachen 
schließen,  daß  ursprünglich  die  unehelichen  Kinder  in  Norwegen 
ebenso  wie  auf  Island  vom  Erbrechte  gänzlich  ausgeschlossen  ge- 
wesen seien;  indessen  fragt  sich  doch,  ob  ein  solcher  Schluß  voll- 
ständig begründet  wäre.  Nur  von  den  Vergabungen  an  den  ])yborinn 
sonr  handeln  die  Frl)L.,  und  auch  die  GI)L.  gehen  zunächst  nur  von 
ihm  aus,  wogegen  sie  erst  hinterher  beifügen,  daß  der  hrisüngr  und 
hornüngr  mit  ihm  gleich  zu  behandeln  seien.  Die  aettleiöing  wird 
gleicherweise  in  beiden  Rechtsbüchern  in  erster  Linie  nur  in  Bezug 
auf  jenen  besprochen,  und  hinterher  erst  der  letzteren  beiden  als 
gleichmäßig  zu  behandelnder  Leute  gedacht.  Wir  dürfen  beifügen, 
daß  die  GI)L.  bei  Besprechung  der  Alimentationspflichten,  welche 
mit  dem  Nachlasse  auf  den  Erben  übergehen,  nur  die  |)ybornir  neben 
den  „körlum  ok  kerlingum"  nennt,  ^)  was  doch  ebenfalls  wieder 
darauf  hinweist,  daß  nur  diese  als  von  der  Erbfolge  ausgeschlossen, 
und  darum  einer  Alimentation  bedürftig  galten,  gleich  den  abgelebten 
Greisen.    Man  wird  sich  nun  daran  erinnern  dürfen,  daß  zwar  die 


')  GI)L.  58.  2^  FrI)L.  IX,  l. 

^)  z.  B.  G])L.  125;  129.  ebenda,  115. 
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GpL.  dem  l^yborinn  sonr  ebensogut  wie  dem  hornüngr  und  hnsüngr 
das  volle  Recht  seines  Vaters  einräumen,  daß  aber  die  Fr[)L.  nur 
die  letzteren  beiden  in  dieser  Weise  behandeln,  dagegen  des  ersteren 
Buße  um  ein  Drittel  niederer  ansetzen,  und  erst  den  ehelich  ge- 
borenen Sohn  des  ])yborinn  sonr  in  das  volle  Recht  seines  Groß- 
vaters eintreten  lassen.  Diesen  letzteren  Satz  haben  wir  oben  bereits 
mit  der  anderen  Vorschrift  desselben  Rechtsbuches  in  Verbindung 
gebracht,  daß  der  eheliche  Sohn  eines  unehelichen  Sohnes  bei  der 
Beerbung  des  Großvaters  seinen  eigenen  Vater  ausschließt;  ist  aber 
dieser  Zusammenhang  begründet,  so  ergibt  sich,  daß  auch  dieser 
letztere  Satz  wieder  ursprünglich  nicht  von  allen  unehelichen  Söhnen 
und  ihren  Kindern,  sondern  nur  von  den  l)ybornir  gegolten  haben 
kann,  w^enn  man  nicht  annehmen  will,  wozu  jeder  Anhaltspunkt 
fehlt,  daß  umgekehrt  jene  Zurücksetzung  in  der  Buße  ursprünglich 
den  hornüngr  und  den  hrisüngr  ganz  ebenso  wie  den  l)yborinn  sonr 
betroffen  habe.  Endlich  wird  man  aber  auch  nicht  unbeachtet  lassen 
dürfen,  daß  hinsichtlich  der  Thronfolge  unecht  geborene  Söhne  aber 
jeher  als  vollkommen  ebensogut  berechtigt  galten,  wie  die  ehelich 
geborenen.  Wir  wissen,  daß  K.  Häkon  gööi  ein  Sohn  der  [)öra 
Möstrstöng  war,  eines  Weibes  aus  sehr  angesehenem  Hause,  von 
welchem  es  aber  allerdings  heißt:  „hon  var  kölluö  konüngs  ambätt'';^) 
dennoch  aber  machte  derselbe  sein  Recht  auf  die  Thronfolge  sogar 
seinem  echt  und  vornehm  geborenen  Bruder  Eirikr  blöööx  gegen- 
über mit  Erfolg  geltend,  wie  denn  auch  des  K.  Haraldr  Thronfolge- 
ordnung dessen  sämtlichen  Söhnen  ein  Thronfolgerecht  gewährte, 
obwohl  diese  von  ganz  verschiedenen  Müttern,  und  sicherlich  nicht 
alle  ehelich  geboren  waren.  Wiederum  war  Magnus  gööi  ein  un- 
echter Sohn  des  heil.  Olafr,  seine  Mutter,  Alfhildr,  war  der  Königin 
Waschfrau,'^)  und  wurde  „konüngs  ambätt"  genannt,  obwohl  sie  von 
guter  Abkunft  war;-^)  obwohl  nur  wenige  Vertraute  des  Königs  um 
dessen  V aterschaft  wußten,  und  obwohl  somit  Magnüs  nur  als  ein 
hrisüngr  gelten  konnte,  folgte  er  dennoch  ohne  Anstand  seinem 
Vater  auf  dem  Throne  nach.  Ein  unechter  Sohn  des  K.  Olafr  kyrri 
war  Magnüs  berfoettr,  und  zwar  war  derselbe  als  ein  hornüngr  zu 
betrachten,  da  seine  Mutter,  welche  bald  I)öra  Arnadöttir,  bald  pöra 
Jöansdöttir  genannt  wird,  des  K.  Ölafr  „frilla"  heißt.  ^)    So  waren 

^)  Heimskr.  Haralds  s.  harfagra,  4078;  Fagrsk.  21/13  u.  dgl.  m. 

^)  Legendarische  Olafs  s.  helga,  46/34. 

^)  Heimskr.  Olafs  s.  helga,  131/365  u.  dgl.  m. 

^)  Fagrsk.  221/150;  Morkinsk.  126. 
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ferner  die  Brüder  Eysteinn,  Sigur(V  und  Ülafr  uneheliche  Söhne  eben 
dieses  K.  Magnus;  nur  von  der  Mutter  des  letztgenannten,  der  SigriV^r 
Saxadöttir,  wird  gesagt,  daß  sie  von  angesehener  Herkunft,  und  daß 
sie  des  Königs  „frilla"  gewesen  sei,^)  während  sich  des  Eysteinn  Mutter 
nicht  einmal  genannt,  sondern  nur  als  sehr  niedrigen  Standes  be- 
zeichnet findet.  Wiederum  stützten  Haraldr  gilH,  dann  SigunV 
slembidjäkn,  ihre  Ansprüche  auf  den  Thron  lediglich  auf  die  Be- 
hauptung, daß  sie  uneheliche  Söhne  desselben  K.  Magnus  berfoettr 
seien,  und  führte  der  erstere  in  Norwegen  durch  die  Eisenprobe  den 
Beweis  dieser  seiner  Behauptung,  während  der  letztere  sich  auf  ein 
angeblich  im  Auslande  von  ihm  bestandenes  Gottesurteil  sich  be- 
rief; ^)  Magnus  blindi  aber  war  ein  Sohn,  welchen  K.  Sigurör  Jorsala- 
fari  mit  seiner  „frilla",  der  Borghildr  Olafsdöttir,  erzeugte,  '^j  Von 
den  Söhnen  des  K.  Haraldr  gilli  war  nur  Ingi  in  der  Ehe  erzeugt, 
wogegen  Sigurör  munnr,  ein  Sohn  seiner  Konkubine,  pora  Guöorms- 
döttir,  Eysteinn  aber  gar  ein  Sohn  der  Irländerin  Bjaöök  war,  welcher 
ohne  Eisenprobe,  auf  das  bloße  Wort  des  gemeinsamen  Vaters  hin 
von  den  beiden  Brüdern  anerkannt  wurde ;  ^)  dennoch  aber  sukze- 
dierten  unbedenklich  alle  drei  Brüder  nebeneinander.  Wiederum  war 
K.  Häkon  heröibreiör  von  K.  Sigurör  munnr  in  flüchtigster  Begeg- 
nung mit  der  Dienstmagd  eines  Bauern  erzeugt,  und  auch  K. 
Sverrir  war  im  günstigsten  Falle  ein  unehelicher  Sohn  desselben 
Vaters.  Die  Thronfolgeordnung  freilich  des  K.  Magnus  Erlingsson 
änderte  insofern  diese  Zustände,  als  sie  sehr  bestimmt  den  Ausschluß 
der  unehelichen  Söhne  durch  die  ehelich  geborenen  aussprach ;  ^) 
aber  da  sie  für  den  Fall  des  Nichtvorhandenseins  ehelicher  Söhne 
auf  das  gemeine  Erbrecht  verwies,  ließ  auch  sie  dieselben  wenigstens 
an  einer  späteren  Stelle  noch  zu,  und  so  blieb  tatsächlich  die  Sache 
ziemlich  beim  alten.  Die  verschiedenen  Parteikönige  der  Baglar,  wie 
Sigurör,  Vikarr,  Jon,  geben  sich  selbst  nur  für  unechte  Söhne  des 
K.  Magnus  Erlingsson  aus,  und  andererseits  war  K.  Häkon  gamli 
von  K.  Fläkon  Sverrisson  mit  der  Inga  außer  der  Ehe  erzeugt  worden, 


1)  Heimskr.  Magnuss  s.  berfoetts,  18/653—54;  FMS.  VII,  3263:  vgl. 
Fagrsk.  241/159  und  Morkinsk.,  174. 

-)  Heimskr.  SigurÖar  s.  J  (>  r  s  a  1  a  f  a  r  a  ,  34/691  —  92  und  Haralds  s. 
gilla,  14/718 — 19  u.  dgl.  m. 

^)  Heimskr.  Siguröar  s.  Jörsalafara,  24/680. 

^)  Heimskr.  Haralds  s.  gilla,  1/704  und  Inga  s.  H  a  r  a  1  d  ss  o  n  a  r , 
13/737—38- 

^)  Heimskr.  Inga  s.  H  a  r  a  1  d  s  s  o  n  ar  ,  18/740 — 41.  ^)  G{)L.  2. 
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von  deren  Verhältnis  zu  ihm  doch  nur  wenige  vertraute  Männer 
wußten.  ^)  Eben  dieser  K.  Häkon  gamli  sah  sich  freiHch  veranlaßt, 
um  zu  einer  feierlichen  Krönung  gelangen  zu  können,  sich  durch  P, 
Innocenz  IV.  förmlich  legitimieren  zu  lassen  (1246),  und  seine  Thron- 
folgeordnung von  1260  beruft  den  unecht  geborenen  Sohn  zwar  un- 
mittelbar nach  dem  echtgeborenen  Sohne  und  Enkel  zur  Thronfolge, 
aber  doch  nicht  mehr  neben  diesem;^)  die  Thronfolgeordnung  des 
K.  Magnus  lagabcetir  von  1273  aber  beruft  den  unecht  geborenen 
Sohn  vollends  erst  an  siebenter  Stelle,  hinter  den  echt  geborenen 
broeörüngar.  Bis  in  das  13.  Jahrhundert  herein  waren  hiernach  die 
unechten  Söhne  den  echten  in  Bezug  auf  die  Thronfolge  völlig  gleich- 
gestellt gewesen,  sowie  nur  die  Vaterschaft  bezüglich  derselben,  sei 
es  nun  zufolge  eines  offenkundig  bestehenden  Konbubinatsverhältnisses 
unzweifelhaft,  oder  im  gegebenen  Falle  durch  die  Anerkennung  seitens 
des  Vaters  oder  eine  legale  Beweisführung  sicher  gestellt  schien. 
Zwischen  dem  hornüngr  und  hrisüngr  wurde  dabei  nachweisbar  kein 
weiterer  Unterschied  gemacht,  als  der  bereits  angedeutete  hinsicht- 
lich der  Beweisfrage;  dagegen  läßt  sich  für  die  Gleichstellung  des 
])yborinn  sonr  mit  beiden,  oder  überhaupt  für  dessen  Berechtigung 
zur  Thronfolge  kein  Beweis  erbringen,  da  die  Nennung  einer  „konüngs 
ambätt"  als  Kindsmutter  an  ein  paar  Stellen  als  solcher  nicht  gelten 
kann.  Ausdrücklich  wird  in  den  einschlägigen  Fällen  die  freie  Ver- 
wandtschaft, und  unter  Umständen  sogar  die  angesehene  Herkunft 
der  betreffenden  Weiber  hervorgehoben,  so  daß  das  Dienstverhältnis, 
in  welchem  dieselben  standen,  nicht  das  von  Unfreien  gewesen  sein 
kann;  mag  sein,  daß  Joh.  Fritzner  und  Guöbrandr  Vigfüsson  Recht 
haben,  wenn  sie  unter  der  konüngs  ambätt  einfach  eine  frilla  des 
Königs  verstehen.  Nun  wird  man  kaum  annehmen  dürfen,  daß  die 
Thronfolge,  für  welche  es  auch  in  der  zweiten  Hälfte  des  12.  Jahr- 
hunderts als  eine  Neuerung  galt,  wenn  der  unechte  Sohn  auch  nur 
hinter  den  echten  zurückgestellt  werden  wollte,  sich  in  einem  so 
wesentlichen  Punkte  von  Anfang  an  von  der  gewöhnlichen  Erbfolge 
unterschieden  habe,  will  man  aber  diese  Annahme  vermeiden,  so 
bleibt  kaum  etwas  anderes  übrig  als  die  Vermutung,  daß  ursprüng- 
lich alle  Söhne  freier  Weiber  ganz  gleichmäßig  erbfähig  gewesen 
seien,  gleichviel  ob  sie  ehelicher  oder  unehelicher  Herkunft  waren, 
wogegen   der  [jyborinn  sonr  anfangs  von   allem  Erbrechte  ausge- 

^)  Hakonar  s.  gamla,  1/230. 

neuerer  G|)KrR.  5;  Jdrns.,  Krb.  4, 
^)  Landsl.,  Krb.  5. 
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schlössen  gewesen  sein  mochte.  Dieser  letztere  allein  wäre  hiernach 
ursprünglich  „eigi  arfgengr",  und  lediglich  auf  jene  Vergabungen  be- 
schränkt gewesen,  welche  ihm  sein  Vater  unabhängig  vom  guten 
Willen  des  geborenen  Erben  zuwenden  durfte,  und  er  allein  hätte 
darum  auch  einer  aettleiöing  bedurft,  um  erbfähig  zu  werden;  höch- 
stens läßt  sich  noch  ergänzend  beifügen,  daß  bei  dem  zwar  mit 
einem  freien  Weibe,  aber  außerhalb  eines  geordneten  Konkubinats- 
verhältnisses  erzeugten  Sohne  die  Herstellung  der  Vaterschaft  nahe- 
zu ganz  von  der  Anerkennung  durch  den  Vater  abhängen  mußte, 
so  lange  die  Einführung  der  kirchlichen  Gottesurteile  in  den  Pater- 
nitätsprozeß  die  Beweisführung  noch  nicht  erleichtert  hatte.  Ein 
vereinzelter  Uberrest  dieser  ältesten  Behandlung  der  unechten  Gel^urt 
liegt  aber  noch  in  FrI)L.  IX,  §  7,  vor,  wo  es  heißt:  „Ef  maör  kallar 
til  fööurarfs  sfns,  ok  hinn  jättar  ]wf,  at  hann  er  |)ess  sonr,  er  hann 
segir,  ok  af  frjälsum  kviöi,  ok  til  arfs  kominn,  ok  er  hann  innan 
lands  getinn,  jiä  mä  hann  ganga  til  fööur  arfs  sins."  Es  entspricht 
aber  dieser  Zustand  vollkommen  dem  Charakter  der  älteren  Zeit, 
welcher  einerseits  die  zwischen  den  Freien  und  Unfreien  bestehende 
Standesverschiedenheit  mit  voller  Schärfe  betonte,  andererseits  aber 
sowohl  die  Vielweiberei  duldete,  als  auch  den  Weiberraub  als  eine 
ganz  gewöhnliche  Erscheinung  kannte,  welche  zwar  in  das  Recht 
der  Verwandtschaft  der  Geraubten  gewaltsam  eingriff,  im  übrigen 
aber  für  den  Stand  der  letzteren  nicht  notwendig  ernstere  Folgen 
hatte.  Als  eine  Neuerung  müßte  demgegenüber  betrachtet  werden, 
daß  hinterher  der  unechten  Geburt  ohne  Unterschied  zwischen  der 
Abstammung  von  einer  freien  oder  unfreien  Mutter  ihr  eigener  Platz 
in  der  Erbentafel  angewiesen  wurde,  und  wäre  hierin  ein  Fortschritt 
für  den  jiyborinn  sonr,  aber  zugleich  auch  ein  sehr  fühlbarer  Rück- 
schritt zu  erkennen  für  den  hrisüngr,  und  zumal  für  den  hornüngr; 
mag  sein,  daß  bei  dieser  Ausgleichung  der  Einfluß  der  Kirche  im 
Spiele  war,  welche  ja,  wie  oben  schon  bemerkt,  den  Konkubinen- 
kindern ebenso  feindselig  war  wie  den  übrigen  unehelichen  Kindern, 
und  jedenfalls  hängt  es  damit  zusammen,  daß  von  jetzt-  ab  die  Be- 
zeichnung frillusonr,  frilludöttir,  ohne  weiteres  für  alle  und  jede  un- 
ehelichen Kinder  gebraucht  werden  konnte,  ^)  und  daß  andererseits 
auch  wirkliche  Konkubinenkinder  zu  denen  gerechnet  werden  mochten, 
welche  nicht  „arfgengir"  sind,  -)  wenn  man  nämlich  diesen  letzteren 


1)  So  z.  B.  schon  Fr^L.  VIII,  8  und  15;  G{)L.  105. 

2)  GI)L.  125;  FrI)L.  III,  13. 
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Ausdruck  im  altüblichen  Sinne  als  Gegensatz  zu  den  ehelichen  Ge- 
borenen und  ihrem  Rechte  nehmen  wollte.  Sowie  aber  erst  die 
verschiedenen  Klassen  der  unecht  geborenen  Kinder  im  Erbrechte 
einander  gleichgestellt  waren,  ließ  sich  auch  die  aettleiöing,  dann  die 
Bestimmung  über  das  Maß  von  Vergabungen,  welche  einseitig  an 
sie  gemacht  werden  durften,  nicht  mehr  auf  die  jjybornir  allein  be- 
schränken, und  lag  andererseits  auch  kein  genügender  Grund  mehr 
vor,  um  diese  in  dem  Betrage  ihrer  Buße  den  unechten  Söhnen  einer 
freien  Mutter  nachzusetzen;  es  ist  ein  Anachronismus,  wenn  die 
FrpL.  diese  letztere  Zurücksetzung  nach  wie  vor  aufrecht  erhielten. 
Von  hier  aus  begreift  sich  übrigens,  daß  die  Unterscheidung  der 
drei  Klassen  von  unechten  Kindern,  welche  in  unseren  Rechtsbüchern 
ziemlich  müßig  dasteht,  für  die  ältere  Zeit  von  großer  Erheblichkeit 
sein  mußte.  Zwischen  dem  [lyborinn  sonr  und  den  unechten  Söhnen 
eines  freien  Weibes  lag  eine  tiefe  Kluft,  welche  beide  geradezu  als 
Angehörige  verschiedener  Stände,  und  auch  als  der  Verwandtschaft 
gegenüber  ganz  verschieden  gestellt  erscheinen  ließ;  der  hornüngr 
aber  unterschied  sich  vom  hrisüngr,  mit  welchem  er  allerdings  nach 
gleichem  Rechte  lebte,  immerhin  noch  sehr  wesentlich  dadurch,  daß 
zur  Feststellung  der  Paternität  bei  ihm,  anders  als  bei  diesem,  kein 
besonderer  Beweis  und  keine  besondere  Anerkennung  der  Vaterschaft 
erforderlich  ist.  —  Bezüglich  der  Altersvormundschaft  galt 
aber  die  Regel,  daß  der  nächste  Erbe  sie  zu  übernehmen  habe,  ^)  und 
ebenso  bezüglich  der  Arm  e  n alim  e  n t at  i o  n;  ^)  doch  fanden  bei 
der  letzteren  mancherlei  Besonderheiten  statt.  So  soll  nach  des 
Vaters  Tod  zunächst  die  Mutter  die  AHmentation  der  gemeinsamen 
Kinder  übernehmen,  obwohl  sie  zu  deren  Beerbung  erst  nach  dem 
väterlichen  Großvater  und  den  Geschwistern  von  der  Vatersseite  her 
berufen  ist ;  ^)  wenn  ferner  beide  Eltern  verarmen,  sollen  auf  den 
Vater  und  seine  Verwandtschaft  -/g,  auf  die  Mutter  dagegen  und 
deren  Verwandtschaft  nur  ^/g  der  Kinder  treffen,  ^)  was  augenschein- 
lich nur  eine  Konsequenz  der  anderen  Regel  ist,  daß  für  die  legale 
Gütergemeinschaft  unter  Ehegatten  dieses  Verhältnis  hinsichtlich  des 
Anteiles  beider  Ehegatten  am  gemeinen  Gute  als  maßgebend  galt,"") 
und  kann  darum  diese  Regel  auch  nur  für  den  Fall  zur  Anwendung 
gekommen  sein,  da  diese  legale  Gütergemeinschaft  zur  Anwendung, 

1)  G|)L.  IJ5;  Fr|)L.  IX,  22. 

2)  G|)L.  115;  vgl.  127  und  130;  Fr|)L.  IX,  25;  vgl.  XI,  5. 
^)  G|)L.  117;  vgl.  103.  ^)  ebenda,  118. 

ebenda,  53;  vgl.  64. 
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kam,  wogegen  in  anderen  Fällen  der  speziell  ausbedungene  Maß- 
stab der  beiderseitigen  Anteile  am  gemeinen  Gute  entscheiden 
mußte,  vermöge  der  Regel :  ^)  „l)ä  skal  svä  skuldum  gegna,  sem  felag 
|)eirra  var;  svä  skal  körlum  skipta  ok  kerlfngum,  ok  |)ebornum,  sem 
öörum  skuldum,  ok  |)eirra  bürnum".  Bezüglich  des  V  e  r  1  o  b  u  n  g  s - 
rechtes  wurde  anderwärts  schon  bemerkt,  daß  dasselbe  nicht  nur 
Witwen  gegenüber  völlig  wegfiel,  sondern  auch  Jungfrauen  gegen- 
über nur  dem  Vater  und  Bruder  schlechthin,  entfernteren  Verwandten 
aber  nur  dann  zukam,  wenn  das  Mädchen  entweder  noch  minder- 
jährig, oder  ökonomisch  völlig  hilflos,  und  darum  bezüglich  seines 
Unterhaltes  ganz  auf  seine  Verwandten  angewiesen  war;  daß  aber 
unter  diesen  letzteren  Voraussetzungen  der  rechte  Erbe  auch  der 
rechte  Verlober  sein  mußte,  dürfte  sich  aus  dem  über  die  Altersvor- 
mundschaft und  die  Alimentationspflicht  gesagten  von  selbst  ergeben. 
Der  Anspruch  auf  die  Unzucht s büße  wird  denn  auch,  nach  Vater 
und  Bruder,  dem  nächsten  Erben  ausdrücklich  zugesprochen,  ^)  wo- 
gegen ein  Anspruch  des  Geschlechtsvormundes  auf  andere  Bußen 
nur  noch  in  den  Frf)L.  erhalten  ist.  In  allen  diesen  Fällen  ist  unter 
dem  Bruder  natürlich  immer  nur  der  ehelich  geborene  Bruder  zu 
verstehen,  und  der  unehelich  geborene  Bruder  kann  somit  zu  den 
betreffenden  Rechten  immer  nur  unter  der  Voraussetzung  berufen 
werden,  daß  ihm  die  Eigenschaft  des  nächsten  Erben  zukommt.  Am 
W  e  r  g  e  1  d  e  endlich  nehmen  die  l)ybornir  menn  immer  nur  als  sak- 
aukar  Anteil,  und  zwar  berufen  die  G[)L.  zunächst  nur  den  unecht 
geborenen  Sohn  und  Bruder,  und  in  zweiter  Linie  auch  noch  den 
unecht  geborenen  Oheim  und  Neffen,  ^)  während  die  FrpL.  zunächst 
nur  den  ]3yborinn  sonr  zu  den  sakaukar  rechnen,  jedoch  mit  dem 
Bemerken,  daß  die  Söhne  der  sakaukar  ein  Drittel  weniger  als  ihr 
Vater,  und  deren  Söhne  wiederum  ein  Drittel  weniger  als  der  ihrige 
erhalten  sollen,  sodann  aber  doch  auch  noch  den  ])yborinn  brööir 
bedenken;^)  in  der  Wergeidstafel  des  Bjarni  Maröarson  aberleuchtet 
der  außerordentliche  Charakter  der  Berücksichtigung  zwar  auch  noch 
durch,  wird  jedoch  anstatt  des  ])yborinn  sonr  der  friölusonr  genannt.^' ) 
Daß  die  älteren  Wergeidstafeln  aber  nur  die  [iybornir  menn  bedenken, 
ohne  den  hornüngr  und  den  hrisüngr  irgendwie  zu  berücksichtigen, 
wird  ebenfalls  wieder  nur  unter  der  Voraussetzung  verständUch,  daß 


1)  GI)L.  115. 

2)  ebenda,  197.  ■'')  ebenda,  236 — 37  und  246 — 48. 
FrI)L.  VI,  5  und  10.  ^)  GJ)L.  316. 
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diese  letzteren  beiden  den  ehelich  Geborenen  gleich  gehalten  wurden. 
Jedenfalls  wird  man  der  Vermutung,  daß  der  hrisüngr  und  hornüngr 
erst  spät,  und  nur  durch  kirchlichen  Einfluß  auf  die  gleiche  Stufe 
mit  dem  |)yborinn  sonr  herabgedrückt  worden  sei,  nicht  den  Um- 
stand entgegenhalten  können,  daß  das  isländische  Recht  ursprünglich 
alle  unechte  Geburt  ohne  Unterschied  von  den  verwandtschaftlichen 
Rechten  ausgeschlossen  habe.  Da  die  uns  erhaltenen  isländischen 
Rechtsbücher  erst  der  Mitte  oder  der  zweiten  Hälfte  des  13.  Jahr- 
hunderts angehören,  ist  vielmehr  recht  wohl  möglich,  daß  selbst  der 
älteste  Rechtszustand,  von  welchem  sie  Zeugnis  geben,  nicht  mehr 
der  ursprüngliche,  sondern  bereits  ein  durch  kirchliche  Einflüsse  er- 
heblich umgestalteter  war. 

Im  späteren  Rechte  finden  sich  vergleichsweise  nur  wenige, 
und  wenig  bedeutsame  Bestimmungen  über  die  unechte  Geburt. 
Die  Feststellung  der  Paternität  zunächst  zeigt  sich  in  das 
Christenrecht  hereingezogen,  wie  dies  allerdings  auch  schon  in  den 
FrpL.  und  den  jüngeren  Redaktionen  der  BpL.  der  Fall  gewesen 
war,  und  kirchliche  Einflüsse  machen  sich  denn  auch  bereits  geltend 
in  Bezug  auf  die  Gestaltung  der  einschlägigen  Rechtsregeln.  Nach 
den  übereinstimmenden  Vorschriften  der  beiden  Christenrechte  des 
K.  Magnus  lagabcetir  ^)  soll  zunächst  derjenige  als  Kindsvater  gelten, 
den  die  Kindsmutter  als  solchen  benennt,  es  sei  denn,  daß  er  sich 
durch  einen  Dreiereid  reinige.  Ist  aber  der  von  der  Mutter  Benannte 
bereits  tot,  so  soll  die  bloße  Aussage  dieser  letzteren  vollen  Beweis 
machen,  vorausgesetzt,  daß  sie  bei  der  Geburt  des  Kindes  selbst  ge- 
macht worden  war,  daß  hierüber  durch  die  eidliche  Aussage  von 
Weibern  Beweis  erbracht  wird,  welche  bei  der  Geburt  anwesend  ge- 
wesen waren,  endlich  daß  dieselbe  von  der  Kindsmutter  selbst 
hinterher  eidlich  bestätigt  wird,  ohne  daß  dieselbe  jemals  eine  ab- 
weichende Angabe  gemacht  hätte;  fehlt  dagegen  etwas  an  diesen 
Voraussetzungen,  so  soll  man  versuchen,  ob  sich  etwa  durch  ander- 
weitige Zeugen  ein  geschlechtlicher  Umgang  des  Benannten  mit  der 
Kindsmutter  in  seiner  Zeit  erweisen  lasse,  welche  einigermaßen  zu 
der  Zeit  der  Geburt  des  Kindes  stimme,  und  sollen  verständige 
Männer  nach  bestem  Wissen  und  Gewissen  die  Entscheidung  fällen. 
Gleicht  vollends  das  Kind  seinem  angeblichen  Vater  oder  dessen 
Verwandten,  so  soll  die  Vaterschaft  sofort  als  hergestellt  gelten,  so- 
wie nur  ein  geschlechtlicher  Umgang  des  angebUchen  Kindsvaters 


^)  neuerer  B{)KrR.  3;  neuerer  GJ)KrR.  11. 
Mauj-er,  Verwandtschafts-  und  Erbrecht  nach  altnordischem  Rechte. 
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mit  der  Kindsmutter  anderweitig  erwiesen  ist,  d.  h.  es  wird  solchen- 
falls der  benannte  Vater  nicht  einmal  zum  Reinigungseide  zugelassen, 
und  wenn  er  ihn  bereits  geschworen  hat,  ehe  jene  beweisende  Ähn- 
lichkeit am  Kinde  zutage  tritt,  so  soll  er  als  des  Meineides  schuldig 
betrachtet  werden,  die  betreffende  Buße  zahlen,  Ersatz  für  die  Kosten 
der  bisherigen  Alimentation  des  Kindes  leisten,  und  dieses  als  das 
seinige  zu  sich  nehmen.  Eine  wesentlich  gleichartige  Bestimmung 
findet  sich  auch  in  den  Christenrechten  des  Erzbischofes  Jon  und  des 
Bischofes  Arni,  ^)  nur  daß  in  diesen  die  Sachverhandlung  ausdrück- 
lich an  das  Gericht  des  Bischofes  oder  seines  Vertreters  gewiesen, 
und  diesem  auf  die  Bestimmung  der  Beweisauflage  ein  maßgebender 
Einfluß  eingeräumt  wird;  daß  ferner  hier  auch  der  Fall  vorgesehen 
wird,  da  die  Kindsmutter  stirbt,  ohne  den  Kindsvater  genannt  zu 
haben,  indem  solchenfalls  dem  Geschlechtsvormunde  anheim  gegeben 
wird,  zu  klagen  gegen  wen  er  will,  jedoch  so,  daß  er  zunächst  den 
Beweis  des  geschlechtlichen  Umganges  zu  führen  befugt,  und  der 
Beklagte  zur  Reinigung  durch  einen  Dreiereid  nur  dann  berechtigt 
ist,  wenn  jene  Beweisführung  mißlingt;  daß  endlich  auch  noch  der 
Fall  berücksichtigt  wird,  da  das  Weib  die  Nennung  des  Kindsvaters 
verweigert,  welchenfalls  sie,  wie  nach  älterem  Rechte,  eine  Buße  von 
drei  Mark  an  den  König  verwirkt,  das  Kind  der  Mutter  folgt,  und 
das  Recht  seines  mütterlichen  Großvaters  nimmt.  —  Über  die 
Rechte  und  Pflichten  dagegen,  welche  der  unechten  Geburt 
zustehen  und  obliegen,  sprechen  sich  die  weltlichen  Gesetzbücher 
aus.  Es  folgt  aber  zunächst  in  Bezug  auf  das  den  unecht  Geborenen 
zustehende  Erbrecht  die  Järnsiöa  im  wesentlichen  den  Vorschriften 
der  FrpL.,  jedoch  mit  einigen  die  Stellung  der  echtgeborenen 
Mutter  betreffenden  Änderungen,  und  ohne  noch  die  drei  verschie- 
denen Arten  der  unechten  Kinder  zu  unterscheiden.  Bezüglich  der 
Altersvormundschaft  hält  sie  an  dem  Satze  fest,  daß  die  Berufung  zu 
derselben  denselben  Regeln  folge  wie  die  Berufung  zum  Erbe,  nur 
mit  der  Beschränkung,  daß  der  Berufene  jetzt  Sicherheit  zu  bestellen 
hat,  und  ausgeschlossen  wird,  wenn  er  dies  nicht  kann ;  ^)  ebenso 


1)  Jons  KrR.  4;  Ar  na  bps.  KrR.  2/14— 18. 

2)  vgl.  Jarnsiöa,  Erföatal,  2  mit  FrJ)L.  VIll,  3, 
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bezüglich  der  Alimentationspflicht,  ^)  und  wenn  bezüglich  des  Ver- 
lobungsrechtes auf  die  nächsten  Verwandten  verwiesen,  -)  oder  be- 
züglich der  Unzuchtsbuße  auf  den  Verwandten  verwiesen  wird, 
welcher  diese  gesetzlich  zu  beziehen  habe,  ^)  so  will  damit  sicherlich 
dasselbe  gesagt  sein.  Etwas  selbständiger  verhalten  sich  die  Vor- 
schriften des  gemeinen  Landrechtes  und  der  ihm  folgenden  Gesetz- 
bücher, des  gemeinen  Stadtrechtes  also  und  der  Jönsbök;  doch  sind 
es  nicht  so  sehr  neue  Gesichtspunkte,  welche  dieselben  in  die  Behand- 
lung der  unechten  Geburt  eingeführt  zeigen,  als  vielmehr  mit  pedan- 
tischem Scharfsinne  durchgeführte  Konsequenzen  älterer  Gesichts- 
punkte, und  willkürliche  Änderungen  im  einzelnen,  welche  durch 
solche  bedingt  sind.  So  wird  jetzt  der  frillusonr  nicht  nur  den 
brceöra  synir  und  broeöra  doetr  nachgesetzt,  wie  dies  schon  nach 
den  FrI)L.  der  Fall  gewesen  war,  sondern  auch  den  systkinasynir 
und  systkinadoetr,  dann  den  systrasynir  und  systradoetr,  welche  ihm 
früher  nachgestanden  waren ;  ^)  so  wird  ferner  alles  Erbrecht  den 
unehelichen  Söhnen  entzogen,  welche  im  Ehebruch  oder  Inceste 
erzeugt  sind,  letzteres  eine  Bestimmung  kirchlichen  Ursprungs,  welche 
übrigens,  was  die  adulterini  betrifft,  auch  schon  die  GpL.  gekannt 
hatten,  ^)  während  in  ersterer  Beziehung  die  veränderte  Stellung  des 
Mannsstammes  zum  Weibsstamme  maßgebend  geworden  ist.  So  wird 
ferner  die  frilludöttir  jetzt  erst  weit  hinter  dem  frillusonr  berufen,  ^) 
was  teils  durch  die  Vorrückung  der  Nachgeschwisterkinder,  teils  aber 
durch  eine  viel  weiter  als  früher  getriebene  Unterscheidung  der 
mütterlichen  Verwandtschaft  von  der  väterlichen,  und  der  halbbürtigen 
Verwandtschaft  von  der  vollbürtigen  bedingt  ist.  Hinter  ihr  werden 
ferner  die  entfernteren  unechten  Verwandten  berufen  bis  zu  den 
Geschwisterkindern  einschließlich,  während  über  diesen  Grad  hinaus 
die  unechte  Verwandtschaft  unberücksichtigt  bleibt ;  außerdem  zeigt 
sich  aber  auch  weit  konsequenter  und  spitzfindiger  als  früher  der 
Umstand  berührt,  ob  die  Voreltern  des  einzelnen  Verwandten  echt 
oder  unecht  geboren  waren.  ^)  Im  gemeinen  Stadtrechte  lauten  alle 
diese  Bestimmungen  ganz  ebenso  wie  im  Landrechte,  und  ebenso 
kehren  sie  in  der  Jönsbök  gleichlautend  wieder,  jedoch  hier  mit 
einer  bedeutsamen  Einschränkung ;  während  nämlich  das  norwegische 

^)  Järns.,  Erföat.  25. 

^)  Kvennagiptingar,  I.  Mannhelgi,  36. 

Landsl.,  Erföat.  7,  Nr.  6.  G|)L.  25. 

^)  Landsl.,  Erföat.  7,  Nr.  13.  ebenda. 
^)  ebenda,  7,  Nr,  2,  3,  4,  6,  II. 
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Landrecht  und  Stadtrecht  an  13.  Stelle  die  frilludöttir  beruft,  und 
hinter  ihr  die  uneheliche  Seitenverwandtschaft  bis  zu  den  Geschwister- 
kindern einschließlich,  weiß  die  Jönsbök  von  einem  Erbrechte  der 
frilludöttir  nichts,  und  beruft  vielmehr  an  der  betreffenden  Stelle  \) 
zunächst  die  unehelichen  Enkel,  dann  aber  die  uneheliche  Seiten- 
verwandtschaft bis  zu  den  Geschwisterkindern  einschließlich,  jedoch 
mit  ausführlicherer  Aufzählung,  und  teilweise  auch  veränderter  Reihen- 
folge der  einzelnen  Grade ;  hinter  den  unehelichen  Geschwisterkindern 
wird  sodann  der  vierte  gleiche  Grad  der  ehelichen  Verwandtschaft 
berufen,  sodann  aber  auch  noch  die  unechte  Verwandtschaft  bis  zu 
demselben  Grade.  Bezüglich  der  Altersvormundschaft  und  Alimen- 
tationspflicht folgen  das  gemeine  Landrecht  und  Stadtrecht  ganz 
gleichmäßig  wie  das  ältere  Recht  der  Regel  des  Erbrechtes ;  -)  die 
Jönsbök  aber  folgt  zwar  bezüglich  der  Altersvormundschaft  der 
gleichen  Regel,  jedoch  in  ganz  anders  gefaßten  Worten,  ^)  und  be- 
züglich der  Armenalimentation  stellt  sie  lediglich  die  Regel  auf,  daß 
jedermann,  gleichviel  ob  ehelich  oder  unehelich  geboren,  seine  eigenen 
Eltern  und  Kinder  ernähren  müsse,  ^)  während  weiterhin  nur  die 
entferntere  Verwandtschaft  nach  Maßgabe  des  Erbrechts  herangezogen 
wird,  ohne  Rücksicht  auf  den  Unterschied  zwischen  echter  und  un- 
echter Geburt,  außer  etwa  einer  Bestimmung  über  die  unechten 
Kinder  fremder  Gäste,  ^)  welche,  wenn  auch  in  sehr  selbständiger 
Weise,  doch  unverkennbar  an  eine  analoge  Bestimmung  der  Rechts- 
bücher aus  der  freistaatlichen  Zeit  anknüpft.  ^)  Bezüglich  des  Ver- 
lobungsrechtes ^)  und  der  Unzuchtsbuße  ^)  drücken  sich  endlich  die 
Gesetzbücher  der  späteren  Zeit  des  K.  Magnüs  lagaboetir  um  nichts 
bestimmter  aus  als  die  Järnsiöa,  mit  Ausnahme  nur  der  Jönsbök, 
welche  die  Unzuchtsbuße  ausdrücklich  dem  nächsten  geborenen  Erben 
männlichen  Geschlechts  zuweist.  ^)  Endlich  mag  noch  bemerkt 
werden,  daß  eine  Verordnung  vom  2.  Mai  13 13  der  Mutter,  wenn 
sie  nur  selber  ehelich  geboren  ist,  ihrem  unehelichen  Kinde  gegen- 
über ein  Erbrecht  unmittelbar  hinter  dem  frillusonr  zubilUgt,  voraus- 
gesetzt nur,  daß  dieses  Kind  weder  ein  adulterinus,  noch  ein  damnato 


Jönsbök,  Erföat.  13. 
2)  Lands!.,  Erföat.  14.  Jönsbök,  ErfÖat.  20. 

ebenda,  Framfoerzlub.  I.  ^)  ebenda,  6. 

®)  Konüngsbök,  143/25;  StaÖarhölsbök,  1 16/149. 
')  Landsl.,  ErfÖat.  i;  ebenso  BjarkR.  und  Jönsbök. 
^)  Landsl.,  Mannh.  29;  ebenso  BjarkR. 
^)  Jönsbök,  Mannh.  31. 
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coitu  procreatus  sei ;  ^)  ausdrücklich  wird  dabei  angeführt,  daß  in  der 
Erbentafel  vorher  ein  Erbrecht  der  unehelichen  Mutter  nicht  er- 
wähnt gewesen  sei,  und  ist  dies  allerdings  richtig,  nur  daß  man 
daraus  nicht  wird  schließen  dürfen,  daß  die  uneheliche  Mutter  vor- 
dem nicht  ganz  ebenso  wie  die  eheliche  geerbt  haben  werde. 

Zum  Schlüsse  muß  endlich  hier  noch  über  die  Legitimation 
unehelicher  Kinder  gesprochen  werden.  Das  ältere  islän- 
dische Recht  kennt  keinen  derartigen  Rechtsakt  mit  Ausnahme 
einer  bereits  besprochenen  Stelle  einer  Geschichtsquelle,  -)  welche 
des  „leiöa  til  arfs''  Erwähnung  tut;  da  sie  ganz  vereinzelt  steht,  läßt 
sich  nicht  mit  Sicherheit  bestimmen,  ob  sie  uns  einen  Uberrest  eines 
frühzeitig  erloschenen  Rechtsbrauches  aufbewahrt  hat,  oder  ob  nicht 
vielmehr  bei  ihr  die  Bekanntschaft  mit  dem  norwegischen  Rechte 
auf  den  Bericht  über  Vorgänge  aus  der  Vorzeit  Islands  störenden 
Einfluß  geübt  hat.  Jedenfalls  behandeln  ferner  die  Rechtsbücher 
der  Insel  nicht  nur  das  Kind  als  ein  unfreies,  dessen  Mutter  zur 
Zeit  seiner  Empfängnis  unfrei  gewesen,  aber  noch  vor  dessen  Geburt 
freigelassen  worden  war, sondern  auch  das  Kind  als  ein  unehe- 
liches, dessen  Eltern  einander  zwar  noch  vor  dessen  Geburt,  aber 
doch  erst  nach  dessen  Empfängnis  geheiratet  haben,  ^)  so  daß  also 
auch  die  von  der  Kirche  so  sehr  begünstigte  legitimatio  per  sub- 
sequens  matrimonium  dem  Rechte  des  Freistaates  vollständig  fremd 
war.  Ganz  anders  steht  die  Sache  dagegen  bereits  nach  dem  älteren 
norwegischen  Rechte.  Von  einer  Adoption  oder  Arrogation 
zwar  weiß  dieses  ebensowenig  wie  das  isländische  Recht,  und  nicht 
minder  sind  die  kirchenrechtlichen  Regeln  über  die  Legitimation  nur 
in  sehr  beschränktem  Umfange  zur  Anwendung  gelangt  ^)  Nach 
den  FrpL.  sollen  Brautkinder  nur  unter  der  Voraussetzung  als  ehelich 
geborene  gelten,  daß  deren  Vater  innerhalb  des  nächsten  Jahres 
nach  der  Verlobung  verstorben  ist,  ^)  und  erklärt  sich  diese  Frist- 
bestimmung aus  der  Vorschrift,  daß  die  Hochzeit  innerhalb  Jahres- 
frist nach  der  Verlobung  erfolgen  solle ;  ')  da  bei  dieser  letzteren 


^)  Norges  gamle  Love,  III,  Nr.  36,  §  3,  S.  100. 
'-)  Laxdoela,  26/102. 

^)  Konüngsbök,  118/224;  StaÖarhölsbök,  59/68. 
Konüngsbök,  142/23;  StaÖarhölsbök,  104/135. 

^)  vgl.  Fr.  Brandt,  Forelassninger,  S.  173 — 74;  dann  meine:  Studien  über 
das  sogenannte  Christenrecht  des  K.  Sverrir,  S.  75 — 77  und  meinen  x\rtikel:  Gula- 
l)ingslög,  S.  42. 

6)  Fr{)L.  III,  13;  ebenso  BjarkR.  III,  68.  ')  FrI)L.  III,  12. 
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Vorschrift  ehehafte  Not  und  gegenteiHge  Verabredung  zwischen  dem 
Bräutigam  und  dem  Verlober  der  Braut  ausdrücklich  vorbehalten 
sind,  wird  man  diesen  Vorbehalt  wohl  auch  als  stillschweigend  für 
jene  erstere  Regel  geltend  betrachten  und  somit  diese  Regel  dahin 
erweitern  dürfen ,  daß  Brautkinder  überhaupt  als  eheliche  gelten 
sollen,  wenn  deren  Vater  unter  Umständen  stirbt,  welche  erkennen 
lassen,  daß  der  Vollzug  der  Hochzeit  von  ihm  noch  beabsichtigt 
war,  wie  denn  auch  nur  unter  dieser  Voraussetzung  sich  erklärt,  daß 
sofort  beigefügt  wird,  es  solle  nichts  nützen,  wenn  jemand  seine 
eigene  Konkubine  sich  verlobe,  um  ihre  Kinder  damit  erbberechtigt 
zu  machen,  oder  auch  die  Hochzeit  sonst  verzögere,  indem  weder 
ein  Betrug  an  den  geborenen  Erben,  noch  eine  Verunehrung  der 
Hochzeit  durch  die  Bestimmung  ermöglicht  werden  wolle.  ^)  Nach 
einer  zweiten  Bestimmung  desselben  Rechtsbuches  -)  soll  ferner  die 
nachfolgende  Ehe  unter  Personen,  welche  bereits  vor  deren  Ein- 
gehung miteinander  Kinder  erzeugt  haben,  diesen  Kindern  nur  unter 
der  Voraussetzung  die  Rechte  von  ehelichen  verschaffen,  daß  auch 
nach  eingegangener  Ehe  noch  weitere  Kinder  von  ihnen  erzeugt 
werden,  wobei  übrigens  die  bloße  Geburt  derartiger  Kinder  ent- 
scheidet, ohne  daß  auf  deren  Fortleben  etwas  ankäme,  und  überdies 
dem  vorehelichen  Kinde,  welches  auf  Grund  dieser  Bestimmung 
etwas  von  seinem  Vater  geerbt  hat,  sofort  das  volle  Erbrecht  auch 
allen  übrigen  Verwandten  gegenüber  gesichert  ist.  Beide  Bestim- 
mungen sind  ohne  Zweifel  durch  den  Einfluß  der  Kirche  in  das 
Rechtsbuch  gekommen,  entsprechen  indessen  dennoch  keineswegs 
völlig  deren  Vorschriften,  Auf  der  einen  Seite  nämlich  läßt  die 
Kirche  die  sponsalia  de  futuro  durch  die  nachfolgende  copula  car- 
nalis  in  eine  vollgültige  Ehe  sich  verwandeln,  ohne  dieserhalb  irgend 
welche  Zeitgrenzen  aufzustellen ;  auf  der  anderen  Seite  aber  läßt 
sie  die  unehelichen  Kinder  durch  die  nachfolgende  Ehe  ihrer  Eltern 
schlechthin  legitimieren,  ohne  daß  irgend  etwas  darauf  ankäme,  ob 
diese  Eltern  nach  eingegangener  Ehe  noch  weitere  Kinder  mitein- 
ander erzeugen  oder  nicht,  so  daß  also  der  Grundsatz  unseres 
Rechtsbuches :  „|)ä  helga  l)au,  er  eptir  bruUaup  eru  foedd,  hin  til  arfs, 
er  fyrir  bruUaup  väro"  keineswegs  der  des  kanonischen  Rechtes  ist. 

1)  Fr|)L.  III,  13;  BjarkR.  III,  68.  ^)  Fr{)L.  III,  ii. 

^)  c.  15  et  30  X,  de  sponsal.  (IV,  l),  und  ist  die  erste  Stelle  von  P.Alex- 
ander III.  (1159 — 81),  die  zweite  von  P.  Gregor  IX.  (1227 — 41);  ferner  c.  12  X. 
qui  filii  sint  Icgitimi  (IV,  17),  von  P.  Innocenz  III.  (I198). 

*)  c.  6,  X,  qui  filii  sint  legitimi;  von  Alexander  IV. 
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Die  späteren  Rechtsbücher  suchen  sich  denn  auch  den  Vorschriften 
des  kanonischen  Rechtes  immer  mehr  zu  nähern.  Das  sogenannte 
Christenrecht  des  K.  Sverrir  zunächst  hält  zwar  die  Bestimmungen 
der  FrI)L.  über  die  legitimatio  per  subsequens  matrimonium  unver- 
ändert fest;^)  aber  in  der  Bestimmung  über  die  Brautkinder  be- 
seitigt es  die  auf  die  Jahresfrist  bezüghchen  Worte,  obwohl  es  die 
Vorschrift  beibehält,  daß  binnen  dieser  Frist  die  Hochzeit  der  Ver- 
lobung zu  folgen  habe,  ^)  und  gelangt  somit  zu  der  dem  kanonischen 
Rechte  völlig  entsprechenden  Bestimmung,  daß  Brautkinder  unter 
allen  Umständen  gleich  den  ehelich  geborenen  erben  sollen,  wenn 
ihr  Vater  vor  der  Hochzeit  gestorben  ist.  Die  beiden  Christenrechte 
des  K.  Magnus  lagaboetir  lassen  ebenfalls  die  Brautkinder  schlechthin 
erbfähig  werden  gleich  den  ehelichen,  auch  wenn  die  Hochzeit  nicht 
nachfolgt,  und  sie  fordern  zu  solchem  Behufe  nicht  einmal  den 
Tod  des  Vaters;  da  sie  sich  dabei  ausdrücklich  auf  das  gemeine 
Recht  der  gesamten  Christenheit  beziehen,  ist  klar,  daß  sie  eben  mit 
diesem  die  sponsalia  de  futuro  durch  die  eingetretene  copula  car- 
nalis  in  sponsalia  de  prsesenti,  resp.  eine  vollgültige  Ehe  sich  ver- 
wandeln lassen.  Weiterhin  aber  lassen  sie  durch  die  Geburt  von 
Brautkindern  solche  Kinder  legitimieren,  welche  von  den  Brautleuten 
vor  ihrer  Verlobung  erzeugt  worden  waren,  und  sie  substituieren 
demnach,  der  Konsequenz  des  kanonischen  Rechtes  folgend,  den  Akt 
der  Verlobung  auch  hier  dem  der  Hochzeit;  aber  sie  weichen  doch 
wieder  darin  vom  kanonischen  Rechte  ab,  daß  sie  nicht  mit  der 
bloßen  Hochzeit  sich  begnügen,  sondern  daneben  noch  die  Geburt 
von  Kindern  fordern,  die  nach  erfolgter  Verlobung  zur  Welt  kommen. 
Noch  weiter  geht  die  Järnsiöa,  indem  sie  als  im  ganzen  Lande 
gesetzlich  eingeführt  die  Bestimmung  bezeichnet,  daß  eine  rechts- 
gültig eingegangene  Verlobung  alle  Kinder  erbfähig  mache,  welche 
die  Verlobten  miteinander  vor  eingegangener  Verlobung  erzeugt 
haben  oder  nach  dieser  erzeugen;  dieser  Satz  aber  ist  in  ganz  der- 
selben Fassung  auch  in  das  gemeine  Landrecht  und  Stadtrecht  über- 
gegangen, wogegen  er  in  der  Jönsbök  anfangs  keine  Stelle  ge- 
funden hatte,  vielmehr  erst  hinterher  auf  Grund  der  Verordnung 
des  K.  Häkon  Magnüsson  vom  14.  Juni  13 14,  §  13,  in  dieselbe  mit 
dem  Beisatze  eingestellt  wurde,  daß  die  Vorschrift  auf  im  Ehebruch 

^)  Sverris  KrR.  65.  g    g ^ ^  a ^  5y  j  ygl.  66. 

^)  jüngerer  BJ)KrR.  i6;  jüngerer  GJ)KrR.  24. 

Järns.,  ErfÖat.  14. 
^)  Lands!.,  ErfÖat.  7,  Nr.  i,  fin. ;  BjarkR.  ebenda. 
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erzeugte  Kinder  keine  Anwendung  finde. ')  Es  ist  hiernach  ganz 
verkehrt,  wenn  I)6rör  Sveinbjörnsson  unter  dem  in  jener  Einschaltung 
in  der  Jönsbök  genannten  K.  Hakon  den  K.  Häkon  gamU  verstehen 
will.  Das  Christenrecht  des  Erzbischofs  Jon  aber  baut  auf  der  so 
gelegten  Grundlage  fort,  nur  noch  unzweideutiger  die  Gesichtspunkte 
des  kanonischen  Rechtes  festhaltend.  Schon  in  den  Christenrechten 
des  K.  Magnus  lagaboetir  war  der  Grundsatz  ausgesprochen  worden,-) 
daß  eine  rechtsgültige  Verlobung  durch  hinzutretende  copula  car- 
nalis  in  eine  vollgültige  Ehe  sich  verwandle,  auch  wenn  keine  förm- 
liche Hochzeit  gehalten  werde,  und  daß  von  da  ab  die  Ehe  nur  noch 
wegen  Ehebruchs  geschieden  werden  könne;  jetzt  aber  wird  ge- 
radezu die  Regel  aufgestellt:*^)  „nü  ef  hjünskapr  er  fullkomin  meö 
likams  losto,  j^ö  at  eigi  se  brüöhlaup  gjört,  |)ä  mä  jiann  engl  hlutr 
skilja";  weiterhin  ferner  wird  auch  noch  speziell  gesagt,'^)  es  sei  all- 
gemeines Recht  der  Christenheit,  daß  Brautkinder  in  allen  Be- 
ziehungen als  eheliche  gelten,  auch  wenn  keine  Hochzeit  gehalten 
worden  sei,  und  daß  die  Kinder,  welche  jemand  mit  einer  Konkubine 
gewinnt,  mit  der  er  sich  hinterher  verlobt,  eheliche  Kinder  werden, 
gleichviel  ob  noch  andere  Kinder  nach  der  Verlobung  erzeugt  werden 
oder  nicht,  vorausgesetzt  nur,  daß  sie  nicht  im  Ehebruch  erzeugt 
seien  und  daß  der  Eingehung  der  Ehe  seitens  der  Eltern  auch  sonst 
keine  impedimenta  dirimentia  entgegenstehen.  Dieselbe  Bestimmung 
findet  sich  endlich  auch  in  dem  neueren  isländischen  Christenrechte, 
jedoch  in  etwas  eigener  Wortfassung;  einmal  nämlich  fehlt  hier 
der  Beisatz,  welcher  erklärt,  daß  nichts  darauf  ankomme,  ob  nach 
eingegangener  Verlobung  noch  weitere  Kinder  geboren  werden  oder 
nicht,  und  es  begreift  sich  dieses  leicht,  da  das  ältere  isländische 
Recht  nicht,  wie  das  ältere  norwegische,  zu  einer  solchen  Klausel 
Veranlassung  bot,  sodann  aber  ist  der  auf  die  adulterini  bezügliche 
Vorbehalt  hier  weiter  dahin  gefaßt,  „nema  nokkut  standi  [lat  fyrir, 
])ä  er  jiau  börn  väru  getin,  at  jiau  mättu  ])ä  meö  öngu  möti  rettliga 
eigaz",  womit  zugleich  auch  die  ex  damnato  coitu  procreati  mit  in- 
begriffen sind,  welche  freilich  im  Christenrechte  Jons  durch  die 
Klausel  „festir  hann  hana  meinbugalaust"  ebenfalls  ausgeschlossen 
waren.  Dieselben  beiden  Christenrechte  lassen  ferner  auch  den 
Kindern  aus  einem  matrimonium  putativum  die  gleiche  Behandlung 

^)  Jonsbök,  ErfÖat.  I;  Lovsamling  for  Island,  I,  S.  28 — 29. 
2)  jüngerer  BJ)KrR.  18;  jüngerer  G  |)  K  r  R.  26. 

Jons  KrR.  44.  ebenda,  46. 

^)  Arna  bps.  KrR.  16/112— 14. 
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wie  den  ehelichen  Kindern  angedeihen,  vorausgesetzt  nur,  daß  die 
Eltern  vor  Eingehung  der  Ehe  die  vorschriftsmäßige  Verkündigung- 
vornehmen  ließen  und  somit  das  ihrige  getan  haben,  um  etwa  be- 
stehende Ehehindernisse  rechtzeitig  in  Erfahrung  zu  bringen ;  dies 
ein  Satz,  welcher  ebenfalls  im  kanonischen  Rechte  begründet,  ^)  aber 
hinterher  auch  in  das  weltliche  Recht  übergegangen  ist,  soferne  eine 
Verordnung  aus  dem  Jahre  1280  in  ihrem  §  6  bestimmt,  daß  die 
Kinder  aus  einer  Ehe,  welche  wegen  hinterher  aufkommender  Ehe- 
hindernisse getrennt  werden  muß,  dennoch  als  eheliche  behandelt 
werden  sollen,  soferne  nur  die  Aufgebote  in  vorschriftsmäßiger  Weise 
ergangen  seien,  ^)  wobei  doch  wohl  guter  Glaube  der  Eheleute  an 
die  Rechtsbeständigkeit  ihrer  Ehe  vorausgesetzt  werden  muß,  ob- 
wohl die  Verordnung  dieser  Voraussetzung  nicht  ausdrücklich  ge- 
denkt. Ganz  abgesehen  aber  von  diesen  mehr  oder  minder  getreu 
dem  kanonischen  Rechte  entlehnten  Sätzen  kennt  das  norwegische 
Recht  auch  noch  eine  nationale  Form  der  Legitimation,  für  welche 
die  älteren  Quellen  die  technische  Bezeichnung  asttleiöfng  brauchen, 
während  in  späteren  Quellen  auch  wohl  die  Bezeichnung  arfleiöing 
gleichbedeutend  vorkommt.  ^)  In  einem  königlichen  Erlasse  vom 
28.  März  13 18  wechseln  bereits  beide  Formen,''^)  und  ebenso  in  einer 
Urkunde  vom  11.  September  1338;^)  in  ein  paar  Urkunden  vom 
18.  November  1345  und  15.  Januar  1373  wird  nur  noch  von  arf- 
leiöing gesprochen,  wogegen  eine  solche  vom  7.  April  1344,  dann 
vom  Jahre  13 16,  von  1400 — -1410  nur  von  der  aettleiöing  spricht.^) 
Doch  darf  nicht  übersehen  werden,  daß  in  isländischen  Quellen  der 
Ausdruck  „leiöa  til  arfs"  sowohl  in  Bezug  auf  Vorgänge  in  Nor- 
wegen ^)  als  in  Island  selbst  schon  frühzeitig  gebraucht  wird  und 
daß  die  Arna  bps.  saga  sowohl  als  die  Annalen  den  von  der  3ett- 
leiöing  handelnden  Abschnitt  der  Järnsiöa  als  das  „um  arfleiöing" 
handelnde  Kapitel  bezeichnen ;       es  mag  hiernach  wohl  sein,  daß 

^)  Jons  KrR.  42;  Ärna  bps.  KrR.  16/114 — 16. 

^)  vgl.  cap.  3  X,  de  clandestina  desponsatione  (IV,  3),   von  P.  Inno- 
cenz  III;  dann  cap.  14  X,  qui  filii  sint  legitimi  (IV,  17),  von  demselben. 
^)  Norges  gamle  Love,  III,  Nr.  i,  S.  5. 

vgl.  Fr.  Brandt,  Forelaesninger,  S.  28 — 31. 
^)  Norges  gamle  Love,  III,  Nr.  50,  S.  129—31. 
^)  Diplom,  norveg.  I,  253/202 — 3. 
')  ebenda,  IV,  294/239 — 40  und  II,  426/330. 
^)  ebenda,  V,  169/131  ;  VI,  88/89—90  und  374/409. 
^)  Eigla,  57/125;  Njäla,  2/4.  Laxdcela,  26/102. 

Arna  bps.  s.,  9/688;  Annälar,  a.  1271. 
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beide  Ausdrücke  von  Anfang  an  nebeneinander  gebraucht  worden 
waren,  und  daß  nur  etwa  darum  in  späterer  Zeit  der  Ausdruck  arf- 
leiöi'ng  etwas  häufiger  gebraucht  wurde,  weil  in  der  Tat  die  erb- 
rechtlichen Wirkungen  der  Legitimation  immer  mehr  überwogen. 
Die  Form  aber,  in  welcher  sich  die  Einführung  in  den  Geschlechts- 
verband vollzog,  wird  in  den  beiden  Provinzialrechten  ziemlich  über- 
einstimmend geschildert  und  ist  augenscheinlich  uralten  Rechtens.  ^) 
Zumeist  scheint  es  der  Vater  gewesen  zu  sein,  welcher  sein  unehe- 
liches Kind  legitimierte,  und  umgekehrt  scheint  die  Legitimation 
ursprünglich  nur  zugunsten  des  |)yborinn  sonr  in  Anwendung  ge- 
kommen zu  sein,  wogegen  unsere  Rechtsbücher  freilich  nach  beiden 
Seiten  hin  schon  weiter  gehen;  sie  erklären  einerseits,  daß  die  ^ett- 
leiöi'ng  auf  den  hornüngr  und  hnsüngr  ganz  ebensogut  Anwendung 
finden  möge,  wie  auf  den  l)yborinn  sonr,  und  gestatten  andererseits 
auch,  daß  der  Bruder  den  Bruder,  der  Oheim  den  Neffen,  ja  auch 
noch  entferntere  Verwandte  einander  legitimieren,  nur  daß  die  Frl)L. 
solche  Befugnisse  auf  die  freigeborenen  (aettbornir)  Verwandten 
innerhalb  der  näheren  Grade  des  Mannsstammes  (bauggildismennj 
beschränken  und  überdies  die  Regel  beifügen,  daß  niemalen  ein 
Mann  durch  ein  Weib  oder  ein  Weib  durch  einen  Mann  legitimiert 
werden  dürfe,  -)  letzteres  eine  Bestimmung,  deren  Grund  nicht  recht 
abzusehen  ist,  welche  aber  eine  Parallele  in  dem  anderen  Satze  der 
P>[)L.  findet,  daß  Männer  und  Weiber  sich  gegenseitig  kein  ööal 
zum  Verkaufe  anbieten  sollen. Bemerkenswert  ist  auch,  daß  die 
GpL.  ausdrücklich  die  Legitimation  desjenigen  gestatten,  welchen 
sein  Vater  vor  erreichtem  15.  Lebensjahre  freigelassen  habe;  die  Be- 
stimmung scheint  aus  einer  Zeit  zu  stammen,  welche  die  Legitimation 
noch  auf  den  jn'borinn  sonr  beschränkt  kannte  und  nun  diese  Be- 
schränkung insoferne  mildern  wollte,  als  sie  die  ursprünglich  nur  den 
innerhalb  der  ersten  drei  Lebensjahre  freigelassenen  Söhnen  zugute 
kommende  Wohltat  auch  noch  den  etwas  später  freigelassenen  zu- 
gänglich machte.  Übrigens  darf  der  Legitimierende,  wer  er  auch 
sei,  nicht  völlig  eigenmächtig  verfahren;  er  muß  vielmehr,  wenn 
die  Handlung  rechtlich  wirksam  sein  soll,  die  Zustimmung  der  ge- 
borenen Erben  zu  derselben  erholen,  über  deren  Rechte  ja  niemand 
verfügen  kann  als  sie  selber.  Hat  demnach  der  Vater  des  unehelichen 
Kindes  bereits  ehelich  geborene  Söhne,  so  ist  deren  Zustimmung  er- 


GJ)L.  58;  FrI)L.  IX,  i. 
')  FrI)L.  IX,  21.  ^)  ebenda,  XII,  5. 
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forderlich;  doch  soll,  wenn  nur  einer  von  diesen  volljährig  ist,  dessen 
Zustimmung  genügen,  und  somit  auch  für  seine  minderjährigen  oder 
noch  ungeborenen  Brüder  bindend  sein.  Fehlen  eheliche  Söhne, 
oder  sind  die  vorhandenen  alle  minderjährig,  so  tritt  statt  ihrer  der 
nächstberufene  Erbe  ein,  und  zwar  wenn  etwa  die  Stammgutsfolge 
von  der  gemeinen  Erbfolge  abgeht,  sowohl  der  gemeine  Erbe  als 
der  Stammgutsfolger ;  von  einer  Beteiligung  der  entfernteren  Ver- 
wandtschaft wissen  nur  die  GI)L.,  und  auch  nach  ihnen  scheint  diese 
nur  eine  formelle  gewesen  zu  sein,  wie  etwa  die  FrpL.  umgekehrt 
den  Vater  seine  unmündigen  Söhne  bei  der  Handlung  auf  dem  Arme 
tragen  lassen,  um  sie  formell  zu  dieser  heranzuziehen.  Im  übrigen 
war  vor  allem  ein  gewisses  Quantum  Bier  zu  einem  gemeinsamen 
Gelage  zu  bereiten;  dann  war  ein  3 jähriger  Ochs  zu  schlagen,  und 
sollte  diesem  die  Haut  des  rechten  Hinterfußes  vom  Kniegelenk  ab- 
wärts im  ganzen  abgezogen  werden,  oder  nach  den  G[)L.  die  Klauen- 
haut vom  rechten  Vorderfuße.  Aus  dieser  Haut  sollte  ein  Schuh 
gemacht,  und  bei  dem  Bierfasse  niedergesetzt  werden ;  hemingr  heißt 
diese  Haut  in  den  Fr^^L.,  aber  fit  in  den  GpL.,  und  der  aus  ihr  ge- 
machte fitskör  wird  noch  von  Sigurör  jarl  in  der  Schlacht  bei  Re 
getragen  (1163),  vielleicht  um  auf  dem  Eise  besser  stehen  zu  können.^) 
Weiterhin  soll  dann  der  Vater,  welcher  seinen  Sohn  legitimieren 
will,  zuerst  in  diesen  Schuh  steigen,  und  nach  ihm  der  zu  legitimie- 
rende Sohn  selbst;  hierauf  der  nächste  Erbe,  wer  dies  auch  sei,  so- 
wie der  nächste  Stammgutsfolger ;  sodann  aber,  nach  den  G1)L.,  die 
entfernteren  Verwandten,  natürlich  doch  wohl  nur  soweit  sie  eben 
anwesend  waren.  Dabei  hat  der  Legitimierende  folgende  Formel  zu 
sprechen:  „ek  leiöi  ]3enna  mann  til  fjär  ]3ess,  er  ek  gef  hanom,  ok 
til  gjalds  ok  til  gjafar,  ok  til  sess  ok  til  ssetis,  ok  til  böta  ok  til 
bauga,  ok  til  alls  rettar,  svo  sem  mööir  hans  vseri  mundi  keypt". 
Durch  diese  Formel  wird  unzweideutig  die  volle  Gleichstellung  des 
Legitimierten  mit  dem  ehelich  Geborenen  in  Bezug  auf  Buße  und 
Wergeid  ausgesprochen,  und  ist  demnach  klar,  daß  dieselbe  zu  einer 
Zeit  entstanden  sein  muß,  in  welcher  die  GI)L.  diese  Gleichstellung 
dem  |jyborinn  sonr  vor  der  aettleiöfng  noch  nicht  eingeräumt  hatten ; 
sess  und  saeti  mögen  auf  die  Einräumung  eines  geehrteren  Platzes 
in  der  Halle  sich  beziehen,  in  der  ja  bekanntlich  die  Gäste  wie  die 


')  Heims  kr. 
Fagrsk.  264/176. 
137/336  usw. 


Magnüss  s.  Krlingssonar,  13/790;  FMS.  VII,  5/297; 
Vgl.  auch  Heimskr.  Olafs  s.  helga,  151/405— 6;  FMS.  IV, 
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Hausgenossen  bei  festlichen  Gelegenheiten  nach  ihrem  Range  fmann- 
viröing)  zu  sitzen  pflegten;  gjald  und  gjöf  aber  wird  man  vielleicht 
am  besten  auf  den  Gebrauch  beziehen,  unter  Befreundeten  Gaben 
und  Gegengaben  auszutauschen,  so  daß  auch  damit  wieder  nur  eine 
Anerkennung  der  Ebenbürtigkeit  ausgesprochen  wäre;  das  gegebene 
Gut  endlich  dürfte  auf  den  durch  eine  spätere  Urkunde  bestätigten 
Gebrauch  hinweisen,  ^)  gleich  bei  der  Legitimation  selbst  dem  Legi- 
timierten eine  Gabe  zum  Wahrzeichen  zu  geben.  Auffällig  bliebe 
dabei  allerdings,  daß  das  Erbrecht  in  der  Formel  bei  solcher  Deutung 
gar  nicht  gedacht  wäre,  während  doch  die  Fr|)L.  ausdrücklich,  ^)  die 
GI)L.  aber  wenigstens  mittelbar  die  Gleichstellung  des  Legitimierten 
mit  dem  ehelich  Geborenen  in  diesem  Punkte  aussprechen,  indem 
sie  das  oben  schon  abgehandelte  eventuelle  Erbrecht  der  unehelichen 
Kinder  nur  für  die  eintreten  lassen,  welche  „üleiddir  1  ^ett"  sind. 
Die  Fr|)L.  teilen  die  Formel  nicht  mit,  welche  bei  der  aettleiöing 
zu  gebrauchen  war,  aber  sie  sprechen  von  einem  „leiöa  ä  reka  skaut 
ok  rygja",  und  wird  wohl  dieser  Ausdruck  der  gebrauchten  Formel 
entlehnt  sein;  man  möchte  mit  Guöbrandr  Vigfüsson  emendieren: 
„ä  rekks  skaut  ok  rygjar",  oder  noch  näher  liegend  „ä  rekka  skaut 
ok  rygja",  und  übersetzen  „in  den  Schoß  von  Mann  und  Weib", 
so  daß  also  der  Legitimierte  in  die  Lage  eines  neuerdings  ehelich 
Erzeugten  und  Geborenen  versetzt  werden  w^oUte.  W^eiterhin  hat 
der  nächstgeborene  Erbe  und  der  Stammgutsfolger  seinerseits  die 
Einräumung  von  Erbrecht  und  Stammgutsrecht  ausdrücklich  zuzu- 
sichern, und  eine  ähnliche  Erklärung  mochten  wohl  auch  die  ent- 
fernteren Verwandten  abzugeben  haben.  Wird  aber  hinterher  die 
Vornahme  der  Legitimation  bestritten,  so  sollen  alle  bei  derselben 
Anwesenden  über  dieselbe  Zeugnis  geben  können,  W^eiber  wie  Männer, 
und  soll  überdies  als  ein  weiteres  Wahrzeichen  der  bei  derselben 
gebrauchte  Schuh  vorgewiesen  werden.  Nach  den  GpL.,  welche  kein 
Zeugnis  länger  als  20  Jahre  vorhalten  lassen,  muß  aber  alle  20  Jahre 
eine  feierliche  Bekanntmachung  der  ^ettleiöing  erfolgen,  damit  durch 
deren  Beweis  der  Beweis  des  Aktes  selbst  ersetzt  werde;  doch  ist 
von  dem  Momente  an,  da  der  Legitimierte  auf  Gr.und  der  aettleiöfng 
jemanden  beerbt  hat,  keine  weitere  lysi'ng  mehr  nötig,  indem  von 
da  ab  der  Besitz  der  Erbschaft  selbst  als  genügender  Ausweis  für 
das  Recht  des  Besitzers   gilt.     Die  spätere  Gesetzgebung  hat  im 


^)  Diplom,  norveg.  I,  253/202 — 3  (1338). 
-)  Fr{)L.  III,  13;  IX,  I.  GI)L.  104. 


§  6.    Die  uneheliche  Geburt. 


wesentlichen  auf  der  im  bisherigen  geschilderten  Grundlage  fortge- 
baut, wenn  sie  auch  im  einzelnen  mancherlei  an  den  älteren  Rechts- 
sätzen verändert  hat.  Zunächst  wurde  die  settleiöing  in  ihrer  Form 
einigermaßen  umgestaltet.  Das  Trinkgelage,  Ochsenschlachten  und 
Schuhsteigen  wird  bereits  in  der  Järnsiöa  beseitigt,  ^)  und  durch  eine 
halbwegs  kirchliche  Form  ersetzt.  Der  Legitimierende  soll  mit  dem, 
der  legitimiert  werden  soll,  sowie  mit  dem  nächsten  geborenen  Erben 
und  dem  Stammgutsfolger  vor  der  Kirchentür  unter  gemeinsamer 
Berührung  der  heiligen  Schrift  die  entscheidende  Erklärung  abgeben, 
deren  Formel  noch  ganz  die  der  GpL.  ist,  nur  daß  die  Bezugnahme 
auf  eine  sofort  zu  machende  Gabe  an  deren  Spitze  nunmehr  weg- 
gefallen ist.  An  der  Befugnis  der  entfernteren  Verwandtschaft,  die 
Legitimation  vorzunehmen,  wird  festgehalten,  dagegen  aber  der  Satz 
der  FrpL.  fallen  gelassen,  daß  kein  Weib  einen  Mann,  und  kein 
Mann  ein  Weib  legitimieren  dürfe ;  nach  wie  vor  soll  ferner  der  voll- 
jährige Sohn  durch  seine  Zustimmung  auch  seine  minderjährigen 
und  noch  ungeborenen  Brüder  verpflichten,  muß  ferner  die  aettleiöing 
alle  20  Jahre  öftentlich  bekannt  gemacht  werden,  so  lange  nicht  der 
Legitimierte  auf  Grund  derselben  geerbt  hat-  nach  wie  vor  ist  end- 
lich die  Bedeutung  des  Aktes  dieselbe  geblieben,  und  beerbt  dem- 
gemäß der  Legitimierte  seinen  Vater  zugleich  mit  dem  echt  geborenen 
Sohne.  Das  gemeine  Landrecht  schließt  sich  hinwiederum  eng  an 
die  Bestimmungen  der  Järnsiöa  an,  doch  nicht  ohne  sie  in  einzelnen 
nicht  unerheblichen  Funkten  zu  verändern.  Festgehalten  wird  vor 
allem  die  neue,  halb  kirchliche  Form  der  aettleiöing,  und  daraus  mag 
es  sich  erklären,  daß  die  Kirche  diese  unumwunden  anerkannte,  ^) 
während  sie  doch  sonst  die  Lehre  von  der  Legitimation  ihrer  eigenen 
Jurisdiktion  vindizierte;  doch  ist  die  bei  dem  Akte  zu  sprechende 
Formel  neuerdings  wieder  umgestaltet,  und  dabei  einerseits  die  Be- 
zugnahme auf  das  sofort  zu  gebende  Gut  wieder  aufgenommen, 
andererseits  aber  die  Verweisung  auf  Buße  und  Wergeid  als  nunmehr 
nicht  mehr  passend  beseitigt.  Der  Satz,  daß  die  Zustimmung  des 
volljährigen  Sohnes  auch  für  dessen  minderjährige  und  ungeborene 
Brüder  bindend  sei,  wird  jetzt  ausdrücklich  aufgegeben,  und  dafür 
die  umgekehrte  Regel  ausgesprochen,  daß  der  Legitimierte  durch  die 
Legitimation  nur  so  viel  Recht  erwerbe,  als  der  Konsentierende  selbst 
anzusprechen  hatte;  außerdem  wird  äber  auch  die  Wirkung  des 


')  Järns.,  ErfÖat.  16.  ^)  ebenda,  l* 

3)  Landsl.,  ErfÖat.  8.  ^)  Jons  KrR.  46. 
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Aktes  insoferne  abgeschwächt,  als  der  Legitimierte  nunmehr  nicht 
mehr  dem  echt  geborenen  Sohne,  sondern  erst  hinter  diesem  und 
hinter  dem  echt  geborenen  Sohne  desselben  erben  soll.  ^)  Genau 
dieselben  Bestimmungen  enthält  das  gemeine  Stadtrecht,  -j  sowie  auch 
die  Jönsbök,  '^i  nur  daß  diese  letztere  den  Termin  für  die  lysing  des 
Aktes  auf  lO  Jahre  herabsetzt  statt  auf  20 ;  durch  die  Verordnung 
aber  des  K.  Häkon  Magnüsson  vom  14.  Juni  13 14  wurde  bestimmt, 
daß  niemand  vor  zurückgelegtem  20.  Lebensjahre  auf  sein  Erbrecht 
verzichten  könne,  und  daß  der  eheliche  Sohn  eines  Legitimierten 
unmittelbar  hinter  seinem  Vater  zur  Erbfolge  berufen  werden  solle, 
wenn  dieser  bereits  verstorben  sei  zu  der  Zeit,  da  sich  der  Erbfall 
ereigne.  Beides  Bestimmungen,  die  auch  in  die  Jönsbök  eingerückt 
wurden,  die  sich  aber  im  Grunde  von  selbst  verstanden,  da  die 
erstere  nur  eine  Folge  der  Verschiebung  des  Volljährigkeitstermines 
auf  das  vollendete  20.  Jahr,  die  letztere  aber  nur  eine  analoge  An- 
wendung der  für  ehelich  geborene  Söhne  und  Enkel  geltenden  Regel 
ist.  Ein  Zusatz,  welchen  eine  Hs.  zu  des  K.  Eirikr  Magnüsson  Verord- 
nung von  1280,  eine  andere  zu  des  K.  Häkon  Magnüsson  Verordnung 
vom  25.  November  13 15  machen,^)  bestimmt,  daß  der  Legitimierte 
von  seiner  Mutter  seines  Vaters  Erbe  nehme,  oder  von  seinem  Vater 
noch  seiner  Mutter  Recht  nehme,  wenn  näher  Berufene  nicht  vor- 
handen sind,  und  daß  der  unechte  Sohn,  welcher  per  subsequens 
matrimonium  legitimiert  sei,  seinen  Vater  wie  sein  ehelicher  Sohn 
beerbt,  auch  wenn  sein  Vater  zwischen  seiner  Geburt  und  seiner 
Legitimation  ein  anderes  Weib  geheiratet  und  mit  ihm  eheliche 
Kinder  erzeugt  habe ;  letzteres  ein  Satz,  der  in  der  Konsequenz  des 
Rechts  liegt,  und  sich  somit  im  Grunde  von  selbst  versteht,  ersteres 
dagegen  rein  unverständlich,  wenn  man  sich  nicht  zu  einer  Korrektur 
entschließt,  welche  zu  dem  Sinne  verhilft,  daß  der  Legitimierte  seines 
Vaters  oder  seiner  Mutter  Erbe  nehmen  soll,  je  nachdem  diese  oder 
jener  ihn  legitimiert  hat.  Endlich  kommt  noch  ein  Erkenntnis  des- 
selben K.  Häkon  Magnüsson  vom  28.  Mai  131 8  in  Betracht,")  durch 
welches  einer  Meinungsverschiedenheit  über  die  Auslegung  der  land- 
rechtlichen Bestimmung  über  die  Legitimation  ein  Ende  gemacht 
wurde.    Die  „lögmenn"  hatten  nämlich  darüber  nicht  einig  werden 

1)  Landsl.,  ErfÖat.  7,  Nr.  2. 

2)  BjarkR.,  Erföat.  8  und  7,  Nr.  2.  Jönsbök,  ErfÖat.  15  und  2. 
Lagasafn,  I,  S.  29/15.           •'')  ebenda,  16. 

^)  Norges  gamle  Love,  III,  Nr.  i,  S.  Ii ;  vgl.  Nr.  44,  S.  115. 
ebenda,  Nr.  50,  S.  129 — 31. 
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können,  ob  der  Legitimierte  nur  die  Erbschaft  des  Legitimierenden 
zu  nehmen  berechtigt  sei,  oder  auch  die  Erbschaft  der  übrigen  Ver- 
wandtschaft dieses  letzteren,  und  der  König  entscheidet  die  Frage 
dahin,  daß  derselbe  alle  Erbschaften,  welche  anfallen  können,  nehmen 
solle,  wie  wenn  er  ein  rechtmäßiger  Sohn  der  Ehefrau  des  Legiti- 
mierenden wäre,  wobei  selbstverständlich  vorausgesetzt  wird,  daß  die 
aettleiömg  vollkommen  rechtsgültig,  und  somit  auch  mit  Zustimmung 
aller  der  Personen  erfolgt  ist,  deren  Zustimmung  überhaupt  gesetzlich 
erforderlich  war.  Wenn  übrigens  nach  dem  Erkenntnisse  der  Legitimierte 
stets  als  eheliches  Kind  des  Legitimierenden  gelten  soll,  wird  doch  wohl 
der  gewählte  Ausdruck  einer  Beschränkung  bedürfen;  für  den  Fall, 
welcher  die  Entscheidung  veranlaßt  hatte,  ist  nämlich  der  Satz  zwar 
vollkommen  zutreffend,  weil  in  diesem  ein  Vater  seine  eigenen 
Kinder  legitimiert  hatte,  aber  er  würde  für  solche  Fälle  nicht  richtig 
sein,  in  welchen  die  Legitimation  von  entfernteren  Verwandten  aus- 
ging. Richtig  ausgedrückt  würde  demnach  die  Regel  dahin  lauten, 
daß  durch  die  settleiöing  der  Legitimierte  immer  in  die  Stellung 
eines  ehelichen  Sohnes  den  Eltern  gegenüber  gebracht  werde,  welche 
ihn  außer  der  Ehe  erzeugt  hatten ;  jene  unkorrekte  Fassung  derselben 
erklärt  sich  aber  sehr  einfach  daraus,  daß  nicht  nur  im  gegebenen 
Falle,  sondern  gewiß  überhaupt  in  weitaus  den  meisten  Fällen  der 
Vater  selbst  die  Legitimation  vornahm,  und  somit  jene  an  und  für 
sich  nicht  schlechthin  zutreffende  Ausdrucksweise  zumeist  wirklich 
richtig  war.  In  der  angegebenen  Gestalt  bestand  nun  die  aettleiöing 
das  ganze  Mittelalter  hindurch  fort,  und  kann  zum  Zeugnisse  dessen 
auf  die  Urkunden  aus  den  Jahren  1316,  1338,  1344,  1345,  1373  und 
1400 — 1410  verwiesen  worden,  welche  oben  bereits  bei  Erörterung 
des  Sprachgebrauches  der  Quellen  angeführt  wurden;  es  läßt  sich 
aber  nicht  verkennen,  daß  bereits  durch  das  gemeine  Landrecht  und 
die  an  dasselbe  sich  anschließenden  Gesetzbücher  die  ursprüngliche 
Gestaltung  des  Institutes  in  zwiefacher  Beziehung  nicht  unerheblich 
verändert  wurde.  Einmal  nämlich  hatte  dieses  ursprüngHch  zweifel- 
los eine  völlige  Gleichstellung  des  Legitimierten  mit  dem  ehelich 
Geborenen  in  Bezug  auf  alle  und  jede  verwandtschaftlichen  Rechte 
und  Pflichten  bezweckt;  nach  dem  gemeinen  Landrechte  dagegen 
sollte  derselbe  erst  hinter  dem  eheHchen  Sohne  und  Enkel  zur  Erb- 
folge berufen  werden.  Das  setzt  voraus,  daß  der  Gesetzgeber  nicht 
nur  jene  vöüige  Gleichstellung  nicht  mehr  durchgeführt  wissen 
wollte,  sondern  daß  er  auch  bei  der  Aufstellung  seiner  Erbentafel 
nur  den  gewöhnHchen  Fall  im  Auge  hatte,  da  die  Legitimation  vom 
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Vater  ausging,  obwohl  er  nach  wie  vor  gestattete,  daß  dieselbe  auch 
wohl  von  anderen  Verwandten  vorgenommen  werden  konnte;  wir 
werden  also  bezüglich  der  Beerbung  anderer  Verwandten  analog 
verfahren,  und  den  aettleiöingr  dem  skilbörinn  maör  stets  um  einen 
Grad,  aber  auch  nur  um  einen,  nachstellen  müssen.  Zweitens  aber 
hatte  vordem  zur  Sicherung  der  aettleiöfng  genügt,  wenn  zu  den- 
selben der  nächste  geborene  landrechtliche  Erbe  und  der  nächste 
Stammgutsfolger  konsentiert  hatten,  wobei  noch  überdies  unter 
mehreren  gleich  nahe  Verwandten  die  minderjährigen  und  unge- 
borenen durch  die  Erklärung  der  volljährigen  gebunden  waren;  das 
gemeine  Landrecht  aber  hat  diese  Regel  beseitigt,  und  durch  die 
andere  ersetzt,  daß  der  Konsens  immer  nur  den  Konsentierenden 
selbst,  und  wie  wir  beifügen  dürfen,  dessen  Rechtsnachfolger  binde, 
und  daß  somit  der  Legitimierte  immer  nur  soviel  Anspruch  erwerbe, 
als  denen  zukam,  welche  konsentierten.  Die  allseitige  Wirkung  der 
aettleiöing  konnte  also  fortan  nicht  mehr  durch  die  bloße  Mitwirkung 
des  nächsten  Erben  zu  Landrecht  und  Stammgutsrecht  gesichert 
werden,  sondern  sie  erforderte  die  Mitwirkung  aller  und  jeder  Erben 
und  Stammgutsfolger,  nur  etwa  mit  Ausnahme  derjenigen,  die  durch 
einen  anderen  bereits  vertreten  waren.  In  dem  Gesetzbuche  des  K. 
Christian  IV.  endlich  tritt  uns  das  Institut  in  einer  völlig  veränderten 
Gestalt  entgegen.  ^)  In  diesem  wird  bestimmt,  daß  man  „etlede" 
dürfe,  wen  man  wolle,  soferne  nur  der  hierzu  Erwählte  ehelich  ge- 
boren und  unbescholten  sei;  auf  die  unehelich  Geborenen,  für  welche 
dasselbe  ursprüngHch  allein  bestimmt  gewesen  war,  konnte  das  In- 
stitut demnach  nicht  mehr  Anwendung  finden,  und  aus  einer  Legi- 
timation ist  dasselbe  nunmehr  zu  einer  Adoption  geworden.  Damit 
hängt  denn  auch  zusammen,  daß  der  „etleding"  nunmehr  schlecht- 
hin wie  ein  ehelicher  Sohn  dessen  behandelt  werden  soll,  der  den 
Akt  vorgenommen  hat,  welcher  Regel  gegenüber  freilich  die  Beibe- 
haltung der  älteren  Vorschrift  keinen  Sinn  mehr  hat,  daß  ein  Bruder 
den  anderen,  ein  Oheim  den  Neffen  „etlede"  dürfe,  da  ja  genau  das- 
selbe auch  unter  völlig  Fremden  galt.  Die  FormaUen  des  Aktes 
sind  dieselben  geblieben  wie  im  gemeinen  Landrechte,  und  insbe- 
sondere bindet  der  von  jedem  einzelnen  Erben  oder  Stammgutsfolger 
erklärte  Konsens  nach  wie  vor  nur  ihn  selbst;  nur  wird  jetzt  noch 
eine  nachfolgende  Erklärung  am  Ding,  und  deren  urkundliche  Ferti- 
gung erfordert,  sowie  auch  die  Frist  für  die  lysing  nunmehr  auf  lO 


1)  Arvebolk,  8. 
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Jahre  herabgesetzt  ist,  wie  dies  freihch  auch  schon  in  der  Jönsbök 
geschehen,  und  durch  spätere  Korrektur  in  eine  Reihe  von  Hss.  des 
Landrechtes  hineingetragen  worden  war.  Die  Wirkung  des  Aktes 
aber  ist  insoferne  noch  weiter  abgeschwächt,  als  der  „etleding"  nun- 
mehr erst  in  die  fünfte  Erbenklasse  eingereiht,  und  erst  nach  den 
Geschwisterkindern  zur  Erbschaft  berufen  wird;^)  damit  ist  derselbe 
in  die  Stelle  eingerückt,  welche  das  gemeine  Landrecht  des  K.  Magnus 
den  nicht  legitimierten  unechten  Kindern  angewiesen  hatte,  und  von 
seiner  ursprünglichen  Gleichstellung  mit  dem  ehelich  Geborenen  ist 
somit  die  letzte  Spur  verschwunden.  —  Sieht  man  nun  aber  von 
dieser  letzten  Umgestaltung  des  Institutes  ab,  und  faßt  man  lediglich 
deren  Bedeutung  im  älteren  Rechte  ins  Auge,  so  fällt  sofort  als  in 
hohem  Maße  charakteristisch  der  Umstand  auf,  daß  bei  demselben 
der  Schwerpunkt  ganz  und  gar  nicht,  wie  bei  der  Legitimation, 
Adoption  und  Arrogation  des  römischen  Rechtes,  auf  die  väterliche 
Gewalt  oder  überhaupt  auf  das  Verhältnis  des  Vaters  zu  seinem 
Kinde  fällt,  sondern  vielmehr  lediglich  auf  den  Geschlechtsverband 
und  die  Stellung  des  Kindes  zu  seiner  gesamten  Verwandtschaft. 
Von  der  sett  und  der  Einführung  in  dieselbe  ist  bereits  die  Bezeich- 
nung der  aettleiöing  hergenommen,  und  es  ist  nur  eine  Konsequenz 
desselben  Standpunktes,  daß  der  Akt  von  entfernteren  Verwandten 
den  unehelich  Geborenen  ganz  ebenso  vorgenommen  werden  kann 
wie  von  dessen  eigenem  Vater;  daß  tatsächlich  die  aettleiöing  regel- 
mäßig allerdings  vom  Vater  vorgenommen  zu  werden  pflegte,  und 
daß  dieser  Fall  darum  auch  von  den  Quellen  stets  in  erster  Linie 
ins  Auge  gefaßt  wird,  ist  dem  gegenüber  lediglich  auf  den  doppelten 
Umstand  zurückzuführen,  daß  dieser  das  nächste  persönhche  Inter- 
esse an  der  Legitimation  seines  Kindes  zu  haben  pflegte,  und  daß 
es  zunächst  sein  Vermögen  und  die  Stellung  in  seinem  Hause  war, 
um  dessen  Regelung  es  sich  bei  dieser  handelte.  Es  stimmt  übrigens 
diese  Behandlung  der  Legitimation  vollkommen  mit  der  anderen 
Tatsache  überein,  daß  die  altnordische  Rechtssprache  weder  für 
den  Begriff  der  Familie  noch  für  den  der  väterlichen  Gewalt  eine 
technische  Bezeichnung  besitzt,  während  sie  an  Ausdrücken,  welche 
die  „gens"  bezeichnen,  sich  umgekehrt  sogar  überreich  erweist. 
Zweitens  aber  lassen  sich  auch  noch  einzelne  Spuren  eines  Zusammen- 
hanges nachweisen,  in  welchem  ursprünglich  die  aettleiöing  mit  der 
Freilassung  gestanden  zu  haben  scheint,  obwohl  dieser  Zusammen- 


^)  Arvebolk,  7. 
Maurer,  Verwandtschafts-  und  Erbrecht  nach  altnordischem  Rechte. 
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hang  allerdings  in  den  uns  erhaltenen  Quellen  bereits  sehr  verdunkelt 
ist.  Wir  wissen,  daß  nach  einigen  älteren  schwedischen  Provinzial- 
rechten,  nach  WGL.  nämlich  und  ÖGL.,  ein  „aettleda"  sich  an  die 
Freilassung  als  solche  anschloß,  und  daß  man  darunter  die  Aufnahme 
des  Freigelassenen  in  irgend  ein  freies  Geschlecht  verstand,  welche 
als  schlechterdings  notwendig  galt,  wenn  dieser  das  volle  Freienrecht 
gewinnen  sollte.  ^)  Wir  wissen  ferner,  daß  auch  nach  dem  ältesten 
unter  den  dänischen  Rechtsbüchern,  nach  SKL.  nämlich,  ein  ganz 
ähnlich  benannter  Akt,  das  „takae  man  i  aet  msej)  sae",  zum  gleichen 
Behufc  erforderlich  war,  -)  und  in  der  Tat  hat  es  bei  der  ebenso 
tiefgreifenden  als  umfassenden  Bedeutung  der  Verwandtschaft  im 
ältesten  Rechte  nichts  auffälliges,  wenn  man  beim  Freigelassenen, 
welcher  von  Hause  aus  keine  freie  Verwandtschaft  hatte,  einen 
künstlichen  Ersatz  für  dieselbe  als  notwendig  betrachtete.  Nun  wurde 
oben  bereits  wahrscheinlich  zu  machen  gesucht,  daß  in  Norwegen 
die  aettleiöing  ursprünglich  nur  für  den  jiyborinn  sonr  erforderlich 
und  gebräuchlich  gewesen  sei,  also  für  den  Sohn,  den  ein  freier 
Mann  unehelich  mit  einem  unfreien  Weibe  erzeugt  hatte,  und  welcher 
zwar  demzufolge  unfrei  zur  Welt  gekommen ,  aber  in  frühester 
Jugend  freigelassen,  und  sodann  als  Freier  auferzogen  worden  war. 
Andererseits  kennt  das  altnorwegische  Recht  bei  den  Freigelassenen 
überhaupt  neben  dem  Akte  der  Freilassung  selbst,  dem  gefa  frelsi, 
noch  einen  zweiten  Akt,  das  gera  frelsisöl  sitt,  an  dessen  Vornahme 
sich  die  Befreiung  des  Freigelassenen  von  einer  Reihe  sehr  drückender 
Lasten,  Beschränkungen  und  Zurücksetzungen  knüpfte,  welchen  der- 
selbe bis  dahin  trotz  der  Freilassung  noch  unterworfen  gewesen  war. 
Dieser  zweite  Akt  war  der  aettleiöi'ng  ähnlich  gestaltet  und  kam  hier 
wie  dort  ein  Trinkgelage,  nach  den  FrI)L.  überdies  auch  das  Schlachten 
eines  Widders  vor,  dessen  Hals  bei  dem  Akte  eine  besondere  Rolle 
spielte ;  ^)  ausdrücklich  wird  aber  erklärt,  ^)  daß  beim  jjyborinn  sonr 
dieser  zweite  Akt  nicht  vorgenommen  zu  werden  brauche,  daß  viel- 
mehr bei  ihm  die  Konsequenzen  desselben  auch  ohne  seine  Vor- 
nahme eintreten.  Berücksichtigen  wir  nun,  daß  bei  dem  Geschlechte 
des  Freigelassenen  jene   Lasten   und  Zurücksetzungen,   denen  der 

^)  Am  klarsten  ÖGL.,  .-Erf{)ab.  20;  vgl.  25  pr.  Siehe  auch  Nordström» 
1,  S.  100,  Anm.;  Gjessing,  Annaler  1862,  S.  267 — 69;  Wilda,  Unechte  Kinder, 
S.  25— 27. 

2)  Skänel.  123 — 24;  Andreas  Sunesen,  52  und  73. 

3)  GI)L.  62;  Kr|)L.  IX,  12. 
GI)L.  61;  FrI)L.  X,  47. 
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letztere  samt  seinen  Nachkommen  zunächst  unterhegt,  auch  ohne 
Haltung  des  frelsisöl  von  selbst  wegfallen,  und  zwar  nach  den  GpL. 
bereits  beim  Enkel,  nach  den  FrpL.  aber,  die  in  diesem  Punkte 
augenscheinlich  das  ältere  Recht  geben,  bei  dem  Sohne  des  Ur- 
enkels,^) "daß  sodann  bei  dem  Freigelassenen  höherer  Ordnung  noch- 
mals die  vierte  Generation  vorübergehen  muß,  bis  dessen  Nach- 
kommenschaft völhg  frei  wird,  ^)  und  daß  der  Vollfreie  im  Gegensatze 
zum  Freigelassenen  und  seiner  Nachkommenschaft  innerhalb  der  be- 
zeichneten Grenze  technisch  als  aettborinn  bezeichnet  zu  werden 
pflegt,"^)  so  dürften  sich  mit  einem  ziemlichen  Grade  von  Wahr- 
scheinlichkeit folgende  Schlüsse  ziehen  lassen.  Es  war  der  Mangel 
jedes  Geschlechts,  was  den  Freigelassenen  geringerer  Klasse  mit 
seinem  Sohne,  Enkel  und  Urenkel,  dann  der  Mangel  eines  genügend 
unabhängigen  Geschlechts,  was  den  Freigelassenen  höherer  Klasse 
mit  seinem  Sohne,  Enkel  und  Urenkel  von  dem  vollfreien  Manne 
schied,  welcher  darum  emphatisch  als  zu  einem  Geschlechte  geboren 
bezeichnet  wurde.  Dem  ersteren  Mangel  konnte,  außer  dem  Ab- 
laufe der  vierten  Generation,  auch  durch  einen  Formalakt  ein  Ziel 
gesetzt  werden,  mittels  dessen  der  Freilasser,  der  bisher  den  Frei- 
gelassenen noch  in  einem  halbwegs  sklavischen  Abhängigkeitsver- 
bande gehalten  hatte,  auf  seine  einschlägigen  Rechte  verzichtete, 
während  verwandtschaftsähnliche  Beziehungen,  wie  eventuelles  Erb- 
recht, Alimentationspflicht  u.  dgl.,  ihn  nach  wie  vor  mit  diesem  ver- 
knüpften. In  einer  ähnlichen  Stellung  wie  der  Freigelassene  höherer 
Ordnung  befand  sich  aber  der  ]3yborinn  sonr  schon  von  seiner  Frei- 
lassung ab,  da  er  zu  sklavischem  Dienste  nicht  verwendet  wurde 
und  als  halbwegs  zum  Geschlechte  seines  Vaters  gehörig  diesem 
noch  enger  verbunden  war,  als  der  leysingi  seinem  skapdröttinn ; 
darum  bedurfte  es  bei  ihm  jenes  Formalaktes  nicht.  Die  settleiöing 
aber,  welche  den  |:)yborinn  sonr  zum  vollberechtigten  Mitgliede  seines 
Geschlechtes  machte,  und  ihm  eben  damit  auch  den  Anspruch  auf 
die  volle  Buße  seines  Vaters  gab,  fand  zwar  in  dem  Übertritte  in 
die  Klasse  der  Vollfreien  ihr  Analogon,  welche  sich  in  der  Person 
des  Ururenkels  des  Freigelassenen  höherer  Ordnung  vollzog,  und 
durch  welche  dieser  die  Buße  des  aettborinn  maör  oder  arborinn 
maör  erhielt,  während  dessen  Vater  noch  die  des  leysfngjasonr  be- 
zogen hatte ;  aber  eines  Formalaktes  wird  nicht  gedacht,  durch  dessen 


')  GI)L.  66;  FrI)L.  IX,  11.  ^)  G|)L.  106;  Fr|)L.  IX,  11. 

3)  z.  B.  GJ)L.  63  und  71;  Fr{)L.  II,  i;  BjarkR.  III.  127  usw. 
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Vornahme  die  zweite  Periode  des  Freigelassenenstandcs  in  derselben 
Weise  hätte  abgekürzt  werden  können,  in  welcher  die  Haltung  des 
frelsisöl^  die  erste  abkürzte.  Da  legt  nun  die  Analogie  des  schwe- 
dischen Rechtes  die  Vermutung  nahe,  daß  die  <'i>ttleiöfng  ursprünglich 
bei  dem  gewöhnlichen  Freigelassenen  ebensogut  wie  bei  dem  |)y- 
borinn  sonr,  wenn  auch  wohl  in  etwas  anderer  (jestalt  und  mit 
etwas  anderer  Wirkung,  eingetreten  sein  möge,  und  dal-)  sie  somit 
eben  jener  Formalakt  war,  durch  welchen  der  leysfngi  oder  leysfngja- 
sonr  in  einen  aettborinn  maör  verwandelt  werden  konnte.  Zu  dieser 
Annahme  stimmt  auch  recht  wohl,  daß  unechte  Kinder  freier  Filtern 
unter  allen  Umständen  zu  den  jettbornir  menn  gehören,  und  somit 
einer  ^ettleiöfng  nicht  bedürfen;  ist  bei  ihnen  die  Paternität  nicht 
hergestellt,  so  gehören  sie  doch  zum  Geschlechte  ihrer  Mutter  und 
nehmen  dessen  Rechte,  ist  sie  hergestellt,  so  nehmen  sie  das  Recht 
ihres  väterlichen  Geschlechtes,  und  genügt  ein  bloßes  bera  f  a^tt 
oder  fcera  i  aett,  um  das  letztere  Ergebnis  zu  bewirken,  ohne  daß 
dazu  ein  Formalakt  nötig  wäre,  w^eil  es  sich  um  keine  Standeser- 
höhung, kein  „boeta  räö  sunar  sins",  wie  beim  |)_vborinn  sonr  handelt. 
Höchstens  könnte  nocli  etwa  in  Betracht  kommen,  ob  nicht  etwa, 
wie  nach  älterem  dänischen  Rechte,  ursprünglich  auch  die  Her- 
stellung der  Paternität,  soweit  sie  nicht  durch  ein  Konkubinatsver- 
hältnis  von  selbst  gegeben  war  oder  im  Prozeßwege  erfolgte,  einer 
am  Ding  abgegebenen  Erklärung  des  Vaters  bedurfte. 


§  7.    Die  verwandtschaftsähnlichen  Verhältnisse. 

Als  zur  Verwandtschaft  nicht  gehörige,  aber  doch  an  dieselbe 
sich  anreihende  und  mit  ihr  in  einzelnen  Beziehungen  analog  be- 
handelte Verhältnisse  kennt  das  ältere  nordische  Recht,  wie  dies 
früher  schon  erwähnt  wurde,  drei,  nämlich  die  Schwägerschaft 
samt  der  an  sie  sich  anreihenden  Stiefverwandtschaft,  die 
Gevatterschaft  und  die  Pf  1  e ge ve r w a n d t s c h  af t.  Jedes 
dieser  drei  Verhältnisse  muß  nun  noch  eigens  behandelt  werden. 

I.  Die    Sc  h  w  ä  ge  r  s  c  h  af  t.     Es   ist   oben    bereits  erwähnt 


^)  vgl,  Stemann,  8,381—90. 

■^j  vgl.,  was  Island  betrifft,  m  e  i  n  e  Schrift :  Island  von  seiner  ersten  Entdeckung 
bis  zum  Untergange  des  Freistaats,  S.  357  —  63. 
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worden,  daß  für  die  Verschwägerung  die  Ausdrücke  masgöir, 
mägsemd,  dann  sifjar,  sifskapr  gelten,  und  daß  der  einzelne 
Verschwägerte  als  mägr,  die  einzelne  Verschwägerte  aber  als  mäg- 
kona  oder  sifkona  bezeichnet  wird;  für  die  Stiefverwandtschaft 
aber  stehen  die  Ausdrücke  stjüpfaöir  und  stjüpmööir  (stjüpa), 
dann  s  t  j  ü  p  s  o  n  r  (stjüpr)  und  s  t  j  ü  p  d  ö  1 1  i r ,  oder  zusammenfassend 
stjüpbörn  zu  Gebote,  wofür  in  den  Hss.  auch  wohl  stypfaöir, 
stjükfaöir  u.  dgl.  geschrieben  steht.  Es  galt  aber  die  Schwägerschaft 
zunächst  ebensogut  als  Ehehindernis  wie  die  Blutsfreundschaft,  nur 
daß  bei  ihr  die  Grenze  der  verbotenen  Grade  enger  gezogen  war 
als  bei  dieser.  Die  norwegischen  Provinzialrechte  erlauben  nämlich 
die  Ehe  mit  Verschwägerten  vom  fünften  gleichen  Grade  ab,  wäh- 
rend der  vierte  gleiche  Grad  noch  als  verboten  gilt,  und  zwar  gleich- 
viel, ob  es  sich  dabei  um  die  Ehe  mit  der  Witwe  eines  Blutsfreundes 
(fraendleif),  oder  um  die  Ehe  mit  einer  Verwandten  der  eigenen 
früheren  Frau  handle ;  ^)  sie  behandeln  ferner  selbstverständlich  den 
außerehelichen  geschlechtlichen  Verkehr  mit  Verschwägerten  völlig 
ebenso  wie  die  Eingehung  der  Ehe  mit  solchen ;  sie  rechnen  endlich 
die  nächsten  Grade  der  Schvvägerschaft  mit  zu  denjenigen,  deren 
Verletzung  als  eine  schlechthin  bußlose  Tat  gilt,  und  zwar  ist  es 
nach  der  älteren  Rezension  der  GI)L.  die  Stiefmutter,  Schwieger- 
mutter und  Brudersfrau,  und  nach  der  neueren  überdies  noch  die 
Stieftochter  und  Frauenschwester,  welche  dabei  in  Betracht  kommt,-) 
eine  übrigens  bedeutungslose  Differenz,  da  auch  schon  die  ältere 
Rezension  durch  die  Klausel:  „ok  konor  [laer  allar  aörar  er  jamn- 
skyldar  ero"  die  nicht  namentlich  genannten  mit  inbegriften  hat,  — 
nach  den  FrpL.  aber  ist  es  die  Stiefmutter  und  Stieftochter,  die 
Schwiegermutter  und  Sclwiegertochter ,  endlich  die  Schwägerin, 
gleichviel  übrigens,  ob  des  Bruders  Witwe  oder  der  Frau  Schwester,^) 
und  genau  ebenso  nach  den  BI)L.  und  EpL.,  und  ist  gewiß  die 
Auslassung  der  Schwiegermutter  in  den  GpL.  nur  etwas  Zufälliges, 
da  augenscheinlich  der  erste  Grad  in  der  aufsteigenden,  absteigenden 
und  Seitenlinie  gemeint  ist.  Das  isländische  Recht  aber  hatte  gleich- 
falls von  jeher  im  fünften  gleichen  Grade  der  Schwägerschaft  die 
Ehe  erlaubt,  wogegen  sie  im  vierten  und  fünften  ungleichen  noch 


^)  GI)L.  24;  FrI)L.  III,  I  und  Svcrris  KrR.  56;  B|)L.  I,  15;  II,  6  und 
III,  6;  E|)L.  I,  30  und  II,  26. 

2)  GI)L.  24.  Ft^L.  III,  3. 

B|)L.  I,  15;  II,  II  und  III,  8;  E^^h.  I,  52  und  II,  42. 
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als  verboten  galt;^)  das  Gesetz  vom  Jahre  12 17  aber,  welches  für 
die  Blutsfreundschaft  die  verbotenen  Grade  enger  begrenzte,  ließ 
dieselben  für  die  Schwägerschaft  unverändert,  und  galt  somit  von 
da  ab  für  diese  dieselbe  Grenze  wie  für  die  Blutsfreundschaft.")  Da 
diese  Neuerung  auf  den  Beschlüssen  der  IV.  latcranischen  Synode 
von  121 5  beruhte,  welche  gleichmäßig  für  die  Verwandtschaft  und 
Schwägerschaft  den  vierten  gleichen  Grad  als  den  letzten  verbotenen 
erklärt  hatten,^)  erklärt  sich  sehr  einfach,  daß  dieselbe  auch  in  den 
späteren  norwegischen  Christenrechten  gleichmäßig  wiederkehrt.  Die 
neueren  Christenrechte  für  Vikin  und  für  das  Gula|»ing  bestimmen 
demgemäß,  daß  für  die  Blutsfreundschaft  wie  für  die  Schwägerschaft 
der  fünfte  gleiche  Grad  der  erste  erlaubte  sei,"^)  und  in  den  Christen- 
rechten des  Erzbischofs  Jon  und  des  Bischofs  Arni  kehrt  dieselbe 
Bestimmung  in  der  Art  wieder,  daß  in  ihnen  der  vierte  gleiche  Grad 
als  der  letzte  verbotene  bezeichnet  wird;")  die  letztere  Wortfassung 
entspricht  vollkommen  den  Beschlüssen  der  genannten  Synode,  und 
wird  die  erstere  doch  wohl  nur  eine  ungenauere  sein  und  um  so 
weniger  die  Meinung  haben,  daß  auch  noch  der  vierte  und  fünfte 
ungleiche  Grad  verboten  sein  solle,  als  ja  auch  das  weltliche  Recht 
nunmehr  den  vierten  gleichen  Grad  als  den  letzten  im  Erbrechte 
berücksichtigten  behandelte,  ^)  während  die  Järnsföa  allerdings  noch 
den  fünften  gleichen  Grad  in  älterer  Weise  berücksichtigt  hatte. '') 
Als  bußlose  Tat  gilt  aber  auch  nach  den  neueren  Christenrechten 
nur  der  fleischliche  Umgang  mit  der  Stiefmutter  und  Stieftochter, 
Schwiegermutter  und  Schwiegertochter,  oder  endlich  mit  der  Schwä- 
gerin,*^) so  daß  also  insoweit  bezüglich  der  Schwägerschaft  im  Grunde 
alles  beim  alten  geblieben  ist.  —  Über  diese  durch  das  Kirchenrecht 
an  die  Hand  gegebenen  Bestimmungen  geht  nun  aber  die  Berück- 
sichtigung der  Schwägerschaft  noch  weit  hinaus,  nur  daß  auf  welt- 
lichem Gebiete  die  Grenze,  innerhalb  deren  sie  berücksichtigt  wird, 
ungleich  enger  gezogen  ist.    Das  isländische  Recht  zunächst  zählt 


^)  Konüngsbök,  144/131  ;  S  t  a  Ö  ar  h  6  1  s  b  ö  k  ,  121/157. 

Konüngsbök,  18/37;  S  t  a  ö  a  r  h  6  1  s  b  (3  k  ,  120/157. 
^)  cap.  8  X,  de  consanguinitate  et  affiniiate  (IV,  14). 

neuerer  B  J)  K  r  R.  21;  neuerer  G  J3  K  r  R.  30. 
^)  Jons  KrR.  47;  Ärna  bps.  KrR.  20. 

Landsl.,  Erf(>at.  7,  Nr.  13;  BjarkR.  7,  Xr.  13;  Jönsbök,  13. 
')  Ja  ms.,  Erf(^at.  15. 

neuerer  Bj)KrR.  22;  neuerer   GJ)KrR.  31;  Jons  KrR.  49;  Arna 
b  p  s.  K  r  R.  20. 
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bei  der  Verteilung  des  Wergeides  zu  den  sakaukar  die  drei  nächsten 
Verschwägerten  (nämägar),  d.  h.  den  Stiefvater,  Schwiegersohn  und 
den  Mann  der  Schwester  und  außerdem  noch  den  Stiefsohn,  welcher 
also  hier  zu  den  „mägar"  nicht  gerechnet  wird;^)  dieselben  drei 
nämägar  gelten  ferner  als  Richter  und  als  Geschworene  für  reku- 
sabel,  ^)  ohne  daß  dabei  des  Stiefsohnes  gedacht  würde,  und  umge- 
kehrt gelten  als  legale  Vertreter  des  Mannes,  der  ehehaft  verhindert 
ist,  selber  das  Ding  zu  besuchen,  von  den  Verschwägerten  nur  der 
Stiefsohn  und  der  Schwiegersohn,  ^)  also  weder  der  Schwager,  noch 
der  Stiefvater  oder  Schwiegervater.  Wiederum  darf  der  Schwieger- 
sohn seine  Schwiegermutter,  der  Schwager  die  Schwester  seiner 
Frau  und  überhaupt  der  Mann  die  Verwandte  seiner  Frau  verloben, 
wenn  näher  verwandte  Männer  nicht  vorhanden  sind,  und  ähnlich 
steht  es  auch  bezüglich  der  Berechtigung  zur  Stellung  der  Unzuchts- 
klage ;  ^)  in  diesen  Fällen  ist  es  aber  freilich  im  Grunde  nur  das 
Recht  seiner  Frau,  welches  der  Mann  auszuüben  berufen  ist,  und  es 
erklärt  sich  von  hier  aus  sowohl  der  Umstand,  daß  hier  die  Berufung 
der  Verschwägerten  an  keine  bestimmte  Grenze  gebunden  ist,  als 
auch  die  andere  Tatsache,  daß  nicht  alle  näheren  Verschwägerten 
eintreten,  z.  B.  nicht  der;  Stiefsohn,  und  daß  unter  den  sechs  Weibern, 
wegen  deren  geschlechtlicher  Kränkung  der  Mann  befugt  ist,  blutige 
Rache  zu  nehmen,  keine  Verschwägerte  genannt  wird.  ^)  In  ähn- 
licher Weise  zeigen  unter  den  norwegischen  Rechten  die  GpL.  zwei 
nämägar,  nämlich  den  Schwiegersohn  und  den  Schwager  und  neben 
ihnen  noch  den  Stiefvater  und  den  Stiefsohn  am  W^ergelde  beteiligt,') 
und  zwar,  wie  es  scheint,  alle  in  der  Eigenschaft  von  sakaukar;  in 
der  Wergeidstafel  des  Bjarni  Maröarson  wird  neben  dem  Stiefvater 
und  Stiefsohne  nur  noch  der  Schwager  berücksichtigt,  ^)  und  aus 
der  Wergeidstafel  der  FrpL.  ist  vollends  die  Verschwägerung  ganz 
verschwunden.  Dagegen  werden  in  beiden  Rechtsbüchern  neben 
den  bauggildismenn  und  nefgildismenn  auch  die  nämägar  als  Per- 
sonen bezeichnet,  welche  man  als  Richter  zu  rekusieren  befugt  sei,'^) 


^)  Konüngsbök,  Ii 3/201. 

2)  ebenda,  25/47;  35/62;  98/158;  S  ta  Ö  a  r  h  ö  1  s  b  ö  k  ,  286/318. 

Konüngsbök,  89/160;  S  t  a  ö  ar  h  ö  1  s  b  ö  k  ,  289/322. 

Konüngsbök,  144/29;  S  t  a  ö  a  r  h  ö  1  s  b  ö  k  ,  I18/155. 
^)  Konüngsbök,  156/48;  StaÖarhölsbök,  145/177. 
^)  Konüngsbök,  90/164;  StaÖarhölsbök,  293/331. 
")  GJ)L.  239.  ^)  ebenda,  316. 

^)  ebenda,  37   und   266;   FrJ)L.  14.    Nach    den  G|)L.  59   sind  dieselben 
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und  nach  den  Frl)L.  sind  ferner  diese  wie  jene  nicht  \erpflichtet,  an 
der  Verfolgung  eines  Totschlägers  sich  zu  beteiligen;^)  aber  welche 
Grade  der  Verschwägerung  unter  dieser  Bezeichnung  zu  verstehen 
seien,  wird  uns  weder  hier  noch  da  gesagt.  Unter  den  sieben 
Weibern,  deren  Kränkung  blutig  gerächt  werden  darf,  werden  ferner, 
anders  als  im  isländischen  Rechte,  auch  die  nächsten  Verschwägerten 
aufgezählt,  und  zwar  nennen  die  GI)L.  die  Stiefmutter,  die  Schwieger- 
tochter und  die  Schwägerin,  das  ältere  Stadtrecht  folgt  ihnen, 
wogegen  die  FrI)L.  statt  der  Stiefmutter  die  Stieftochter  nennen,  *) 
die  BpL.  endlich  gedenken  der  Stiefmutter  und  Stieftochter,  der 
Schwiegermutter  und  Schwiegertochter,  endlich  der  Frau  des  Bruders 
und  der  Schwester  der  Frau  nebeneinander,  '''j  Wir  werden  wohl 
diese  Ungleichförmigkeit  in  der  Aufzählung  der  einzelnen  Schwäger- 
schaftsverhältnisse kaum  ernsthaft  zu  nehmen,  vielmehr  nur  auf  eine 
zufällige  Ungenauigkeit  in  der  Redaktion  der  betreffenden  Bestim- 
mung anzusehen  haben,  und  darf  somit  w^ohl  als  feststehender  Satz 
gelten,  daß  in  Norwegen  wie  auf  Island  außerhalb  der  Lehre  von 
den  verbotenen  Verwandtschaftsgraden  immer  nur  der  erste  Grad 
der  Verschwägerung  in  der  aufsteigenden,  absteigenden  und  Seiten- 
linie in  Betracht  kam,  dieser  aber  auch  voll  und  allseitig.  Teils 
diese  von  der  kirchlichen  weit  abstehende  Begrenzung  der  Ver- 
schwägerung, teils  die  durchaus  nationale  Terminologie  für  dieselbe 
und  zumal  die  mehrfach  bemerkbare  Abtrennung  der  Stiefverwandt- 
schaft von  der  Verschwägerung  im  engeren  Sinne,  lassen  aber  darauf 
schließen,  daß  diese  von  jeher  im  altnordischen  Rechte  ihre  Rolle 
gespielt  haben  werde  und  nicht  erst  durch  kirchlichen  Einfluß  in 
dieses  eingedrungen  sei.  Von  den  späteren  Gesetzbüchern  steht 
aber  die  Järnsföa  noch  wesentlich  auf  der  Grundlage  des  älteren 
Rechtes,  und  insbesondere  folgt  dieselbe  bezüglich  der  blutigen  Rache 
wegen  der  geschlechtlichen  Kränkung  von  Weibern  den  G1)L.,*')  be- 
züglich der  Verfolgung  von  Totschlägern  den  FrpL.,')  bezüglich  der 
Zeugnisfähigkeit  wieder  den  GI)L. ;  ^)  ganz  anders  steht  die  Sache 
dagegen  bei  dem   gemeinen  Landrechte   und   den   ihm  folgenden 


Personen  auch  unfähig,  Zeugnis  für  ihren  Angehörigen  zu  leisten,  sofcrne  sie  nicht 
etwa  mit  beiden  Streitteilen  gleichnahe  verwandt  sind. 
^)  Fr])L.  IV,  9.  G{)L.  160. 

3)  BjarkR.  II,  18  und  III,  84.  ^)  Fr{)L.  IV,  39. 

BI)L.  II,  15. 
^)  Järns.,  Mannh.  10;  vgl.  G{)L.  160. 

ang.  O.,  13;  vgl,  KrJ)l..  IV,  9.  Kaupab.  2;  vgl.  G^L.  59. 
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Quellen.  Bezüglich  der  geschlechtlichen  Kränkung  von  Weibern 
gehören  die  Verschwägerten  nach  ihnen  nicht  mehr  zu  den  privi- 
legierten Personen,  welche  das  an  die  Stelle  der  Rache  getretene 
Wergeid  zu  beziehen  haben  dagegen  sind  nunmehr  von  der  Ver- 
pflichtung, den  Totschläger  zu  verfolgen,  die  Verschwägerten  gleich 
den  Verwandten  befreit  bis  zum  vierten  gleichen  Grade  einschließ- 
lich ;  ^)  bis  zu  demselben  Grade  erstreckt  sich  ferner  bei  beiden  ganz 
gleichmäßig  die  Unfähigkeit  zum  Zeugnisse,  ^)  und  nicht  minder  auch 
die  Rekusabilität  als  Richter  in  Stammgutssachen.  ^)  Anderweitige 
auf  die  Verschwägerung  bezügliche  Bestimmungen  weiß  ich  in  den 
späteren  Gesetzbüchern  nicht  nachzuweisen;  die  angeführten  aber 
genügen,  um  zu  beweisen,  daß  des  K.  Magnus  lagabcetir  gemeines 
Landrecht  ebenso  wie  dessen  Stadtrecht  und  die  Jönsbök  die  kirclien- 
rechtliche  Ausdehnung  der  Schwägerschaft  auch  für  das  weltliche 
Recht  rezipiert  haben,  soweit  nicht  etwa  das  Bestreben,  die  Blut- 
rache und  was  mit  ihr  zusammenhing  in  möglichst  enge  Schranken 
zu  verweisen,  eine  völlige  Streichung  ihrer  Rechte  zur  Folge  hatte. 

2.  Die  Gevatterschaft.^)  Die  technische  Bezeichnung  der 
Gevatterschaft  im  isländischen  Rechte  sowohl  als  im  norwegischen 
lautet  guösifjar,  und  als  guösifi  mögen  Gevattern  beiderlei  Ge- 
schlechts, als  guösifja  die  Gevatterin  bezeichnet  werden.  Der  Aus- 
druck ist  zweifellos  aus  dem  ags.  Rechte  entlehnt,  welches  neben 
den  Bezeichnungen  godfaeder,  godsunu  auch  die  Bezeichnung  godsibb 
kennt,  die  sich  im  engl,  gossip  erhalten  hat.  In  der  ags.  Sprache 
erklärt  sich  der  Ausdruck  denn  auch  sehr  gut,  da  diese,  anders  als 
das  Altnordische,  das  Wort  Sippe  als  Bezeichnung  der  Blutsfreund- 
schaft, nicht  der  Schwägerschaft  gebraucht,  so  daß  ihr  godsibb  die 
wörtliche  Ubersetzung  der  „cognatio  spiritualis"  des  kanonischen 
Rechtes  wird.  Es  führen  aber  zunächst  die  GI)L.  sehr  verschiedene 
Arten  der  Gevatterschaft  auf,  ^)  je  nachdem  dieselbe  durch  die  Hal- 
tung eines  anderen  unter  die  Kreuzesbezeichnung  (die  primsigning, 
d.  h.  prima  signatio)  oder  unter  die  Taufe,  durch  das  Ausziehen  der 
weißen  Gewänder  nach  der  Taufe,  das  Halten  unter  des  Bischofs 
Hand  bei  der  Firmung,  die  Lösung  der  Firmbinde,  oder  endhch  durch 

^)  Lands  1.,  Mannhelgi,  5;  BjarkR.  4;  Jünsb(3k,  2  fin. 
2)  Lands  1.,  Mannhelgi,  8;  BjarkR.  8;  Jönsbök,  7. 

Lands!.,  Kaupab.  2;  BjarkR.  3;  Jönsbök,  2. 

Landsl.,  ÖÖalsbrigÖi,  8. 
'"')  vgl.  Jon  Ölafsson,  üiatribe  historica  ecclesiastica  de  cognatione  spirituali, 
Hafnii^^  1771,  [sowie  diese  Ausgabe  11,  S.  434— 47].  G|)L.  26. 
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die  Kirchführung  einer  Wöchnerin  begründet  wurde;  sie  bemerken 
ferner  dabei,  daß  nur  in  dem  zuletzt  genannten  Falle  die  Gevatter- 
schaft sich  auf  die  Person  der  Kirchgängerin  beschränke,  wogegen 
sie  in  den  fünf  anderen  Fällen  wie  dem  Kinde,  so  auch  dessen 
Eltern  gegenüber  bestehe.  Dieselben  Bestimmungen  kehren  ganz 
gleichmälSig  auch  in  den  FrI)L.  wieder,  ^)  jedoch  mit  der  Einschrän- 
kung, daß  diese  den  letzten  der  sechs  Fälle  unerwähnt  lassen,  und 
in  dieser  Gestalt  sind  dieselben  auch  in  das  sogenannte  Christen- 
recht des  K.  Sverrir  übergegangen,  '-^j  Das  Recht  von  Vikin  dagegen 
kennt  nur  drei  Fälle  der  Gevatterschaft,  nämlich  die  durch  das 
Halten  unter  die  prfmsigning,  unter  die  Taufe  und  unter  die  Firmung 
entstehende, und  es  spricht  sich  darüber  nicht  aus,  wie  vielen  Per- 
sonen gegenüber  in  jedem  dieser  Fälle  eine  solche  bestehe.  End- 
lich das  Recht  der  Hochlande  kommt  an  zwei  ganz  verschiedenen 
Stellen  auf  die  Gevatterschaft  zu  sprechen.  An  der  ersteren,  welche 
von  den  Eheverboten  handelt ,  erklärt  dasselbe  in  aller  Kürze, 
daß  diese  sich  auf  alle  Gevatterinnen  beziehen,  mit  einziger  Aus- 
nahme der  Frau,  welche  man  bei  ihrer  Kirchführung  geleitet,  „|)vi 
at  |)at  er  ekki  nema  kosgirni  ein",  was  doch  wohl  zu  übersetzen 
sein  wird:  „weil  es  sich  dabei  nur  um  einen  Akt  der  Eitelkeit 
handelt".  An  einer  zweiten,  vom  Inceste  handelnden  Stelle  setzt 
aber  dasselbe  Rechtsbuch  weiterhin  auseinander,  ^)  daß  durch  die 
Taufe  eine  geistliche  Verwandtschaft  nicht  nur  zwischen  dem  Täuf- 
linge einerseits  und  dem  taufenden  Priester  und  den  Taufpaten 
andererseits  entstehe,  sondern  auch  zwischen  dem  Taufenden  einer- 
seits und  den  Taufpaten  sowie  den  Eltern  des  Täuflinges  anderer- 
seits, endlich  auch  noch  zwischen  dem  Täuflinge  einerseits  und  den 
leiblichen  Kindern  des  Taufenden  und  der  Taufpaten  andererseits, 
weshalb  der  Priester  zu  allen  Kindern,  die  er  getauft  habe,  und  deren 
Eltern  in  geistlicher  Verwandtschaft  stehe,  und  des  Priesters  Kind 
mit  keiner  der  Personen,  welche  jener  getauft  habe,  sich  geschlecht- 
lich vereinigen  dürfe;  ja  sogar  zwischen  dem  Täuflinge  und  dessen 
Eltern  einerseits  und  dem  Ehegatten  des  Taufpaten  andererseits  soll 
geistliche  Verwandtschaft  entstehen,  wenn  auch  dieser  Ehegatte 
selber  bei  der  Patenschaft  gar  nicht  beteiligt  gewesen  war.  Man 


FrI)L.  III,  8. 
2)  Sverris  KrR.  62.  ß  {)  L.  I,  15;  III,  6. 

*)  E{)L.  I,  30;  noch  kürzer  II,  26. 
^)  ebenda,  I,  53 ;  II,  43. 
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möchte  annehmen,  daß  die  erstere  Stelle,  gleichwie  sie  die  Ent- 
stehung einer  Gevatterschaft  aus  Anlaß  der  Kirchführung  ausdrück- 
lich verwirft,  während  die  FrpL.  solche  stillschweigend  fallen  lassen, 
auch  in  Bezug  auf  die  von  ihr  als  gültig  anerkannten  Entstehungs- 
arten der  Gevatterschaft  demselben  Rechtsbuche  folgen,  und  somit 
die  obigen  fünf  Fälle  stillschweigend  sanktionieren  wollte;  ob  aber 
die  Bestimmungen,  welche  die  zweite  Stelle  über  die  Ausdehnung 
der  gelegentlich  der  Taufe  entstehenden  geistlichen  Verwandtschaft 
auch  auf  alle  vier  anderen  Fälle  Anwendung  finden  sollten  oder 
nicht,  muß  dahingestellt  bleiben.  In  ganz  ähnlicher  Weise  bezeichnet 
auch  das  ältere  isländische  Recht  einerseits  das  Halten  unter  die 
primsigning,  unter  die  Taufe,  oder  unter  die  Firmung,  und  anderer- 
seits die  Erteilung  der  Taufe  als  den  Entstehungsgrund  der  geist- 
lichen Verwandtschaft,  deren  Ausdehnung  jedoch  auch  auf  diejenigen 
sich  erstrecken  soll,  welche  den  Kindern  des  anderen  Teiles  einen 
derartigen  Dienst  erwiesen  haben.  ^)  In  den  späteren  Christenrechten 
aber  tritt  zunächst  dieselbe  Bestimmung  wieder  auf,  welche  die  E[)L. 
an  der  zweiten  der  oben  angeführten  Stellen  gibt,  jedoch  teilweise 
in  etwas  verstümmelter  oder  der  Wortfassung  nach  veränderter  Ge- 
stalt;^) dabei  fügt  aber  das  Christenrecht  des  Erzbischofes  Jon  und 
Bischofes  Arni,  sowie  eine  Hs.  des  jüngeren  BpKrR.  ausdrücklich 
bei,  daß  dieselben  Sätze,  welche  von  der  durch  die  Taufe  begründeten 
geistlichen  Verwandtschaft  galten,  auch  auf  die  durch  die  Firmung 
begründete  Anwendung  finden  sollen.  Sucht  man  nun  aber  in  diese 
verschiedenen  Angaben  einigen  geschichtlichen  Zusammenhang  zu 
bringen,  so  wird  man  wohl  zunächst  die  Entstehung  einer  geistlichen 
Verwandtschaft  aus  Anlaß  der  primsigning,  Taufe  und  Firmung  als 
alt  und  ursprünglich  betrachten  dürfen.  Die  sämtlichen  älteren 
Christenrechte,  welche  sich  überhaupt  auf  eine  Aufzählung  der  ver- 
schiedenen Entstehungsarten  der  guösifjar  einlassen,  nennen  diese 
drei  Fälle,  und  wenn  in  den  späteren  Christenrechten  zwar  nur  noch 
Taufe  und  Firmung  berücksichtigt  werden,  so  mag  sich  dies  daraus 
erklären,  daß  die  primsigning  in  der  späteren  Zeit  zumeist  mit  der 
Taufe  zusammenzufallen  pflegte;  überdies  steht  fest,  daß  selbst  das 
kanonische  Recht  sie  ebensogut  wie  die  Taufe  geistHcher  Verwandt- 

Konüngsbök,  144/31;  S  t  a  ö  a  r  h  6  1  s  b  ö  k  ,  121/157 — 8;  vgl.  auch  Skäl- 
h  oltsb  ük  ,  2/6. 

Am  korrektesten  im  neueren  GI)KrR.  32;  minder  gut  und  in  einer  Hs. 
sehr  abweichend  im  neueren  B|)KrR.  23;  besser  wieder  in  Jons  KrR.  50  und 
Ar  na  bps.  KrR.  21. 
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Schaft  entstehen  ließ. Schwerer  ist  es,  bezüglich  der  übrigen  drei 
in  den  G\)L.  genannten  Fälle  ins  Klare  zu  kommen.  Bezüglich  keines 
derselben  läßt  sieb,  soviel  ich  sehen  kann,  im  gemeinen  kanonischen 
Rechte  ein  Anhaltspunkt  linden,  und  ebenso  kennen  die  späteren 
Christenrechte  keinen  dieser  Fälle;  aber  auch  die  alten  B[)L.  kennen 
dieselben  nicht,  und  die  E[)L.  und  PYI)L.  verwerfen  wenigstens  einen 
der  drei  Fälle.  Da  dürfte  denn  kaum  etwas  Anderes  übrig  bleiben 
als  die  Annahme,  daß  wir  es  hier  mit  einer  nur  vorübergehenden, 
und  vielleicht  sogar  nur  lokalen  reicheren  Ausgestaltung  der  ursprüng- 
lichen drei  Fälle  zu  tun  haben,  die  geschichtlich  ganz  isoliert  steht, 
und  somit  aucli  keinen  Wert  liat.  Dagegen  scheint  jene  andere, 
weitläufige  Bestimmung  über  die  Ausdehnung  der  durch  die  Taufe 
begründeten  geistlichen  Verwandtschaft  mit  dem  F^ntwicklungsgange 
des  gemeinen  kanonischen  Rechtes  in  Verbindung  zu  stehen,  welches 
gerade  in  der  zweiten  Hälfte  des  12.  und  im  1 3.  Jahrhunderte  einen 
erheblichen  Aufschwung  der  geistlichen  Verwandtschaft  in  der  an- 
gegebenen Richtung  zeigt.  In  die  EI)L.  freilich  scheint  die  Be- 
stimmung erst  hinterher  Aufnahme  gefunden  zu  haben,  wie  sie  denn 
auch  an  deren  äußerstem  Ende  zu  stehen  gekommen  ist.  —  Die 
Gevatterschaft  kommt  übrigens  in  den  älteren  sowohl  als  jüngeren 
norwegischen  Rechts(iuellen  lediglich  gelegentlich  der  verbotenen 
Verwandtschaftsgrade  zur  Sprache,  möge  es  sich  nun  dabei  um  die 
Lehre  von  den  Ehehindernissen  handeln  oder  um  die  Strafe  des  In- 
cestes;  die  Fr[)L.  sowohl  als  das  Christenrecht  des  Erzbischofes  Jon 
erklären  das  zwischen  dem  Täuflinge  und  dem  Taufpaten  selbst 
geknüpfte  Band  für  so  eng,-j  daß  dessen  Verletzung  durch  Incest  zu 
den  bußlosen  Taten  gerechnet  wird.  Wenn  hiernach  in  den  älteren 
sowohl  als  jüngeren  norwegischen  Rechts-  und  Gesetzbüchern  von 
einem  Herüberwirken  der  geisthchen  Verwandtschaft  auf  das  Gebiet 
des  weltlichen  Rechts  keine  Spur  zu  entdecken  ist,  steht  die  Sache 
hinsichtlich  des  älteren  isländischen  Rechtes  allerdings  etwas  anders. 
Auch  hier  ist  es  nämlich  wohl  zunächst  die  Lehre  von  den  ver- 
botenen Verwandtschaftsgraden,  für  welche  die  Gevatterschaft  in  Be- 
tracht kommt;  aber  daneben  gilt  doch  der  nächste  Grad  der  Ge- 
vatterschaft auch  als  Rekusationsgrund  dem  Richteramte  sowohl  als 
dem  Geschworenendienste  gegenüber,  soferne  Leute,  die  einander 


^)  cap.  5  X,  de  coj^natione  spirituali  (IV ,  Ii),  von  P.  Clemens  III. 
(1187-91). 

2)  FrJ)L.  III,  3;  KrR.  Jons,  49. 
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gelegentlich  der  pnmsigm'ng,  Taufe  oder  Firmung  Patendienst  ge- 
leistet haben,  als  rekusabel  gelten.  ^)  Eine  unserer  Geschichts(|uellen 
bietet  wirklich  einen  Beleg  für  die  Rekusation  eines  Geschworenen 
wegen  geistlicher  Verwandtschaft ;  viel  Wert  möchte  ich  indessen 
dieser  ganz  isoliert  stehenden  Berücksichtigung  der  guösifjar  im 
weltlichen  Rechte  nicht  beilegen.  Wir  wissen  ja  aus  geschichtlichen 
Quellen,  daß  die  Patenschaft  allerdings  nach  der  allgemeinen  Auf- 
fassung der  Zeit  eine  engere  persönliche  Verbindung  unter  den  Be- 
teiligten knüpfte,  welche  bei  deren  gegenseitigem  Verhalten  respektiert 
werden  mußte.  Wir  erfahren  z.  B.,  daß  Hallfreör  vandraeöaskäld 
sich  nur  unter  der  Bedingung  zum  Empfange  der  Taufe  verstehen 
wollte,  daß  K.  Olafr  Tryggvason  selbst  bei  ihm  die  Patenstelle  ver- 
trete, und  daß  er  in  seinen  Liedern  oft  genug  dieses  seines  vor- 
nehmen Paten  sich  rühmte ;  wir  wissen  aber  auch,  dafd  gerade  diese 
Patenschaft  dem  heißblütigen  Dichter  das  Leben  rettete,  als  ihn  der 
König  wegen  eines  an  seinem  Hofe  begangenen  Totschlages  töten 
lassen  wollte.  ^)  Wir  erfahren  ferner,  daß  Ragnhildr,  des  Erlingr 
Skjälgsson  Tochter  und  des  [lorbergr  Arnason  Frau,  den  Isländer 
Steinn  Skaptason  auf  alle  Gefahr  hin  gegen  des  heil.  Olafr  Rache  in 
Schutz  nimmt,  weil  er  ihre  Tochter  über  die  Taufe  gehalten  hatte, ^) 
und  wie  noch  in  späterer  Zeit  der  junge  Sveinn  Sturluson  sich 
weigert,  den  Priester  Erlendr  umzubringen,  wie  ihn  sein  Vater  hieß, 
weil  er  meinte :  „|)at  hefir  ekki,  |)vi  hann  er  skirifaöir  minn".  ^)  Nun 
begreift  sich,  daß  einer  solchen  Auffassung  der  Gevatterschaft  gegen- 
über das  Recht  der  Uberzeugung  sich  nicht  verschließen  konnte, 
daß  dieselbe  jene  volle  Unparteilichkeit  zu  trüben  imstande  sei,  welche 
das  Richteramt  und  der  Geschworenendienst  erforderte,  und  daß  es 
somit  recht  wohl  Gevattersleute  für  rekusabel  ganz  ebenso  erklären 
konnte,  wie  es  dies  umgekehrt  bei  Feinden  (sökunautar)  der  Parteien 
tat;  eine  Anerkennung  der  Gevatterschaft  als  einer  verwandtschaft- 
lichen Verbindung  ist  aber  damit  noch  nicht  ausgesprochen,  und 
zum  Genüsse  irgendwelcher  verwandtschaftlicher  Rechte  oder  zur 
Übernahme  irgendwelcher  verwandtschaftlicher  Pflichten  werden  nach 
isländischem  Rechte    die   Gevattersleute   keineswegs  herangezogen. 

^)  Konüngsbök,  25/47  und  48;  35/62;  89/158;  S  t  a  ö  a  r  h  6  1  s  b  ö  k  ,  286/318. 
'0  Njäla.  143/235. 

3)  Hallfret^ar  s.  v  a  n  d  r  a?  ö  a  s  k  a  1  d  s  ,  6/96;  B^MS.  II,  171/55  —  56;  Flbk. 
I,  273/328. 

*)  Heimskr.  Olafs  s.  helga,  148/393  u.  dgl,  m. 
•'')  Sturlünga,  III,  15/57. 
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Ist  aber  hiernach  der  Einfluß  der  geistlichen  Verwandtschaft  ledig- 
hch  auf  das  mehr  oder  minder  von  der  Kirche  beherrschte  Gebiet 
der  verbotenen  Verwandtschaftsgrade  beschränkt,  so  werden  wir 
auch  nicht  irre  gehen,  wenn  wir  deren  Einführung  in  das  altnordi- 
sche Recht  lediglich  auf  die  Kirche  zurückführen.  Allerdings  darf 
nicht  unerwähnt  bleiben,  daß  vereinzelte  Spuren  schon  auf  das  Vor- 
kommen eines  ähnlichen  Verhältnisses  im  Heidentum  hinzudeuten 
scheinen.  Bei  dem  Kampfe  des  Helgi  Droplaugarson  mit  Helgi 
Asbjarnarson  ist  Özurr  von  As  anwesend,  ohne  doch  gegen  den 
ersteren  kämpfen  zu  wollen,^)  obwohl  er  mit  dem  letzteren  verschwägert 
ist,  -)  und  Helgi  Droplaugarson  selbst  erklärt,  ihm  gegenüber  sich 
nicht  vorsehen  zu  w^ollen:  „Itvi  at  |ni  Jost  mik  vatni". Der  Vorfall 
gehört  dem  Schlüsse  des  IG.  Jahrhunderts,  also  dem  Ende  der  heid- 
nischen Zeit  an,  und  der  gebrauchte  Ausdruck  weist  auf  die  im 
Heidentume  übliche  Wasserweihe  und  nicht  auf  die  christliche  Taufe 
hin,  wie  denn  auch  der  erschlagene  Helgi  nach  heidnischem  Brauche 
in  den  Hügel  gelegt  wird.  So  wird  ferner  auch  das  Bestehen  einer 
engeren  Verbindung  zwischen  Hrani  vföförli  und  dem  heil.  Olafr 
angedeutet,  welcher  diesen  mit  Wasser  begossen  und  hinterher  auf- 
erzogen hatte ;  ■*)  aber  wenn  zwar  derartige  Berichte  die  Vermutung 
begründen  könnten,  daß  schon  im  Heidentume  die  Vornahme  der 
Wasserweihe  eine  engere  Beziehung  zwischen  dem  Kinde  und  dem 
sie  Vornehmenden  geknüpft  habe,  so  steht  doch  einem  solchen 
Schlüsse  der  Verdacht  im  Wege,  daß  solche  ganz  vereinzelt  stehende 
Angaben  die  Anschauungen  der  späteren,  christlichen  Zeit  einfach 
in  die  ältere,  heidnische  zurückgetragen  haben,  oder  daß  dieselben 
doch  lediglich  für  die  letzten  Zeiten  des  erlöschenden  Heidentumes 
Geltung  gehabt  haben  möchten,  in  welchen  christlicher  Brauch  sich 
bereits  mit  dem  heidnischen  mischte. 

3.  Die  P  f  1  e  g  e  V  e  r  w  a  n  d  t  s  c  h  a  f  t.  Wenn  wir  in  der  Gevatter- 
schaft ein  nicht  nationales,  vielmehr  erst  durch  die  christliche  Kirche 
eingeführtes,  und  auch  in  seinen  Wirkungen  nahezu  ganz  auf  das 
kirchliche  Gebiet  beschränktes  Institut  zu  erkennen  hatten,  so  dürfte 
die  Pflegeverwandtschaft  umgekehrt  als  ein  durchaus  nationales,  der 

Droplaugarsona  s.,  S.  23. 
2)  ebenda,  S.  8.  ^  b  e  n  d  a ,  S.  25. 

*)  Legendarische  Olafs  s.  ens  helga,  43—4;  Hei  ms  kr.  Olafs  s. 
Tr  y  ggvasonar,  49/163  und  Olafs  s.  helga,  1/218;  ed.  Münch  und  Unger, 
18/14  — 15;  FMS.  IV,  18/32  und  20/35;  Flbkll,  8/10  und  15/14.  Auch  die  Fagrsk. 
86/70  und  87/72  nennt  den  Hrani  Olafs  fostrfaÖir. 
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ältesten  Vorzeit  angehöriges,  aber  dafür  auch  schon  frühzeitig  im 
Absterben  begriffenes  Verhältnis  zu  betrachten  sein.  Man  spricht 
aber  sowohl  von  einem  Pflegevater  (föstrfaöir,  föstri),  und  einer 
Pflegemutter  (föstrmööir,  föstra)  gegenüber  einem  Pflegesohne 
(föstrsonr,  föstri)  oder  einer  Pflegetochter  (f östrdöttir,  föstra), 
als  auch  von  Pflegebrüdern  (föstrbroeör)  oder  Pflegeschwestern 
(fö  strsy  str).  und  zwar  dieses  wie  jenes  nicht  immer  in  ganz  dem- 
selben Sinne.  Nach  altem  Brauche  gab  man  die  eigenen  Kinder 
gern  zur  Erziehung  außer  Haus,  zumal  an  treue  Freunde  und  An- 
hänger der  Familie,  und  galt  die  Übernahme  einer  Pflegschaft  dieser 
Art  stets  als  ein  Bekenntnis,  dem  leiblichen  V^ater  des  Kindes  gegen- 
über der  geringere  Mann  zu  sein;')  andere  Male  dagegen  ließ  man 
auch  wohl  das  Kind  zwar  im  eigenen  Hause  erziehen,  gab  ihm  aber 
doch  aus  der  Zahl  der  untergeordneten,  ja  allenfalls  sogar  unfreien 
Hausangehörigen  einen  Erzieher  oder  eine  Erzieherin  bei.  Auf  beide 
Fälle  der  Pflegschaft  wurde  die  oben  bezeichnete  Terminologie  ganz 
gleichmäßig  angewandt;  aber  nur  auf  die  erste  Art  der  Pflegschaft 
scheinen  sich  die  rechtlichen  Wirkungen  zu  beziehen,  welche  hin 
und  wieder  an  diese  geknüpft  erscheinen.  Es  scheint  aber  bei  dieser 
hier  allein  in  Betracht  kommenden  Art  der  Pflegschaft  ursprünglich 
eine  förmliche  Annahme  des  Pflegekindes  üblich  gewesen  zu  sein, 
und  das  Setzen  des  Kindes  auf  das  Knie  als  solche  gedient  zu  haben 
(setja  1  kne  oder  ä  kne;  knesetja),  weshalb  denn  auch  der 
Pflegesohn  ebensogut  als  Kniesetzling  (k n es e t n i n g r)  bezeichnet 
werden  konnte.-)  Das  isländische  Recht  regelt  nun  zunächst 
die  vermögensrechtliche  Seite  des  Vertrages,  und  erörtert  die  Vor- 
aussetzungen, unter  welchen  derselbe  einseitig  aufgehoben  werden 
kann,  sowie  die  Folgen  dieser  einseitigen  Aufhebung.  ^)  Es  läßt 
ferner  neben  dem  Sohne,  Stiefsohne  und  Schwiegersohne  auch  den 
Pflegesohn  den  Dingbesuch  für  einen  Bauern  übernehmen,  welcher 
selber  nicht  imstande  ist,  zum  Dinge  zu  kommen ;  *)  auch  zählt  es 

^)  Hölmverja  s.,  9/23;  Laxdoela,  27/108;  Heimskr.  Haralds  s.  har- 
fagra,  42/79—80;  Morkinsk.,  S.  2  und  FMS.  Vl,l/4 — 5  usw.  Vgl.  übrigens 
Kälund,  Familielivet  pä  Island  (Aarb0ger  for  nordisk  Oldkyndighed  og  Historie, 
1870),  S.  279—82. 

^)  vgl.  Heimskr.  Haralds  s,  härfagra,  42/79 — 80  mit  der  Fagrsk,  21/13  ; 
FMS.  I,  8/16;  Flbk.  I,  94;  ferner  Heimskr.  Häkonar  s.  gööa,  10/89  und 
Olafs  s.  Trygg  vasonar ,  10/132  mit  der  Fagrsk.  28/18,  FMS.  I,  19/30  und 
50/85,  Flbk.  I,  18/54  und  57/83. 

■'')  Konüngsbök,  141/22;  S  t  a  Ö  a  r  h  ö  1  s  b  ö  k  ,  103/133 — 4. 

*)  Konüngsbök,  89/160;  S  t  a  Ö  ar  h  ö  1  s  b  ö  k  ,  289/322. 
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die  Pflegemutter  sowohl  als  die  Pflegetochter  zu  den  Weibern,  deren 
geschlechtliche  Kränkung  den  Mann  zur  sofortigen  blutigen  Rache 
berechtigt.  \)  Aber  jene  ersteren  Regeln  halten  sich  ganz  im  Rahmen 
eines  kontraktlichen  Verhältnisses,  und  die  beiden  letzteren  Be- 
stimmungen wollen  möglicherweise  auch  nur  die  eigentümlich  ge- 
staltete häusliche  Gemeinschaft  zur  Anerkennung  bringen,  welche  den 
Pflegesohn  ebensogut  wie  den  Stiefsohn  oder  Schwiegersohn  mit 
dem  Hausvater  und  der  Hausmutter  verband;  von  einer  sonstigen 
Heranziehung  aber  des  ersteren  zu  verwandtschaftlichen  Rechten  und 
Pflichten  vermag  ich  im  isländischen  Rechte  keine  unzweideutigen 
Spuren  zu  entdecken.  Doch  darf  nicht  unbemerkt  bleiben,  daß  die 
Geschichts(]uellen  nicht  nur  sehr  zahlreiche  und  schlagende  Belege 
dafür  bieten,  da(3  die  Verbindung  der  Pflegeeltern  mit  ihren  Pflege- 
kindern als  eine  überaus  enge  angesehen  wurde,  und  daß  der  leib- 
liche Vater  dieser  letzteren,  was  auch  die  Rechtsquellen  voraussetzen,-) 
als  moralisch  verpflichtet  galt,  dem  Pflegevater  unter  allen  Umständen 
seinen  Schutz  angedeihen  zu  lassen,  ^)  sondern  daß  sie  auch  zeigen, 
wie  durch  besonderen  Vertrag  neben  den  in  den  Rechtsbüchern 
vorgesehenen  Wirkungen  des  Pflegeverbandes  noch  ganz  andere 
Folgen  an  diesen  geknüpft  werden  konnten.  Wenn  z.  B.  der  alte 
pörör  goddi  den  Olafr  pä,  des  Höskuldr  Dalakollsson  Sohn,  zur  Pflege 
übernimmt,  sichert  er  ihm  zugleich  die  Erbfolge  in  sein  gesamtes 
Vermögen  zu,  ^)  was  er  kann,  weil  er  keine  geborene  Erben  im 
Lande  hat;  wenn  ferner  Hcensna-[)örir  des  Arngn'mr  goöi  Sohn  als 
Pflegesohn  annimmt,  sichert  er  ihm  die  Hälfte  seines  Gutes  zu,  ^) 
und  Hallvarör,  des  Vigfüss  Vigaglümsson  Pflegevater,  überträgt  diesem 
ebenfalls  durch  handsöl  den  Anspruch  auf  sein  Vermögen ;  ^)  Ketill 
von  Mörk  aber  muß  sich,  als  er  seinen  Neft'en  Höskuldr  als  Pflegesohn 
übernimmt,  dazu  verpflichten,  ihn  nicht  nur  bestens  zu  halten,  bis  er 
erw^achsen  sei,  sondern  ihn  auch  auszusteuern,  wenn  er  heirate,  und  ihn 
zu  rächen,  wenn  er  erschlagen  werde.  ^)  Durch  Vertrag  also  konnte 
das  Verhältnis  sehr  verwandtschaftsähnlich  gestaltet  werden,  und  ich 
möchte  um  so  mehr  annehmen,  daß  dasselbe  in  der  Vorzeit  schon 
von  Rechts  wegen  eine  derartige  Ausprägung  gehabt  haben  werde, 

1)  Konüngsbök,  90/164;  StaÖarhölsbök,  293/331. 

2)  Konüngsbök,  141/22;  S  t  a   a  r  h  6  1  s  b  6  k  ,  103/134. 

^)  Ein  auffälliges  Beispiel  bietet  die  Vigagliims  s.,  17 — 18/364  —  65. 

^)  LaxdcTcla,  16/50—52. 

^)  Hcensna{)6ris  s.,  2/125.  ^)  Vigagliims  s.,  17/364. 

')  Njala,  94/146. 
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da  auch  das  isländische  Sprichwort:  „fjöröüngi  bregör  til  föstrs"  ^) 
zeigt,  wie  tiefgewurzelt  die  Uberzeugung  war,  daß  gerade  dieses 
Verhältnis  ein  ganz  besonders  enges  und  tiefgehendes  sei.  Bestätigt 
wird  aber  diese  Vermutung  dadurch,  daß  auch  das  norwegische 
Recht  eine  Reihe  sehr  altertümlicher  Bestimmungen  über  den 
Pflegeverband  bietet,  welche  ebenfalls  ganz  den  Eindruck  vereinzelt 
stehengebliebener  Uberreste  einer  ursprünglich  viel  weiter  reichenden 
Ausprägung  desselben  machen.  Nach  den  FrpL.  sollen  „barnföstrar" 
eines  Mannes  ebensowenig  im  Gerichte  sitzen  als  dessen  bauggildis- 
menn  oder  nefgildismenn,  nämägar  oder  [)yrmslumenn.'^)  Nach  dem- 
selben Rechtsbuche  wird  ferner  die  Vergabung,  welche  man  dem 
eigenen  föstri,  d.  h.  Pflegesohne  zuwendet,  ganz  in  demselben  Um- 
fange ohne  Rücksicht  auf  die  mangelnde  Zustimmung  des  geborenen 
Erben  aufrecht  erhalten,  in  welchem  dies  bezüglich  der  V^ergabung 
an  den  l)yborinn  sonr  der  Fall  ist,  und  daraus,  daß  im  engsten 
Anschlüsse  an  diese  Zuwendungen  auch  von  den  Seelgaben  ge- 
sprochen wird,  wie  sie  auf  Grund  eines  Gesetzes  aus  dem  Jahre 
II 52  als  tiundargjöf  und  fjöröüngsgjöf  gestattet  waren,*)  darf  man 
natürlich  nicht  schließen,  daß  auch  jene  ersteren  erst  in  diesem 
Jahre  aufgekommen  seien.  In  den  GpL.  aber  wird  neben  der  Ver- 
gabung an  den  |)yborinn  sonr  und  an  andere  unechte  Kinder,  dann 
den  Vergabungen  des  Königs  und  an  den  König,  endlich  den  Frei- 
lassungen und  den  leysingsaurar  nicht  nur  ebenfalls  wieder  die  „tiund'' 
genannt,  worunter  doch  nur  der  Hauptzehnt,  wie  er  vor  dem  Jahre 
II 52  bestand,  verstanden  werden  kann,  sondern  auch  noch  die  „barn- 
föstrslaun",  d.  h.  der  für  die  Pflege  eines  Kindes  gegebene  Lohn,  ^) 
und  sollen  alle  diese  Vergabungen  ganz  gleichermaßen  unanfechtbar 
sein.  Nach  einer  anderen  Stelle  desselben  Rechtsbuches  soll  ferner 
Land,  welches  als  „barnföstrlaun"  gegeben  ist,  ganz  ebensogut  als 
ööal  oder  Stammgut  gelten,  wie  wenn  es  von  den  Voreltern  her 
ererbt,  oder  als  ,,branderf9"  genommen,  als  „mannsgjöld"  an  Zahlungs- 
statt empfangen,  gegen  ööal  eingetauscht,  oder  vom  Könige  als 
>,heiöfe",  d.  h.  als  Lohn  für  geleisteten  Gefolgsdienst,  oder  als  „drekku- 
laun",  d.  h.  Trinklohn,  vom  Könige  gegeben  worden  wäre.  ^)  Man 
sieht,  die  Pflegschaft  wird  hier  wie  dort  als  ein  verwandtschafts- 

1)  Njäla,  42/64.  ^)  FrI)L.  X,  14. 

3)  ebenda,  IX,  17.  ebenda,  18.  ^)  G|)L.  129. 

^)  ebenda,  270.  Die  föstrlaun,  welche  ebenda,  66  und  129  erwähnt  werden, 
gehören  nicht  hierher,  da  es  sich  dabei  um  einfachen  Ersatz  von  Alimentationskostea 
handelt. 
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ähnliches  Verhältnis  betrachtet,  und  gilt  eben  darum  alles,  was  aus 
Anlaß  derselben  gegeben  oder  empfangen  wird,  als  auf  einen  fa- 
milienrechtlichen Titel  hin  gegeben  und  genommen ;  daß  aber  diese 
Auffassung  des  Verhältnisses  eine  wirklich  altertümliche  sei,  dürfte 
durch  die  Vergleichung  des  ags.  Rechtes  eine  sehr  auffälHge  Bestä- 
tigung finden.  Gleichwie  nämlich  in  diesem  die  Gabe  des  Königs 
samt  dem  rätselhaften  Trinklohne  als  „hläfordes  gifu"  und  „drincleän" 
sich  unter  den  Leistungen  genannt  finden,  welche  unter  allen  Um- 
ständen gültig  bleiben  sollen,  tritt  in  einer  anderen  Rechtsauf- 
zeichnung, welche  jedenfalls  spätestens  dem  lo.  Jahrhundert  ange- 
hört, -)  das  „fosterleän"  auf,  und  zwar  als  eine  Zahlung,  welche  der 
Bräutigam  bei  der  Verlobung  zu  versprechen  und  für  deren  Ent- 
richtung er  zugleich  Bürgschaft  zu  bestellen  hat.  Es  wird  diese 
Zahlung  hiernach  doch  wohl  mit  der  „gift"  einer  zweiten  und  dem 
„ceäp"  einer  dritten  Stelle"^)  identisch  sein,  und  wird  in  ihr  jener 
Betrag  zu  erkennen  sein,  welchen  andere  Rechte  unter  dem  Namen 
des  mundr  oder  mundium,  der  vingjaef  oder  des  faestnaf)a  f^e  kennen, 
und  welcher,  ursprünglich  wenigstens,  als  eine  für  die  Verlobung 
dem  Geschlechtsvormunde  der  Braut  zu  entrichtende  Zahlung  er- 
schien. Man  wird  doch  wohl  aus  der  gebrauchten  Bezeichnung 
schließen  dürfen,  daß  diese  Zahlung  in  England  an  denjenigen  ging, 
der  die  Braut  erzogen  hatte,  und  somit  an  den  Pflegevater,  wenn 
dieser  etwa  auch  eine  ganz  andere  Person  war  als  der  Vater  oder 
der  sonstige  nächste  Verwandte  der  Braut;  unter  solcher  Voraus- 
setzung wird  dieser  Pflegevater  aber  doch  wohl  auch  an  der  Ge- 
schlechtsvormundschaft über  seine  Pflegetochter  beteiligt  gewesen 
sein,  was  wieder  vortrefflich  zu  der  Tatsache  stimmt,  daß  das  ältere 
isländische  Recht  diesen  auch  zur  Übung  der  Rache  wegen  ge- 
schlechthcher  Kränkung  seiner  föstra  berechtigt  erklärt.  An  der 
einzigen  weiteren  Stelle  freilich,  an  welcher  meines  Wissens  das 
Wort  fosterleän  in  ags.  Quellen  nachgewiesen  worden  ist,  ^)  bedeutet 
dasselbe  „merces  nutritionis''  nur  in  figürlichem  Sinne,  soferne  es  für 
den  Lohn  gebraucht  steht,  welchen  die  Jungfrau  Maria  für  die  Ge- 
burt Christi  erhielt;  eine  derartige  Verwendung  des  Ausdruckes  kann 

^)  Cnüt,  II,  8i;  Northumbrisches  Privatgesetz,  67/1;  die  hlfifordes 
gifu  auch  schon  ^öelrsed,  III,  3. 

^)  Be  wifmannes  beweddunge,  2. 
3)  Ina,  31.  .^:öelbirht,  77. 

5)  Menologium,  152;  angeführt  bei  Grein,  II,  S.  4;  ebenso  Borworth- 
Toller. 
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aber  natürlich  zur  Aufhellung  des  juristischen  Sprachgebrauches  in 
Bezug  auf  denselben  nicht  benützt  werden.  —  Eine  weitere  Bestäti- 
gung der  im  Obigen  vertretenen  Auffassung  des  pflegeväterlichen 
Verhältnisses  scheint  mir  aber  in  den  Angaben  der  Quellen  über 
die  Pflegebrüderschaft  zu  liegen.^)  Der  Ausdruck  föstbrööir 
bezeichnet  aber  in  den  norwegisch-isländischen  Geschichtsquellen 
zwar  noch  oft  genug  den  Pflegebruder;  aber  noch  häufiger  fast  wird 
derselbe  auf  Leute  angewandt,  welche  mittels  eines  in  bestimmten 
Formen  abgeschlossenen  Vertrages  unter  sich  gegenseitige  Brüder- 
schaft eingegangen  hatten.  Man  stach  drei  Rasenstreifen,  manchmal 
auch  nur  einen  einzigen,  in  der  Art  aus,  daß  sie  sich  in  die  Höhe 
heben  ließen,  während  sie  doch  zugleich  mit  ihren  beiderseitigen 
Enden  mit  der  Erde  verbunden  blieben.  Man  stützte  dieselben  sodann 
mit  Speeren  so,  daß  sie  reichlich  in  Mannshöhe  aufgerichtet  stehen 
blieben,  und  ließ  sodann  die  Personen,  welche  sich  miteinander  ver- 
brüdern wollten,  unter  denselben  durchgehen.  Außerdem  hatte  jeder 
von  diesen  sich,  etwa  in  der  flachen  Hand,  blutig  zu  ritzen ;  das  herab- 
tröpfelnde Blut  ließ  man  in  die  durch  das  Ausstechen  des  Rasens 
entstandenen  Gruben  rinnen  und  rührte  es  hier  mit  der  Erde  durch- 
einander. Die  Männer  aber  reichten  sich  die  Hände,  fielen  auf  die 
Knie  nieder  und  schworen  unter  Anrufung  der  Götter,  daß  sie, 
wenn  einer  unter  ihnen  erschlagen  werden  sollte,  umeinander  Rache 
üben  wollten  wie  um  leibliche  Brüder.  So  der  Bericht  der  Quellen, 
der  freilich  selbst  in  Bezug  auf  die  Formalien  des  Aktes  manches 
unaufgeklärt  läßt.-)  Ich  habe  bereits  an  einem  anderen  Orte  darauf 
aufmerksam  gemacht-,  ^)  daß  der  Gang  unter  den  Rasenstreifen  auch 
als  Bestätigungsmittel  gelegentlich  einer  Zeugenaussage,  ^)  dann  ge- 
legentlich eines  Vergleichsabschlusses  ^)  angewandt  wird,  und  daraus 
den  Schluß  gezogen,  daß  derselbe  lediglich  als  ein  Verstärkungs- 
mittel  eines,  gleichviel  ob  assertorischen  oder  promissorischen,  Eides 
zu  betrachten  sei,  indem  der  Glaube  herrschte,  daß  die  Rasenstreifen 


^)  vgl.  Kälund,  ang.  O.,  S.  290 — 93;  dann  Pappen  heim,  Die  altdänischen 
Schutzgilden,  S.  18 — 54,  dessen  Ergebnisse  mir  aber  unannehmbar  scheinen, 

^)  vgl.  zumal  die  Gisla  s.  Sürssonar,  S.  II  und  die  Föstbroeöra  s.,  2/6; 
ferner  Flbk.  I,  415/525  (Orms  J).  Störölfssonar),  und  von  den  erdichteten  Sagen  die 
I)orsteins  s.  Vikingssonar,  21/445. 

^)  Das  Gottesurteil  im  altnordischen  Rechte,  in  der  Germania,  XIX,  S.  145 
— 48,  wo  man  auch  die  ältere  Literatur  angeführt  findet. 

^)  Laxdoela,  28/58—60. 

")  Vatnsdoela,  33/53;  Landnama,  III,  4/181  (Melabök). 
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auf  den  unter  ihnen  Durchgehenden  fallen  würden,  w^enn  sein  Eid 
nicht  rein  sei ;  von  hier  aus  ergibt  sich  dann  aber,  daß  der  Eid  ge- 
schworen worden  sein  muß,  ehe  der  Gang  unter  den  Rasen  erfolgte, 
nicht  erst  nach  diesem  letzteren.  Altere  Lieder  und  Sagen  gedenken 
ferner  nicht  nur  der  Mischung  des  Blutes  bei  der  Eingehung  der 
Bundbrüderschaft,  ^)  sondern  sie  sagen  auch  ausdrücklich,  daß  diese 
Mischung  des  Blutes  in  der  Fußspur  der  angehenden  Bundbrüder 
erfolgt  sei,  -)  womit  zugleich  eine  Unklarheit  in  den  oben  angeführten 
Berichten  aufgehellt  und  der  Akt  näher  an  die  bei  der  aittleif^fng 
beobachteten  Gebräuche  herangerückt  wird.  In  anderweitigen  Quellen 
wird  ferner  auch  wohl  angedeutet,  daß  neben  der  Verpflichtung  zur 
gegenseitigen  Blutrache  auch  die  Eingehung  einer  Gemeinschaft  aller 
Güter  ^)  und  die  Verpflichtung,  für  die  Beerdigung  des  vorverster- 
benden Bundbruders  zu  sorgen,  an  die  Eingehung  der  Bundbrüder- 
schaft sich  knüpfte;  in  der  christlichen  Zeit  aber,  in  welcher  das 
Institut  sich  forterhielt,  obwohl  es  gelegentlich  als  ein  halbwegs 
heidnischer  Brauch  angesehen  wurde,  traf  man  umgekehrt  bei  der 
Eingehung  des  Verbandes  auch  wohl  die  Abrede,  daß  es  erlaubt 
sein  sollte,  anstatt  der  wirklichen  Ausübung  der  Blutrache  sich  mit 
der  Landesverweisung  des  Gegners  oder  der  Zahlung  eines  Wergeides 
durch  denselben  zu  begnügen,  ^)  und  so  mochte  jetzt  der  Ausdruck 
„sverjaz  i  brceöralag"  unbedenklich  auf  die  Eingehung  eines  Erb- 
vertrages unter  K.  Magnus  gööi  von  Norwegen  und  K.  Höröaknütr 
von  Dänemark  angewandt  werden  (1038),  bei  dem  doch  wohl 
kaum  mehr  von  der  Einhaltung  der  alten  Formen  bei  Eingehung 
der  Verbindung,  noch  auch  von  der  Übernahme  einer  Verpflichtung 
zur  Blutrache  die  Rede  sein  konnte.  Der  Umstand,  daß  der  frei 
eingegangene  Bund  vielfach  als  föstbroeöralag  bezeichnet  wird,  zeigt 
unverkennbar,  daß  derselbe  von  Anfang  an  nur  eine  Nachahmung 
oder  Befestigung  der  Verbindung  gewesen  sein  konnte,  welche  unter 
Pflegebrüdern  ganz  von  selbst  bestand;  es  begreift  sich  aber  auch 
recht  wohl,  daß  man,  nachdem  derselbe  sich  zu  einem  eigentüm- 


^)  Lokaglepsa,  9;  Völsünga  s.,  31/204;  vgl.  26/183. 
^)  Brot  af  SiguröarkviÖa,  17;  Saxo  Grammaticus,  I,  S.  40. 
^)  Gull{)öris  s„  2/46;   Egils   s.  ok  Asm un dar,    6/375  —  7^!   Sörla  })., 
6/399.  *)  Egils  s.  ok  Äsmundar,  ang.  O. 

vgl.  FöstbrceÖra  s.,  ang.  O. 
^)  Bjarnar  s.  Hitdoelakappa,  S.  58. 

')  He  im  skr.  Magniiss  s.  göÖa,  7/5 19 — 20;  vgl.  EMS.  VI,  41/27 — 28 
u.  dgl.  m. 
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liehen  Institute  herausgebildet  hatte,  farblosere  oder  auch  eigene 
Bezeichnungen  für  denselben  zu  wählen  begann,  welche  lediglich  den 
Charakter  der  Verbindung  als  einer  Brüderschaft,  oder  auch  deren 
eidliche  Eingehung  betonen,  ohne  speziell  an  die  Pflegebrüderschaft 
zu  erinnern.  War  schon  gelegentlich  des  Erbvertrages  aus  dem 
Jahre  103  8  der  Ausdruck  „sverjaz  i  brceöralag"  gebraucht  worden, 
so  kehrt  derselbe  um  ein  Jahrhundert  später  wieder  bei  Besprechung 
einer  ähnlichen  Verbindung,  welche  K.  Haraldr  gilli  mit  dem  Dänen- 
könige Eirikr  Eymuni  einging,^)  wie  es  scheint  im  Jahre  1133;-) 
die  Bundbrüder  selber  aber  findet  man  jetzt  wohl  als  svarabrceör  ^) 
oder  eiöbrceör^)  bezeichnet,  und  zwar  letzteres  noch  gelegentlich 
eines  Vorganges,  welcher  der  ersten  Hälfte  des  13.  Jahrhunderts  an- 
gehört. Nun  finden  wir  in  einer  der  Wergeldstafeln  der  GpL.  neben 
dem  Schwager  und  Schwiegersohne,  dann  dem  Stiefvater  und  Stief- 
sohne auch  die  eiöbroeör  und  von  ihnen  gesondert  die  föstbroeör 
unter  die  sakaukar  gerechnet  und  bei  den  Wergeidsbeträgen  berück- 
sichtigt ;  ^)  die  letzteren  werden  dabei  durch  die  Worte :  „foeddir  upp 
saman,  ok  hafa  drukkit  bäöer  spena  einn"  ausdrücklich  als  Milch- 
brüder bezeichnet,  und  sieht  man  demnach  hier  die  auf  einem  Ver- 
trage beruhende  Bundbrüderschaft  von  der  auf  gemeinsamer  Er- 
ziehung beruhenden  Pflegebrüderschaft,  mit  welcher  sie  sonst  den 
Namen  zu  teilen  pflegt,  zwar  sprachlich  unterschieden,  aber  doch 
rechtlich  mit  ihr  völlig  gleich  behandelt,  und  zwar  gleich  behandelt 
gerade  in  derselben  Richtung,  welche  in  den  Geschichtsquellen  stets 
als  charakteristisch  für  die  Bundbrüderschaft  bezeichnet  zu  werden 
pflegt,  nämlich  in  Bezug  auf  die  Verfolgung  des  Totschlages.  Daß 
dabei  eine  Beteiligung  am  Wergeide  an  die  Stelle  der  wirklichen 
Übung  der  Blutrache  getreten  ist,  kann  zumal  nach  dem  oben  aus 
der  Bjarnar  saga  Hftdcelakappa  beigebrachten  Belege  nicht  auffallen, 
und  ebenso  wird  man  sich  nicht  darüber  verwundern  können,  daß 
in  den  späteren  Gesetzbüchern  aus  der  zweiten  Hälfte  des  13.  Jahr- 
hunderts keine  Spur  einer  rechtlichen  Berücksichtigung,  sei  es  nun 
der  eigentlichen  Pflegebrüderschaft  oder  der  künstlich  eingegangenen 
Bundbrüderschaft,  mehr  zu  finden  ist,  wie  denn  auch  das  pflegeelter- 
liche Verhältnis  in  derselben  nicht  mehr  berücksichtigt  wird. 

^)  Heimskr.  Haralds  s.  gilla,  3/706;  FMS.  VII,  5/179;  Knytli'nga^ 
100/343.  2)  vgl.  Münch,  II,  S.  726. 

^)  FüstbroeÖra  s.,  20/62;  Knytlinga,  100/343,  Anm.  1  und  21/206;  Gi'sla 
s.  wSürssonar,  S.  21. 

Hakonar  s.  gamla,  58/294.  GJ)L.  239. 
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Zum  Schlüsse  bemerke  ich  übrigens  noch  ausdrückHch,  daß  die 
Bestimmungen  des  älteren  isländischen  Rechtes  über  die  Ansprüche, 
welche  der  Gesellschafter  (felagi)  oder  Speisegenosse  (mötunautr)  eines 
unterwegs  zu  Schiffe  oder  auch  auf  Island  erschlagenen  oder  gestor- 
benen Fremden  unter  Umständen  auf  dessen  Wergeid  und  Erbschaft 
zu  erheben  hat/)  mit  der  Bundbrüderschaft  nichts  gemein  haben,  so- 
ferne  es  sich  bei  ihnen  nur,  wie  bei  ähnlichen  Bestimmungen  der 
norwegischen  Rechte,  ^)  um  die  Ordnung  der  provisorischen  Auf- 
bewahrung solcher  Gelder  handelt,  bis  sich  der  berufene  Erbe  oder 
Blutkläger  meldet;  noch  weniger  finde  ich  aber  Grund  zu  der  von 
K.  Weinhold  aufgestellten  Vermutung,^)  daß  der  Gesellschaftsvertrag 
(felag),  der  in  unseren  Rechtsquellen  sowohl  als  Geschichtsquellen 
oft  genug  erwähnt  wird,  mit  dem  föstbroeöralag  irgend  etwas  zu 
tun  habe.  Dieser  letztere  ist,  ganz  wie  die  römische  societas,  eine 
lediglich  zu  vermögensrechtlichen  Zwecken  eingegangene  und  dem- 
gemäß auch  lediglich  von  vermögensrechtlichen  Gesichtspunkten  aus 
geregelte  Verbindung,  bei  deren  Begründung  demgemäß  auch  keine 
irgendwie  auf  das  sittliche  Gebiet  hinüberweisende  Formen  einge- 
halten werden;  die  Bundbrüderschaft  dagegen  wird,  auch  nachdem 
die  Mischung  des  Blutes  und  der  Gang  unter  den  Rasenstreifen  auf- 
gegeben wurde,  doch  immerhin  noch  eidlich  eingegangen  und  sie 
bewahrt,  auch  nachdem  sie  ihren  ursprünglichen  Zusammenhang  mit 
der  Pflegebrüderschaft  aufgegeben  und  ihre  Beziehung  zur  Blutrache 
fallen  gelassen  hat,  selbst  noch  in  ihren  letzten  Ausläufern  einen 
über  das  vermögensrechtliche  Gebiet  hinausgreifenden,  noch  immerhin 
verwandtschaftsähnlichen  Charakter,  wie  denn  auch  ihr  allmähliches 
Abkommen,  sowie  das  allmähliche  Abkommen  des  ihr  analogen 
pflegeelterlichen  Verbandes  im  nordischen  Rechte  unverkennbar  mit 
der  sich  vermindernden  Bedeutung  der  verwandtschaftlichen  Ver- 
bindung selbst  im  engsten  Zusammenhange  steht. 

^)  Konüngsbük,  97/172 — 73  und  120/228 — 29  und  249/192;  StaÖarhöls- 
bük,  61/73—5  und  299/338—9. 

2)  z.  B.  G{)L.  109—113;  FrI)L.  IX,  5—6. 
Altnordisches  Leben,  S.  289. 
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§  8.    Die  Terminologie  der  Quellen. 

Die  Erbschaft,  d.  h.  den  Nachlaß  eines  Verstorbenen,  welcher 
dem  Erbgange  verfällt,  bezeichnet  der  Ausdruck  arfr,  d.  h.  Erbe, 
oder  auch  erfö;  doch  wird  das  letztere  Wort  häufiger  für  die  Be- 
erbung, also  den  Erbgang  selbst  gebraucht.  Für  das  Erben,  d.  h. 
eine  Erbschaft  nehmen,  gilt  der  Ausdruck  taka  arf,  wobei  indessen 
zu  beachten  ist,  daß  dasselbe  für  jedes  Nehmen  einer  Erbschaft,  also 
auch  für  das  nicht  kraft  Erbrechts  erfolgende  gebraucht  wird,  wie 
z.  B.  für  die  Besitzergreifung  desjenigen,  welcher  in  Abwesenheit  des 
rechten  Erben  für  diesen  die  Erbschaft  in  Verwahrung  nimmt.  Das 
von  hier  aus  gebildete  Hauptwort  arf  taka  kann  ebenfalls  wieder 
nicht  nur  die  wirkliche  Erwerbung  einer  Erbschaft,  ^)  sondern  auch 
die  Ergreifung  des  Besitzes  einer  solchen  durch  eine  Person  bezeichnen, 
welche  sie  wieder  herausgeben  muß,  wenn  sich  der  geborene  Erbe 
meldet.-)  Das  Wort  erfi  dagegen,^)  gleichbedeutend  mit  erfiöl, 
bezeichnet  das  feierliche  Mahl,  welches  zu  Ehren  des  Verstorbenen 
gehalten  zu  werden  pflegte,  und  ebenso  pflegt  das  Zeitwort  erfa 
regelmäßig  für  die  Haltung  dieses  Mahles  gebraucht  zu  werden,  also 
gleichbedeutend  mit  gera  erfi  oder  drekka  erfi  zu  stehen;  doch  hat 
Fritzner  aus  norwegischen  Urkunden  auch  den  Gebrauch  des  Wortes 
in  der  Bedeutung  erben  oder  Erbe  nehmen  nachgewiesen,  ^)  und  in 
späteren  isländischen  Quellen  wird  dasselbe  in  diesem  Sinne  sehr 
häufig  gebraucht.  Mag  sein,  daß  dabei  schwedischer,  dänischer  oder 
deutscher  Sprachgebrauch  maßgebend  geworden  ist.    Für  den  Erben, 


^)  z.  B.  Staöarhölsbök,  73/97:  um  arftökur  manna;  Fr|)L.  X,  47:  at  arf- 
töku  allri. 

2)  Konüngsbük,  249/198:  goÖi  sa  er  til  arftöku  er  taldr;  Staöarhöls- 
bök, 61/74. 

3)  E{)L.  I,  49.  G{)L.  23. 

Diplom,  norveg.  II,   16/14:  J)a  skal  stadrinn  arfua  Jjat  aer  epter  J)a  laeif- 

uizst  (1276);  ebenda,  411/322;  um  alt  J)at  godz  sem  Brynilder  kona  ValJ)iofs 

erfde  epptir  born  sinn  (1370). 
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und  zwar  gleichviel,  ob  ihm  die  Erbschaft  bereits  angefallen  ist,  oder 
ob  er  nur  einem  Lebenden  gegenüber  präsumptive  zu  dieser  berufen 
ist,  gilt  zunächst  die  Bezeichnung  arfi,^)  oder  in  femininer  Form 
arfa,-)  wofür  die  isländischen  Rechtsquellen  indessen  lieber  die 
verstärkende  Zusammensetzung  skaparfi  brauchen;  da  andere  Zu- 
sammensetzungen wie  skapdröttinn,  skap])ing  zur  Seite  stehen,  scheint 
der  letztere  Ausdruck  im  nordischen  Rechte  von  Anfang  an  in  diesem 
weiteren,  und  nicht  zunächst  in  dem  engeren  Sinne  für  die  bloße 
Deszendenz  gebraucht  worden  zu  sein,  wie  im  schwedischen  Rechte. 
Als  eine  der  älteren  Rechtssprache  angehörige  Wortform  wird  wohl 
arfuni,*')  oder  skap arfu  ni  zu  fassen  sein,  wogegen  die 
jüngere  Rechtssprache  mit  Vorliebe  die  abgeleitete  Form  erfingi 
gebraucht,  welche  bereits  in  unseren  isländischen  Quellen  vorherrscht, 
oder  auch  die  Zusammensetzung  arftökumaör;  dagegen  gehören 
Bezeichnungen  wie  arfnyti,  arf|)egi,  arfvörör,  oder  wieder  erfir,  erfinyti, 
erfivörör,  erfimeiör  lediglich  der  Dichtersprache  an,  Für  den  Erb- 
lasser fehlt  wunderlicherweise  jede  technische  Bezeichnung,  und  muß 
man  sich  mit  Umschreibungen  helfen,  wie  etwa  „sä  maör,  er 
maör  ä  arf  eptir  at  taka". 

Der  allen  diesen  Ausdrücken  gemeinsam  zugrunde  liegende 
Wortstamm  kehrt  bekanntlich  in  den  sämtlichen  germanischen  Dia- 
ekten  wieder,  und  entspricht  z.  B.  dem  altnordischen  arfr  nicht  nur 
altschwedisch  und  altdänisch  arf  und  arver,  sondern  auch  gotisch 
arbi,  althochdeutsch  erpi,  altsächsisch  erbi,  angelsächsich  erfe  und 
yrfe,  friesisch  arve.  Verschiedentlich  hat  man  bereits  darauf  aufmerk- 
sam gemacht,  daß  im  Angelsächsischen  yrfe  sowohl  Erbe  als  Vieh 
bedeutet,  während  orf,  worauf  doch  yrfe  zurückzuführen  scheint,  nur 
Vieh,  oder  allenfalls  in  weiterem  Umfange  Fahrhabe  bedeutet;'"') 
daß  ferner  in  altschwedischen  Rechtsbüchern  „arf  ok  orf  als  alliti- 
rierende  Bezeichnung  des  ganzen  Vermögens  nach  seinen  beiden 
Hauptbestandteilen,  nämlich  liegendem  Gute  und  Fahrhabe,  vor- 
kommt. Auch  auf  isländisch-norwegischem  Gebiete  scheint  eine 
ähnliche  Gegenüberstellung  ursprünglich  vorgekommen  zu  sein.  Die 
Skäldskaparmäl  rechnen  z.  T.  unter  Berufung  auf  ältere  Quellen,  so- 

1)  z.  B.  GI)L.  103;  FrJ)L.  VIII,  4;  XIII,  i;  S  t  a  Ö  ar  h  5 1  s  b  ö  k  ,  72/96. 

2)  GI)L.  275. 

3)  Skäldskaparmäl,  67/534;  75/561. 
^)  Konüngsbök,  1/3. 

vgl.  Reinhold  Schmid,  s.  v.  orf  und  yrfe ;  Grimm,  Wörterbuch,  s.  v.  Erbe. 
^)  vgl.  Ihne,  s.  v.  urf ;  Schlyter,  s.  v.  orf. 
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wohl  arfr  als  arfuni  zu  den  „öxnaheiti",  ^)  und  auch  in  einer  Strophe 
des  Grettir  Äsmundarson  steht  „arfs  ok  gneista  aflfang"  als  Um- 
schreibung des  von  Jlorbjörn  yxnamegin  geführten  Beinamens;^)  für 
arfuni  kommt  mehrfach  die  Variante  örfuni  und  orfuni  vor,  und 
könnte  man,  an  diese  anbindend,  auf  einen  Stamm  orfr,  orfuni  neben 
arfr,  arfuni  schließen,  wobei  nur  anzunehmen  wäre,  daß  die  beiden 
im  Ablautsverhältnisse  zueinander  stehenden  und  in  ihrer  Bedeutung 
unterschiedenen  Stämme  sich  hinterher  im  Gebrauche  nach  Form 
und  Bedeutung  gemischt  hätten.  Die  Bezeichnung  jörmuni,  jormuni, 
welche  sowohl  unter  den  „hestaheiti"  ^)  als  unter  den  „öxnaheiti" 
auftritt,  gehört  jedenfalls  nicht  hierher,  und  ebensowenig  das  Wort 
orf  als  Bezeichnung  des  Sensengriftes,  welches  vielmehr  mit  unseren 
dialektischen  „worb"  zusammenzuhängen  scheint. 


§  9.    Die  Erbfähigkeit. 

Bei  der  Erörterung  der  Voraussetzungen,  an  welche  die  Erbfähig- 
keit geknüpft  war,  empfiehlt  es  sich,  das  isländische  Recht  vor- 
anzustellen, weil  dessen  Quellen  ungleich  reichlicher  fließen,  als  die 
des  norwegischen  Rechtes;^)  doch  ist  auch  bezüglich  jenes  ersteren 
Rechtes  über  einen  gewissen  Mangel  an  Präzision  in  der  Behandlung 
dieses  Gegenstandes  zu  klagen,  der  freilich  gutenteils  durch  Ver- 
änderungen bedingt  zu  sein  scheint,  welche  das  Recht  im  Verlaufe 
der  Zeiten  in  Bezug  auf  ihn  erlitten  hat.  Es  wird  aber  die  Erbfähig- 
keit bezeichnet  durch  den  Ausdruck  arfgengr,  wofür  seltener  die 
Bezeichnung  arftoekr  gebraucht  wird,  ^)  während  der  Ausdruck 
arfborinn,  til  arfs   alinn  vorwiegend   nur  die   echte  Geburt 

1)  Skäldskaparmäl,  58/484,  dann  75/587  und  588;  vgl.  Bd.  II,  S.  483 
und  567. 

2)  Grettia,  48/110. 
Skäldskaparmäl,  S.  487  und  571  in  Bd.  II. 

^)  vgl.  Schlegel,  Commentatio,  S.  CXXVIII— XXXIII ;  Baldvin  Einarsson, 
S.  316  — 24;  zumal  aber  Vilhjälmr  Finsen,  Annaler  1849,  S.  290  — 325,  dann  S. 
222 — 24  und  287 — 89.  Dagegen  sind  Gans,  IV,  S.  510—49  und  Dahlmann,  II, 
S.  256 — 59  antiquiert.  Für  das  norwegische  Erbrecht  vgl.  neben  Gans,  IV,  S.  575 
—  86  zumal  Münch,  S.  974 — 76,  R.  Keyser,  S.  330 — 41  und  Fr.  Brandt,  Fore- 
laesninger,  S.  17 — 36. 

^)  In  der  Eigla,  57/124  z,  B.  steht  arftoekr,  aber  ebenda,  S.  125  gleichbe- 
deutend arfgengr. 
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gegenüber  der  unechten  zu  bezeichnen  scheint;^)  aber  im  Gebrauche 
selbst  des  ersterwähnten  Ausdruckes  macht  sich  ein  gewisses  Schwanken 
bemerkUch,  welches  eine  auffällige  Unsicherheit  im  Auseinanderhalten 
verschiedener  Gesichtspunkte  verrät.  Auf  der  einen  Seite  nämlich 
ist  man  sich  des  Gegensatzes  nicht  recht  bewußt,  welcher  zwischen 
der  Erbfähigkeit  an  und  für  sich,  und  der  Fähigkeit,  eine  bestimmte 
Person  oder  Kategorie  von  Personen  zu  beerben,  besteht,  und  man 
weiß  auch  nicht  scharf  zu  scheiden  zwischen  der  völligen  Ausschließung 
von  dem  Erbrechte,  und  der  bloßen  Versagung  des  vollen  und  so- 
zusagen regelmäßigen  Erbrechtes;  auf  der  anderen  Seite  aber  hält 
man  auch  nicht  genug  den  prinzipiellen  Ansprucli  auf  die  Erbfolge 
selbst,  und  die  Berechtigung  zum  Ergreifen  des  Besitzes  der  Erb- 
schaft, und  zur  Verwaltung  des  in  ihr  begriffenen  Vermögens  aus- 
einander, und  wenn  demnach  dort  die  Grenze  zwischen  einer  abso- 
luten und  einer  nur  relativen  Erbunfähigkeit  schwankend  zu  w^erden 
droht,  so  ist  hier  dasselbe  der  Fall  bezüglich  der  Grenze  zwischen 
der  Unfähigkeit,  zu  erben,  und  der  Unfähigkeit,  das  Beerbte  zu  ver- 
walten. Dies  vorausgeschickt,  mag  nun  auf  die  einzelnen  Bestim- 
mungen eingegangen  werden,  welche  sich  in  den  Rechtsquellen  über 
die  Erbfähigkeit  finden. 

Da  tritt  nun  zunächst  die  Regel  auf:  „barn  ]3at,  er  mööir  er 
mundi  keypt,  er  pä  arfgengt,  er  lifandi  kemr  i  Ijös,  ok  matr  kemr  i 
munn",  welche  ziemlich  übereinstimmend  in  unseren  beiden  Rechts- 
büchern zu  finden  ist,  ^)  während  an  einer  zweiten  Stelle  des  jüngeren 
Rechtsbuches,  welche  in  dem  älteren  als  Referenz  eingetragen  ist, 
der  Satz  lautet:  „ef  sä  maör  andaz,  er  barn  ä  i  vonum,  \m  er  barn 
eigi  arfgengt,  nema  lifanda  komi  i  Ijös,  ok  matr  komiz  niör".^)  Diese 
letztere  Stelle  ist  in  beiden  Rechtsbüchern  als  ein  nymaeli  bezeichnet, 
und  doch  zeigt  deren  Vergleichung  mit  der  ersteren,  von  welcher 
nicht  das  Gleiche  gesagt  wird,  keinen  hinreichenden  Unterschied, 
um  dieselbe  ihr  gegenüber  als  ein  anderes  und  neueres  Recht  er- 
scheinen zu  lassen.  Allerdings  spricht  nur  die  letztere  Stelle  aus- 
drücklich aus,  daß  dieselbe  auf  die  Geburt  eines  posthumus  sich  be- 
ziehen wolle;  aber  die  Wortfassung  der  ersteren  ist  eben  nur  eine 
weitere,  und  schließt  eben  diesen  Fall  mit  ein,  wenn  sie  sich  auch 

^)  So  sagt  die  Ölafs  s.  Tryggvasonar,  51/86  in  den  FMS.  I:  eigi  arf- 
borinn,  wo  die  Heims  kr.  I1/132:  frilluson. 

^)  Konüngsbök,  118/222  und  S  t  a  ö  a  r  h  6  1  s  b  o  k  ,  73/98,  wo  indessen  die 
letzten  Worte  lauten :  ,,ok  matr  kemr  niÖr". 

^)  StaÖarhölsbök,  59/68;  vgl.  Konüngsbök,  118/223 — 24. 
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nicht  auf  ihn  beschränkt.  Man  wird  sich  hiernach  die  zweimalige 
Aufnahme  der  wesentlich  gleichartigen  Stelle  wohl  nur  in  der  Art 
erklären  können,  daß  dieselbe  aus  einer  Novelle  in  zwei  verschiedenen 
Kompilationen  in  unbedeutend  verschiedener  Fassung  herüberge- 
nommen, und  aus  diesen  dann  wieder  in  unsere  beiden  Rechtsbücher 
aus  Versehen  doppelt  statt  einfach  übertragen  worden  sei,  und 
spricht  hierfür  zumal  auch  der  Umstand,  daß  in  beiden  Rechtsbüchern 
dieselbe  Fassung  als  nymaeli  bezeichnet  wird,  obwohl  dieselben  diese 
an  ganz  verschiedene  Stelle  bringen,  was  denn  doch  voraussetzt, 
daß  auch  deren  Bezeichnung  als  nymaeli  schon  im  Originale  stand. 
Der  Satz  selbst,  daß  nur  dasjenige  Kind  erbfähig  sei,  welches  lebend 
zur  Welt  kommt,  hat  nichts  Auffälliges,  da  die  Erbfähigkeit  Persön- 
lichkeit voraussetzt,  und  auch  der  Umstand,  daß  man  sich  nicht  mit 
dem  einfachen  Beweis  des  Lebens  begnügte,  vielmehr  noch  den 
weiteren  Beweis  forderte,  daß  das  Kind  Nahrung  zu  sich  genommen 
habe,  erklärt  sich  leicht.  Es  wird  sich  dabei  kaum,  wie  bei  dem 
„Beschreien  der  vier  Wände"  mancher  deutscher  Rechte  nur  um  ein 
recht  unzweideutiges  und  zugleich  auffälliges  Lebenszeichen  gehandelt 
haben,  sondern  wohl  eher  nur  um  ein  tieferliegendes  Moment.  Wir 
wissen,  daß  zur  Zeit  des  Heidentumes  im  Norden  neugeborene 
Kinder  ausgesetzt  werden  durften,  so  lange  sie  noch  nicht  mit  Wasser 
begossen  worden  waren,  während  von  da  ab  ihre  Tötung  umge- 
kehrt sogar  als  Mord  galt,  und  daß  man  darum  die  Wasserweihe 
verschob,  so  lange  man  noch  nicht  darüber  schlüssig  war,  ob  das 
Kind  leben  oder  sterben  solle.  ^)  Wir  wissen  ferner,  daß  bei  den 
heidnischen  Friesen  die  Aussetzung  des  Kindes  bereits  von  dem 
Augenblicke  an  als  strafbar  galt,  in  welchem  dasselbe  irgendwelche 
Speise  gekostet  hatte,  '■^)  und  scheint  demgegenüber  doch  wohl  be- 
achtenswert, daß  auch  im  Norden  Leute,  welche  wider  ihren  Willen 
genötigt  wurden,  Kinder  auszusetzen,  ihnen  wohl  ein  Stückchen 
Fleisch  oder  Speck  in  den  Mund  steckten;^)  mag  ja  sein,  daß  man 
ursprünglich  beide  Akte,  wenn  das  Kind  zum  Leben  bestimmt 
werden  wollte,  in  unmittelbarer  Folge  vorzunehmen  pflegte,  und  daß 
dieselben  die  zweifache  Annahme  des  Kindes  durch  Vater  und 
Mutter  bezeichnen  sollten.    Bei  der  Annahme  des  Christentumes, 

^)  Hölmverja  s.,  8/22,  vgl.  S.  19. 

2)  Vita  Sancti  Lindgeri,  I,  cap.  6—7  (Pertz,  II,  S.  406) ;  vgl.  J.  Grimm, 
RA.,  S.  457—59  und  W.  Platz,  Geschichte  des  Verbrechens  der  Aussetzung, 
S.  36-38. 

Flbk.  I,  204/252  (J)orsteins  |).  uxaföts) ;  Finnboga  s.  ramma,  2/212. 
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oder  vielmehr  einige  wenige  Jahre  nach  derselben,  wurde  allerdings 
die  Aussetzung  der  Kinder  schlechthin  verboten,  aber  in  der  oben 
angeführten  Bestimmung  scheint  immerhin  eine  letzte  Spur  des  alt- 
heidnischen Rechtes  zu  finden  zu  sein,  wie  ja  auch  in  dem  Satze 
von  ULL.,  dai3  die  Tötung  eines  heidnischen,  d.  h.  ungetan ften 
Kindes  nur  halb  so  hoch  bestraft  werden  solle  als  die  eines  ge- 
tauften, ')  dann  in  dem  Satze  des  Jydske  Lov,  daß  nur  das  getaufte 
Kind  erbt,  die  gleiche  Grundanschauung  noch  erkennbar  ist. 

Selbstverständlich  sind  ferner  Fremde  nur  in  dem  Umfange  be- 
fähigt, auf  Island  anfallende  Erbschaften  anzusprechen,  als  ihnen 
diese  Fähigkeit  durch  das  isländische  Recht  ausdrücklich  zugestanden 
wird.  Norwegern,  Schweden  und  Dänen  wird  aber  wie  den  Is- 
ländern selbst  der  Anspruch  auf  die  Erbschaft  sowohl  als  auf  das 
Wergeid  eines  auf  Island  erschlagenen  Angehörigen  bis  zum  fünften 
gleichen  Grade  der  Verwandtschaft  zugestanden ;  anderen  Ausländern 
dagegen  nur  im  ersten  Grade  der  aufsteigenden,  absteigenden  und 
Seitenlinie,  und  selbst  dann  nur,  wenn  sie  zuvor  schon  auf  Island 
bekannt  gewesen  waren.  ^)  In  diesem  Falle  handelt  es  sich  freilich 
im  Grunde  nicht  um  die  Erbfähigkeit,  sondern  nur  um  die  Befähi- 
gung zur  Geltendmachung  der  an  und  für  sich  begründeten  Erban- 
sprüche ;  nur  von  hier  aus  erklärt  sich,  daß  bei  dem  Fremden  nicht 
nordischer  Nationalität  darauf  Gewicht  gelegt  wurde,  ob  man  auf 
Island  bereits  um  ihn  Bescheid  wußte  oder  nicht,  daß  ferner,  wenn 
Verwandte  der  angegebenen  Grade  nicht  vorhanden  waren,  der 
fremde  Kompagnon  des  Verstorbenen  dessen  Nachlaß  erhält,  der 
doch  selbstverständlich,  in  die  ausländische  Heimat  zurückkehrend, 
dort  von  den  ausländischen  Verwandten  ohne  weiteres  auf  Heraus- 
gabe des  Übernommenen  belangt  werden  kann.  Mag  sein,  daß 
darum  an  den  einschlägigen  Stellen  nicht  der  Ausdruck  „arfgengr" 
gebraucht,  sondern  nur  der  etwas  vagere  Ausdruck:  „eiga  at  taka 
arf  gebraucht  wird,  welcher  hinwiederum  auf  den  nur  provisorisch 
den  Besitz  übernehmenden  Kompagnon,  Schiffsherrn  u.  dgl.  ganz 
ebenso  Anwendung  findet  wie  auf  den  Verwandten  selbst,  bei  wel- 
chem letzteren  überdies  gar  nicht  unterschieden  wird,  ob  er  in  der  Tat 
der  nächste  Erbe  sei  oder  nicht,  und  ob  ef  demnach  nur  provisorisch 
oder  definitiv  den  Besitz  der  Erbschaft  erwerbe. 


^)  ULL.,  iNIanhajlghisb.  11/7  vgl,  mit  2. 

2)  Koniingsbök,  120/228— 29  und  249/197 — 99  vgl.  mit  97/1 72 — 74;  StaÖar- 
hölsbök,  61/73 — 76  vgl.  mit  299/338 — 9  und  300339—41. 
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Als  „eigi  arfgengt"  wird  ferner  das  Kind  bezeichnet,  welches 
ein  geächteter  Mann  oder  eine  geächtete  Frau  mit  ihrem  nicht  ge- 
ächteten Ehegatten  gewinnt,  der  vargdropi  also  und  der  baesingr;^) 
jedoch  fallen  unter  diese  Regel  solche  Kinder  von  Ächtern  oder 
Landesverwiesenen  nicht,  welche  von  solchen  im  Auslande  in  einer 
nach  dortigem  Rechte  rechtmäßig  eingegangenen  Ehe  gewonnen 
werden,  vielmehr  sind  solche  Kinder  auch  auf  Island  „arfgeng".  -) 
Die  letztere  Bestimmung,  welche  in  der  Konüngsbök  nur  als  Referenz 
eingestellt,  und  überdies  ausdrücklich  als  nymaeli  bezeichnet  ist,  wird 
sich  wohl  nur  auf  solche  Ächter  beziehen  können,  welchen  gleich 
den  bloß  des  Landes  Verwiesenen  das  Verlassen  des  Landes  erlaubt 
war,  und  sie  ist  in  dieser  Beschränkung  nur  eine  Konsequenz  der 
allgemeinen  Regel,  daß  derartigen  Leuten,  so  lange  sie  pflichtgemäß 
ihren  Aufenthalt  im  Auslande  nehmen,  auch  nach  isländischem  Rechte 
die  volle  Rechtsfähigkeit  zukommt;  eben  darum  wird  dieselbe  auch 
wohl  auf  die  Kinder  ausgedehnt  werden  müssen,  welche  von  solchen 
Leuten  auswärts  in  einer  Ehe  gewonnen  werden,  welche  bereits 
vor  ihrer  Verurteilung'  auf  Island  selbst  von  ihnen  eingegangen 
worden  war. 

Schon  bei  dieser  letzteren  Bestimmung  kann  füglich  bezweifelt 
werden,  ob  der  Ausdruck  „eigi  arfgengr"  bei  derselben  wirklich  eine 
völlige  Entziehung  aller  Erbfähigkeit,  oder  nicht  etwa  bloß  eine  Aus- 
schließung von  der  Erbfolge  in  den  Nachlaß  des  schuldigen  Teiles 
der  Eltern  bedeuten  solle,  und  beim  vargdropi  wenigstens  ist  schwer 
einzusehen,  warum  demselben  dasjenige  Erbrecht  seiner  Mutter  und 
der  mütterlichen  Verwandtschaft  gegenüber  sollte  entzogen  gewesen 
sein,  welches  selbst  dem  illegitimen  Kinde  derselben  von  einem  un- 
bekannten Vater  zukommen  würde.  Derselbe  Zweifel  kehrt  aber 
auch  bei  einer  Reihe  anderer  Vorschriften  wieder.  Das  zwar  ist  voll- 
kommen in  der  Ordnung,  daß  der  Sohn  eines  Weibes,  welches  zur 
Zeit  seiner  Empfängnis  noch  unfrei  gewesen,  also  vor  dem  Zeit- 
punkte seiner  Geburt  bereits  freigelassen  worden  war,  nichtsdesto- 
weniger als  nicht  erbfähig  und  als  einer  Freilassung  bedürftig  erklärt 
wird;^)  gleichwie  nämlich  das  isländische  Recht  bei  der  Frage  nach 
der  eheUchen  oder  uneheUchen  Geburt  von  Kindern  den  Moment 

^)  Konüngsbök,  118/224;  Staöarhölsbök,  59/68;  B  e  1  gs  d  al  s  b  ö  k  , 
47/240. 

2)  Staöarhölsbök,  59/70;  in  der  Konüngsbök,  118/226  nur  als  Referenz. 

3)  Konüngsbök,  1 18/224;  Staöarhölsbök,  59/68;  Belgsdalsbök, 
47/239- 
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der  Empfängnis  und  nicht  den  Moment  der  Geburt  entscheiden 
läßt,  ^)  muß  das  Gleiche  auch  bei  der  Frage  nach  Freiheit  und  Un- 
freiheit derselben,  sowie  nach  deren  Erbfähigkeit  geschehen,  und 
muß  somit  das  Kind  einer  Mutter,  welche  zur  Zeit  seiner  Empfängnis 
unfrei  war,  als  unfrei,  und  eben  darum  auch  als  nicht  erbfähig  gelten. 
Aber  wenn  auch  der  Sohn,  den  ein  Unfreier  mit  einem  freien  Weibe 
erzeugt,  ^)  ja  sogar  der  Sohn,  welchen  ein  freies  Weib  mit  einem 
Manne  gewinnt,  der  ihr  eigener  Unfreier  gewesen,  aber  von  ihr  frei- 
gelassen worden  war,  damit  sie  mit  ihm  leben  könne,  als  eigi  arf- 
gengr  bezeichnet  wird,  ^)  so  fällt  doch  auf,  daß  ein  solches  Kind 
auch  von  der  Erbfolge  in  den  Nachlaß  seiner  Mutter  und  seiner 
mütterlichen  Verwandtschaft  ausgeschlossen  sein  sollte,  da  nicht  ab- 
zusehen ist,  warum  dasselbe  schlechter  gehalten  sein  sollte  als  ein 
Kind,  dessen  Vater  überhaupt  nicht  bekannt  ist.  Denkbar  wäre  aller- 
dings, daß  in  derartigen  Fällen  wie  in  dem  des  vargdropi  der  be- 
sondere Abscheu  gegen  derartige  Verbindungen  zu  einer  über  die 
Konsequenz  des  Rechts  hinausgehenden  Härte  geführt  hätte;  aber 
wenn  wir  bedenken,  daß  an  derselben  Stelle,  an  welcher  jene  Be- 
stimmungen sich  finden,  auch  derjenige  als  „eigi  arfgengr"  bezeichnet 
wird,  dessen  Mutter  nicht  die  rechtmäßige  Ehefrau  seines  Vaters  ge- 
wesen war,^)  und  uns  daran  erinnern,  daß  als  arfgengr  oder  arfborinn 
ganz  vorzugsweise  der  echt  geborene  Sohn  dem  laungetinn  sonr 
gegenüber  bezeichnet  zu  werden  pflegt,  während  doch  den  unechten 
Kindern  keineswegs  alles  Erbrecht  fehlte,  vielmehr  deren  Erbrecht 
nur  ein  beschränkteres  und  dem  der  ehelichen  Kinder  nachstehendes 
war,  so  werden  wir  uns  geneigt  zeigen,  auch  an  jenen  anderen  Stellen 
den  Ausdruck  in  einem  nur  relativen  Sinne  zu  deuten. 

Ganz  ähnlich  wird  die  Sache  ferner  auch  in  folgenden  Fällen 
stehen.  Wenn  zunächst  ein  Ehegatte  den  anderen  verläßt,  ohne  vom 
Bischof  die  Erlaubnis  zur  Eingehung  einer  zweiten  Ehe  erhalten  zu 
haben,  und  dann  dennoch  eine  solche  eingeht,  so  sollen  dessen 
Kinder  aus  dieser  zweiten  Ehe  „eigi  arfgeng"  sein ;  ^)  eine  andere 


^)  Konüngsbük,  142/23;  StaÖarhölsbök,  104/135. 

2)  Konüngbök,  118/224;  S t aÖ ar h  6 Isb ö k ,  59/68  ;  Belgs dalsbök,  47  239- 

3)  Koniingsbok,  II 8/224;  StaÖarhölsbök,  59/68;  Belgsdalsbök, 
47/239—40. 

Konüngsbök,  1 18/222;  StaÖarhölsbök,  59/66. 
5)  Konüngsbök,  118/218— 19;  S  ta  ö  a  r  h  ö  1  s  b  ö  k  ,  56/63  und  80/102  ;  weitere 
Belege  gibt  Vilhjalmr  Finsen,  in  den  Annaler  1849,  S.  295,  Anm.  I. 
«)  Konüngsbök,  118/224;  StaÖarhölsbök,  59/68 — 69. 
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Stelle,  die  freilich  nur  in  der  Belgsdalsbök  sich  findet,  spricht  diese 
Regel  in  noch  etwas  allgemeinerer  Fassung  dahin  aus,  daß  überhaupt 
der  Sohn  aus  einer  bigamistischen  Ehe  „eigi  arfgengr"  sei,  ^)  wogegen 
die  beiden  anderen  Rechtsbücher  je  nach  dem  Orte  unterscheiden, 
an  welchem  die  zweite  Ehe  eingegangen  wurde.  Nach  ihnen  sollen 
nämlich,  wenn  ein  Mann  „her  1  landi  eöa  1  örum  lögum",  also  auf 
Island  oder  allenfalls  in  Grönland  zwei  Weiber  hat,  die  Kinder  aus 
dessen  zweiter  Ehe  „eigi  arfgeng"  sein,  und  ebenso  soll,  wenn  ein 
Mann,  der  auf  Island  eine  Frau  hat,  im  Auslande  und  zwar  außer- 
halb der  Staaten  des  Königs  von  Norwegen  eine  zweite  Ehe  eingeht, 
das  Kind  aus  dieser  zweiten  Ehe  „eigi  arf  taka" ;  -)  dagegen  soll  aber 
nicht  nur  das  Kind,  welches  ein  Mann,  der  auf  Island  keine  Frau 
hat,  in  einer  Ehe  gewinnt,  die  er  auswärts  in  einem  Lande  nordi- 
scher Zunge  nach  dortigem  Rechte  rechtsgültig  eingegangen  hat, 
auch  in  Island  „taka  arf,  ^)  sondern  es  sollen  auch  die  Kinder,  welche 
ein  auf  Island  verheirateter  Mann,  welcher  innerhalb  der  Staaten  des 
Königs  von  Norwegen  eine  zweite  Ehe  nach  dortigem  Landrechte 
rechtsgültig  eingeht,  aus  dieser  zweiten  Ehe  gewinnt,  auf  Island  „arf 
taka",  soweit  sie  in  jenem  Lande  geboren  sind.  Ich  lasse  hier  da- 
hingestellt, wie  sich  diese  Begünstigung  der  im  norwegischen  Rechte 
eingegangenen  bigamistischen  Ehen  erkläre,  und  ob  nicht  vielleicht 
durch  die  Verweisung  auf  das  dortige  Landrecht,  welches  ja  eben- 
falls die  Bigamie  ausschloß,  nur  der  Einheit  der  Kirchenprovinz 
Rechnung  getragen,  und  bei  durchgeführtem  Beweise  der  recht- 
mäßigen Eingehung  der  zweiten  Ehe  in  Norwegen  als  feststehend 
angenommen  werden  wollte,  daß  die  zweite  Ehe  eben  keine  bigami- 
ätische  sei;  gewiß  ist  aber,  daß,  abgesehen  von  diesem  abnormen 
Falle,  die  zweite  Ehe  in  der  Tat  als  ungültig,  und  somit  das  in  ihr 
geborene  Kind  als  ein  uneheliches  angesehen  wxrden  mußte,  daß 
jedoch,  wenigstens  für  den  Fall,  da  die  zweite  Frau  in  bona  fide  ge- 
wesen war,  ein  solches  Kind  doch  wenigstens  keiner  härteren  Be- 
handlung verfallen  konnte  als  andere  uneheliche  Kinder,  und  daß  es 
somit  wenigstens  in  Bezug  auf  den  Nachlaß  seiner  Mutter  und  seiner 
mütterlichen  Verwandten  ebensogut  erbfähig  sein  mußte  wie  diese, 


^)  Belgsdalsbök,  47/240. 

^)  Konüngsbök,  118/226;  StaÖarhölsbök,  59/70. 
^)  StaÖarhölsbök,  59/70. 

^)  ebenda,  59/70  zweimal;  die  zweite  Stelle  als  Referenz  auch  in  Konüngsa 
bök,  118/226. 
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wenn  auch  dem  V^ater  gegenüber  dessen  Eigenschaft  als  adulterinus 
ein  anderes  mit  sich  bringen  mochte. 

Wiederum  wird  von  dem  Kinde,  welches  auf  dem  Bettelgange 
geboren  ist,  gesagt,  es  sei  „eigi  arfgengt",  es  wäre  denn,  daß  die 
Eltern  ohne  ihr  eigenes  Verschulden  bettelten,  und  das  Kind  über- 
dies während  einer  bestimmten  Zeitfrist  wieder  ein  festes  Domizil 
gewonnen  hätte ;  ^)  dagegen  heißt  es  von  dem  Bettler  selber,  der  aus 
eigener  Schuld  bettelt  und  darum  auf  die  Dauer  seines  Bettlerlebens 
rechtlos  wird,  er  solle  insolange  „eigi  arf  taka".  ^)  Wegen  gewisser 
fleischlicher  Vergehen  sprach  ferner  das  ältere  Recht  den  W'eibern 
die  Befugnis  ab  „arf  at  taka",  ^)  während  das  spätere  Recht  sagt,  sie 
sollten  fortan  „arfgengjar"  sein,  während  sie  bisher  „öarfgengjar"  ge- 
wesen seien.  ^)  Wenn  aber  in  diesen  Fällen  wirklich  die  gesamte 
Erbfähigkeit  den  betreffenden  Personen  um  ihres  Mißverhaltens  willen 
abgesprochen  werden  mochte,  so  muß  doch  wohl  ein  anderes  gelten, 
wenn  gesagt  wird,  daß  derjenige,  welcher  einen  anderen  tötet  oder 
einen  dritten  zu  dessen  Tötung  anstiftet,  nicht  „arf  taka  at  |)ann 
mann"  solle  in  diesem  Falle  wird  nämlich  ganz  unverhohlen  aus- 
gesprochen, daß  die  Entziehung  des  Erbrechtes  keine  allgemeine 
sein,  vielmehr  nur  in  der  Richtung  auf  eine  ganz  bestimmte  Person 
erfolgen  solle.  In  gleicher  W^eise  wird  gesagt,  daß  das  Kind  eines 
mindestens  80jährigen  Mannes  aus  einer  Ehe,  welche  derselbe  ohne 
die  Zustimmung  seines  geborenen  Erben  eingegangen  hat,  „eigi  hans 
arf  taka"  soll,  wobei  aber  sofort  beigefügt  wird:  „en  |)at  skal  taka 
allan  annan" ;  auch  in  diesem  Falle  ist  also  an  eine  allseitige  Erb- 
unfähigkeit nicht  zu  denken,  sondern  nur  an  die  Ausschließung  des 
Anspruches  auf  eine  bestimmte  Erbschaft.  In  ähnlichem  Sinne  wird 
wohl  auch  die  andere  Bestimmung  ausgelegt  werden  müssen,  nach 
welcher  das  Kind  „eigi  arf  taka"  soll,  welches  ein  Geisteskranker  in 
einer  Ehe  erzeugt,  die  er  ohne  die  Zustimmung  seines  geborenen 
Erben  eingegangen  hat, ')  und  wird  hier  wie  dort  doch  wohl  nur  die 


^)  Koniingsbök,  II 8/224  225;   StaÖarholsbök,   59/68   und  75/99; 

vgl.  Kondngsbök,  143/28  und  StaÖarholsbök,  117/150 — 5I. 

2)  Konüngsbök,  118/225  ;  StaÖarholsbök,  63/77  und  73/98. 
^)  Konüngsbök,  127/249  und  1 57/51. 

StaÖarhölsbök,  78/101 ;  AM.  315,  fol.  B,  3/228. 
•'"')  StaÖarhölsbök,  341/367. 

*>)  Konüngsbök,  188/224;  StaÖarhölsbök,  59/68;  B  e  1  gs  d  a  1  s  b  ö  k  , 
■47/240. 

")  Konüngsbök,  118/223;  StaÖarhölsbök,  59/67. 
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Rücksicht  auf  das  Interesse  des  geborenen  Erben  maßgebend  ge- 
worden sein.  Aber  auch  von  dem  Geisteskranken  selbst  wird  ge- 
sagt, er  sei  „eigi  arfgengr",  ^)  dennoch  aber  wird  die  Erbschaft, 
welche  ihm  früher  zufallen  würde,  wenn  er  geistig  gesund  wäre, 
einstweilen  nur  in  die  Hand  der  nächsten  Verwandten  gelegt  wie 
Mündelgut,  um  dann  mit  gewissen  Beschränkungen  an  den  wieder 
Gesundenden  hinausgegeben  zu  werden,  und  es  steht  demnach  bei 
ihm  die  Sache  wesentlich  ebenso  wie  bei  dem  Minderjährigen,  wel- 
chem eine  Erbschaft  zufällt,  wie  denn  auch  wirklich  von  diesem 
letzteren  ebenfalls  gesagt  wird,  daß  er  noch  nicht  berechtigt  sei  „arf 
at  taka".2) 

Man  sieht,  die  eingangs  erwähnte  Unsicherheit  der  Begriffe  und' 
des  Sprachgebrauches  macht  sich  allerwärts  geltend.  Einzelne  Stellen 
scheinen  freilich  eine  gewisse  Neigung  zu  verraten,  wenigstens  die 
Erbunfähigkeit  von  der  Unfähigkeit  zum  Erwerbe  des  Besitzes  und 
der  Verwaltung  der  Erbschaftsmasse  zu  unterscheiden,  und  die  Be- 
zeichnung „eigi  arfgengr"  auf  jene  erstere  zu  beschränken,  dagegen 
in  Bezug  auf  diese  letztere  nur  von  einer  Unfähigkeit  „at  taka  arf" 
zu  sprechen,  aber  konsequent  durchgeführt  wird  diese  Unterscheidung 
keineswegs.  In  mehrfachen,  sehr  wichtigen  Richtungen  läßt  sich 
nun  aber  nachweisen  oder  doch  dringend  wahrscheinlich  machen, 
daß  dieses  Schwanken  in  den  Begriffen  und  in  der  Terminologie 
mit  Veränderungen  zusammenhängt,  welche  das  materielle  Recht  im 
Verlaufe  der  Zeiten  erlitten  hat.  Es  begreift  sich  ganz  gut,  daß  ebenso 
wie  dem  posthumus  erst  durch  eine  spätere  Novelle  ein  Erbrecht 
verwilligt  wurde,  welche  ihm  ursprünglich  nicht  zugekommen  war, 
auch  anderen  Personen  dasselbe  nach  älterem  Rechte  abgesprochen 
worden  wäre,  welche  zurzeit  des  Anfalles  der  Erbschaft  zur  Ergreifung 
ihres  Besitzes  und  zur  Führung  der  Verwaltung  des  in  ihr  begriffenen 
Vermögens  nicht  befähigt  waren;  Minderjährige  sowohl  als  Geistes- 
kranke mochten  hieraus  ursprünglich  wirklich  als  nicht  erbfähig  ge- 
golten haben,  und  erst  später  zur  Erbfolge  zugelassen  worden  sein, 
wodurch  sie  dann,  wenn  man  die  oben  angedeutete  Scheidung  der 
Terminologie  verwenden  will,  „arfgengir"  wurden,  obwohl  sie  nach 
wie  vor  unfähig  blieben  „at  taka  arf.  Da  das  norwegische  Recht 
wenigstens  auch  solchen  Leuten,  welche  wegen  Altersschwäche  außer 


^)  Konüngsbök,  118/222;  StaÖarhölsbök,  58/66;  Belgsdalsbok, 
47/239. 

2)  Konüngsbök,  118/225—26;  StaÖarhölsbök,  59/69. 
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Stande  waren,  ihr  Vermögen  selber  zu  verwalten,  dieses  frischweg 
absprach,  ^)  das  isländische  Recht  aber  wenigstens  für  den  Fall  ebenso 
verfuhr,  da  deren  Verstandeskräfte  sich  unzureichend  erwiesen,  da 
ferner  nicht  nur  die  norwegischen  Rechtsqucllen  den  Ausdruck  ömagi 
ausdrücklich  auch  auf  solche  altersschwache  Leute  anwenden,  •'') 
während  sie  anderwärts  denselben  für  die  Minderjährigen  gebrauchen, 
und  da  auch  die  isländische  Rechtssprache  mit  demselben  Ausdrucke 
alle  und  jede  hilfsbedürftige  Personen  bezeichnet,  gleichviel  auf 
welchem  Grunde  deren  Hilfsbedürftigkeit  beruht,  da  endlich  das  nor- 
wegische Recht  ausdrücklich  bestimmt,  daß  das  Vermögen  des  ömagi, 
der  am  Ding  als  solcher  bekannt  gegeben  wurde,  „tekinn  arfr"  ist,"*) 
also  bei  ihm  eine  antizipierte  Erbfolge  eintreten  läßt,  was  doch  zweifel- 
los seine  eigene  Erbfähigkeit  ausschließt,  hat  jene  Vermutung  in  der 
Tat  keine  geringe  Wahrscheinlichkeit  für  sich ;  man  scheint  eben  der- 
artige Personen  lediglich  als  eine  Last  betrachtet  zu  haben,  welche 
auf  dem  Vermögen  lag,  und  mit  diesem  auf  den  nächsten  selbstän- 
diger Verwaltung  fähigen  Erben  überging.  Außerdem  war  bezüghch 
der  unehelichen  Kinder,  zu  welchen  selbstverständlich  auch  die  Kinder 
aus  der  zweiten  Ehe  eines  Bigamisten  gehören,  bereits  bei  anderer 
Gelegenheit  hervorzuheben,  daß  sie  eine  Zeit  lang  wirklich  von  allem 
Erbrechte  ausgeschlossen  gewesen  waren ;  dem  väterlichen  Geschlechte 
gegenüber  sehr  begreiflich,  mochte  diese  Ausschließung  dem  mütter- 
lichen Geschlechte  gegenüber  sich  entweder  daraus  erklären,  daß 
diesem  gegenüber  überhaupt  kein  Erbrecht  in  der  betreffenden  Zeit 
entwickelt  war,  oder  auch,  und  dies  ist  das  Wahrscheinlichere,  daraus, 
daß  ursprünglich  die  ganze  Bestimmung  sich  nur  auf  die  Söhne  un- 
freier Mütter  bezogen  hatte.  Hier  wie  dort  scheint  nun  die  von 
alters  her  übHche  Bezeichnung  der  betreffenden  Personen  als  „eigi 
arfgengir"  auch  in  der  Zeit  stehen  geblieben  zu  sein,  in  welcher 
diese  erbfähig  geworden  waren,  und  erklärt  sich  dies  leicht,  wenn 
man  bedenkt,  daß  dieselben  eben  doch  teils  nicht  sofort,  in  den  Be- 
sitz und  Genuß  der  Erbschaft  traten,  teils  nicht  in  demselben  Um- 
fange und  an  derselben  Stelle  zur  Erbfolge  berufen  wurden,  wie 
beides  bei  geistig  gesunden,  volljährigen  und  echt  geborenen  Personen 
der  Fall  war.  Sehen  wir  aber  von  diesen  beiden  Kategorien  von 
Leuten  ab,  so  bHeben  als  von  Anfang  an  nicht  erbfähig  übrig  die 


1)  GI)L.  126;  FrJ)L.  IX,  20;  BjarkR.  III,  165. 

2)  Konüngsbök,  126/246;  Staöarhölsbök,  66/83—84  und  73/98. 
^)  G|)L.  127  und  130.  *)  ebenda,  127. 
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totgeborenen  Kinder,  die  Kinder  unfreier  Mütter,  soweit  sie  nicht 
durch  Freilassung  in  frühester  Jugend  und  Anerkennung  seitens  ihres 
Vaters  ein  besseres  Los  erreichten,  die  Weiber,  welche  sich  gewisser 
fleischhcher  Vergehen  schuldig  machten,  sowie  die  Bettler  samt  ihren 
Kindern,  bei  welchen  allen  die  Erbunfähigkeit  Folge  ihrer  Recht- 
losigkeit war,  endlich  vielleicht  auch  die  Kinder  geächteter  Eltern, 
sowie  die  Kinder,  welche  eine  freie  Mutter  mit  einem  unfreien  Vater 
gewonnen  hatte,  soferne  man  bei  diesem  wie  bei  jenem  an  die  straf- 
weisen Folgen  des  unwürdigen  Verhältnisses  denken  kann.  Dagegen 
liegt  nur  eine  relative  Erbunfähigkeit  vor  bei  den  Kindern,  die  ein 
Greis  oder  ein  Geisteskranker  in  einer  ohne  die  Zustimmung  seines 
geborenen  Erben  eingegangenen  Ehe  erzeugt  hat,  sowie  bei  dem- 
jenigen, welcher  den  Tod  seines  Erblassers  verschuldet  hat;  bei 
Fremden  aber  handelt  es  sich  weder  um  eine  absolute  noch  um  eine 
relative  Erbunfähigkeit,  sondern  nur  um  die  Befugnis,  das  ihnen  etwa 
zustehende  Erbrecht  auf  Island  geltend  zu  machen  und  die  dort 
hegende  Erbschaft  als  Erbe  oder  sonst  in  Empfang  zu  nehmen,  wes- 
halb denn  auch  bezüglich  ihrer  nur  erörtert  wird,  wieweit  sie,  gleich- 
viel ob  erbberechtigt  oder  nicht,  berechtigt  seien  „at  taka  arf, 
nirgends  aber  die  Bezeichnung  „eigi  arfgengir"  auf  sie  Anwendung 
findet. 

Im  Anschlüsse  an  das  Bisherige  ist  noch  einer  eigentümlichen 
Bestimmung  zu  gedenken,  welche  sich  auf  die  Schuldknechte  bezieht. 
Der  in  gesetzmäßiger  Weise  in  Schuld  genommene  Mann  soll  näm- 
lich, so  lange  dieses  sein  Abhängigkeitsverhältnis  dauert,  nur  „arfi 
ens  friöa,  en  eigi  ens  öfriöa"  werden,  wogegen  er  beides  erbt,  sowie 
er  erst  aus  dem  Schuldverhältnisse  gelöst  ist.  ^)  Ich  habe  ander- 
wärts diesen  Gegensatz  auf  den  Gegensatz  der  Fahrhabe  und  des 
liegenden  Gutes  bezogen,  ^)  und  die  Bestimmung  daraus  erklärt,  daß 
das  vom  Schuldknechte  Geerbte  seinem  Herrn  zugute  kommt,  wäh- 
rend die  Liegenschaften  der  Familie  bewahrt  werden  sollen,  in  deren 
Besitz  sie  einmal  sich  befinden;  indessen  soll  nicht  verschwiegen 
werden,  daß  gegen  diese  Auslegung  Einwendungen  erhoben  werden 
können.  An  einer  anderen  Stelle  der  Rechtsbücher  wird  nämlich 
gesagt,  daß  bei  einem  Vergleichsabschlusse  nicht  nur  die  Höhe  der 
zu  entrichtenden  Zahlung  zu  bestimmen  sei,  sondern  auch  die  Be- 


^)  Konüngsbök,  118/225;  StaÖarhölsbök,  72/96. 

^)  vgl.  meinen  Aufsatz  über  ,,Die  Schuldknechtschaft  nach  altnordischem 
Rechte",  S.  44. 
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schaffenheit  der  Zahlmittel,  in  welchen  diese  zu  erlegen  sei,  und 
werden  dabei  die  Worte  gebraucht:  „hve  margir  aurar  skolo  i  grip- 
um  eöa  hve  margir  fn'öir";^)  die  friöir  aurar  werden  also  hier 
anderen  Mobilien  gegenübergestellt,  und  können  somit  an  dieser 
Stelle  unmöglich  die  gesamte  Fahrhabe  bezeichnen.  In  einer  Ur- 
kunde, welche  Jon  Sigurösson  dem  Jahre  1224  zuweist,  werden  eben- 
falls „10  hundruö  1  metfe"  weiteren  „tiu  hundruö  fn'ösfjär"  entgegen- 
gesetzt, -)  und  wenn  dabei  sofort  beigefügt  wird :  „ok  umfram  kyr 
4  ok  eyk  kügildan",  so  zeigt  dies,  daß  Vieh  einen  Bestandteil  des 
fritt  fe  bildete,  wenn  es  nicht  ganz  mit  diesem  zusammenfiel.  Wenn 
ferner  in  einer  anderen,  der  Mitte  des  12.  Jahrhunderts  zugewiesenen 
Urkunde  von  einem  „viröa  til  friös"  die  Rede  ist, muß  der  Aus- 
druck auch  auf  gewisse  Arten  der  Fahrhabe  eingeschränkt  gedacht 
werden,  und  wenn  in  einem,  wie  es  scheint  dem  Schlüsse  des  Mittel- 
alters angehörigen  Dokumente  der  Gegensatz  „1  fnöu  ok  üfrföu", 
„fritt  eöa  üfritt"  vorkommt,  so  scheint  dem  Zusammenhange  nach 
auch  dabei  an  verschiedene  Arten  von  Mobilien,  nicht  an  den 
Gegensatz  von  Mobilien  und  Immobilien  gedacht  werden  zu  müssen. 
Heutigen  Tages  wird  jedenfalls,  wie  der  erste  Blick  in  die  Büalög 
oder  die  nächste  beste  Verölagsskrä  zeigt,  unter  frför  peningr  nur 
das  Hausvieh  verstanden,  und  in  diesem  Sinne  erklären  denn  auch 
die  sämtlichen  Lexikographen  den  Ausdruck.  Wenn  ich  nichtsdesto- 
weniger an  unserer  Stelle  den  Ausdruck  auf  die  gesamte  Fahrhabe 
beziehe,  so  bestimmt  mich  hierzu  lediglich  die  Erwägung,  daß  nur 
unter  dieser  Voraussetzung  die  Bestimmung  erklärbar  wird;  die  Be- 
rechtigung aber  zu  einer  solchen  Auslegung  scheint  mir  in  der  sehr 
überwiegenden  Bedeutung  des  Viehstandes  zu  liegen,  wie  solcher  in 
den  wirtschaftlichen  Zuständen  Islands  begründet  ist. 

Demgegenüber  kennt  das  norwegische  Recht  zwar  auch 
seinerseits  die  Bestimmung,  daß  derjenige,  welcher  einen  Verwandten 
getötet  hat,  dessen  Erbschaft  nicht  anzusprechen  befugt  sei,  und 
dieselbe  ist  durch  die  Gesetzgebung  des  K.  Magnus  lagaboetir  so- 
wohl für  Norwegen  ^)  als  für  Island  ^)  beibehalten  worden ;  im  übrigen 
aber  läßt  sich  dasselbe  nur  sehr  wenig  auf  die  Frage  nach  der  Erb- 

1)  Konüngsbök,  71/121;  StaÖarhölsbök,  254/284. 

2)  Diplom.  Island.  I,  I18/465.  ebenda,  31/199. 
bei  Finnr  Jönsson,  Hist.  eccles.  I,  S.  561,  Anm.  a. 

5)  G{)L.  164;  FrI)L.  IV,  31  und  VIIL  14. 
«)  Lands!.,  ErfÖat.  9;  BjarkR.  9. 

')  Jarns.,  Mannh.  8  und  ErfÖat.  13;  Jonsbök,  ErfÖat.  16. 


§  lo.    Die  Erbfolgeordnung. 


213 


fähigkeit  ein.  Doch  heißt  es  von  dem  Kinde  aus  der  zweiten  Ehe 
eines  Bigamisten,  es  solle  niemandes  Erbschaft  nehmen  außer  allein 
die  seines  Freigelassenen,  ^)  oder  anders  ausgedrückt,  es  sollen  diese 
Kinder  „eigi  arfgeng"  sein;^)  bezüglich  der  unehelichen  Kinder 
überhaupt  aber,  dann  bezüglich  der  Minderjährigen  und  der  Geistes- 
kranken steht  es  nach  norwegischem  Rechte  wesentlich  ebenso  wie 
nach  isländischem. 


§  10.    Die  Erbfolgeordnung. 

Das  altnordische  Recht  kennt  regelmäßig  nur  eine  Erbfolge 
auf  Grund  des  Geblütsrechtes,  während  Vergabungen  auf  den  Todes- 
fall nur  eine  sehr  untergeordnete  Rolle  spielen ;  die  Erbfolgeordnung 
ist  demgemäß  wesentlich  durch  die  Struktur  der  Verwandtschaft  be- 
dingt, was  übrigens  mancherlei  Eigentümlichkeiten  im  Detail  nicht 
ausschließt,  wie  solche  teils  durch  die  Verschiedenheit  der  Provinzial- 
rechte,  teils  durch  Ungleichförmigkeiten  bedingt  sind,  welche  sich 
auf  die  Stellung  der  Weiber,  der  unehelichen  Kinder,  oder  auf  einzelne 
andere  Punkte  beziehen. 

Es  stellt  aber  zunächst  das  isländische  Recht  als  eine  erste 
Abteilung  innerhalb  seiner  Erbentafel  jene  14  Personen  hin,  welche 
es  als  „talöir  til  arfs  1  lögum"  bezeichnet,'^)  also  den  ersten  Grad 
der  absteigenden,  aufsteigenden  und  Seitenlinie,  und  zwar  werden 
dieselben  in  folgender  Reihenfolge  berufen  :  der  eheliche  Sohn,  die 
eheliche  Tochter,  der  Vater,  der  ehelich  geborene  Bruder  vom  Vater 
her,  die  Mutter,  die  ehelich  geborene  Schwester  vom  Vater  her,  der 
ehelich  geborene  Bruder  von  der  Mutter  her,  und  die  ehelich  ge- 
borene Schwester  von  der  Mutter  her;  ferner  von  unehelich  Geborenen 
der  Sohn,  die  Tochter,  der  Bruder  vom  Vater  her,  die  Schwester 
vom  Vater  her,  der  Bruder  von  der  Mutter  her,  endlich  die  Schwester 
von  der  Mutter  her.  Es  wird  also  zunächst  die  gesamte  eheliche 
Verwandtschaft  des  ersten  Grades  vor  der  uneheHchen  berufen,  und 

1)  GJ)L.  25;  FrJ)L.  III,  10;  KrR.  Sverris,  64. 

2)  EJ)L.  I,  22;  II,  18. 

■*)  Konüngsbök,  Ii 8/2 18 — 19  und  220;  StaÖarhöisbok,  56/62  und  64; 
ferner  StaÖarhölsb  ök,  73/97,  wozu  eine  Referenz  in  der  K  o  n  ü  n  gs  b  ö  k  ,  118/ 
218—19  und  Belgsdalsbök,  45/238  stimmt;  daß  letztere  Stelle  ein  nyma;li  ist, 
wurde  schon  anderwärts  bemerkt. 
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diese  letztere  hinwiederum  vor  den  entfernteren  Verwandten,  wenn 
diese  auch  eheHch  geboren  sind;  doch  wird  unter  den  uneheHch 
Geborenen  die  aufsteigende  Linie  nicht  erwähnt,  weil  die  Regel  gilt, 
daß  die  unehelich  geborenen  Eltern  ihre  Kinder  ganz  ebenso  be- 
erben wie  die  ehelich  geborenen,  ^)  weshalb  denn  auch  innerhalb 
der  ersten  Gruppe  Vater  und  Mutter  ohne  irgend  einen,  auf  den 
Unterschied  zwischen  ehelicher  und  unehelicher  Erzeugung  hindeuten- 
den Beisatz  berufen  werden.  Im  übrigen  wird  der  absteigenden 
Linie  der  Vorzug  vor  der  aufsteigenden,  und  dieser  letzteren  wieder 
der  Vorzug  vor  der  Seitenlinie  eingeräumt,  und  innerhalb  der  Seiten- 
linie der  väterlichen  Verwandtschaft  oder  dem  Mannsstamme  der 
Vorzug  vor  der  mütterlichen  oder  dem  Weibsstamme ;  im  allgemeinen 
folgen  ferner  die  Weiber  unmittelbar  hinter  den  Männern  gleicher 
Kategorie,  jedoch  mit  der  Ausnahme,  daß  die  Mutter  statt  unmittel- 
bar nach  dem  Vater  erst  nach  dem  brööir  samfeöri  eingeschoben 
wird.  Daß  die  Mutter  nach  einer  anderen  Stelle  -)  das  Gut,  welches 
sie  selbst  oder  eine  Person,  deren  Erbe  sie  geworden  ist,  für  ihre 
Kinder  ausgelegt  hat,  nach  deren  Tode  selbst  mit  Ausschließung 
des  Vaters  zurückerhält,  und  daß  solches  sogar,  wiederum  unter 
Ausschließung  des  Vaters,  ihren  übrigen  Kindern  zufällt,  wenn  sie 
den  Tod  des  Empfängers  nicht  erlebt,  gehört  nicht  hierher,  da  es 
sich  insoweit  um  einen  Heimfall  handelt  und  nicht  um  eine  Erb- 
folge; jene  prinzipwidrige  Zurücksetzung  aber  der  Mutter  bleibt  um 
so  merkwürdiger,  als  gerade  sie  sonst  zu  den  W^eibern  gehört,  denen 
am  allerersten  Konzessionen  gegenüber  dem  älteren,  strengeren 
Weiberrechte  gemacht  wurden.  —  Sind  Personen  des  ersten  Ver- 
wandtschaftsgrades nicht  vorhanden,  so  geht  das  Erbe  an  die  ent- 
ferntere Verwandtschaft,  innerhalb  deren  jedoch  nach  unserer 
Erbentafel  nur  noch  die  echte  Geburt  berücksichtigt  wird ;  aber 
auch  bei  der  entfernteren  Verwandtschaft  sind  wieder  mehrere 
Gruppen  voneinander  zu  unterscheiden.  Zunächst  folgen  Vatervater 
und  Muttervater,  Sohnessohn  und  Tochtersohn ;  zunächst  nach  diesen 
Vatermutter  und  Muttermutter,  Sohnestochter  und  Tochtertochter; 
drittens  sodann  Vaterbruder  und  Mutterbruder,  Bruderssohn  und 
Schwestersohn ;  endlich  viertens  Vaterschwester  und  Mutterschwester. 

^)  Konüngsbök,  127/247;  Staöarhölsbök,  66/85. 

2)  Konüngsbök,  I18/220  und  221—22;  S  t  a  Ö  ar  h  6  1  s  b  o  k  ,  57/64 — 5  und 
65—66. 

^)  Konüngsbök,  118/219  — 20;  Staöarhölsbök,  56/64  und  73/97  ;  Belgs- 
dalsbök,  45/238 — 39  und  die  Referenz  in  der  Konüngsbök,  118 '21 8 — 19. 
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Bruderstochter  und  Schwestertochter.  Es  ist  also  der  zweite  Grad 
der  aufsteigenden  und  absteigenden  Linie,  und  der  erste  und 
zweite  ungleiche  Grad  der  SeitenHnie,  welcher  insoweit  berufen 
wird,  und  zwar  so,  daß  die  aufsteigende  und  absteigende  Linie  neben- 
einander berufen  werden,  beide  aber  der  Seitenlinie  vorgehen  und 
daß  dabei  zwischen  dem  Mannsstamme  und  Weibsstamme  nicht 
unterschieden  wird,  aber  die  Männer  stets  vor  den  Weibern  berufen 
werden.  Sind  aber  auch  Personen  dieser  Grade  nicht  vorhanden, 
so  sollen  sofort  die  Geschwisterkinder  zum  Zuge  kommen,  und  zwar 
die  broeörüngar  und  systrüngar,  selbstverständlich  also  auch  die 
systkinabörn,  ganz  gleichmäßig,  jedoch  mit  der  Einschränkung,  daß, 
wenn  Verwandte  dieses  Grades  sowohl  von  der  Vatersseite  als  von 
der  Mutterseite  her  vorhanden  sind,  zunächst  zwischen  der  Vatersseite 
und  der  Muttersseite  nach  Hälften  geteilt  wird,  und  dann  erst  inner- 
halb jeder  Seite  nach  Köpfen  die  weitere  Teilung  erfolgt.  Auch 
scheint  der  etwas  später  ausgesprochene  Grundsatz  hierher  be- 
zogen werden  zu  müssen,  daß  bei  gleicher  Gradesnähe  jederzeit 
der  Mann  dem  Weibe  vorzugehen  habe.  Es  folgt  demnach  auf  den 
ersten  und  zweiten  ungleichen  Grad  der  Seitenlinie  deren  zweiter 
gleicher  Grad,  und  wiederholt  sich  dabei  sowohl  der  Vorzug 
der  Männer  vor  den  Weibern,  als  die  Gleichstellung  des  Manns- 
stammes mit  dem  Weibsstamme,  ganz  wie  beides  bei  der  vorigen 
Gruppe  vorgekommen  war;  wenn  aber  die  eigentümliche  Teilung 
der  Vatersseite  und  Muttersseite  nach  Hälften  statt  nach  Köpfen 
hier  erwähnt  wird,  während  sie  bei  der  vorigen  Gruppe  unerwähnt 
geblieben  war,  so  mag  dabei  möglicherweise  nur  eine  Ungeschick- 
lichkeit des  Ausdruckes  zu  Grunde  liegen,  indem  bei  der  zweiten 
Gruppe  eine  Regel  besprochen  wurde,  welche  doch  auf  beide  Gruppen 
ganz  gleichmäßig  Anwendung  zu  finden  hatte.  Ich  erinnere  aber 
daran,  daß  auch  das  isländische  Baugatal  die  baugar  bei  den  Ge- 
schwisterkindern endigen  läßt,  und  dabei  ebenfalls  die  broeörüngar, 
systkinasynir  und  systrüngar  sich  völlig  gleichstellen ;  hält  man  hieran 
fest  und  berücksichtigt  man  weiterhin,  daß  die  Wergeldstafel  eben- 
falls den  Mannsstamm  und  Weibsstamm  zusammengeworfen  hat,  so 
ist  klar,  daß  die  soeben  besprochenen  beiden  Gruppen  zusammen- 
genommen das  alte  bauggildi  und  nefgildi  nach  Abzug  der  tölumenn 
umfassen.  Noch  weiter  herab  läßt  sich  die  Parallele  mit  der  Wer- 
geldstafel führen,  wenn  man  nur  berücksichtigt,  daß  in  dieser  die 
Weiber  keine  Stelle  fanden.  Den  ersten  baugr  nehmen  Vater,  Sohn 
und  Bruder,  und  den  vierten  die  Geschwisterkinder;  den  zweiten 
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baugr  aber  nehmen  Großvater  und  Enkel  und  den  dritten  Oheim 
und  Neffe.  Die  ZusammensteUung  also  des  zweiten  Grades  der  auf- 
und  absteigenden  Linie  und  die  Bevorzugung  beider  vor  der  Seiten- 
linie, dann  die  Abtrennung  des  ersten  und  zweiten  ungleichen  Grades 
von  dem  zweiten  gleichen  innerhalb  dieser  letzteren,  kehren  eben- 
falls in  der  Wergeldstafel  wieder.  Sind  nun  aber  auch  keine  \^er- 
wandte  des  zweiten  gleichen  Grades  vorhanden,  so  soll  „hinn 
nänasti  niör  frj  älsborinna  manna,  ok  arfgengr"  berufen 
werden,  d.  h.  der  nächste  Verwandte,  wenn  er  nur  freigeboren  und 
ehelicher  Abkunft  ist;  jedoch  erleidet  dieser  Satz  eine  zweifache 
Einschränkung,  indem  bei  gleicher  Nähe  der  Verwandtschaft  stets 
die  Männer  den  Weibern  vorgehen  sollen,  und  wenn  gleichnahe 
Verwandte  aus  verschiedenen  Linien  (knerunnar)  vorhanden  waren, 
unter  ihnen  nach  Stämmen  und  nicht  nach  Köpfen  zu  teilen  war, 
was  man  „deildararfr"  nannte.  Der  letztere  Satz  sollte  dabei  ganz 
gleichmäßig  zum  Zuge  kommen,  ob  nun  Männer  mit  Männern  oder 
Weiber  mit  Weibern  konkurrierten.  Nach  welchen  Grundsätzen 
sich  die  Nähe  der  Verwandtschaft  unter  diesen  entfernteren  Ver- 
wandten bemesse,  wird  uns  nicht  ausdrücklich  gesagt;  da  aber  ein 
Vorzug  der  einen  Linie  vor  der  anderen  durch  die  Vorschrift  der 
gleichen  Teilung  unter  allen  Linien  bei  gleicher  Nähe  der  Verwandt- 
schaft schlechthin  ausgeschlossen  ist,  von  einem  Vorzuge  des  Manns- 
stammes vor  dem  Weibsstamme  mit  keinem  Worte  gesprochen  wdrd, 
endlich  die  ganze  Struktur  der  Verwandtschaft  auf  die  deutsche 
oder  kanonische  Komputationsweise  gebaut  ist,  kann  keinem  Zweifel 
unterliegen,  daß  lediglich  diese  für  die  Berechnung  der  Grade  zu- 
grunde zu  legen  ist.  In  der  Tat  hat  diesen  Punkt  bereits  Schlegel 
richtig  hervorgehoben,  wogegen  Vilh.  Finsen  durch  Hereinziehung 
der  römischen  Komputation  das  Verständnis  der  isländischen  Suk- 
zessionsordnung wieder  einigermaßen  getrübt  hat.  Unbegründet 
scheint,  wenn  Vilh.  Finsen  bei  der  entfernteren  Verwandtschaft  nur 
noch  die  Seitenlinie  berücksichtigt  wissen  wdll,  dagegen  weder  die 
aufsteigende  noch  die  absteigende  Linie;  da  der  Ausdruck  niöjar 
für  die  Deszendenz  sowohl  als  Aszendenz  oft  genug  gebraucht  wird, 
liegt  kein  Grund  zu  der  Annahme  vor,  daß  unter  dem  nänasti  niör 
ihre  Angehörigen  nicht  mit  inbegriffen  sein  sollten,  und  wird  sich 
nach  dem  über  die  Großeltern  und  Enkel  Bemerkten  vielmehr  an- 
nehmen lassen,  daß  die  aufsteigende  und  absteigende  Linie  bei 
gleicher  Gradesnähe  sich  gleichstellt,  aber  beide  gemeinsam  dem  be- 
treffenden Grade  der  Seitenlinie  vorgezogen  wurden.    Im  übrigen 
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aber  galt  der  Vorzug  des  Grades  unbeschränkt,  so  daß  von  keinem 
Repräsentationsrechte  die  Rede  war. 

Die  aus  der  Erbschaftstafel  gewonnenen  Ergebnisse  bedürfen 
nun  aber  noch  teils  einer  näheren  Erläuterung  und  Vervollständigung 
in  Bezug  auf  einzelne  Punkte,  teils  auch  einer  Ergänzung  in  Bezug 
auf  einzelne  Wandlungen,  welche  das  isländische  Recht  im  Verlaufe 
der  Zeiten  durchgemacht  hat.  Zunächst  ist  klar,  daß  von  der  Regel, 
nach  welcher  die  aufsteigende  Linie  mit  der  absteigenden  gleichge- 
stellt ist,  beim  ersten  Grade  eine  Abweichung  gemacht  wird,  indem 
nicht  nur  der  Sohn,  sondern  auch  die  Tochter  vor  dem  Vater,  nicht 
neben  oder  nach  ihm  berufen  wird;  es  erklärt  sich  die  Abweichung 
indessen,  wenn  man  berücksichtigt,  daß  die  Beerbung  der  Eltern 
durch  die  Kinder  als  das  natürliche  erschien,  ^)  wogegen  es  als  un- 
natürlich angesehen  wurde,  wenn  Eltern  ihre  eigenen  Kinder  über- 
lebten. Klar  ist  ferner,  daß  auch  von  der  weiteren  Regel,  daß  bei 
gleicher  Nähe  des  Grades  der  Mann  dem  Weibe  vorgehe,  wogegen 
das  Weib  den  entfernter  stehenden  Mann  ausschließt,  beim  ersten 
Grade  eine  Ausnahme  gemacht  wird,  indem  die  Mutter  nicht  un- 
mittelbar nach  dem  Vater  berufen  wird,  sondern  erst  hinter  dem 
brööir  samfeöri;  man  möchte  fast  annehmen,  daß  hier  ein  Uberrest 
älteren  Rechtes  vorhege,  nämlich  aus  einer  Zeit,  welche  die  Mutter 
noch  allein  unter  allen  Weibern  zum  Erbrechte  zugelassen  hatte,  und 
daß  diese  anfängliche  Begünstigung  derselben  erst  hinterher  zu  einer 
BenachteiHgung  derselben  geworden  sei,  indem  man  bei  späterer 
weiterer  Ausdehnung  des  Erbrechtes  der  Weiber  die  Mutter  ver- 
kehrterweise an  der  ihr  einmal  angewiesenen  Stelle  stehen  ließ.  Ein 
paar  anderweitige  Stellen,  welche  man  etwa  zur  Erklärung  heran- 
ziehen könnte,  helfen  nicht  viel  weiter.  Wenn  die  Rechtsbücher 
gelegentlich  aussprechen,  daß  Eheleute,  welche  miteinander  in  Güter- 
gemeinschaft leben,  auch  den  Nachlaß  ihrer  versterbenden  Kinder 
nach  Maßgabe  ihres  Anteiles  am  gemeinen  Gute  teilen  sollen,  -)  so 
möchte  ich  darauf,  anders  als  Vilh.  Einsen  dies  tut,  ^)  gar  kein  Ge- 
wicht legen;  die  Vorschrift  erscheint  mir  als  eine  Folge  der  be- 
stimmten Gestaltung  des  ehehchen  Güterrechtes,  nicht  aber  erbrecht- 
licher Natur,  wie  sie  denn  auch  als  erbrechtliche  Satzung  vollkommen 
unorganisch  wäre,  da  sie  ein  gleichzeitiges  Erbrecht  beider  Eltern 


^)  vgl.  Fr|)L.  VIII,  I  :  ef  at  sköpum  ferr,  —  ef  illa  verör. 
^)  Konüngsbök,  154/46;  S  t  a  Ö  ar  h  ö  1  s  b  ö  k  ,  1 43/176. 
^)  Annaler,  1849,  S.  296. 
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gegenüber  ihren  Kindern  statuieren  würde.  Wiederum  hat  Schlegel 
darauf  aufmerksam  gemacht,  daß  eine  geschichtliche  Quelle  in  der 
zweiten  Hälfte  des  lO.  Jahrhunderts  die  Hallfrför  l)orkelsdüttir,  nach- 
dem ihr  Mann  Vigfüss  unter  Hinterlassung  eines  Sohnes  und  kurz 
darauf  auch  dieser  Sohn  gestorben  war,  die  Hälfte  seiner  Erbschaft 
nehmen  läßt,  während  deren  andere  Hälfte  an  des  Vigfüss  Bruder, 
Glümr  und  an  die  überlebende  Mutter  beider  Brüder,  Astriör,  üeV) 
Das  letztere  erklärt  sich  einfach,  da  Glümr  zur  betreffenden  Zeit 
noch  minderjährig  war  und  seine  Mutter  somit  als  seine  Vormünderin 
in  Betracht  kommen  konnte;  aber  nach  unseren  Rechtsbüchern  hätte 
Hallfrför,  da  ihr  verstorbenes  Kind  weder  Vater,  noch  Kinder,  noch 
Geschwister  hinterließ,  dasselbe  allein  zu  beerben,  und  nicht  mit 
dessen  Vaterbruder  die  Erbschaft  zu  teilen  gehabt.  Aller  Wahr- 
scheinlichkeit nach  ist  indessen  nur  der  Ausdruck  unserer  Stelle  ein 
ungenauer,  und  berichtet  dieselbe  nicht  juristisch  präzis  über  die 
Auseinandersetzung  des  letzten  Erbfalles,  sondern  über  das  Gesamt- 
schicksal des  Vermögens  im  Hause  des  alten  Eyjülfr;  dieses  war,  da 
ein  dritter  Sohn  schon  gelegentlich  seiner  Verehelichung  abge- 
schichtet worden  war,  zwischen  Glümr  und  Vigfüss  in  zwei  Hälften 
gegangen,  und  war  die  Hälfte  des  Vigfüss  nach  seinem  und  seines 
Kindes  Tod  auf  die  Hallfrför  übergegangen.  So  verstanden  steht 
die  Stelle  aber  mit  unseren  Rechtsquellen  völlig  in  Einklang.  End- 
lich kommt  noch  eine  weitere  Stelle  einer  anderen  Geschichtsquelle 
in  Betracht,  welche  von  einem  um  das  Jahr  960  spielenden  Vor- 
gange berichtet.-)  In  jenem  Jahre  ertrank  der  angesehene  Häuptling 
porsteinn  surtr  zugleich  mit  seiner  Tochter  Osk,  ihrem  Manne 
pörarinn  und  ihrer  Tochter  Hildr,  und  von  der  Reihenfolge,  in 
w^elcher  diese  vier  Personen  den  Tod  gefunden  hatten,  hing  ab,  wer 
ihrer  aller  Erbe  sein  solle;   da  hatte  nun  der  Mann  der  zweiten 


')  Vfgaglvima,  5/334;  der  Stammbaum  ist  folgender: 


O  Eyjülfr      A  Astn'ör 


■2)  Laxdcela,  18/56 — 58;  der  Stammbaum  ist  dieser: 

Q  |)orsteinn  surtr 


Q  J)örarinn   /\  Ösk 


O  I>orkell  trefiU 


A  Hildr. 
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Tochter  des  porsteinn,  der  Guöriör,  einen  aus  dem  Schiffbruche  ge- 
retteten Mann  zu  der  Aussage  bestimmt,  daß  zuerst  porsteinn,  dann 
pörarinn,  dann  Hildr  und  zuletzt  erst  Osk  den  Tod  gefunden  habe, 
weil  bei  dieser  Reihenfolge  der  Guöriör  nicht  nur  die  Erbschaft  ihres 
Vaters,  sondern  auch  die  ihrer  Schwester  und  ihres  Schwagers  zu- 
fiel. Damals  also  mußte  nicht  nur  die  Mutter  ihr  Kind,  sondern 
auch  die  Tochter  ihren  Vater  und  die  Schwester  ihre  Schwester 
bereits  beerbt  haben,  wenn  anders  der  Bericht  unserer  Quelle  ver- 
lässig ist,  was  ich  um  so  weniger  bezweifeln  möchte,  als  im  An- 
schlüsse an  denselben  der  höchst  merkwürdige  Bericht  über  die 
Verwendung  des  Ganges  unter  den  Rasenstreifen  als  Bestärkungs- 
mittel  eines  Zeugeneides  mitgeteilt  wird,  dessen  oben  schon  gelegent- 
lich zu  erwähnen  war.  —  Weiterhin  ist  noch  als  auffällig  zu  be- 
merken, daß  sich  zwar  unter  den  Geschwistern  der  Vorzug  der 
consanguinei  vor  den  uterini  sehr  energisch  gewahrt  zeigt,  soferne 
ihm  sogar  der  Vorzug  des  männlichen  Geschlechtes  vor  dem  weib- 
lichen weichen  muß,  daß  aber  schon  beim  zweiten  Grade  der  auf- 
und  absteigenden  Linie,  dann  beim  ersten  und  zweiten  ungleichen 
Grade  der  Seitenlinie  weder  von  einem  Vorzuge  der  väterlichen 
Verwandtschaft  vor  der  mütterlichen,  noch  überhaupt  von  einem 
Vorzuge  des  Mannsstammes  vor  dem  Weibsstamme  mehr  die  Rede 
ist.  Berücksichtigt  man,  daß  in  Bezug  auf  anderweitige  verwandt- 
schaftliche Berechtigungen  dieser  Vorzug  auch  auf  die  entfernteren 
Grade  sich  erstreckt  und  daß  in  der  Wergeidstafel  augenscheinhch 
erst  hinterher  nefgildi  und  bauggildi  zu  einer  Einheit  zusammenge- 
zogen wurden,  so  wird  man  wohl  den  Schluß  ziehen  dürfen,  daß 
auch  im  Erbrechte  jene  Gleichstellung  des  Weibsstammes  mit  dem 
Mannsstamme  erst  späteren  Rechtes  sein  werde.  —  Als  zweifelhaft 
mag  ferner  gelten,  ob  die  Teilung  zu  gleichen  Hälften  unter  Vater- 
freunden und  Mutterfreunden,  wie  sie  für  die  Geschwisterkinder  aus- 
drückhch  vorgeschrieben  ist,  auch  für  andere  Verwandte,  und  zwar 
entfernteren  sov.^ohl  als  näheren  Grades,  gelten  solle,  und  ob  hin- 
wiederum die  Teilung  nach  Linien  statt  nach  Köpfen,  wie  solche 
für  die  entferntere  Verwandtschaft  angeordnet  ist,  umgekehrt  auch 
für  die  nähere  Anwendung  zu  finden  hat.  Das  letztere  wenigstens 
will  mir  wahrscheinlich  vorkommen,  und  lassen  sich  die  am  Schlüsse 
der  ganzen  Materie  stehenden  Regeln  auch  ganz  gut  auf  das  Vor- 
hergehende in  weiterem  Umfange  beziehen ;  für  die  erstere  Annahme 
dagegen  dürfte  jeder  Anhaltspunkt  fehlen.  —  Endhch  darf  hier  noch- 
mals in  aller  Kürze  auf  die  früher  schon  hervorgehobenen  Entwick- 
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limgsstufen  in  der  Berechtigung  der  unechten  Geburt  erinnert  werden, 
von  welchen  ja  unsere  Rechtsbücher  noch  deutHch  Zeugnis  geben. 
Während  die  Terminologie  derselben,  indem  sie  Ausdrücke  wie  arf- 
gengr,  til  arfs  alinn,  arfborinn  für  die  ehelich  Geborenen  als  solche 
verwendet,  noch  deutlich  an  eine  Zeit  erinnert,  in  welcher  der  un- 
echten Geburt  alles  Erbrecht  fehlte,  und  auch  sonst  noch  einzelne 
Stellen  als  Überbleibsel  derselben  Entwicklungsstufe  sich  darstellen, 
läßt  unsere  Erbentafel  dieselbe  innerhalb  des  ersten  Grades  der  auf- 
steigenden, absteigenden  und  Seitenlinie  zum  Erbrechte  zu,  soferne 
nur  ehelich  Geborene  des  gleichen  Grades  nicht  vorhanden  sind. 
Es  ist  bereits  erwähnt  worden,  daß  eine  weitere  Stelle  auf  ganz 
demselben  Standpunkte  steht,  welche  die  unecht  Geborenen  dann 
zur  Erbfolge  beruft,  „ef  engl  lifir  l^eirra  manna,  er  til  arfs  ero  taldir 
1  lögum";^)  erwähnt  wird  aber  auch,  daß  eine  dritte,  nur  in  der 
Staöarhölsbök  enthaltene  Stelle  von  einer  weiteren  Ausdehnung  der 
Rechte  der  unechten  Geburt  Zeugnis  gibt,  -)  indem  sie  in  Ermange- 
lung echt  geborener  Verwandter  innerhalb  des  dritten  gleichen 
Grades  einschließlich  die  unecht  geborenen  Verwandten  bis  zu  dem- 
selben Grade  beruft,  und  zwar  ganz  in  derselben  Ordnung,  in  welcher 
die  echt  geborenen  Verwandten  berufen  werden. 

Ungleich  minder  durchsichtig  als  die  Bestimmung  des  isländi- 
schen Rechtes  sind  die  der  norwegischen  Provinzialrechte, 
und  wird  die  Schwierigkeit  ihrer  richtigen  Auffassung  dadurch  sehr 
gesteigert,  daß  erstens  zwischen  den  beiden  uns  einigermaßen  voll- 
ständig erhaltenen  Rechtsbüchern  keine  völlige  Übereinstimmung 
besteht,  und  daß  zweitens  nach  beiden  die  für  die  gewöhnliche  Erb- 
folge geltenden  Regeln  in  ihrer  Anwendung  auf  die  Stammgutsfolge 
nicht  unerheblich  modifiziert  waren.  Ich  lasse  aber  die  Eigentüm- 
lichkeiten der  Stammgutsfolge  vorläufig  ganz  außer  Betracht,  und 
halte  mich  lediglich  an  die  gewöhnliche  Erbfolge. 

Es  soll  aber  nach  den  G  u  1  a ])f  n gs  1  ö  g ''^)  an  erster  Stelle  der 
Sohn  den  Vater  beerben,  oder  der  Vater  den  Sohn,  wenn  beide  zu 
verschiedener  Zeit  sterben-  aus  ein  paar  anderen  Stellen  ergibt  sich 
hierzu  die  Vervollständigung,  daß  die  Kinder  ihre  Mutter  in  ganz 
derselben  Weise  beerben  wie  ihren  Vater.*)    An  zweiter  Stelle  soll 


^)  Konungsbök,  143/24;  S  t  a    a  r  h  6 1  s  b  ö  k  ,  II6/149. 

2)  Staöarhölsbök,  80/102. 

•'')  GI)L.  103-5. 

*)  ebenda,  53  und  63. 
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sodann  die  Tochter  erben,  und  neben  ihr  der  Sohnessohn,  beide  zu 
gleichen  Hälften ;  sollten  aber  Nachkommen  (börn,  d.  h.  Nachkommen 
männlichen  Geschlechts)  nicht  vorhanden  sein,  so  erbt  neben  ihr  in 
gleicher  Weise  der  Vatervater;  der  dabei  gemachte  Zusatz:  „ok 
verör  hon  aura  arve,  enn  hann  oörla",  soll  erst  später  seine  Erklärung 
finden.  An  dritter  Stelle  beerbt  der  Bruder  den  Bruder,  und  be- 
erben sich  auch  Geschwister  verschiedenen  Geschlechts  (systkin), 
vorausgesetzt  nur,  daß  sie  „samfeöra",  und  ehelicher  Abkunft  sind. 
An  vierter  Stelle  beerbt  die  Mutter  ihre  Kinder,  und  lautet  der  sie 
betreffende  Satz:  „sü  er  hin  fjöröa  (erfö),  er  mööir  verör  magar  arve". 
An  fünfter  Stelle  erben  der  Vatersbruder  und  der  Bruderssohn,  einer 
den  anderen;  sie  nehmen  aber  beide  eines  Mannes  Erbe,  wenn  es 
sich  so  trifft,  d.  h.  wenn  der  Erblasser  zugleich  einen  Vatersbruder 
und  einen  Bruderssohn  hinterläßt,  so  beerben  ihn  beide  zugleich. 
An  sechster  Stelle  erben  die  Söhne  von  Brüdern  (brceöra  synir),  und 
neben  ihnen  der  brööir  sammoeöra,  falls  ein  solcher  vorhanden  ist, 
wobei  wieder  die  später  erst  zu  erklärende  Vorschrift  wiederkehrt: 
„verör  hann  aura  arve,  en  jieir  oörla".  An  siebenter  Stelle  treten 
die  Söhne  ein,  vorausgesetzt,  daß  sie  nicht  legitimiert  sind,  jedoch 
ohne  Unterschied  zwischen  ihren  verschiedenen  Klassen;  dagegen 
wird  der  unehelich  geborenen  Töchter  ebensowenig  gedacht  wie  der 
entfernteren  unehelichen  Verwandten.  An  achter  Stelle  folgen  so- 
dann „l^eir  menn,  er  naestir  eru  brceöra  sonum,  hvärr  eftir  annan", 
also  die  Nachgeschwisterkinder  vom  Mannsstamme  und  männlichen 
Geschlechts  untereinander,  oder  der  dritte  gleiche  Grad.  Nun  kommt 
an  neunter  Stelle  der  Muttervater  und  Tochtersohn;  dann  an  zehnter 
Stelle  der  Mutterbruder  und  Schwestersohn  „hvärr  eptir  annan".  An 
elfter  Stelle  folgen  sodann  die  systkinasynir,  also  die  Söhne  einer 
Vatersschwester  oder  eines  Mutterbruders,  an  zwölfter  Stelle  die 
systrasynir,  also  die  Söhne  einer  Mutterschwester;  an  dreizehnter 
Stelle  steht  die  „üborins  erfö",  d.  h.  das  Erbrecht  des  Ungebore- 
nen, mit  welchem  es  folgende  Bewandtnis  hat.  Stirbt  eine  Frau, 
die  nach  dem  Zeugnisse  zweier  anderer  Hausfrauen  in  der  Hoffnung 
ist,  so  gilt  das  ungeborene  Kind  als  Erbe  der  „tilgjöf",  wogegen  die 
„heimanfylgja"  an  die  Erben  der  Verstorbenen  hinauszugeben  ist. 
Es  handelt  sich  also  nicht  um  ein  beim  Tode  der  Mutter  noch  lebend 
zur  Welt  gekommenes  Kind,  sondern  um  eine  ausgetragene  Leibes- 
frucht, welche  mit  der  sterbenden  Mutter  zugrunde  geht;  da  unter 
der  heimanfylgja  die  Mitgift  der  Frau  zu  verstehen  ist,  unter  der 
tilgjöf  aber  die  Widerlage,  welche  der  Ehemann  ihr  gegenüber  aus 
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seinem  eigenen  Vermögen  macht,  so  ist  überdies  auch  klar,  daß  das 
Erbe  des  Ungeborenen  überhaupt  kein  Erbe  ist,  und  in  das  eheliche 
Güterrecht,  nicht  in  das  Erbrecht  gehört.  Nach  seiner  Besprechung 
folgt  nun  aber  der  schwer  verständliche  Satz:  „Nu  ero ' fraenderföir 
allar  taldar^  |tcir  skolo  fyrst  er  taldir  cro,  ok  allir  aörir  jamnnänir, 
fyrr  en  undir  konüng  gange".  Zweifellos  will  mit  demselben  gesagt 
sein,  daß  die  Erbfolge  auf  Grund  der  Verwandtschaft  durch  die  bis- 
herige Aufzählung  erschöpft  sei,  daß  sie  also  über  den  dritten  gleichen 
Grad  nicht  hinausreiche;  dagegen  ist  schwer  zu  bestimmen,  welche 
Leute  unter  denen  „er  taldir  ero",  und  welche  unter  den  „allir  aörir 
jamnnänir"  zu  verstehen  seien,  und  möchte  man  fast  meinen,  daß 
hier  eine  Korruptel  des  Textes  vorliege.  Unter  denen,  „er  taldir  ero", 
möchte  man  zunächst  an  die  mit  denselben  Worten  bezeichnete 
Klasse  des  isländischen  Rechts  denken,  und  hierzu  stimmt  ganz 
wohl,  daß  von  ihnen  gesagt  wird,  daß  sie  „fyrst",  d.  h.  in  erster 
Linie,  das  Erbe  nehmen;  aber  mit  dieser  Deutung  ist  unvereinbar, 
daß  außer  den  so  bezeichneten  Personen  nur  noch  die  „jamnnänir" 
folgen  sollen,  ehe  der  Nachlaß  an  den  König  fällt,  worunter  doch 
nur  gleich  nahe  Verwandte  verstanden  werden  können.  So  wird 
also  nichts  übrig  bleiben,  als  unter  den  „taldir"  alle  unter  den  voran- 
gehenden 1 3  Nummern  aufgezählten  Personen  zu  verstehen,  unter 
den  „jamnnänir"  aber  die  im  nächstfolgenden  Paragraphen  genannten; 
unter  dieser  Voraussetzung  aber  wird  sehr  auffällig,  daß  mitten  in 
der  Erbschaftstafel  gesagt  sein  soll,  daß  der  Nachlaß  erst  dann  an 
den  König  fallen  solle,  wenn  weder  die  bereits  aufgezählten,  noch 
auch  die  erst  noch  aufzuzählenden  Verwandten  vorhanden  seien, 
während  doch  dieser  Satz  augenscheinlich  erst  an  den  Schluß  der 
Tafel  gehört,  und  noch  auffälliger,  daß  derselbe  durch  die  Bemerkung 
eingeleitet  wird  „nü  ero  fraenderföir  allar  taldar",  wie  wenn  er  wirk- 
lich am  Schlüsse  des  ganzen  stände.  Man  möchte  auf  eine  Umge- 
staltung des  Textes  raten,  wie  sie  bei  der  Herstellung  unserer  Kom- 
pilation aus  zwei  ganz  verschiedenen  Redaktionen  desselben  wohl 
sich  ergeben  konnte,  und  die  Betrachtung  des  folgenden  Paragraphen 
dürfte  in  der  Tat  diese  Annahme  bestärken.  Unter  der  Überschrift 
„fraenderföir"  folgt  aber  zunächst  eine  Reihe  von  Bestimmungen  all- 
gemeiner Art.  Sind  keine  „tölumenn"  da,  heißt  es,  dagegen  Leute 
aus  dem  Mannsstamme  (höfuöbarmr)  und  aus  dem  Weibsstamme 
(kvennsvift),  und  alle  dem  Grade  gleich  nahe,  so  sollen  die  vom 
Mannsstamme  das  Erbe  nehmen ;  sind  dagegen  die  vom  Weibsstamme 
näher,  so  sollen  sie  es  haben.    Wo  immer  ein  Grad  in  der  Erben- 
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tafel  sich  ergibt  (verör  kneskot  1  erföum),  ^)  da  soll  der  das  Erbe 
nehmen,   welcher  der  nähere  ist.    Findet  jemand  aber  seine  Stelle 
in  der  einen  Linie  (kvisl),  aber  nicht  in  der  anderen,  so  steht  es 
ebenso,  wie  wenn  er  in  beiden  seine  Stelle  fände,  d.  h.  doppelte 
Verwandtschaft  gilt  nicht  mehr  als  einfache.    Sind  aber  keine  „tölu- 
menn"  vorhanden,  dagegen  Leute,  welche  gleich  nahe  verwandt  sind 
wie  diese  (jamnnänir  tölumönnum),  da  sollen  die  das  Erbe  nehmen, 
welche  gleich  nahe  verwandt  sind  mit  den  vorhin  Aufgezählten.  Die 
Sohnestochter  nimmt  zuerst  unter  den  •  unaufgezählten  Weibern  das 
Erbe.   Nach  diesen  allgemeineren  Bestimmungen  nimmt  sodann  unser 
Text  einen  neuen  Anlauf,  um  zu  dem  speziellen  Gegenstande  zu  ge- 
langen, welchen  der  Schluß  jener  ersteren  bereits  angekündigt  hatte; 
er  fährt  nämlich  fort:  „Nun  folgt  das,  was  die  nehmen  sollen,  welche 
nicht  aufgezählt  sind",  und  beruft  für  den  Fall,  daß  niemand  von 
den  Aufgezählten  vorhanden  sein  sollte,  in  erster  Linie  die  Sohnes- 
tochter und  Vatermutter,  an  zweiter  Stelle  die  Vatersschwester  und 
Sohnestochter,  an  dritter  Stelle  die  Töchter  zweier  Brüder  (broeöra 
doetr),   an  vierter  Stelle  die  unehelichen  Töchter  (frillu  doetr),  an 
fünfter  Stelle  aber  die  Weiber,  deren  Väter  Söhne  von  Brüdern  waren ; 
weiterhin  werden  dann   aber  noch  berufen  die  Muttermutter  und 
Tochtertochter,  nach  ihnen  die  Mutterschwester  und  Schwestertochter, 
nach  ihnen  die  Töchter  von  Geschwistern  verschiedenen  Geschlechts 
(systkina  doetr),  endlich  nach  diesen  die  Töchter  zweier  Schwestern 
(systra  doetr).  Weiter  reicht  die  Erbentafel  nicht;  vielmehr  folgt  nun 
zunächst  die  Erklärung,  daß  bei  der  großen  Mannigfaltigkeit  der 
denkbaren    Verwandtschaftsverhältnisse    niemand    eine    völlig  er- 
schöpfende Erbentafel  zu  entwerfen  vermöge,  und  daß  man  darum 
in  der  Praxis  sich  nach  Analogie  der  aufgestellten  Regeln  helfen 
müsse,  weiterhin  aber  der  Schlußsatz :  „Nun  sind  alle  die  aufgezählt, 
welche  den  in  der  Männererbentafel  (1  karlerföum)  Aufgezählten  gleich 
nahe  stehen;  es  soll  jede  dieser  Personen  stets  an  der  Stelle  Erbe 
nehmen,  an  welcher  sie  aufgezählt  ist,  nur  daß  die  Tochter  früher 
Erbe  nimmt  als  der  Vater."  —  Man  sieht,  die  Überschrift  „frsenderföir" 
weist  auf  eine  Abteilung  der  Erbentafel  hin,  welcher  eine  andere 
gegenüberstehen  muß,  die  wir  nur  in  den  „tölumenn"  oder  „taldir" 

^)  Kneskot  darf  an  unserer  Stelle  nicht,  wie  Guöbrandr  Vigfüsson  h.  v. 
will,  mit:  „a  dishonour,  humiliation,  of  a  member  of  a  family"  wiedergegeben  werden, 
sondern  mit  E  i  ri  k  r  J  ö  n  s  s  o  n  h.  v.  mit:  „Forskjel  af  set  Slaegtled".  InderSnorra- 
Edda,  II,  S.  493  figuriert  „skotblaÖ"  unter  den  „säÖsheiti"  und  wird  von  beiden 
Lexikographen  ganz  richtig  als  das  Keimblatt  der  Ähre  erklärt. 
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erkennen  können.  Zu  den  frienderföir  werden  dabei  Leute  vom 
Mannsstamme  wie  vom  Weibsstamme  berufen,  jedoch  immer  erst 
dann,  wenn  tölumenn  nicht  vorhanden  sind;  aber  doch  werden  hinter- 
her unter  der  Bezeichnung  ,,jamnnanir  tölumönnum"  nur  Weiber  von 
denselben  Verwandtschaftsgraden  aufgezählt,  in  welchen  die  vorher 
schon  aufgezählten  Männer  standen,  während  die  Bezeichnung 
fra^nderföir  doch  auf  etwas  ganz  anderes  hinzuweisen  scheint  als  aui 
eine  blolSe  Parallele  zu  den  karlerföir,  und  auch  die  bezüglich  der- 
selben aufgestellten  allgemeinen  Vorschriften  keinen  Sinn  haben, 
wenn  sie  sich  nur  auf  jene  „jamnnänir  tölumönnum"  beziehen  sollen. 
Dagegen  würde  der  Gegensatz  seinen  vollkommen  befriedigenden 
Sinn  erhalten,  wenn  wir  unter  den  tölumenn  dasselbe  verstehen 
dürften,  was  das  isländische  Recht  unter  den  taldir  til  arfs  f  lögum 
versteht,  nämlich  die  Verwandten  des  ersten  Grades,  unter  den  fraendr 
dagegen  die  entferntere  Verwandtschaft;  in  diesem  Falle  würde  sehr 
wohl  verständlich,  daß  gelegentlich  der  fraenderföir  erst  die  allge- 
meinen Bestimmungen  über  die  Sukzessionsordnung  vorgetragen 
worden  wären,  und  dürfte  man  sich  überdies  daran  erinnern,  daß 
auch  im  schwedischen  Rechte  die  frsender  gelegentlich  dem  Sohne, 
Vater  und  Bruder  als  gesonderte  Kategorie  gegenübergestellt  werden. 
Die  Regeln  selbst,  welche  für  die  Ordnung  der  entfernteren  Ver- 
wandtschaft aufgestellt  werden,  sind  ferner  ganz  anders,  als  welche 
der  Aufzählung  der  einzelnen  Verwandtschaftsgrade  zugrunde  liegen ; 
nach  ihnen  soll  der  Mannsstamm  bei  gleicher  Gradesnähe  dem 
Weibsstamme  vorgehen,  aber  hinwiederum  der  nähere  Grad  des 
Weibsstammes  den  entfernteren  des  Mannsstammes  ausschließen,  die 
Erbentafel  selbst  aber  läßt  den  fööurbrööir  und  brööursonr  an  fünfter 
Stelle,  dagegen  den  mööurbrööir  und  systursonr  erst  an  zehnter 
Stelle  sukzedieren,  also  nach  den  Geschwisterkindern  und  Nach- 
geschwisterkindern des  Mannsstammes  u.  dgl.  m.  Es  bleibt  dem- 
gegenüber nur  eine  doppelte  Möglichkeit,  soferne  entweder  die  auf- 
gestellten Regeln  sich  auf  die  vorher  besprochenen  Verwandtschafts- 
grade, die  im  ganzen  dem  bauggildi  und  nefgildi  entsprechen,  be- 
ziehen müssen,  oder  aber  auf  die  entferntere  Verwandtschaft  jenseits 
des  bauggildi  und  nefgildi;  im  einen  wie  im  anderen  Falle  aber 
müßten  sie  sich  auf  eine  ganz  anders  geartete  Erbentafel  beziehen 
als  die  uns  vorliegende,  soferne  diese  ersterenfalls  im  bauggildi  und 
nefgildi  die  Verwandten  in  einer  anderen  Reihenfolge  aufgezählt, 
anderenfalls  aber  der  Sukzessionsberechtigung  der  entfernteren  Ver- 
wandtschaft doch  irgendwie  gedacht  haben  müßte.    Wunderlich  ist 
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ferner,  daß  in  den  Schlußworten  der  ganzen  Erbentafel  eine  Korrektur 
ihrer  selbst  gegeben  wird,  indem  hier  die  Tochter  vor  dem  Vater 
berufen  werden  will,  welchem  sie  doch  vorher  ausdrückHch  nach- 
gesetzt ist.    Endhch  ist  auch   ein  Mangel  an  Parallelismus  in  der 
Erbentafel  auffällig.    Es  werden  nämhch  zwar  an  achter  Stelle  die 
naestir  brceöra  sonum  aufgeführt,  aber  unter  Nummer  elf  und  zwölf 
nur  die  systkinasynir  und  systrasynir,  dann  unter  den  jamnnänir  zwar 
die  „konor  ])jer,  er  feör  ]3eirra  vära  brceöra  synir",  d.  h.  die  broeörünga- 
doetr,  aber  hinterher  nur  die  systkinadoetr  und  systradoetr,  so  daß 
also  hier  wie  dort  der  Weibsstamm  mit  dem  zweiten,  der  Manns- 
stamm mit  dem  dritten  gleichen  Grade  schHeßt.    So  ist  denn  auch 
von  erheblicher  Bedeutung,  daß  die  Erbentafel  der  GpL.  von  der 
des  isländischen  Rechtes   so  vielfach  abweicht,  während  wir 
doch  wissen,  daß  dieses  letztere  Recht  sich  erst  um  das  Jahr  930 
von  dem  des  Gulal^inges  abzweigte.    Keinen  Wert  lege  ich  freilich 
auf  die  ungleiche  Behandlung  der  unechten  Geburt  in  beiden 
Rechten.    Allerdings  berücksichtigen  die  GpL.  nur  die  unehelichen 
Kinder,  nicht  wie  das  isländische  Recht  auch  noch  die  unehelichen 
Geschwister,  oder  vollends  auch  noch  alle  übrigen  unecht  geborenen 
bis  zum  dritten  gleichen  Grade,  und  berücksichtigen  überdies  jene 
selbst  die  unechten  Kinder  erst  nach  den  ehelich  geborenen  Ge- 
schwisterkindern, während  dieses  alle  unecht  Geborenen  des  ersten 
Grades  nach  dem  ersten  Grade  der  ehelichen  Geburt  beruft.  Aber 
insoweit  haben  wir  es  ja  mit  einer  Kategorie  von  Verwandten  zu 
tun,  die  nachweisbar  erst  spät  und  nur  allmählich  ihre  Anerkennung 
sich  errang,  und  erklärt  sich  somit  leicht,  daß  in  dieser  Beziehung 
das  isländische  Recht  weiter  vorgeschritten  sich  zeigt  als  das  norwegi- 
sche.   Ähnlich  steht  die  Sache  auch  bezüglich  der  Berücksichtigung 
der   Weiber.     Während   das   isländische   Recht   konsequent  die 
Weiber  unmittelbar  hinter  den  Männern  des  gleichen  Grades  beruft, 
und  von  diesem  Prinzipe  nur  hinsichtlich  der  Mutter  eine  Ausnahme 
macht,  behandeln  die  GpL.  die  Weiber  ungleich  härter,  und  zugleich 
durchaus  inkonsequent.    Die  Tochter  wird  nicht  nur  hinter  den 
Sohn,  sondern  auch  hinter  den  Vater  zurückgestellt,  und  muß  sogar, 
wenn  sie  in  Ermangelung  beider  sukzediert  mit  dem  Sohnessohne 
und  Vatervater  teilen;  erst  ein  späteres  Einschiebsel  läßt  sich  vor 
dem  Vater  einreihen,  wie  dies  nach  isländischem  Rechte  der  Fall 
war.    Die  soror  consanguinea  dagegen  erbt,  wie  auf  Island,  gleich 
hinter  dem  frater  consanguineus,  während  die  soror  uterina  voll- 
ständig vergessen  ist.    Die  Mutter  wird  nicht  nur,  wie  auf  Island, 

Maurer,  Verwandtschafts-  und  Erbrecht  nach  altnordischem  Rechte,  ^5 
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hinter  dem  frater  consanguineus  berufen,  sondern  sogar  erst  hinter 
der  soror  consanguinea,  welcher  sie  auf  Island  vorgeht.  Alle  ent- 
fernter verwandten  Weiber  endlich,  werden  erst  hinter  den  Männern 
des  dritten  gleichen  Grades  vom  Mannsstamme  als  eine  Gesamtheit 
berufen,  was  denn  doch  deutlich  erkennen  läßt,  daß  ihnen  erst  weit 
später  als  jenen  näher  verwandten  ein  Erbrecht  eingeräumt  wurde. 
Auch  an  diesem  Punkte  Aveist  die  Verschiedenheit  beider  Rechte 
deutlich  auf  eine  Zeit  hin,  da  die  Weiber  vom  Erbrechte  noch  völlig 
ausgeschlossen  waren,  und  auch  hier  wieder  zeigt  sich  das  isländi- 
sche Recht  weiter  fortgeschritten ;  auffällig  aber  ist,  daß  das  isländi- 
sche Recht  trotz  aller  sonstigen  Abweichungen  von  den  G[)L.  doch 
der  Mutter  bereits  genau  dieselbe  Stelle,  hinter  dem  frater  consr.n- 
guineus,  anweist  wie  diese,  während  doch  diese  Stelle  zu  seinem 
sonstigen  Prinzipe  hinsichtlich  der  Behandlung  der  Weiber  keines- 
wegs stimmt.  Berücksichtigen  wir  nun,  daß  gerade  das  Erbrecht  der 
Mutter  in  den  GpL.  sowohl  als  FrI)L.  durch  die  altertümUche  Be- 
zeichnung „|iä  verör  mööir  magar  arfi"  als  ein  uraltes  sich  erweist,  zu- 
mal da  bei  keines  anderen  Weibes  Erbrecht  eine  ähnliche  technische 
Bezeichnung  sich  findet,  so  liegt  die  Vermutung  nahe,  daß  zu  der  Zeit, 
da  das  isländische  Recht  sich  von  dem  des  Gula|»inges  abzweigt, 
also  um  das  Jahr  930,  das  Erbrecht  der  Mutter  zwar  bereits  in  diesem 
letzteren  anerkannt  war,  aber  auch  nur  dieses.  Setzt  man  voraus, 
wie  man  doch  wohl  darf,  daß  dazumal  auch  die  mütterliche  Ver- 
wandtschaft noch  kein  Erbrecht  besaß,  also  der  frater  uterinus  noch 
keine  Stelle  in  der  Erbentafel  hatte,  so  wird  die  der  Mutter  einge- 
räumte Stellung  sehr  begreiflich;  sie  stand  am  Schlüsse  der  tolu- 
menn  im  älteren  Sinne  des  Wortes,  und  nach  ihres  Sohnes  Erben, 
wenn  solche  nicht  vorhanden  waren,  unmittelbar  vor  dem  bauggildi. 
Freilich  zeigt  die  oben  besprochene  Stelle  der  Laxdoela,  daß  schon 
drei  Jahrzehnte  später,  um  960,  neben  dem  Erbrechte  der  Mutter 
auch  das  der  Tochter  und  der  Schwester  auf  Island  anerkannt  war; 
aber  es  läßt  sich  ja  wohl  denken,  daß  gerade  die  Ülfljötslög  es 
waren,  welche,  neben  so  manchen  anderen  Modifikationen  des  aus 
Norwegen  überkommenen  Rechtes,  auch  jene  erste  Erweiterung  des 
Weiberrechtes  eingeführt  haben  mochten,  und  daß  von  da  ab  dessen 
Entwicklung  bereits  in  Norwegen  und  auf  Island  verschiedene  Wege 
ging.  Eine  dritte  Verschiedenheit  bezieht  sich  ferner  auf  den  Vor- 
zug des  Mannsstammes  vor  dem  Weibsstamme.  Das  isländi- 
sche Recht  weiß  von  einem  solchen  nur  in  Bezug  auf  den  frater 
consanguineus  und  die  soror  consanguinea  gegenüber  den  uterini, 
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wogegen  es  in  den  entfernteren  Graden  einen  solchen  nicht  mehr 
anerkennt;  die  GpL.  dagegen  lassen  erst  den  ganzen  Mannsstamm 
bis  zum  dritten  gleichen  Grade  einschließlich  sukzedieren,  und  dann 
erst  den  Weibsstamm  eintreten,  jedoch  selbst  an  dieser  Stelle  nur 
bis  zum  zweiten  gleichen  Grade  einschließlich,  und  wenn  zwar  auch 
sie  den  frater  uterinus  eine  Ausnahme  machen  lassen,  so  berufen  sie 
ihn  doch  erst  neben  den  Geschwisterkindern  vom  Mannsstamme, 
nicht  aber  unmittelbar  hinter  den  consanguinei,  wie  das  isländische 
Recht.  Das  Unorganische  dieser  Ausnahme  in  beiden  Rechten  ist 
klar;  aber  auch  die  Regel  der  GpL.  stimmt  nicht  zu  dem  oben  er- 
wähnten Grundsatze,  daß  nur  bei  gleicher  Gradesnähe  der  Manns- 
stamm den  Weibsstamm  ausschließen  solle,  wogegen  der  nähere 
Grad  dem  entfernteren  schlechthin  ohne  Rücksicht  auf  diesen  Unter- 
schied vorzugehen  habe.  Wenn  wir  nun  die  vorwiegende  Nicht- 
berücksichtigung des  Gegensatzes  zwischen  Mannsstamm  und  Weibs- 
stamm im  isländischen  Rechte  als  das  Produkt  einer  späteren  Ent- 
wicklungsstufe bezeichnen  durften,  so  liegt  die  Folgerung  nahe,  daß 
in  den  GpL.  die  Zurücksetzung  des  gesamten  Weibsstammes  hinter 
den  gesamten  Mannsstamm  alten  Rechtes  gewesen  sein  müsse,  wenig- 
stens soweit  der  Gegensatz  des  bauggildi  und  nefgildi  reichte,  wo- 
gegen die  andere  Frage  eben  bleibt,  ob  nicht  etwa  schon  in  der 
älteren  Zeit  die  andere  Regel,  daß  Grad  für  Grad  der  Weibsstamm, 
dem  Mannsstamme  auf  dem  Fuße  folge,  für  die  entferntere  Verwandt- 
schaft gegolten  haben  möge.  Die  abnorme  Bevorzugung  der  uterini 
freilich  scheint,  wie  ihre  Behandlung  als  sakaukar  in  der  Wergeids- 
tafel zeigt,  einer  noch  älteren  Zeit  anzugehören,  in  welcher  entweder 
ein  nefgildi  überhaupt  noch  nicht  neben  dem  bauggildi  stand,  oder 
doch  die  mütterliche  Verwandtschaft  in  diesem  noch  nicht  neben 
dem  Mannsstamme  von  der  Vatersseite  her  Platz  gefunden  hatte; 
die  Lozierung  des  frater  uterinus  aber  neben  den  Geschwisterkindern 
wäre  sehr  erklärlich,  wenn  man  annehmen  durfte,  daß  derselbe  einer 
Zeit  angehörte,  in  welcher  das  bauggildi  mit  den  Geschwisterkindern 
schloß,  und  würde  unter  dieser  Voraussetzung  auch  das  Abbrechen 
des  nefgildi  mit  demselben  Grade  sich  erklären.  Was  endlich  die 
Berechnung  der  Nähe  der  Verwandtschaft  betrißt,  zeigen 
die  GI)L.,  vom  isländischen  Rechte  abweichend,  die  aufsteigende  und 
absteigende  Linie  ohne  Rücksicht  auf  die  Nähe  des  Grades  der 
Seitenhnie  vorgesetzt,  und  zwar  im  Weibsstamme  sowohl  als  im 
Mannsstamme,  vorbehaltlich  nur  der  dem  frater  uterinus  eingeräumten 

ganz  exzeptionellen  Stellung;  allerdings  geht  dabei  die  Erbentafel 

15* 


228 


Teil  II.    Das  Krbrfcht. 


nicht  über  die  Großeltern  einerseits  und  die  Enkel  anderseits  herab, 
aber  dies  erklärt  sich  leicht  daraus,  daß  tatsächlich  selten  jemand 
von  seinem  Urenkel,  oder  vollends  von  seinem  Urgroßvater  beerbt 
werden  wird,  und  ist  demnach,  da  Enkel  und  Großvater  vor  den 
Geschwistern  erben,  immerhin  anzunehmen,  daß  eventuell  der  gleiche 
Vortritt  auch  dem  Urenkel  und  Urgroßvater  hätte  eingeräumt  werden 
wollen,  wenn  man  sich  veranlaßt  gesehen  hätte,  auch  ihrer  zu  ge- 
denken. Im  übrigen  scheint  der  absteigenden  Linie  bei  gleicher 
Gradesnähe  der  Vorzug  vor  der  aufsteigenden  eingeräumt  gewesen 
zu  sein,  wogegen  von  einem  Repräsentationsrechte  ebensowenig  wie 
auf  Island  die  Rede  war.  Ebensowenig  ist  in  den  G|)L.  von  einer 
Teilung  unter  väterlichen  und  mütterlichen  Verwandten  nach  gleichen 
Elälften,  oder  von  einer  Teilung  nach  Stämmen  statt  nach  Köpfen 
die  Rede,  wie  solche  auf  Island  vorkommt;  wenn  nämlich  Tochter 
und  Sohnessohn  „hälft  hvärr  |)eirra"  erben  sollen,  oder  Vaterbruder 
und  Brudersohn  „hvärr  eftir  annan;  taka  jieir  bäöir  eins  manns  arf, 
ef  svä  berr  til",  so  ist  damit  doch  wohl  nur  die  gleiche  Teilung 
unter  beiden  Kategorien  von  Verwandten,  aber  darum  noch  nicht 
-die  Teilung  nach  Stämmen  ausgeschlossen,  welche  ja  auch  inner- 
halb jeder  einzelnen  Kategorie  von  solchen  wirksam  werden  müßte. 

Wieder  anders  gestaltet  sich  die  Erbfolgeordnung  nach  den 
Frostu]jingslög,  und  nahezu  ebenso  undurchsichtig,  wie  dies 
nach  den  GpL.  der  Fall  ist.  ^)  An  erster  Stelle  wird  auch  hier  der 
Sohn,  und  zwar  der  legitimierte  sowohl  als  der  echt  geborene,  zur 
Erbschaft  seines  Vaters  berufen,  und  eventuell  der  Vater  zur  Erb- 
schaft seines  Sohnes.  An  zweiter  Stelle  wird  die  Tochter  berufen 
und  neben  ihr  der  Sohncssohn,  vorausgesetzt,  daß  nicht  nur  er  selbst, 
sondern  auch  sein  Vater  echter  Geburt  ist;  beide  Kategorien  teilen 
dabei  immer  nach  Hälften,  auch  dann,  wenn  mehrere  Enkel  mit 
einer  Tochter  oder  mehrere  Töchter  mit  einem  Enkel  konkurrieren. 
Fehlen  beide  Kategorien,  so  wird  noch  an  derselben  Stelle  die 
Sohnestochter  berufen,  jedoch  so,  daß  sie  mit  dem  ehelich  geborenen 
Sohne  eines  unehelich  geborenen  Sohnes  ebenso  zu  teilen  hat,  wie 
die  Tochter  mit  dem  Sohnessohne  zu  teilen  hätte,  d.  h.  nach  Hälften, 
ohne  Rücksicht  auf  die  Kopfzahl;  hat  aber  der  Sohn  eines  unehelich 
geborenen  Vaters  einmal  in  dieser  Weise  geerbt,  so  nimmt  er  fortan 
Jedes  Erbe  ganz  wie  wenn  er  durchaus  von  ehelicher  Abkunft  wäre.-) 

1)  Fr{)L.  VIII,  1-15;  vgl.  Fragm.  II,  S.  508—10  und  III,  S.  518—19  und 
JarnsiÖa,  Erföat.  I  — 13  und  15. 

^)  Stande  1  öllom  erfÖom  uppi  fra     i ;  über  den  Sinn  der  Formel  vgl.  F  r  |)  L.  III,  1 1 . 
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Daß  übrigens,  wovon  die  Erbentafel  nicht  spricht,  die  Kinder  auch 
ihre  Mutter  beerben,  jedoch  so,  daß  dabei  die  Tochter  in  eigentüm- 
Hcherweise  mit  dem  Sohne  konkurriert,  ist  aus  einer  anderen  Stelle 
zu  ersehen,  ^)  auf  deren  Erklärung  ich  später  noch  einzugehen  haben 
werde.  An  der  dritten  Stelle  wird  der  frater  consanguineus  berufen, 
und  für  den  Fall,  daß  ein  solcher  nicht  vorhanden  sein  sollte,  die 
soror  consanguinea.  An  vierter  Stelle  sind  zunächst  berufen  der 
Vatervater,  Vaterbruder  und  Brudersohn,  und  zwar  so,  daß  jede  dieser 
drei  Kategorien  ihren  gleichen  Anteil  erhält,  ohne  Rücksicht  auf  die 
Kopfzahl,  durch  welche  sie  vertreten  ist,  wogegen  selbst  eine  einzige 
Person  die  ganze  Erbschaft  nehmen  kann,  wenn  eben  nur  sie  vor- 
handen ist.  Fehlen  aber  Vertreter  dieser  drei  Kategorien  völHg,  so 
wird  zunächst  die  Vatermutter  berufen,  und  sie  allein;  erst  wenn 
auch  sie  nicht  vorhanden  ist,  werden,  immer  an  derselben  Stelle,  die 
ehelich  geborene  Vatersschwester  und  Bruderstochter  berufen,  aber 
neben  beiden  auch  noch  die  Mutter,  soferne  sie  eine  rechtmäßige 
Ehefrau  ist.  '■^)  Dabei  soll  die  Mutter  die  halbe  Erbschaft  erhalten, 
während  die  andere  Hälfte  von  der  Vatersschwester  mit  der  Bruders- 
tochter zu  teilen  hat,  jedoch  so,  daß  der  Anteil  der  Mutter  nicht 
wächst,  wenn  auch  von  den  letzteren  beiden  Kategorien  nur  die  eine 
vertreten  ist;  fehlt  umgekehrt  die  Mutter,  so  teilen  jene  anderen 
beiden  Kategorien  die  ganze  Erbschaft  zu  gleichen  Hälften,  und  zwar 
ebenfalls  wieder  ohne  alle  Rücksicht  auf  die  Kopfzahl,  durch  welche 
die  eine  und  die  andere  von  ihnen  vertreten  ist;  ist  endlich  weder 
eine  Vaterschwester  noch  eine  Brudertochter  vorhanden,  so  soll  die 
die  Mutter  überhaupt  nicht  an  dieser  vierten  Stelle  erben.  Bemerkt 
muß  übrigens  noch  werden,  daß  bei  Besprechung  der  Sohnessöhne, 
deren  Vater  unechter  Geburt  ist,  beigefügt  wird,  bei  Bruderssöhnen 
entsprechender  Abkunft  solle  es  ebenso  gehalten  werden  wie  bei 
jenen  ;^)  damit  will  aber  doch  wohl  gesagt  sein,  daß  ehelich  ge- 
borene Söhne  eines  unehelich  geborenen  Bruders  zwar  nicht  mit  den 
ehelich  geborenen  Söhnen  eines  ehelich  geborenen  Bruders,  aber 
doch  gleich  hinter  diesen  mit  dem  nächsten  Grade  innerhalb  der 
gleichen  Klasse  konkurieren  sollen,  d.  h.  mit  der  Vatermutter.  An 
fünfter  Stelle  werden  aber  die  broeörasynir  berufen,  zugleich  mit  dem 

Fr|)L.  IX,  9. 

2)  Im  Cod.  Resen.  5  steht  freilich:  fööor  systir  skilgetin,  ok  möÖir  skilgetin, 
ok  bröÖordöttir  skilfengin,  aber  Fragm.  III  gibt:  faÖur  systir  skilgeten,  ok  mööer 
skilfengen,  ok  bröÖordöttir  skilgeten,  und  ähnlich  die  Järnsiöa. 

3)  Fr|)L.  VIII,  3. 
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brööir  sammüeöra,  und  zwar  so,  daß,  wenn  auch  nur  die  eine  dieser 
beiden  Kategorien  vertreten  ist,  diese  die  ganze  Erbschaft  nimmt; 
eventuell  treten  dann  noch  die  systir  sammr^öra  und  die  broeöra- 
dcetr  nebeneinander  ein,  und  zwar  unter  ganz  denselben  Bedingungen. 
Nun  erst,  also  an  sechster  Stelle,  wird  die  Mutter  als  „magar  arfi" 
berufen,  vorausgesetzt  daß  sie  eheliche  Frau  ist;^j  neben  ihr  wird 
die  ehelich  geborene  Vaterschwester  berufen,  die  doch  schon  an 
vierter  Stelle  berufen  worden  war,  so  daß  also  hier  eine  Änderung 
des  Rechts  eingetreten  zu  sein  scheint.  An  siebenter  Stelle  werden 
sodann  die  unehelichen  Söhne  berufen,  und  zwar  ebenfalls  wieder, 
ohne  daß  zwischen  ihren  verschiedenen  Klassen  unterschieden  würde ; 
hinter  ihnen  treten  auch  noch  die  unehelichen  Töchter  ein,  und 
überdies  auch  noch,  jedoch  wie  es  scheint  nur  vermöge  eines  späteren 
Zusatzes,  der  unecht  geborene  Bruder.  An  achter  Stelle  folgen  ferner 
zunächst  die  Nachgeschwisterkinder  männlichen  Geschlechts  und  vom 
Mannsstamme  (eptir  broeöra  sunu),  oder,  wie  sie  auch  bezeichnet 
w^erden,  die  Verwandten  des  dritten  gleichen  Grades  (|)riöja  manne 
fraendsemi),  und  in  ihrer  Ermangelung  die  Weiber  der  gleichen 
Gradesnähe  (eptir  broeöradoetrj.  An  neunter  Stelle  werden  sodann 
berufen  der  Muttervater  und  der  Tochtersohn,  und  in  Ermangelung 
beider  die  Muttermutter  und  die  Tochtertochter;  an  zehnter  Stelle 
aber  der  Mutterbruder  und  der  Schwestersohn,  und  in  Ermangelung 
beider  die  Mutterschwester  und  die  Schwestertochter,  hier  wie  dort 
immer  so,  daß  die  zwei  Zusammengenannten  ein  Erbe  nehmen,  und 
daß  das  Wegfallen  des  einen  dem  anderen  das  ganze  Erbe  zuwachsen 
läßt.  An  elfter  Stelle  folgen  die  systkinasynir,  und  wenn  solche 
fehlen  die  systkinad«tr.  -)  An  zwölfter  Stelle  kommen  die  systra- 
synir  zu  stehen,  und  hinter  ihnen  die  systradoetr;  am  Schlüsse  der 
auf  sie  bezüglichen  Bestimmung  finden  sich  aber  die  abschließenden 
Worte:  „svä  er  ok  mselt,  at  i  \)eirn  erfö  skal  hverr  taka  arf,  er  hann 
er  taldr  1,  ok  eigi  taka  arf  fyrir  hendr  öörum  fram",  Worte,  die  in 
den  schließenden  Worten  der  Erbentafel  der  G1)L.  ihre  Parallele 
finden,  hier  jedoch  auffällig  sind,  weil  die  Erbentafel  eben  nicht  mit 
ihnen  schließt.  Unter  der  Überschrift:  „um  13  erfö,  ok  |iat  at  maör 
engl  vegi  mann  til  arfs",  wird  nämlich  zunächst  der  bekannte  Satz 
ausgesprochen,  daß  derjenige,  der  seines  Erblassers  Tod  verschuldet 

^)  Auch  hier  liest  Cod.  Resen.  7  wieder:  skilgetin,  wofür  zu  setzen  sein  wird: 
skilfengin, 

-)  Der  Cod.  Resen.  12  liest  freilich:  systkina  da-tra  synir;  aber  die  Berichtigun<; 
ergibt  sich  aus  Fragm.  II  und  III,  sowie  aus  dem  Kontexte. 
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hat,  von  dessen  Beerbung-  ausgeschlossen  sehi  soll.  An  vierzehnter 
Stelle  wird  endhch  noch  einer  Erweiterung-  des  Erbrechtes  gedacht, 
welche  „die  Söhne  des  Magnus,  Sigurör  und  Eysteinn  und  Ölafr" 
verwilligt  hatten,  und  welche  somit  den  Jahren  1103 — 15  ihre  Ent- 
stehung verdanken  muß ;  jedoch  muß  bemerkt  werden,  daß  Fragment  II 
und  III,  sowie  die  Järnsföa  diese  Erweiterung  des  Erbrechtes  als  „hin 
|)rettända  erfö''  zählen,  wogegen  Fragment  III  jene  erstere  Bestimmung 
über  den  Mann,  welcher  seines  Erblassers  Tod  verschuldet,  ungezählt 
läßt,  was  vielleicht  auch  in  Fragment  II  der  Fall  war,  wo  sich  an 
der  entscheidenden  Stelle  eine  Lücke  findet.  Nach  jener  Novelle 
der  drei  Könige  sollen  aber  in  Ermangelung  der  bisher  aufgezählten 
Grade  zunächst  berufen  werden  der  unecht  geborene  Vaterbruder 
und  Brudersohn,  sowie  der  echtgeborene  Vaterbruder  und  Bruder- 
sohn, die  nur  sammceöra  sind,  und  zwar  sollen  sie  alle  nach  Köpfen 
teilen ;  fehlen  sie  aber  alle,  so  sollen  die  gleichnahe  berufenen  Weiber 
in  ganz  derselben  Weise  erben.  Sind  auch  solche  nicht  vorhanden, 
so  tritt  der  unecht  geborene  fööurbrööir  sammoeöri  ein,  und  neben 
ihm  die  brööursynir  sammceöra,  gleichviel  ob  echter  oder  unechter 
Geburt,  und  zwar  teilen  auch  sie  alle  wieder  nach  Köpfen ;  ^)  fehlen 
sie,  so  treten  ebenfalls  wieder  die  gleichnahe  verwandten  Weiber 
ein,  mit  derselben  Teilungsweise.  Fehlen  aber  auch  diese,  so  wird 
noch  die  gesamte  entferntere  Verwandtschaft  berufen  bis  zum  fünften 
gleichen  Grade  einschließlich,  und  erst  wenn  auch  innerhalb  dieser 
Grenze  niemand  vorhanden  ist,  soll  die  Erbschaft  dem  Könige  ver- 
fallen. —  Vergleicht  man  nun  diese  Erbentafel  der  FrpL.  mit  der 
der  GpL.,  so  ergeben  sich  wieder  neben  sehr  wesentlichen  Über- 
einstimmungen nicht  minder  auffällige  Abweichungen.  Was  zunächst 
die  unechte  Geburt  betrifft,  so  muß  das  prändheimer  Recht  ur- 
sprünglich mit  dem  des  Gulajoinges  völlig  gleichartig  gewesen  sein. 
Hier  w^ie  dort  sind  ursprünglich  nur  die  unehelichen  Söhne  berück- 
sichtigt gewesen,  und  hier  wie  dort  selbst  diese  erst  hinter  den  Ge- 
schwisterkindern des  Mannes ;  daß  dieselben  sogar  hier  wie  dort  ganz 
gleichmäßig  die  siebente  Stelle  einnehmen,  trotz  aller  Abweichungen, 
welche  sich  inzwischen  hinsichtlich  der  Reihenfolge  der  Berufenen 
ergeben  haben,  kann  als  ein  weiterer  Beleg  für  die  ursprüngliche 


^)  So  auch  Fragm.  II,  wogegen  der  Cod.  Resen.  15  bnxörasynir  sammoefira 
nennt,  und  die  JärnsiÖa  15  zunächst  die  broeÖrasynir  sammoeÖra  neben  dem  föÖur- 
brdÖir  sammoeöri  beruft,  dann  aber  auch  noch  den  bröÖursonr  sammoeÖri  eigi  skil- 
getinn.    Fragm.  III  ist  hier  defekt. 
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Gleichheit  ihrer  Behandlung  in  beiden  Rechten  angesehen  werden. 
Abweichend  ist  freilich  in  diesen  die  Stellung  der  unehelichen  Töchter 
geregelt,  soferne  diese  in  den  Fr[)L.  unmittelbar  hinter  den  unehe- 
lichen Söhnen,  in  den  GI)L.  dagegen  erst  weit  hinter  diesen  unter 
den  jamnnanir  tölumönnum  stehen;   allein  dies   ist  lediglich  eine 
Folge  der  verschiedenen  Stellung,  welche  das  eine  und  das  andere 
Recht  den  Weibern  überhaupt  anweist,  und  daher  erst  im  Zusammen- 
hange mit  dem  Weiberrechte  zu  erörtern.    Hinterher  haben  sich 
freilich,  wie  es  scheint,  die  FrpL.  der  unechten  Geburt  günstiger  er- 
wiesen als  die  GI)L.,  indem  sie  zunächst  den   unecht  geborenen 
Bruder,  ganz  wie  das  isländische  Recht  dies  tut,  gleich  hinter  den 
unecht  geborenen  Kindern  einschieben,   dann  aber  vermöge  jener 
auf  K.  Sigurör  Jorsalafari  und  seine  Brüder  zurückgeführten  Novelle 
auch  noch  dem  unecht  geborenen  Vatersbruder  und  Bruderssohne, 
mögen  beide  nun  samfeöra  oder  sammoeöra  sein,  ein  Erbrecht  ein- 
räumen, wenn   auch   erst  nach  dem   dritten   gleichen   Grade  des 
Mannsstammes,  und  dem  zweiten  gleichen  Grade  des  Weibsstammes 
ehelicher  Abkunft;  indessen  fragt  sich  doch,  ob  dabei  nicht  etwa 
bloß  in  unserem  Texte  der  GpL.  die  spätere  Rechtsänderung  nach- 
zutragen versäumt  wurde.    AuffäUiger  ist,  daß,  wie  schon  früher  be- 
merkt, die  FrI)L.  bei  Sohnessöhnen  sowohl  als  Bruderssöhnen  neben 
der  eigenen  echten  oder  unechten  Geburt  auch  die  .des  Vaters  mit 
berücksichtigen,  wozu  weder  die  GpL.  noch  das  isländische  Recht 
eine  Parallele  bieten ;  da  indessen  auch  die  FrpL.  selbst  diese  weitere 
Unterscheidung  in  den  entfernteren  Graden  nicht  mehr  berücksich- 
tigen, und  da  überdies  die  gelegentlich  der  Sohnessöhne  in  Bezug 
auf  dieselbe  gemachte  Beschenkung  augenscheinlich  ein  späteres  Ein- 
schiebsel ist,  welches  den  Zusammenhang  der  Worte  „nü  er  onnur 
erfö,  er  tekr  döttir  ok  sunarsunr"  (§  2),  und  der  Worte:  „En  l)ö  at 
döttir  se  ein"  usw.  (§  3)  in  auffälligster  Weise  unterbricht,  haben 
wir  es  insoweit  wohl  nur  mit  den  ersten  Anfängen  einer  doktrinären 
Ausklügelei  von  Feinheiten  zu  tun,  welche  hinterher  im  gemeinen 
Landrechte  noch  viel  weiter  ausgesponnen  wurde.    Bezüglich  der 
eigentümlichen  Behandlung  der  Mutter  endlich,  soweit  bei  derselben 
darauf  Gewicht  gelegt  wurde,  ob  sie  skilgetin  resp.  skilfengin  sei 
oder  nicht,  darf  ich  mich  auf  das  früher  schon  Bemerkte  beziehen. 
Weiter  noch  geht  das  prändheimer  Recht  von  dem  des  Gulal)inges 
ab  in  Bezug  auf  die  Behandlung  der  Weiber;  aber  auch  in 
dieser  Beziehung  ist  sein  Verhalten  ein  keineswegs  vollkommen 
konsequentes.    An  einer  bisher  noch  nicht  in  Betracht  gezogenen 
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Stelle^)  sprechen  die  Frl)L.  die  Regel  aus,  daß  in  allen  Fällen,  da 
ein  Mann  und  ein  Weib  dem  Erblasser  gleich  nahe  verwandt  sind, 
der  Mann  zum  Erbe  gehen  soll,  das  Weib  aber  davon,  soferne  nur 
beide  dem  bauggildi  oder  beide  dem  nefgildi  angehören,  daß  da- 
gegen das  Weib  dem  Manne  vorgehen  soll,  wenn  es  auch  nur  um 
einen  einzigen  Grad  näher  verwandt  ist  als  dieser;  aber  diese  Regel, 
welche  mit  der  des  isländischen  Rechtes  überraschend  übereinstimmt, 
zeigt  sich  in  der  Erbentafel  keineswegs  folgerichtig  durchgeführt. 
Die  Tochter  zunächst  wird  nicht  nur,   wie  nach  den  GpL.,  dem 
Vater  ebensogut  wie  dem  Sohne  nachgesetzt,  sondern  sie  wird  auch, 
wie  dort,  genötigt,  mit  dem  Sohnessohne  zu  teilen,  wenn  auch  nicht 
mit  dem  Vatervater.    Dem  unecht  geborenen  Bruder  ferner  folgt 
nicht  sofort  die  unecht  geborene  Schwester,   was   allerdings  mög- 
licherweise auf  eine  bloße  Unachtsamkeit  des  Kompilators  unseres 
Textes  zurückzuführen  sein  mag,  da  auch  der  erstere  erst  durch 
Interpolation  an  seine  Stelle  zu  stehen  gekommen  ist,  während  die 
letztere  überhaupt  nicht  in  der  Erbentafel  figuriert.    Um  so  bedenk- 
licher ist  aber  die  Stelle,  welche  die  Frr)L.  der  Mutter  einräumen. 
Während  die  GpL.  diese  wenigstens   noch  an  vierter  Stelle,  un- 
mittelbar hinter  den  Geschwistern  von  der  Vatersseite  her  berufen, 
erbt  dieselbe  nach  den  FrpL.  regelmäßig  erst  an  sechster  Stelle,  un- 
mittelbar nach  den  broeörüngar  beiderlei  Geschlechts  und  den  Ge- 
schwistern von  der  Muttersseite  her;  dennoch  aber  wird  sie  auch 
hier  als  „magar  arfi"  bezeichnet,  also  mit  demselben  Ausdrucke  wie 
in  den  GpL.   Aber  noch  mehr.   Neben  der  Mutter  wird  an  sechster 
Stelle  auch  noch  die  Vatersschwester  berufen;  aber  diese  letztere 
sehen  wir  andererseits  auch  schon  mit  der  Bruderstochter  zugleich 
an  der  vierten  Stelle  eingerückt,  und  zwar  mit  dem  Bemerken,  daß, 
wenn  eine  von  ihnen  vorhanden  ist,  auch  die  Mutter  von  der  sechsten 
auf  die  vierte  Stelle  vorrücke,  um  neben  jenen  die  halbe  Erbschaft 
zu  nehmen,  wogegen  die  Mutter  erst  an  sechster  Stelle  erbt,  wenn 
keine  von  beiden  vorhanden  ist.     Augenscheinlich  liegt  hier  ein 
Widerspruch  vor,  der  nur  unter  der  Voraussetzung  sich  lösen  läßt, 
daß  älteres  und  neueres  Recht  hier  irrtümlich  nebeneinander  stehen 
gelassen  worden  sei.    Augenscheinlich  ist  der  Grundsatz,  daß  die 
Weiber  zwar  bei  gleicher  Gradesnähe  den  Männern  weichen  müssen, 
aber,  wenn  um  einen  Grad  näher  verwandt,  ihnen  vorgehen,  erst 
später  aufgekommen,   und  zwar  zu  einer  Zeit,   da  wenigstens  die 
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nächstverwandten  Weiber  bereits  in  die  Erbentafel  eingestellt  waren, 
und  erklärt  sich  von  hier  aus,  daß  die  Einreihunj;^  dieser  letzteren 
nach  ganz  anderen  Grundsiitzen  erfolgte.  Dürfte  man  annehmen, 
daß  die  Fr|)L.  ursprünglich  ebenso  wie  die  GI)L.  das  bauggildi  mit 
den  Geschwisterkindern  endigen  ließen,  so  würde  sich  die  Stellung 
der  Mutter  an  sechster  Stelle  sehr  einfach  erklären;  man  hätte  sie 
im  prändheimischen  am  Ende  des  bauggildi  eingeschaltet,  wie  sie 
im  Gula|)inge  am  Schlüsse  der  tölumenn  im  älteren  Sinne  des  Wortes 
eingeschaltet  worden  war.  Die  Mutter  scheint  aber,  worauf  ja  auch 
sonst  so  manche  Spuren  hinweisen,  unter  allen  Weibern  zuerst  und 
anfänglich  allein  berücksichtigt  worden  zu  sein;  an  zweiter  Stelle 
dürfte  sich  dann  die  Berücksichtigung  der  Tochter  eingefunden 
haben,  die  im  isländischen  Rechte  bereits  unmittelbar  hinter  dem 
Sohne  und  vor  dem  Vater  ihren  Platz  erhielt,  in  den  beiden  nor- 
wegischen Rechten  dagegen  erst  zwischen  Vater  und  Bruder.  Man 
wird  hieraus  allerdings  nicht  ohne  weiteres  schließen  dürfen,  daß 
ihre  Einstellung  in  die  Erbentafel  erst  nach  dem  Jahre  930  erfolgt 
sei;  die  Gl)L.  zeigen,  daß  auch  auf  ihrem  Gebiete  die  Tochter  mit 
der  Zeit  dem  Vater  vorgesetzt  wurde,  dem  sie  anfänglich  nachge- 
standen hatte,  und  somit  besteht  die  Möglichkeit,  daß  dieselbe  auch 
auf  Island  jene  bessere  Stelle  erst  durch  eine  spätere  Neuerung  er- 
langt haben  könnte.  Indessen  ist  uns  von  einer  solchen  für  Island 
nichts  bezeugt,  und  wird  somit  jener  Schluß  immerhin  eine  gewisse 
W^ahrscheinlichkeit  für  sich  haben.  An  dritter  Stelle  muß  dann 
wohl  die  Schwester  in  die  Erbentafel  gekommen  sein;  aber  sie  wird 
bereits,  und  zwar  die  soror  uterina  sowohl  als  die  consanguinea,  un- 
mittelbar hinter  dem  Bruder  eingestellt,  so  daß,  bewaißt  oder  unbe- 
wußt, bei  ihr  bereits  der  neuere  Grundsatz  zum  Zuge  kommt.  Be- 
züglich aller  entfernteren  W^eiber  hört  nun  aber  in  den  verschiedenen 
Rechten  alle  Gleichförmigkeit  gänzlich  auf.  Die  GI)L.  berufen  sie 
alle  in  einer  Gruppe,  welche  erst  hinter  den  Männern  vom  dritten 
gleichen  Grade  des  Mannsstammes  und  vom  zweiten  gleichen  Grade 
des  Weibsstammes  eingeschoben  ist;  das  isländische  Recht  dagegen 
führt  den  Grundsatz  konsequent  durch,  daß  das  Weib  bei  gleicher 
Gradesnähe  dem  Manne  weichen  muß,  aber  bei  größerer  Nähe  des 
Grades  ihm  vorgeht;  die  FrpL.  endlich  folgen  gleichfalls  diesem, 
letzteren  Grundsatze,  jedoch  mit  einer  sehr  beachtenswerten  Schwen- 
kung bezüglich  des  vierten  und  sechsten  Grades.  Während  an  vierter 
Stelle  Vatervater,  Vaterbruder  und  Brudersohn  zu  gleichen  Teilen 
nebeneinander  berufen  werden,  wird  hinter  ihnen  zunächst  die  Vater- 
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mutter  allein  berufen,  und  erst  in  deren  Ermangelung  die  Vater- 
schwester und  Brudertochter;  den  letzteren  beiden  wird  ferner  die 
Mutter  beigesellt,  die  doch  erst  an  sechster  Stelle  erben  soll,  wenn 
sie  nicht  vorhanden  sind,  an  sechster  Stelle  wird  die  Vaterschwester 
nochmals  neben  der  Mutter  berufen,  während  sie  doch  unter  allen 
Umständen  schon  an  vierter  Stelle  zu  erben  hatte.  Augenscheinlich 
hat  der  Kompilator  unseres  Textes  hier,  ungeschickt  genug,  ver- 
schiedene Vorlagen  zugleich  benützt,  und  war  in  diesen  Vorlagen 
auf  verschiedenen  Wegen  versucht  worden,  die  überlieferte  Stellung 
der  Mutter  mit  den  Veränderungen  der  Erbentafel  auszugleichen, 
welche  die  Aufstellung  des  neuen  Grundsatzes  für  die  Behandlung 
der  Weiber  mit  sich  führte.  Leider  fehlen  die  beiden  einschlägigen 
Stellen  in  Fragment  II  ganz,  während  in  Fragment  III  die  erhaltenen 
Worte  auf  einen  dem  Cod.  Resenianus  wesentlich  gleichen  Text 
schließen  lassen;  in  der  Järnsiöa  dagegen  zeigen  sich  beide  Stellen 
in  einer,  übrigens  ziemlich  gewalttätigen  W^eise  so  überarbeitet,  daß 
einige  Einheit  in  das  System  hereinkommt.^)  Erheblich  sind  drittens 
auch  die  Abweichungen,  welche  sich  bezüglich  cies  Verhältnisses 
des  Mannsstammes  zum  Weibsstamme  ergeben.  Nach  einer 
oben  schon  einmal  herangezogenen  Stelle  -)  sollen  die  bauggildis- 
menn  schlechthin  den  nefgildismenn  vorgehen,  und  soll  wenigstens 
der  Vorzug,  welchen  sonst  bei  gleicher  Gradesnähe  das  Geschlecht 
dem  Manne  vor  dem  Weibe  gewährt,  demgegenüber  zurückstehen; 
ob  auch  der  Vorzug  der  größeren  Gradesnähe  in  gleicher  Weise 
dem  Vorzug  des  Mannsstammes  zu  weichen  habe,  spricht  die  Stelle 
allerdings  nicht  ebenso  bestimmt  aus,  indessen  zeigt  ein  Blick  auf 
die  Erbentafel,  daß  auch  von  ihm  dasselbe  zu  gelten  hat.  Wir 
finden  nämlich,  vorbehaltlich  einer  einzigen  Ausnahme,  in  dieser  zu- 
nächst nur  den  Mannsstamm  berücksichtigt  bis  zu  den  Nachge- 
schwisterkindern einschheßlich,  also  bis  zu  gerade  derselben  Grenze, 
bis  zu  welcher  nach  den  FrpL.  auch  die  Beteiligung  an  den  baugar 
reicht;^)  dann  erst  finden  wir  den  Weibsstamm  eingestellt,  und  zwar 
diesen  nur  bis  zu  den  Geschwisterkindern  einschließlich,  also  gerade 
bis  zu  der  Grenze,  bis  zu  welcher  das  mikla  nefgildi  reicht,*)  so 
daß  es  gerade  die  Vergleichung  der  Wergeldstafel  ist,  welche  erklärt, 
warum  das  Erbrecht  des  Weibsstammes  an  dieser  Stelle  um  einen 
Grad  weniger  weit  sich  erstreckt  als  das  des  Mannsstammes.  Läßt 
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man  zunächst  die  von  K.  SigurfV  Jc3rsalafari  und  seinen  Brüdern 
verwilligte  Novelle  außer  Betracht,  so  bilden  wieder  die  einzige  Aus- 
nahme von  jener  Regel  die  fratres  uterini  und  sorores  uterinae,  als 
welchen  an  fünfter  Stelle  ihr  Platz  neben  den  br(x;(Vasynir  und 
broeöradcctr  angewiesen  ist;  genau  dieselbe  Stelle  nimmt  aber  der 
frater  uterinus  auch  nach  den  G[)L.  ein,  und  zwar  in  genau  ebenso 
unorganischer  Weise,  da  auch  in  diesem  der  Weibsstamm  im  übrigen 
erst  nach  dem  dritten  gleichen  Grade  des  Mannsstammes  folgt,  und 
zwar  ebenfalls  nur  bis  zum  zweiten  gleichen  Grade  reichend.  Da 
fällt  nun  auf,  daß  gelegentlich  des  den  unechten  Kindern  einge- 
räumten Erbrechtes  ausgesprochen  wird,  daß  alle  ihnen  in  der  Krben- 
tafel  Vorgehenden  „1  bauggildi"  seien,  ^)  was  doch  auf  den  frater 
uterinus  nicht  paßt;  fällt  ferner  auf,  daß  die  Wergeidstafel  den  brööir 
sammoeöra  zwar  nicht  zum  bauggildi,  aber  auch  ebensowenig  zum 
nefgildi  rechnet,  vielmehr  nur  in  die  Ausnahmskategorie  der  sak- 
aukar  stellt.  -)  Man  möchte  hiernach  annehmen,  daß  noch  zu  der 
Zeit,  in  welcher  dem  unechten  Bruder  ein  Erbrecht  hinter  den  un- 
ehelichen Kindern  eingeräumt  wurde,  nur  das  bauggildi  vor  diesen 
erbberechtigt  gewesen  war,  also  dem  brööir  sammcjeöra  ein  Erbrecht 
noch  nicht  zugestanden  hatte;  das  schließt  natürlich  nicht  aus,  daß 
das  nefgildi  gleichzeitig  doch  schon  hinter  dem  bauggildi  und  den 
unechten  Kindern  sukzediert  haben  könnte,  nur  müßte  unter  dieser 
Voraussetzung  angenommen  werden,  daß  die  mütterliche  Verwandt- 
schaft damals  noch  nicht  zum  nefgildi  gerechnet  worden  sei.  Auffällig 
ist  freilich,  daß  die  abnorme  Behandlung  des  frater  uterinus  auch  dem 
isländischem  Rechte  geläufig  ist,  wenn  auch  in  ganz  anderer  Art  als 
dem  der  FrpL.  und  GpL.  und  daß  die  beiden  letzteren  Rechtsbücher  ihn 
wesentlich  an  derselben  Stelle  in  ihre  Erbentafel  eingeschoben  haben, 
so  verschieden  diese  auch  im  übrigen  in  beiden  gestaltet  ist;  indessen 
erklärt  sich  die  erstere  Erscheinung,  wenn  wir  annehmen,  daß  die 
Behandlung  des  ]3yborinn  sonr  und  des  brööir  sammoeöra  als  sakaukar 
in  der  Wergeidstafel  mögHcherweise  für  deren  nachträgliche  Ein- 
stellung in  die  Erbentafel  maßgebend  geworden  sein  mochte,  und 
die  letztere  Tatsache  aus  der  Vermutung,  daß  irgend  eine  für  ganz 
Norwegen  verwilHgte  „rettarböf'  die  Einstellung  beider  in  diese 
Erbentafel  begründet  habe.  Fragt  man  aber  nach  dem  Verhältnisse, 
welches  zwischen  Mannsstamm  und  Weibsstamm  auf  Grund  der 
Novelle  des  K.  Sigurör  und  seiner  Brüder  hinsichtlich  der  erst  durch 
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sie  zum  Erbrechte  zugelassenen  Verwandten  bestand,  so  ist  es  schwer, 
eine  befriedigende  Antwort  zu  geben.  Die  in  dieser  Novelle  zunächst 
einzeln  aufgeführten  Verwandten,  nämhch  fööurbrööir  und  brööur- 
sonr  samfeöra  von  unechter  Geburt,  dann  fööurbrööir  und  brööur- 
sonr  sammceöra  von  echter  wie  unechter  Geburt,  hier  wie  dort  samt 
den  gleich  nahe  verwandten  Weibern,  bilden  nur  Nachträge  zu  den 
vordem  schon  berücksichtigten  Erbenklassen,  indem  bis  dahin  vom 
Erbrechte  ausgeschlossene  entferntere  Grade  der  unechten  Geburt, 
oder  bis  dahin  unberücksichtigt  gelassene  Grade  der  mütterhchen  Ver- 
wandtschaft nunmehr  zum  Erbrechte  zugelassen  wurden;  bezüglich 
ihrer  also  kann  obige  Frage  gar  .nicht  entstehen,  da  es  sich  insoweit 
eben,  nur  um  eine  nachträglich  beigefügte  Aushilfskategorie  handelt, 
und  kann  höchstens  auffallen,  dal3  bei  deren  Aufstellung  nicht  um- 
sichtiger verfahren  wurde,  indem  z.  B.  der  unehelich  geborene  Enkel 
fehlt,  der  doch  dem  unehelich  geborenen  Oheim  und  Neffen  vorzu- 
gehen hätte.  Wenn  aber  weiterhin  nach  diesen  speziell  genannten 
Verwandten  auch  noch  die  ganze  entferntere  Verwandtschaft  jenseits 
des  dritten  und  resp.  zweiten  gleichen  Grades  bis  zum  fünften 
gleichen  Grade  einschließlich  zur  Erbfolge  berufen  wird,  so  wird  da- 
bei in  keiner  Weise  angedeutet,  ob  auch  innerhalb  ihrer  noch  dem 
Mannsstamme  ein  Vorzug  vor  dem  Weibsstamme  zukomme  oder 
nicht.  Der  Umstand,  daß  auch  die  Erbentafel  der  G1)L.  den  Weibs- 
stamm bis  zum  zweiten  gleichen  Grade  erst  nach  dem  Mannsstamme 
bis  zum  dritten  gleichen  Grade  folgen  läßt,  dann  aber  hinterher  doch 
die  Regel  ausspricht,  daß  bei  entfernteren  Verwandten  der  Manns- 
stamm nur  bei  gleicher  Gradesnähe  dem  Weibsstamme  vorzugehen 
habe,  könnte  die  Vermutung  nahe  legen,  daß  auch  für  die  FrpL. 
derselbe  Grundsatz  gegolten  haben  möge,  zumal  wenn  man  an  der 
früher  bereits  erörterten  Vermutung  festhalten  zu  sollen  glaubt,  daß 
K.  Sigurör  Jörsalafari  mit  seinen  Brüdern  für  sein  ganzes  Reich  das 
Erbrecht  erst  auf  den  vierten  und  fünften  gleichen  Grad  der  Ver- 
wandtschaft erstreckt  habe.  Indessen  darf  doch  andererseits  auch 
nicht  übersehen  werden,  daß  die  Wergeidstafel  der  FrpL.  auch  bei 
der  entfernteren  Verwandtschaft  den  Weibsstamm  vom  Mannsstamme 
vollkommen  getrennt  hält,  und  daß  sie  die  Ausdrücke  bauggildi, 
nefgildi,  wenn  auch  sehr  uneigentHch  sie  gebrauchend,  geradezu  auch 
auf  die  entferntere  Verwandtschaft  anwendet,  ja  sogar  eine  nef- 
gildis  fraendböt  ^)  oder  fr^ndböt  1  nefgildi,  -)  der  fraendböt  i  baug- 
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gildi  ^)  oder 'bau  ggildis  fraendböt ''^j  entgegensetzt;  von  hier  aus  würde 
sich  umgekehrt  im  Hinblick  auf  den  zwischen  der  Wergeldstafel  und 
der  Erbentafel  zu  vermutenden  Parallelismus  eine  gewisse  Wahrschein- 
lichkeit für  die  entgegengesetzte  Annahme  ergeben,  daß  auch  im 
Erbrechte  der  Weibsstamm  als  geschlossene  Gruppe  in  der  entfern- 
teren wie  in  der  niiheren  Verwandtschaft  von  den  Fr^L.  erst  iiintcr 
dem  Mannsstamme  gewesen  sein  werde;  ja  man  könnte  sogar,  wenn 
man  auf  die  oben  schon  angeführte  Regel:  „en  baugildismenn  ero 
fyrri  1  arfi,  hvärt  sem  er  karlmaör  eöa  kona,  heldr  en  nefgildismenn",") 
den  eben  besprochenen  ungenaueren  Sprachgebrauch  Anwendung 
finden  lassen  wollte,  in  ihr  eine  direkte  Bestätigung  dieser  letzteren 
Annahme  suchen.  Man  hätte  also  solchenfalls  anzunehmen,  daß  ge- 
legentlich der  Einführung  der  Novelle  des  K.  Sigurör  und  seiner 
Brüder  die  I)ramdir  an  dem  für  die  nähere  Verwandtschaft  herge- 
brachten scharfen  Unterschiede  zwischen  Mannsstamm  und  Weibs- 
stamm auch  für  die  entferntere  Verwandtschaft  festgehalten,  und 
eben  darum  auch  die  Terminologie  bauggildi  und  nefgildi  auf  diese 
übertragen  hätten,  wogegen  die  Gulajjingsmenn  jenen  Unterschied, 
einem  gesunden  Fortschritte  huldigend,  auf  diesem  neueren  Gebiete 
nur  sehr  gemildert  und  ermäßigt  durchgeführt  hätten,  und  eben 
darum  auch  mit  geänderter  Terminologie.  Was  endlich  die  Be- 
rechnung der  Nähe  der  Verwandtschaft  betrifft,  so  ist  zu- 
nächst das  Verhältnis  der  aufsteigenden  und  absteigenden  Linie  zur 
Seitenlinie,  dann  das  Verhältnis  der  ersteren  beiden  zueinander  wieder 
etwas  anders  geordnet  als  in  den  GpL.,  und  zugleich  anders  als  im 
isländischen  Rechte.  Über  die  Großeltern  einerseits  und  die  Enkel 
andererseits  gehen  auch  die  FrpL.  nicht  hinaus;  auch  sie  lassen 
ferner  den  Sohn  dem  Vater,  und  den  Enkel  dem  Großvater  vor- 
gehen, in  letzterer  Beziehung  den  G1)L.  folgend  und  nicht  dem  is- 
ländischen Rechte,  welches  letztere  den  Großvater  mit  dem  Enkel 
konkurrieren  läßt.  Aber,  während  das  isländische  Recht  den  Vor- 
zug des  Grades  schlechthin  wirken,  und  somit  den  Bruder  sowohl 
dem  Enkel  als  den  Großvater  vorgehen  läßt,  und  während  die  GI)L. 
umgekehrt  den  Vorzug  der  Anwendung  und  Deszendenz  vor  den 
Kollateralen  konsequent  festhalten,  und  somit  den  Enkel  wie  den 
Großvater  vor  dem  Bruder  berufen,  gehen  die  Frl)L.  einen  Mittel- 
weg, indem  sie  nur  den  Enkel  dem  Bruder  vorgehen,  dagegen  den 
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Großvater  diesem  folgen  lassen,  welcher  noch  überdies  nach  ihnen 
mit  dem  Vaterbruder  und  Bruderssohne,  also  dem  ersten  und  zweiten 
ungleichen  Grade,  teilen  muß,  welchem  er  doch  nach  den  GpL.  so- 
wohl als  dem  isländischen  Rechte  vorgeht.  Das  Bestreben,  zunächst 
die  absteigende,  dann  aber  auch  die  aufsteigende  Linie  von  der 
Seitenlinie  zu  bevorzugen,  findet  sich  demnach  in  den  Frf)L.  zwar  in 
höherem  Maße  als  auf  Island,  jedoch  in  geringerem  Grade  als  nach 
dem  Rechte  des  Gulal)fnges;  wunderlich  aber  ist,  daß  es  auch  nach 
den  FrI)L.  innerhalb  des  Weibsstammes  insoweit  energischer  hervor- 
tritt als  innerhalb  des  Mannsstammes,  als  Muttervater  und  Tochter- 
sohn nebeneinander  vor  dem  Mutterbruder  und  Schwestersohn  erben, 
während  Vaterbruder  und  Brudersohn  mit  dem  Vatervater  konkur- 
rieren, und  nur  der  Sohnessohn  allen  dreien  vorgeht.  In  gleicher 
Weise  ist  ferner  auch  im  Mannsstamme  die  Vatermutter  vor  die 
Vatersschwester  und  Schwestertochter  gestellt,  während  die  Sohnes- 
tochter ihnen  allen  vorgeht,  und  im  Weibsstamme  stehen  wieder 
,  Muttermutter  und  Sohnestochter  zusammen  vor  der  Mutterschwester 
und  Schwestertochter;  wenn  sich  demnach  das  nefgildi  gegen  die 
neuernde  Tendenz  weniger  spröde  verhalten  hat  als  das  bauggildi, 
so  gilt  das  Gleiche  auch  von  den  Weibern  im  Vergleiche  mit  den 
Männern,  und  erklärt  sich  dies  doch  wohl  hier  wie  dort  gleicher- 
maßen daraus,  daß  der  Weibsstamm  wie  die  Weiber  erst  später  zu 
ihrem  Erbrechte  gelangten.  Von  einem  Repräsentationsrechte  wissen 
die  Fr]^)L.  nichts,  und  ebensowenig  von  einer  Teilung  der  väterlichen 
und  der  mütterlichen  Verwandtschaft  zu  gleichen  Hälften,  die  hier 
sogar  in  verstärktem  Maße  durchgeführte  Zurücksetzung  des  frater 
uterinus  gegenüber  dem  consanguineus  dürfte  sogar  sehr  bestimmt 
gegen  das  Bestehen  einer  Auffassung  Zeugnis  geben,  wie  sie  einer 
solchen  Teilung  zugrunde  liegen  müßte.  Was  endlich  die  Teilung 
nach  Stämmen  betrifft,  so  wird  zwar  die  Teilung  nach  Hälften  für 
den  Fall  ausdrücklich  angeordnet,  da  eine  Tochter  mit  mehreren 
Sohnessöhnen  konkurriert  oder  umgekehrt,  denn  da  ein  Vaterbruder 
mit  mehreren  Bruderssöhnen  konkurriert  oder  umgekehrt,  da  ferner 
die  Mutter  mit  Vatersschwester  und  Bruderstochter,  oder  da  eine 
Vatersschwester  mit  mehreren  Bruderssöhnen  konkurriert  und  umge- 
kehrt, endlich  da  fratres  uterini  mit  brceörüngar  konkurrieren ;  ^)  aber 
man  darf  in  diesen  Bestimmungen  keineswegs  die  Anordnung  einer 


1)  Die  Lesart  der  Järnsiöa,  5:  hälft  hvdrir  tveggja  ist  klarer  als  das  einfache 
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Teilung  nach  Stämmen  suchen,  sondern  nur  die  Vorschrift,  daß  ver- 
schiedene Kategorien  von  Verwandten,  welche  zusammen  an  einer 
Stelle  zur  Erbfolge  berufen  werden,  nach  einem  ein  für  allemal  fest- 
stehenden Maßstabe  miteinander  teilen  sollen,  und  es  ist  demnach 
für  derartige  Fälle  zwar  die  Teilung  nach  der  Kopfzahl  ausgeschlossen, 
aber  darum  doch  keineswegs  die  Teilung  nach  Stämmen  eingeführt. 
Insoweit  also  stand  die  Sache  nach  den  FrI)L.  ganz  ebenso  wie  nach 
den  GI)L. ;  in  den  Graden  dagegen,  auf  welche  erst  K.  Sigurör  mit 
seinen  Brüdern  das  Erbrecht  ausdehnte,  galt,  soweit  die  einzelnen 
Verwandtschaftsklassen  angegeben  werden,  umgekehrt  das  Prinzip 
der  Teilung  nach  der  Kopfzahl  (at  mannmergö),  wogegen  ungesagt 
bleibt,  ob  dasselbe  Prinzip  auch  für  die  entfernteren  Grade  zu  gelten 
habe,  denen  die  Novelle  erst  ein  Erbrecht  eröftnete.  In  der  Tat 
spricht  denn  auch  der  Ausschluß  jedes  Repräsentationsrechtes  gegen 
die  Annahme  einer  Teilung  nach  Stämmen,  und  wenn  das  isländi- 
sche Recht  dennoch  diese  letztere  kennt,  während  sie  das  erstere 
gleichfalls  ausschließt,  so  wird  man  doch  wohl  berechtigt  sein,  hierin, 
den  Anfang  einer  Neubildung  zu  erkennen,  welche  mit  dem  in  allen 
Beziehungen  vorgeschritteneren  Charakter  gerade  dieses  Rechtes  sehr 
wohl  stimmt. 

Fasse  ich  nun  zum  Schlüsse  die  Hauptpunkte  der  bisherigen  Er- 
örterungen zusammen,  so  ergeben  sich  folgende  für  die  Gesamtent- 
wicklung der  germanischen  Rechte  nicht  unwichtige  Resultate.  Nur 
die  Männer  berücksichtigend,  und  zugleich  den  Mannsstamm  scharf 
vom  Weibsstamme  trennend,  stellte  das  altnordische  Recht  ur- 
sprünglich hinter  einer  engsten,  lediglich  den  ersten  Grad  (also  Vater, 
Sohn  und  Bruder)  umfassenden  Gruppe  beide  Hälften  der  Verwandt- 
schaft als  völlig  in  sich  abgeschlossen  nebeneinander.  Beide  waren 
dabei  gleichmäßig  organisiert,  und  beide  mögen  wohl  von  Anfang 
an  nur  bis  zum  zweiten  gleichen  Grade  (also  den  Geschwisterkindern ) 
gereicht  haben,  nur  daß  beim  bauggildi  schon  frühzeitig  der  dritte 
Grad  als  ebenfalls  berechtigt  hinzutrat,  während  beim  nefgildi  zwar 
die  Wergeidstafel  der  FrpL.  diesen  als  Iftla  nefgildi  hinter  dem  störa 
nefgildi  ebenfalls  zuläßt,  dagegen  die  Erbentafel  der  beiden  norwegi- 
schen Rechtsbücher  ihn  gleichmäßig  unberücksichtigt  zeigt.  Aber 
das  nefgildi  wurde  nur  eventuell  zur  Erbfolge  berufen,  wenn  das 
bauggildi  nicht  vertreten  war;  die  entferntere  Verwandtschaft  aber 
bis  zum  fünften  gleichen  Grade  einschließlich,  wurde  erst  durch  eine 
Novelle  des  K.  Sigurör  Jörsalafari  und  seiner  Brüder  hinter  beiden 
Gruppen  zur  Sukzession  zugelassen,  und  wurde  innerhalb  ihrer  der 
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Vorzug  des  Mannsstammes  vor  dem  Weibsstamme  zwar  ebenfalls  zur 
Geltung  gebracht,  aber,  im  Bezirke  des  Gulaj^inges  wenigstens,  mit 
weit  geringerer  Schärfe  als  innerhalb  der  näheren  Verwandtschaft. 
Dahingestellt  muß  zunächst  noch  bleiben,  ob  die  Novelle  der  drei 
Könige  wirklich  neues  Recht  einführte,  oder  ob  sie  nicht  vielleicht, 
worauf  die  Analogie  des  isländischen  Rechtes  führen  könnte,  nur 
das  ältere  Recht  wieder  herstellte,  wie  es  vor  der  Zeit  der  dänischen 
Herrschaft  (1028 — 35)  gegolten  hatte.  Sicher  ist  dagegen  wieder, 
daß  die  Organisation  jeder  einzelnen  Verwandtschaftsgruppe  ledig- 
lich auf  die  Zahl  der  Grade  gebaut  war,  um  welche  jeder  einzelne 
Verwandte  von  jedem  einzelnen  anderen  abstand,  und  daß  diese 
Grade  dabei  nicht,  wie  im  römischen  Rechte,  so  gezählt  wurden,  daß 
dabei  alle  zwischen  dem  einen  und  anderen  Verwandten  in  Mitte 
liegenden  Filiationen  in  Betracht  kamen,  sondern  so,  daß,  wie  im 
deutschen  und  im  kanonischen  Rechte,  immer  nur  die  Filiationen 
bis  zum  nächsten  gemeinsamen  Stammvater  hinauf  in  Rechnung  ge- 
zogen wurden.  Von  einer  Parentelenordnung  weiß  demnach  das  alt- 
nordische Recht  nichts;  es  beruft  vielmehr  ganz  unbedenklich  An- 
gehörige verschiedener  Parentelen,  wie  z.  B.  den  Vatersbruder  und 
Bruderssohn,  gleichzeitig  zur  Erbfolge,  und  wenn  Störungen  der  reinen 
Gradualfolge  zwar  allerdings  vorkommen,  so  sind  dieselben  doch 
lediglich  durch  ein  gewisses  Schwanken  hinsichtlich  der  Stellung  be- 
dingt, welche  der  aufsteigenden  und  absteigenden  Linie  in  ihrem 
Verhältnisse  zueinander  und  zur  Seitenlinie  eingeräumt  werden  wollte, 
und  dieses  Schwanken  selbst  scheint  wieder  erst  das  Produkt  einer 
späteren  Entwicklung  zu  sein.  Bezüglich  der  ungleichen  Grade  aber 
berücksichtigte  das  altnordische  Recht  nicht  etwa  bloß,  wie  dies 
Wasserschieben  bezüglich  des  deutschen  Rechtes  behauptet  hat,  die 
zwischen  dem  Erben  und  dem  gemeinsamen  Stammvater  gelegenen 
Filiationen,  wonach  der  Bruder,  Vaterbruder  und  Großvaterbruder 
alle  im  gleichen  Grade  der  Verwandtschaft  ständen,  sondern  es  hielt 
sich,  wie  dies  Siegel  bezüglich  des  deutschen  Rechts  verteidigt  hat, 
stets  an  die  längere  Seite,  und  ließ  demnach  z.  B.  den  Vaterbruder 
dem  Bruder  nachstehen,  dagegen  mit  dem  Bruderssohne  konkurrieren, 
und  dem  Bruder  des  Großvaters  vorgehen,  weil  der  erste  im  ersten, 
der  zweite  wie  er  selber  im  ersten  und  zweiten  ungleichen,  der  letzte 
aber  erst  im  ersten  und  dritten  ungleichen  Grade  verwandt  ist.  Die 
späteren  Veränderungen  in  dieser  ursprünglichen  Struktur  der  Ver- 
wandtschaft betreffen  aber,  wenn  ich  von  deren  oben  schon  erwähnten 
Begrenzung  absehe,  sowie  auch  von  dem  gleichfalls  bereits  erwähnten 

Maurer,  Verwandtschafts-  und  Erbrecht  nach  altnordischem  Rechte.  l6 


242 


Teil  II.    Das  Erbrecht. 


Vorschieben  der  auf-  und  absteigenden  Linie  vor  die  Seitenlinie,  zu- 
mal die  Erbberechtigung  der  Weiber,  und  die  Erbberechtigung  der 
unechten  Geburt.  Die  letztere  hielt  sich  stets  in  engeren  Grenzen, 
und  hat  überdies  auf  die  Gesamtentwicklung  des  verwandtschaftlichen 
Erbrechtes  keinen  dauernden  Einfluß  geübt;  die  erstere  dagegen  ist 
in  diesen  beiden  Beziehungen  ungleich  bedeutsamer  geworden,  und 
zwar  erscheint  am  frühesten,  jedenfalls  schon  vor  930,  die  Mutter, 
wenig  später  auch  die  Tochter  und  die  Schwester  berücksichtigt 
worden  zu  sein,  wogegen  die  entfernteren  Grade  der  Weiber  erst  weit 
später  zu  ihrem  Erbrechte  gelangten.  Nur  dem  isländischen  Rechte, 
welches  sich  überhaupt  auf  allen  Punkten  am  vorgeschrittensten  zeigt, 
gehört  die  nahezu  völlige  Beseitigung  jedes  Vorzuges  des  Manns- 
stammes vor  dem  Weibsstamme,  welcher  doch  auf  anderen  Gebieten 
auch  ihm  bekannt  ist,  und  das  Aufkommen  der  Teilung  nach  Linien 
in  gewissen  Graden  der  Verwandtschaft  an;  unerklärt  bleibt  aber 
vorläufig  noch  die  eigentümliche  Stellung,  welche  allerwärts  den  fratres 
uterini  eingeräumt  ist. 

Neben  der  bisher  allein  ins  Auge  gefaßten  gemeinen  Erbfolge 
steht  übrigens  noch  eine  außerordentliche,  und  zwar  ist  diese  von 
zweifacher  Beschafifenheit.  Einmal  spricht  das  prändheimer  Land- 
recht der  Tochter  vom  Nachlasse  ihrer  Mutter  gewisse  Stücke 
zu,  auch  wenn  sie  im  übrigen  von  deren  Beerbung  durch  den  Sohn 
ausgeschlossen  wird;^)  auf  die,  im  einzelnen  vielfach  schwierige,  ge- 
nauere Feststellung  dieser  Stücke  kann  hier  füglich  verzichtet  werden, 
im  großen  und  ganzen  aber  handelt  es  sich  dabei  genau  um  das- 
selbe, was  in  unseren  deutschen  Rechten  als  Gerade  bezeichnet  zu 
w^erden  pflegt,  also  um  Gegenstände  des  weiblichen  Schmuckes  und 
der  weiblichen  Kleidung,  um  gewisse  Tisch-  und  Bettgeräte,  endlich 
auch  um  einen  kleinen  Anteil  an  den  häuslichen  Vorräten  und  dem 
kleinen  Hausvieh.  Von  einem  Analogon  des  Heergewede  ist  dem- 
gegenüber nirgends  eine  Spur  zu  finden,  und  die  Vermutung  liegt 
somit  nahe,  daß  die  Weiber  ursprünglich  nicht  nur  ausschließlich 
zur  Folge  in  die  Gerade  berufen,  sondern  umgekehrt  auch  lediglich 
auf  sie  beschränkt  gewesen  sein  möchten.  Natürlich  müßte  unter 
dieser  Voraussetzung  ursprünglich  nicht  nur  aus  dem  Nachlasse  der 
Mutter,  sondern  auch  aus  dem  jeder  anderen  weiblichen  Verwandten 
eine  Gerade  genommen  worden  sein,  und  müßte  insoweit  auch  all- 
gemein der  Satz  gegolten  haben,  daß  ein  Weib  immer  durch  ein 
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Weib  beerbt  werden  konnte.  Man  hätte  also  in  der  Gerade  einen, 
freilich  nur  sehr  geringen,  Ersatz  für  die  ursprüngliche  Ausschließung 
der  Weiber  von  der  gemeinen  Erbfolge  zu  erkennen,  und  würde  sich 
andererseits  gerade  von  hier  aus  für  die  oben  unerklärt  gebliebene 
Vorschrift  der  FrpL.  eine  Erklärung  ergeben,  daß  immer  nur  ein 
Mann  einen  Mann,  und  ein  Weib  ein  Weib  durch  a^ttleiöing  legiti- 
mieren könne.  Andererseits  aber  ist  hier  auch  noch  die  Stamm- 
gutsfolge  in  Betracht  zu  ziehen.  Die  Bestimmungen  unserer 
Rechtsbücher  über  diese  sind  freilich  sehr  dürftig,  und  überdies  noch 
keineswegs  völlig  gleichförmig;  ^)  aber  doch  dürften  sie  genügen,  um 
wenigstens  die  Hauptpunkte  festzustellen,  in  Bezug  auf  welche  die 
Stammgutsfolge  von  der  gemeinen  Erbfolge  abging.  Zunächst  zeigt 
sich  das  Folgerecht  der  Weiber  gar  sehr  beschränkt.  Nach  den  Gf)L. 
sind  nur  fünf  Weiber  ööalskonur,  d.  h.  berechtigt  in  Stammgut  zu 
sukzedieren,  nämlich  Tochter  und  Schwester,  dann  Vatersschwester, 
Bruderstochter  und  Sohnestochter;-)  aber  nur  zwei  unter  ihnen,  die 
Tochter  nämlich  und  die  Schwester,  gelten  als  baugrygjar  und  waren 
als  solche  berechtigt,  das  ihnen  zufallende  Stammgut  zu  behalten, 
oder  selbst  fremden  Besitzern  von  solchem  gegenüber  von  dem  ge- 
setzlichen Einlösungsrechte  Gebrauch  zu  machen,  während  jene  an- 
deren drei  Weiber  sich  gefallen  lassen  mußten,  daß  das  ihnen  zu- 
gefallene Stammgut  von  entfernter  stehenden  Männern  ihnen  um 
ein  bestimmtes,  billiges  Entgelt  abgenommen  werde.  Jeder  Ver- 
wandte männhchen  Geschlechts  nämlich,  wenn  er  nur  dem  Grade 
nach  noch  innerhalb  des  bauggildi  oder  des  nefgildi  steht,  ist  be- 
rechtigt, Weibern  dieser  letzteren  Kategorie  gegenüber  das  Stammgut 
einzulösen,  und  zwar  einzulösen  mittels  einer  Zahlung,  welche  um 
ein  volles  Fünftel  hinter  dem  Werte  des  Gutes  zurückbleibt,  wie 
dieser  durch  eigens  für  diesen  Fall  zugezogene  Schätzleute  festge- 
stellt wurde. Aber  auch  die  Tochter  und  die  Schwester  sind  nur 
unter  der  Voraussetzung  baugrygjar,  daß  sie  alleinige  Erben  sind, 
was  bei  der  ersteren  wenigstens  keineswegs  immer  der  Fall  ist; 
konkurriert  die  Tochter  mit  einem  Sohnessohne  oder  mit  dem  Vater- 
vater, so  erhält  der  letztere  jedenfalls  das  Stammgut,  und  ist  die 
Sache,  da  es  gleichzeitig  heißt,  daß  beide  zu  gleichen  Hälften  teilen 
sollen,  wohl  so  zu  denken,  daß  der  Wert  des  Stammgutes  sowohl 
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als  der  Fahrhabe  abgeschätzt  und  sodann  je  nach  Umständen  von 
dem  Stammgutsfolger  heraiisbezahlt  oder  ihm  zugeschossen  wird, 
was  das  erstere  mehr  oder  weniger  wert  ist  als  der  halbe  Gesamt- 
nachlaß. Ja  noch  mehr.  Haben  zwei  Schwestern  das  Stammgut 
ihres  Vaters  geerbt  und  gewinnt  die  eine  einen  Sohn,  die  andere 
aber  eine  Tochter,  so  mag  jener  Sohn  seiner  Mutterschwester  und 
deren  Tochter  gegenüber  das  Gut  einlösen;  gewinnt  dann  freilich 
die  Tochter  der  Mutterschwester  ihrerseits  einen  Sohn  und  jener 
einlösende  Sohn  nur  eine  Tochter,  so  mag  nun  jener  wieder  seiner- 
seits von  dem  Einlösungsrechte  Gebrauch  machen.  Doch  soll  von 
da  ab  jedes  weitere  Einlösungsrecht  abgetan  sein,  denn:  „jjä  er  jörö 
komin  |)rysvar  undir  snüö  ok  undir  snaeldu",  d.  h.  da  ist  das  Land 
dreimal  unter  Spindel  und  Wirtel  gekommen.^)  Mit  anderen  Worten: 
selbst  dann,  wenn  eine  Tochter  oder  Schwester  als  alleinige  Erbin 
eintritt,  und  ihr  somit  das  Stammgut  von  keinem  Seitenverwandten 
ihres  verstorbenen  Vaters  abgelöst  werden  kann,  sind  beide  doch 
nur  als  Durchgangspunkte  zu  betrachten,  indem  der  erste  Mann,  der 
in  ihrer  Deszendenz  auftaucht,  auch  sofort  zur  Ablösung  berechtigt 
erscheint.  Ganz  in  demselben  Sinne  wird  auch  bezüglich  der  Be- 
teiligung am  Wergeide  bestimmt,  ^)  daß  neben  dem  Sohne  eines 
Weibes  auch  des  letzteren  kinderlose  Schwester  bezugsberechtigt  sein 
solle,  so  lange  sie  noch  fähig  sei,  Kinder  zu  gebären,  d.  h.  nicht 
über  40  Jahre  alt;  da  sofort  beigefügt,  und  auch  durch  die  Wer- 
geldstafel  des  Bjarni  Maröarson  bestätigt  wird,^)  daß  der  von  solchen 
Weibern  bezogene  Anteil  an  den  mit  ihnen  konkurrierenden  männ- 
lichen Verwandten  heimfällt,  wenn  sie  kinderlos  sterben,  so  ist  ganz 
klar,  daß  derselbe  eigenthch  nicht  ihnen,  sondern  nur  durch  sie  den 
von  ihnen  zu  erwartenden  Söhnen  zugewiesen  werden  will.  Der 
Unterschied  in  der  Stellung  der  baugrygjar  und  der  übrigen  ööals- 
konur  ist  also  insoweit  nur  darin  gelegen,  daß  den  ersteren  nur  ihre 
eigene  männliche  Deszendenz,  den  letzteren  dagegen  auch  ihre  männ- 
liche Seitenverwandtschaft  das  ererbte  Stammgut  abnehmen  konnte, 
wobei  jedoch  mehrere  miteinander  konkurrierende  baugrygjar  stets 
als  eine  Person  gelten,  so  daß  also  der  Sohn  der  einen  der  anderen 
gegenüber  einlösungsberechtigt  war;  die  auf  die  Weiber  bezüglichen 
Bestimmungen  hinsichtlich  der  Stammgutsfolge  erweisen  sich  aber 
damit  gewissermaßen  als  ein  Mittelglied  gegenüber  jener  selbständigen 
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Berechtigung,  welche  das  ungleich  weitergehende  gemeine  Erbrecht 
ihnen  bereits  eingeräumt  hatte.  Aber  noch  nach  manchen  anderen 
Seiten  hin  zeigt  die  Stammgutsfolge  Besonderheiten.  Daß  der  Weibs- 
stamm zu  derselben  ebensowohl  berufen  war  als  der  Mannsstamm, 
ergibt  sich  aus  der  gelegentlich  schon  erwähnten  Vorschrift,  daß 
nefgildmgar  sowohl  als  bauggildingar  männlichen  Geschlechts  den 
ööalskonur  gegenüber  zur  Einlösung  des  Stammgutes  berufen  sein 
konnten;^)  aber  freilich  ist  damit  noch  nicht  gesagt,  wie  weit  das 
Folgerecht  des  Weibsstammes  reichte.  Anderwärts  erfahren  wir,  daß 
der  brööir  sammceöra  zwar  neben  den  broeörasynir  erbe,  jedoch  so, 
daß  das  Stammgut  lediglich  den  letzteren  zufalle,  wogegen  jener 
mit  Fahrhabe  abgefunden  werde ;  ^)  es  mag  sein,  daß  dabei  ebenso 
wie  bei  der  Konkurrenz  der  Tochter  mit  dem  Sohnessohne  oder 
Vatervater  an  eine  Teilung  des  Gesamtwertes  der  Verlassenschaft 
zu  denken  ist,  bei  welcher  nur  das  Stammgut  unter  allen  Umständen 
auf  den  Teil  der  Geschwisterkinder  fallen  sollte;  unklar  bleibt  da- 
gegen, ob  die  Vorschrift  strengstens  auf  den  frater  uterinus  be- 
schränkt bleiben,  oder  ob  sie  in  weiterem  Umfange  für  alle  mütter- 
lichen Verwandten  im  Gegensatze  zu  den  väterlichen  gelten,  oder 
ob  sie  vollends  auf  den  gesamten  Weibsstamm  im  Gegensatze  zum 
Mannsstamme  Anwendung  finden  sollte.  Eigentümlich  ist  ferner  auch 
der  Satz  des  Stammgüterrechtes,  ^)  daß  der  Sohnessohn,  wenn  nur 
erst  der  Großvater  gestorben  ist,  den  Anteil  am  Stammgute,  welchen 
sein  Vater  zu  erben  gehabt  hätte,  wenn  er  dessen  Tod  erlebt  hätte, 
seinem  Oheime  gegenüber  einzulösen  befugt  sei,  und  zwar  wiederum 
„at  fimtüngsfalle",  d.  h.  um  "^/^  des  Schätzungswertes.  Nach  ge- 
meinem Erbrechte  schließt  der  Sohn  den  Sohnessohn  schlechthin 
aus,  wogegen  in  dieser  Bestimmung  immerhin  ein  Ansatz  zu  jenem 
Repräsentationsrechte  erkannt  werden  kann,  welches  dem  gemeinen 
Erbrechte  Islands  wie  Norwegens  so  völhg  fremd  ist.  Weiterhin 
wird  ferner  bestimmt,  daß,  wenn  zwei  Brüder  ihr  Stammgut  teilen, 
nun  fortan  jeder  Anteil  der  Linie  (kvisl)  zufallen  solle,  an  welche 
er  bei  der  Teilung  gekommen  ist,  und  zwar  „baeöi  at  boöum  ok  at 
äbüö",  d.  h.  sowohl  in  Bezug  auf  das  Anbieten  zum  Verkaufe,  als 
in  Bezug  auf  das  Recht  der  Bewirtschaftung,  solange  nicht  diese 
Linie  nicht  völlig  ausgestorben  oder  verarmt  sei,  wogegen  der  Stamm- 
gutsverband aber  allerdings  auch  der  anderen  Linie  gegenüber  nicht 
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völlig  aufgehoben  werde,  ehe  der  eine  die  Tochter  des  anderen  hei- 
raten darf,  d.  h.  nicht  vor  dem  siebenten  gleichen  Grade  der  Ver- 
wandtschaft. Wir  ersehen  aber  aus  dieser  Vorschrift  zweierlei  Dinge. 
Auf  der  einen  Seite  läßt  dieselbe  einen  Ansatz  zu  einer  Parentelen- 
ordnung  erkennen,  von  welcher  das  gemeine  Erbrecht  nichts  wußte ; 
aber  freilich  gründet  sich  dieser  Ansatz  auf  eine  Teilung  des  Stamm- 
gutes, welche  sowohl  nach  der  Fassung  der  einschlägigen  Bestim- 
mung selbst  als  nach  anderen  Quellenstellen  ^)  keineswegs  sehr  ge- 
wöhnlich gewesen  zu  sein  scheint,  auf  eine  Abschichtung  also,  welche 
ja  auch  anderweitig  mit  ähnlicher  Wirkung  vorkommt.  Auf  der 
anderen  Seite  aber  zeigt  dieselbe  Bestimmung,  daß  die  Stammguts- 
folge um  mehrere  Grade  weiter  gereicht  haben  muß  als  die  gemeine 
Erbfolge,  da  ja  diese  letztere  nur  bis  zum  dritten,  und  selbst  mit 
der  Novelle  des  K.  Sigurör  und  seiner  Brüder  wenigstens  nur  bis 
zum  fünften  gleichen  Grade  sich  erstreckte.  Die  FrpL.  fügen  zu 
diesen  dürftigen  Behelfen,  welche  die  G1)L.  bezüglich  der  Stamm- 
gutsfolge an  die  Hand  geben,  nur  sehr  weniges  hinzu.  Nach  ihnen 
braucht  man  nur  den  bauggildismenn  Stammgut  zur  Ausübung  ihres 
Einstandsrechtes  anzubieten,  -)  und  möchte  man  hieraus  schließen, 
daß  auch  nur  diese  zur  Stammgutsfolge  berufen  gewesen  seien;  in- 
dessen w^äre  ein  solcher  Schluß  doch  etwas  voreilig,  da  das  Folge- 
recht möglicherweise  weiter  reichen  konnte  als  das  Einlösungsrecht, 
und  sogar  das  Einlösungsrecht  weiter  als  die  Verpflichtung  des  An- 
bietens zum  Einstände.  Weiterhin  erfahren  wir,  ^)  daß  kein  Weib 
einem  Manne  und  kein  Mann  einem  Weibe  Stammgut  zur  Übung 
des  Einstandsrechtes  anzubieten  hatte,  wogegen  zwei  Schwestern, 
wenn  sie  Stammgut  erben,  solches  einander  anzubieten  haben.  Wir 
können  aus  dieser  Vorschrift  ersehen,  daß  auch  im  prändheimischen 
Weiber  unter  Umständen  zur  Stammgutsfolge  gelangen  konnten; 
aber  in  welchem  Umfange  sie  zu  dieser  berufen  wurden,  wird  uns 
nicht  gesagt,  und  ebensowenig  wird  uns  berichtet,  ob  sie  das  geerbte 
Stammgut  den  Männern  gegenüber  behaupten  konnten.  Doch  ist 
auch  den  FrpL.  der  Ausdruck  baugrygr  bekannt,  nur  daß  sie  seiner 
lediglich  gelegentlich  der  Wergeldstafel  Erwähnung  tun  und  somit 
unentschieden  lassen,  ob  derselbe,  ähnlich  wie  nach  den  GI>L.,  auch 
in  Bezug  auf  das  Stammgüterrecht  seine  Bedeutung  habe;  überdies 
betrachten  sie  jedenfalls  nur  die  Tochter,  nicht  auch  die  Schwester 
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als  baugrygr,  und  auch  sie  nur,  soferne  sie  ihres  Vaters  einziges 
Kind  und  ledigen  Standes  ist.  Endlich  findet  sich  noch  die  Bestim- 
mung, ^)  daß  eine  Tochter,  welche  ihren  Vater  neben  Söhnen  eines 
verstorbenen  Sohnes  beerbt,  zwar  ohne  Rücksicht  auf  die  Zahl  dieser 
letzteren  die  Hälfte  der  Erbschaft  erhalten  soll,  jedoch  mit  der  Auf- 
lage, daß  die  Sohnessöhne,  wenn  Stammgut  vorhanden  ist,  dieses 
einzulösen  haben;  von  einem  Abschlage  am  Kaufpreise  wird  dabei 
nicht  gesprochen,  und  muß  demnach  dahingestellt  bleiben,  ob  ein 
solcher  verwilligt  werden  wollte  oder  nicht.  —  Man  sieht,  was 
die  Stamm gutsfolge  von  der  gemeinen  Erbfolge  unterscheidet,  ist 
in  erster  Linie  die  größere  Strenge  gegen  die  Weiber;  außer- 
dem aber  kommt  möglicherweise  auch  noch  das  Verhältnis  des 
Weibsstammes  zum  Mannsstamme,  die  Zulassung  eines,  wenn  auch 
eng  begrenzten  Repräsentationsrechtes,  endhch  die,  wenn  auch  nur 
beschränkte,  Aufstellung  des  Grundsatzes,  daß  Teilung  Erbe  bricht, 
zu  berücksichtigen.  Die  V e r g  1  e i c h u  n g  der  beiden  norwegi- 
schen Rechtsbücher  unter  sich  und  mit  dem  isländi- 
schen Rechte  dürfte  aber  dabei  nicht  nur  für  die  Stammgutsfolge, 
sondern  auch  für  die  gemeine  Erbfolge  und  deren  geschichtliche 
Entwicklung  nicht  unerhebHche  Ergebnisse  abwerfen.  Ursprünglich 
scheint  nur  der  Mannsstamm  zur  Stammgutsfolge  berufen  gewesen 
zu  sein,  und  auch  dieser  nur  bis  zu  der  Grenze,  welche  der  Begriff 
des  bauggildi  mit  sich  brachte,  möge  man  sich  diese  nun  beim 
zweiten  oder  aber  beim  dritten  gleichen  Grade  gezogen  denken,  und 
deutet  hierauf  nicht  nur  der  oben  bereits  hervorgehobene  Umstand, 
daß  die  FrpL.  nur  den  bauggildismenn  Stammgut  zur  Übung  des 
Einstandsrechtes  anbieten  lassen,  -)  sondern  mehr  noch  der  Begriff 
des  Stammgutes  selbst.  Als  solches  gilt  nämlich  nach  einer  Stelle 
der  GpL.  das  Land,  „er  ah  hehr  afa  leift",  während  eine  zweite 
Stelle  desselben  Rechtsbuches  den  Beweis  der  Stammgutseigenschaft 
in  der  Art  führen  läßt,  daß  „l)eir  skolo  telja  til  langfeöra  sinna  fimti, 
er  ätt  hafa,  en  sä  hinn  sctti,  er  baeöe  ätti  at  eign  ok  at  öörli", 
die  FrpL.  aber  die  Regel  aufstellen:  „engum  manni  verör  jörö  at 
öödi  fyrr  en  l^riöi  langfeör  hafa  ätt,  ok  kemr  undir  hinn  fjöröi 
samfleytt".  ^)  Die  FrI)L.  also  lassen  Land  in  der  Hand  des  Urenkels 
*  des  ersten  Erwerbers  die  Stammgutseigenschaft  annehmen,  die  erste 
Stelle  der  GI)L.  dagegen  erst  in  der  Hand  seines  Ururenkels;  ich 


')  Fr|)L.  VIII,  3.  2)  ebenda,  XII,  4. 

GI)L.  270.  -i)  ebenda,  266.  Fr|)L.  XII,  4. 


248 


Teil  II.    Das  Erbrecht. 


sehe  keinen  Grund  ab,  an  dieser  letzteren  Stelle  mit  Münch  ^)  zu 
emendieren  „er  äi  hefir  afa  Icift",  vielmehr  scheint  mir  die  zwischen 
beiden  Stellen  vorliegende  Verschiedenheit  eine  sehr  wohl  erklärliche, 
und  darum  nicht  der  l^eseitigung  bedürftige.  An  zwei  verschiedenen 
Stellen  unserer  Rechtsbücher  wird  uns  übereinstimmend  gesagt,-) 
daß  das  eventuelle  Erbrecht  des  Freilassers  und  seiner  Nachkommen- 
schaft gegenüber  dem  Freigelassenen  und  seiner  Nachkommenschaft 
bis  zum  neunten  Knie  reiche,  und  wird  dieser  Satz  in  den  Frl)L. 
selbst  dahin  ausgeführt,  daß  der  Freigelassene  selbst  und  die  drei 
nächsten  Grade  seiner  Deszendenz  |)yrmslamenn  sein,  der  fünfte 
Mann  aber,  also  seines  Urenkels  Sohn,  auch  ohne  die  Dazwischen- 
kunft  eines  besonderen  Rechtsaktes  von  den  J^yrmslir  frei  sein  solle; 
daß  ferner  der  Sohn,  Enkel  und  Urenkel  dieses  fünften  Mannes  gleich 
ihm  selber  nur  noch  jenem  Erbrechte  auf  Grund  des  Patronatsrechtes 
unterliegen  sollen,  wobei  jedoch  die  letzteren  drei  Deszendenten  dem 
fünften  Manne  selbst  gegenüber  als  leysingjasynir  einer  gewissen  Be- 
vorzugung in  den  Standesrechten  zu  genießen  haben.  Hiermit  stimmt 
vollständig,  daß  zwei  weitere  Stellen,  die  eine  von  den  Freigelassenen 
höherer  Ordnung  sprechend,  neben  dem  leysfngi  selbst  einen  ersten, 
zweiten  und  dritten  leysingjasonr  unterscheidet,")  während  die  andere, 
augenscheinlich  von  den  Freigelassenen  niederer  Ordnung  redend, 
innerhalb  ihrer  Klasse  eine  erste  bis  vierte  Person  zählt.  Die  vier 
l^yrmslamenn  werden  dabei  ausdrücklich  als  „leysfngja  aett"  bezeichnet, 
und  umgekehrt  wird  erst  der  neunte  Mann  vom  Freigelassenen  ab 
als  „aettborinn  maör"  bezeichnet,  und  damit  stillschweigend  gesagt, 
daß  der  fünfte  bis  achte  Mann  eine  vollfreie  „c:ett"  bilden;  ein  Stamm- 
vater und  drei  Grade  der  Deszendenz  also  werden  gefordert,  um  ein 
Geschlecht  zu  bilden,  w^as  gerade  zutrifft,  wenn  wir  an  ein  bauggildi 
denken,  das  bis  zum  dritten  gleichen  Grade  einschließlich  reicht,  der 
fünfte  Mann  aber,  welcher  als  der  erste  ein  solches  Geschlecht  be- 
sitzt, wird  dabei  in  die  Zahl  nicht  eingerechnet.  Wenden  wir  nun 
diese  I^rgebnisse  auf  die  oben  angeführte  Stelle  der  G1)L.  an,  so  ist 
klar,  daß  das  Land,  welches  der  Großvater  dem  Großvater  des 
jetzigen  Besitzers  hinterlassen  hat,  vier  Generationen  hindurch  in 
derselben  Familie  gewesen  ist,  wenn  wir  den  dermaligen  Besitzer 
nicht  mitzählen,  also  lange  genug,  um  aus  der  Nachkommenschaft  « 
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des  ersten  Erwerbers  eine  volle  sett  für  den  dermaligen  Besitzer  er- 
wachsen zu  lassen;  wenn  dagegen  die  FrpL.  nur  den  Besitz  von 
drei  Aszendenten  fordern,  um  in  der  Hand  des  vierten  Besitzers  das 
Land  zu  ööal  werden  zu  lassen,  so  führt  auch  dies  auf  denselben 
Gesichtspunkt  zurück,  nur  mit  der  Modifikation,  daß  hier  die  Grenze 
des  bauggildi  auf  den  zweiten,  nicht  dritten  gleichen  Grad  gesetzt 
zu  denken  ist.  So  bleibt  demnach  nur  die  andere  Stelle  der  GpL. 
zu  erklären  übrig,  welche,  im  Widerspruche  mit  der  soeben  behandelten, 
den  Besitz  von  fünf  Aszendenten  des  dermaligen  Inhabers  fordert; 
sie  scheint  aber  mit  der  anderwärts  in  demselben  Rechtsbuche  vor- 
findlichen  Bestimmung  zusammengebracht  werden  zu  müssen,  nach 
welcher  die  Stammgutsfolge  erst  dann  erlischt,  „wenn  einer  des  anderen 
Tochter  heiraten  darf*.  ^)  Kirchlicher  Einfluß  hat  sich  hier  geltend 
gemacht,  ganz  wie  solcher  den  sechsten  gleichen  Grad  als  Verwandt- 
schaftsgrenze in  die  Wergeldstafel  der  FrpL.  hineingebracht  hat,  -) 
und  es  mag  ja  sein,  daß  beide  Stellen  der  Redaktion  des  Magnus 
Erlingsson  angehören,  während  die  andere,  vorher  besprochene  der 
älteren,  sogenannten  Olafschen  Redaktion  entnommen  ist;  jedenfalls 
aber  zeigt  die  Vergleichung  jener  anderen  beiden  Stellen,  daß  genau 
derselbe  Verwandtschaftsgrad,  welcher  als  Grenze  der  Stammguts- 
folge galt,  auch  zugleich  als  Voraussetzung  der  Stammgutseigen- 
schaften des  betreffenden  Gutes  in  Betracht  kam.  Auf  das  ältere 
Recht  übertragen,  ergibt  aber  dieser  Satz  die  Konsequenz,  daß  an 
demselben  Punkte,  an  welchem  die  Stammgutsqualität  anfing,  auch 
hier  die  Stammgutsfolge  endete,  nur  daß  es  hier  die  Grenze  des 
bauggildi  war,  welche  in  beiden  Richtungen  entschied,  mochte  sie 
nun  in  älterer  Weise  beim  zweiten,  oder  in  späterer  beim  dritten 
gleichen  Grade  gezogen  sein;  eine  Bestimmung,  die  sich  auch  leicht 
begreift,  da  man  mit  dem  Beweise  der  Stammgutsqualität  eben  doch 
nicht  über  eine  gewisse  Zahl  von  Generationen  zurückgehen,  und  die 
Stammgutsfolge  nicht  weiter  ausdehnen  konnte,  als  die  erweisliche 
Stammgutsqualität  reichte.  Hält  man  aber  an  der  Beschränkung  der 
Stammgutsfolge  auf  das  bauggildi  fest,  so  ist  auch  klar,  daß  ursprüng- 
lich nur  diejenigen  Weiber  Stammgut  erben  konnten,  welche  baug- 
rygjar  waren ;  bei  ihnen,  aber  auch  nur  bei  ihnen,  war  die  Zulassung 
zur  Stammgutsfolge  in  der  Konsequenz  des  Rechtes  gelegen,  da  sie, 
und  nur  sie,  baugar  gaben  und  nahmen,  und  somit  zum  bauggildi 
zählten.    Als  baugrygr  kann  aber  ursprünglich  nur  die  Tochter  in 
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Betracht  gekommen  sein,  und  muß  die  Scliwcstcr,  welche  die  G\)L. 
neben  dieser  als  solche  nennen,  erst  spater  an  ihre  Seite  getreten 
sein;  ich  schließe  dies  daraus,  daß  das  isländische  Recht  ganz  ebenso 
wie  die  Fr[)L.  nur  die  Tochter  als  baugrygr  kennt,  ^)  was  denn  doch, 
da  dieses  Recht  sich  gerade  von  dem  des  Gula))ings  abgezweigt  hat, 
mit  Notwendigkeit  voraussetzt,  daß  auch  dieses  letztere  zu  der  Zeit 
nicht  weiter  gegangen  war,  in  welcher  jene  Abzweigung  erfolgte. 
An  welcher  Stelle  die  Tochter  als  baugrygr  in  das  Stammgut  folgte, 
wird  uns  nirgends  ausdrücklich  gesagt;  indessen  läßt  das  isländische 
Recht  dieselbe  zum  Wergeide  berufen,  w^enn  Vertreter  des  höfuö- 
baugr  fehlen,  d.  h.  wenn  Sohn,  Vater  und  Bruder  nicht  vorhanden 
sind,  und  die  Frl)L.  berufen  sie  zu  diesem  hinter  dem  gesamten 
bauggildi;-)  beides  Angaben,  aus  welchen  man  doch  wohl  Schlüsse 
auf  deren  Berufung  zur  Stammgutsfolge  wird  ziehen  dürfen.  Nimmt 
man  an,  daß  die  Tochter  nach  den  GI)L.  an  derselben  Stelle  be- 
rufen w^urde,  wie  nach  dem  isländischen  Rechte,  wogegen  sich  frei- 
lich einwenden  läßt,  daß  diese  den  Bruder  nicht  mehr  am  hofuö- 
baugr  beteiligt,  sondern  auf  den  zweiten  baugr  angewiesen  sein  lassen,^) 
so  kommt  sie  an  das  Ende  des  engsten  Verwandtenkreises  zu  stehen, 
als  letzte  der  talöir  til  arfs  f  lögum;  nimmt  man  an,  daß  die  Fr[)L. 
ursprünglich  ebenso  w^e  die  GpL.  und  das  isländische  Recht  die 
baugar  nur  bis  zu  den  Geschwisterkindern  reichen  ließen,  und  daß 
deren  Erstreckung  auf  die  Nachgeschwisterkinder,  worauf  auch  andere 
Spuren  hindeuten,  erst  späteren  Rechtes  ist,  so  stand  nach  ihnen 
die  Tochter  ursprünglich  hinter  den  Geschwisterkindern  als  am 
Schlüsse  des  bauggildi,  hier  wie  dort  aber  ganz  genau  an  derselben 
Stelle,  an  welcher  die  gemeine  Erbfolge  die  Mutter  als  „magar  arfi" 
eintreten  läßt.  Von  hier  aus  eröffnet  sich  uns  aber  mit  einem  Male 
ein  überraschender  Einblick  in  den  Entwicklungsgang  des  älteren 
Weiberrechtes.  Mutter  und  Tochter  werden  genau  an  derselben 
Stelle  zur  Sukzession  berufen,  aber  die  Mutter  in  den  gemeinen  Nach- 
laß, die  Tochter  dagegen  in  das  Stammgut;  es  begreift  sich  von 
hier  aus,  warum  die  Mutter  vor  der  Tochter  in  der  Tafel  des  ge- 
meinen Erbrechtes  ihre  Stelle  finden  konnte,  und  die  Begrifte  baugrygr 
und  magar  arfi  werden  uns  korrelate.  Erst  in  einem  späteren  Stadium 
der  Entwicklung  erhielt  auch  die  Tochter  ihre  Stelle  in  der  gemeinen 
Erbenfolge,  so  daß  nunmehr  von  ihr  gesagt  werden  konnte:  „verör 


^)  K  o  n  ü  n  g  s  b  ö  k  ,  II  3  200— 20 1 . 
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hon  b^eöi  arfa  ööals  ok  aura",  ^)  oder  „til  arfs  komin".  Aber  noch 
ein  weiterer  Punkt  kommt  zu  beachten.  Sowohl  die  FrI)L.  als  das 
isländische  Recht  lassen  die  Tochter  nur  so  lange  Wergeid  nehmen 
und  geben,  als  sie  ledigen  Standes  ist;  setzt  sie  sich  auf  den  Braut- 
stuhl nach  den  FrpL.,  oder  kommt  sie  „1  vero  hvüu"  nach  dem  is- 
ländischen Rechte,  „l)ä'  kastar  hon  gjöldum  aptr  1  kne  fraendum". 
Dieser  hier  wie  dort  ganz  gleichmäßig  wiederkehrende  Ausdruck^) 
sagt  uns  zum  mindesten,  daß  die  Tochter  vom  Momente  ihrer  Ver- 
heiratung ab  Wergeid  nicht  mehr  nimmt  und  nicht  mehr  gibt,  wo- 
gegen von  da  ab  ihre  Verwandten  in  beiden  Richtungen  an  ihre  Stelle 
treten;  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  sagt  er  aber  noch  mehr,  näm- 
lich, daß  sie  auch  die  bereits  empfangene  Zahlung  wieder  an  die 
Blutsfreunde  hinauszugeben  hat.  Auf  die  Stammgutsfolge  angewandt, 
würde  diese  Regel  zu  dem  Satze  führen,  daß  die  Tochter  ursprüng- 
Hch  den  Besitz  des  Stammgutes  nur  auf  so  lange  eingeräumt  erhalten 
sollte,  als  sie  ledig  verbleiben  würde,  während  er  bei  ihrer  Ver- 
heiratung an  ihre  Blutsfreundschaft  heimfallen,  und  somit  in  keinem 
Falle  durch  ihre  Vermittlung  in  ein  fremdes  Haus  hinübergeleitet 
werden  sollte.  In  der  Tat  konnte  auch  nur  eine  derartige  Regelung 
der  Stamm gutsfolge  einer  Zeit  entsprechen,  welche  den  Weibsstamm 
zu  dieser  nicht  zuließ;  nur  freilich  entsteht  durch  dieselbe  für  die 
Frf)L.  eine  eigentümliche  Schwierigkeit,  soferne  nach  ihnen  nur  das 
bauggildi  folgeberechtigt,  und  die  baugrygr  erst  an  dessen  Schluß 
zur  Sukzession  berufen  war,  also  nicht  wohl  abzusehen  ist,  welche 
denn  die  Blutsfreunde  sein  sollen,  denen  sie  das  ööal  herauszugeben 
hat,  wenn  sie  heiratet.  Es  wird  kaum  ein  anderes  übrig  bleiben  als 
die  Annahme,  daß  solchenfalls  das  Stammgut  seine  Eigenschaft  als 
solches  verließ,  und  somit  nach  den  Regeln  des  gemeinen  Erbrechtes 
sei  es  nun  dem  nefgildi  oder  der  entfernteren  Verwandtschaft  zuzu- 
fallen habe.  —  Schon  frühzeitig  scheint  übrigens  dieser  älteste  Zu- 
stand des  Stammgüterrechtes  Veränderungen  erlitten  zu  haben,  und 
zwar  in  verschiedener  Richtung.  Ziemlich  alten  Datums,  aber  auf 
das  Recht  des  Gulajn'nges  beschränkt,  erscheint  die  Entwicklung  der 
Eigenschaft  als  baugrygr  auf  die  Schwester,  mit  welcher  hinwieder- 
um  das,   gleichfalls   auf  die   GpL.   beschränkte,  Aufkommen  der 


^)  GI)L.  275.  2)  Fr|)L.  VI,  4. 
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kvenngjafir  im  Strafrechte  ^)  zusammengehangen  zu  haben  scheint. 
Zu  diesen  war  die  Tochter  und  Schwester,  sowie  die  Mutter  und  die 
P2hefrau  berufen,  und  es  lag  nahe,  den  beiden  Weibern,  welche  als 
baugrygjar  in  Ermangelung  näherer  miinnlicher  Verwandten  baugar 
zu  nehmen  und  zu  geben  hatten,  auch  für  den  Fall  eine  geringe 
Jjeteiligung  am  Wergeide  einzuräumen,  da  sie  durch  Verwandte 
männlichen  Geschlechts  von  jedem  Anteile  an  den  baugar  ausge- 
schlossen waren,  während  man  die  Mutter  und  die  Ehefrau  wegen 
der  engen  persönlichen  Beziehungen  durch  die  gleiche  Beteiligung 
zu  ehren  sich  veranlaßt  sehen  mochte,  welche  zwischen  ihnen  und 
Mann  und  Kind  bestanden,  und  welche  auch  in  der  Gestaltung 
des  ehelichen  Güterrechtes  einerseits  und  dem  der  Mutter  eingeräumten 
Erbrechte  als  magar  arfi  andererseits  bereits  vorher  ihre  rechtliche 
Anerkennung  gefunden  hatten;  aber  kaum  hätte  man  die  Schwester 
jenen  anderen  drei  Weibern  in  dieser  Beziehung  zu  einer  Zeit  an 
die  Seite  gestellt,  da  sie  noch  nicht  baugrygr  war,  und  umgekehrt 
kaum  nur  sie,  wenn  bereits  neben  ihr  und  der  Mutter  auch  noch 
andere  Weiber,  sei  es  in  der  Stammgutsfolge  oder  in  der  gemeinen 
Erbfolge  berücksichtigt  gewesen  wären.  Eine  zweite  und  ungleich 
tiefer  eingreifende  Veränderung  bestand  sodann  darin,  daß  auch  dem 
Weibsstamme  ein  eventuelles  Anrecht  auf  die  Stammgutsfolge  ein- 
geräumt wurde,  wenigstens  soweit  derselbe  im  nefgildi  begriffen  war, 
d.  h.  bis  zu  den  Geschwisterkindern  einschließlich,  und  zwar  in  der 
Art,  daß  dadurch  das  auf  ihn  übergehende  Gut  die  Stammguts- 
(jualität  nicht  einbüßte.  Die  GpL.  zeigen  diese  Erweiterung  des 
Folgerechtes  bereits  vollständig  durchgeführt;  sie  sprechen  nämlich 
den  nefgildingar  ebensowohl  wie  den  bauggildingar  das  Einlösungs- 
recht zu,  -)  und  zu  den  ööalsnautar  oder  ööalsmenn,  denen  der  Be- 
sitzer, der  sein  Stammgut  veräußern  will,  dasselbe  zur  Übung  des 
Einstandsrechtes  anbieten  muß,  ^)  widrigenfalls  sie  dasselbe  gegen 
Entgeld  an  sich  ziehen  dürfen,  gehören  somit  diese  wie  jene.  Be- 
rücksichtigt man  nun,  daß  die  gemeine  Erbentafel  der  G[)L.  zuerst 
das  ganze  bauggildi  berief,  und  in  dieses  die  Mutter,  Tochter  und 
Schwester  einstellte,  dann  das  nefgildi  folgen  ließ,  ohne  diesem 
irgend  welche  Weiber  zuzuteilen,  und  erst  nach  diesem  alle  übrigen 
Weiber  zum  Erbrechte  heranzog,  so  dürfte  immerhin  wahrscheinlich 
erscheinen,  daß  dieses  Recht  auch  auf  dem  Gebiete  der  Stammguts- 
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folge  zunächst  nur  Tochter  und  Schwester  als  baugrygjar  dem  baug- 
gildi  angeschlossen,  dann  erst  das  nefgildi  berufen  und  zuletzt  erst 
auch  noch  der  Vatersschwester,  Bruderstochter  und  Sohnestochter 
als  ööalskonur  ein  eventuelles  und  beschränktes  Folgerecht  einge- 
räumt haben  werde.  Mit  der  Zulassung  des  nefgildi  zur  Stammguts- 
folge mußte  sich  aber  auch  sofort  jene  Veränderung  in  der  inneren 
Natur  der  Stammgutsberechtigung  der  baugrygjar  verbinden,  von 
welcher  die  GpL.  Zeugnis  geben.  ^)  Solange  nämlich  die  Stamm- 
gutsfolge auf  das  bauggildi  beschränkt  war,  konnten  die  baugrygjar 
zu  derselben,  wie  oben  bemerkt,  immer  nur  für  die  Dauer  ihres 
ledigen  Standes  zugelassen  werden,  da  außerdem  die  Gefahr  des 
Überganges  von  ööal  an  den  Weibsstamm  nicht  vermieden  werden 
konnte;  hatte  man  aber  das  nefgildi  erst  einmal  zur  Stammgutsfolge 
zugelassen,  so  lag  kein  Grund  mehr  vor,  jener  Gefahr  gerade  in 
einem  einzelnen  Falle  aus  dem  Wege  zu  gehen,  und  konnte  man 
demnach  von  nun  an  der  baugrygr  ihr  ööal  trotz  ihrer  Verehelichung 
belassen.  Aber  von  jetzt  ab  stand  auch  nichts  mehr  im  Wege,  dem 
Folgerechte  der  baugrygjar  eine  Gestalt  zu  geben,  welche  mit  dem 
Vorzuge  des  männlichen  Geschlechtes  verträglich  war,  indem  man 
dasselbe  nur  noch  als  ein  Mittel  behandelte,  um  das  ööal  in  die 
Hand  ihrer  eigenen  Söhne  zu  bringen,  und  wenn  dieses  Mittel  zwar 
allerdings  nicht  völlig  folgerichtig  ausgedacht  war,  soferne  es  die 
Möglichkeit  eröffnete,  daß  das  ööal  durch  Vermittlung  einer  baugrygr 
in  die  Hand  von  nefgildingar  gelangte,  während  doch  noch  baug- 
gildmgar  vorhanden  waren,  so  mochte  man  sich  über  diese  Bedenken 
leicht  hinwegsetzen,  seitdem  die  Erweiterung  des  gemeinen  Erb- 
rechtes der  Weiber  und  des  Weibsstammes  das  Volk  mit  einer 
weitergehenden  Berechtigung  derselben  vertraut  gemacht  hatte. 
Schwieriger  steht  die  Frage  bezügUch  des  prändheimer  Rechtes. 
Vollständig  zeigt  dieses  jedenfalls  die  Berechtigung  des  nefgildi  nicht 
durchgeführt,  da  die  FrI)L.  das  Angebot  des  ööal  zur  Ausübung  des 
Einstandsrechtes  nur  den  bauggildismenn  gegenüber  vorschreiben,  -) 
und  somit  der  MögHchkeit  Raum  geben,  daß  auch  das  Einlösungs- 
recht und  sogar  das  Folgerecht  auf  den  bauggildi  beschränkt  ge- 
blieben sein  könnte.  Indessen  läßt  sich  doch  erkennen,  daß  auch 
dieses  Rechtsbuch,  dessen  gemeine  Erbentafel  ohnehin  die  Weiber 
ungleich  liberaler  behandelt,  als  die  GpL.  dies  tun,  auf  dem  Gebiete 
des  Stammgüterrechtes  diesen  gleichfalls  schon  ein  über  das  Bereich 
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der  baugrygjar  hinausreichendes  Folgerecht  einräumte;  während  es 
nämHch  nur  der  Tochter  die  Eigenschaft  einer  solchen  einräumte, 
und  auch  ihr  nur,  wenn  sie  „einberni",  d.  h.  das  einzige  Kind  ihres 
Vaters  ist,  und  sogar  ausdrücklich  ausspricht,  \)  daß,  wenn  der 
Töchter  zwei  oder  mehrere  sind,  ihnen  diese  lugenschaft  nicht  zu- 
komme, wird  doch  anderwärts  wieder  gesagt,-)  daß  die  eine  Schwester 
der  anderen  oöal  zur  Übung  des  P>instandsrechtes  anbieten  soll,  was 
denn  doch  voraussetzt,  daß  zwei  Schwestern  nebeneinander  solches 
erben  konnten,  und  daß  es  somit  Weiber  gab,  welche  oöals- 
konur  waren,  ohne  doch  baugrN'gjar  zu  sein.  Die  Analogie  der 
GpL.  macht  aber  wahrscheinlich,  daß  man  zu  dieser  Erweiterung 
des  Weiberrechtes  auch  im  [)rändheimischen  erst  gelangt  sein  werde, 
nachdem  bereits  das  nefgildi  zum  Folgerecht  zugelassen  worden 
war.  Ein  letztes  Stadium  endlich  in  der  Geschichte  der  Stamm- 
gutsfolge scheint  sich  durch  das  Bestreben  zu  charakterisieren, 
deren  Eigentümlichkeiten  mit  den  Regeln  der  gemeinen  Erbfolge 
möglichst  auszugleichen.  Ich  rechne  unter  diesen  Gesichtspunkt, 
daß  die  GpL.  nicht  nur  dem  aettleiömg,  die  ja  auch  „til  bota  ok 
til  bauga"  legitimiert,  also  in  das  bauggildi  aufgenommen  wird,  die 
Stammgutsfolge  ebensogut  als  die  gemeine  Erbfolge  einräumen, 
sondern  auch  den  nicht  legitimierten  unechten  Sohn  gleich  nach 
den  brceörüngar  zur  Erbschaft  berufen  „bseöi  aura  ok  ööal",  ^)  ob- 
wohl er  weder  zum  bauggildi  gehört  noch  zum  nefgildi,  sondern 
lediglich  zu  den  sakaukar.  Inkonsequent  ist  freilich,  daß  dasselbe 
Rechtsbuch  durch  den  brööir  sammoeöri,  welcher  ebenfalls  zu  den 
sakaukar  gehörte,  zwar  schon  mit  den  br(jeörüngar  konkurrieren  läßt, 
aber  doch  so,  daß  diese  letzteren  allein  das  oöal  nehmen,  jener  erstere 
dagegen  lediglich  in  Fahrhabe  seinen  Anteil  am  Werte  der  Ver- 
lassenschaft erhält;'')  indessen,  wo  es  eben  nur  einer  Ausgleichung 
galt,  ist  strenge  Konsequenz  von  vornherein  nicht  zu  erwarten. 
Ebenso  ließ  man  den  Sohnessohn  oder  Vatervater,  welcher  mit  der 
Tochter  zugleich  erbte,  das  oöal  nehmen,  wogegen  diese  aut  die 
Fahrhabe  angewiesen  war,  ^)  und  zwar  gehen  auch  die  FrpL.  den- 
selben Weg,  nur  daß  sie  den  Vatervater  an  der  Konkurrenz  über- 
haupt nicht  Anteil  nehmen  lassen.  ')  Mag  sein,  daß  auch  die  oben 
schon  erwähnte  Ausdehnung  des  den  Weibern  eingeräumten  Folge- 
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rechtes  auf  ein  paar  ^veitere  Grade  unter  diesen  Gesichtspunkt  zu 
stellen  ist;^)  die  Bestimmung,  daß  diesen  weiteren  Weibern  gegen- 
über die  Männer  zur  Einlösung  um  des  Schätzungswerthes  be- 
rechtigt sein  sollen,  sucht  in  der  Tat  die  Erhaltung  des  Stammgutes 
für  die  Männer  mit  dem  den  Weibern  verwilligten  Folgerechte  nur 
in  etwas  anderer,  und  zufolge  des  fimtüngsfall  für  die  ersteren  er- 
heblich günstigerer  Weise  auszugleichen,  als  dieses  in  den  beiden 
zuletzt  besprochenen  Fällen  versucht  wurde.  Aber  einige  Eigen- 
tümlichkeiten der  Stammgutsfolge  dürften  sich  immerhin  auch  auf 
diesem  Wege  nicht  befriedigend  erklären  lassen.  Ich  rechne  dahin 
einmal  jenen  Anlauf  zu  einem  Repräsentationsrechte  des  Enkels  gegen- 
über dem  Sohne,  von  welchem  oben  die  Rede  war;  indessen  hat 
allerdings  gerade  diese  Erscheinung  nichts  besonders  Befremdliches, 
da  das  Repräsentationsrecht  sich  bekanntlich  auch  bei  anderen  ger- 
manischen, und  insbesondere  auch  nordgermanischen  Stämmen  mit 
der  Zeit  entwickelt  hat.  -)  Ich  rechne  dahin  ferner  die  eigentüm- 
liche Stellung  der  mütterlichen  Verwandtschaft,  wie  solche  sow^ohl 
in  der  Nichtberücksichtigung  der  Mutter  unter  den  baugrygjar,  als 
in  der  Ausschließung  der  fratres  uterini  von  der  Stammgutsfolge 
sich  ausspricht;  indessen  läßt  sich  nicht  verkennen,  daß  gerade  diese 
Eigentümlichkeit  auch  in  der  gemeinen  Erbentafel  wiederkehrt,  und 
daß  sie  überdies  gerade  bei  der  Stammgutsfolge  sich  sehr  natürlich 
erklärt.  Ich  lasse  dahingestellt,  ob  die  Scheidung  von  faöerni  und 
moöerni,  welche  im  schwedischen  Recht  von  so  großer  Bedeutung 
ist,  und  auch  im  Rechte  der  Hochlande  einmal  im  Beweisrechte  be- 
stimmt wird,  ^)  weit  häufiger  noch  in  den  norwegisch-isländischen 
Geschichtsquellen  sich  berücksichtigt  zeigt,  vordem  auch  auf  erb- 
rechtlichem Gebiete  ihre  Rolle  gespielt  haben  möge,  worauf  der  Ge- 
brauch von  faöerni  für  das  vom  Vater  her  Ererbte  in  einem  Edda- 
liede,  und  mehr  noch  die  im  isländischen  Rechte  nachweisbare 
Teilung  zwischen  Vaterseite  und  Mutterseite  bei  den  Geschwister- 
kindern hindeuten  könnte.  Ebensowenig  will  ich  daran  erinnern,, 
daß  der  geringe  Vermögensbesitz,  auf  welchen  die  Weiber  in  der 
ältesten  Zeit  beschränkt  waren,  zunächst  einen  sehr  geringen  Wert 
ihres  eigenen  Nachlasses,  weiterhin  aber  auch  eine  diesem  ent- 
sprechende geringere  Erbberechtigung  der  mütterhchen  Verwandt- 

1)  GI)L.  274—75. 
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Schaft  zur  Folge  haben  mußte.  Ich  beschränke  mich  vielmehr  auf 
■die  Bemerkung,  daß  beim  Stammgute  wenigstens  in  der  Natur  der 
Sache  lag,  daß  dasselbe  immer  nur  in  der  Deszendenz  des  ersten  Er- 
werbers sich  vererben,  und  somit  in  keinem  Falle  an  die  Mutterseitc 
fallen  konnte.  Endlich  hat  hier  aber  noch  in  Betracht  zu  kommen, 
daß  für  die  Stammgutsfolge,  wie  oben  schon  bemerkt,  der  Grund- 
satz :  „Teilung  bricht  Erbe",  als  maßgebend  galt.  Es  ist  nicht  dieses 
Ortes,  zu  untersuchen,  wieferne  jene  höchst  eigentümlichen  Grund- 
eigentumsverhältnisse, welche,  als  „Fselleskab",  d.  h.  Genossenschaft 
bezeichnet,  bis  auf  den  heutigen  Tag  herab  in  Norwegen,  und  zu- 
mal in  dessen  westlicher  Hälfte,  also  gerade  in  dem  Landesteile, 
welcher  das  alte  Gula|)ing  und  Frostu|)ing  umfaßt,  sich  vorfinden,  V) 
mit  dem  Stammgutrechte  zusammenhängen.  In  mancher  Beziehung 
mit  unseren  Almenden  sich  berührend,  unterscheidet  sich  derartiger 
Gesamtbesitz  von  diesem  doch  sehr  scharf  dadurch,  daß  er  Kultur- 
land ebensogut  wie  unbebautes  Land  umfaßt,  und  daß  er  in  keinem 
wesentlichen  Zusammenhange  mit  dem  Gemeindeverbande  steht,  viel- 
mehr in  den  meisten  Fällen  nur  je  einen  einzelnen  Hof  umfaßt, 
während  daneben  freilich  auch  wieder  Genossenschaften  von  mehreren 
Höfen,  und  mit  bis  zu  100  Teilhabern  vorkommen.  Immerhin  darf 
indessen  die  Vermutung  ausgesprochen  werden,  daß  diese  Genossen- 
schaften, welche  von  den  „Almenninger"  scharf  unterschieden  werden, 
mit  den  älteren  Stammgutsverbänden  geschichtlich  zusammenhängen, 
wenn  dieselben  auch  mit  dem  „Odel"  des  heutigen  Rechtes  in  keiner 
wesentlichen  Verbindung  mehr  stehen,  vielmehr  deren  Zusammen- 
hang mit  einem  bestimmten  einzelnen  Geschlechte  gelöst  ist.  Immer- 
hin bleibt  indessen  auch  der  weitere  Satz  bestehen,  daß  die  Nicht- 
teilung  des  ööal  ganz  gewöhnlich  gewesen  zu  sein  scheint,  und  er- 
klärt sich  von  hier  aus  sehr  einfach  jene  Wirkung  einer  ausnahms- 
weisen  Teilung,  ohne  daß  man  berechtigt  wäre,  die  beim  oöalsskipti 
zutage  tretende  Sonderung  der  Parentelen  dazu  zu  benutzen,  um 
auf  das  Bestehen  einer  Parentelenordnung  im  altnorwegischen  Erb- 
rechte einen  Schluß  zu  ziehen. 

Was  sodann  schließlich  noch  die  Erbfolgeordnung  der  späteren 
Gesetzbücher  betrifft,  so  folgt  zunächst  die  Järnsiöa  noch 
wesentlich  dem  Texte  der  Frl)L.,  wenn  auch  mit  einzelnen  Ab- 
weichungen.   Zum  Teil  sind  diese  von  sehr  geringer  Bedeutung  für 


^)  vgl.  Fr.  Brandt,  Tingsretten,  S.  347  und  fgg.  (Christiania,  1867)  und  Fore- 
loesninger,  S.  193 — 202. 
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das  Erbrecht,  wie  z.  B.  die  Weglassung  des  Unfreien  unter  den 
Zahlmitteln,  die  bei  der  Einlösung  von  ööal  zu  verwenden  sind;^) 
zum  Teil  aber  haben  sie  ernsthaftere  Bedeutung,  und  rechne  ich 
hierher  die  Bestimmung,  daß  an  vierter  Stelle  nach  dem  Vatervater, 
Vaterbruder  und  Brudersohn  in  erster  Linie  die  „mcjöir  skilfengin'' 
das  ganze  Erbe  nehmen  soll,  und  erst  wenn  auch  sie  fehlt,  die 
Vatermutter,  Vaterschwester  und  Bruderschwester,  und  zwar  zu 
gleichen  Teilen,  erben  sollen,  ^)  während  dann  an  sechster  Stelle  die 
Vaterschwester,  die  zwar  selber  ehelich  geboren,  deren  Vater  aber 
unehelicher  Geburt  ist,  berufen  wird,  und  neben  ihr  der  ehelich  ge- 
borene hälfbrceörüngr,  d.  h.  Sohn  eines  halbbürtigen  Vaterbruders 
des  Verstorbenen,  der  jedoch  consanguineus  sein  mußte,  eventuell 
das  gleich  nahe  verwandte  Weib,'^)  —  ferner  die  unmittelbar  vor  der 
Novelle  des  K.  Sigurör  und  seiner  Brüder  eingeschobene  neuere  Be- 
stimmung über  das  Erbrecht  der  Brautkinder  und  der  durch  die  Ver- 
lobung legitimierten  Kinder.^)  Ungleich  selbständiger  verhält  sich  da- 
gegen das  gemeine  Landrecht  des  K.  Magnus  lagabcjetir, 
welchem  auch  dessen  gemeines  Stadtrecht  und  die  Jönsbök 
folgen,  wenn  auch  die  letztere  nicht  ohne  mehrfache  Abweichungen. 
Auch  dieses  Gesetzbuch  schließt  sich  freilich  im  großen  und  ganzen 
noch  ziemlich  genau  an  die  Bestimmungen  der  FrpL.  an;  jedoch 
bringt  es  in  manchen  Beziehungen  sehr  erheblich  abweichende  Vor- 
schriften, bezüglich  deren  zum  Teil  dahingestellt  bleiben  muß,  wie 
weit  dieselben  als  wirkliche  Neuerungen  aufzufassen  seien,  oder  wie 
weit  deren  Inhalt  etwa  dem  einen  oder  anderen  der  uns  nicht  er- 
haltenen Provinzialrechte,  den  EpL.  also  oder  den  BJ)L,  entnommen 
sein  dürfte.^)  Eine  erste  Neuerung  besteht  darin,  daß  die  ab- 
steigende Linie  fortan  der  aufsteigenden  schlechthin  vorgehen  soll, 
ohne  Rücksicht  auf  die  Nähe  des  Grades,  vorausgesetzt  nur,  daß 
der  Berufene  durchgehends  von  ehelicher  Geburt,  oder  aber  per  sub- 
sequens  matrimonium  legitimiert  ist.  Gleichgültig  ist  dabei,  ob  es 
sich  um  die  Beerbung  des  Vaters  oder  der  ehelichen  Mutter  handle; 
neu  ist  aber  sowohl  das  Verhältnis  der  Tochter  zum  Sohne,  als 
auch  des  Sohnessohnes  zu  beiden  geordnet.    Es  soll  nämlich  die 

^)  Järns.,  Erföat.  2  vgl.  mit  Fr|)L.  VIII,  3  und  Fragm.  II,  S.  508—9. 

2)  jarns.,  ErfÖat.  4  vgl.  mit  FrJ)L.  VIII,  5. 

3)  Jarns.,  Erföat.  6  vgl.  mit  Fr^U  YIII,  7. 
Jarns.,  ErfÖat.  14. 

^)  Siehe  Landslög,  ErfÖat.  7/80—84;  BjarkR.  7/230—33;  Jonsbok, 
J— 13- 
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Tochter  nunmehr  bei  Beerbung  der  I^>ltern,  beiderseits  ehehche 
Abkunft  vorausgesetzt,  mit  dem  Sohne  konkurrieren,  jedoch  so,  daß 
sie  nur  ein  Drittel  der  Erbschaft  erhält,  während  zwei  Drittel  der- 
selben an  den  letzteren  fallen.  Ist  ferner  ein  Enkel  von  einem  vor- 
verstorbenen Sohne  vorhanden,  so  soll  auch  dieser  konkurrieren, 
unter  der  doppelten  Voraussetzung,  daß  erstens  er  selbst  sowohl  als 
sein  Vater  ehelich  geboren  ist,  und  daß  zweitens  der  letztere  niclit 
etwa  schon  bei  seinen  Lebzeiten  abgefunden  worden  war;  jedoch 
soll  der  Enkel  nur  den  Anteil  einer  Tochter  erhalten,  also  halb  so- 
viel wie  der  Sohn,  mit  welchem  er  konkurriert.  Ist  endlich  eine 
ledige  Tochter  vorhanden,  jedoch  nicht  mehr  bei  ihren  jungfräu- 
lichen Ehren,  so  wird  sie,  wenn  ein  ehelicher  Sohn  vorhanden  ist, 
von  allem  Erbrechte  Vater  und  Mutter  gegenüber  ausgeschlossen, 
dagegen  auf  die  Hälfte  dessen  herabgesetzt,  was  ihr  an  und  für  sich 
gebühren  würde,  wenn  neben  ihr  nur  eine  andere  Tochter,  oder  ein 
Enkel  von  einem  verstorbenen  Sohne  her  vorhanden  ist;  nur  wenn 
auch  solche  fehlen,  erbt  sie  trotz  ihres  Fehltrittes  den  ganzen  Nach- 
laß. Die  letztere  Bestimmung  findet  sich  auch  in  der  Jönsbök; 
durch  die  Verordnung  des  K.  Eirikr  Magnüsson  vom  15.  JuH  1294, 
§  18,^)  kam  aber  für  Island  noch  die  weitere  Vorschrift  hinzu,  daß 
Weiber,  welche  nicht  Witwen  sind,  durch  Eingehung  einer  Ehe 
ohne  Zustimmung  ihres  Geschlechtsvormundes  ihr  Erbrecht  diesem 
ihrem  Vormunde  gegenüber  einbüßen,  es  sei  denn,  daß  dieser  sie 
an  einer  für  sie  passenden  Heirat  zu  hindern  suche.  Außerdem  be- 
stimmt §  25  der  Verordnung  von  1280^)  für  Norwegen,  daß  die 
obige  Regel  über  die  Teilung  des  Sohnessohnes  mit  der  Tochter 
nur  für  den  Fall  gelten  solle,  da  von  je  einem  Sohne  nur  je  ein 
Sohnessohn  vorhanden  sei,  wogegen  für  den  anderen  Fall,  da  mehrere 
Sohnessöhne  von  einem  Sohne  her  da  sind,  diese  alle  zusammen 
nur  den  Anteil  nehmen  sollen,  welchen  ihr  verstorbener  Vater  er- 
halten haben  würde,  wenn  er  den  Erbanfall  erlebt  hätte;  durch 
§  16  der  Verordnung  vom  14.  Juni  1314  auch  auf  Island  erstreckt,'^) 
führt  diese  Vorschrift,  wie  man  sieht,  für  die  Enkel  das  Prinzip  der 
Teilung  nach  Stämmen  statt  nach  Köpfen  ein,  wobei  indessen  zu 
beachten  ist,  daß  dieselbe  sich  in  die  Form  einer  authentischen 
Interpretation  einkleidet.  Modifiziert  werden  übrigens  die  obigen 
Grundsätze  schon   nach   dem  Landrechte  selbst  für  den  Fall,  da 


^)  Lagasafn,  I,  S.  19.  -)  Norges  gamle  Love,  III,  Nr.  I,  S.  9. 

^)  Lagasafn,  I,  S.  29. 
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Stammgut  vorhanden  ist.  Dieses  sollen  nämlich  die  Söhne  allein 
erhalten,  wogegen  die  Töchter  ihren  Anteil  in  Kaufeigen  und  eventuell 
in  Fahrhabe  erhalten  sollen;  doch  erhält  der  Enkel  von  einem  ver- 
storbenen Sohne  her  seinen  Anteil  an  der  Erbschaft  ebenfalls  in 
Stammgut,  und  er  hat  überdies  das  Recht,  was  ihm  hiernach  noch 
an  dem  Anteile  fehlt,  welchen  sein  verstorbener  Vater  an  dem 
Stammgute  zu  beanspruchen  gehabt  hätte,  mit  ^/^  des  Schätzungs- 
wertes seinen  Oheim  abzulösen,  falls  nur  der  Großvater  bereits  ge- 
storben oder  doch  in  Austrag  gegangen  ist.  Neu  tritt  dabei  die 
Bestimmung  auf,  daß,  wenn  der  Stammgüter  mehrere  sind,  der 
Haupthof  (höfuöböl)  stets  dem  ältesten  Sohne  zufallen  solle,  wogegen 
die  übrigen  Brüder  mit  anderen  Stammgütern  gleichen  Wertes  ab- 
zufinden sind.  Es  ist  dieses  der  erste  Anfang  des  später  so  be- 
deutsamx  auftretenden  Ansiedelrechtes  (Aasasdesretten),  welches  frei- 
lich später  seinen  ursprünglichen  Zusammenhang  mit  dem  Stamm- 
güterrechte aufgab ;  ob  die  für  den  Ansiedel  beabsichtigte  Sukzessions- 
ordnung Primogenitur  oder  Majorat  sein  solle,  wird  dabei  allerdings 
nicht  klar  ausgesprochen,  indessen  scheint  doch  letzteres  gemeint  zu 
sein.  Wunderlicherweise  gibt  auch  das  Stadtrecht  die  auf  die  Stamm- 
güter bezüghchen  Bestimmungen  unverändert  wieder,  ^)  obwohl  es 
in  den  Städten  keine  Stammgüter  gab ;  die  Jönsbök  dagegen  scheint 
zwar  die  auf  das  ööal  bezüglichen  Bestimmungen,  weil  auch  auf 
Island  solches  nicht  vorkam,  beseitigen  und  nur  die  auf  den  An- 
siedel bezüglichen  stehen  lassen  zu  wollen,  verfährt  indessen  auch 
ihrerseits  dabei  nicht  konsequent,  indem  eben  doch  einige  auf  das 
ööal  bezügliche  Satzungen  in  ihr  stehen  geblieben  sind.  ^)  In  welcher 
Weise  die  entferntere  Deszendenz  sukzedierte,  wird  uns  nicht  gesagt,, 
vielmehr  nur  ausgesprochen,  daß  auch  der  posthumus  schlechthin 
erbberechtigt  war,  wenn  er  nur  lebendig  zur  Welt  kam  und  die 
Taufe  empfing;  dagegen  wird  ausdrücklich  ausgesprochen,  daß  der 
Vater  nur  unter  der  Voraussetzung  zur  Erbfolge  berufen  wurde,, 
daß  gar  keine  eheliche  Deszendenz  des  Erblassers  vorhanden  sei, 
was  indessen  bezüglich  der  Sohnestöchter  und  Tochtersöhne,  wie 
sich  zeigen  wird,  eine  Einschränkung  erleidet.  Die  Mutter  aber  erbt 
zunächst  nicht  neben  dem  Vater,  außer  insoferne,  als  sie  dasjenige 
zurückerhält,  was  sie  selbst  etwa  dem  verstorbenen  Kinde  zu  seiner 
Ausfertigung  gegeben  hätte,  in  Bezug  auf  Vermögensstücke  aber 
schließt  nicht  nur  sie  selbst,  sondern  schließen  auch  für  den  Fall 


^)  neuerer  BjarkR.  V,  7,  Nr.  i. 


-)  Jönsbök,  I. 
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ihres  frühem  Todes  ihre-  anderweitigen  Kinder  den  Vater  aus,  ohne 
daß  dabei  zwischen  einbändigen  und  zweibändigen  Geschwistern 
unterschieden  würde.  Die  letztere  Bestimmung  scheint  aus  dem 
älteren  isländischen  Rechte  entlehnt  zu  sein.  Hinter  dem  Vater  folgt 
der  väterliche  Großvater,  wie  in  den  GI)L.  der  Vater  und  Vatervater 
noch  in  der  ersten  Erbenklasse  gestanden  waren ;  unter  Kindern 
aber  gilt  eine  Kollationspflicht  bezüglich  alles  dessen,  was  sie  etwa 
aus  dem  Vermögen  ihrer  Eltern  gelegentlich  ihrer  Verehelichung 
als  Ausfertigung  erhalten  haben,  und  müssen  sie  das  so  Empfangene 
nicht  nur  bei  der  Erbteilung  sich  auf  ihren  Anteil  anrechnen  lassen, 
sondern  sogar  das  etwa  zuviel  Bekommene  bei  dieser  herauszahlen. 
—  In  der  zweiten  Erbenklasse  folgt  sodann  der  cettleiöi'ngr,  welcher 
soweit  nunmehr  dem  echtgeborenen  Sohne  sowohl  als  dem  durch 
nachfolgende  Ehe  legitimierten  nicht  mehr  gleichsteht.  Mit  ihm 
konkurriert  aber  der  echtgeborene  Sohn  eines  unecht  geborenen 
Sohnes,  und  der  echt  geborene  Sohn  einer  echt  geborenen  Tochter, 
und  zwar  sukzedieren  alle  diese  Personen  in  liegende  wie  in  fahrende 
Habe,  und  alle  zu  gleichen  Teilen,  so  daß  auf  die  jede  einzelne 
Kategorie  repräsentierende  Kopfzahl  kein  Gewicht  gelegt,  vielmehr 
jeder  Kategorie  als  ihr  gleicher  Anteil  zugewiesen  wird.  Ist  von  allen 
diesen  Personen  auch  nur  eine  einzige  vorhanden,  so  nimmt  sie  die 
ganze  Erbschaft,  ist  keine  von  ihnen  da,  so  erbt  in  dieser  Klasse  noch 
die  eheliche  Tochter  einer  ehelichen  Tochter.  Nach  §  i6  der  Verord- 
nung vom  14.  Juni  1314  tritt  aber  auch  der  echtgeborene  Sohn  eines 
verstorbenen  aettleiöi'ngr  an  die  Stelle  dieses  seines  Vaters  neben  den 
mit  ihm  konkurrierenden  Personen  ein.  —  In  der  dritten  Klasse  erbt 
zunächst  der  ehelich  geborene  frater  consanguineus,  und  in  seiner 
Ermangelung  die  ehelich  geborene  soror  consanguinea;  fehlen  beide, 
so  tritt  die  Mutter  ein,  vorausgesetzt  daß  sie  des  Vaters  rechtmäßige 
Ehefrau  sei.  Hinter  der  Mutter  erbt  die  ehehche  Tochter  eines  un- 
ehelichen Sohnes,  und  der  eheliche  Sohn  einer  unehelichen  Tochter, 
und  wenn  beide  fehlen,  die  eheliche  Tochter  einer  unehelichen 
Tochter.  Erst  wenn  alle  diese  Personen  fehlen,  kommt  der  Mutter- 
vater zum  Zuge,  und  neben  ihm  die  Vatermutter,  falls  sie  recht- 
mäßige Ehefrau  ist;  sind  auch  solche  Personen  nicht  vorhanden,  so 
tritt  die  Muttermutter  unter  derselben  Voraussetzung  ein.  —  In  der 
vierten  Klasse  erbt  nun  der  Vaterbruder,  wenn  er  der  ehelich  ge- 
borene Sohn  eines  ehelich  geborenen  Vaters  ist,  dessen  Sohn  zu- 
gleich des  Erblassers  Vater  war,  und  neben  ihm  der  Bruderssohn 
unter  analogen  Voraussetzungen,  sowie  der  ehelich  geborene  frater 
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iiterinus,  dessen  Mutter  ebenfalls  ehelich  geboren  ist. Alle  drei 
erben  dabei  zu  gleichen  Teilen,  jedoch  wiederum  so,  daß  jede  der 
drei  Kategorien  ihr  Drittel  ganz  gleichmäßig  erhält,  ohne  alle  Rück- 
sicht auf  die  Zahl  der  Köpfe,  durch  welche  sie  vertreten  ist.  Von 
hier  ab  soll  diese  Regel  in  allen  Fällen  gelten,  wo  immer  eine  Tei- 
lung unter  verschiedene  Linien  (kvisl)  in  Frage  kommt,  und  nicht 
minder  soll  auch  die  andere  Regel  von  hier  ab  allgemein  gelten, 
daß  derjenige,  dessen  Vater  oder  Mutter  echt  geboren  ist,  bei  gleicher 
Nähe  der  Verwandtschaft  stets  vor  dem  den  Vorrang  haben  soll, 
dessen  Vater  oder  Mutter  unecht  geboren  ist,  je  nachdem  es  der 
Vater  oder  die  Mutter  ist,  welcher  die  Berechtigung  zu  der  frag- 
lichen Erbschaft  vermittelt,  wogegen  aber  auf  die  echte  oder  un- 
echte Geburt  des  anderen  Elternteiles  nichts  ankommen  soll.  Der 
erstere  Satz  ist  insoferne  nicht  unauffällig,  als  die  Regel  der  gleichen 
Teilung  ohne  Rücksicht  auf  die  Kopfzahl  an  unserer  Stelle  zunächst 
gar  nicht  für  den  Fall  der  Konkurrenz  verschiedener  Linien,  sondern 
nur  für  den  ganz  anderen  Fall  einer  Konkurrenz  verschiedener  Kate- 
gorien von  Verwandten  aufgestellt  worden  war,  deren  jede  wieder 
recht  wohl  verschiedene  Linien  umfassen  konnte;  es  begreift 
sich  indessen  leicht,  daß  man  dazu  kommen  konnte,  die  ursprüng- 
lich nur  von  Verwandtschaftskategorien  geltende  Regel  hinterher  auch 
auf  Linien  auszudehnen,  und  dies  zumal  in  den  entfernteren  Ver- 
wandtschaftsgraden. Ist  übrigens  von  den  beiden  bezeichneten  Per- 
sonen innerhalb  der  vierten  Erbenklasse  niemand  vorhanden,  so  erbt 
in  ihr  die  Vatersschwester  und  die  Bruderstochter,  soferne  beide  echt 
geboren  und  die  Väter  consanguinei  waren,  sowie  die  echtgeborene 
soror  uterina,  unter  der  obigen  Voraussetzung;  doch  wird  in  Bezug 
auf  die  ganze  vierte  Klasse  bemerkt,  daß  bei  ihr  unter  Umständen 
die  Stammgutsfolge  von  der  gemeinen  Erbfolge  abgehe,  eine  Be- 
merkung, welche  ungeschickter  Weise  auch  in  das  Stadtrecht  und 
in  die  Jönsbök  übergegangen  ist.  —  An  fünfter  Stelle  erben  sodann 
Mutterbruder  und  Schwestersohn,  oder  wenn  diese  fehlen,  Mutter- 
schwester und  Schwestertochter,  alle  vier  jedoch  nur  unter  der 
doppelten  Voraussetzung,  daß  sie  ehelicher  Geburt  sind,  und  von 
consanguinei  oder  consanguineae  abstammen.  —  An  sechster  Stelle 
erben  Geschwisterkinder  männlichen  Geschlechts,  wenn  sie  selber 


^)  So  nach  den  Landslög  und  dem  BjarkR.,  dann  den  Ausgaben  der 
J(3nsbrjk  von  1578  und  1709,  wogegen  die  Ausgaben  von  1707  und  1858  statt 
bröÖir  sammoeddr  vielmehr  ,,barnfoeddr"  lesen. 
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sowohl  als  ihre  Väter  von  ehcHcher  (icburt,  und  die  letzteren  über- 
dies consanguinei  sind;  hinter  ihnen  kommen  eben  solche  Geschwister- 
kinder zu  stehen,  deren  Väter  von  unehelicher  Geburt  sind.  Sind 
weder  diese  noch  jene  vorhanden,  so  folgen  zunächst  Geschwister- 
kinder weiblichen  Geschlechts  unter  denselben  Voraussetzungen,  also 
ebenfalls  in  zwei  Gruppen  geteilt;  hinter  diesen  kommen  echt  ge- 
borene systkinasynir,  und  nach  ihnen  echt  geborene  systkinadoetr 
zum  Zuge,  wieder  unter  im  übrigen  gleichen  Voraussetzungen;  fehlen 
aber  auch  sie,  so  werden,  wieder  unter  denselben  Voraussetzungen, 
echt  geborene  systrasynir,  und  eventuell  echt  geborene  systradoetr 
berufen.  Ist  aber  von  allen  diesen  Personen  keine  vorhanden,  so  erbt 
als  der  letzte  in  dieser  Erbenklasse  der  unehelich  geborene  Sohn, 
vorausgesetzt  nur,  daß  er  weder  in  Ehebruch  noch  in  Blutschande 
erzeugt  ist.  —  An  siebenter  Stelle  werden  nun  nebeneinander  be- 
rufen der  echt  geborene  Vatersbruder  und  Bruderssohn,  bei  welchen 
die  Verwandtschaft  von  der  Mutterseite  her  stammt,  also  der  frater 
uterinus  des  Vaters,  und  der  Sohn  des  frater  uterinus;  hinter  ihnen 
tritt  aber,  unter  der  gleichen  Voraussetzung  die  echt  geborene  Vaters- 
schwester und  Schwestertochter  ein.  —  An  achter  Stelle  nehmen 
sodann  Mutterbruder  und  Schwestersohn,  und  hinter  ihnen  Mutter- 
schwester und  Schwestertochter  die  Erbschaft,  diese  wie  jene  wieder 
unter  denselben  Voraussetzungen  der  ehelichen  Geburt  und  der  Ver- 
wandtschaft von  der  mütterlichen  Seite  her.  —  An  neunter  Stelle 
beerbt  man  sein  broeörüngsbarn,  vorausgesetzt,  daß  an  der  Spitze 
beider  Stämme  fratres  consanguinei  standen,  eventuell  sein  systkina- 
barn,  und  subeventuell  sein  systrüngsbarn ,  unter  analoger  Vor- 
aussetzung;^) wenn  dabei  ausdrücklich  bemerkt  wird,  daß  selbst  die 
erstgenannten  nur  berufen  sein  sollen  „nema  manni  skyldare  finnizt", 
indem  in  dieser  Klasse  immer  der  nähere  Grad  vorgehe,  so  verrät 
sich  hierin  nur  eine,  übrigens  sehr  begreifliche  Unsicherheit  der 
Verfasser  des  Gesetzbuches  in  Aufstellung  ihrer  Erbentafel.  —  Die 
zehnte  Stelle  nehmen  die  echt  geborenen  Nachgeschwisterkinder  ein, 
die  von  consanguinei  herstammen,  und  zwar  zunächst  die  eptir 
broeörabörn,  dann  die  eptir  systkinabörn,  und  zuletzt  die  eptir  systra- 
börn;  dabei  schließt  aber  immer  bei  gleicher  Nähe  der  Verwandt- 
schaft der  Mann  das  Weib  aus.  —  An  elfter  Stelle  folgen  nun  die 


^)  Die  Korrektur  ,,af  samfoettom  syskinom"  für  samma-'ddom  ergibt  sich  aus 
dem  Zusammenhange,  sowie  aus  der  Vergleichung  des  BjarkK.  und  der  Jönsbok. 
Auch  die  Hss.  der  Landslög  schwanken  übrigens. 
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echt  geborenen  br  oeörasynir,  deren  Väter  gleichfalls  echt  geboren, 
aber  fratres  uterini  waren,  und  hinter  ihnen  stehen  solche  Männer 
gleicher  Verwandtschaft,  deren  Väter  unecht  geboren  waren.  Fehlt 
es  an  beiden,  so  folgen  erst  die  broeöradoetr,  dann  die  systkinasynir, 
dann  die  systkinadcetr,  hierauf  aber  die  systrasynir  und  schließlich 
die  systradoetr,  alle  unter  im  übrigen  gleichen  Voraussetzungen.  — 
An  zwölfter  Stelle  kommen  diejenigen  Personen  zu  stehen,  welche 
im  übrigen  in  derselben  Weise  verwandt  sind  wie  die  oben  an 
neunter  und  zehnter  Stelle  Aufgeführten,  nur  daß  bei  ihnen  statt 
der  consanguinei  vielmehr  uterini  an  der  Spitze  der  Stämme  stehen. 
—  Endlich  an  dreizehnter  Stelle  erbt  zunächst  die  unehelich  geborene 
Tochter;  hinter  ihr  der  unecht  geborene  frater  consanguineus,  und 
nach  ihm  die  unecht  geborene  soror  consanguinea;  fehlen  auch 
diese,  so  erben  nebeneinander  und  zu  gleichen  Teilen  der  Vaters- 
bruder und  der.  Bruderssohn,  deren  Eltern  consanguinei  waren,  sowie 
der  frater  uterinus,  vorausgesetzt,  daß  sie  alle  von  unechter  Geburt 
sind,  und  hinter  ihnen  allen  stehen  dann  zunächst  noch  die  gleich 
nahe  verwandten  Weiber,  natürhch  doch  wohl  in  derselben  Gliede- 
rung. Fehlt  es  auch  an  diesen,  so  sollen  die  brceörüngar  eintreten, 
natürlich  wohl  auch  wieder  die  unecht  geborenen,  da  die  echt  ge- 
borenen bereits  an  einer  viel  früheren  Stelle  berufen  wurden,  und 
sollen  dabei  immer  die  Männer  den  Weibern  vorgehen.  Sind  aber 
auch  solche  nicht  vorhanden,  so  erbt  schließlich  noch  die  Verwandt- 
schaft bis  zum  vierten  gleichen  Grade  einschließlich,  echte  Geburt 
derselben  vorausgesetzt,  und  zwar  mit  der  Maßgabe,  daß  diejenigen, 
deren  Stammeshäupter  consanguinei  waren,  stets  denjenigen  voran- 
gehen sollen,  deren  Stammeshäupter  uterini  waren.  Erst  wenn  es 
an  allen  diesen  Personen  fehlt,  soll  die  Erbschaft  an  den  König 
fallen,  übrigens  aber  jeder  nur  in  der  ihm  zugewiesenen  Klasse  erben, 
und  keiner  dem  anderen  vorgreifen.  Während  aber  das  Stadtrecht 
auch  bezüglich  der  dreizehnten  Klasse  völhg  dem  Landrechte  folgt, 
zeigt  die  Jönsbök  an  dieser  Stelle  beträchtliche  Abweichungen,  und 
eine  weit  günstigere  Behandlung  der  unechten  Geburt.  Sie  läßt  die 
unehelich  geborene  Tochter  weg,  doch  wohl  weil  sie  dieselbe  auf 
Grund  des  §  14  der  Verordnung  vom  14.  Juni  1314^)  bereits  am 
Schlüsse  der  sechsten  Erbenklasse  eingestellt  hatte.  Sie  nennt  da- 
gegen noch  vor  dem  frater  consanguineus  den  Sohnessohn  und  die 
Sohnestochter,  den  Tochtersohn  und  die  Tochtertochter;  sie  schiebt 


^)  Lagasafn,  I,  S.  29. 
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ferner  zwischen  den  frater  consanguineus  und  die  sor(^r  consanguinea 
den  frater  uterinus  ein,  und  nach  der  soror  consanguinea  die  soror 
uterina.  Nach  ihr  läßt  sie  den  Vaterbruder  und  Brudersohn  folgen, 
wobei  diejenigen,  deren  Väter  consanguinei  waren,  den  Vorrang  vor 
denen  haben,  deren  Väter  uterini  waren;  hinter  ihnen  aber  stehen 
zunächst  in  gleicher  Weise  die  Vatersschwester  und  Schwestertochter, 
sodann  aber  der  Mutterbruder  und  Schwestersohn,  und  hinter  ihnen 
die  Mutterschwester  und  Schwestertochter.  Jetzt  folgen  die  broeörüngar, 
dann  die  systkinabörn  und  zuletzt  die  systrabörn,  wobei  immer  der 
Mann  dem  Weibe  vorgeht.  Bei  allen  bisher  genannten  Verwandten 
wird  unechte  Geburt  vorausgesetzt;  in  Ermangelung  ihrer  wird  aber 
zunächst  die  echt  geborene  Geburt  bis  zum  vierten  gleichen  Grade 
einschließlich  berufen,  hinter  ihr  aber  auch  noch  die  unechte  Ge- 
burt bis  zu  demselben  Grade  und  zwar  so,  daß  zunächst  der  zweite 
und  dritte  ungleiche  Grad  berufen  wird,  dann  der  dritte  gleiche, 
dann  der  dritte  und  vierte  ungleiche,  und  zuletzt  der  vierte  gleiche, 
wobei  überdies  wie  bei  der  echten  Geburt  immer  diejenigen,  deren 
Stammeshäupter  consanguinei  waren,  den  anderen  vorgehen,  welche 
von  uterini  abstammen.  Es  ist  schwer  abzusehen,  wie  diese  eigen- 
tümlichen Bestimmungen  in  die  Jönsbök  gekommen  sind.  Da  erst 
im  Jahre  13 14  die  unecht  geborene  Tochter  in  die  sechste  Erben- 
klasse vorgerückt  wurde,  kann  deren  Text  nicht  vor  diesem  Jahre 
seine  derzeitige  Gestalt  erlangt  haben;  andererseits  aber  zeigt  schon 
das  Recht  aus  der  letzten  Zeit  des  Freistaates  eine  so  bedeutende 
Ausdehnung  des  Erbrechtes  der  unechten  Geburt,  daß  der  Jönsbök 
wohl  ein  noch  weiteres  Vorgehen  in  dieser  Richtung  zuzutrauen 
wäre,  wenn  auch  die  Järnsföa  in  ihrem  engeren  Anschlüsse  an  die 
FrpL.  einen  anderen  Weg  geht.  Entscheiden  läßt  sich  die  Frage 
kaum,  so  lange  nicht  eine  kritische  Ausgabe  der  Jönsbök  sowohl  als 
der  sämtlichen  Urkunden  und  Verordnungen  aus  den  13.  und  14. 
Jahrhundert  vorliegt. 

Suche  ich  aber  auch  hier  wieder  die  für  die  Erbentafel  be- 
stimmenden Gesichtspunkte  klar  zu  stellen,  und  zugleich  deren  Ver- 
gleichung  mit  den  Grundsiitzen  des  älteren  Rechtes  durchzuführen, 
so  ergibt  sich  vor  allem  eine  ungleich  weiter  ausgedehnte  Berück- 
sichtigung der  unechten  Geburt.  Hatten  die  älteren  Provinzial- 
rechte  ursprünglich  nur  die  unechten  Kinder  zur  Erbfolge  berufen, 
und  w^ar  diesen  dann  später  in  den  FrI)L.  noch  der  unecht  geborene 
Bruder,  und  wohl  auch  die  unecht  geborene  Schwester,  dann  durch 
die  Novelle  des  K.  Sigurör  Jörsalafari  und  seiner  Brüder  auch  noch 
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der  unecht  geborene  Vaterbruder  und  Brudersohn  beigefügt  worden, 
so  sind  jetzt  auch  noch  die  unecht  geborenen  Geschwisterkinder 
wenigstens  für  den  Fall  zugelassen,  daß  sie  dem  Mannsstamme  an- 
gehören. Dabei  zeigt  sich  freihch  die  Stellung  der  unecht  Geborenen, 
und  soweit  sie  schon  früher  erbberechtigt  gewesen  waren,  einiger- 
maßen zu  ihrem  Nachteil  verschoben ;  aber  dies  ist  nur  die  Folge 
anderweitiger  Veränderungen  in  der  Erbfolgeordnung,  nicht  aber  auf 
irgend  eine  ihnen  selbst  widerfahrene  Ungunst  zurückzuführen.  So 
steht  der  uneheliche  Sohn,  welcher  nach  den  GI)L.  unmittelbar  den 
brceörasynir  gefolgt  war,  und  dem  nach  den  FrpL.  wenigstens 
nur  noch  die  brceörada^tr  vorgegangen  waren,  jetzt  auch  noch  den 
systkinasynir  und  systkinadoetr,  dann  den  systrasynir  und  systradcetr 
nach,  falls  nur  deren  Eltern  Geschwister  vom  Vater  her  waren;  die 
uneheliche  Tochter  aber  und  die  unehelichen  Geschwister  stehen 
wie  alle  übrigen  unechten  Verwandten,  die  überhaupt  noch  erbfähig 
sind,  erst  hinter  den  ehelich  Geborenen  des  dritten  gleichen  Grades, 
was  für  die  beiden  ersteren  zwar  nicht  den  GI)L.,  aber  doch  den 
FrpL.  gegenüber  allerdings  eine  Zurücksetzung  ist.  Das  isländische 
Gesetzbuch  des  K.  Magnus  erweist  sich  der  unechten  Geburt  sogar 
noch  weit  günstiger,  was  sich  aus  der  weiteren  Ausdehnung  ihres 
Erbrechtes  in  den  letzten  Zeiten  des  Freistaates  leicht  erklärt,  und 
zwar  handelt  es  sich  dabei  nicht  bloß  um  eine  Vervollständigung 
der  Erbentafel  durch  Einschaltung  der  unehehchen  Enkel  vor  den 
unehelichen  Geschwistern,  sondern  auch  um  eine  Veränderung  der- 
selben, indem  der  uneheliche  frater  uterinus  seine  Stelle  unmittelbar 
hinter  dem  unechten  frater  consanguineus  erhält  statt  erst  neben 
dem  unehelichen  Vaterbruder  und  Brudersohne,  sowie  zumal  um 
eine  Ergänzung  derselben,  indem  der  Mutterbruder  und  Schwester- 
sohn, dann  die  Mutterschwester  und  Schwestertochter  vor  den  broeör- 
üngar,  dann  die  systkinabörn  und  systrabörn  gleich  hinter  diesen 
eingeschoben  werden,  endlich  auch  die  gesamte  unechte  Verwandt- 
schaft, welche  jenseits  des  zweiten,  aber  noch  innerhalb  des  vierten 
gleichen  Grades  einschließlich  liegt,  am  Schlüsse  der  ganzen  Erben- 
tafel eingereiht  wird.  Zu  beachten  ist  ferner,  daß  nach  den  späteren 
Gesetzbüchern  ganz  wie  nach  den  FrI)L.  neben  der  unechten  Geburt 
des  Erben  selbst  auch  noch  die  seines  Vaters  berücksichtigt  wird, 
wobei  als  Regel  gilt,  daß  ceteris  paribus  das  Kind  eines  echtge- 
borenen parens  dem  eines  unecht  geborenen  um  einen  Schritt  vor- 
geht; ja  diese  Berücksichtigung  der  unechten  Geburt  des  Vaters 
wird  im  neueren  Rechte  sogar  noch  viel  konsequenter  durchgeführt 
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als  im  älteren.  Endlich  muß  aber  auch  noch  bemerkt  werden,  daß 
zwar  das  Landrecht  des  K.  Magnus  von  einem  Erbrechte  der  Mutter 
geij^enüber  ihrem  unehelichen  Kinde  nichts  weiß,  daß  aber  eine  Ver- 
ordnung des  K.  Häkon  Magnüsson  vom  2.  Mai  1313  in  ihrem  §  3 
diesem  Mangel  abhalf,  '  )  indem  sie  der  Mutter  ein  Erbrecht  am 
Schlüsse  der  sechsten  Klasse  unmittelbar  hinter  dem  unehelichen 
Sohne  einräumte,  vorausgesetzt  nur,  daß  sie  das  Kind,  um  dessen 
Beerbung  es  sich  handelt,  weder  im  Ehebruch  noch  im  Inzeste  ge- 
wonnen hatte,  für  Island  aber  führte  die  Verordnung  desselben  Königs 
vom  14.  Juni  1314''^)  in  ihrem  §  14  nicht  nur  das  gleiche  Erbrecht 
der  außerehelichen  Mutter  ein,  sondern  sie  wies  auch,  wie  oben 
bereits  bemerkt,  der  unehelich  geborenen  Tochter  unmittelbar  hinter 
der  außerehelichen  Mutter  ihre  Stelle  an.  —  Was  sodann  die  Weiber 
betriftt,  so  fehlt  es  der  neuen  Gesetzgebung  an  jedem  durchgreifenden 
Prinzipe.  Gelegentlich  der  zehnten  und  zwölften  Klasse  wird  aller- 
dings der  Grundsatz  ausgesprochen,  und  gelegentlich  der  dreizehnten 
bezüglich  der  unecht  geborenen  broeörüngar  wiederholt,  daß  bei 
gleicher  Gradesnähe  stets  der  Mann  das  Weib  ausschließe;  diese 
Regel  greift  auch  wirklich  bereits  bei  den  Geschwistern  Platz,  und 
zwar  bei  den  consanguinei  wie  bei  den  uterini,  und  wird  von  hier 
ab  in  der  Seitenlinie  der  entfernteren  Grade  ausnahmslos  beobachtet, 
soweit  nicht  etwa  die  oben  besprochene  Regel  ein  anderes  mit  sich 
bringt,  daß  das  Kind  eines  unecht  geborenen  parens  dem  eines  echt 
geborenen  um  einen  Schritt  nachstehe.  Insoweit  steht  demnach  die 
neuere  Gesetzgebung  wesentlich  auf  demselben  Boden  wie  die  Fr[)L. 
oder  das  ältere  isländische  Recht;  aber  bezüglich  der  näheren  Grade 
der  Verwandtschaft,  in  der  absteigenden  sowohl  als  aufsteigenden 
Linie  weicht  das  gemeine  Landrecht  mehrfach  von  dieser  Regel  ab, 
und  wenn  zwar  bei  den  FrI)L.  dasselbe  der  P^all  war,  so  bewegen 
sich  doch  die  Abweichungen  hier  wie  dort  in  verschiedener  Richtung. 
Wie  nach  den  älteren  Provinzialrechten,  so  konkurriert  die  Tochter 
auch  jetzt  noch  mit  dem  Sohnessohne;  aber  sie  konkurriert  jetzt, 
anders  als  früher,  überdies  auch  noch  mit  dem  Sohne,  wenn  auch 
nicht  zu  gleichen  Hälften  wie  mit  jenem,  so  doch  zu  einem  Drittel. 
Die  Sohnestochter  steht  ferner,  anders  als  nach  den  FrI)L.,  nicht 
nur  dem  Sohnessohne  und  dem  Vater,  sondern  auch  dem  Groß- 
vater nach,  der  hier,  ähnlich  wie  nach  den  GpL.,  weiter  vorgerückt 


^)  Norges  gamle  Love,  III,  Nr,  36,  S.  loo. 
^)  Lagasafn,  I,  S.  29. 
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ist  als  nach  den  FrpL.;  dagegen  folgt  die  Tochtertochter  wieder 
ganz  richtig  dem  Tochtersohne  auf  dem  Fuße  nach.  Daß  die  Tochter 
eines  unechten  Sohnes  oder  einer  unechten  Tochter  von  den  Söhnen 
von  solchen  etwas  weiter  abstehen,  ist  an  sich  nur  eine  Folge  des 
Satzes,  daß  die  unechte  Geburt  des  parens  das  Kind  um  einen  Grad 
herabdrücke,  doch  bleibt  immerhin  auffällig,  daß  solche  Enkelinnen 
nicht  sofort  in  der  nächsten  Klasse  an  erster  Stelle  berufen  wurden, 
vielmehr  erst  hinter  den  consanguinei  und  der  Mutter  erben.  Ganz 
prinziplos  ist  ferner,  daß  die  unechte  Tochter  erst  in  der  dreizehnten 
Klasse  erbt,  während  sie  ihre  richtige  Stelle  am  Schlüsse  der  sechsten 
Klasse  hinter  dem  unechten  Sohne  finden  müßte,  wohin  sie  denn 
auch,  was  das  isländische  Recht  betrifft,  die  Novelle  des  Jahres  13 14 
versetzte.  Lediglich  aus  den  älteren  GpL.  herübergenommen  ist 
ferner  die  abnorme  Stellung  der  Mutter  hinter  den  consanguinei, 
statt  unmittelbar  hinter  dem  Vater;  eine  Konsequenz  aber  einerseits 
dieser  regelwidrigen  Stellung  der  Mutter  und  andererseits  der  weit 
vorgerückten  Stellung  des  Vatervaters  ist  die,  daß  auch  die  Vater- 
mutter nicht  unmittelbar  auf  diesen  letzteren  folgen  kann,  vielmehr 
hinter  die  Mutter  und  neben  den  Muttervater  gestellt  erscheint.  — 
Bezüglich  des  Gegensatzes  zwischen  dem  Mannsstamme  und 
Weibsstamme  ist  die  neuere  Gesetzgebung  ihre  sehr  durchgreifend 
eigentümlichen  Wege  gegangen.  Von  einer  scharfen  Sonderung 
beider,  wie  solche  in  den  älteren  GpL.  sowohl  als  FrI)L.  bemerkbar 
gewesen  war,  ist  jetzt  nicht  mehr  die  Rede,  und  wenn  zwar  der 
Mannsstamm  auch  jetzt  noch  vor  dem  Weibsstamme  eines  Vorzuges 
genießt,  so  läßt  sich  dieser  doch  nicht  mehr  auf  ein  festes  Prinzip 
zurückführen.  Gelegentlich  der  neunten  und  zwölften  Klasse  wird 
allerdings  bemerkt,  daß  bei  gleicher  Gradesnähe  der  Mannsstamm 
dem  Weibsstamme  vorgehen  solle,  und  damit  dieselbe  Regel  aufge- 
stellt, welche  auch  bereits  nach  den  GpL.  für  die  entferntere  Ver- 
wandtschaft jenseits  der  tölumenn  hatte  gelten  sollen;  aber  gleich- 
mäßig durchgeführt  wird  diese  Regel  keineswegs.  Wenn  der  Tochter- 
sohn in  der  zweiten  Klasse  erbt,  der  Sohnessohn  aber  in  der  ersten, 
wenn  der  frillusonarsonr  in  der  zweiten,  der  frilludöttursonr  aber  in 
der  dritten  Klasse  steht,  wenn  der  Vaterbruder  und  Brudersohn  in 
der  vierten,  aber  Mutterbruder  und  Schwestersohn  in  der  fünften 
Klasse  berufen  werden,  soferne  ihre  Stammeshäupter  consanguinei, 
dagegen  in  der  siebenten  und  andererseits  achten,  falls  diese  uterini 
sind,  so  liegt  dabei  offenbar  die  Regel  zugrunde,  daß  der  Weibsstamm 
um  eine  Klasse  hinter  dem  Mannsstamme  zurückzustehen  habe;  aber 
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demgegenüber  erbt  der  Großvater  väterlicherseits  in  der  ersten  Klasse, 
der  Großvater  mütterlicherseits  dagegen  erst  in  der  dritten,  während 
die  Großmutter  mütterlicherseits  in  eben  dieser  3.  Klasse  unmittelbar 
auf  die  Großmutter  väterlicherseits  folgt,  auf  die  brd-örabörn  sam- 
feöra  und  sammcröra  folgen  in  der  6.  und  ii.  Klasse  unmittelbar 
die  systkinabörn  und  weiterhin  die  systrabörn,  ohne  in  die  folgende 
Klasse  herabgedrückt  zu  werden,  und  ebenso  steht  in  der  9.  und 
12.  Klasse  das  systkinabarn  und  systrüngsbarn  gleich  hinter  dem 
brcjeörüngsbarn,  stehen  ferner  in  der  10.  und  12.  Klasse  die  eptir- 
systkinabörn  und  eptirsystrabörn  gleich  hinter  den  eptirbrcjeörabörn, 
so  daß  in  allen  diesen  Fällen  der  Abstand  ein  geringerer  scheint  als 
da,  wo  der  Weibsstamm  in  die  folgende  Klasse  herabsteigen  muß,  end- 
lich wenn  Geschwister  als  consanguinci  in  der  3.  Klasse,  als  uterini  al)er 
erst  in  der  4.  Klasse  erben,  Oheime  und  Neftcn  wenn  samfeöra  in  der  4., 
wenn  sammceöra  in  der  7.  Klasse,  Geschwisterkinder  wenn  samfeöra  in 
der  6.,  wenn  sammoeöra  in  der  11.,  ebenso  bei  dem  nächsten  ungleichen 
Grade  die  samfeöra  in  der  9.,  die  sammceöra  in  der  12.  und  beim  3. 
gleichen  Grade  die  samfeöra  in  der  10.,  die  sammoeöra  in  der  12.  Klasse 
stehen,  so  ist  auch  hier  wieder  der  Abstand  ein  ungleich  größerer. 
Man  möchte  fast  vermuten,  daß  man  zwischen  den  Verwandten  von 
der  Mutterseite  her  und  dem  übrigen  Weibsstammc  unterschieden 
und  die  erstcren  schlechter  gehalten  habe  als  den  letzteren ;  ein 
festes  Prinzip  läßt  sich  indessen  nicht  erkennen,  und  im  alten  nef- 
gildi  war  auch  die  Verwandtschaft  von  der  Mutterseite  her,  wenigstens 
teilweise,  begriffen  gewesen.  Beachtenswert  ist  immerhin,  daß  sich 
eine  ähnliche  Scheidung  der  Vaterseite  von  der  Mutterseite  auch  in 
der  Bestimmung  geltend  macht,  daß  das  Gut,  welches  die  Mutter 
ihrem  Kinde  gegeben  hat,  nach  dessen  Tod  an  sie  selbst,  oder  wenn 
sie  selbst  bereits  verstorben  ist,  an  die  germani  oder  uterini  des 
Kindes  fallen  soll  mit  Ausschluß  des  Vaters;  beachtenswert  auch, 
daß  der  §  i  der  bereits  angeführten  Verordnung  vom  2.  Mai  13 13 
auf  derselben  Grundlage  weitergebaut  hat.^)  Nach  ihm  soll  für  den 
Fall,  da  ein  Kind  seine  rechtmäßige  Mutter  beerbt  hat,  und  nun 
selber  vor  Hinterlassung  von  Deszendenten  stirbt,  der  Vater  und 
die  väterliche  Verwandtschaft  nur  die  Fahrhabe  erben,  wogegen 
die  liegende  Habe  nur  einem  lebenslänglichen  Besitz  und  Nutz- 
nießungsrechte des  Vaters  unterliegen,  nach  seinem  Tode  aber  an 
den  nächsten  Verwandten  des  Kindes  mütterlicherseits  fallen  soll. 


^)  Norges  gamle  Love,  III,  S.  99. 
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vorausgesetzt  nur,  daß  er  derselben  Linie  (aettkind)  angehöre,  aus 
welcher  das  Gut  dem  Kinde  zugekommen  ist;  ebenso  soll  es  auch 
in  dem  umgekehrten  Falle  gehalten  werden,  da  das  Kind  seinen 
Vater  beerbt  hat,  und  hinterher  von  der  Mutter  oder  deren  Ver- 
wandtschaft beerbt  wird,  jedoch  soll  die  ganze  Regel  nur  für  die 
gewöhnliche  Erbfolge,  ■  nicht  auch  für  die  Thronerbfolge  gelten.  — 
Die  Berechnung  der  Verwandtschaft  ist  durchaus  die  des 
kanonischen  Rechts,  dessen  neuere  Verwandtschaftsgrenze  denn  auch 
jetzt  für  das  Erbrecht  Geltung  gewonnen  hat.  Doch  ist  wieder  einiges 
geändert  in  Bezug  auf  das  Verhältnis  der  aufsteigenden  und  absteigen- 
den Linie  unter  sich  und  zu  der  Seitenlinie.  Auch  jetzt  wird  die 
auf-  und  absteigende  Linie  nicht  über  den  zweiten  Grad  aufwärts 
und  abwärts  verfolgt;  dabei  wird,  wie  dies  in  den  Gl)L.  geschehen 
war,  beiden  Linien  ohne  Rücksicht  auf  die  Nähe  des  Grades  der 
Vorzug  vor  der  Seitenlinie  eingeräumt,  sodaß  im  Mannsstamme  der 
Sohnessohn  und  Vatervater  vor  den  frater  consanguineus,  im  Weibs- 
stamme aber  der  Tochtersohn  und  Muttervater  vor  den  frater 
uterinus  zu  stehen  kommen.  Aber  abweichend  \'on  den  älteren 
Provinzialrechten  wird  der  absteigenden  Linie  auch  derselbe  Vorzug 
vor  der  aufsteigenden  zugestanden,  gleichfalls  ohne  Rücksicht  auf 
die  Nähe  des  Grades,  solange  nur  das  weibliche  Geschlecht  oder 
die  unechte  Geburt  des  Deszendenten  selbst,  oder  des  sein  Erbrecht 
vermittelnden  Aszendenten,  nicht  ein  anderes  mit  sich  bringt;  aber 
auch  dann,  wenn  weibliches  Geschlecht  in  Mitte  liegt,  hindert  solches 
den  Vorgang  der  Deszendenz  vor  Vater  und  Vaterssohn  nur  teil- 
weise, den  Vorgang  aber  vor  Mutter  und  Muttervater,  dann  Vaters- 
mutter und  Muttermutter  gar  nicht,  und  die  unechte  Geburt  des 
die  Erbfolge  vermittelnden  Ascendenten  macht  sich  ebenfalls  nur  in 
der  ersteren,  nicht  auch  in  der  letzteren  Richtung  geltend.  Von 
einem  Repräsentations rechte  ist  auch  der  neueren  Gesetz- 
gebung nichts  bekannt,  wenn  man  nicht  etwa  die  teilweise  Kon- 
kurrenz des  Sohnessohnes  mit  dem  Sohne  unter  diesen  Gesichts- 
punkt stellen  will;  ebensowenig  von  einer  Teilung  zwischen  der 
Vaterseite  und  Mutter seite,  soweit  nicht  etwa  die  oben  be- 
reits besprochenen  Vorschriften  über  das  Schicksal  der  von  der 
Mutter  einem  Kinde  gemachten  Zuwendungen,  dann  die  Vorschriften 
der  Novelle  von  1313,  über  die  von  der  Mutterseite  her  ererbten 
Liegenschaften  hierher  zu  beziehen  sind.  Dagegen  ist  allerdings 
eine  Teilung  nach  Stämmen  bereits  im  Aufkommen  begriffen. 
Wenn  zwar  wiederholt  bezüglich  der  2.,  und  4.  Klasse  ausgesprochen 
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wird,  daß  bei  der  Teilung  der  Erbschaft  unter  die  Angehörigen  von 
mehreren  in  einer  Klasse  konkurrierenden  Kategorien  von  Verwandten 
auf  die  Kopfzahl,  durch  welche  eine  jede  repräsentiert  wird,  keine 
Rücksicht  genommen,  vielmehr  der  auf  jede  Kategorie  treffende  An- 
teil als  ein  feststehender  behandelt  werden  solle,  so  ist  dabei  an 
eine  Teilung  nach  Stämmen  noch  keineswegs  zu  denken ;  aber  wenn 
gelegentlich  der  4.  Klasse  sofort  beigefügt  wird:  „ok  svä  skal  hver- 
vitna  upp  heöan  af,  at  jammikit  skal  taka  einn  1  sina  kvisl,  |)6  at 
allmargir  sc  i  aöra  kvisl",  so  ist  klar,  daß,  wenn  auch  vielleicht  aus 
Mißverständnis,  für  die  entfernteren  Grade  eine  Teilung  nach  Stämmen 
wirklich  eingeführt  werden  sollte.  Hinwiederum  ist  von  einer 
Parentelenordnung  auch  in  der  neueren  Gesetzgebung  keine 
Spur  zu  finden,  und  überhaupt  erweisen  sich  die  in  ihr  bemerkbaren 
Neuerungen  zumeist  nur  als  weitere  Fortschritte  auf  bereits  früher 
betretenen  Bahnen,  bezüglich  deren  sich  nur  auf  diesem  Punkte 
ebensowohl  wie  in  anderen  Teilen  der  Legislation  des  K.  Magnus 
ein  klares  Verfolgen  bestimmter  Ziele,  und  ein  folgerichtiges  Durch- 
führen bewußt  aufgestellter  Gesichtspunkte  sich  sehr  fühlbar  ver- 
missen läßt.  —  Was  aber  schließlich  noch  die  Stammgutsfolge 
betrifft,  bezüglich  deren  selbstverständlich  weder  das  Stadtrecht  noch 
die  Jönsbok  in  Betracht  kommen  kann,  so  fehlt  es  auch  bezüglich 
ihrer  an  jedem  leitenden  Prinzipe.  Auch  noch  das  gemeine  Land- 
recht kennt  den  Begriff  der  Weiber,  „lia^r  sem  öölum  skolu  fylgja", 
und  rechnet  dazu  die  Tochter  und  Sohnestochter,  dann  die  Vaters- 
schwester und  Bruderstochter ;  ^)  da  ihre  Aufzählung  augenschein- 
lich den  Gula|)ingslög  entlehnt  ist,  wird  wohl  durch  die  5.  der 
dort  genannten  Frauen,  nämlich  die  Schwester,  hierher  zu  ziehen 
sein,  und  wird  sie  wohl  nur  durch  einen  Schreibverstoß  an 
unserer  Stelle  ausgefallen  sein.  Die  Bezeichnung  dieser  Weiber 
als  ööalskonur  findet  sich  aber  nicht  mehr  gebraucht,  und  auch 
von  baugrygjar  ist  nicht  mehr  die  Rede,  so  daß  sich  schon  von 
hier  aus  der  Zweifel  ergibt,  daß  die  Stellung  dieser  Weiber  nun- 
mehr möglicherweise  eine  veränderte  geworden  sein  könnte.  So 
wird  denn  auch  sofort  gesagt,  daß,  wo  immer  Mann  und  Weib 
gleich  nahe  zum  ööal  berufen  sind,  das  Stammgut  sowohl  wie  das 
übrige  Erbe  unter  sie  zu  teilen  sei,  wovon  nur  bei  der  ersten  Erben- 
klasse eine  Ausnahme  gelte.  Die  Bedeutung  dieses  Vorbehaltes  er- 
gibt sich  sehr  einfach  aus  der  oben  schon  angeführten  Regel,  ^)  daß 


')  Landslög,  LandabrigÖi,  i. 
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die  Tochter,  wenn  sie  mit  Söhnen  oder  Sohnessöhnen  konkurriert, 
diesen  das  Stammgut  lassen,  und  ihre  Erbposition  in  Fahrhabe  oder 
Kaufeigen  erhalten  soll;  ebendamit  ist  aber  gesagt,  daß  der  Regel 
nach  den  Weibern,  „er  öörlom  skulu  fylgja",  gegenüber  ein  solcher 
Vorzug  der  Männer  nicht  besteht,  und  somit  ein  Einlösungsrecht 
diesen  in  Bezug  auf  das  oöal  nicht  mehr  wie  früher,  zusteht.  Hier- 
nach sind  die  früheren  ööalskonur  nunmehr  in  die  Stellung  einge- 
rückt, welche  vordem  nur  die  baugrygjar  eingenommen  hatten ;  ja 
ihre  Stellung  ist  sogar  vielleicht  eine  bessere  geworden  als  die  dieser 
letzteren,  soferne  sie  neben  den  gleich  nahe  verwandten  Männern 
erben,  während  die  baugrygjar  vordem  erst  an  einer  späteren  Stelle 
berufen  worden  waren.  Von  hier  aus  erwächst  nun  freihch  der 
Auslegung  unserer  Stelle  eine  Schwierigkeit  eigentümlicher  Art. 
Von  den  aufgezählten  vier  Weibern  nämlich,  welche  nach  Abzug  der 
imter  die  Ausnahme  fallenden  Tochter  übrig  bleiben,  kann  so- 
wohl die  Schwester  als  die  Vatersschwester  und  die  Bruders- 
tochter nach  der  gemeinen  Erbfolge  niemals  mit  einem  Manne 
konkurrieren,  und  es  bleibt  somit  nur  bezüglich  der  Sohnestochter, 
welche  allerdings  mit  dem  ^ttleiöingr,  dem  Sohne  eines  unechten 
Sohnes,  und  dem  echt  geborenen  Sohne  einer  echt  geborenen  Tochter 
in  Bezug  auf  Land  wie  Fahrhabe  konkurriert,  für  die  Regel  ein  Spiel- 
raum übrig,  wenn  man  sich  nicht  entschließen  will,  entweder  eine 
ganz  verschiedene  Ordnung  der  Stammgutsfolge  und  der  gemeinen 
Erbenfolge  bei  jenen  aufgezählten  Weibern  anzunehmen,  oder  aber 
unsere  Stelle  nicht  nur  auf  ein,  sondern  auch  noch  auf  entfernter 
verwandte  Weiber  zu  beziehen,  was  doch  beides  sein  Bedenken  hat. 
Auf  der  einen  Seite  nämlich  ist  zwar  allerdings  richtig,  daß  neben 
den  fünf  oben  genannten  Weibern  nunmehr  auch  noch  andere  zur 
Stammgutsfolge  berufen  waren,  denn  es  ist  gelegentlich  von  Stamm- 
gütern die  Rede,  welche  die  Mutter  von  ihren  Kindern  erbt ;  ^)  aber 
derartige  Güter  unterlagen  einem  Einlösungsrechte  seitens  der  Männer,-) 
und  solche  Fälle  können  somit  nicht  wohl  gemeint  sein,  wenn  die 
Regel  ausgesprochen  wird,  daß  Stammgut  unter  zugleich  berufene 
Männer  und  Weiber  zu  teilen  sei  wie  gemeines  Erbe.  Andererseits 
ist  zwar  richtig,  daß  an  einer  Stelle  der  gemeinen  Erbentafel  auf 
ein  Auseinandergehen  der  Stammgutsfolge  und  der  gemeinen  Erb- 
folge hingedeutet  wird,  soferne  nämlich  gelegentHch  der  vierten  Erben- 
klasse bemerkt  wird:  „en  hvervitna  jiar  sem  ööalsjörö  er  til  i  skipti,. 


^)  Landab rb.  7.  -)  ebenda,  7  und  14. 
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|)ä  hafi  |)at  (')öal  er  til  er  l:)orit,  en  hinir  lausa  aura";  aljer  in  dieser 
Klasse  erben  primär  nebeneinander  der  Vatersbruder  und  Bruders- 
sohn, die  samfeöra  sind,  und  der  brööir  sammctöra,  und  eventuell, 
wieder  nebeneinander,  die  gleich  nahe  verwandten  Weiber,  so  daß 
also  diese  Bestimmung  auf  unseren  Fall  sich  niclit  beziehen  kann, 
soferne  sie  ja  gar  keine  Konkurrenz  von  Männern  und  Weil)ern  zeigt, 
und  umgekehrt  läßt  gerade  der  Umstand,  daß  an  dieser  Stelle  die 
Möglichkeit  der  Trennung  der  Stammgutsfolge  von  der  gemeinen 
Erbfolge  ausdrücklich  betont  wird,  um  so  sicherer  darauf  schließen, 
daß  beide  im  übrigen  zusammenfielen.  In  der  Tat  ist  uns  die  aus- 
nahmsweise Behandlung  gerade  dieses  Falles  sehr  leicht  erklärlich, 
da  hier  der  Mannsstamm  mit  uterini  konkurrierte,  welche  letztere 
von  der  Stammgutsfolge  wegzuweisen  das  neuere  Recht  ebensogut 
wie  das  ältere  seine  Gründe  hatte.  Hiernach  scheint  in  Bezug  auf 
die  Stellung  der  Weiber  eine  eigentümliche  Verschiebung  stattge- 
funden zu  haben,  vermöge  deren  die  sämtlichen  früheren  ööalskonur 
in  die  begünstigtere  Stellung  der  baugrygjar,  und  die  bisher  unberech- 
tigten Weiber  in  die  Stellung  der  bisherigen  ööalskonur  einrückten, 
wobei  mit  wenigen,  speziell  vermerkten  Ausnahmen  die  Folgeordnung 
für  dieselben  hier  dieselbe  war  wie  bei  der  gemeinen  Erbfolge.  Mag 
sein,  daß  mit  dieser  Verbesserung  der  Stellung  der  W^eiber  der  Satz 
zusammenhing,  daß  fortan  auch  Weiber  den  Männern,  und  Männer 
den  Weibern  oöal  zur  Ausübung  des  Einstandsrechtes  anbieten  sollten, 
und  daß  dem  Einlösungsrechte  der  Männer,  welche  sich  zu  Stamm- 
gut ziehen  wollten,  welches  in  die  Hand  von  Weibern  gelangt  war, 
fortan  keine  Verjährung  schaden  solle  mag  sein  auch,  daß  eben 
jener  Umstand  den  K.  Häkon  Magnussen  veranlaßte,  in  seiner  oben 
schon  angeführten  Verordnung  auf  die  Einführung,  oder  wenn,  ein 
solches  etwa  vordem  schon  in  der  östlichen  Reichshälfte  bestanden 
haben  sollte,  auf  die  allgemeine  Einführung  eines  Fallrechtes  hinzu- 
arbeiten. Übrigens  hat  die  Stammgutsfolge  auch  abgesehen  von 
der  Stellung  der  W^eiber  noch  ihre  Eigentümlichkeiten,  Es  ist  bereits 
früher  bemerkt  worden,  daß  der  Sohnessohn,  welcher  nunmehr  zu 
mit  dem  Sohne  bei  der  Beerbung  des  Großvaters  resp.  Vaters 
konkurriert,  daneben  noch  das  in  den  GpL.  ihm  bereits  zugestandene 
Recht  genießt,  so  viel  an  Stammgut,  als  sein  Vater  mehr  erhalten 
hätte,  wenn  er  den  Sukzessionsfall  erlebt  hätte,  mit  *  ^  des  Schätzungs- 
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§11.    Die  außerordentliche  Erbfolge. 


2/3 


wertes  einzulösen.  ^)  Außerdem  kehrt  auch  jene  andere  Bestimmung 
der  GpL.  wieder,  nach  welcher  beim  Stammgute  Teilung  Erbe 
bricht,  ^)  und  soll  nach  wie  vor  die  Sukzession  zunächst  in  jeder  der 
abgeteilten  Linien  für  sich  vor  sich  gehen,  und  erst  beim  völligen 
Aussterben  der  einen  Linie  deren  Anteil  am  Stammgute  auf  die 
andere  übergehen;  nach  wie  vor  soll  überdies  dieses  eventuelle 
Folgerecht  erst  dann  erlöschen,  wenn  einer  des  anderen  Tochter 
heiraten  darf,  was  freilich  nunmehr  eine  andere  Bedeutung  hat  als 
früher,  da  inzwischen  die  kirchlichen  Eheverbote  auf  den  vierten 
gleichen  Grad  beschränkt  worden  waren.  Endlich  kommt  hier  noch 
der  Vorzug  in  Betracht,  welcher  nunmehr  dem  ältesten  Sohne  in 
Bezug  auf  den  Haupthof  eingeräumt  ist,  und  von  welchem  allenfalls 
bezweifelt  werden  mag,  ob  in  ihm  wirklich  eine  Neuerung,  oder 
etwa  nur  eine  Einwirkung  des  älteren  Rechtes  der  östlichen  Reichs- 
hälfte zu  erkennen  sei;  über  diesen  Punkt  ist  indessen  oben  bereits 
das  Nötige  bemerkt  worden.  Umfangreichere  Abweichungen  der 
Stammgutsfolge  von  der  gemeinen  Erbfolge  scheinen  hiernach  nicht 
mehr  bestanden  zu  haben ;  aber  freilich  läßt  sich  die  Ordnung  der 
ersteren  nicht  in  allen  Punkten  mit  voller  Sicherheit  feststellen. 
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Die  Blutsfreundschaft  ist  zwar  der  regelmäßige  und  weitaus  be- 
deutsamste, aber  keineswegs  der  einzige  Titel,  auf  welchem  die  Erb- 
folge beruht.  Hinter  der  verwandtschaftHchen  Erbfolge  steht  viel- 
mehr zunächst  das  Erbrecht,  welches  dem  Freilasser  gegenüber 
seinem  Freigelassenen,  und  teilweise  sogar  noch  gegenüber  dessen 
Deszendenz  zugestanden  ist.  Das  isländische  Recht ^)  läßt  den 
Freilasser  seinen  Freigelassenen  beerben,  soferne  derselbe  stirbt  ohne 
eheliche  Söhne  oder  Töchter  zu  hinterlassen.  In  gewissem  Umfange 
erstreckt  sich  das  Erbrecht  des  Freilassers  sogar  noch  auf  die  Kinder 
des  Freigelassenen ;  indessen  ist  es  schwer  festzustellen,  wieweit  das- 
selbe ihnen  gegenüber  reichte.  Einmal  nämlich  wird  gesagt,  daß 
der  Freilasser,  wenn  die  Kinder  der  Freigelassenen  ohne  Hinterlassung 


')  Landsl.,  ErfÖat.  7,  Nr.  i  und  Landabrb.  i;  vgl.  G|)L.  294. 
-)  Lands  1.,  Landabrb.  i;  vgl.  G^L.  282. 
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von  Kindern  sterben,  so  viel  Gut  aus  ihrem  Nachlasse  erhalte,  als 
der  Freigelassene  selbst  bei  seinem  Tode  besessen  hatte,  wogepfen 
der  übrige  Nachlaß  an  die  Verwandtschaft  der  Kinder  des  Freige- 
lassenen falle;  auf  der  anderen  Seite  aber  wird  gesagt,  daß  der  Frei- 
gelassene selbst  beim  Tode  seiner  Kinder  dasjenige  erhalte,  ^\'as  er 
diesen  als  Ausfertigung  gelegentlich  ihrer  Verehelichung  oder  als 
Unterstützung  gelegentlich  einer  Reise  gegeben  habe,  oder  was  der 
heiratenden  Tochter  als  Widerlage  im  Hinblicke  auf  ihre  Mitgift  ge- 
geben worden  sei,  falls  diese  Kinder  anders  ohne  Hinterlassung  eigener 
Kinder  verstorben  waren.  Es  ist  nun  schlechterdings  nicht  ersicht- 
lich, wer  im  letzteren  Falle  den  etwaigen  w^eiteren  Nachlaß  des 
Freigelassenen  erhalten  haben  sollte,  da  an  den  Freilasser  zu  denken 
mit  der  für  den  ersten  Fall  gegebenen  Vorschrift  nicht  vereinbar  ist, 
und  an  andere  Verwandten  des  verstorbenen  Kindes  gleichfalls  nicht 
zu  denken  ist,  da  nach  isländischem  Rechte  in  Ermangelung  von 
Deszendenten  des  Erblassers  der  Vater  dessen  nächster  Erbe  ist 
Es  wird  hiernach,  da  bei  der  Ubereinstimmung  beider  Rechtsbücher 
nicht  wohl  zu  einer  Emendation  des  Textes  gegriffen  werden  kann, 
hier  wohl  nur  die  Annahme  übrig  bleiben,  daß  hier  ein  Konflikt 
älteren  Rechtes  mit  neuerem  vorliege,  und  daß  somit  ursprünglich 
der  Freilasser  die  Kinder  seines  Freigelassenen  auch  bei  Lebzeiten 
dieses  letzteren  mit  Ausnahme  der  von  dem  letzteren  selbst  ihnen 
zugewandten  Vermögensstücke  beerbt  haben  werde,  wogegen  erst 
später  der  andere  Grundsatz  aufgekommen  wäre,  daß  der  Freige- 
lassene schlechthin  seine  Kinder  beerbe,  und  ein  Erbrecht  des  Frei- 
lassers diesen  gegenüber  erst  nach  seinem  Tode,  und  auch  dann  nur 
bis  zu  dem  Betrage  seiner  eigenen  Verlassenschaft  einzutreten  habe. 
Den  Enkeln  des  Freigelassenen  gegenüber  zessiert  übrigens  jedes 
Erbrecht  des  Freilassers  ganz,  und  greift  somit  ihnen  gegenüber  nur 
das  verwandtschaftliche  Erbrecht  Platz ;  *  dagegen  erstreckt  sich  das- 
selbe auch  auf  den  Freigelassenen  des  Freigelassenen.  Haben  mehrere 
.Männer  gemeinsam  einen  Unfreien  freigelassen,  so  entscheidet  selbst- 
verständHch  ihr  Anteil  an  der  Freilassung  auch  über  ihren  Anteil 
an  der  Erbschaft  des  Freigelassenen;  endlich  soll  das  Erbrecht  eines 
freigelassenen  Weibes  genau  ebensoweit  reichen  wie  das  eines  frei- 
gelassenen Mannes.  Von  den  norwegischen  Rechten  dagegen 
lassen  die  GpL.  den  Freigelassenen,  welcher  sein  Freilassungsbier 
noch  nicht  gehalten  hat,  und  welchem  dessen  Haltung  auch  nicht 
vertragsweise  von  seinem  Freilasser  erlassen  worden  ist,  nur  von 
seinem  Freilasser  und  dessen  Rechtsnachfolgern  beerben,  sogar  mit 
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Ausschluß  seiner  eigenen  Kinder;^)  nur  die  „li'tla  erfö''  macht  hier- 
von eine  scheinbare  Ausnahme,  indem  von  zwei  Brüdern,  welche 
schon  vor  ihrer  Freilassung  in  Gütergemeinschaft  gelebt,  und  diese 
auch  nach  ihrer  Freilassung  fortgesetzt  haben,  einander  mit  Aus- 
schluß ihres  Freilassers  beerben  sollen,  aber  auch  nur  eine  schein- 
bare, da  es  sich  hier  im  Grunde  nicht  nur  um  eine  Folge  des  Erb- 
rechtes, sondern  der  Gütergemeinschaft  handelt.  Hat  dagegen  der 
Freigelassene  sein  Freilassungsbier  gehalten,  so  wird  er  zunächst  von 
seiner  Deszendenz,  und  erst  in  Ermangelung  einer  solchen  von 
seinem  Freilasser  und  dessen  Deszendenz  beerbt,  und  erstreckt  sich 
diese  „leysings  erfö''  beiderseits  bis  zum  neunten  Grade  ausschließ- 
lich, auf  Seiten  des  Freilassers  sowohl  als  des  Freigelassenen.  ^)  Die 
FrpL.  aber  lassen  den  Freigelassenen,  der  sein  Freilassungsbier  nicht 
gehalten  hat,  ebenfalls  nur  von  dem  Freilasser  beerben,  mit  Aus- 
schluß seiner  eigenen  Kinder,  ^)  nur  daß  sie  dessen  Ururenkel  auch 
ohne  Dazwischentreten  eines  solchen  Formalaktes  .in  die  höhere 
Klasse  der  Freigelassenen  aufrücken  lassen;  sie  gestehen  aber  sogar 
der  Deszendenz  dessen,  der  sein  Bier  gehalten,  oder  von  dessen 
Haltung  sich  freigekauft  hat,  oder  als  Ururenkel  eines  Freigelassenen 
in  die  höhere  Klasse  übergetreten  ist,  nur  ein  beschränktes  Erbrecht 
zu,  und  zwar  soll  der  in  die  höhere  Klasse  Eintretende  selbst  nur 
seinen  Sohn,  seine  Tochter  und  seinen  eigenen  Freigelassenen  be- 
erben, wogegen  sein  Sohn,  Enkel  und  Urenkel  sieben  Personen  be- 
erbt, nämlich  Vater  und  Mutter,  Sohn  und  Tochter,  Bruder  und 
Schwester,  endlich  den  eigenen  Freigelassenen.  Auch  nach  den 
FrI)L.  steht  aber  dem  Freigelassenen  höherer  Ordnung  und  seiner 
Deszendenz  gegenüber  dem  Freilasser  und  seiner  Deszendenz  ein 
subsidiäres  Erbrecht  noch  immer  zu,  und  zwar  schließt  dieses  Erb- 
recht auch  nach  ihnen  beiderseits  mit  dem  neunten  Grade,  so  daß 
der  achte  beiderseits  noch  inbegriffen  ist.  In  der  späteren  Gesetz- 
gebung kann  natürlich  von  diesem  Erbrechte  nicht  mehr  die  Rede 
sein,  da  mit  der  Unfreiheit  auch  die  Freilassung  aus  ihnen  ver- 
schwunden ist. 

Man  sieht,  auch  das  Erbrecht  des  Freilassers  ist  ein  gesetzliches, 
wie  das  auf  der  Blutsfreundschaft  beruhende,  und  nur  darum,  weil 
das  letztere  das  regelmäßige,  das  erstere  aber  nur  ein  ausnahms- 


')  GI)L.  63,  65,  66,  106. 

^)  ebenda,  65  und  114.  ^)  ebenda,  106. 

^)  Fr{)L.  IX,  II  und  15. 
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weises  ist,  kann  von  einer  völlig  ausgestorbenen  Erbschaft  (aldauöa- 
arfr)  bereits  gesprochen  werden,  wenn  keine  Blutsfreundc  vorhanden 
sind,  die  sich  zu  dieser  ziehen  könnten,  selbst  wenn  ein  Freilasser, 
oder  der  Deszendent  eines  solchen  im  Falle  ist,  dieselbe  an  sich 
nehmen  zu  können.^)  Es  ist  hiernach  auch  nicht  ganz  korrekt,  wenn 
gelegentlich  so  gesprochen  wird,  wie  wenn  in  lOrmangclung  von 
Blutsfreunden  die  Erbschaft  als  herrenloses  Gut  an  den  König 
fallen  würde ;  -)  richtiger  wird  die  Sache  anderwärts  dahin  ausge- 
drückt, daß  der  Anfall  an  den  König  erst  dann  eintrete,  wenn  auch 
kein  Freilasser  oder  Deszendent  eines  solchen  sukzessionsberechtigt 
sei, ''')  und  doch  ist  selbst  dieser  Ausspruch  noch  keineswegs  voll- 
kommen richtig.  Schon  das  Weistum  über  die  Privilegien,  welche 
K.  Olafr  der  Heilige  den  Isländern  in  Norwegen  erteilt  habe,  kennt 
den  Satz,  ^)  daß  der  Nachlaß  eines  in  Norwegen  versterbenden  Is- 
länders, w^enn  geborene  Erben  desselben  nicht  zur  Stelle  sind,  von 
dem  Hausbesitzer,  bei  welchem  der  Verstorbene  wohnte,  drei  Jahre 
lang  aufbewahrt  werden  müßte,  um  an  den  geborenen  Erben  heraus- 
gegeben zu  werden,  wenn  sich  ein  solcher  innerhalb  dieser  Frist  zu 
dem  Gute  zieht;  es  wird  dabei  genau  bestimmt,  welchen  Betrag  der 
Hausbesitzer  zur  Bestreitung  der  Begräbniskosten  u.  dgl.  dem  Nach- 
lasse entnehmen  dürfe,  wie  er  ferner  dessen  Wert  abschätzen  lassen 
müsse,  wie  ferner  der  sich  Meldende  den  Beweis  seiner  Verwandt- 
schaft mit  dem  Verstorbenen  zu  führen  und  eidlich  zu  versprechen 
habe,  daß  er  das  Gut  auf  Island  an  den  nächsten  berufenen  Erben 
hinausgeben  werde.  Ganz  entsprechende  Vorschriften  kennen  aber 
auch  die  GI)L.,  und  zwar  in  noch  detaillierterer  Fassung.  ^)  Sie 
unterscheiden  eine  hüskarlserfö,  landerfö,  skiperfö,felaga- 
erfö  und  gesterfö,  und  verstehen  darunter  das  beschränkte  Erb- 
recht, welches  dem  Dienstherrn  gegenüber  seinem  freien  Hausdiener 
zusteht,  wenn  dieser  in  seinem  Hause  stirbt,  oder  dem  Grundeigen- 
tümer gegenüber  dem  Pächter,  welcher  auf  seinem  Grunde  wohnt, 
oder  dem  Schiffsherrn  gegenüber  seinem  Schiffsgenossen,  der  aul 
dem  Schiffe  stirbt,  oder  dem  Gesellschafter  gegenüber  dem  Genossen, 
der  mit  ihm  gemeinsame  Kasse  führt,  oder  endlich  dem  Gastfreunde 
gegenüber  dem  Gaste,  der  in  seinem  Hause  stirbt.  In  allen  diesen 
Fällen  hat  aber  der  Betreffende  den  Nachlaß  zunächst  drei  Jahre 

^)  G{)L.  io6;  vgl.  282.  2)  ebenda,  104.  ebenda,  106. 

Konüngsbük,  248/195  und  196  —  97. 
GI)L.  109— 113. 
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lang  aufzubewahren,  um  abzuwarten,  ob  sich  nicht  ein  gesetzlicher 
Erbe  einfinden  werde,  um  denselben  anzusprechen;  nach  Ablauf 
dieser  Frist  aber  darf  er  der  Regel  nach  denselben  ganz  für  sich 
behalten,  wenn  dessen  Wert  nicht  über  drei  Mark  beträgt,  wogegen 
er  ihn  mit  dem  Könige  zu  gleichen  Hälften  teilen  muß,  wenn  er 
höheren  Wertes  ist.  Eine  Ausnahme  von  der  Regel  gilt  indessen 
zugunsten  des  Schiffsherrn,  soferne  dieser  den  ganzen  Nachlaß  ohne 
Rücksicht  auf  dessen  Wert  dann  für  sich  allein  behalten  darf,  wenn 
der  Todesfall  jenseits  der  halben  See  von  Norwegen  aus  gerechnet 
sich  begeben  hat;  bezüglich  seiner  wird  andererseits  auch  bemerkt, 
daß  sein  Recht  dem  des  Gesellschafters  weichen  müsse,  wenn  der 
letztere  sich  an  Bord  befinde,  und  daß,  wenn  der  Todesfall  am 
Lande  eintrete,  während  das  Schiff  landfest  sei,  der  betreffende 
Grundeigentümer  bezüglich  aller  der  Vermögensstücke  die  Vorhand 
habe,  die  nicht  im  Schifte  verstaut  (i  bülka  bundit)  seien.  Weniger 
ausführlich,  aber  in  ähnlichem  Sinne,  äußern  sich  die  FrpL.,  welchen 
hinwiederum  auch  die  Järnsiöa  folgt.  ^)  Dieselben  gehen  von  dem 
Begriffe  des  „gestfeöri"  aus,  und  bezeichnet  dieser  Ausdruck  seiner 
Etymologie  nach  den  Sohn  eines  Gastes,  aber  nach  der  ausdrück- 
lichen Definition  unserer  Stelle  auch  jeden  Norweger,  dessen  sämt- 
liche erbberechtigte  Verwandte  gestorben  sind;  augenscheinlich  ist 
eben  der  letztere  nur  dem  Fremden  gleichgestellt  worden,  der  als 
solcher  inländische  Verwandte  nicht  wohl  haben  konnte.  Sie  lassen 
aber  bei  dem  gestfeöri,  der  fremdes  Land  gepachtet  hat,  den  Grund- 
eigentümer, bei  dem,  der  auf  einem  Schiffe  stirbt,  den  Schiffsherrn, 
bei  dem,  der  am  Lande  stirbt,  den  Grundherrn,  bei  dem,  der  in 
fremdem  Dienste  stirbt,  den  Dienstherrn  den  Nachlaß  an  sich  nehm.en 
und  ein  volles  Jahr  aufbewahren,  um  abzuwarten,  ob  sich  ein  ge- 
borener Erbe  melde,  an  welchen  derselbe  hinauszugeben  wäre ;  meldet 
sich  binnen  dieser  Frist  kein  solcher,  so  verbleibt  dem  Dienstherrn 
der  ganze  Betrag  des  Nachlasses,  wogegen  der  Grundherr  und  Schiffs- 
herr von  diesem  nur  einen  Wert  von  sechs  aurar  ganz  erhält,  den 
Uberschuß  aber  mit  dem  Könige  zu  gleichen  Hälften  teilen  muß. 
Doch  verbleibt  dem  Grundherrn  überdies  auch  noch  das  ganze  Wirt- 
schaftsinventar, sowie  alles,  was  an  Korn,  Heu  oder  Bäumen  boden- 
fest ist,  und  überdies  sollen  die  auf  den  Schiffsherrn  bezüglichen 
Bestimmungen  nur  unter  der  Voraussetzung  gelten,  daß  der  Todesfall 


FrJ)L.  IX,  5 — 6;  Järns.,  ErfÖat.  17,  welche  letztere   indessen   nur  das 
Recht  des  Grundherrn  bespricht. 
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diesseits  der  halben  See  von  Norwegen  aus  gerechnet  sich  ereignet 
hat,  während,  wenn  er  jenseits  der  halben  See  eingetreten  ist,  das 
Recht  des  Bestimmungsortes  des  Schiffes  zu  gelten  hat.  Es  ist  also 
im  wxsentHchen  nur  die  Wartefrist  und  andererseits  die  Wertgrenze, 
welche  in  den  Fr[)L.  anders  und  niedriger  bestimmt  ist  als  in  den 
GpL.,  und  außerdem  kennen  die  ersteren  keine  fclagaerfö;  dagegen 
lassen  sie  aber  auch  den  Ehemann  einer  gestfecVa  deren  Nachlaß  an  sich 
nehmen  und  ein  volles  Jahr  lang  aufbewahren,  wobei  sich  doch  wohl 
von  selbst  versteht,  daß  auch  ihm  dieser  definitiv  zufällt,  wenn  diese 
Frist  unbenutzt  verstreicht.  Offenbar  handelt  es  sich  aber  in  allen 
hier  einschlägigen  Fällen  im  Grunde  gar  nicht  um  ein  eigentliches 
Erbrecht,  sondern  nur  um  das  Recht  desjenigen,  in  dessen  Detention 
der  Nachlaß  sich  zur  Zeit  des  Todes  des  Erblassers  befand,  diesen 
für  sich  zu  behalten,  wenn  sich  niemand  rechtzeitig  meldete,  welcher 
dessen  Herausgabe  zu  fordern  berechtigt  gewesen  wäre,  und  das 
Eigentümliche  der  soeben  besprochenen  Vorschriften  liegt  somit  nicht 
darin,  daß  dem  Detentor  das  Behalten  des  Nachlasses  verstattet, 
sondern  vielmehr  umgekehrt  darin,  daß  er  genötigt  wird,  unter  Um- 
ständen mit  dem  Könige  zu  teilen,  welche  letztere  Vorschrift  sich 
indessen  aus  dem  allgemeinen  Ansprüche  des  letzteren  auf  die 
herrenlosen  Erbschaften  ebenfalls  genügend  erklärt.  Die  spätere  Ge- 
setzgebung hat  übrigens  des  Königs  Recht  sehr  erweitert.  Nach 
dem  gemeinen  Landrechtc  und  Stadtrechte  hat  zunächst  der  Haus- 
herr, in  dessen  Haus  der  Erblasser  starb,  dessen  Nachlaß  abschätzen 
zu  lassen  und  ein  volles  Jahr  aufzubewahren,  um  auf  den  Erben  zu 
warten;  findet  sich  aber  ein  solcher  nicht  binnen  Jahresfrist  ein,  so 
fällt  der  Nachlaß  nach  deren  Ablauf  sofort  ganz  an  den  König,  und 
zwar  definitiv,  wenn  es  sich  um  die  Beerbung  eines  Ausländers 
handelt,  wogegen  sich  zum  Nachlasse  eines  Inländers  der  geborene 
Erbe  noch  binnen  weiteren  zehn  Jahren  ziehen  kann.^)  Die  Jönsbök 
dagegen  enthält  über  den  Punkt  weit  ausführlichere  Vorschriften, 
bei  denen  neben  den  Grundsätzen  des  norwegischen  Landrechtes 
auch  ein  Einfluß  des  älteren  isländischen  Rechtes  sich  bemerkbar 
macht,  wie  denn  zumal  die  Unterscheidung  der  Ausländer  von  nord- 
germanischer und  von  anderer  Nationalität  aus  dieser  letzteren  Quelle 
geflossen  ist.-)  —  Es  enthält  aber  das  ältere  i  s  1  ä  n  d  i  s  c  h  e  R  e  c  h  t 
sehr  eingehende  Vorschriften  über  die  Behandlung  von  Erbschaften, 

^)  Landsl.,  Erfc^at.  Ii;  BjarkR.  Ii. 
•2)  Jönsbök,  Erf(^at.  23. 
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bezüglich  deren  wegen  Abwesenheit  des  gesetzHchen  Erben  einst- 
weilen Fürsorge  zu  treffen  war,  ^)  und  es  bezeichnet  dabei  solche 
Erbschaften  technisch   als  „dänarfe",   welcher  Ausdruck,   mit  dem 
schwedischen  „dana  arver"  und  dem  dänischen  „dannefae"  sich  be- 
rührend, wohl  am  richtigsten  von  einem  Worte  dän,  d.  h.  Tod  ab- 
geleitet wird,  das  nur  in  der  Genitivform  dänar  in  Zusammensetzungen 
wie  danarfe,  dänardagr  oder  dänardoegr,  dänardo^gn,  dann  dänarakr 
(vgl.  Udäinsakr),  dänarbü   erhalten   ist.  '■^)     Man  unterscheidet  aber 
zunächst  zwischen  dem  Falle,  da  die  Erbschaft,   um  die  es  sich 
handelt,  sich  im  Inlande  befindet,  und  dem  anderen,  da  dieselbe  im 
Auslande  lag.    Befindet  sich  die  Erbschaft  auf  Island,  während  der 
zu  ihr  berufene  Erbe  außer  Landes  ist,  so  hat  der  nächste  im  Lande 
befindliche  Verwandte  des  Verstorbenen  (nicht  seines  Erben)  den 
Nachlaß  an  sich  zu  nehmen ;  ^)  hinterläßt  dagegen  der  Erblasser  gar 
keinen  im  Lande  anwesenden  Verwandten,  was  doch  wohl  nur  bei 
Fremden  vorzukommen  pflegte,  so  wird,  ähnlich  wie  in  Norwegen, 
verschieden  verfahren  je  nach  den  Umständen,  unter  welchen  der 
Todesfall  eingetreten  war.^)    War  der  Mann  zu  Schiff  gestorben,  so 
sollte  zunächst  dessen  Gesellschafter  seinen  Nachlaß  übernehmen; 
hatte  er  keinen  solchen,  sein  Speisegenosse,  hatte  er  auch  keinen 
solchen,  sein  Schiffsherr,  und  wenn  deren  mehrere  waren,  alle  zu- 
sammen je  nach  Verhältnis  ihrer  Schiffsparten;  war  endlich  der  Ver- 
storbene selbst  der  Schiffsherr,  so  sollte  in  Ermangelung  eines  felagi 
und  mötunautr  degenige  goöi  dessen  Nachlaß  an  sich  nehmen,  dessen 
Dingmann  der  Eigentümer  des  Landes  ist,  an  welchetn  das  Schift' 
anlegt,  und  dessen  Mannschaft  ihre  Buden  aufschlägt.    Ebenso,  wie 
wenn  der  Mann  zu  Schiff  verstorben  wäre,  wird  es  auch  gehalten, 
wenn  derselbe  auf  der  Reise  vom  Schiffe  zu  dem  Orte  stirbt,  den 
er  sich  zum  Winteraufenthalt  gewählt  hat;   stirbt   er   dagegen  an 

\)  vgl.  V.  Finsen,  in  den  Annaler,  1849,  S.  314 — 21. 

So  schon  Oddr  Haldörsson  Vfdali'n,  De  usu  lingual  islandicK  (1786), 
^- 30—35  und  neuerdings  Möbius,  h.  v.,  dann  Schlyter,  h.  v.  (S.  II 7  und  794 
— 95);  'Vgl-  auch  Sveinbjörn  Egilsson,  Eirlkr  Jönsson,  GuÖbrandr  Vig- 
fiisson,  aber  auch  schon  |)ör5r  S  v  e  i  n  b  j  ö  rn  s  s  o  n  ,  h.  v. 

2)  Konüngsbök,  118/226  und  249/198;  Arfa        4/181  und  6/189. 

^)  Konüngsbök,  120/228 — 29  und  249/197 — 98;  Arfa  J).,  6/186 — 87.  Die- 
selben Regeln  gelten  auch  bezüglich  der  vi'gsböt,  Konüngsbök,  97/172 — 73;  Vi'g- 
slöÖi,  37/71  —  75,  und  wir  dürfen  darum  wohl  annehmen,  daß  auch  die  Bestimmung, 
nach  welcher  zu  der  Blutklage  um  einen  auf  Island  verheirateten  Norweger,  der  dort 
keine  Blutsfreunde  hat,  die  Freundschaft  seiner  Frau  berufen  sei,  Konüngsbök, 
94'I70,  im  Erbrechte  ihr  Analogen  gehabt  haben  werde. 
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diesem  letzteren  Orte,  oder  auch  auf  dem  Rückwege  von  diesem 
zum  Schiffe,  so  ist  zur  Übernahme  des  Nachlasses  zwar  in  erster 
Linie  auch  wieder  der  Kompagnon  berufen,  eventuell  aber  der  Haus- 
herr, welcher  ihm  Quartier  gegeben  hat,  und  auf  den  äußersten  Fall 
der  goöi,  zu  dessen  Dingleuten  dieser  letztere  gehört.  Hat  sich  die 
Schiffsmannschaft  Buden  zu  dauerndem  Aufenthalte  aufgeschlagen, 
also  fremde  Gastfreundschaft  überhaupt  nicht  in  Anspruch  genommen, 
so  erscheint  zunächst  wieder  der  Kompagnon  des  Verstorbenen  zur 
Übernahme  seines  Nachlasses  berufen,  eventuell  aber  der  goöi,  dessen 
Dingmann  der  Eigentümer  des  Grundes  ist,  auf  welchem  die  Buden 
stehen;  hat  sich  endlich  der  Verstorbene  bleibend  auf  Island  mit 
eigenem  Herde  niedergelassen,  ohne  doch  hier  einen  Erben  zu  haben, 
so  nimmt  sein  eigener  goöi  dessen  Nachlaß  in  Verwahrung.  So  ist 
es  denn  strengstens  korrekt,  wenn  anderwärts  gesagt  wird,  daß 
speziell  norwegische  Männer  auf  Island  nur  als  Verwandte  oder  Ge- 
sellschafter Erbe  nehmen  können,  ^)  nur  daß  man  dabei  nicht  an  die 
Beerbung  von  Leuten  denken  darf,  die  zu  Schiff  oder  doch  auf  der 
Reise  vom  Schiff  zu  ihrem  Quartier  am  Lande  versterben.  Von 
selbst  versteht  sich  übrigens,  daß  ein  Gesellschaftsvertrag  nur  unter 
der  Voraussetzung  berücksichtigt  wird,  daß  er  ernstlich  gemeint  war, 
und  nicht  etwa  bloß  simuliert  wurde,  um  einen  eventuell  zur  Über- 
nahme des  Nachlasses  Berufenen  um  dieses  Recht  zu  bringen ;  außer- 
dem wird  vermöge  einer  ausdrücklichen  Rechtsvorschrift  auch  nur 
der  Vertrag  berücksichtigt,  welcher  mindestens  das  gesamte  Gut, 
welches  der  ärmere  der  beiden  Gesellschafter  auf  der  Reise  bei  sich 
führt,  zu  einem  gemeinsamen  macht.  Andererseits  kann  vermöge 
eines  früher  schon  erwähnten  Grundsatzes  derjenige  zur  Übernahme 
des  Nachlasses  nicht  berechtigt  erscheinen,  welcher  selbst  den  Tod 
des  Erblassers  verschuldet  hat,  auch  wenn  er  im  übrigen  der  zu- 
nächst Berufene  wäre ;  solchenfalls  hat  vielmehr  der  in  zweiter  Linie 
Berufene  in  das  Recht  einzutreten,  und  wenn  ein  goöi  als  an  letzter 
Stelle  Berufener  sich  des  Vergehens  schuldig  gemacht  hat,  fällt  der 
Nachlaß  statt  in  seine  Hände  in  die  seiner  beiden  sam|)ingisgoöar. 
Das  Recht  aber  des  Übernehmers  der  Erbschaft  ist  zunächst  wieder 
nur  ein  provisorisches,  d.  h.  er  hat  den  Nachlaß  zunächst  nur  auf- 
zubewahren und  zu  verwalten,  bis  ihn  ihm  ein  besser  Berechtigter 
abnimmt;  indessen  bietet  ihm  dessen  Übernahme  schon  insoweit 
einen  Vorteil,  als  er  in  den  Früchten  des  übernommenen  Gutes  ein 


^)  Konüngsbök,  247/195. 
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reichliches  Entgelt  für  seine  Mühewaltung  bezieht,  und  überdies  ver- 
wandelt sich  sein  provisorisches  Recht  von  selbst  in  ein  definitives, 
wenn  sich  etwa  ein  besser  Berechtigter  nicht  meldet.  In  der  ersteren 
Beziehung  liegt  aber  dem  Übernehmer  ob,  den  Nachlaß  gleich  bei 
dessen  Übernahme,  oder  doch  längstens  in  der  siebenten  Sommer- 
woche, durch  fünf  benachbarte  Grundeigentümer  abschätzen  zu 
lassen,  soweit  derselbe  in  Fahrhabe  besteht,  ganz  wie  dies  in  Bezug 
auf  Mündelgut  vorgeschrieben  ist;  ganz  wie  Mündelgut  hat  er  ihn 
sodann  in  freiester  Weise  zu  verwalten,  aber  freilich  auch  ganz  auf 
eigene  Wag  und  Gefahr.  Dem  seinerzeit  sich  meldenden  Erben  ist 
nämlich  nur  das  übernommene  Land  in  natura,  die  Fahrhabe  da- 
gegen nur  ihrem  Kapitalwerte  nach  hinaus^ugeben,  so  daß  also  der 
Übernehmer  alle  Früchte,  welche  er  aus  dem  liegenden  und  fahrenden 
Gute,  sowie  allen  Gewinn,  welchen  er  etwa  aus  dem  Umsätze  des 
letzteren  gezogen  hat,  für  sich  behalten  darf,  während  er  freilich  auch 
den  vollen  Aufwand,  welchen  dessen  Bewirtschaftung  verursachte,  zu 
bestreiten,  sowie  alle  Gefahr  des  Unterganges  oder  der  Verschlechte- 
rung zu  tragen  hat;^)  hat  aber  der  Übernehmer  die  Schätzung 
nicht  in  gehöriger  Weise  vornehmen  lassen,  so  hat  er  seinerzeit  für 
den  von  ihm  übernommenen  Kapitalwert  die  vollen  gesetzlichen 
Zinsen  mit  iO*^/<^  zu  entrichten,  und  auch  die  aus  dem  Grundbesitze 
gezogenen  Früchte  herauszugeben.  In  der  zweiten  Beziehung  ver- 
steht sich  hinwiederum  von  selbst,  daß  der  Übernehmer  des  Nach- 
lasses diesen  dem  rechten  Erben  hinauszugeben  hatte,  wenn  dieser 
sich  hinterher  einfand,  um  ihn  zu  erheben,  und  es  stand  eine  Geld- 
strafe darauf,  wenn  er  es  auf  eine,  Klagestellung  ankommen  ließ;") 
nicht  minder  selbstverständlich  ist  ferner  auch,  daß,  wenn  der  rechte 
Erbe  etwa  inzwischen  im  Auslande  gestorben  war,  der  Nachlaß  auch 
dessen  Erben  hinausgegeben  werden  mußte,  wenn  sie  nur  nach- 
weisen konnten,  daß  erstens  der  im  Auslande  Verstorbene  wirklich 
Erbe  des  von  ihnen  angesprochenen  Nachlasses  geworden  war,  und 
daß  zweitens  sie  ihrerseits  wieder  dessen  rechte  Erben  seien. Daß 
dabei,  soweit  die  Erben  Ausländer  waren,  die  Grenzen  ihrer  Erb- 


^)  Konüngsbök,  118/22Ö — 27  und  124/236  und  237,  dann  120/229  und 
249/198;  Arfa  {).,  4/181— 82,  182  und  184;  6/188  und  189,  sowie  17/221. 

2)  Arfa  {).,  4/183 — 84,  6/188  und  189 — 90,  17/220  und  221,  18/224;  ferner 
Konüngsbök,  118/227,  120/229  und  12^/239,  wo  indeß  bloße  Referenzen  stehen, 
sowie  120/229  und  249/189. 

Konüngsbök,  118/227,   124/237   und   249/198;   Arfa  ]}.,  4/182  und  184 
und  6/189 — 90. 
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berechtigung  verschieden  gezogen  waren,  je  nachdem  dieselben  einem 
der  drei  Reiche  des  Nordens  angehörten  oder  nicht,  ist  bereits  bei 
anderer  Gelegenheit  erwähnt  worden,  und  hat  überdies  mit  der  hier 
zu  behandelnden  Frage  nichts  zu  schaffen;  dagegen  ist  wohl  zu  be- 
achten, daß  ausdrücklich  und  wiederholt  ausgesprochen  wird,  daß 
der  Einheimische  den  Nachlaß,  nachdem  er  ihn  einmal  rechtsgültig 
in  Besitz  genommen  hat,  nuf  dem  ausländischen  Erben  selbst,  nicht 
aber  irgend  einem  anderen  ausländischen  Verwandten  des  Verstor- 
benen auszuantworten  verpflichtet  sei,  auch  wenn  dieser,  wenn  von 
Anfang  an  zur  Stelle,  den  Besitz  desselben  seinerseits  hätte  bean- 
S])ruchen  k(3nnen.  ^)     Man  möchte  aus  dieser  Vorschrift,  mit  Vilh. 
Finsen,  ^)  schließen,   daß  isländischen  Verwandten   gegenüber  ein 
anderes  gegolten  habe,  und  daß  somit  unter  diesen  jeder  näher  Be- 
rufene dem  entfernter  Berufenen  den  Nachlaß  auch  dann  abnehmen 
durfte,  wenn  er  selber  doch  auch  noch  nicht  der  nächstberufene 
Erbe  selbst  war,  zumal  da  eine  solche  Befugnis  auch  in  anderen 
analogen  Fällen  anerkannt  war.  —  Für  den  anderen  Fall,  da  die 
Erl)schaft  im  Auslande  lag,  deren  nächster  Erbe  aber  nicht  zur  Stelle 
war,  gilt  als  oberste  Regel  die,  daß  der  nächste  anwesende  Ver- 
wandte des  Erblassers  dieselbe  zu  übernehmen  hat,   welchem  die 
Uberfahrt  nach  Island  erlaubt,  d.  h.  der  weder  geächtet  noch  des 
Landes  verwiesen  ist,  '^j  wobei  unter  gleich  nahe  Berufenen  gleiche 
Teilung  gilt;'^)  doch  sollte  der  Ubernehmer  nicht  entfernter  als  im 
dritten  gleichen  Grade  verwandt  sein,  wenn  das  fragliche  Gut  „austr", 
d.  h.  in  Norwegen  in  Empfang  zu  nehmen  ist.    Man  darf  hierin 
nicht,  wie  Vilh.  Finsen  will,      eine   besondere  Beschränkung  des 
Cbernahmerechtes  sehen,  sondern  nur  eine  Konsequenz  des  ander- 
wärts bereits  besprochenen  Satzes,  daß  das  Erbrecht  der  Isländer  in 
Norwegen  nicht  über  die  Nachgeschwisterkinder  hinausreichte  und 
somit  der  entfernter  Verwandte  erbrechtlich  nicht  mehr  als  verwandt 
galt.    Übrigens  erlitt  die  obige  Regel  in  zwei  Fällen  eine  Beschrän- 
kung.   Einmal  nämhch  sollte  der  Gesellschafter  des  Erblassers,  wenn 
der  Gesellschaftsvertrag  zwischen  beiden  schon  vor  der  Abreise  aus 
Island  abgeschlossen  Avorden  war,  auch  nach  dessen  Tod  das  gemeine 

^)  Koniingsbök,  120/229  und  125/239  (Referenz);  Arfa  J).,  6/188  —  89,  17/220 
und  18/224. 

-)  Annaler,  1849,  S.  318. 

^)  Konüngsbük,  125/237  und  239;  Arfa  |).,  13/206 — 7  und  208—9  und  209. 
•^)  Konüngsbök,  125/241 ;  Arfa  [).,  15/212. 
^)  ang.  O.,  S.  315. 
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Gut  als  solches  in  seiner  Hand  behalten  und  erst  beim  Zusammen- 
treft'en  mit  dessen  Erben  sich  mit  diesen  auseinandersetzen.  ^)  War 
dagegen  der  Gesellschaftsvertrag  erst  im  Auslande  eingegangen 
worden,  so  soll  der  überlebende  Gesellschafter  die  Wahl  haben,  ob 
er  es  ebenso  halten,  oder  ob  er  die  Auseinandersetzung  sofort  vor- 
nehmen, den  Anteil  des  Verstorbenen  abschätzen  lassen  und  unter 
denselben  Bedingungen  heimbringen  will,  wie  sie  einem  Verwandten 
des  Verstorbenen  zuständen;  jedoch  muß  er  letzterenfalls  einem 
näher  Berufenen  weichen,  wenn  sich  ein  solcher  meldet.  Sodann 
aber  soll,  wenn  von  zwei  Eheleuten  der  eine  Teil  auswärts  stirbt, 
der  Uberlebende  berechtigt  sein,  dessen  Nachlaß  in  gleicher  Weise 
in  seiner  Hand  zu  behalten,  bis  der  wirkhche  Erbe  ihn  ihm  ab- 
nimmt;-)  sterben  beide,  so  sollen  die  Verwandten  eines  jeden  dessen 
Nachlaß  in  Empfang  nehmen,  und  wenn  sich  nicht  nachweisen  läßt, 
was  jedem  von  beiden  gehörte,  den  Verwandten  des  Mannes  -/g  und 
denen  der  Frau  ^/g  zufallen.  Von  diesen  beiden  Fällen  abgesehen 
sollen  aber  nur  dann,  wenn  der  Erblasser  auf  dem  Schifte  oder  doch 
bei  dem  Schifte  gestorben  ist,  d.  h.  ehe  er  noch  im  fremden  Lande 
ein  Domizil  gewonnen,  oder  nachdem  er  das  gewonnene  bereits 
wieder  aufgegeben  hat,  auch  unverwandte  Leute  zur  Übernahme 
seines  Nachlasses  berufen  sein,  und  zwar  in  derselben  Reihenfolge, 
in  welcher  solche  den  Nachlaß  eines  Fremden  zu  nehmen  hätten, 
der  ohne  Hinterlassung  von  Verwandten  auf  Island  oder  auf  der 
Fahrt  dahin  gestorben  wäre,  ^)  so  daß  also  der  felagi,  mötunautr, 
skipstjöri,  endlich  der  goöi  einander  folgen,  dessen  Dingmann  der 
Eigentümer  der  Landungsstelle  ist.  Man  sieht,  der  bestimmende 
Grundsatz  ist  der,  daß  das  isländische  Erbe  im  Auslande  ebenso  be- 
handelt werden  soll  wie  das  fremde  Erbe  auf  Island;  hier  wie  dort 
sollen  nur  V^erwandte  und  Kompagnons,  unter  welchen  letzteren 
auch  die  Eheleute  mit  inbegriften  werden  mögen,  den  Nachlaß  in 
Empfang  nehmen,  während  für  die  Dauer  der  Reise  hier  wie  dort 
die  Berechtigung  auch  noch  auf  weitere  Kreise  erstreckt  wird,  weil 
hier  sozusagen  der  Bestimmungsort  des  Schiffes  und  dessen  Land- 
recht noch  nicht  von  der  Habe  Besitz  ergriff'en  hat.  Auch  derjenige, 
der  im  Auslande  den  Nachlaß  eines  Isländers  übernimmt,  hat  dem- 
nach vor  allem  nur  ein  provisorisches  Besitzrecht,  wenn  er  nicht 


^)  Konüngsbök,  125/240;  Arfa  {).,  14/211. 
Konüngsbök,  125/240 — 41;  Arfa  {).,  15/212. 
Konüngsbök,  126/243;  Arfa  |).,  15/215. 
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zufällig  gerade  dessen  nächster  Erbe  ist.  Kr  hat  also  vor  allem  das 
Gut  bei  der  Übernahme  abschätzen  zu  lassen,  und  zwar  w(;  möglich 
von  isliindischen  Männern  und  eidlich;  doch  wird  es  nötigenfalls  mit 
beiden  Erfordernissen  nicht  streng  genommen.  Über  das  Verfahren 
bei  der  Abschätzung  sind  sehr  genaue  Vorschriften  gegeben;  hier 
mag  die  Bemerkung  genügen,  daß  der  ganze  Nachlaß  in  reinem 
Silber  veranschlagt  werden  muß  und  daß  der  Ubernehmer  desselben 
nach  Beendigung  der  Schätzung  vor  eigens  beigezogenen  Zeugen 
die  Erklärung  abzugeben  hat,  daß  er  das  Gut  um  die  Taxe  auf 
eigene  Wag  und  Gefahr  übernimmt.  Ist  der  Nachlaß  nicht  ganz 
vollständig  abgeschätzt  worden,  so  gilt  er  als  gar  nicht  abgeschätzt; 
dagegen  ist  für  den  Fall,  da  das  Gut  beim  Tode  des  Erblassers  be- 
reits verpackt  ist,  gestattet,  daß  die  Schätzleute  es  schätzen,  ohne 
es  zu  sehen,  wenn  sie  anders  das  verpackte  Gut  ohnehin  schon  genau 
genug  kennen.^)  Weiterhin  ist  dann  der  Ubernehmer  des  Nachlasses 
verpflichtet,  denselben  im  nächsten  Sommer  nach  dessen  Übernahme 
nach  Island  zu  bringen,  es  wäre  denn,  daß  er  das  Gut  in  Grönland 
übernommen  hätte,  wesfalls  es  genügt,  wenn  er  mit  dem  nächsten 
von  dort  abgehenden  Schiffe  fährt ;  -)  genügt  er  aber  allen  diesen 
Verpflichtungen,  so  verschafft  ihm  dies  den  Vorteil,  daß  er  nicht 
nur  alle  Zinsen  und  Früchte  des  Gutes,  sowie  allen  Gewinn,  welchen 
er  etwa  aus  dessen  Umsatz  zu  ziehen  vermag,  für  sich  zieht,  wo- 
gegen er  freilich  auch  die  ganze  Gefahr  für  dasselbe  zu  tragen  hat, 
sondern  daß  er  überdies  auch  nur  halb  so  viel  an  Kapital  heraus- 
zugeben hat,  als  er  übernommen  hat.  Die  letztere  Regel  wird 
auch  dahin  ausgedrückt,  er  solle  für  jede  übernommene  Unze  eine 
halbe  Mark  zu  je  sechs  Ellen  bezahlen,  aber  eine  ganze  Mark,  wenn 
die  Schätzung  nicht  gehörig  vor  sich  gegangen  sei,  w^as  freilich  das 
reine  Silber  zu  den  lögaurar  in  ein  Verhältnis  wie  8  :  i  bringen 
w^ürde,  während  es  nach  der  uns  erhaltenen  W^arentaxe  nur  wie 
7  ^  '2  :  I  stand,  soferne  die  Mark  gebrannten  Silbers  gleich  60  Unzen 
lögaurar  gesetzt  wird;^)  aber  es  konnte  ja  wohl  der  Berechnung  ein 
etwas  abweichender  Silberwert  zugrunde  gelegt  sein,  oder  auch  die 
bestehende  Differenz  als  zu  geringfügig  außer  Ansatz  gelassen  werden. 
Der  Übernehmer  des  Nachlasses  war  übrigens  berechtigt,  von  diesem 
so  viel  vorwegzunehmen,  als  nötig  erschien,  um  die  Leichenkosten 

1)  Konüngsbük,  125/237—38;  Arfa  \).,  13/207 — 9. 
'■^)  Arfa  J).,  14/21 1;  Konüngsbök,  125/240  (Referenz). 
^)  Konüngsbök,  125/241;  Arfa  J).,  15/213  und  13/208. 
K  o  n  li  n  g  s  b  6  k  ,  246/1 93. 
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für  den  Verstorbenen  zu  bestreiten,  ^)  ganz  wie  der  norwegische 
Gastfreund  den  gleichen  Abzug  machen  durfte,  wenn  er  dieselben 
ausgelegt  hatte ;  ^)  er  darf  ferner  nach  einer  ausdrückhch  als  Novelle 
bezeichneten  Bestimmung  auch  diejenigen*  Auslagen  in  Rechnung 
bringen,  die  er  machen  mußte,  um  in  den  Besitz  des  Nachlasses  zu 
gelangen ;  ^)  endlich  scheint  er  auch  befugt  gewesen  zu  sein,  für  die 
Transportkosten  einen  weiteren  Abzug  zu  machen,  da  nur  unter 
dieser  Voraussetzung  die  Bemerkung  einen  Sinn  hat,  daß  er  nicht 
vor  erfolgter  Abschätzung  des  Nachlasses  für  diesen  mehr  Raum  in 
einem  Schifte  mieten  solle,  als  welchen  er  nötigenfalls  wieder  ver- 
mieten könne.  ^)  Überdies  wird  ihm  die  an  und  für  sich  treffende 
Haftung  insoferne  erleichtert,  als  er,  wenn  ein  ans  Land  gezogenes 
Schiff  zum  Nachlasse  gehörte,  für  dieses  erst  von  dem  Augenblicke 
an  einzustehen  hatte,  da  dasselbe,  ohne  beschädigt  zu  werden,  eine 
volle  Schiftslänge  weit  gezogen  worden  war.  ^)  An  den  bisher  er- 
örterten Grundsätzen  konnten  sich  indessen  in  mehrfacher  Weise 
Modifikationen  ergeben.  Einmal  nämlich  war  der  Ubernehmer  des 
Nachlasses  keineswegs  gezwungen,  diesen  auf  eigene  Wag  und  Ge- 
fahr zu  übernehmen,  es  stand  ihm  vielmehr  frei,  durch  eine  aus- 
drückliche Erklärung  vor  den  beigezogenen  Zeugen  die  Haftung  für 
denselben  abzulehnen,  wodurch  er  freilich  auch  seinen  Anspruch  auf 
die  Erüchte,  sowie  auf  den  halben  Kapitalwert  des  Gutes  einbüßte; 
erklärte  er  sich  aber  weder  für  noch  gegen  die  Übernahme  der 
Haftung,  so  mußte  er  diese  übernehmen,  ohne  doch  auf  die  ihr  ent- 
sprechenden Vorteile  Anspruch  zu  haben.  ^)  Es  konnte  ferner  vor- 
kommen, daß  jemand  unverschuldet  den  Nachlaß  unabgeschätzt 
übernahm,  z.  B.  weil  derselbe  bereits  verpackt  und  verstaut  war  und 
unbesehen  von  den  Schätzleuten  nicht  taxiert  werden  konnte;  solchen- 
falls trifft  den  Übernehmer  gleichfalls  keine  Haftung,  aber  es  entgeht 
ihm  auch  der  Anspruch  auf  die  Früchte,  und  doch  wohl  auch  der 
auf  die  Hälfte  des  Kapitalwertes.  ^)  Wiederum  gilt  zwar  im  allge- 
meinen Norwegen,  und  auch  Grönland,  ^)  als  genügend  sicher,  um 


^)  Konüngsbök,  125/238;  Arfa  ]).,  13/207. 
-)  Konüngsbök,  248/196. 

^)  Arfa  J).,  13/207  und  17/221;  Konüngsbök,  125/238  (Referenz), 

Konüngsbök,  125/238 — 39;  Arfa  J).,  13/209. 
•^)  Konüngsbök,  125/238;  Arfa  J).,  13/209. 
^)  Konüngsbök,  125/239;  Arfa  J).,  13/209 — lo. 
•)  Konüngsbök,  125/238;  Arfa  J).,  13/209. 

Arfa  {).,  14/211;  Konüngsbök,  125/240  (Referenz)  und  127/249. 
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dort  den  Nachlaß  auslegen  und  abschätzen  lassen  zu  können;  aber 
bei  einem  Nachlasse,  der  in  Deutschland  oder  noch  weiter  südlich, 
oder  wieder  in  England,  Irland  oder  den  kleineren  Inseln  des  Westens 
anfiel,  galt  das  gleiche  Verfahren  nicht  als  rätlich,  vielmehr  fürchtete 
man  Gefahr  für  Gut  und  Leben,  wenn  man  im  fremden  Lande  seinen 
Reichtum  zeigte,  und  so  galt  die  Vorschrift,  daß  man  einen  der- 
artigen Nachlaß  erst  am  nächsten  sicheren  Orte,  den  man  berührte, 
also  etwa  in  Dänemark  oder  gar  erst  in  Norwegen  schätzen  lassen 
solle.  Das  norwegische  Gesetz  sicherte  den  Isländern  ausdrücklich 
zu,  daß  ihnen  kein  anderwärts  angefallener  Nachlaß,  den  sie  dahin 
brächten,  in  Norwegen  abgenommen  werden  solle  aber  doch  galt 
auch  diese  Zusicherung  nicht  für  unbedingt  verlässig,  und  man  ge- 
stattete darum  dem,  der  einen  Nachlaß  aus  Dänemark  oder  noch 
ferneren  Ländern  heimzubringen  hatte,  auch  die  direkte  Heimifahrt 
ohne  vorgängige  Abschätzung,  wenn  er  nur  auf  hoher  See  die  Schiffs- 
mannschaft zusammenrief  und  vor  benannten  Zeugen  ihr  bekanntgab, 
wieviel  Gut  er  übernommen  hatte.  Erklärt  er  sich  zugleich  bereit, 
die  Haftung  für  das  Gut  zu  übernehmen,  so  erwirbt  er  sogar  den 
Anspruch  auf  den  Fruchtgenuß  und  doch  wohl  auch  die  Kapital- 
hälfte, ganz  wie  wenn  er  den  Nachlaß  in  vöHig  regelmäßiger  Weise 
übernommen  hätte,  wenn  er  nur  einen  Wahrspruch  von  Geschwo- 
renen darüber  erbringen  kann,  daß  er  das  Gut  in  Norwegen  hätte 
abschätzen  lassen,  wenn  er  dahin  gekommen  wäre  und  nicht  be- 
fürchtet hätte,  daß  man  es  ihm  dort  abnehmen  würde.-)  Bezüglich 
der  Auslieferung  des  übernommenen  Gutes  aber  galten  folgende 
Regeln:  Kommt  ein  näherer  Verwandter  als  derjenige,  welcher  den 
Nachlaß  übernommen  hat,  dessen  Auslieferung  zu  verlangen,  so  kann 
der  erste  Ubernehmer  diese  nicht  verweigern,  wenn  nur  das  An- 
suchen in  Norwegen  oder  Grönland  gestellt  wird,  und  wenn  er  selber 
das  Gut  auf  Grund  seiner  Verwandtschaft  mit  dem  Verstorbenen 
übernommen  hatte;  hat  er  dasselbe  dagegen  als  Gesellschafter  oder 
Ehegatte  des  Verstorbenen  an  sich  genommen,  so  trifft  ihn  diese 
Verpflichtung  nicht,  und  ebensowenig  braucht  derjenige,  der  Gut  in 
entfernteren  Ländern  übernommen  hat,  dasselbe  früher  als  in  Nor- 
wegen herauszugeben.  Kommt  es  zu  einer  derartigen  Abforderung, 
so  behält  natürlich  der  Herausgebende  allen  Gewinn,  den  ihm  das 
Gut  bis  zum  Zeitpunkte  der  Abforderung  abgeworfen  hat;  aber  von 


^)  Konüngsbük,  248/196. 

2)  Konüngsbök,  125/239 — 40;  Arfa  [).,  13/210— 11. 
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einem  Rechte,  an  dem  Kapitale  einen  Abzug  zu  machen,  ist  bei  ihm 
nicht  die  Rede  und  kann  auch  wohl  nicht  die  Rede  sein,  da  ja 
außerdem  der  wirkliche  Erbe  allzusehr  verkürzt  würde.  ^)  Entspricht 
aber  der  Besitzer  des  Nachlasses  der  an  ihn  gerichteten  Aufforderung 
nicht,  so  kann  derjenige,  welcher  dessen  Auslieferung  verlangt,  seiner- 
zeit auf  Island  Ersatz  für  alles  fordern,  was  ihm  durch  diese  Weige- 
rung entgangen  ist,  während  die  wirklichen  Erben  sich  selbstver- 
ständlich mit  ihren  Ansprüchen  nur  an  den  tatsächhchen  Besitzer 
zu  halten  haben. ^)  Wer  den  Nachlaß  nach  Island  hinüberbringt,  hat 
aber  den  Erben  den  Sachverhalt  sofort  bekanntzugeben  und  ihnen 
sodann  den  Nachlaß  auszuliefern,  natürlich  vorbehaltlich  der  oben 
erwähnten  Abzüge.  Dabei  gilt  als  Zeitpunkt  der  Ablieferung  regel- 
mäßig der  Donnerstag  nach  Ablauf  der  siebenten  Sommerwoche  im 
nächsten  Frühjahre  nach  der  Heimkunft;  doch  soll  dem  Besitzer  auch 
gestattet  sein,  wenn  er  etwa  noch  in  demselben  Sommer  nach  Nor- 
wegen zurückfahren  will,  von  dem  Erben  auch  die  sofortige  Über- 
nahme des  Nachlasses  zu  fordern  und  im  einen  wie  im  anderen  Falle 
hat  er  diesen  bei  ihm  abzuholen,  und  sind  die  Zahlmittel  genau  an- 
gegeben, in  welchen  die  Zahlung  zu  erfolgen  hat.  Ganz  ebenso 
haben  auch  diejenigen  zu  verfahren,  welche  den  Nachlaß  eines  zu 
Schiff  Verstorbenen  zu  übernehmen  hatten,  nur  daß  natürlich  hier 
wohl  weder  von  einer  Haftung  für  das  Gut,  noch  von  einem  An- 
spruch auf  Früchte  oder  Kapitalabzug  die  Rede  sein  konnte,  da  eine 
Gutsschätzung  nicht  möglich  gewesen  war;  wenn  aber  dabei  bemerkt 
wird,  daß  der  Besitzer,  wenn  der  Erbe  trotz  gehörig  erfolgter  Auf- 
forderung das  Gut  nicht  abholt,  dieses  vor  seiner  Abfahrt  dem 
nächsten  Grundbesitzer  einhändigen  solle,  so  wird  diese  Vorschrift 
doch  wohl  eventuell  auch  für  den  vorigen  Fall  gegolten  haben.  ^) 
Erfüllt  der  Besitzer  des  Nachlasses  die  ihm  bezüglich  seiner  Aus- 
lieferung obliegenden  Verpflichtungen  nicht,  so  hat  der  Erbe  eine 
Klage  auf  dessen  vollen  Kapitalwert,  sowie  auf  dessen  inzwischen 
eingetretene  Vermehrung,  und  werden  beide  Beträge  durch  den 
Wahrspruch  von  Geschworenen  festgestellt,  soferne  nicht  der  Be- 
klagte durch  Zeugen  oder  Geschworene  den  Beweis  seines  recht- 
mäßigen V erfahrens  bei  der  Übernahme  des  Gutes  erbringen  kann.^) 

^)  Konüngsbök,  125/239 — 40;  Arfa  J).,  13/210. 

Konvingsbök,  125/241  und  126/242—43;  Arfa  |).,  15/212 — 13  und  215. 
^)  Konüngsbök,  125/241;  Arfa  J).,  15/213. 

Konüngsbök,  126/243;  Arfa  {).,  15/215 — 16. 

Konüngsbök,  125/241 — 42  und  126/242;  Arfa  J).,  15/213 — 14. 
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Verheimlicht  der  Besitzer  des  Nachlasses  bei  dessen  Ablieferung  einen 
Teil  desselben,  so  mag  ihn  der  Erbe,  wenn  er  will,  als  Dieb  be- 
handeln, und  hilft  jenem  auch  nicht,  wenn  dieser  sich  etwa  vorher 
schon  ausdrücklich  für  befriedigt  erklärt  haben  sollte.  Nimmt  der 
Besitzer  den  Nachlaß,  nachdem  er  ihn  nach  Island  hinübergebracht 
hat,  von  dort  wieder  mit  fort,  so  mag  der  Erbe  nach  freier  Wahl 
entweder  auf  Kapital  und  Früchte  klagen  wie  oben,  und  den  Betrag 
beider  durch  Geschworene  feststellen  lassen,  oder  das  Kapital  mit 
^gesetzlichen,  d.  h.  zehnprozentigen  Zinsen  einklagen,  oder  aber  wegen 
Unterschlagung  auf  Landesverweisung  klagen.  Ebenso  mag  der 
Erbe  auch  dann  auf  Landesverweisung  oder  auf  das  Kapital  samt 
legalen  Zinsen  klagen,  wenn  der  Besitzer  des  Nachlasses  diesen  nicht 
im  nächsten  Jahre  nach  der  Übernahme  heimgebracht  hat,  und  ist 
die  Klage  in  beiden  Fällen  gegen  den  zu  richten,  der  das  inländische 
Vermögen  des  Beklagten  zu  verwalten  hat.  Doch  kann  dieser,  wenn 
die  Klage  auf  das  nicht  rechtzeitige  Überführen  des  Nachlasses  be- 
gründet werden  will,  derselben  durch  den  Nachweis  begegnen,  daß 
seinen  Klienten  dabei  keine  Schuld  traf,  sei  es  nun,  daß  er  aus 
irgend  welchem  Grunde  nicht  zu  Schift'  kommen  konnte,  oder  daß 
mächtige  Männer  ihn  an  der  Verschiffung  des  Gutes  hinderten,  oder 
endlich,  daß  er  zu  Schiff  gegangen,  aber  verschlagen  worden  sei.  ^) 
Handelt  es  sich  aber  um  den  Nachlaß  eines  zur  See  Verstorbenen, 
welcher  von  Unverwandten  zu  besorgen  war,  so  trifft  die  Landes- 
verweisung schlechthin  alle  Schiffsgenossen,  wenn  sie  das  Gut  wissent- 
lich wieder  von  Island  aus  mit  fortnehmen ;  ^)  es  erklärt  sich  aber 
diese  ausnahmsweise  Härte  doch  wohl  daraus,  daß  bei  Unver- 
wandten die  Gefahr  am  größten,  und  zugleich  ein  Irrtum  über  das 
Maß  der  eigenen  Berechtigung  kaum  möglich  war.  Es  versteht  sich 
aber  von  selbst,  daß  in  allen  diesen  Fällen  der  Nachlaß  in  den 
Händen  seines  Übernehmers  blieb,  wenn  sich  kein  Erbe  einfand,  um 
ihm  denselben  abzunehmen. 

Zum  Schlüsse  ist  noch  einiger  ganz  vereinzelter  Vorkommnisse 
zu  gedenken,  welche  sich  an  das  Erbrecht  des  Freilassers  an- 
reihen. Im  isländischen  Rechte  wird  demjenigen,  der  einen  Hilf- 
losen um  Gotteswillen  aufgenommen  und  verpflegt  hat,  ohne  dazu 
verpflichtet  zu  sein,  mit  Ausschluß  der  geborenen  Erben  ein  Erbrecht 


1)  Konüngsbök,  126/243—44;  Arfa  {).,  15  216— 18. 

2)  Konüngsbök,  126/243;  Arfa  J).,  15/216. 
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auf  dessen  Nachlaß  eingeräumt/)  eine  Bestimmung,  welche  offenbar 
in  der  Anschauung  wurzelt,  daß  der  Fremde,  welcher  die  von  den 
Verwandten  unerfüllt  gelassenen  verwandtschaftlichen  Pflichten  frei- 
willig erfüllt  hat,  dafür  auch  mit  Ausschluß  dieser  letzteren  der  ver- 
wandtschaftlichen Rechte  genießen  soll.  Das  gemeine  Landrecht 
und  Stadtrecht  Norwegens,  und  ihm  folgend  auch  die  Jönsbök,  haben 
dafür  den  gerade  umgekehrten  Satz,  daß  zwar  derjenige,  der  kraft 
gesetzlicher  Verpflichtung  die  Verpflegung  eines  anderen  übernommen 
hat,  dessen  Erbe  er  doch  nicht  ist,  Ersatz  für  seine  Auslagen  bean- 
spruchen dürfe,  wenn  der  Verpflegte  hinterher  Vermögen  erwirbt, 
oder  bei  seinem  Tode  etwas  hinterläßt,  daß  dagegen  der,  der  einen 
anderen  um  Gotteswillen  verpflegt  hat,  lediglich  Gotteslohn  dafür 
zu  erwarten,  aber  sonst  nichts  zu  erhalten  habe.  -)  In  Bezug  auf 
Bettler,  die  in  fremdem  Hause  starben,  galt  ferner  auf  Island  die 
Regel,  daß  sie  von  dem  Hausherrn  vollständig  beerbt  werden  sollten; 
doch  konnten  die  geborenen  Erben  durch  den  Nachweis,  daß  sie 
dem  Verstorbenen  für  genügende  Pflege  gesorgt  hatten,  und  daß  er 
somit  wider  ihren  Willen  und  ohne  Not  auf  den  Bettel  gegangen 
sei,  sich  ihre  Ansprüche  auf  dessen  Nachlaß  erhalten,  mit  alleiniger 
Ausnahme  der  Vermögensstücke,  welche  er  zur  Zeit  seines  Todes 
bei  sich  trug.  ^)  Stirbt  ferner  ein  Bettler  oder  sonstiger  Armer  auf 
freiem  Felde,  so  soll  der  Eigentümer  des  betreflenden  Grundstückes 
alles  bekommen,  was  er  bei  sich  trug,  wogegen  sein  übriger  Nach- 
laß an  den  geborenen  Erben  fällt.  ^)  Für  den  ersten  dieser  beiden 
Fälle  gilt  natürlich  wieder  ganz  die  obige  Erklärung ;  für  den  An- 
spruch aber  auf  diejenigen  Vermögensstücke,  welche  der  Verstorbene 
bei  sich  trug,  mag  vielmehr,  wie  eine  der  einschlägigen  Stellen  dies 
andeutet,  die  Rücksicht  auf  die  den  Hausherrn  oder  Grundherrn 
treffende  Begräbnispflicht  bestimmend  geworden  sein,  ^)  indem  man 
demjenigen,  welchen  diese  Last  traf,  eben  auch  behalten  ließ,  was 
bei  dem  Verstorbenen  gefunden  wurde,  soweit  nach  Bestreitung  der 
Leichenkosten  davon  noch  etwas  übrig  blieb.  Endlich  soll  noch 
von  dem  Vermögen  eines  Priesters,  welchen  der  Besitzer  einer 


^)  Konüngsbük,  121/230;  Arfa  Jj.,  18/224;  KrR.  hinn  gamli,  6/32, 
Anm.  h.  h, 

2)  Landsl.,  ErfÖat.  23;  BjarkR.  21;  Jönsbok,  Framfo^rzlub.  5. 
^)  Konüngsbök,  2/9 — 10  und   121/229 — 30;  KrR.  hinn  gamli,  6/30  und 
Arfa  J).,  8/19 1. 

Konüngsbük,  2/11  und  121/230;  KrR.  7/34  und  Arfa  Jj.,  8/191 — 92. 
^)  vgl.  auch  Konüngsbök,  2/7 — 8;  KrR.  4/18 — 20. 
Maurer,  Verwandtschafts-  und  Ei-brecht  nach  altnordischem  Rechte.  19 
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Kirche  zum  Dienste  an  dieser  hatte  erziehen  lassen,  ein  Betrag  von 
360  Unzen,  zu  sechs  Ellen  jede,  an  diese  Kirche  und  deren  Herrn 
fallen,  während  der  Überrest  seinen  Verwandten  gehört; der  Ersatz 
der  im  Interesse  der  Kirche  aufgewandten  Unterrichtskosten  an  diese, 
nicht  aber  ein  eigentliches  Erbrecht,  ist  zweifellos  der  hier  maß- 
gebende Gesichtspunkt. 


§  12.    Die  letztwilligen  Verfügungen, 

Eine  der  schwierigsten,  aber  auch  der  interessantesten  Fragen 
des  altnordischen  Erbrechtes  ist  die,  wie  weit  dasselbe  neben  einer 
gesetzlichen  Erbfolge  auch  noch  eine  solche  auf  Grund  letztwilliger 
Verfügungen  gekannt  habe;  lösen  läßt  sich  dieselbe  nur,  wenn  man, 
über  das  Bereich  des  Erbrechtes  hinausgreifend,  die  Grenzen  zu  be- 
stimmen sucht,  welche  überhaupt  dem  Verfügungsrechte  des  Be- 
sitzers über  sein  Vermögen  im  Interesse  seiner  gesetzlichen  Erben- 
gezogen sind.  Dabei  wird  aber  wieder  das  isländische  Recht  von 
dem  norwegischen  geschieden  werden  müssen. 

Das  isländische  Recht  zunächst  betrachtet  den  Anspruch 
des  gesetzlichen  Erben  als  einen  wohlerworbenen,  durch  keine  eigen- 
mächtige Verfügung  zu  schmälernden,  wenn  es  auch  gewisse  Ein- 
schränkungen dieser  Auffassung  allerdings  zuläßt.  Es  bezeichnet 
demgemäß  als  arfskot,  d.  h.  Erbschaftsentziehung,  oder  arfsvik, 
d.  h.  Erbschaftsbetrug,  ^)  jede  Verfügung,  welche  dahin  abzielt,  den 
geborenen  Erben  um  das  ihm  zukommende  Erbe  zu  bringen;  in 
gleichem  Sinne  wird  auch  der  Ausdruck  gebraucht,  räöa  arf 
undan  manni,  und  finden  beide  Ausdrücke  nicht  nur  dem  ge- 
borenen Blutsfreunde,  sondern  auch  dem  geborenen  Freilasser  gegen- 
über Anwendung,  wenn  dieser  etwa  als  gesetzlicher  Erbe  in  Betracht 
kommt.  Der  präsumptive  Erbe  ist  dabei  befugt,  jede  Verfügung, 
welche  eine  Verkürzung  seiner  Erbansprüche  enthalten  würde,  an- 
zufechten (aö  ripta,  aö  rjüfa);  nur  muß  er,  wenn  er  dies  beab- 
sichtigt, längstens  am  dritten  Alldinge  von  dem  Zeitpunkte  an 
gerechnet,  in  welchem  er  von  der  Verfügung  Kenntnis  erlangt  hat, 
seinen  Widerspruch  gegen  dieselbe  öffentlich  bekanntgeben  (segja 


^)  Konüngsbük,  4/18— 19;  KrR.  13/60. 

^)  In  der  Eyrbyggja,  35/63  z.  B.  wechseln  in  den  Hs.  beide  Ausdrücke. 
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ösätt  sina  ä,  segja  ösättir  äj,  und  zwar  scheint  diese  Bekannt- 
gabe entweder  unter  Zuziehung  von  Zeugen  an  die  beiden  Kontra- 
henten selbst  gerichtet,  oder  aber  im  Beisein  des  Gesetzsprechers 
vom  lögberg  aus  erlassen  worden  zu  sein.^)  Erläßt  der  präsumptive 
Erbe  seinen  Protest  nicht  innerhalb  der  gesetzlichen  Frist,  so  hat  er 
sich  an  seinem  Rechte  verschwiegen  und  kann  somit  das  Geschäft 
nicht  weiter  anfechten;  handelt  es  sich  um  die  Anfechtung  eines 
Alimentationsvertrages  (arfsal),  so  war  sogar  sofortige  Erhebung  des 
Widerspruches  und  Bekanntgabe  desselben  am  nächsten  Alldinge  er- 
forderlich, um  die  Anfechtbarkeit  desselben  zu  sichern."^)  Auf  Grund 
eines  rechtzeitig  erhobenen  Protestes  hat  der  präsumptive  Erbe  da- 
gegen eine  Klage,  wobei  dann  Geschworene  durch  ihren  Spruch 
festzustellen  haben,  ob  eine  widerrechtliche  Verletzung  seiner  Erb- 
ansprüche im  gegebenen  Falle  vorliege  oder  nicht ;  ^)  die  Folgen 
seiner  Verurteilung  scheinen  aber  für  den  Beklagten  je  nach  den 
Umständen  sehr  verschiedener  Art  gewesen  zu  sein,  wie  sich  dies 
unten  noch  des  näheren  ergeben  wird.  Übrigens  konnte  der  prä- 
sumptive Erbe  selbstverständlich  auf  sein  Einsprachsrecht  ebensogut 
ausdrücklich  als  stillschweigend  verzichten  und  hierauf  gründet  sich 
der  Gebrauch,  in  Fällen,  in  welchen  man  die  Einsprache  eines  solchen 
zu  befürchten  hatte,  sich  im  Voraus  seiner  Zustimmung  zu  ver- 
sichern. Oft  genug  heißt  es  demgemäß  in  den  Quellen,  daß  man 
dies  oder  jenes  nicht  tun  dürfe  „fyrir  räö  skaparfa  sins"  ^)  oder  „nema 
erfmgjar  leyfi'V^)  oder  daß  etwas  nur  geschehen  dürfe  „at  erfingja 
leyfi"  oder  „at  erfingja  satt"  ^)  oder  „ef  erfingja  segir  satt  si'na  ä";") 
ja  es  läßt  sich  sogar  erkennen,  daß  man  die  Willfährigkeit  des  Erben 
unter  Umständen  durch  Gegenleistungen  sich  zu  erkaufen  wußte 
(kaupa  arf  sinn  själfi).  ^)   Indessen  konnte  der  präsumptive  Erbe  eben 


^)  Konüngsbökj  127/249;  Arfa  |).,  21/226 — 27.  Nur  der  iysi'ng  am  lögberg 
gedenken  Konüngsbök,  135/17  und  Ö  mag  ab.  14/267 — 68,  wogegen  (Jmagab. 
13/267  eine  ihr  vorgängige  lysing  vor  fünf  büar  gefordert  wird. 

^)  Konüngsbök,  127/249  und  135/17;  Arfa  {).,  22/227;  ümagab.  14/267 
— 68  und  13/267. 

^)  Konüngsbök,  127/247  und  248;  Arfa  |).,  11/203  ^'^^^  12/205;  ferner 
Ömagab.  13/267. 

*)  Konüngsbök,  118/223  und  224;  127/246  und  247;  Arfa  }).,  4/177  und 
178;  11/202  und  203—4. 

•^)  Konüngsbök,  127/247;  Arfa  J).,  11/201 — 2,  dann  204. 
«)  Arfa  l).,  18/223. 

')  Konüngsbök,  127/248;  Arfa  J).,  12/205. 
Arfa  {).,  24/228. 
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doch  nur  sich  selber  verpflichten;  trat  demnach  hinterher  durch 
irgendwelche  Verkettung  von  Umständen  ein  anderer  als  präsump- 
tiver  Erbe  ein,  der  weder  konsentiert  noch  sich  verschwiegen  hatte, 
so  mochte  dieser  immerhin  das  Geschäft  anfechten,  nur  daß  ihm 
für  die  Erhebung  seines  Protestes  eine  kürzere  pTist  als  die  gewöhn- 
liche gesteckt  war,  sofcrne  er  diesen  entweder  binnen  14  Tagen  vor 
seinen  fünf  hcimilisbüar  oder  aber  am  nächsten  Alldinge  erklären 
muf5te,  beides  von  dem  Zeitpunkte  an  gerechnet,  in  welchem  er  er- 
fahren hat,  daß  er  Erbe  geworden  seiJ)  Eme  reine  Abnormitiit  ist 
es,  wenn  nach  einer  späteren,  erst  in  der  Staöarhölsbök  enthaltenen 
Bestimmung  bei  Verträgen,  welche  mit  einer  Domkirche  oder  einem 
Kloster  abgeschlossen  werden,  unter  Umständen  der  Konsens  des 
jeweiligen  präsumptiven  Erben  für  schlechterdings  genügend  erklärt 
wird,  um  das  Geschäft  absolut  unanfechtbar  zu  machen.  -)  —  Einer 
näheren  Erörterung  bedarf  nun  aber  noch  die  Frage,  unter  welchen 
Voraussetzungen  eine  Verfügung  als  arfskot  oder  umgekehrt  als 
rechtlich  erlaubt  gegolten  habe,  und  gerade  in  dieser  Beziehung 
zeigen  die  Quellen  sehr  verschiedenartige,  sich  kreuzende  Gesichts- 
punkte berücksichtigt. 

Gelegentlich  wird  der  Satz  ausgesprochen,  daß  zwar  jedermann 
die  Verwaltung  seines  eigenen  Vermögens  haben  solle,  solange  er 
wolle  und  zu  deren  Führung  geistig  befähigt  sei,  daß  aber  doch  ein 
Greis  von  mindestens  80  Jahren  zur  Veräußerung  von  Grund- 
besitz oder  Godorden  der  Zustimmung  seines  Erben  bedürfe,  wenn 
nicht  etwa  die  Veräußerung  durch  Schulden  nötig  gemacht  werde, 
und  daß  dasselbe  auch  von  der  Veräußerung  eines  Todkranken 
gelte. ^)  Man  darf  dabei  auch  an  die  andere  Vorschrift  sich  erinnern, 
nach  welcher  ein  80 jähriger  Greis,  welcher  ohne  die  Zustimmung 
seines  geborenen  Erben  heiratet,  seiner  Braut  nicht  mehr  als  12  aurar 
als  mundr  geben  darf  und  von  etwaigen  Kindern  aus  einer  solchen 
Ehe  nicht  beerbt  werden  soll.^)  Zwischen  entgeltlichen  und  unent- 
geltlichen Veräußerungen  wird  insoweit,  wie  man  sieht,  nicht  unter- 
schieden und  ebensowenig  darauf  Gewicht  gelegt,  ob  der  Verfügende 
im  einzelnen  Falle  gegen  den  geborenen  Erben  dolos  handeln  wolle 
oder  nicht;  allein  maßgebend  ist  vielmehr  der  Zustand  des  Ver- 


^)  Koniincrsbük,  127/249;  Arfa  {).,  21/226. 
~)  Arfa  Ij.,  18/223. 

^)  KonüncTsbok,  126/246;  Arfa  |).,  1 1/201 — 2  und  18/224. 

Konüngsbök,  1 18/224;  Arfa  }).,  4/178. 
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fügenden  selbst,  welcher  zur  notwendigen  Folge  hat,  daß  seine  Ver- 
fügung, wenn  auch  in  die  Form  einer  Verfügung  unter  Lebenden 
gekleidet,  doch  materiell  wesentlich  als  eine  Verfügung  auf  den 
Todesfall  erscheint  und  wirkt.  Wir  werden  immerhin  aus  diesen 
Bestimmungen  mit  großer  Wahrscheinlichkeit  schließen  dürfen,  daß 
Verfügungen  auf  den  Todesfall  als  solche  prinzipiell  reprobiert  waren, 
indem  sie  jederzeit  notwendig  eine  Verletzung  der  Ansprüche  des 
geborenen  Erben  in  sich  schlössen.  —  Eine  zweite  Bestimmung  faßt 
lediglich  Vergabungen  ins  Auge,  also  Veräußerungen,  welchen 
keine  vertragsweise  ausbedungene  Gegenleistung  gegenüberstand. 
Schlechthin  verboten  waren  diese  nicht,  vielmehr  galt  die  Regel: 
„hann  ä  at  gefa  vingjafir  at  lifanda  ser,  ef  hann  vill";^)  aber  der  in 
ihr  gemachte  Beisatz  schließt  doch  wenigstens  Vergabungen  auf  den 
Todesfall  bereits  geradezu  aus  und  eine  weitere  Beschränkung  ergab 
sich  aus  der  Auffassung  derartiger  Geschenke,  wie  sie  nun  einmal 
im  Norden  allgemein  üblich  war.  Ein  freigebiger  Austausch  von 
Geschenken  bei  jeder  sich  darbietenden  festlichen  Gelegenheit  wurde 
geradezu  von  der  Sitte  gefordert,  aber  eben  darum  auch  als  etwas 
Selbstverständliches  angesehen  und  nicht  weiter  beachtet ;  im  vollsten 
Maße  galt  vielmehr  auch  für  den  Norden,  was  Tacitus  von  den  Süd- 
germanen berichtet :  ^)  „gaudent  muneribus ;  sed  nec  data  imputant, 
nec  acceptis  obligantur".  Aber  in  einem  ganz  anderen  Lichte  er- 
schienen solche  Gaben,  welche  nicht  sofort  in  gleicher  Weise  er- 
widert wurden;  auf  sie  muß  es  bezogen  werden,  wenn  der  Spruch 
galt:  „se  ser  til  gildis  gjöf,"  oder  wenn  mit  juristischem  Witze  ge- 
sagt wird:  „|wi  er  gjöf  gjaldi  betri,  at  sina  ä  hverr  ülaunaöa,"  ^) 
d.  h.  man  nahm  geradezu  als  selbstverständlich  an,  daß  jedes  der- 
artige Geschenk  durch  eine  Gegengabe  von  ungefähr  gleichem  Werte 
erwidert  werden  müsse,  soferne  es  nicht  etwa  seinerseits  nur  in  Be- 
rücksichtigung einer  bereits  vorher  empfangenen  Gabe  oder  Dienst- 
leistung gegeben  worden  sei.  Von  hier  aus  erklärt  sich  die  in  den 
Geschichtsquellen  vielfach  bezeugte  Anschauung,  daß  die  Annahme 
von  Geschenken,  welche  wegen  ihres  höheren  Wertes  oder  auch 
wegen  des  vornehmeren  Standes  des  Gebers  von  dem  Empfänger 
nicht  vergolten  werden  konnten,  diesem  letzteren  eine  Verpflichtung 
gegen  den  ersteren  auferlege,  welche  ihn  in  seiner  vollen  Freiheit 


^)  Konüngsbök,  127/247;  Arfa  J).,  11/202. 
^)  Germania,  cap.  21. 

^)  Havamäl,  145;  Gi'sla  s.  Sürssonar,  S.  28.  GI)L.  129. 
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des  Handelns  beeinträchtige ;  \)  von  hier  aus  crgiebt  sich  aber  auch 
unter  Umständen  die  MögHchkcit  einer  Zurücknahme  des  Gegebenen, 
wenn  die  erwartete  Gegenleistung  ausbleibt.  Schon  am  Schlüsse 
des  9.  Jahrhunderts  sehen  wir  die  Stcinunnr  gamla,  als  ihr  der  ihr 
verwandte  Ingölfr  Arnarson  den  Bezirk  von  Rosmhvalanes  schenken 
wollte,  dafür  einen  Mantel  entgegengeben,  damit  das  Geschäft  ein 
Kauf  heißen  könne,  denn  „henni  |)ötti  |)at  öhaettara  viö  ripti'ngum";'^) 
um  ein  Jahrhundert  später  legt  der  Gesetzsprecher  l)orkell  mäni 
unter  Bezugnahme  auf  diesen  Präzedenzfall  dieselbe  Anschauung 
einem  Spruche  zugrunde,  ^)  und  in  den  Rechtsl^üchern  finden  wir 
dieselbe  nicht  minder  bestimmt  anerkannt.  Einmal  nämlich  gilt  die 
Regel,  daß  derjenige,  welcher  einem  anderen  ein  Geschenk  im  Werte 
von  mindestens  12  aurar  gemacht  hat,  ohne  damit  eine  früher  em- 
pfangene Gabe  oder  Hilfe  (liö)  vergolten  zu  haben,  selbst  berechtigt 
sei,  das  Gegebene  beim  Tode  des  Beschenkten  zurückzufordern, 
wenn  dasselbe  von  diesem  nicht  mindestens  seinem  halben  Werte 
nach  vergolten  worden  sei.*)  Zweitens  gilt  für  den  Fall,  da  der  Be- 
schenkte eine  Vergeltung  für  die  Gabe  ausdrücklich  versprochen, 
aber  hinterher  nicht  geleistet  hat,  die  weitere  Regel,  daß  der  Geber 
eine  klagbare  Forderung  auf  ein  Entgelt  habe,  dessen  Wert  durch 
den  Spruch  von  fünf  Nachbarn  zu  bestimmen  ist;'^)  ja  die  Staöar- 
hölsbök  räumt  ihm  dieses  Recht  sogar  für  den  Fall  ein,  da  eine 
Gegenleistung  nicht  ausdrücklich  versprochen,  aber  doch  als  beab- 
sichtigt anzunehmen  ist.  In  diesem  zweiten  Falle  handelt  es  sich 
also  nicht  um  die  Rückforderung  des  Gegebenen,  sondern  um  das 
Einklagen  der  Gegenleistung-  die  Klage  ist  überdies  bereits  bei  Leb- 
zeiten des  Beschenkten  begründet  und  wird  zudem  für  den  Wert 
des  Geschenkes  keine  Grenze  gezogen.  Für  beiderlei  Fälle  ist  hier- 
nach ein  Klagerecht  des  Schenkers  selbst  bezeugt,  während  im 
übrigen  immerhin  der  Grundsatz  galt,  „engl  maör  ä  at  ripta  gjöf 
sfna" ;  ^)  für  den  präsumptiven  Erben  des  Schenkers  aber  war  ein 
solches  noch  in  viel  weiterem  Umfange  zugelassen.  Glaubt  der  Erbe 
nämlich  annehmen  zu  sollen,  daß  die  Schenkung  gemacht  worden 


1)  Vgl.  die  in  meiner  Schrift  über  die  Entstehung  des  isländischen  Staates  und 
seiner  Verfassung  S.  73 — 81  gesammelten  Belegstellen,  welche  sich  übrigens  leicht 
vermehren  ließen. 

2)  Land  n  am  a,  V,  1 4/3 19.  ^)  Grettla,  12/20. 
*)  Konüngsbök,  127/247;  Arfa  {).,  11/204. 

^)  K  o  n  ü  n  g  s  b  6  k  ,  1 27/247  :  A  r  f  a  {).,  1 1/203. 
ang.  O. 
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sei,  um  ihn  in  seinem  Erbrechte  zu  verkürzen,  so  mag  er  nach 
•eigener  Wahl  entweder  auf  Landesverweisung  klagen  oder  fordern, 
daß  dem  Schenker  die  Verwaltung  seines  eigenen  Vermögens  ent- 
zogen werde,  und  wird  im  einen  wie  im  anderen  Falle  durch  den 
Wahrspruch  von  neun  Nachbarn  festgestellt,  ob  arfskot  vorliege  oder 
nicht  fällt  der  Wahrspruch  bejahend  aus,  so  wird,  wenn  der 
Kläger  den  ersteren  Weg  gewählt  hat,  auf  Reszission  des  Schen- 
kungsvertrages und  überdies  auf  Landesverweisung  des  Schenkers 
sowohl  als  des  Beschenkten  erkannt,  wenn  anders  auch  dieser  letztere 
in  bösem  Glauben  gehandelt  hat,  wogegen,  wenn  der  Kläger  den 
zweiten  Weg  eingeschlagen  hat,  das  Urteil  die  ganze  Verwaltung 
seines  Vermögens  dem  Beklagten  abspricht  und  dem  Kläger  zuer- 
kennt, welcher  natürlich  dafür  auch  alle  auf  diesem  Vermögen 
ruhenden  Lasten  zu  übernehmen  hat,  und  die  Reszission  des  Schen- 
kungsvertrages versteht  sich  doch  wohl  auch  hier  von  selbst.  Han- 
delte es  sich  aber  um  einen  Freigelassenen,  welcher  seinen  Freilasser 
um  sein  Erbrecht  zu  bringen  sucht,  so  mag  dieser  letztere  oder  sein 
Erbe  überdies  auch  noch  die  Freilassung  rückgängig  machen  und 
zugleich  das  ganze  Vermögen  des  Mannes  an  sich  ziehen. -)  Man 
sieht,  das  Recht  ließ  dem  Erben  die  Wahl,  ob  er  annehmen  wollte, 
sein  Erblasser  habe  aus  Dummheit  oder  Bosheit  gehandelt,  und  ob 
er  demgemäß  dessen  Stellung  unter  Kuratel  wegen  erwiesener 
•Geistesschwäche,  oder  dessen  Bestrafung  beantragen  wollte;  im 
übrigen  aber  kam  es,  während  entgeltliche  Veräußerungen  unter 
Lebenden  schlechthin  statthaft,  letztwillige  Verfügungen  dagegen 
schlechthin  unstatthaft  waren,  bei  Liberalitäten  unter  Lebenden  dar- 
auf an,  ob  sie  je  nach  den  Umständen  des  einzelnen  Falles  als  er- 
laubt oder  verboten  zu  gelten  hatten.  Im  allgemeinen  war  dabei 
die  Entscheidung  dieser  letzteren  Frage  lediglich  dem  Gewissen  der 
Geschworenen  anheimgegeben,  und  diese  werden  bei  der  Fällung 
ihres  W ahrspruches  zweifellos  nicht  nur  auf  den  Wert  des  Geschenkes 
im  Vergleiche  mit  den  Vermögensverhältnissen  des  Schenkers  und 
des  Beschenkten,  sondern  auch  auf  die  Beschaffenheit  der  zwischen 
beiden  obwaltenden  Beziehungen,  sowue  zumal  darauf  Rücksicht  ge- 
nommen haben,  ob  die  Schenkung  einen  remuneratorischen  Cha- 
rakter trug  oder  nicht;  andererseits  hatten  sie  wohl  auch  festzustellen, 
ob  nicht  etwa  im  einzelnen  Falle  die  Form  einer  onerosen  Ver- 


^)  Konüngsbök,  127/247;  Arfa  {).,  11/202 — 3. 
Konüngsbök,  127/247;  Arfa  {).,  II/203. 
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äußerung  nur  gewählt  worden  sei,  um  eine  beabsichtigte  Beein- 
trächtigung des  Erben  zu  verschleiern.  Ausnahmsweise  ist  indessen 
dem  freien  Ermessen  der  Geschworenen  durch  das  Gesetz  selbst 
eine  Schranke  gezogen,  und  diese  Ausnahmsfälle  haben  hier  noch 
in  Betracht  zu  kommen. 

Es  gilt  aber  zunächst  die  Vorschrift,  dal.)  niemand  ohne  Zu- 
stimmung seiner  Erben  seinem  unehelichen  Kinde  mehr  als  den 
Betrag  von  zwölf  aurar  zuwenden  dürfe,  und  selbst  dann  nur  unter 
der  Voraussetzung,  daß  auf  keinen  der  gesetzlichen  Erben  eine  ge- 
ringere Erbportion  falle.  ^)  Damit  ist  einmal  gesagt,  daß  eine  Ver- 
gabung, welche  sich  innerhalb  jener  Grenze  hält,  schlechthin  erlaubt 
ist,  und  somit  keinesfalls  als  arfskot  behandelt  werden  durfte,  und 
zweitens,  daß  jede  jene  Grenze  überschreitende  Verfügung  schlecht- 
hin unzulässig  war,  ohne  daß  der  Widerspruch  der  Geschworenen 
hieran  etwas  ändern  konnte.  Der  Betrag  von  zwölf  Unzen  ist  uns 
schon  mehrfach  als  Grenze  geringerer  Vergabungen  begegnet,  z.  B. 
gelegentlich  des  dem  Schenker  selbst  zustehenden  Rückforderungs- 
rechtes, und  wieder  des  von  einem  80jährigen  Greise  zu  gebenden 
Mundschatzes;  das  Alter  aber  der  auf  die  unehelichen  Kinder  bezüg- 
lichen Bestimmung  ist  aus  einer  schon  früher  angeführten  Erzählung 
einer  Geschichtsquelle  ersichtlich,  -)  sowie  auch  aus  der  Vergleichung 
der  einschlägigen  Bestimmungen  des  norwegischen  Rechtes.  —  Eine 
zweite  Ausnahme  bilden  die  Vergabungen  zu  frommen  Zwecken.'') 
Einmal  in  seinem  Leben  darf  man  „til  sälubötar  ser",  d.  h.  um  seines 
Seelenheiles  willen,  den  großen  Zehnt  (hin  meiri  tfund)  von  seinem 
Vermögen  geben,  d.  h.  über  den  zehnten  Teil  seines  Kapital  wertes 
zu  frommen  Zwecken  verfügen,  und  nicht  minder  darf  man,  wenn 
hinterher  das  Vermögen  wächst,  nachträglich  noch  über  den  zehnten 
Teil  dieses  Zuwachses  in  gleicher  Weise  disponieren;  über  diesen 
Betrag  hinausgehende  Vergabungen  dagegen,  und  zumal  auch  eine 
nochmalige  Verzehntung,  bedürfen  zu  ihrer  Gültigkeit  der  Zustimmung 
des  geborenen  Erben.  Hat  aber  jemand  den  großen  Zehnt  noch 
nicht  gegeben,  so  mag  er  Seelgaben  (sälugjafir)  bis  zu  eben  dem  Be- 
trage geben,  welchen  der  große  Zehnt  erreicht  hätte,  und  gelten  als 
solche  Seelgaben  insbesondere  auch  alle  Zuwendungen  an  die  Armen. 


1)  Konüngsbük,  127/247;  Arfa  J).,  11/203 — 4  204. 

2)  Laxdoela,  26/102 — 4. 

^)  Konüngsbük,  127/246 — 47;  Arfa  J).,  11/202;  vgl.  meine  Abhandlung: 
Über  den  Hauptzehnt  einiger  nordgermanischer  Rechte,  S.  221 — 25. 
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Bedenkt  man,  daß  nicht  nur  der  gewöhnliche  Ertragszehnt  auf  Island 
gemäß  der  Disziplin  der  römischen  Kirche  in  vier  gleiche  Teile 
zerlegt  wurde,  deren  je  einer  dem  Bischof,  dem  Priester,  der  Kirche 
und  den  Armen  zufiel,  sondern  daß  dieselbe  Zerlegung  auch  bei 
dem  großen  Zehnt  üblich  war,  so  weit  er  nicht  als  Seelgabe,  son- 
dern als  Buße  für  die  Heirat  in  gewissen  relativ  verbotenen  Ver- 
wandtschaftsgraden vorkam,  ^)  so  ist  klar,  daß  die  gleiche  Verteilungs- 
weise auch  bei  dem  als  Oblationszehnt  gegebenen  großen  Zehnt 
stattfand,  und  daß  gerade  in  ihr  das  charakteristische  Merkmal  liegt, 
durch  welches  dieser  sich  von  anderen  Seelgaben  unterscheidet,  be- 
züglich deren  dem  Vergabenden  ein  freieres  Verfügungsrecht  ge- 
wahrt blieb.  Bezüglich  dieser  freier  gestalteten  Seelgaben  ist  ferner 
zu  bemerken,  daß  die  bereits  erwähnte  Bestimmung  über  die  Zu- 
wendungen an  Arme  selbstverständlich  nicht  dahin  zu  verstehen  ist, 
als  ob  durch  sie  der  mögliche  Inhalt  von  solchen  Vergabungen  er- 
schöpfend aufgezählt  werden  wollte.  Gelegentlich  der  Besprechung 
der  Güter,  welche  nicht  verzehntet  werden  sollen,  weil  sie  „til  guös 
J)akka"  gegeben  sind,  wird  liegende  und  fahrende  Habe  erwähnt, 
welche  „er  til  kirkna  lagit,  eöa  til  brüa,  eöa  til  saeluskipa",  ^)  und 
man  ersieht  hieraus,  daß  nicht  nur  auch  zugunsten  von  Kirchen 
fromme  Stiftungen  gemacht  zu  werden  pflegten,  wie  dies  ja  aller- 
wärts  vorkam  und  auch  durch  zahlreiche  isländische  Urkunden  be- 
stätigt wird,  sondern  auch  zugunsten  von  Brücken  und  Fähren, 
welche  das  Reisen  in  dem  unwegsamen  Lande  bequemer  und  minder 
gefährlich  zu  machen  bezweckten.  Noch  eine  weitere  Stelle  unserer 
Rechtsbücher  bestätigt  die  Existenz  solcher  gestifteter  Brücken  und 
Fähren,  indem  sie  zugleich  erkennen  läßt,  daß  dabei  unentgeltliche 
Bedienung  der  Reisenden  vorgesehen  zu  sein  pflegte,  ^)  und  ein  paar 
Urkunden  wissen  von  einer  Brücke  über  die  Hitarä  und  Grjötä, 
dann  über  die  Blikdalsä,  die  stiftungsgemäß  zu  unterhalten  waren 
aus  anderen  Urkunden  ersehen  wir  ferner,  daß  hin  und  wieder  auch 
wohl  ein  saelubü  gestiftet  wurde,  d.  h.  ein  Haus,  in  welchem  alle  ehr- 

^)  Siehe  zumal  Festa  |).,  55/379 — 80  und  vgl.  dazu  meine  angeführte  Ab- 
handlung, S.  219 — 21. 

2)  Konüngsbök,  255/205;  KrR.  36/142.  Vgl.  Rosenberg,  Nordboernes 
Aandsliv,  I,  137 — 38  (1878);  S  t  aö  ar  h  ö  Is  b  ö  k  ,  36/46:  saloscipa;  S  k  ä  1  h  o  1 1  s  b  ö  k  , 
28/44:  säluskipa ;  Belgsdalsbök,  24/134:  saluskipa ;  Arnarbselisbök.  17/183: 
saluskipa. 

^)  LandabrigÖisb.  16/267 — 68;  in  der  Konüngsbök  fehlt  die  Stelle,  wo- 
sie  in  den  ältesten  Fragmenten,  I,  S.  222 — 23  sich  findet. 
^)  Diplom.  Island.  I,  67/279  und  102/402. 
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liehen  Reisenden  beherbergt  werden  sollten,  welche  des  Weges  zogen.') 
Andererseits  ist  aber  allerdings  auch  von  hilfsbedürftigen  Menschen, 
welche  „fyrir  guös  sakir"  verpflegt  werden,  in  den  Rechtsquellen  ge- 
legentlich die  Rede,  ^)  und  die  Urkunden  wissen  massenhaft  von 
Stiftungen  zu  berichten,  vermöge  deren  auf  bestimmten  Höfen  ein  oder 
mehrere  „ömagar"  zu  unterhalten  waren,  wobei  sie  zugleich  anzu- 
geben pflegen,  ob  solche  „karlgildir"  oder  „kvcnngildir"  sein  sollten. 
Da  nun  für  derartige  Stiftungen  vielfach  die  Bezeichnung  Kristbü 
oder  Kristfe  vorkommt,  ^)  und  für  s^eluskip,  saelubü,  saeluhüs  mehr- 
fach die  Variante  säluskip,  saluhüs,  sälustofa  sich  gebraucht  findet, 
auch  der  große  Zehnt  ganz  unverkennbar  auf  kirchlichen  Einfluß 
zurückweist,  so  ließ  sich  allenfalls  die  Vermutung  wagen,  daß  die 
Sitte,  fromme  Stiftungen  zu  machen,  lediglich  christlichen  Ursprunges 
sei;  indessen  wäre  ein  solcher  Schluß  doch  wohl  vorzeitig.  Wir 
wissen,  daß  auch  schon  in  der  heidnischen  Zeit  Land  zu  den  Tempeln 
gestiftet^)  und  mancherlei  Gut  zu  denselben  gegeben  wurde,  aus 
dessen  Ertrag  unter  anderen  die  Kosten  der  Opferfeste  bestritten 
wurden,  ''*)  während  auch  sonst  noch  mancherlei  besondere  Weih- 
geschenke den  Göttern  dargebracht  zu  werden  pflegten,  Nicht 
minder  ist  aber  auch  bekannt,  daß  schon  im  Heidentume  die  Fürsorge 
für  Reisende  so  weit  ging,  daß  angesehene  Leute  eigene  Gebäude 
aufführen  ließen,  um  wegfahrenden  Leuten  bequeme  Verpflegung, 
und  zumal  an  stets  bereit  stehenden  Tischen  Speise  bieten  zu  können, 
und  daß  schon  im  Heidentume  die  Verpflegung  hilfsbedürftiger  Leute 
als  eine  edle,  den  Göttern  wohlgefäüige  Tat  galt,  ^)  während  sich  das 
Bestehen  einer  geordneten  Armenpflege  für  die  vorchristliche  Zeit 
ebenfalls  wenigstens  dringend   wahrscheinlich  machen  läßt.  ^)  So 


^)  Diplom.  Island.  I,  24/169;  26/174  32/201;  vgl.  auch  negativ  30/199: 
31/199;  33/203.  -)  Konüngsbök,  121/230;  Arfa  \).,  18/224. 

^)  Diplom,  island.  I,  30/198— 99;  31/199 — 200;  32/201;  33/203;  34/204: 
Laurentius  bps.  s.,  2/790;  eine  Urkunde  von  1320  (.^)  bei  Finnr  Jonsson,  I, 
S.  430. 

vgl.  z.  B.  Landnama,  IV,  2/241;  V,  2280  und  3/284. 
Kjalnesfnga  s.,  2/403;  Melabok,  S.  334. 
**)  vgl.  meine  Schrift  über:  Die  Bekehrung  des  norwegischen  Stammes  zum 
Christentume,  II,  S.  202 — 3. 

')  vgl.  ebenda,  S.  184 — 85,  Anm.  129. 

®)  vgl.  Vfgaskütu  s.  7/248;  jüngere  Olafs  s.  Tryggvasonar,  226/225 
— 28;  Vatnsdcfla,  37/59  —  60. 

vgl.  meine  Schrift:  Island  von  seiner  ersten  Entdeckung  bis  zum  Untergange 
des  Freistaats,  S.  316 — 22. 
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möchte  denn  immerhin  als  feststehend  betrachtet  werden  dürfen,  daß 
Stiftungen  zu  wohltätigen  sowohl  als  zu  speziell  religiösen  Zwecken 
schon  dem  Heidentume  geläufig  waren,  und  die  Formen  sseluskip, 
saeluhiis  u.  dgl.  möchten  als  die  älteren,  schon  in  der  vorchristlichen 
Zeit  üblichen  zu  gelten  haben ;  wieweit  freilich  für  derartige  Stiftungen 
auch  schon  im  Heidentume  eine  privilegierte  Stellung  gegenüber 
den  Rechten  der  gesetzlichen  Erben  gegolten  habe,  und  in  welchem 
Umfange,  dürfte  sich  kaum  bestimmen  lassen.  In  der  Zeit  unserer 
Rechtsbücher  durfte  man  aber  über  die  oben  bezeichnete  Wertgrenze 
selbst  zugunsten  der  Kirche  nur  dann  hinausgehen,  wenn  die  sämt- 
lichen Erbsinteressenten  zustimmen,  und  der  Bischof  bei  dem  Ge- 
schäfte mitgewirkt  hat,  oder  aber,  wenn  die  gesetzgebende  V ersamm- 
lung  dasselbe  bestätigt;^)  hatte  man  jedoch  dem  Erben  eine  Gegen- 
leistung für  seine  Konsenserteilung  versprochen,  und  diese  nicht 
erfüllt,  ehe  die  Verfügung  zu  frommen  Zwecken  getroffen  oder  der 
Tod  des  Erblassers  eingetreten  war,  so  galt  die  Verfügung  als  nichtig, 
und  ebenso  in  dem  anderen  Falle,  da  etwa  hinterher  eine  andere 
Person  als  Präsumptiverbe  an  die  Stelle  des  Konsentierenden  ge- 
treten war,  -)  Diese  letztere  Bestimmung  scheint  übrigens  darauf 
hinzudeuten,  daß  man  bereits  zur  Zeit  des  Freistaates  ganz  ebenso 
wie  später  auf  Island  in  der  Form  von  Seelgaben  auch  wohl  letzt- 
willige Verfügungen  zu  treffen  pflegte,  und  in  der  Tat  mußte  ja  das 
allgemeine  Recht  der  Kirche  fast  mit  Notwendigkeit  hierzu  führen. 
—  Abgesehen  von  den  Vergabungen  werden  aber  auch  noch  einige 
besonders  geartete  Fälle  von  onerosen  Veräußerungen  ins  Auge  ge- 
faßt. Dahin  gehört  vor  allem  das  Geschäft,  welches  als  Verkauf  der 
eigenen  Erbschaftshofifnung  (at  selja  arfvän  sina)  bezeichnet  wird, 
und  welches  mit  unserem  pactum  de  hereditate  tertii  zusammenfällt. 
Das  Geschäft  galt  schlechthin  als  verboten,  wenn  es  im  Auslande 
über  eine  Erbschaft  abgeschlossen  wurde,  die  man  auf  Island  zu  er- 
warten hatte,  oder  welche  zwar  daselbst  bereits  angefallen,  aber  vom 
Erben  noch  nicht  in  eigener  Person  in  Besitz  genommen  war.^)  Die 


Arfa  ]).,  18/223  und  24/228  —  29, 

2)  Die  von  {)örÖr  S  v  e  i  n  b  j  ö  rn  s  s  o  n  und  B  a  1  d  v  i  n  E  i  n  ar  s  s  o  n  S.  321  der 
letzteren  Stelle  gegebene  Deutung,  nach  welcher  die  Verfügung  ungültig  sein  sollte, 
wenn  sie  nicht  wenigstens  teilweise  zugunsten  der  Kirche  laute,  ist  von  Vilhjalmr 
Finsen,  S.  301 — 4  genügend  widerlegt  worden;  des  letzteren  eigene  Annahme,  nach 
welcher  gerade  für  Vergabungen  an  die  Kirche  strengere  Voraussetzungen  als  die  ge- 
wöhnlichen gelten  sollten,  ist  aber  um  nichts  haltbarer. 

^)  Konüngsbük,  125/240  und  249/198;  Arfa  {).,  14/211  und  6/189. 
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Bestimmung  bildet  eine  Ausnahme  von  der  Regel,  daß  der  im  Aus- 
lande über  Sachen,  die  auf  Island  lagen  oder  später  dahin  gelangten, 
abgeschlossene  Vertrag  ebenso  rechtsverbindlich  sei  wie  der  im  In- 
lande  abgeschlossene,  und  sie  wird  überdies  in  der  Staöarhölsbök 
ausdrücklich  als  eine  Novelle  bezeichnet;  besondere  Vorkommnisse 
mochten  gezeigt  haben,  wie  leicht  vorübergehende  Geldnot,  oder 
auch  eine  Täuschung  über  den  Wert  einer  in  der  Heimat  zu  er- 
wartenden oder  angefallenen  Erbschaft  den  Präsumptiverben  zu  einer 
ihm  selbst  nachteiligen  Veräußerung  bestimmen,  und  wie  leicht 
vollends,  wenn  dieser  sich  etwa  zu  bleibendem  Aufenthalte  im  Aus- 
lande entschloß,  das  von  ihm  eingegangene  Veräußerungsgeschäft 
die  Interessen  seiner  isländischen  Verwandten  ernsthaft  gefährden 
konnte.  Im  Inlande  ehrlich  und  ohne  Betrug  abgeschlossen,  ist  da- 
gegen das  Geschäft  an  und  für  sich  sowohl  für  die  Kontrahenten 
selbst  als  für  deren  beiderseitige  Erben  vollkommen  verbindUch,  '  ) 
und  kann  zwar  der  Präsumptiverbe  des  Erbschaftsverkäufers  dasselbe 
anfechten,  jedoch  nur  unter  der  Voraussetzung,  daß  dieser  letztere 
nicht  darzutun  vermag,  daß  dasselbe  „jafnmaeli'',  d.  h.  unter  billigen 
Bedingungen  eingegangen  sei ; ")  aber  freilich  ist  dessen  beiderseitige 
P>füllung  nur  unter  der  Voraussetzung  möglich,  daß  der  Erbschafts- 
verkäufer den  Tod  des  Erblassers  als  dessen  Präsumptiverbe  erlebt, 
oder  daß  doch  bei  diesem  Tode  seine  eigenen  Erben,  oder  aber  sein 
Mitkontrahent  oder  dessen  Erben  als  nächstberufene  Erben  zu  be- 
trachten sind.  Ist  dies  nicht  der  Fall,  und  erscheinen  somit  beim 
Eintritte  des  Erbfalles  Personen  zur  Erbschaft  berufen,  die  weder 
selbst  noch  durch  ihre  eigenen  [Erblasser  beim  Vertragsabschlüsse 
beteiligt  gewesen  waren,  so  äußert  natürlich  das  unter  ganz  anderen 
Voraussetzungen  abgeschlossene  Geschäft  in  Bezug  auf  die  Beerbung 
des  dritten  Erblassers  keinerlei  Wirkung,  da  ja  der  nunmehr  zur  Erb- 
folge Berufene  in  keiner  Weise  an  dasselbe  gebunden  ist;  aber  dafür 
mag  auch  der  Erbschaftskäufer  oder  dessen  Erbe  den  für  die  Erb- 
schaft gezahlten  Preis  samt  legalen  Zinsen  vom  Zeitpunkte  der  Zah- 
lungen zurückfordern.  Die  Rückforderung  ist  noch  in  demselben 
Jahre  geltend  zu  machen,  in  welchem  sich  die  Unmöglichkeit  der 
Vertragserfüllung  herausgestellt  hat ;  hat  aber  freilich  der  Erbschafts- 
verkäufer oder  dessen  Erbe  kein  Vermögen,  so  kommt  der  andere 


^)  Konüngsbök,  123/236;  Arfa  {).,  10/200. 

-)  Konüngsbök,  122/236;  Arfa  {).,  10/200  und  24/229. 
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Kontrahent,  der  sich  mit  ihm  eingelassen  hat,  einfach  um  das  Seinige.^) 
Es  liegt  dem  Geschäfte  somit  eine  emptio  rei  speratae  zugrunde, 
nicht  eine  emptio  spei.  —  Weiterhin  kommt  noch  der  Vertrag  in 
Betracht,  welcher  als  arfsal,  d.  h.  Erbschaftsübergabe,  bezeichnet 
wird,  und  welcher  sich  als  ein  Verpfändungsvertrag  auffassen  läßt, 
soferne  kraft  desselben  der  eine  Teil  sich  verpflichtete,  den  anderen 
auf  Lebenszeit  zu  verpflegen,  wogegen  ihm  dieser  sein  gesamtes  der- 
zeitiges Vermögen,  oder  doch  einen  bestimmten  Teil  desselben  über- 
ließ. Für  den  Abschluß  des  Vertrages  braucht  man  auf  selten  des 
angehenden  Pfründners  den  Ausdruck  „at  seljast  arfsal i",  sich 
durch  eine  Erbschaftsübergabe  verkaufen,  auf  selten  des  Ubernehmers 
dagegen  den  Ausdruck  „at  taka  mann  arftaki";  der  Pfründner 
aber  wird  in  unseren  Rechtsbüchern  stets  mit  dem  viel  weiter  reichen- 
den Ausdrucke  „ömagi"  bezeichnet,  während  in  den  Geschichts- 
quellen für  ihn  mehrmals  die  Bezeichnung  „arfsalsmaör",  ^)  für 
den  Pfründgeber  aber  einmal  die  Bezeichnung  „varnaöarmaör", 
d.  h.  Schutzherr,  ^)  vorkommt.  Durch  den  Vertrag  übernimmt  aber, 
wie  bereits  bemerkt,  der  eine  Kontrahent  die  lebenslängliche  Ver- 
pflegung des  anderen,  und  zwar  ist  die  von  ihm  diesem  gegenüber 
übernommene  Alimentationspflicht  eine  ebenso  strenge  wie  die  dem 
Präsumptiverben  als  solchem  obliegende  Alimentationspflicht ;  sub- 
sidiär wird  überdies  der  Regel  nach  die  Alimentationspflicht  dem 
Pfründner  gegenüber  auch  für  die  gesamte  Verwandtschaft  des  Uber- 
nehmers begründet.  Aller  Wahrscheinlichkeit  nach  galt  von  jeher 
als  eine  selbstverständliche  Folge  des  Vertragsabschlusses,  daß  der 
arfsalsmaör  seine  eigene  Wirtschaft  aufgab,  und  in  das  Haus  seines 
Ubernehmers  hinüberzog,  ^)  und  daß  er  somit  ein  flatföring  oder  gaef- 
l^raell  im  Sinne  des  dänischen  und  schwedischen,  ein  Austrägler  im 
Sinne  unseres  deutschen  Rechtes  wurde;  aber  gesetzlich  vorgeschrieben 
scheint  diese  Folge  des  Geschäftes  ursprünglich  nicht  gewesen  zu 
sein,  und  die  Geschichtsquellen  zeigen  in  der  Tat  einzelne  Fälle,  in 
welchen  arfsalsmenn  nach  abgeschlossenem  Vertrage  dennoch  ihr 
eigenes  Hauswesen  fortführten.  ^)    Derartige  Vorkommnisse  mußten 


^)  Konüngsbük,  123/236;  Arfa  \).,  10/200 — 20I. 

^)  |)  ö r Ö a r  s.  h  r  e  Öu ,  S.  50 — 51  ;  GuÖ mu n  d  ar  b  p  s.  s.,  97/550 ;  S  t  u  r  1  ü n ga  , 
V,  8/119. 

')  Eyrbyggja,  31/54.  ... 
^)  Konüngsbök,  128/3;  Ömagab.  1/232. 

So  nach  der  VäpnfirÖi'nga  s.,  S.  13. 

Eyrbyggja  und  |)ö.röar  s.  hreÖu,  ang.  O. 
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aber  einen  den  j^esetzlichen  Erben  sehr  gefährlichen  Mißbrauch  des 
Geschäftes  nahe  legen,  indem  der  Charakter  eines  Verpfändungs- 
vertrages bei  demselben  dem  eines  Erbvertrages  Platz  machen  konnte, 
und  es  mag  sein,  daß  um  derartiger  Erfahrungen  willen  hinterher  die 
gesetzliche  Bestimmung  eingeführt  wurde,  welche  nur  in  der  Staöar- 
hölsbük  sich  findet,  und  hier  ausdrücklich  als  eine  Novelle  bezeichnet 
wird,  daß  der  Pfründner  sofort  nach  Eingehung  des  Vertrages  seine 
eigene  Wirtschaft  aufgeben  und  zum  Pfründgeber  ziehen  müsse, 
widrigenfalls  das  Geschäft  nicht  als  arfsal  gelten  solle.  ^)  Anderen- 
teils hat  der  angehende  Pfründner  dem  Pfründgeber  das  Vermögen 
auszuantworten,  auf  welches  der  Vertrag  lautet.  In  der  Regel  scheint 
dies  sein  ganzes  derzeitiges  Vermögen  gewesen  zu  sein,  so  daß  der 
Vertrag  den  Pfründner  völlig  besitzlos  machte ;  doch  konnte  ihm  auch 
ein  Teil  seines  Vermögens  bleiben,  und  jedenfalls  konnte  er  nach 
abgeschlossenem  Vertrage  noch  solches  erben,  -)  im  einen  wie  im 
anderen  Falle  aber  blieb  solches  Vermögen  durch  den  Vertrag  unbe- 
rührt, so  daß  von  ihm  der  Pfründner  die  ihn  persönlich  treffenden  Lei- 
stungen noch  selbst  zu  tragen  hatte,  nach  seinem  Tode  dessen  geborene 
Erben  in  dasselbe  sukzedierten,  während  der  Anteil  des  Pfründgebers 
dadurch  weder  vergrößert  noch  verkleinert  wurde.  Es  ist  klar,  daß 
das  Geschäft  für  die  Verwandten  der  Kontrahenten  mehrfach  bedenk- 
liche Wirkungen  äußern  konnte,  teils  insoferne,  als  bei  allzu  geringer 
Leistung  des  einen  oder  anderen  Teiles  die  Erben  des  anderen  in 
der  Gegenleistung  kein  genügendes  Entgeld  empfingen,  teils  aber 
insoferne  als  die  von  dem  Pfründner  bisher  verpflegten  Hilfsbedürf- 
tigen durch  den  Vertrag  zumeist  ihren  Verpfleger  verloren.  Nach 
beiden  Seiten  hin  suchte  die  Gesetzgebung  allen  beteiligten  Interessen 
gerecht  zu  werden.  Einmal  nämlich  w^ar  bei  Strafe  der  Landesver- 
weisung verboten,  einen  Verpfründungsvertrag  abzuschließen,  ohne 
daß  dabei  für  die  Unterkunft  der  nächstberechtigten  ömagar  Fürsorge 
getroffen  wurde.  Als  nächstberechtigte  galten  dabei  alle  die,  welche 
dem  Pfründner  bereits  vor  dem  Vertragsabschlüsse  zur  Verpflegung 
zugewiesen  worden  waren,  sowie  alle  die,  für  die  er  nötigenfalls  in 
Schuldknechtschaft  zu  gehen  hätte,  d.  h.  seine  Eltern  und  Kinder, 
oder  deren  Präsumptiverbe  er  ist;  eine  andere  Stelle  rechnet  auch 


^)  Arfa  J).,  12/206;  Ömagab.  14/268. 

-)  Koniingsbök,  127/248 — 49;  Arfa  ]>.,  12/206. 

^)  Arfa  I).,  ang.  O. 

Koniingsbök,  127/248;  Arfa  {).,  12205 — 6. 
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die  Geschwister,  den  Freigelassenen  und  die  arfsalsmenn  zu  ihnen. ^) 
Die  Art,  wie  für  diese  Personen  Fürsorge  zu  treffen  ist,  wird  nicht 
bestimmt;  da  wir  aber  erfahren,  daß  der  Pfründner  einen  Teil  seines 
Vermögens  zu  eigener  Verfügung  vorbehalten  konnte,  und  daß  er 
von  diesem  vorbehaltenen  sowohl  als  von  neu  ererbtem  Gute  ihm 
anfallende  ömagar  zu  verpflegen  hatte,  -')  so  ist  damit  einer  der  sich 
darbietenden  Auswege  bezeichnet,  während  eine  zweite  in  der  Über- 
nahme der  ömagar  des  Pfründners  durch  den  Pfründgeber  zu  suchen 
sein  dürfte,  auf  welche  eine  unten  noch  zu  besprechende  Stelle  hin- 
deutet. Für  die  beiderseitigen  Erben  des  Kontrahenten  aber  war 
durch  die  andere  Vorschrift  gesorgt,  daß  das  Geschäft  ihren  Rechten 
nur  unter  der  Voraussetzung  präjudizieren  solle,  daß  entweder  sie 
ihre  Zustimmung  zu  demselben  gegeben  hätten,  oder  nachgewiesen 
werden  könnte,  daß  dasselbe  „jafnmseli",  d.  h.  unter  beiderseits  gleich- 
mäßig billigen  Bedingungen  abgeschlossen  sei;  die  letztere  Frage 
wurde  vorkommendenfalls  durch  den  Wahrspruch  von  fünf  Nach- 
barn entschieden,  und  galt  dabei  bereits  eine  VVertsdifferenz  von  fünf 
Unzen  zwischen  den  beiderseitigen  Leistungen  als  genügend,  um  das 
Geschäft  als  für  die  Erben  beschwerend  erscheinen  zu  lassen.'^)  Er- 
schien der  Vertrag  den  Erben  des  Pfründners  beschwerend,  und  er- 
langen sie  einen  ihren  Ansprüchen  günstigen  Wahrspruch,  so  wird 
der  Vertrag  kassiert,  und  derjenige,  welcher  nun  die  Verpflegung 
des  Pfründners  zu  übernehmen  hat,  hat  sofort  ein  Rückforderungs- 
recht auf  alles  das  Gut,  welches  dieser  auf  Grund  des  Vertrages  dem 
Pfründgeber  überantwortet  hatte,  soweit  solches  durch  die  ihm  ge- 
währte Verpflegung  noch  nicht  aufgezehrt  war,  worüber  wiederum 
der  Spruch  von  fünf  Nachbarn  zu  entscheiden  hatte ;  ^)  doch  verjährt 
die  Klage  mit  dem  nächsten  Alldinge.  ^)  Fühlen  sich  dagegen  die 
Erben  des  Pfründegebers  beschwert,  und  erlangen  sie  einen  ihnen 
günstigen  Wahrspruch,  so  bleibt  zwar  der  Vertrag  für  die  Kontra- 
henten selbst  in  Kraft,  aber  die  Alimentationspflicht  betrifft  eben 


^)  Konüngsbök,  128/3;  Ömagab.  1/232. 

Konüngsbök,  127/248 — 49;  Arfa  Ip.,  12/206. 
2)  Arfa  {).,  18/223. 

^)  Konüngsbök,  127/248;  Arfa  J).,  12/204 — 5-  Bei  ihrem  Spruche  hatten 
die  Geschworenen  natürlich  die  Zustände  zur  Zeit  des  Vertragsabschlusses  zugrunde 
zu  legen  und  deren  spätere  Veränderungen  unberücksichtigt  zu  lassen,  Arfa  {)., 
22/227, 

Konüngsbök,  127/248;  Arfa  J).,  12/205. 
®)  Konüngsbök,  127/249;  Arfa  J).,  22/227. 
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nur  den  Pfründegeber  selbst,  nicht  auch  seine  Erben; überdies  haben 
diese  Erben  auch  das  Recht,  die  Aufhebung  des  Vertrages  zu  ver- 
langen, wenn  sie  beweisen  können,  daß  dessen  Bedingungen  unbilHg 
sind,  nur  daß  sie  sofort  nach  erlangter  Kenntnis  von  dessen  Ein- 
gehung Protest  einlegen,  und  diesen  am  lögberg  bekannt  geben 
müssen.  ^)  Wird  der  Pfründgeber  durch  den  Vertrag  selber  der  Ver- 
armung ausgesetzt  (cf  ömagi  er  seldr  til  |)rots),  so  gilt  nicht  nur 
selbstverständlich  der  Vertrag  für  die  Erben  nicht  als  verbindlich, '') 
sondern  es  kann  auch  derjenige,  welchem  die  Alimentation  des 
Pfründegebers  selbst  und  seiner  ömagar  subsidiär  obliegt,  den  Ver- 
trag selbst  anfechten.  *)  Man  wird  kaum  zwischen  dieser  und  der 
vorigen  Bestimmung  einen  Widerspruch  annehmen,  und  in  der  letz- 
teren neueres  Recht  erkennen  dürfen,  wie  Vilh.  Einsen  dies  tut;''') 
vielmehr  dürften  sich  beide  dahin  vereinigen  lassen,  daß  bei  dem 
selja  til  jjrots  die  Einsprache  des  Erben  an  keinen  Termin  gebunden 
war  und  überdies  nicht  bloß  dem  Erben  eine  Einsprache  zustand. 
Aus  einer  Reihe  verschiedener  Stellen  läßt  sich  aber  ersehen,  daß 
durch  eine  spätere  Novelle  die  Voraussetzungen  eines  gültigen  Ver- 
tragsabschlusses beträchtlich  verschärft  werden.  ^)  Fortan  sollten  fünf 
Nachbarn  bei  diesem  zugezogen,  und  ihnen  eine  Mitwirkung  bei  der 
Feststellung  der  Vertragsbedingungen  eingeräumt  werden.  Einer  der 
beiden  Kontrahenten,  gleichviel  welcher,  hatte  vor  diesen  zu  be- 
schwören, daß  die  wirklichen  Vertragsbedingungen  ihnen  ehrlich  und 
vollständig  mitgeteilt  worden  seien,  ohne  alle  Retizenz  oder  Simulation, 
und  daß  zumal  genau  angegeben  worden  sei,  wieviel  und  welches 
Vermögen  der  Pfründner  dem  Pfründgeber  auszuliefern  habe.  Darauf- 
hin sollen  dann  jene  Nachbarn  den  Vertrag  mit  feststellen  (gera  mäl- 
daga  meö  jieim),  und  darauf  sehen,  daß  dessen  Inhalt  ein  billiger 
sei  (gera  jafnmaeli  meö  l)eim);  dieselben  haben  dann  ihrerseits  zu 
beschwören,  daß  die  Vertragsbestimmungen,  so  wie  sie  festgestellt 
seien,  ihnen  billig  scheinen.    Sind  diese  Formen  nicht  pünktlich  ein- 


^)  Konüngsbök,  127/248;  Arfa  {).,  12/205. 

2)  Konüngsbök,  135/17;  Ö  mag  ab.  14/267 — 68. 

^)  Konüngsbök,  135/18;  Ömagab.  14/268. 

*)  Arfa  {).,  12/204;  22/227. 

Annaler,  1849,  S.  307,  Anm.  3. 

**j  Konüngsbök,  127/247 — 48,  mit  ausdrücklicher  Bezeichnung  als  nymceli 
und  Arfa  J).,  19/225.  Ferner  Arfa  J).,  12/206,  wo  ,,nü"  ebenfalls  die  Neuerung  an- 
deutet und  Ömagab.  14/268.  Sämtliche  Stellen  gehen  zwar  von  demselben  Grund- 
gedanken aus,  ergänzen  sich  aber;  keine  bringt  also  die  Novelle  wortgetreu. 
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gehalten  worden,  so  gilt  der  Vertrag  als  nichtig ;  aber  auch  bei  voll- 
ständiger Erfüllung  derselben  ist  er  dennoch  ungültig,  wenn  der 
Pfründner  nicht  sofort  seinen  eigenen  Haushalt  aufgegeben,  und  sich 
in  das  Haus  des  Pfründegebers  begeben  hat,  und  wenn  dieser  letztere, 
was  nur  die  Kehrseite  desselben  Gedankens  ist,  nicht  binnen  der 
nächsten  zwölf  Monate  vom  Vertragsabschlüsse  an  gerechnet  eigene 
Mühewaltung  und  Kosten  auf  dessen  Verpflegung  verwendet  hat. 
Mag  sein,  daß  auf  dieselbe  Novelle  auch  noch  einige  besondere,  für 
einen  Ausnahmsfall  bestimmte  Vorschriften  zurückzuführen  sind.  ^) 
Will  jemand  sich  zu  einer  Domkirche  oder  zu  einem  Kloster  im  In- 
lande  begeben,  so  soll  er  mit  Zustimmung  seiner  Erben  soviel  Ver- 
mögen mit  sich  dahin  geben  als  er  will,  vorausgesetzt  nur,  daß  er 
genügend  für  die  Versorgung  seiner  ömagar  gesorgt  hat;  der  von 
ihm  mit  der  Domkirche  oder  dem  Kloster  geschlossene  Vertrag  kann 
solchenfalls  nicht  angefochten  werden,  wenn  auch  keine  Nachbarn 
beigezogen  wurden,  um  ihn  eidlich  zu  bestätigen,  und  wenn  auch 
hinterher  andere  Personen  zur  Erbschaft  des  Verfügenden  berufen 
sein  sollten,  als  welche  zu  dessen  Verfügung  zugestimmt  haben. 
Unter  den  „menn  er  til  biskupsstöla  eör  til  münklifa  vilja  räöaz  ä 
landi  voro,  eöa  hafa  räöiz",  wird  man  nicht  etwa  bloß  an  Personen 
zu  denken  haben,  die  als  Bischöfe  gewählt  oder  als  Konventualen 
aufgenommen  wurden,  wie  denn  zumal  auf  gewählte  Bischöfe  die 
Stelle  kaum  jemals  auch  nur  Anwendung  finden  konnte,  sondern 
auch  an  Personen,  welche  einen  Verpfründungsvertrag  mit  einer  Dom- 
kirche oder  einem  Kloster  abschlössen,  wie  dies  in  späterer  Zeit  sehr 
häufig  vorkam;  in  Norwegen  wenigstens  bezeichnet  der  Ausdruck 
prövenda  nicht  nur  die  Präbende  eines  Mönches,  ^)  sondern  auch  die 
Pfründe  desjenigen,  der  als  pröventumaör  durch  ein  pröventubref 
in  ein  Domkapitel  sich  eingekauft  hatte, und  welcher  somit  ganz 
in  der  Lage  eines  isländischen  arfsalsmaör  ist.  Im  übrigen  regu- 
liert die  Bestimmung  nur  eine  Ausnahme  von  den  Vorschriften  der 
soeben  besprochenen  Novelle,  und  kann  somit  gar  nicht  viel  älter 
sein  als  diese,  aber  recht  wohl  gleichalterig  mit  ihr,  soferne  man  sich 
ja  recht  wohl  gleich  bei  Einführung  der  Novelle  veranlaßt  sehen 
mochte,  einen  derartigen  Vorbehalt  zugunsten  kirchlicher  Institute  zu 
machen.    Übrigens  konnte  man  nicht  nur  für  sich  selbst  einen  Ver- 

1)  Arfa  J).,  18/223. 

2)  Heimskr.  Haralds  s.  gilla,  12/717;  FMS.  VII,  15/196. 

^)  Diplom,  norveg.  VI,  1 59/1 79 — 80  (1340);  vgl.  Lange,  De  norske  Klostres 
Historie  i  Middelalderen  (ed.  2),  S.  103-^4,  123 — 4  und  öfter. 
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3o6 


Teil  II.    Das  Erbrecht. 


pfründungsvertrag  abschliefien,  sondern  auch  für  seine  Kinder;^]  aber 
auch  andere  ömagar,  deren  Verpflegung  man  zu  übernehmen  hatte, 
konnten  zum  Abschkisse  ähnUcher  Verträge  Veranlassung  geben,  in- 
dem man  deren  Versorgung  gegen  Entgeld  anderen  übertrug.  Auch 
in  derartigen  Fällen  konnten  die  beiderseitigen  Erben  den  Vertrag 
anfechten,  wenn  entweder  den  Erben  des  Ubergebers  zu  viel,  oder 
denen  des  Übernehmers  zu  wenig  Gut  für  die  Verpflegung  des  omagi 
gegeben  zu  sein  schien,  nur  mußte  der  unzufriedene  Teil  sofort  vor 
fünf  Nachbarn  Protest  erheben,  und  am  nächsten  Alldinge  hiervon 
Anzeige  machen,  worauf  dann  Geschworene  festzustellen  hatten,  ob 
in  dem  Vertrage  ein  „arfskot"  enthalten  sei,  und  galt  überdies  der 
Vertrag,  wie  es  scheint,  selbst  ohne  Einsprache  der  Erben  dann  als 
für  diese  unverbindlich,  wenn  der  Ubernehmer  des  ömagi  erweis- 
lichermaßen  infolge  desselben  verarmen  mußte.  -)  Aber  freilich  wurde 
auch  durch  einen  solchen  Vertrag  der  Ubergeber  des  ömagi  selbst 
von  seiner  Verpflichtung  gegen  diesen  nicht  ohne  weiteres  frei;  viel- 
mehr mußte  derselbe,  wenn  der  Ubernehmer  oder  dessen  Erbe  den 
ömagi  nicht  gehörig  verpflegte,  auf  Anfordern  wieder  selber  dessen 
Verpflegung  übernehmen,  wogegen  ihm  freilich  die  Klagestellung 
gegen  seinen  Mitkontrahenten  oder  dessen  Erben  unbenommen  blieb.-'') 
Verboten  war  die  Ubergabe  von  ömagar  an  im  Auslande  wohnhafte 
Leute,  oder  vielmehr  nur  ausnahmsweise  erlaubt,  wenn  der  ömagi 
entweder  volljährig  und  mit  schweren  Fehlern  behaftet,  oder  aber 
mit  dem  Alimentationspflichtigen  nur  entfernt  verwandt  war;*) 
eigentümlich  gestaltete  sich  aber  der  Vertrag,  wenn  es  sich  um  die 
Pflege  und  Erziehung  eines  Kindes  (föstr)  handelte,  sofern  solchen- 
falls nicht  nur  das  i6.  Lebensjahr  ein  für  allemal  als  Grenze  für  die 
Dauer  der  zu  leistenden  Wartung  galt,  sondern  auch  das  ganze  Ver- 
hältnis der  Beteiligten  zueinander  weniger  ausschließlich  vermögens- 
rechtlich gestaltet  war,  wie  denn  z.  B.  der  Rücktritt  vom  Vertrage 
unter  gewissen  Beschränkungen  erlaubt,  und  dessen  Ubergang  auf 
die  Erben  nicht  schlechthin  geboten  war.  ^)  Offenbar  war  diese  freiere 
Gestaltung  des  Geschäfts  eine  Folge  der  richtigen  Erkenntnis,  daß 
die  Kindererziehung  noch  ungleich  weniger  als  eine  fungible  Leistung 
gelten  könne   als   die  Verpflegung  eines  anderen  ömagi,  um  so 

^)  Arfa  {).,  22/227. 

2)  Ömagab.  13/266 — 67;  vgl.  Konüngsbök,  135/18. 
^)  Künü^gsbök,  135/17  — 18;  (Jmagab.  14/268. 

Konüngsbök,  140/21—22;  Ömagab.  21/275 — 7^- 
^)  Konüngsbök,  1 41/22;  Ömagab.  21/276 — 77. 
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schwerer  ist  aber  festzustellen,  wie  sich  das  bloße  „selja  ömaga  til 
framfoerzlu"  von  dem  eigentlichen  „arfsal"  unterschieden  habe.  Ich 
möchte  das  unterscheidende  Merkmal  beider  Verträge  nicht  mit  Vilh. 
Finsen  ^)  darin  sehen,  daß  das  arfsal  auf  Lebenszeit,  jener  andere 
Vertrag  aber  nur  auf  bestimmte  Frist  eingegangen  worden  sei,  so- 
ferne  hierfür  die  Quellen  keinerlei  Anhaltspunkt  bieten,  sondern  eher 
darin,  daß  beim  arfsal,  worauf  dessen  Name  hinweist,  prinzipiell  die 
Hingabe  des  ganzen  Vermögens  im  Spiele  war,  wenn  auch  ein  Vor- 
behalt einzelner  Stücke  als  zulässig  galt,  und  daß  somit  dieser  Ver- 
trag wesentHch  unserem  Austragsvertrage  entsprach.  —  Endlich  ist 
noch  zu  erwähnen,  daß  auch  die  vertragsweise  Eingehung  der  ehe- 
lichen Gütergemeinschaft  gewissen  Einsprachsrechten  der  ge- 
borenen Erben  beider  Ehegatten  unterlegen  zu  haben  scheint.  Wenn 
nämlich  gesagt  wird,  die  Eingehung  der  Gütergemeinschaft  sei  den 
Eheleuten  mit  rechtlicher  Wirksamkeit  für  sich  und  ihre  Erben  ge- 
stattet, „ef  meö  jieim  er  jafnmaeli",  d.  h.  wenn  ihre  Vermögensver- 
hältnisse sich  gegenseitig  entsprechen,  ^)  so  ist  damit  doch  wohl  still- 
schweigend gesagt,  daß  sowohl  die  Eheleute  selbst  als  deren  Erben 
den  Vertrag  anzufechten  berechtigt  seien,  wenn  es  an  jener  Voraus- 
setzung seiner  Gültigkeit  fehle,  und  in  der  Tat  ist  dies  nur  eine 
weitere  Konsequenz  der  Grundsätze,  welche  in  Bezug  auf  das  arfskot 
überhaupt  gelten. 

Man  sieht,  alles  in  allem  genommen  duldet  das  isländische  Recht 
letztwillige  Verfügungen  überhaupt  nicht,  und  auch  gegenüber  Ver- 
fügungen unter  Lebenden  wahrt  es  die  Interessen  der  geborenen 
Erben  mit  großer  Umsicht;  jede  einigermaßen  erhebliche  Veräuße- 
rung, welche  das  Vermögen  schmälert,  ohne  daß  eine  entsprechende 
Gegenleistung  den  Entgang  decken  würde,  begründet  sofort  das 
Recht  des  Erben,  sie  anzufechten.  Aber  nicht  nur  das  Recht  der 
gesamten  Verwandtschaft,  den  Gesamtbesitz  des  Hauses  nicht  ver- 
ringert zu  sehen,  wollte  in  dieser  Weise  geschützt  werden,  sondern 
auch  das  Recht  jedes  einzelnen  Gliedes  derselben  als 
solchen.  Nirgends  wird  demgemäß  unterschieden  zwischen  Veräuße- 
rungen, welche  an  Fremde,  und  solchen,  welche  an  entferntere  Ver- 
wandte erfolgten,  vielmehr  erscheinen  diese  ganz  ebenso  anfechtbar 
wie  jene,  wenn  durch  sie  die  Ansprüche  der  zunächst  berufenen 
gesetzlichen  Erben  gefährdet  werden;  und  es  fehlt  sogar  nicht  an 


Annaler,  1849,  S.  308,  Anm.  4. 
2)  Konüngsbök,  153/45;  Festa  22/334—35. 
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einer  Reihe  von  Bestimmungen,  welche  sich  ledighch  auf  den  Schutz 
der  geborenen  Erben  gegen  Zuwendungen  an  entferntere  oder  auch 
gleichstehende  Verwandte  beziehen.  So  sollen  Eltern,  wenn  echt 
geborene  Söhne  vorhanden  sind,  ihrer  Tochter  nicht  ohne  deren  Zu- 
stimmung ■  einen  größeren  Betrag  als  Ausstattung  oder  sonst  zu- 
wenden, als  welcher  noch  für  jeden  der  Söhne  im  Vermögen  zurück- 
bleibt. ^)  Die  ausdrücklich  als  Novelle  bezeichnete  Satzung  gestattet 
also  zwar  Zuwendungen  an  entferntere  Verwandte  auf  Kosten  der 
näheren,  also  nur  innerhalb  gewisser  gesetzlicher  Grenzen,  wie  dies 
etwa  bei  den  Zuwendungen  zugunsten  unechter  Kinder  der  Fall  war, 
mit  welchen  sie  denn  auch  die  Staöarhölsbök  mit  gesundem  Texte 
zusammenstellt;  die  Notwendigkeit  einer  Novelle  aber,  um  sie  zu- 
lässig zu  machen,  zeigt,  daß  sie  nach  älterem  Rechte  unzulässig  ge- 
wesen waren.  Zweitens  findet  sich  die  weitere  Vorschrift,  -)  daß  die 
Brüder  eines  Sohnes,  welchem  der  Vater  zur  Bestreitung  von  Reise- 
kosten, oder  zur  Entrichtung  des  kvänarmundr  Geld  gegeben,  oder 
seine  Schulden  bezahlt,  oder  während  seiner  Minderjährigkeit  die 
Zinsen  von  seinem  eigenen  Vermögen  zum  Kapital  geschlagen  hat,'^j 
bei  der  Erbteilung  ebensoviel  von  dem  Erbe  vorabnehmen  sollen. 
Zinsen  sollen  für  die  zu  konferierenden  Beträge  nicht  berechnet 
werden,  und  soweit  diese  auf  den  Nichtbezug  von  Zinsen  durch  den 
Vater  während  der  Minderjährigkeit  des  Sohnes  zurückzuführen  sind, 
soll  die  Höhe  des  zu  konferierenden  Betrages  sich  nach  der  Zift'er 
berechnen,  welche  derselbe  zu  der  Zeit  erreichte,  da  dieser  Sohn 
i6  Jahre  alt  wurde;  wurden  aber  derartige  Auslagen  auf  mehrere 
Söhne  in  verschiedenem  Umfange  gemacht,  oder  wurden  diesen 
Zinsen  in  verschiedenem  Betrage  nachgelassen,  so  werden  diese  Be- 
träge zur  Abrechnung  zu  bringen  sein,  und  wenn  die  von  verschie- 
denen Söhnen  zu  konferierenden  Beträge  allzu  ungleich  sind,  als  daß 
ihre  Differenz  bei  der  Erbteilung  ausgeglichen  werden  könnte,  so 
mögen  die  Verkürzten  von  den  übermäßig  Bedachten  soviel  heraus- 

^)  Arfa  J).,  2/172   und    11/204;   die   erstere  Stelle   hat   die  Konüngsbök, 
118/220  nur  als  Referenz  und  als  nym^li  bezeichnet,  die  letztere  aber  gar  nicht. 
2)  Konüngsbök,  118/221;  Arfa  J).,  2/173—74. 

^)  ,,ef  hann  hefir  öxt  hinom  fe  fyrr  enn  hann  va;ri  16  vetra  gamall."  Das 
Zeitwort  cexla  (cexla)  oder  oexa  (texa)  bezeichnet  das  Wachsen  des  Vermögens  durch 
Zinsen  und  Früchte,  wie  es  bei  guter  Wirtschaft  sich  ergibt,  und  wird  demnach  hier 
der  Verzicht  auf  den  Fruchtgenuß  gemeint  sein,  der  dem  Vater  als  Vormund  des 
Sohnes  während  dessen  Minderjährigkeit  gebühren  würde;  Vilh.  Finsen,  ang.  O., 
S.  313 — 14,  bezieht  dagegen  die  W'orte  auf  die  Ausantwortung  von  Gut  an  den  Sohn, 
was  die  Stelle  um  jeden  vernünftigen  Sinn  bringt. 
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fordern,  als  zur  völligen  Gleichstellung  aller  nötig  erscheint.  Ganz 
ebenso  soll  es  auch  unter  Töchtern  gehalten  werden,  welche  ihre 
Eltern  beerben,  wenn  etwa  die  eine  von  ihnen  bereits  zuvor  eine 
Mitgift  oder  sonst  eine  Zuwendung  erhalten  haben  sollte,  die  andere 
aber  nicht.  Man  sieht,  es  handelt  sich  hier  um  eine  Kollationspflicht, 
welche  wesentlich  anders  geartet  ist  als  die  des  römischen  Rechtes. 
Einerseits  war  sie  nämlich  schlechthin  unabhängig  gestellt  von  dem 
Willen  des  begünstigten  Kindes,  und  das  Empfangene  mußte  somit 
auf  Anfordern  der  übrigen  Geschwister  auch  dann  konferiert  werden, 
wenn  es  nichts  zu  erben  gab,  oder  der  Kollationspflichtige  bereit  war^ 
auf  sein  Erbrecht  zu  verzichten.  Andererseits  war  aber  die  Kolla- 
tionspflicht auch  dem  Einflüsse  des  Erblassers  völlig  entrückt,  indem, 
dessen  übrigen  Kindern  das  Recht,  die  Beseitigung  jeder  Ungleich- 
heit zu  fordern,  ohne  alle  Einschränkung  zugestanden  war.  Nach 
beiden  Richtungen  hin  sollten  eben  die  gesetzlich  begründeten  Erb- 
rechte der  geborenen  Erben  selbst  zugunsten  ihrer  geborenen  Mit- 
erben durch  keine  einseitige  Verfügung  geschmälert  werden  dürfen, 
und  wenn  zwar  dieser  Satz  nur  zugunsten  der  Deszendenten  aus- 
drücklich ausgesprochen  wird,  so  muß  er  doch  den  entfernteren  Ver- 
wandten gegenüber  ganz  gleichmäßig  gegolten  haben. 

In  den  Grundzügen  ähnlich,  aber  doch  im  einzelnen  sehr  ab- 
weichend zeigen  sich  die  einschlägigen  Fragen  nach  norwegischem 
Rechte  geordnet.  Zunächst  sind  auch  nach  norwegischem  Rechte 
die  Vergabungen  beschränkt.  Wie  auf  Island  galt  auch  in  Nor- 
wegen die  Vergabung  nicht  als  völHg  rechtsbeständig,  welche  nicht 
durch  eine  Gegengabe  vergolten  war,  und  zwar  galt  als  unvergolten 
jedes  Geschenk,  dem  nicht  eine  Gabe  gleichen  W^ertes  gegenüber- 
stand ;  ^)  des  bei  dieser  Gelegenheit  erwähnten  Sprichwortes  „]3vi  er 
gjöf  gjaldi  betri,  at  sma  ä  hverr  ülaunaöa'',  ist  oben  ^)  schon  gedacht 
worden.  Nur  ausnahmsweise  waren  demgegenüber  einzelne  Arten 
von  Vergabungen  dahin  privilegiert,  daß  sie  ohne  Rücksicht  auf  eine 
Gegengabe  aufrecht  gehalten  w^erden  mußten,  und  zwar  werden  als 
solche  genannt:  die  mannfrelsi,  d.  h.  die  Freilassung  eines  Sklaven 
und  die  „leysingsaurar''  mit  sechs  Unzen,  jedoch  die  erstere  mit  der 
Einschränkung,  daß  der  Freilasser  im  äußersten  Notfalle  berechtigt 
sein  sollte,  von  einem  Freigelassenen,  der  sich  nicht  selbst  freige- 
kauft hatte,  einen  Ersatz  für  den  ihm  gewährten  Unterhalt  (föstrlaun) 
zu  fordern;  ferner  barnföstrslaun,  d.  h.  was  gegeben  wurde,  um  die 


1)  G{)L.  129. 


S.  293. 
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dem  Geber  selbst  oder  einem  Kinde  desselben  zuteil  gewordene 
Pflege  zu  ersetzen;  alle  Gaben,  welche  man  dem  Könige  gegeben 
oder  von  ihm  empfangen  hat;  der  Zehnt,  worunter  der  nachher 
noch  des  näheren  zu  besprechende  Hauptzehnt  zu  verstehen  ist; 
endlich  die  Vergabungen  an  uneheliche  Kinder,  falls  dieselben  ein 
gewisses,  je  nach  dem  Stande  des  Vaters  abgestuftes  Maß  nicht 
überstiegen,  und  überdies  keiner  der  echt  geborenen  Söhne  auf  ein 
geringeres  Erbteil  sich  beschränkt  sah;  für  den  gewöhnlichen  Bauern 
belief  sich  die  Wertgrenze  auf  zwölf  aurar,  ganz  wie  nach  isländi- 
schem Rechte.  Die  Fr[)L.  dagegen  besprechen  neben  dem  Haupt- 
zehnte, der  auch  ihnen  bekannt  ist,  zunächst  ebenfalls  die  Vergabung 
an  den  liyborinn  sonr  als  erlaubt,  welcher  sie  überdies  auch  noch 
die  Vergabung  an  den  Pflegesohn  gleichstellen,  wobei  sie  die  Grenze 
des  Erlaubten  für  den  höldr  auf  zwölf  aurar,  für  den  ärborinn  maör 
aber  nur  auf  eine  Mark  setzen,  so  daß  hier  der  erstere  mit  dem  is- 
ländischen Bauern  gleichgehalten  ist.  ^)  Als  erlaubt  besprechen  sie 
ferner  noch  die  Bestellung  einer  Mitgift,  wenn  sich  der  Geschlechts- 
vormund dabei  an  die  gesetzlichen  Grenzen  gehalten  hat,  ^)  welche 
letzteren  zu  erörtern  sich  später  noch  Gelegenheit  finden  wird.  Man 
hat  neuerdings  die  Ansicht  ausgesprochen,  ^)  daß  alle  diese  Bestim- 
mungen sich  lediglich  auf  letztwillige  Verfügungen  bezögen,  während 
alle  Vergabungen  unter  Lebenden  unanfechtbar  gewesen  seien;  in- 
dessen scheint  dieselbe  nicht  stichhaltig.  Die  Berufung  auf  die  Ge- 
schichtsquellen beweist  nichts,  da  aus  der  Tatsache,  daß  vielfach 
Geschenke  gegeben  und  genommen  wurden,  doch  nicht  auf  die  le- 
gale Unanfechtbarkeit  aller  Vergabungen  unter  Lebenden  geschlossen 
werden  kann,  und  aus  den  Worten  des  mehrangeführten  Sprich- 
wortes „sina  ä  hverr  ülaunaöa"  darf  man  nicht  folgern,  daß  dasselbe 
von  Vergabungen  unter  Lebenden  handle  als  von  solchen,  die  der 
Geber  einstweilen  noch  in  seinem  Besitze  behalte;  es  ist  nämlich 
rein  willkürlich,  das  „ä"  mit  „kan  beholde"  zu  übersetzen  und  den 
Satz  auf  das  Behalten  des  Besitzes  des  Objektes  der  Verfügung  zu  be- 
ziehen, während  man  ebensogut  die  Worte  „ä  ülaunaöa"  verbinden 
und  übersetzen  kann  „unvergolten  haben". ^)  Umgekehrt  sind  von  den 

1)  FrJ)L.  IX,  17.  2)  ebenda,  XI,  2;  Jarns.,  Kvennag.  i. 

^)  Fr.  Brandt,  Foreloesninger,  S.  23 — 34. 

^)  Eine  Hs.,  welche  zu  den  Landsl.,  Erföat.  21  die  Stelle  der  G{)L.  129 
am  Rande  notiert,  gibt  ihr  dann  auch  folgende  Fassung:  ,,{)vi'  er  gjöf  gjaldi  betri, 
at  si'na  a  hvar  aptar  at  taka,  ef  ekki  er  mote  gefit",  NorgesgamleLove,  II, 
S.  90,  Anm.  22. 
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vorbehaltenen  Vergabungen  mehrere  der  Art,  daß  sie  kaum  oder 
gar  nicht  als  letztwillige  gedacht  werden  können;  wie  sollten  z.  B. 
die  leysingsaurar  von  Todes  wegen  nachgelassen,  oder  wie  bei  einer 
für  den  Todesfall  verfügten  Freilassung  eine  Leistung  für  den  Fall 
der  Verarmung  des  Freilassers  vorbehalten  werden  können  ?  Außer- 
dem spricht  auch  die  Analogie  des  isländischen  Rechts  dafür,  daß 
zunächst  an  Vergabungen  unter  Lebenden  zu  denken  sei;  hier  wie 
dort  muß  wohl  ganz  gleichmäßig  die  Regel  gegolten  haben,  daß 
prinzipiell  alle  Liberalitäten  anfechtbar  waren,  für  welche  der  Geber 
keine  entsprechende  Gegengabe  erhalten  hatte,  während  freilich  für 
eine  Reihe  von  Ausnahmefällen  ein  anderes  galt.  Teils  ein  remune- 
ratorischer Charakter  der  Schenkung,  wie  bei  der  Freilassung  oder 
dem  Kinderpflegelohne,  teils  die  Rücksicht  auf  eine  zwischen  dem 
Schenker  und  dem  Beschenkten  bestehende  familienähnliche  Ver- 
bindung, wie  bei  den  Gaben  an  uneheliche  Kinder  und  Pfleglinge, 
dann  bei  der  Mitgift,  teils  Standesrücksichten,  wie  bei  den  Gaben 
des  Königs  oder  an  den  König,  teils  endlich  kirchliche  Gesichts- 
punkte, wie  beim  Hauptzehnt,  sind  dabei  für  die  Ausnahmefälle  be- 
stimmend geworden.  Genauerer  Betrachtung  bedarf  aber  unter  allen 
diesen  privilegierten  Gaben  nur  noch  der  Hauptzehnt.^)  Wir  finden 
aber  in  Norwegen  schon  in  dem  ältesten  unserer  Rechtsbücher  eine 
höfuötiund  von  einer  ävaxtartiund  unterschieden,  -)  und  ist  dabei 
unter  dem  Hauptzehnt  dasselbe  zu  verstehen,  was  unter  der  islän- 
dischen tfund  hin  meiri,  unter  dem  Ertragszehnt  dagegen  dasselbe, 
was  auf  Island  lögtfund  heißt,  d.  h.  der  erstere  wird  vom  Kapitale 
gegeben,  der  letztere  dagegen  vom  Ertrage,  möge  es  sich  nun  dabei 
um  eine  akrtiund  oder  korntfund,  viöreldistfund,  fiskitiund  oder 
kaupeyristfund  handeln.  In  den  GpL.  und  FrpL.  wird  dabei  der 
Hauptzehnt  lediglich  als  Oblationszehnt  erwähnt,  ^)  während  wir  zu- 
gleich aus  den  letzteren  erfahren,  daß  der  spätere  Papst  Hadrian  IV., 
da  er  als  Kardinal  Nikolaus  von  St  Albano  in  Norwegen  war  (1152), 
das  bezüglich  seiner  geltende  Recht  dahin  erweitert  habe,  daß  man 
fortan  von  wohlgewonnenem  Gute  ein  volles  Viertel  ohne  Zustim- 
mung der  Erben  vergeben  durfte,  und  nur  beim  ererbten  Gute  wie 
bisher  auf  ein  Zehntel  beschränkt  blieb.*)  Wir  erfahren  auch,  daß 
diese  Neuerung  auf  einer  Reichsversammlung  beschlossen  und  somit 

^)  vgl.  meine  Abhandlung:  „Über  den  Hauptzehnt  einiger  nordgermanischer 
Rechte",  S.  226—61;  [ebenfalls  diese  Ausgabe  II,  S.  278— 82,  287—93]. 
^)  BI)L.  I,  Ii;  II,  22;  III,  17.  3)  G{)L.  129;  FrI)L.  II,  17. 

^)  Fr{)L.  III,  17;  vgl.  IX,  4  und  18. 
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für  das  ganze  Reich  bestimmt,  aber  doch  nur  in  die  FrpL.  eingestellt 
worden  war,  und  darum  im  Jahre  1224  für  Vikin  noch  durch  ein 
eigenes  Gesetz  eingeführt  wurde  daß  ferner,  während  der  Haupt- 
zehnt ursprünglich  der  gewöhnlichen  Vierteilung  unterlegen  hatte, 
und  darum  bei  demselben  von  einem  prestshlutr  gesprochen  werden 
konnte,  durch  eben  jenes  Gesetz  diese  Vierteilung  aufgegeben  und 
in  das  freie  Ermessen  des  Verfügenden  gestellt  wurde,  ob  er  ge- 
weihte Orte,  Verwandte  oder  unverwandte  Leute  bedenken  wollte, 
so  daß  also  der  Charakter  eines  Zehnts  sowohl  als  einer  Seclgabe 
fortan  aufgegeben  war.  In  Vikin  und  in  den  Hochlanden  war  der 
Hauptzehnt  dagegen  als  eine  legale  Last  behandelt  worden,  -)  und 
zwar  neben  dem  Ertragszehnte,  und  der  gleichen  Vierteilung  unter- 
liegend wie  dieser;  bei  welcher  Gelegenheit  der  erstere  dabei  ent- 
richtet werden  sollte,  wird  uns  freilich  nicht  gesagt  und  die  bereits 
erwähnte  Verordnung  von  1224  läßt  darauf  schließen,  daß  man  da- 
mals bereits  staatlicherseits  bemüht  war,  den  Hauptzehnt  auch  in 
der  östlichen  Reichshälfte  auf  die  Bedeutung  eines  Oblationszehntes 
zurückzudrängen.  So  knüpft  denn  auch  die  Gesetzgebung  des  K. 
Magnus  lagaboetir  durchaus  an  die  Gestaltung  an,  welche  der  Haupt- 
zehnt im  Jahre  1152  erhalten  hatte.  Schon  das  sogenannte  Christen- 
recht des  K.  Sverrir  und  die  Järnsiöa  haben  ein  paar  einschlägige 
Bestimmungen  der  FrpL.  aufgenommen,  ^)  und  entschiedener  noch 
sprechen  sich  in  gleicher  Richtung  die  späteren  Gesetzbücher  aus; 
indessen  muß,  ehe  auf  sie  eingegangen  werden  kann,  erst  noch 
einiger  weiterer  Bestimmungen  der  älteren  Rechtsquellen  gedacht 
werden.  Neben  den  auf  die  Vergabungen  bezüglichen  Vorschriften, 
bei  welchen  es  sich,  soviel  sich  erkennen  läßt,  um  die  Anfechtbar- 
keit oder  Unanfechtbarkeit  der  Gabe  durch  den  Geber  selbst  eben- 
sowohl als  durch  dessen  Erben  handelt,  kommen  nämlich  noch  an- 
dere Bestimmungen  vor,  welche  sich  speziell  auf  Verfügungen 
auf  den  Todesfall  beziehen.  Allerdings  sprechen  die  GpL.  ge- 
legentlich ihrer  Bestimmungen  über  die  aettleiöing  und  die  für  die- 
selbe nötige  Mitwirkung  der  geborenen  Erben  die  Regel  aus:  „engl 
mä  gefa  arf  undan  öörum;  velakaup  skal  at  vettugi  hafa;  engl  skal 
öörum  arfsvik  veita";*)   allerdings  sprechen   ferner   die  FrpL.  ge- 

^)  Norges  gamle  Lovc,  I,  S.  447. 

2)  BJ)L.  I,  Ii;  II,  22;  III,  17;  ebenso  auch  noch  neuerer  G|)KrR.  i; 
ferner  E|)L.  I,  48;  II,  37,  sowie  Norges  gamle  Love,  I,  S.  462  (12631  und 
II,  S.  336. 

^)  Sverris  KrR.  34  und  71;  Järns.,  F.rfCiat.  17.  G]^L.  5S. 
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legeritlich  den  Satz  aus,  daß  man  nur  auf  Grund  ehelicher  Geburt 
oder  rechtsgültiger  settleiöing  zur  Erbfolge  berufen  werden  könne.-") 
Aber  absolute  Gültigkeit  ist  beiden  Aussprüchen  eben  doch  nicht 
beizulegen,  wie  dies  bezüglich  des  letzteren  bereits  das  dem  unlegi- 
timierten  unehelichen  Sohne  eventuell  beigelegte  gesetzliche  Erbrecht 
zeigt,  und  in  der  Tat  läßt  sich  nachweisen,  daß  das  norwegische 
Recht  ganz  unabhängig  von  kirchlichen  Einflüssen,  wie  sie  beim 
Hauptzehnte  vorliegen,  in  gewissem  Umfange  zu  letztwilligen  Zu- 
wendungen gelangt  ist,  und  zwar  auf  zweifachem  Wege.  Einmal 
nämlich  kommt  die  gjaferfö,  d.  h.  gabeweise  Erbschaft  in  Be- 
tracht, deren  die  GpL.  erwähnen.^)  Dieselben  gestatten  dem  Manne 
einmal,  dem  Weibe  aber  zweimal  die  getroffene  Verfügung  einseitig 
wieder  umzustoßen,  so  daß  dort  erst  die  zweite,  hier  erst  die  dritte 
Vergabung  unwiderruflich  ist;  sie  fordern  ferner,  daß  wenigstens  die 
endgültige  Vergabung  am  Dinge  erfolge,  sprechen  sich  dagegen  im 
übrigen  über  die  Voraussetzungen  ihrer  Zulässigkeit  nicht  aus.  Die 
FrpL.  dagegen  gestatten  nicht  nur  gleichfalls  dem  Manne  einmal, 
dem  Weibe  aber  zweimal  den  Widerruf  seiner  Gabe  und  sprechen 
dabei  zugleich  aus,  daß  Vergabung  und  Widerruf  nur  an  drei  Orten 
rechtsgültig  erfolgen  könne,  nämlich  am  Ding,  in  der  Kirche,  oder 
in  einer  Gildenversammlung,  ^)  sondern  sie  erklären  auch  volle  Ge- 
sundheit des  Vergabenden  für  eine  Vorbedingung  der  Gültigkeit 
seiner  Verfügung  und  bezeichnen  für  den  Fall,  daß  diese  sich  auf 
Land  beziehe,  eine  skeyting,  d.  h.  Auflassung,  als  erforderlich,  soweit 
nicht  die  für  den  Hauptzehnt  und  die  ihm  gleichgestellte  Verfügung 
über  ein  Viertel  des  wohlgewonnenen  Gutes  bewilligte  Ausnahme  von 
diesem  letzteren  Erfordernisse  ein  anderes  mit  sich  bringe.  Die  FrpL. 
beschränken  aber,  und  dies  ist  das  wichtigste,  die  Zulässigkeit  derartiger 
Vergabungen  auf  den  gestfeöri,  d.  h.  auf  denjenigen,  welcher  gar  keinen 
erbberechtigten  Blutsfreund  am  Leben  hat,  ^)  und  diese  Voraussetzung 
werden  wir  doch  wohl  auch  bei  den  Bestimmungen  der  GpL.  uns 
hinzuzudetiken  haben ;  nach  beiden  Provinzialrechten  stand  somit  die 
einseitige  letztwillige  Verfügung  nur  demjenigen  zu,  der  einen  ge- 
setzlichen Erben  nicht  hatte,  und  mußte  demnach  nur  der  Anspruch 
des  Königs  auf  die  vakante  Erbschaft,  und  allenfalls  auch  das  sub- 
sidiäre Erbrecht  des  Hausherrn,  Schiffsherrn,  Grundherrn,  Gastfreundes 


1)  Fr|)L.  III,  13.  2)  GJ)L.  107. 

3)  Fr|)L.  IX,  3—4;  Järnsiöa,  ErfÖatal,  17. 

^)  Fr|)L.  IX,  5. 
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und  Kompagnons  vor  dem  freien  Verfügungsrechte  des  Besitzers 
zurückstehen,  nicht  aber  das  Erbrecht  des  Blutfreundes  oder  auch 
des  Frcilassers.  Zweitens  aber  kommt  für  die  GI)L.  auch  noch  die 
brande  rfö  in  Betracht.^)  Nach  uraltem  Rechte  galt  nämlich  die 
Regel,  daß  einer  den  anderen  annehmen  konnte  „at  Ijüfu  ok  at  leiöu", 
um  ihn  zu  verpflegen  „til  brands  ok  til  bäls",  d.  h.  bis  derselbe  nach 
altheidnischem  Brauche  als  Leiche  auf  dem  Scheiterhaufen  verbrannt 
wird;  als  Gegengeld  für  diese  Verpflichtung  mochte  man  die  Erb- 
schaft des  Verpflegten  nehmen,  und  das  war  das  Branderbe.  Das 
Geschäft  hat  somit  eine  gewisse  Ähnlichkeit  mit  dem  isländischen 
arfsal,  soferne  hier  wie  dort  ein  Verpfründungsvertrag  vorliegt;  aber 
beide  unterscheiden  sich  selir  bestimmt  dadurch,  daß  beim  arfsal  das 
gegenwärtige  Vermögen  des  Pfründners  sofort  auf  den  Pfründgeber 
übergeht,  und  nur  dieses,  bei  der  branderfö  dagegen  nur  dessen  seiner- 
zeitiger Nachlaß  die  Gegenleistung  bildet,  und  daß  also  dort  ein 
Austragsvertrag,  hier  aber  ein  wirklicher  Erbvertrag  vorliegt.  —  Im 
gemeinen  Landrechte  des  K.  Magnus  1  ag ab oetir,  welchem 
dessen  gemeines  Stadtrecht  wörtlich  folgt,  werden  demgegenüber 
zwar  auch  noch  die  Vergabungen  aufgezählt,  welche  unanfechtbar 
sein  sollen ;  ^)  aber  es  werden  zu  denselben  nur  noch  die  Gaben  ge- 
rechnet, welche  der  König  gibt  oder  empfängt,  und  darüber  hinaus 
die  tiundargjöf  von  ererbtem,  und  die  fjöröüngsgjöf  von  wohlge- 
wonnenem Gute,  möge  es  sich  nun  dabei  um  Land  oder  Fahrhabe 
handeln,  die  Gabe  Verwandten  oder  Unverwandten  bestimmt  sein, 
von  einem  Gesunden  oder  Kranken  gegeben  werden,  endlich  von 
den  Erben  ihr  Konsens  erklärt  oder  nicht  erklärt  sein.  Als  „lög- 
gjafir"  werden  diese  Vergabungen  fortan  bezeichnet,  und  galt  in  Be- 
zug auf  sie  das  Eigene,  daß  dasjenige,  was  der  Vergebende  „gefr 
guöi  fyrir  säl  si'na",  d.  h.  für  fromme  Zwecke  bestimmte,  jedesmal 
vor  allen  anderen  Vergabungen  auszubezahlen  war,  wem  auch  diese 
letztere  zugute  kommen  sollten,  so  daß  also,  wenn  die  Gesamtheit 
der  Verfügungen  etwa  die  gesetzliche  Grenze  überschritt,  doch  jeden- 
falls die  Kirche  das  ihrige  erhielt.  Zunächst  scheint  somit  hier  an 
Vergabungen  gedacht  zu  sein,  die  auf  einmal,  und  somit  doch  wohl 
zumeist  auf  den  Todesfall  gemacht  werden ;  daneben  umfaßt  indessen 
der  Wortlaut  der  Vorschrift  offenbar  auch  Vergabungen,  die  einzeln 
und  unter  Lebenden  gemacht  wurden,  wie  denn  die  Gaben  des 


1)  G^L.  io8;  vgl.  270. 

2)  LandsL,  Erfrtat.  21  ;  BjarkR.  22. 
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Königs  und  an  den  König  docli  wohl  vorwiegend  der  letzteren  Art 
gewesen  sein  werden.  Die  Jönsbök  schiebt  denn  auch,  obwohl  im 
übrigen  ganz  dem  norwegischen  Landrechte  folgend,  unbedenklich 
die  im  wesentlichen  dem  älteren  isländischen  Rechte  entlehnte  Be- 
stimmung ein,  ^)  daß  man  auch  wohl  unter  Lebenden  Freundesgaben 
geben  könne,  ein  Pferd  etwa  oder  einen  Ochsen,  Waffen,  Kleider  u. 
dgl.,  wenn  nur  der  Spruch  sechs  verständiger  Männer  darin  nicht 
einen  Erbenbetrug  (arfsvik)  finde;  hat  der  Schenkerden  Besitz  sofort 
auf  den  Beschenkten  übertragen,  soll  die  Schenkung  von  niemanden 
angefochten  werden  können,  wogegen  man  aber  eine  etwa  ver- 
sprochene Gegengabe  allerdings  einfordern  mag.  An  einer  anderen 
Stelle,  welche  ganz  gleichlautend  in  das  Stadtrecht  und  die  Jönsbök 
übergegangen  ist,  sagt  ferner  das  Landrecht,  im  wesentlichen  den 
GpL.  folgend,  ^)  daß  niemand  sein  Erbe  zum  Nachteile  des  geborenen 
Erben  einem  anderen  geben  dürfe,  mit  Ausnahme  nur  der  löggjafir; 
die  betrügerische  Einkleidung  des  Geschäftes  in  einen  Kauf  (vela- 
kaup)  solle  hieran  nichts  ändern,  und  überhaupt  niemand  einen  anderen 
um  sein  Erbrecht  betrügen  (engl  skal  öörum  arfsvik  gera).  Auch 
diese  Vorschrift  zeigt  wieder,  daß  man,  wo  es  den  Schutz  des  ge- 
setzlichen Erbrechtes  galt,  zwischen  Verfügungen  unter  Lebenden 
und  auf  den  Todesfall  nicht  unterschied;  klarer  noch  spricht  sich 
aber  derselbe  Gesichtspunkt  in  einer  Verordnung  des  K.  Eirikr 
Magnüsson  aus  dem  Jahre  1280  aus.  ^)  Einerseits  nämlich  bestimmt 
deren  §  11,  daß  Vergabungen,  welche  jemand  macht,  ohne  sie  aus- 
drücklich als  löggjafir  zu  bezeichnen,  dennoch  bis  zu  dem  für  die 
tmndargjöf  und  fjöröüngsgjöf  vorgesehenen  Betrage  aufrecht  erhalten 
werden  sollen,  wogegen  bei  Überschreitung  dieses  Betrages  alle  ein- 
zelnen Vergabungen  mit  Ausnahme  der  „sälugjafir"  einen  verhältnis- 
mäßigen Abzug  erleiden  sollen ;  andererseits  erklärt  aber  auch  deren 
§  12  alle  die  Vergabungen  für  rechtsbeständig,  welche  jemand  bei 
guter  Gesundheit  und  unter  sofortiger  Übertragung  des  Besitzes  ge- 
macht hat,  vorausgesetzt  nur,  daß  ein  Zeugenbeweis  darüber  erbracht 
werden  kann,  und  daß  nach  dem  Ausspruche  verständiger  Leute 
den  Erben  nicht  zu  nahe  getreten  wird  (at  skynsömum  mönnum 
viröist  eigi  til  arfsvika).  AusdrückUch  werden  demnach  hier  auch 
die  Vergabungen  unter  Lebenden  der  Regel  unterworfen,  daß  durch 


^)  Jönsbök,  ErfÖat.  28. 

2)  Landsl.,  ErfÖat.  12;  BjarkR.  12;  Jönsbök,  18;  vgl.  Gf)L.  58. 
^)  Norges  gamle  Love,  III,  S.  6. 
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sie  das  Interesse  der  geborenen  Erben  nicht  verletzt  werden  dürfe, 
und  ähnlich  wie  auf  Island  wird  auch  hier  die  schwierige  Bestimmung 
der  Grenze  des  Erlaubten  und  Unerlaubten  dem  Ausspruche  un- 
parteiischer Leute  überlassen ;  daneben  aber  wird  für  Vergabungen, 
welche  nicht  unter  den  Begriff  der  tiundargjöf  und  fj6r(^üngsgjöf 
fallen,  und  darum  schlechthin  erlaubt  sind,  unbedingt  sofortige  Besitz- 
übertragung gefordert,  und  damit  jeder  Mißbrauch  der  Form  zum 
Zwecke  einer  letztwilligen  Verfügung  energisch  al^geschnitten.  Voll- 
kommen abweichend  von  den  bisher  erörterten  Grundsätzen  sind 
nun  freilich  die  Regeln,  welche  die  Christenrechte  des  Erzbischofes 
Jon  und  des  Bischofes  Arni  aufstellen.  ^)  Unter  Bezugnahme  auf  das 
allgemeine  Recht  der  Christenheit  wird  hier  die  volle  Freiheit  der 
letztwilligen  Verfügung  in  Anspruch  genommen,  wobei  nur  gewissen 
Klassen  von  Personen  (Unfreien,  Geisteskranken;  völlig  Stummen  und 
Tauben;  Minderjährigen  und  Haussöhnen;  Klosterleuten)  diese  Frei- 
heit aus  besonderen  Gründen  entzogen,  den  übrigen  aber  die  Not- 
wendigkeit auferlegt  sein  soll,  einen  gewissen  Teil  ihres  Vermögens 
unbeschwert  den  gesetzlichen  Erben  hinterlassen,  endlich  auch  ge- 
wisse Vorschriften  über  die  Form  der  Testamentserrichtung  gegeben 
werden,  alles  Bestimmungen,  welche  dem  römischen  oder  kanonischen 
Rechte  entlehnt  sind,  Der  Erzbischof  sowohl  als  der  isländische 
Bischof  berufen  sich  für  diese  Neuerung,  welche  die  Lehre  von  den 
letztwilligen  Verfügungen  auf  eine  völlig  neue  Grundlage  stellt,  aus- 
drücklich auf  die  Zustimmung  des  K.  Magnus,  und  wenn  wir  berück- 
sichtigen, daß  sowohl  das  Björgviner  Konkordat  von  1273  als  das 
Tünsberger  von  1277  die  „causae  testamentorum,  maxime  cum  agitur 
de  legatis  ecclesiis  et  piis  locis  et  religiosis"  ganz  unzweideutig  der 
kirchlichen  Jurisdiktion  anheimgibt,  ^)  und  daß  wir  überdies  allen 
Grund  zu  der  Annahme  haben,  daß  das  erzbischöfliche  Christenrecht 
selbst  vom  Könige  sanktioniert  worden  sei,  ^)  liegt  kein  Grund  vor, 
die  Richtigkeit  dieser  Angabe  zu  bezweifeln.  Aber  andererseits 
wissen  wir  auch,  daß  schon  bei  der  Annahme  des  neuen  Christen- 
rechtes auf  Island  im  Jahre  1275  über  einige  Kapitel  desselben  keine 


^)  Jons  KrR.  15  und  16,  wobei  indessen  die  Lesart  in  Anm.  30,  S.  349—50 
zu  beachten  ist;  Ar  na  KrR.  9  und  10. 

^)  vgl.  meine  Abhandlung  über  den  Hauptzehnt,  S.  243 — 46. 
Norges  gamle  Love,  II,  S.  458  und  463;  vgl.  S.  470. 

vgl.  meine:  Studien  über  das  sogenannte  Christenrecht  des  K.  Sverrir,  S. 
64  und  m  e  i  n  e  n  Artikel :  Gula|)ingslög,  m  der  allgemeinen  Enzyklopädie  der  Wissen- 
schaften und  Künste,  I.  Sektion,  Bd.  97,  S.  57 — 59. 
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Einigung-  zu  erzielen  gewesen  war,  ^)  und  daß  zu  diesen  auch  die 
auf  die  Testamente  bezüglichen  gehört  hatten,  läßt  sich  darum  an- 
nehmen, weil  noch  im  Jahre  1281  die  Bestimmungen  über  die  Testa- 
mente zu  den  Streitpunkten  gerechnet  wurden,  die  gelegentlich  der 
Verhandlungen  über  die  Annahme  der  Jönsbök  zur  Sprache  kamen.-) 
Wir  wissen  ferner,  daß  in  Norwegen  sowohl  als  auf  Island  unmittel- 
bar nach  des  K.  Magnus  Tod  der  Tünsberger  Vergleich  umgestoßen, 
und  den  beiden  geistlicherseits  erlassenen  Christenrechten  ihre  Gel- 
tung abgesprochen  wurde;  eine  dem  Jahre  1308  oder  1309  ange- 
hörige  Verordnung  des  K.  Häkon  Magnüsson  bestimmt  denn  auch 
demgemäß  in  ihrem  zweiten  Absätze  ausdrücklich,  daß  letztwillige 
Erklärungen,  gleichviel  ob  sie  zugunsten  von  Kirchen  und  Klöstern, 
oder  zugunsten  anderer  Personen,  ergangen  sind,  nur  innerhalb  der 
vom  Gesetzbuche  gezogenen  Schranken  Geltung  haben  sollen,  ^)  und 
auch  die  oben  bereits  angeführten  Bestimmungen  der  Verordnung 
von  1280  halten  sich  ledigHch  auf  der  Grundlage  des  Landrechtes. 
Es  begreift  sich,  daß  unter  solchen  Umständen  nicht  nur  der  Zwie- 
spalt zwischen  der  kirchlichen  und  der  weltlichen  Gesetzgebung  sich 
auf  diesem  Punkte  wie  auf  anderen  Punkten  noch  auf  lange  hinaus 
erhielt,  sondern  daß  auch  die  Praxis  in  ein  heilloses  Schwanken  ver- 
fiel, von  welchem  uns  die  Urkunden  Zeugnisse  in  Hülle  und  Fülle 
bieten.^) 

Zweierlei  kommt  schließlich  noch  bezüglich  des  norwegischen 
Rechtes  zu  erwähnen.  Einerseits  nämlich  war  bei  allen  Veräußerungen, 
deren  Gegenstand  Stammgut  war,  selbstverständlich  den  geborenen 
ööalsnautar  die  Einlösung  vorbehalten,  wenn  auch  die  Veräußerung 
im  übrigen  rechtsgültig  war.  Das  gemeine  Landrecht  hat  sogar 
dieses  Einlösungsrecht  für  unverjährbar  erklärt,  und  zugleich  ausge- 
sprochen, daß  dasselbe  auch  dann  statthaben  solle,  wenn  die  Ver- 
äußerung unter  den  Begriff:"  der  tfundargjöf  falle ;  ^)  eine  Regel,  welche 
übrigens  der  Natur  der  Sache  nach  dann  nicht  zur  Anwendung 
kommen  konnte,  wenn  die  Veräußerung  im  gegebenen  Falle  in  die 
Kategorie  derjenigen  Übertragungen  gehörte,  welche  für  den  Erwerber 
des  Landes  sofort  Stammgutsqualität  entstehen  ließen.  Nach  den 
älteren  G[)L.  trat  diese  Wirkung  nicht  nur  bei  dem  Umtausche  von 


^)  Ärna  bps.  s.,  14/698.  ^)  ebenda,  28/718. 

^)  Norges  gamle  Love,  III,  S.  82. 

^)  vgl.  meine  Abhandlung  über  den  Hauptzehnt,  S.  250 — 5I. 
^)Landslög,  Landab  r.  7. 
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ööal  gegen  oöal  ein,  sowie  bei  der  Hingabe  von  ööal  gelegentlich 
einer  Wergeidszahlung,  sondern  auch  bei  dem  Erwerbe  von  ööal  als 
branderfö  oder  barnfostrslaun,  oder  auch  als  heiölaun  oder  drekku- 
laun,  falls  anders  der  König  der  Geber  war;^j  nach  dem  gemeinen 
Landrechte  al)er  konnte  wenigstens  noch  der  König  Land  als  Stamm- 
gut geben,  wenn  er  wolle.  ■)  Andererseits  ist  aber  auch  zu  beachten, 
daß  das  norwegische  Recht  ganz  ebensogut  wie  das  isländische  das 
Recht  des  geborenen  Erben  nicht  nur  Fremden,  sondern  auch  ent- 
fernteren oder  gleichnahen  Verwandten  gegenüber 
schützt.  Die  G1)L.  bereits  bestimmen,  daß  derjenige  von  mehreren 
Söhnen,  welcher  bei  Lebzeiten  des  Vaters  von  diesem  mehr  erhalten 
hat  als  seine  Brüder,  hinterher,  wenn  es  zur  Teilung  der  väterhchen 
Erbschaft  kommt,  diesem  letzteren  gegenüber  um  ebensoviel  nach- 
stehen soll,  so  daß  sie  von  dem  ungeteilten  Gute  soviel  im  voraus 
bekommen,  als  jener  vorher  mehr  erhalten  hatte,  und  dann  der  Über- 
rest gleich  zu  verteilen  ist.  Ganz  ebenso  schreibt  dasselbe  Rechts- 
buch für  den  Fall,  da  eine  von  mehreren  Schwestern  bereits  bei 
Lebzeiten  ihres  Vaters  ausgestattet  worden  ist,  vor,  ^)  daß  die  übrigen 
Schwestern,  wenn  sie  hinterher  mit  jener  gemeinsam  den  Vater  be- 
erben, von  dem  ungeteilten  Erbe  einen  ebensogroßen  Anteil  vorweg 
nehmen  sollen,  als  welchen  jene  seiner  Zeit  als  Mitgift  erhalten  hatte. 
Die  FrpL.  erstrecken  diese  letztere  Bestimmung  ausdrücklich  auch 
auf  die  Fälle,  in  welchen  es  sich  um  die  Beerbung  anderer  Ver- 
wandte als  des  Vaters  handelt,  oder  in  welchem  zwar  die  sämtlichen 
konkurrierenden  Schwestern  verheiratet,  aber  doch  mit  ungleichen 
Beträgen  ausgestattet  worden  waren ;  ^)  da  dabei  ausdrücklich  gesagt 
wird,  daß  der  Erbe  des  Mannes,  welcher  die  Mitgift  gegeben  habe, 
deren  Bestellung  anfechten  dürfe,  wenn  deren  Betrag  zu  hoch  sei, 
so  ist  überdies  klar,  daß,  wenn  der  einen  Tochter  mehr  als  der  Be- 
trag ihres  Erbteiles  gegeben  worden  war,  dieser  Mehrbetrag  von 
ihren  Schwestern  jederzeit  angefochten  werden  konnte.^)  So  bestimmt 
denn  auch  das  gemeine  Landrecht,  und  ihm  folgend  das  gemeine 
Stadtrecht  sowohl  als  die  Jönsbök,  ')  daß  die  Eltern  keinem  ihrer 
Kinder  eine  größere  Ausfertigung  geben  sollen,  als  der  Erbteil  jedes 
der  übrigen  Geschwister  betragen  würde,  wenn  das  Vermögen  der 

1)  G{)L.  270.  2)  Landsl.,  Landabr.  2. 

3)  G{)L.  129.  ebenda,  128. 

^)  FrJ)L.  XI,  2 — 3;  vgl.  Järns.,  K  vermag.  I. 
^)  Dies  gegen  Fr.  Brandt,  S.  34. 

')  Landsl.,  Erföat.  7,  Nr.  i;  BjarkR.  7,  Nr.  i;  Jönsbök,  l. 
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Eltern  in  dem  Zeitpunkte  zu  verteilen  käme,  in  welchem  die  Aus- 
fertigung gegeben  wird;  was  hiernach  zuviel  gegeben  worden  ist, 
soll,  wenn  nicht  etwa  die  benachteiligten  Geschwister  dazu  ihre  Ein- 
willigung erteilt  haben,  bei  der  seinerzeitigen  Erbschaftsteilung  in 
Abrechnung  gebracht,  und  wenn  der  Betrag  des  Nachlasses  zur  Aus- 
gleichung nicht  genügen  sollte,  von  dem  betreffenden  Kinde  wieder 
herausbezahlt  werden.  Die  Kollationspflicht  unter  Geschwistern  ist 
somit  im  norwegischen  Rechte  durchaus  in  derselben  Weise  geregelt 
wie  im  isländischen. 


§  13.    Der  Anfall  der  Erbschaft. 

Es  galt  selbstverständlich,  und  zwar  auf  Island  sowohl  als  in 
Norwegen,  der  Satz,  daß  „viventis  non  datur  hereditas",  daß  also, 
wer  ein  Erbrecht  geltend  machen  wollte,  erforderlichenfalls  zu  be- 
weisen hatte,  daß  der  angebliche  Erblasser  auch  wirklich  verstorben 
sei.  Nicht  minder  galt  auch  hier  wie  dort  die  andere  Regel,  daß 
nur  derjenige  einen  anderen  beerben  konnte,  welcher  dessen  Tod 
auch  wirklich  seinerseits  erlebt  hatte;  die  Anwendung  aber  von 
beiden  Regeln  hatte  unter  Umständen  ihre  besondere  Schwierigkeiten, 
welche  zumal  vom  isländischen  Rechte  mit  vollem  Verständnisse  ins 
Auge  gefaßt  wurden.  Auf  der  einen  Seite  beachtet  dieses  die  Mög- 
lichkeit, daß  mehrere  Personen  durch  einen  und  denselben  Unglücks- 
fall ihren  gemeinsamen  Untergang  finden,  sei  es  nun,  daß  sie  zu- 
sammen ertrinken,  von  Bergstürzen  oder  Lavinen  verschüttet  werden, 
mit  Schiffen  zugrunde  gehen,  oder  in  einem  Gefechte  fallen ;  ^)  ist 
einer  der  Gefährten  davon  gekommen,  so  soll  dessen  Aussage  über 
die  Reihenfolge  gelten,  in  welcher  die  einzelnen  ihren  Tod  gefunden 
haben,  läßt  sich  aber  ein  derartiger  Nachweis  nicht  erbringen,  so 
soll  die  Sache  so  angesehen  werden,  als  ob  die  sämtlichen  Kommo- 
rienten gleichzeitig  verstorben  wären,  und  soll  somit  keiner  den 
anderen  beerben.  Daß  der  Satz  wenigstens  seiner  ersten  Hälfte  nach 
älteren  Rechtes  war,  erfahren  wir  aus  der  bekannten  Erzählung  über 
das  Ende  des  I)orsteinn  surtr  samt  Schwiegersohn,  Tochter  und 
Enkelin  (um  960).  ^)    Auf  der  anderen  Seite  wird  aber  auch  der  Fall 


^)  Arfa  {).,  4/183;  16/219;  18/223 — 24;  Konüngsbök,  126/245—6. 
2)  Laxdoela,  18/56—60. 
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der  Vcrschollenheit  gehörig  berücksichtigt.    In  Bezug  auf  ihn  wird 
zunächst  die  Regel  aufgestellt,  daß  ein  Mensch,  von  welchem  gar- 
nichts  mehr  zu  erfahren  steht,  insolange  als  lebend  gelten  soll,  bis 
sein  Tod  in  gehöriger  Form  erwiesen  sei;\)  bei  der  Bestimmung  der 
Form,  in  welcher  dieser  ]3eweis  zu  erbringen  ist,  wird  aber  lediglich 
auf  den  Fall  Rücksicht  genommen,  da  nach  Lage  der  Sache  anzu- 
nehmen ist,  daß  der  Tod  des  Verschollenen  im  Auslande  erfolgt  sei, 
doch  wohl  einfach  darum,  weil  man,  wo  es  galt  bei  einem  im  In- 
lande  Verschollenen  die  Frage  zu  entscheiden,  ob  er  verstorben  sei 
oder  nicht,  ein  selbstverständliches  Beweismittel  an  den  Nachbar- 
geschworenen hatte,  während  von  diesen  die  Regel  galt  „um  engi 
mal  eigu  lieir  aö  skilja  |)au  er  erlendis  hafa  gjörz  eöa  fyrir  austan 
mitt  haf,  |)ött  her  se  sott",  -)  also  der  im  Auslande  erfolgte  Tod  ihrer 
Kognition  entrückt  war.    Da  galt  nun  die  Regel,  es  solle  der  im 
Auslande  erfolgte  Tod  ebenso  erwiesen  werden,  wie  wenn  es  sich 
um  den  Beweis  eines  im  Auslande  begangenen  Totschlages  (erlendis- 
vfg)  handeln  würde ;  ^)  das  bei  dem  „sanna  dauöa  manna  erlendis" 
einzuhaltende  Verfahren  ist  aber  folgendes.    Zunächst  muß  eine  Frist 
von  drei  Jahren  abgewartet  werden,  vom  Beginne  der  Verschollen- 
heit an  gerechnet,  während  welcher  drei  Jahre  doch  Nachrichten  aus 
dem  norwegischen,  schwedischen  und  dänischen  Reiche  sowohl  als 
aus  England  und  den  westlichen  Inseln,  dann  aus  Grönland  und  aus 
Hjaltland,  sowie  aus  dem  Lande,  aus  dem  der  Verschollene  abfuhr, 
eingetroffen  sind;  ist  diese  Frist  abgelaufen,  so  mag  der  zur  Erb- 
schaft des  Verschollenen  Berufene  im  vierten  Jahre  seinen  Beweis 
durch  fünf  isländische  Männer  antreten,  welche  auf  ihr  Ehrenwort 
versichern,  daß  während  dieser  Zeit  von  dem  Verschollenen  keinerlei 
Nachricht  eingetroffen  sei  und  daß  sie  ihn  ihrerseits  für  tot  halten; 
daraufhin  hat  dann  das  Gericht  dem  Erben  das  Vermögen  des  Ver- 
schollenen zuzusprechen.       Alle  fünf  Männer  sollen  dabei  in  Bezug 
auf  ihre  verwandtschaftlichen  Beziehungen  zu  den  Streitteilen  unan- 
fechtbar und  mindestens  zwei  von  ihnen  zu  der  Zeit,  da  der  Ver- 
schollene verstorben  sein  soll,  oder  in  einer  späteren  Zeit  in  dem 
Reiche  gewesen  sein,  wo  derselbe  verstorben  sein  soll;  letzteres  eine 

^)  Arfa  ]).,  4/182  und  182 — 3;  16/219;  Konüngsbök,  126/245. 
2)  Konüngsbök,  85/142. 

Arfa  J).,  4/183;   17/219;  Konüngsbök,  126/245.    Vgl.  V  1' g  s  1  ö  ö  i ,  loo 
— 102/139 — 43;  die  Konüngsbök  hat  hier  ihre  große  Lücke. 

Arfa  {).,  4/183;    7/190 — 91;   Konüngsbök,   127/250;   Arfa  J).,  16/218: 
Konüngsbök,  126/244 — 45. 
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Bestimmung,  die  nur  in  der  einen  der  einschlägigen  Stellen  sich 
findet  und  die  überdies  jedenfalls  nicht  auf  alle  möglichen  Fälle  an- 
wendbar sein  konnte,  z.  B.  nicht  auf  den,  da  das  Schiff  des  Ver- 
schollenen auf  hoher  See  geblieben  ist,  oder  den  anderen,  da  man 
gar  keinen  Anhaltspunkt  für  die  Annahme  hat,  daß  derselbe  gerade 
in  diesem  oder  jenem  bestimmten  Lande  verstorben  sein  werde. 
Aller  Wahrscheinlichkeit  nach  ist  dieselbe  lediglich  durch  ungeschickte 
Benützung  der  vom  erlendisvig  geltenden  Bestimmungen  in  jene 
Stelle  hineingekommen  und  bei  diesen  ist  dieselbe  denn  auch  völhg 
am  Platze,  da  hier  ein  Zweifel  über  den  Ort  der  Tat  selbstverständ- 
lich nicht  vorkommen  durfte.  Ausdrücklich  wird  gesagt,  daß  der 
Tod  des  Verschollenen,  wenn  die  obige  Beweisführung  gelingt,  als 
in  dem  Zeitpunkte  erfolgt  gelten  solle,  in  welchem  sie  gelingt ;  ^) 
doch  soll  ein  anderes  für  den  Fall  geltet?,  da  etwa  Trümmer  von 
dem  Schiffe  antreiben,  auf  welchem  der  Verschollene  nachweisbar 
zu  der  Zeit,  da  seine  Verschollenheit  begann,  sich  befunden  hatte, 
und  in  diesem  Falle  soll  auch  der  Beweis  des  mutmaßlichen  Todes 
bereits  vor  Ablauf  der  gewöhnlichen  dreijährigen  Frist  angetreten 
werden  dürfen.  -)  Ausdrücklich  wird  endlich  noch  bestimmt,  daß 
für  den  Fall,  da  der  für  tot  Erklärte  hinterher  doch  wieder  zurück- 
kehrt, die  „sannaöarmenn"  dennoch  keine  Strafe  trifft ;  ^)  vollkommen 
richtig,  weil  ja  ihr  Eid  ein  bloßer  Credulitätseid,  kein  Veritätseid 
war.  Eine  eigentümliche  Anwendung  fand  aber  das  Verschollen- 
heitsverfahren  noch  für  den  Fall,  da  sich  zu  einer  auf  Island  ange- 
fallenen Erbschaft  Leute  meldeten,  mit  der  Behauptung,  daß  sie  die 
Erben  des  zu  derselben  berufenen,  aber  inzwischen  im  Auslande 
verstorbenen  Erben  seien.  Hier  galt  es,  abgesehen  von  dem  uns 
hier  nicht  berührenden  zwiefachen  verwandtschaftUchen  Verhältnisse, 
nicht  nur  zu  konstatieren,  ob  der  angeblich  im  Auslande  Verstorbene 
auch  wirklich  verstorben,  sondern  auch  noch  festzustellen,  ob  der 
Zeitpunkt  seines  Todes  auch  wirklich  ein  späterer  gewesen  sei,  als 
der,  in  welchem  der  im  Inlande  gestorbene  Erblasser  seinerseits  ge- 
storben war;  bei  der  letzteren  Hälfte  des  Beweisthemas  ergab  sich 


^)  vgl.  Arfa  J).,  4/182,  ebenso  16/219  und  Konungsbök,  126/245:  ok  skal 
svo  vera  sem  hann  lifi,  til  {)ess  er  dauöinn  er  sannaÖr,  und  182 — 3:  ok  skal  svo  vera 
sem  hann  se  lifandi,  meÖan  hann  er  eigi  andaÖr  sagör;  16/218:  enda  skal  J)ä  svo 
meta,  sem  {)eir  se  andaÖir,  ok  eigi  fyrr.  Die  letzte  Stelle  auch  in  der  Konungs- 
bök, 126/245. 

2)  Arfa  ]).,  16/218;  Konungsbök,  126/245. 

^)  Arfa  J).,  4/183;  16/218;  Konungsbök,  126/245. 
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überdies  die  Schwierigkeit,  daß  es  sich  um  die  Vergleichung  einer 
dem  Auslande  angehörigen  Tatsache  mit  einer  dem  Inlande  ange- 
hörigen  handelte.  Da  soll  nun  die  erstere  Frage  in  der  gewohn- 
Hchen  Weise  durch  sannaöarmenn  erledigt  werden,  die  zweite  da- 
gegen durch  einen  tylftarkviör,  also  durch  Geschworene,  die  doch 
nicht  büar  und  somit  auch  an  die  diesen  gesetzte  Kompetenzbe- 
schränkung nicht  gebunden  waren.  ^)  Die  sämtlichen  auf  das  Ver- 
schollenheitsverfahren  bezüglichen  Verhältnisse  waren  hiernach  im 
isländischen  Rechte  sehr  sorgföltig  und  sachgemäß  geordnet;  aber 
auch  abgesehen  von  aller  Verschollenheit  war  für  eine  „cura  ab- 
sentis"  gesorgt,  und  zwar  in  einer  Weise,  welche  auf  die  Verschollen- 
heit zu  rekurrieren  wohl  nur  in  den  selteneren  Fällen  nötig  werden 
ließ.  Es  galt  nämlich  der  Satz,  -)  daß  derjenige,  welcher  außer 
Landes  ging,  berechtigt  sei,  die  Verwaltung  seines  Vermögens  und 
seine  prozessualische  Vertretung  zu  übertragen  wem  er  wolle,  daß 
aber  eine  solche  Übertragung  in  keinem  Falle  auf  länger  als  drei 
Jahre  gültig  sei ;  nach  Ablauf  dieser  Frist  sollten  vielmehr  die  Erben 
des  Abwesenden  befugt  sein,  sich  der  Verwaltung  seines  Vermögens 
zu  unterwinden  und  zwar  auch  dann,  wenn  dieser  ausdrücklich  auf 
längere  Zeit  seinen  Verwalter  bestellt  haben  sollte.  Die  Bestimmung 
mußte  zur  Folge  haben,  daß  der  Regel  nach  bereits  vor  der  Ein- 
leitung des  Verschollenheitsverfahrens  das  Vermögen  des  Abwesenden 
sich  in  der  Hand  eben  der  Person  befand,  welche  auf  Grund  dieses 
.Verfahrens  in  dasselbe  einzutreten  hatte;  da  überdies  die  Analogie 
der  Regeln,  welche  in  Bezug  auf  die  Verwaltung  von  Mündelgut 
und  wieder  von  däriarfe  galten,  uns  zu  der  Annahme  berechtigt,  daß 
die  Vermögensverwaltung  des  nächsten  Erben  auch  in  diesem  Falle 
mit  dem  Rechte  auf  den  Fruchtgenuß  verbunden  gewesen  sein 
werde,  so  ist  klar,  daß  der  Erbe  nur  ausnahmsweise  sich  veranlaßt 
sehen  konnte,  zur  Einleitung  eines  Verschollenheitsverfahrens  zu 
schreiten.  —  Im  norwegischen  Rechte  finden  wir  demgegenüber  nur 
den  Fall  der  Kommorienz,  nicht  den  der  Verschollenheit  berück- 
sichtigt. Das  ])rändheimer  Recht  enthält  nämlich  die  Bestimmung, 
daß,  wenn  mehrere  Leute  in  einer  Schlacht  gefallen,  oder  bei  einem 
Brande  oder  in  einer  Wassersnot  gemeinsam  umgekommen  sind,  alle 
als  gleichzeitig  verstorben  gelten  sollen,   soweit  ihre  Beerbung  in 


^)  Arfa  {).,  4/184;  6/189  und 
")  Konüngsbök,  77/128; 
125/239. 


Konüngsbök,  249/198 — 99. 
Arfa    J).,     7/190;  17/221; 


K  o  n  ü  n  g  s  b  c  'i  k  , 
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Frage  kommt.  ^)  Die  Bestimmung  ist  wortwörtlich  in  die  Järnsiöa 
übergegangen ;  -)  in  dem  gemeinen  Landrechte,  dann  in  dem  ge- 
meinen Stadtrechte  und  in  der  Jönsbök  ^)  hat  sie  dagegen  den,  üb- 
rigens selbstverständUchen  Beisatz  erhalten,  daß  jene  Regel  nur  vor- 
behaltlich einer  Beweisführung  über  das  Gegenteil  gelten  solle,  und 
die  Jönsbök  hat  überdies  als  einen  weiteren  Fall  der  Kommorienz 
den  der  gemeinsamen  Verschüttung  durch  eine  Lawine  oder  einen 
Bergsturz  beigefügt. 

Nicht  ganz  leicht  zu  beantworten  ist  die  Frage,  ob  und  wie 
weit  das  altnordische  Recht  einen  förmlichen  Antritt  der  Erb- 
schaft gefordert  habe,  wie  ferne  demselben  also  der  Unterschied 
zwischen  einer  delatio  und  acquisitio  hereditatis  im  Sinne  des  römi- 
schen Rechtes  geläufig  war."^)  Die  isländischen  Rechtsquellen  gehen 
in  Bezug  auf  diesen  Punkt  von  den  norwegischen  weit  ab.  Daß 
dieselben  die  Transmission  der  Erbschaft  auf  einen  entfernteren 
Erben  nicht  von  einer  vorgängigen  Erwerbshandlung  des  verstorbenen 
näheren  abhängig  machen,  vielmehr  schlechthin  jede  deferierte  Erb- 
schaft auch  transmittieren  lassen,  ergibt  sich  bereits  aus  den  soeben 
besprochenen  Bestimmungen  über  die  Kommorienz;  auch  im  übrigen 
ergibt  sich  aber  nicht  die  geringste  Spur,  welche  auf  die  Notwendig- 
keit irgend  welcher  besonderen  Handlung  für  den  Erwerb  der  defe- 
rierten  Erbschaft  hinweisen  würde,  und  ist  hiernach  unzweifelhaft 
anzunehmen,  daß  nach  der  Grägäs  die  Akquisition  einer  solchen 
stets  mit  deren  Delation  zusammenfiel.  Anders  steht  dagegen  die 
Sache  nach  dem  norwegischen  Rechte,  und  sind  es  zumal  die  GpL., 
welche  uns  über  die  einschlägigen  Rechtssätze  Aufschluß  geben. 
Dieselben  zeigen  uns  zunächst,  daß  es  auch  in  der  christlichen  Zeit 
noch  üblich,  wenn  auch  nicht  mehr  gesetzlich  vorgeschrieben  war, 
ein  Erbbier  zu  halten;^)  am  7.  oder  30.  Tage  pflegte  dasselbe  zu- 
meist gehalten  zu  werden,  und  regelmäßig  schlössen  sich  auch  kirch- 
liche Feierlichkeiten  an  dasselbe  an,  so  daß  es  zugleich  als  Seelbier 
(säluöl)  galt  und  von  dem  Geistlichen  des  Ortes  bei  Strafe  besucht 
werden  mußte,  wenn  er  zu  demselben  geladen  war.  Eine  ganz  ähn- 
liche Bestimmung  kennt  auch  das  Recht  der  Hochlande ;  ^)  wir  er- 

^)  Fr{)L.  IX,  2.  ")  Järns.,  ErfÖat.  17. 

^)  LandsL,  ErfÖat.  lo;  BjarkR.  10;  Jönsbök,  17.  '' 
*)  vgl.  zumal  Homeyer,  Der  Dreißigste,  (Berlin,  1864),  S.  I17 — 145. 
^)  G{)L.  33.    Eine  kirchliche  Notiz  über  die  Entstehung  dieser  und  ähnlicher 
Termine  siehe  in  der  Stjörn,  S.  237 — 8. 
E^L.  I,  49;  II,  38. 

21* 


324 


Teil  II.    Das  Erbrecht. 


sehen  aus  ihr,  daß  neben  dem  Priester  auch  seine  Frau  einzuladen 
war,  daß  er  ferner  den  Hochsitz  einzunehmen  und  Speise  und  Trank 
zu  weihen  hatte.  Andererseits  erfahren  wir  aber  aus  den  GI)L.  auch 
noch,  daß  an  der  Siebent  auf  Ladung  des  Erben  die  Gläubiger  des 
Erblassers,  einschließlich  seiner  Witwe  und  seiner  etwaigen  Mündel, 
sich  einzufinden  hatten,  um  ihre  Ansprüche  gegen  den  Nachlaß 
geltend  zu  machen;^)  wer  dabei  ausblieb,  konnte  allerdings  auch 
hinterher  noch  an  den  Erben  sich  halten,  aber  wenn  die  Erbschaft 
nicht  zur  Bezahlung  aller  Schulden  ausreichte,  hatte  er  solchenfalls 
immerhin  zu  befürchten,  leer  ausgehen  zu  müssen,  worüber  später 
das  Nähere.  Ist  der  Erbe  minderjährig,  so  hat  statt  seiner  sein 
nächster  Erbe  den  Nachlaß  zu  übernehmen;^)  er  hat  aber  diesen  an 
der  Siebent  abschätzen  zu  lassen,  widrigenfalls  der  Mündel  nach  er- 
reichter Volljährigkeit  von  ihm  so  viel  herausverlangen  kann,  als  er 
sich  zu  beschwören  getraut.  Endlich  hat  auch  der,  der  ein  besseres 
Erbrecht  zum  Nachlasse  zu  haben  glaubt  als  der  Erbe,  der  die  Zu- 
sammenkunft veranstaltet  hat,  an  der  Siebent  oder  am  Dreißigst 
seine  Ansprüche  geltend  zu  machen,  widrigenfalls  er  sich  an  seinem 
Rechte  verschweigt,  falls  er  anders  volljährig  und  durch  keine  echte 
Not  behindert  ist;'')  selbst  der  Unmündige  soll  wenigstens  sein  Recht 
bekanntgeben  oder  ein  anderer  für  ihn,  wenn  er  es  auch  noch  nicht 
sofort  geltend  machen  kann.  Endlich  scheint  auch  die  Erbteilung 
unter  gleich  nahe  Berufenen  bei  dieser  Gelegenheit  vorgenommen 
worden  zu  sein.  *)  In  dem  gemeinen  Landrechte  und  Stadtrechte 
wird  zwar  die  Haltung  eines  Trinkgelages  beim  erfi  verboten,  weil 
sie  dem  Seelenheile  des  Verstorbenen  nichts  nütze,  wohl  aber  über- 
flüssige Kosten  und  hin  und  wieder  sogar  Völlerei  und  Blutvergießen 
veranlasse;'^)  aber  die  Haltung  einer  kirchlichen  Feierlichkeit  sowohl 
als  einer  rechtlichen  Verhandlung  ist  damit  nicht  ausgeschlossen, 
und  wirklich  ist  die  Vorschrift  der  GpL.  über  die  Schuldenliquidie- 
rung an  der  Siebent  wie  in  die  Järnsiöa  so  auch  in  das  gemeine 
Land-  und  Stadtrecht  und  die  Jönsbök  fast  wörtlich  übergegangen.^) 
Man  möchte  nun  sofort  auf  den  ersten  Blick  in  diesem  Erbbiere  eine 


^)  GI)L.  115.  ^)  ebenda,  115  und  I19.  ^)  ebenda,  122. 

*j  ebenda,  123. 

Landsl.,  ErfÖat.  25;  BjarkR.  24;  der  Jönsbök  fehlt  eine  einschläf::jge 
Vorschrift. 

®)  Jarns.,  Erföat.  18— 19  und  25;  Landsl.  12 — 14;  BjarkR.  12 — 14; 
Jönsbök,  18 — 22,  wo  freilich  mancherlei  hierher  nicht  gehörige  Abweichungen  sich 
finden. 
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Form  sehen,  welche  für  den  Erbschaftsantritt  gegolten  hätte ;  indessen 
zeigt  sich  doch  bei  näherer  Betrachtung  eine  derartige  Annahme 
vollkommen  unstichhaltig.  Das  norwegische  Recht  behandelt  den 
Fall  der  Kommorienz  genau  ebenso  wie  das  isländische  und  läßt 
demnach  gleichfalls  eine  Transmission  der  zwar  deferierten,  aber 
noch  nicht  in  Besitz  genommenen  Erbschaft  zu,  während  doch,  wenn 
sich  erst  an  die  Haltung  des  Erbbieres  der  eigentliche  Erwerb  des 
Erbrechtes  geknüpft  hätte,  jene  Entscheidung  kaum  in  derselben 
Weise  hätte  ausfallen  können;  auch  ließe  sich  kaum  begreifen,  wie 
das  isländische  Recht  die  ganze  Förmlichkeit  hätte  fallen  lassen 
können,  wenn  ihr  wirklich  eine  so  prinzipielle  und  tief  eingreifende 
Bedeutung  für  das  Recht  des  Erben  von  alters  her  zugekommen 
wäre.  Wir  werden  hiernach  kaum  irre  gehen,  wenn  wir  annehmen, 
daß  die  Bedeutung  des  Erbbieres  ursprünglich  nur  die  einer  feier- 
lichen Ergreifung  des  Hausregimentes  durch  den  Erben  war,  bis  zu 
welcher  die  Auseinandersetzung  mit  den  Gläubigern  des  Erblassers 
sowohl  als  mit  dessen  Witwe  und  sonstigen  Angehörigen  verschoben 
und  bei  welcher  wohl  auch  die  Erbteilung  unter  mehreren  Miterben 
erst  vorgenommen  zu  werden  pflegte,  während  das  Recht  des  Erben 
an  der  Erbschaft  als  solcher  allerdings  durch  diese  Förmlichkeit  völlig 
unberührt  blieb.  Kombinieren  wir,  was  sich  aus  älteren  und  neueren 
Quellen  über  die  Bedeutung  des  Erbbieres  erbringen  läßt,  so  mögen 
wir  etwa  zu  folgender  Entwicklungsgeschichte  der  einschlägigen  Rechts- 
sätze gelangen.  Im  Heidentume  bereits  galt  die  Regel,  daß  ein  Erb- 
bier gehalten  wurde  für  jeden  Verstorbenen,  und  diese  Sitte  war  auf 
Island  ebensowohl  verbreitet  wie  in  Norwegen;  ihr  Alter  wird  am  un- 
zweideutigsten bezeugt  durch  die  Nachricht,  daß  man  noch  in  der  ersten 
christlichen  Zeit  auf  Island  des  Glaubens  lebte,  Ertrunkene  pflegten  ihr 
eigenes  Erbbier  zu  besuchen,  wenn  sie  bei  der  Rän  gute  Aufnahme  ge- 
funden hätten.^)  Handelte  es  sich  um  die  Beerbung  angesehener  Männer, 
so  nahmen  diese  Gelage  gewaltige  Dimensionen  an,  wie  denn  auf 
Island  sogar  von  1200  und  900  Gästen  bei  solchen  Erbmählern  die 
Rede  ist ;  -)  wochenlang  dauerten  sie  in  solchen  Fällen,  und  da  über- 
dies die  Sitte  forderte,  daß  die  Geladenen  nicht  unbeschenkt  ent- 
lassen wurden,  so  war  der  durch  sie  veranlaßte  Aufwand  allerdings 
ein  sehr  bedeutender.  Dabei  galt  in  der  alten  Zeit  die  Regel,  daß 
der  zur  Erbfolge  Berufene  bei  dem  Erbbiere  zum  ersten  Male  auf 


^)  Eyj'byggja,  54/100. 

"}  Landnäma,  III,  10/197;  Laxdcela,  27/106  und  79/338. 
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den  Sitz  des  Erblassers  sich  setzen  sollte ;  war  eine  Person  fürstlichen 
Ranges  zu  beerben,  so  setzte  sich  der  zur  Erbfolge  Berufene  beim 
Erbbiere  zunächst  auf  einen  niedrigeren  Platz  neben  dem  Hochsitze, 
und  wenn  dann  eine  Weile  getrunken  worden  war  und  ihm  der 
Becher  gebracht  wurde,  welcher  Bragafull  oder  BragarfuU  genannt 
war,  tat  er  irgend  ein  Gelübde  einer  mannhaften  Tat,  um  sodann 
den  Hochsitz  zu  besteigen.  ^)  Das  Trinken  des  BragarfuU  und  das 
Ablegen  derartiger  Gelübde  bei  demselben  war  nun  freilich  dem 
Erbbiere  ganz  und  gar  nicht  eigentümlich,  kam  vielmehr  ganz  gleich- 
mäßig auch  bei  anderen  feierlichen  Gelagen  vor,  wie  z.  B.  beim  Jul- 
feste ; um  so  erheblicher  ist  aber  das  Besteigen  des  Hochsitzes, 
zumal  da  wiederholt  gerade  hieran  die  Folge  geknüpft  wird,  daß  erst 
von  da  an  der  Erbe  vollkommener  Rechtsnachfolger  des  Erblassers 
geworden  sei.  Allerdings  darf  man  nicht  unbedingt,  was  von 
Königen  und  Jarlen  galt,  auch  auf  den  gewöhnlichen  Bauern  herüber 
beziehen,  und  zumal  wird  man  zugeben  müssen,  daß  die  Frist  von 
einem  Jahre,  oder  wieder  von  drei  Jahren,  welche  die  Quellen  wieder- 
holt als  für  die  Haltung  des  Erbbieres  üblich  bezeichnen,  möglicher- 
weise nur  durch  die  Weitläufigkeit  der  Vorbereitungen  zu  den  hier 
erforderHchen  kolossalen  Gelagen  veranlaßt  sei.  Aber  wie  der  König, 
so  hat  doch  auch  der  gemeine  Bauer  sein  häsaeti  oder  öndvegi  in 
seiner  Halle,  und  auch  bei  ihm  ist  dieses  der  Mittelpunkt  seines 
Hauses  und  die  Zentralstelle,  von  welcher  sein  Hausregiment  aus- 
geht; am  öndvegi  ergeht  die  Ladung  an  den  Bauern,*)  so  lange  er 
auf  diesem  zu  sitzen  vermag,  gilt  er  als  erbfähig  zur  eigenen  Ver- 
waltung seines  Vermögens,  ■'^)  seine  öndvegissülur  nimmt  der  Aus- 
wanderer nach  Island  mit  hinüber,  um  durch  deren  Auswerfen  sich 
den  Platz  für  seine  neue  Niederlassung  anweisen  zu  lassen.  Dazu 
kommt,  daß  wir  auf  Island  die  Ansicht  nachweisen  können,  daß  es 
für  unzulässig  galt  den  Platz  eines  Erschlagenen  einzunehmen,  ehe  er 


^)  Yngli'nga  s.,  40/31 — 32;  Fagrsk.  55/44;  Jömsvikinga  s.,  21/67;  22/69 
und  37/107  —  12;  Heimskr.  Olafs  s.  Tr  yggvasonar,  39/153 — 54. 

2)  Helga  kv.  H  j  ö  r  v  a  r  Ö  s  s  o  n  a  r ,  S.  176  und  Str.  32;  J).  af  Ragnars- 
sonum,  1/345—6;  Hervarar  s.,  4/417 — 18  und  3/5 15 — 16,  sowie  10/53 1 — 2  der 
älteren  Rezension. 

^)  Yngli'nga  s.,  ang.  O. :  var  hann  ])d  kominn  til  arfs  alls  eptir  hann ;  Fagr- 
skinna,  ang.  O. :  ok  skyldi  {)ä  fullkominn  vera  til  arfs  ok  virÖi'ngar  eptir  hinn  dauöa, 
en  eigi  fyrr;  J  6  m  s  v  f  k  f  n  g  a  s.,  22:  at  Sveinn  matti  eigi  Jjykkja  gildr  konüngr,  ef 
hann  skyldi  eigi  erfa  föÖur  sinn. 

*)  G|)L.  35.  FrI)L.  IX,  20. 
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gerächt  war,  ^)  wie  denn  auch  das  Sprichwort  galt :  „blöönsetr  eru 
bräöastar" ;  ^)  daß  ferner  die  norwegischen  Gesetze  selbst  den  Aus- 
druck brauchen:  setjaz  1  arf,  ^)  und  den  Erben  an  der  Siebent  im 
öndvegi  sitzen  lassen.  So  werden  wir  demnach  nicht  fehl  gehen, 
wenn  wir  annehmen,  daß  eine  feierliche  Besteigung  des  Hochsitzes 
auch  beim  einfachen  Bauern  die  Form  für  die  Besitzergreifung  dem 
Erbe  gegenüber  gewesen  sein  werde;  nur  daß  etwa  für  sie  die  Fristen 
abgekürzt  und  die  Feierlichkeiten  einfachere  gewesen  sein  mögen. 
Welche  Fristen  ursprünglich  gegolten  haben  mögen,  muß  zunächst 
unbestimmt  bleiben,  da  die  in  den  Provinzialrechten  genannten  Ter- 
mine der  Siebent  oder  des  Dreißigsten  kirchlichen  Einflüssen  ent- 
stammen; die  Bedeutung  aber  der  ganzen  Handlung  bestand,  wenn 
wir  von  deren  religiöser  Seite  absehen,  lediglich  darin,  daß  mit  der- 
selben eine  formelle  Ergreifung  des  Besitzes  der  Erbschaft  nach  vor- 
gängiger, freilich  nur  vorläufiger,  Auseinandersetzung  mit  allen  am 
Nachlasse  beteiligten  Interessenten  verbunden  war.  In  Norwegen  nun 
hatte  der  alte  Gebrauch  sich  erhalten,  nur  daß  seine  Formen  christ- 
licher geworden  waren,  und  hatte  derselbe  zumal  auch  seine  frühere 
rechtliche  Bedeutung  behauptet;  auf  Island  dagegen  hat  er  die  letz- 
tere völlig  verloren,  und  ist  wohl  überhaupt  schon  früh  abgekommen, 
doch  wohl  weil  die  Geistlichkeit  hier  überhaupt  mit  den  Uberliefe- 
rungen der  heidnischen  Zeit  durchgreifender  als  in  Norwegen  aufzu- 
räumen verstanden  hatte.  Auf  Island  also  ist  der  Termin  für  die 
Abschätzung  von  Mündelgut,  welches  ein  Vormund  übernimmt,  ganz 
anders  bestimmt;  er  fällt  auf  den  Donnerstag  nach  Ablauf  der  siebenten 
Sommerwoche,  ohne  Rücksicht  auf  den  Zeitpunkt,  in  welchem  der 
der  Erblasser  verstorben  ist.  ^)  Für  die  Erbteilung  unter  mehreren 
Miterben,  dann  für  die  Auseinandersetzung  der  Erben  mit  der  Witwe 
des  Erblassers  gab  es  keine  besonderen  Vorschriften ;  wir  haben  dem- 
nach anzunehmen,  daß  in  dieser  Beziehung  alles  der  Einigung  der 
Beteihgten,  und  wenn  solche  nicht  zu  erreichen  war,  der  gerichtlichen 
Entscheidung  überlassen  war,  welche  auf  Klage  des  nicht  im  Besitze 
Begriffenen  gegen  den  Besitzer  des  Nachlasses  erging.  Bezüglich  der 
Gläubiger  aber  des  Erblassers  galt  die  Regel,  ^)  daß  solche  ganz  durch- 
fielen, falls  dessen  Nachlaß  nicht  mindestens  einen  Wert  von  einer 

^)  Vatnsdoela,  23/39;  Ägrip  af  H  eif^arvi'ga  s.,  1 4/3 14. 
-)  Vi'gaglüma,  8/344;  Vatnsdoela,  24/39. 

^)  G|)L.  119:  ef  ma(5r  sezt  1  üvirÖan  arf ;  115:  i  virÖan  eyri  setjazt  u.  dgl.  m. 
Konüngsbök,  122/231;  Arfa  {j.,  9/193. 
Kaupab.  8/408;  Konüngsbök,  223/148. 
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Mark  hatte,  wogegen  der  Erbe,  wenn  ein  größerer  Nachlaß  vorhanden 
war  und  von  ihm  ohne  weitere  FörmHchkeiten  übernommen  wurde, 
für  alle  Schulden  des  Erblassers  aufzukommen  hatte,  nicht  nur  mit 
dem  ganzen  Betrage  der  Erbschaft,  sondern  auch  mit  seinem  ge- 
samten übrigen  Vermögen,  nur  mit  der  einzigen  Beschränkung,  daß 
man  ihn  wegen  der  Schulden  des  Erblassers  nicht  in  Schuldknecht- 
schaft nehmen  konnte.    Der  Gläubiger  des  Erblassers  hatte  dabei 
der  Regel  nach,  wenn  mehrere  Miterben  vorhanden  waren,  von  jedem 
nur  den  seinem  Anteile  an  der  Erbschaft  entsprechenden  Teil  der 
Forderung  anzusprechen,  und  galt  nur  für  den  Fall,   da  mehrere 
Brüder  ihren  Vater  gemeinsam  beerbt  hatten,  die  Ausnahme,  daß  er 
die  ganze  Forderung  gegen  den  ältesten  Bruder  ungeteilt  geltend 
machen  konnte,  soferne  er  dieselbe  eintrieb,  ehe  noch  die  Brüder  ihr 
Erbe  geteilt  hatten ;  \)  handelte  es  sich  um  eine  betagte  Schuld  (ein- 
dagat  fe),  so  war  natürlich  an  dem  paktierten  Termine  die  Zahlung 
zu  fordern,  wie  sie  dies  dem  Erblasser  selbst  gegenüber  gewesen 
wäre,  jedoch  mit  dem  Unterschiede,  daß  dem  Erben  gegenüber  auch 
hei  nicht  rechtzeitiger  Zahlung  nicht  sofort  Verzugszinsen  gefordert 
werden  konnten:'-)  der  Gesetzsprecher  Markus  Skeggjason  (1084 — 
1107)  soll  den  letzteren  Satz  festgestellt  haben.    Für  die  Fälle  aber, 
da  der  Nachlaß  kein  ganz  geringfügiger  war,  aber  der  Erbe  sich 
doch  nicht  ganz  sicher  fühlte,  ob  er  nicht  überschuldet  sei,  bot  ihm 
das  Recht  den  Ausweg,   ein  Schuldgericht  (skuldadömr)  zu  berufen, 
welches  die  Liquidation  zu  besorgen  hatte.  ^)    Die  Einladung,  bei 
demselben  sich   einzufinden,  war  von   dem  Erben  oder,   wenn  er 
minderjährig  ist,  seinem  Vormunde  bei  dem  nächsten  värl)fng  des 
Bezirkes  zu  erlassen,  dem  der  Verstorbene  angehört  hatte,  und  nach 
Ablauf  einer  I4tägigen  Frist  von  der  Einladung  ab  gerechnet  war 
dasselbe   am  Wohnorte   des  Verstorbenen   zu  halten;  von  irgend 
welchem  Zusammenhange  mit  Siebent  oder  Dreißigst  war  demnach 
selbst  äußerlich  keine  Rede.  Das  Gericht  wird  sodann  halb  von  dem 
Erben,   halb  von  den  erschienenen  Gläubigern  besetzt  und  zwar  so, 
daß  die  letzteren  einen  Vertreter  ihrer  aller  durch  das  Los  zu  be- 
stimmen haben,  der  dann  namens  aller  handelt;,  kein  bei  der  Sache 


^)  Kau p ab.  6/402;  Konüngsbök,  221/147.  Ein  nymoeli  über  die  Form  des 
Klagsbeweises  hat  nur  die  S  t a ö a r  h  ö  1  s b  ö  k  und  das  Fragment  bei  Finsen,  An- 
hang II,  2/227. 

wie  dies  dem  Erblasser  gegenüber  zulässig  gewesen  wäre;  Kaupab.  5/395; 
K(3nüngsb6k,  221/143. 

^)  Kaupab.  8—9/408  —  13;  Konüngsbök,  223/148 — 52. 


§  13.    Der  Anfall  der  Erbschaft. 


selbst  Beteiligter  und  kein  näherer  Verwandter  und  Verschwägerter 
eines  solchen  darf  in  dem  Gerichte  sitzen.    Wie  der  minderjährige 
Erbe  durch  seinen  Vormund,   so  werden   minderjährige  Gläubiger 
durch  den  ihrigen  vertreten,  und  zwar  bei  eigener  Haftung  für  jedes 
Versäumnis;  in  der  durch  das  Los  bestimmten  Ordnung  werden  so- 
dann die  einzelnen  Forderungen  geltend  gemacht  und  wird  durch 
Zeugen,  oder  falls  solche  nicht  vorhanden  oder  nicht  beizubringen 
sind,   durch  fünf  Nachbargeschworene  der  Beweis  ihrer  Begründung 
geführt,  andererseits  hat  der  Erbe  alle  zum  Nachlasse  gehörigen  Mo- 
bilien  zur  Stelle  zu  schaffen  und  bei  Strafe  der  Landesverweisung 
nichts  von  ihnen  zu  verheimlichen,  und  die  ihm  bekannten  Forde- 
derungen,  die  zum  Nachlasse  gehörten,  anzugeben,  deren  Vertrags- 
bedingungen übrigens  selbstverständlich  durch  den  Tod  des  Erb- 
lassers nicht  weiter  alteriert   werden,   als   etwa  insoferne,   als  der 
Schuldner,  solange  das  Erbrecht  bestritten  und  die  Streitfrage  nicht 
gerichtlich  entschieden  ist,  die  Zahlung  zurückzuhalten  befugt  ist.  ^) 
Gehört  Land  oder  ein  goöorö  zum  Nachlasse,  so  haben  die  fünf  dem 
Lande  zunächst  wohnenden  Grundeigentümer  dieses  abzuschätzen 
und  ihre  Schätzung  vor  dem  Schuldgerichte  abzugeben.    Hat  einer 
der  Gläubiger  an  einer  zum  Nachlasse  gehörigen  Sache  ein  Pfand- 
recht, so  mag  er  diese  für  sich  von  vornherein  wegnehmen,  doch 
gegen  Herauszahlung  der  Hyperocha;  ebenso  darf  die  Witwe  ihr 
Gut  vorab  nehmen,  und  zwar  die  Mitgift  (heimanfylgja)  schlechthin, 
den   mundr  aber  nur  unter  der  Voraussetzung,   daß  zur  Zeit  der 
Heirat  dessen  voller  Betrag  nach  Abzug  aller  Schulden  im  Vermögen 
des  Verstorbenen  vorhanden  gewesen  war;  war  dies  nicht  der  Fall 
gewesen,   so  fällt  aller  Anspruch  auf  den  mundr  weg,  wenn  das 
schuldenfreie  Vermögen  zur  Zeit  der  Hochzeit  weniger  als  eine  Mark 
betragen  hatte,  oder  es  muß  sich  die  Witwe  wenigstens  an  dem- 
selben ganz  dieselbe  Reduktion  gefallen  lassen,  wie  solche  die  übrigen 
Gläubiger  betrifft.    Hatten  die  Eheleute  aber  in  allgemeiner  oder 
partikulärer  Gütergemeinschaft  gelebt,  so  stand  die  Sache  begreiflich 
anders;  je  nach  ihrem  Anteile  am  gemeinen  Gute  hatte  solchenfalls 
die  Witwe  dort  alle  Schulden,  hier  die  Wirtschaftsschulden  mitzu- 
tragen.  Nach  Befriedigung  dieser  privilegierten  Gläubiger  ist  sodann 
der  übrige  Nachlaß  unter  die  nicht  privilegierten  zu  verteilen,  und 
zwar  in  der  Art,  daß  im  Falle  des  Nichtzureichens  alle  den  gleichen 
verhältnismäßigen  Abzug  sich  gefallen  zu  lassen  haben;  derjenige 


^)  Kaupab.  6/402 — 3;  Konüngsbök,  221/146 — 47. 


330 


Teil  II.    Das  Erbrecht. 


Gläubiger  aber,  der  am  meisten  zu  fordern  hatte,  genoß,  wenn  lie- 
gende Güter  vorhanden  waren,  des  Vorrechtes,  in  diesen  bezahlt  zu 
werden.  Wer  aber  am  Schuldgerichtc  ausblieb,  der  hat  seine  For- 
derung verloren,  es  sei  denn,  daß  er  nicht  kommen  konnte  oder  von 
der  Haltung  des  Gerichtes  nichts  erfahren  hatte;  kann  er  dies  nach- 
weisen, so  mag  er  hinterher  noch  von  denjenigen  Gläubigern,  die 
bezahlt  wurden,  die  Herausgabe  des  ihn  treffenden  verhältnismäßigen 
Betrages  fordern.  Hatte  der  Erbe  auch  nur  einen  einzigen  Gläubiger 
bezahlt,  ehe  er  das  Schuldgericht  berufen  hatte,  so  galt  es,  als  hätte 
er  dieses  gar  nicht  berufen,  d.  h.  er  mußte  für  alle  Schulden  auch 
mit  seinem  eigenen  Vermögen  aufkommen.  Man  sieht,  mit  dem 
alten  Erbbiere  hatte  dieses  Schuldgericht  nur  sehr  teilweise  die  gleiche 
Aufgabe,  und  insbesondere  scheint  dasselbe  keinerlei  präklusive  Wir- 
kung für  denjenigen  gehabt  zu  haben,  der  seine  Erbrechte  geltend 
zu  machen  hatte.  Es  wird  ausdrücklich  bestimmt,  daß,  wo  immer 
jemand  im  guten  Glauben,  der  berufene  Erbe  zu  sein,  sich  in  den 
Besitz  einer  Erbschaft  gesetzt  hat,  während  sich  hinterher  herausstellt, 
daß  infolge  eines  Irrtumes  über  die  verwandtschaftlichen  Beziehungen 
ein  anderer  der  Berechtigte  sei,  dieser  die  Restitution  der  Erbschaft, 
jedoch  ohne  Zinsen,  zu  fordern  berechtigt  sei;^)  von  irgend  einem 
Präklusivtermine  ist  aber  dabei  nicht  die  Rede,  und  wenn  es  heißt, 
das  Recht  eines  Mannes  dänischer  Zunge,  eine  auf  Island  ihm  an- 
gefallene Erbschaft  daselbst  zu  reklamieren,  verjähre  niemals,  -)  so 
muß  doch  offenbar  auch  diese  Regel  den  Isländern  selbst  nicht 
minder  zugute  gekommen  sein.  —  In  Norwegen  dagegen  stand  die 
Sache  allerdings  ganz  anders.  Nach  den  GpL.  galt  zunächst  die 
Regel,  daß  derjenige,  welcher  innerhalb  des  Volklandes  anwesend 
und  überdies  volljährig  war,  an  der  Siebent  oder  am  Dreißigsten,  je 
nachdem  die  Liquidation  der  Verlassenschaft  an  diesem  oder  jenen 
Tage  vor  sich  ging,  sein  Erbrecht  geltend  machen  mußte,  bei  Ver- 
lust seines  Anspruches  auf  dasselbe;  war  er  nicht  im  Volklande  an- 
wesend, so  muß  er  binnen  Jahresfrist  von  seiner  Rückkehr  in  das 
fylki,  in  dem  der  Nachlaß  angefallen  war,  seine  Forderung  geltend 
machen,  es  wäre  denn,  daß  echte  Not  ihn  daran  verhindere."^)  Glaubt 

^)  Arfa  ]),  7/191 ;  Konüngsbök,  118/220 — 21. 
'■')  Arfa  J).,  17/220;  Konüngsbök,  125/239. 

^)  G{)L.  122.  Die  Wortfassung  der  Stelle  läßt  übrigens  vermuten,  daß  eine 
weitere  Frist  für  den  fehlt,  der  außer  Landes  war;  sie  mußte  nach  dem  gelegentlich 
der  gesterfÖ  usw.  Bemerkten  drei  Jahre  betragen  haben,  und  galt  diese  Frist  ur- 
sprünglich  auch   gegenüber   den  Isländern,  Konüngsbök,   I25/239  und  248/195, 
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ein  Minderjähriger  Erbansprüche  zu  haben,  so  soll  er  diese  zwar 
ebenfalls  an  jenem  Termine  bekanntgeben  oder  durch  einen  anderen 
bekanntgeben  lassen ;  aber  einzuklagen  hat  er  sein  Recht  erst  binnen 
einer  fünfjährigen  Frist  nach  erreichter  Volljährigkeit,  und  er  ver- 
schweigt sich  an  seinem  Rechte  erst,  wenn  er  bis  zum  erreichten 
20.  Jahre  die  Klagestellung  unterlassen  hat,  ohne  durch  echte  Not 
gehindert  zu  sein.^)  Selbstverständlich  konnte  und  sollte  aber  schon 
vorher  der  Vormund  für  den  Minderjährigen  sein  Erbrecht  geltend 
machen,  und  haben  jene  Fristbestimmungen  demnach  nur  die 
doppelte  Bedeutung,  daß  sie  dem  volljährig  Gewordenen  nachliefen, 
wenn  der  Vormund  seiner  Pflicht  etwa  nicht  genügt  hatte,  und  daß 
sie  auch  für  die  Klage  auf  Herausgabe  des  Ererbten  gegen  den  Vor- 
mund galten,  wenn  dieser  nicht  gutwillig  das  Mündelgut  bei  been- 
digter Vormundschaft  herausgab;  ob  sich  aber  an  die  Unterlassung 
der  vorläufigen  Anmeldung  seines  Erbrechtes  durch  den  Mündel 
irgend  ein  Präjudiz  knüpfte,  und  welches,  bleibt  ungesagt.  Anders 
sind  die  Fristen  im  prändheimer  Landrechte  bestimmt.  Wie  dieses 
überhaupt  von  einer  Siebent  oder  Dreißigst  nichts  weiß,  so  ist  na- 
türlich auch  nicht  von  der  Notwendigkeit  sofortiger  Geltendmachung 
der  Erbrechte  an  einem  solchen  Termine  die  Rede;  dagegen  wird 
demjenigen  Volljährigen,  der  im  Lande  anwesend  ist,  eine  zehn- 
jährige Frist  vom  Momente  des  Erbanfalles,  dem  Minderjährigen, 
der  im  Lande  anwesend  ist,  eine  ebensolche  vom  Momente  der 
erreichten  Volljährigkeit  zur  Durchführung  seiner  Erbschaftsan- 
sprüche gewährt,  und  dem  Abwesenden  der  Lauf  der  gleichen 
Frist  erst  vom  Momente  der  Heimkehr  an  berechnet,  bzw.  von 
dem  etwa  früher  schon  begonnenen  Fristenlaufe  die  Dauer  der 
Abwesenheit  abgerechnet.  ^)  Doch  können  diese  Fristen  nicht  die 
ursprünglichen  gewesen  sein,  da  bei  der  subsidiären  Beerbung  des 
gestfeöri  nur  ein  Jahr  auf  den  geborenen  Erben  zu  warten  ist,^)  und 
die  Järnsiöa  selbst  an  unserer  Stelle  einen  Termin  von  zwölf  Monaten 
mit  einmischt;  mag  sein,  daß  letzterer  ursprünglich  für  den  im  fylki 
oder  den  jDinglög  Anwesenden  gegolten  hatte,  der  zehnjährige  aber 
nur  ,  für  den  zwar  im  Lande,  aber  außerhalb  jenes  engeren  Bezirkes 
Anwesenden.    Die  spätere  Gesetzgebung  hat  die  Fristen  der  FrpL. 

wogegen  später  ihre  Erbschaftsklagen  in  Norwegen  für  unverjährbar  erklärt  wurden, 
Arfa  J).,  13/208-9;  17/221. 

^)  G{)L.  122  vgl.  mit  119. 

2)  FrJjL.  IX,  29;  Järns.,  Erföat.  23. 

Fr|)L.  IX,  5;  die  Järns.,  ErfÖat.  17  nennt  hier  keine  Frist. 
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rezipiert.  ^)  In  prozessualischer  Beziehung  galt  nach  den  GpL.  die 
Regel,  daß  jede  Anstellung  der  Erbschaftsklage  beim  unrechten  Ge- 
richte, also  bei  einem  Landgerichte  statt  beim  Stadtgerichte  und 
umgekehrt,  oder  bei  einem  anderen  Landgerichte  als  dem,  in  dessen 
Bezirk  die  Erbschaft  lag,  den  Verlust  der  Sache  nach  sich  zog;^) 
die  Vorschrift  ist  in  die  spätere  Gesetzgebung  übergegangen/"')  Das 
Verfahren  war  ein  etwas  verschiedenes,  je  nachdem  die  Klage  auf 
Land  oder  Fahrhabe  ging;"*)  dieser  Punkt  gehört  indes  weiter  nicht 
hierher.  Die  Auseinandersetzung  aber  an  der  Siebent  oder  am 
Dreißigsten  vollzog  sich  folgendermaßen.  Nach  den  GpL.  hatte  der- 
jenige, der  sich  als  Erbe  betrachtete,  alle  Interessenten  zum  Termine 
zu  laden  und  hier  sich  auf  den  Hochsitz  zu  setzen,  um  die  Verhand- 
lungen zu  leiten.  ^)  Da  wird  nun  zunächst  der  Nachlaß  liquidiert, 
ganz  ähnlich  wie  am  isländischen  skuldadömr.  Die  einzelnen  Gläu- 
biger hatten  ihre  Forderungen  anzumelden  und  nötigenfalls  zu  be- 
weisen; der  Beweis  konnte  aber  nur  durch  Zeugen  geführt  werden, 
„Iwi'at  engl  skal  vinna  eiö  fyrir  brjöst  hins  dauöa",  und  kann  höch- 
stens vom  Erben  verlangt  werden,  daß  es  von  der  Schuld  nichts  zu 
wissen  beschwöre ;  ^)  ebenso  kann  aber  auch  der  Beweis  der  Zah- 
lungseinrede nur  durch  Zeugen  geführt  werden.  ')  Die  erwiesenen 
Schulden  werden  sofort  bezahlt,  wenn  der  Nachlaß  zu  ihrer  aller 
Bezahlung  zureicht;  wenn  nicht,  so  haben  alle  Gläubiger  einen  Abzug 
zu  erleiden,  dessen  Höhe  sich  nach  dem  Verhältnisse  des  Betrages 
ihrer  Forderungen  zu  bemessen  hat.  Derjenige  Gläubiger  aber,  der 
am  Termine  ausbleibt,  kann  zwar  hinterher  sich  immerhin  noch  an 
den  Erben  halten;  aber  wenn  der  Nachlaß  jetzt  nicht  mehr  zu  seiner 
Befriedigung  ausreicht,  fällt  er  durch,  ohne  sich  an  die  bereits  be- 
friedigten Mitgläubiger  halten  zu  können.  Auch  für  das  norwegische 
Recht  gilt  also  der  Grundsatz,  daß  der  Erbe  nicht  über  den  Betrag 
der  Erbschaft  hinaus  haftet,  wenn  er  nur  das  Liquidationsverfahren 
gehörig  eingeleitet  hat,  und  gilt  andererseits  dem  Gläubiger  gegen- 
über der  für  dieses  letztere  anberaumte  Termin  als  ein  in  gewissem 
Sinne  präklusiver;  eine  Ausnahme  von  der  ersteren  Regel  tritt  nur 
zu  Lasten  der  eigenen  Kinder  des  Deferierten,  Söhne  wie  Töchter, 
ein,  indem  diese  auch  über  den  Betrag  der  Erbschaft  hinaus  mit 
ihrem  ganzen  übrigen  Vermögen  (nicht  ihrer  Person)  haften  müssen, 

1)  Landsl.,  Erföat.  i8;  BjarkR.  i8;  Jonsbök,  26.  ^)  G^L.  120. 

^)  Landsl.,  ErfÖat.  16;  BjarkR.  16;  J  ö  n  s  b  6  k  ,  25,  wo  nur  der  fjörÖünijr 
für  das  fylki  eingesetzt  ist.  "*)  FrJ)L.  X,  30. 

^)  G{)L.  115  vgl.  ebenda,  38.  ebenda,  I16. 
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„|)via;t  l)aLi  skulu  gegna  jafnt  Ijüfu  sem  leiöu''.  Als  privilegierte  Gläu- 
biger treten  ferner  auch  hier  die  Pfandgläubiger  auf,  ferner  die  Witwe, 
bei  welcher  aber  zwischen  ihrer  Mitgift  einerseits  und  ihrem  mundr 
samt  der  Widerlage  andererseits  unterschieden  wird,  endlich  die 
Mündel,  deren  Vormund  der  Verstorbene  gewesen  war,  bezüglich 
ihres  Mündelgutes.  Der  Pfandgläubiger  geht  dabei  in  Bezug  auf  sein 
Pfandobjekt  allen  anderen  vor;  er  hat  bezüglich  desselben  ein  Se- 
parationsrecht, wie  denn  auch  bei  nicht  rechtzeitiger  Zahlung  das- 
selbe ihm  zu  eigen  verfiel.  ^)  An  zweiter  Stelle  tritt  sodann  der 
Mündel  mit  seiner  Forderung  des  Mündelgutes  und  die  Witwe  mit 
ihrem  Ansprüche  auf  ihre  Mitgift  ein ;  beide  unter  sich  konkurrierend 
und  somit,  wenn  der  Nachlaß  zur  vollständigen  Befriedigung  beider 
unzureichend  war,  beide  gleichmäßig  verhältnismäßigen  Abzug  er- 
leidend, andererseits  aber  beide  allen  anderen  Gläubigern  unbedingt 
vorgehend.  Mit  ihrem  Ansprüche  aber  auf  ihren  mundr  und  ihre 
Widerlage  muß  die  Witwe  zunächst  hinter  dem  Mündelgute  unbe- 
dingt zurückstehen;  zurückstehen  muß  sie  ferner  mit  diesem  ihrem 
Ansprüche  gegenüber  allen  den  Gläubigern,  die  bereits  vor  der 
Eingehung  ihrer  Ehe  mit  dem  Verstorbenen  dessen  Gläubiger  ge- 
wesen waren,  „fyrir  |)vi  at  engl  skal  ser  konu  kaupa  viö  annars  fe'', 
mit  den  übrigen  nicht  privilegierten  Gläubigern  aber  konkurriert  sie, 
und  hat  darum  vorkommendenfalls  wie  diese  einen  verhältnismäßigen 
Abzug  zu  leiden.  Hat  die  Witwe  aber  mit  dem  Verstorbenen  in 
Gütergemeinschaft  gelebt,  so  hat  sie  nach  Maßgabe  ihres  Anteiles 
am  gemeinen  Gute  auch  für  die  Schulden  aufzukommen.  Lag  dem 
Verstorbenen  die  Ernährung  von  Hüfsbedürftigen  ob,  so  gehen  diese 
neben  den  anderen  Gläubigern  pari  passu  her,  indem  deren  Alimen- 
tationsansprüche  kapitalisiert  werden;  Minderjährige  aber  w^erden 
durch  ihre  Vormünder  vertreten,  und  hat  der  Vormund  eines  minder- 
jährigen Erben  gleich  am  Termine  das  von  ihm  übernommene 
Mündelgut  abschätzen  zu  lassen.-)  Sind  aber  von  mehreren  Miterben 
einzelne  am  Termine  ausgeblieben,  während  ihnen  dieser  doch  be- 
kanntgegeben worden  war,  so  soll  die  Erbteilung  darum  doch,  unter 
Zuziehung  von  Zeugen,  vor  sich  gehen  ;^)  aus  der  betreffenden  Vor- 
schrift scheint  zugleich  hervorzugehen,  daß  man  in  der  Art  zu  teilen 
pflegte,  daß  zuerst  ebensoviele  Teile  gemacht  wurden  als  Miterben 
vorhanden  waren,  und  dann  das  Los  darüber  entscheiden  ließ,  welcher 


^)  G|)L.  50.  .  2j  ebenda,  115  und  119. 
^)  ebenda,  I23. 
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Anteil  jedem  einzelnen  Miterben  zufallen  sollte.  Demgegenüber  be- 
handelt das  prändheimer  Landrecht  die  Lehre  von  der  Erbschafts- 
auseinandersetzung lediglich  vom  Standpunkte  des  Vormundschafts- 
rechtes aus,  jedoch  in  einer  Weise,  welche  zeigt,  daß  auch  hier  die 
Grundzüge  wesentlich  dieselben  waren.  ^)  Der  Vormund  soll  hier- 
nach unter  Beirat  der  nächsten  Verwandten  des  Mündels,  und  zwar 
vom  Mannsstamme  sowohl  als  Weibsstamme,  die  Schulden  des  Ver- 
storbenen abbezahlen,  soweit  solche  durch  Zeugen  erwiesen  werden 
können,  und  darf  er  im  Notfalle  sogar  Grundstücke  des  Mündels 
veräußern,  wenn  die  Fahrhabe  nicht  zur  Zahlung  der  sämtlichen 
Schulden  ausreichen  will ;  ist  in  dieser  Weise  der  Aktivbestand  des 
Nachlasses  liquid  gestellt,  so  soll  derselbe,  wiederum  unter  Zuziehung 
der  beiderseitigen  Verwandtschaft,  abgeschätzt  und  gegen  Schätzung 
übernommen  werden.  Von  einem  Zusammenhange  jener  Liquidation 
sowohl  als  dieser  Abschätzung  mit  der  Siebent  oder  dem  Dreißigst 
ist  allerdings  nicht  die  Rede,  und  ebensowenig  wird  gesagt,  wie  es 
zu  halten  sei  für  den  Fall,  da  der  Nachlaß  zur  vollständigen  Befrie- 
digung aller  Gläubiger  nicht  ausreichen  wollte ;  in  der  letzteren  Hin- 
sicht aber  dürfen  wir  wohl  annehmen,  daß  die  in  den  G[)L.  aufge- 
stellten Grundsätze  auch  hier  Anwendung  fanden.  Die  Legislation 
des  K.  Magnus  endlich  reproduziert  im  wesentlichen  einfach  die  Vor- 
schriften der  GpL. ;  -)  doch  gestattet  sie  dem  Gläubiger,  der  wegen 
ehehafter  Not  an  der  Siebent  nicht  erschienen  ist,  von  den  Mit- 
gläubigern, die  hier  befriedigt  wurden,  auch  hinterher  noch  seinen 
verhältnismäßigen  Betrag  zu  fordern,  wenn  sich  der  Nachlaß  zu  seiner 
nachträglichen  Befriedigung  nicht  mehr  suffizient  erweist;  sie  erläßt 
ferner  auch  den  eigenen  Kindern  des  Erblassers  die  Haftung  über 
den  Betrag  der  Erbschaft  hinaus.  Es  hatte  aber  schon  vorher  die 
Järnsiöa  an  die  GpL.  sich  angeschlossen;^)  aber  jene  Veränderungen, 
welche  die  späteren  Gesetze  in  Bezug  auf  deren  Vorschriften  durch- 
geführt haben,  sind  ihr  noch  fremd. 

Man  sieht,  darüber  ist  weder  das  norwegische  noch  das  islän- 
dische Recht  im  Zweifel,  daß  „der  Tote  den  Lebendigen  erbt",  d.  h. 
daf3  die  Erbschaft  in  demselben  Momente  deferiert  und  erworben 
wird,  in  welchem  der  Erblasser  stirbt.  Über  die  Beschaffenheit  des 
Erbrechtes  und  seinen  Inhalt  spricht  sich  wxder  das  eine  noch  das 


^)  FrI)L.  IX,  22. 

^)  Landsl.,  Erföat.  12 — 14;  BjarkR.  12 — 14;  Jönsbök,  18 — 20. 
3)  Järns.,  Erföat.  18—19  und  25. 


§  13.    Der  Anfall  der  Erbschaft. 


335 


andere  Recht  ausdrücklich  aus;  aber  keinem  Zweifel  kann  unter- 
liegen, daß  nach  beiden  mit  dem  Anfalle  der  Erbschaft  alle  bisher 
dem  Erblasser  zustehenden  Rechte  auf  den  Erben  übergehen  und 
alle  dem  Erblasser  bisher  obliegenden  Verpflichtungen  desgleichen, 
diese  jedoch  mit  der  Einschränkung,  daß  die  Verpflichtung  des  Erben, 
wenn  er  anders  für  gehörige  Vornahme  der  Vermögensliquidation 
sorgt,  nicht  über  den  Betrag  seiner  Erbschaft  hinausreicht,  und  daß 
sie,  selbst  wenn  er  diese  Kautel  versäumt  hat,  wenigstens  seine  Person 
nicht  ergreift.  Die  GpL.  freilich  hatten  die  Kinder  des  Erblassers 
schlechthin  für  dessen  Schulden  auch  mit  ihrem  anderweitigen  Ver- 
mögen haften  lassen ;  aber  diese  Ausnahme  war  dem  isländischen  und 
wohl-  auch  dem  prändheimer  Rechte  von  jeher  fremd  gewesen,  und 
wurde  durch  die  Gesetzgebung  des  K.  Magnus  lagabcetir  auch  für  das 
Gula]3ing  wieder  beseitigt.  Als  Termin  aber  für  die  Liquidation  des 
Nachlasses  den  Gläubigern  gegenüber,  und  zugleich  für  die  Ausein- 
andersetzung unter  den  Miterben,  sowie  die  Abschätzung  zu  über- 
nehmenden Mündelgutes  hatte  das  ältere  Recht  das  Erbbier  gekannt, 
für  dessen  Abhaltung  ursprünglich  eine  einjährige  Frist  gegolten  zu 
haben  scheint,  und  bei  welchem  volljährige  Anwesende  bei  Vermei- 
dung des  Verlustes  auch  mit  ihren  Erbansprüchen  hervortreten 
mußten;  in  der  christlichen  Zeit  aber  verlor  sich  der  Gebrauch  des 
Erbbieres  zunächst  auf  Island  völlig,  während  er  in  Norwegen  noch 
längere  Zeit  sich  erhielt,  nur  daß  an  die  Stelle  der  heidnischen  Frist 
die  christlichen  Termine  des  Siebent  oder  des  Dreißigsten  traten, 
und  erst  durch  K.  Magnus  das  Erbbier  selbst  verboten,  die  recht- 
liche Bedeutung  desselben  aber  auf  die  kirchlichen  Zusammenkünfte 
an  jenen  Terminen  übertragen  wurde. 


Altnordisches  Pfandrecht. 


Maurer,  Altnordisches  Pfandrecht. 
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§  I.  Einleitung. 


Ähnlich  wie  die  übrigen  germanischen  Rechte  kennt  auch  das 
altnordische  Recht  mehrfache,  ganz  verschieden  gestaltete  Geschäfte, 
welche  dem  Zwecke  einer  Verpfändung  dienen  mögen,  ohne  darum 
doch  notwendig  in  diesem  alleinigen  Zwecke  vöUig  aufzugehen.  All- 
mählich erst  tritt  bei  allen  diesen  Geschäften  die  pfandrechtliche 
Bestimmung  einseitiger  und  durchgreifender  zutage,  was  dann  einer- 
seits eine  Annäherung  der  verschiedenen  hierher  gehörigen  Institute 
aneinander,  soweit  sie  einen  pfandrechtHchen  Zweck  verfolgen,  zur 
Folge  hat,  andererseits  aber  auch  wohl  zu  einer  Absonderung  und 
eigentümlichen  Gestaltung  derjenigen  Anwendungsweisen  derselben 
führen  kann,  welche  anderen  als  pfandrechtlichen  Zwecken  dienen. 
Im  ganzen  lassen  sich  drei  verschiedene  Institute  unter  diesen  Ge- 
sichtspunkt stellen,  für  welche  ich  die  Bezeichnungen  veö,  mäli 
und  tak  wählen  will.  Jedes  von  ihnen  fordert  gesonderte  Betrach- 
tung; bei  jedem  von  ihnen  ist  wieder  zwischen  den  verschiedenen 
Zeiten  und  Orten  angehörigen  Quellen  zu  unterscheiden  und  nicht 
nur  das  isländische  Recht  von  dem  norwegischen  getrennt 
zu  halten,  sondern  auch  das  ältere  Recht  beider  Länder  von  der 
Gesetzgebung  des  K.  Magnus  lagabcetir  für  dieselben  durchaus 
abzusondern. 

An  Literatur  stehen  für  das  norwegische  Recht  zunächst 
einige  kürzere  Bemerkungen  zu  Gebote,  welche  sich  in  einem  Auf- 
satze von  Torkel  Halvorsen  Aschehoug:  „Om  tinglige  Rettig- 
heder  efter  de  gamle  norske  Love",  ^)  ii^  Rudolf  Keysers  nor- 
wegischer Rechtsgeschichte,  ^)  dann  in  Karl  v.  A m i r a s  Schrift  über 


1)  Norsk  Tidsskrift  for  Videnskab  og  Literatur,  VII,  S.  209—49  (1854—55); 
hierher  zumal  S.  217,  223,  225 — 26,  227,  229,  245  und  247 — 48. 

2)  Norges  Stats-  og  Retsforfataing  i  Middelalderen  (1866),  S.  343 — 44,  356 
und  397. 
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„Das  altnorwcgische  VoUstrcckungsverfahren"  ')  niedergelegt  finden ' 
dann  aber  auch  eine  ausführlichere  Behandlung  des  Gegenstandes 
durch  Frederik  Brandt  in  seinen  „Brudstykkcr  af  Forelsesninger 
Over  den  norske  Retshistorie"  ^)  und  „Forclsesninger  ovcr  den  norskc 
Rctshistoric",  dann  in  dessen  Probevorlesung  „Om  forelöbige  Rets- 
midier i  den  gamlc  norskc  Rettergang"/)  sowie  durch  Ludwig 
Mariboc  Aubcrt,  in  seiner  Abhandlung  „Kontraktspantcts  histo- 
riske  Udvikling,  isaer  i  dansk  og  norsk  Ret",  ^)  zu  welcher  letzteren 
Schrift  auch  meine  Anzeige  derselben  in  der  „Kritischen  Viertcl- 
jahresschrift  für  Gesetzgebung  und  Rechtswissenschaft"^)  verglichen 
werden  mag.  Für  das  isländische  Recht  dagegen  sind  nur 
dürftige  Äußerungen  von  Johann  Friedrich  Schlegel,  in  seiner 
„Commcntatio  historica  et  critica  de  Codicis  Grägäs  origine,  no- 
mine, fontibus,  indole  et  fatis", ')  sowie  von  Baldvin  Einarsson 
in  seinen  „Bemserkninger  om  den  gamle  islandske  Lov  Graagaasen",  ^) 
sodann  etwa  F.  C.  Dahlmanns  Darstellung  in  seiner  „Geschichte 
von  Dänemark"  ''^)  zu  gebrauchen,  wogegen  die  Darstellung  des  Pfand- 
rechtes, welche  Sveinn  Sölvason  in  seinem  „Tyro  juris"  gibt,^"*) 
lediglich  das  spätere  Recht  ins  Auge  faßt  und  somit  für  unseren 
Zweck  völUg  wertlos  ist.  Dagegen  sind  nunmehr  die  einschlägigen 
Artikel  in  dem  Wortregister  zu  benützen,  welches  Vilhjälmr 
Finsen  dem  Schlußbande  seiner  Ausgaben  der  Grägäs  angehängt 
hat;^^)  überdies  sind  aber  auch  die  Darstellungen  des  dänischen 
und  des  schwedischen  Pfandrechtes  mit  großem  Vorteile 
zur  Vergleichung  heranzuziehen,  welche  einerseits  Henning 
Matze  n^^)  und  andererseits  Karl  v.  Amira-"^^)  gegeben  haben, 

1)  S.  219  — 20  und  329 — 45  (1874). 

2)  S.  113 — 25  (aus  dem  „Ugeblad  for  Lovkyndighed"  besonders  abgedruckt,  1868). 

3)  Bd.  I,  1880,  S.  327—38. 

1862;  auch  in  den  „Pröve-Forelsesninger",  S.  75 — 102  (1863);  vgl.  jetzt  auch 
Forelsesninger  over  den  norske  Retshistorie,  II,  1883,  S.  372 — 75. 

^)  zumal  S.  49  —  102  (aus  „Norsk  Retstidende"  revidiert  abgedruckt,  1872). 
«)  Bd.  XV,  S.  237-51  (1873). 

^)  Vor  dem  ersten  Bande  der  Arnamagn^anischen  Ausgabe  der  Grägäs  (1829), 
S.  CXXXIII. 

8)  Juridisk  Tidsskrift,  Bd.  XXII  (1834),  S.  346—47- 

9)  Bd.  II  (1841),  S.  259—61. 

10)  ed.  I  (1754),  S.  137—42;  ed.  2  (1799),  S.  150—55. 

zumal  mäli,  S.  651,  dann  veÖ  und  veÖmäli,  S.  690 — 91  (1883). 
'^)  Den  danske  Panterets  Historie  indtil  Christian  V.s  Lov,  1869. 
1^)  Nordgermanisches  Obligationsrecht,  Bd.  I  (1882),  S.  193— 231,  664—67  und 
694—98. 
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soferne  nämlich  die  verschiedenen  nordgermanischen  Rechte  wenig- 
stens bis  auf  einen  gewissen  Grad  in  ihren  Grundzügen  und  in 
ihrem  Entwicklungsgange  übereinstimmen. 


Abschnitt  I. 

Das  vet). 

§  2.    Die  norwegischen  Provinzialrechte. 

Am  nächsten  steht  unserem  Pfandrecht  dasjenige  Rechtsver- 
hältnis, für  welches  die  norwegischen  und  isländischen  Quellen  ebenso 
wie  die  dänischen  und  schwedischen  die  Bezeichnung  veö  brauchen* 
über  dieses  geben  aber  unter  den  älteren  norwegischen  Rechtsbüchern 
die  Gula})ingslög  den  eingehendsten  Aufschluß.^)  Wir  ersehen 
aus  denselben,  daß  man  ein  veö  für  Forderungen  zu  bestellen  pflegte, 
welche  einer  an  den  anderen  hatte,  und  daß  man  das  Geben  eines 
solchen  als„leggja  veö  fyrir  einhvern  hlut",  und  das  Nehmen 
eines  solchen  als  „taka  veö"  bezeichnete;  daß  ferner  solches  an 
liegender  wie  an  fahrender  Habe  bestellt  werden  konnte,  jedoch, 
wie  es  scheint,  immer  nur  an  einzelnen  Vermögensstücken,  nicht 
aber  an  einem  gesamten  Vermögen.-)  Wir  ersehen  ferner,  daß  der 
Vertrag,  durch  welchen  das  veö  bestellt  wurde,  vor  Zeugen  einge- 
gangen zu  werden  pflegte,  und  daß  darum  auch  die  Klage  auf  das 
veö  in  den  Formen  durchzuführen  war,  welche  überhaupt  für  die 
Klage  um  vitafe  üblich  waren.  Aus  später  noch  darzulegenden 
Gründen  scheint  zwar  allerdings  der  einmal  ausgesprochene  Satz: 
„sitt  veöfe  ä  hverr,  ef  fyrir  vättom  er  veöjat;  sceke  sem  vitafe",^) 
nicht  hierher  bezogen  werden  zu  dürfen;  aber  doch  setzt  unsere 
Hauptstelle  augenscheinlich  sowohl  die  Beiziehung  von  Zeugen  bei 


^)  Die  Hauptstelle  ist  G|)L.  50,  neben  welcher  noch  41  und  115  und  anderer- 
seits 144,  266  und  269  in  Betracht  kommen, 
2)  ebenda,  50.  ^)  ebenda,  144. 
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der  Bestellung  des  veö,  als  auch  die  Verfolgung  des  Rechtes  aus 
dem  Geschäfte  mittels  dieser  Zeugen  voraus,  ^  j  und  diese  letztere 
ergab  sich  auch  aus  jener  ersteren  in  der  Tat  mit  Notwendigkeit, 
zufolge  der  viel  weiter  reichenden  Regel :  „|mt  er  allt  vitafe,  er  vättar 
vitu", -)  oder:  „allt  |)at  fc  er  vitni  veit,  l)at  skal  allt  meö  krofu 
soekja".'^)  Es  ließe  sich  allerdings  etwa  der  Zweifel  erheben,  ob  von 
der  Beiziehung  von  Zeugen  nur  die  Geltendmachung  des  Pfand- 
rechtes Dritten  gegenüber  abhängig  gemacht  werden  wollte,  oder 
ob  der  ohne  Zuziehung  von  Zeugen  abgeschlossene  Pfandvertrag 
auch  für  die  Kontrahenten  selbst  unverbindHch  sein  sollte.  Der 
Wortlaut  unserer  Hauptstelle  bietet  keine  sichere  Entscheidung  der 
Frage  ]  indessen  dürfte  doch  das  gänzliche  Schweigen  der  norwe- 
gischen Rechtsquellen  über  eine  Unterscheidung  zwischen  der  Wirk- 
samkeit des  Vertrages  Dritten  gegenüber  und  unter  den  Kontra- 
henten selbst  die  letztere  Annahme  wahrscheinlich  machen.  Für  sie 
spricht  überdies  auch  die  Analogie  des  isländischen  Rechtes,  wogegen 
allerdings  sowohl  das  dänische  Recht  als  das  schwedische  ^)  bei 
dem  Vertragsabschlüsse,  falls  es  sich  nicht  um  liegendes  Gut  handelt, 
die  Zuziehung  von  Zeugen  zwar  als  allgemein  üblich  betrachten,  aber 
doch  nicht  als  schlechthin  notwendig  vorschreiben.  —  Der  Regel 
nach  scheint  der  Besitz  der  als  veö  bestellten  Sache  auf  den  Gläu- 
biger übertragen  worden  zu  sein ;  ^)  indessen  konnte  derselbe  doch 
ebensogut  auch  dem  Schuldner  und  Verpfänder  belassen  werden, 
wie  denn  als  etwas  ganz  alltägliches  bezeichnet  wird,  daß  der  Ver- 
pächter einer  Kuh  sich  für  deren  unversehrte  Rückgabe  eine  andere 
Kuh  des  Pächters  als  veö  bestellen  ließ,  welche  er  dann  für  den 
Fall  erhielt,  daß  jene  erstere  beim  Pächter  zu  Schaden  kam.')  Wenn 
ferner  eine  zweite  Stelle  der  Möglichkeit  gedenkt,  daß  von  den 
Gläubigern  einer  überschuldeten  Erbschaft  der  eine  oder  andere  ein 
veö  an  einer  zur  Verlassenschaft  gehörigen  Sache  habe,  ^)  so  deutet 
auch  dies  zwar  nicht  schlechthin  notwendig,  aber  doch  sehr  wahr- 
scheinlich ebenfalls  wieder  auf  das  Verbleiben  des  Besitzes  am  Pfand- 
objekte bei  dem  Pfandschuldner  hin.  Wir  werden  denselben  Satz 
auch  im  isländischen  Rechte  wiederfinden,  wogegen  allerdings  das 


1)  GJ)L.  50.  2^  ebenda,  49;  vgl.  35.  ^)  ebenda,  36. 

Matzen,  ang.  O.,  S.  225—30. 
5)  V.  Amira,  ang.  O.,  S.  218—20.  G|)L.  50. 

')  ebenda,  41:  nü  er  sü  kyr  dauÖ,  en  Hann  ätte  veÖ  1  annare,  J)a  skal  bann 
{)ä  hafa  fyrir  si'na  kü,  J)vi'  at  kyr  skal  1'  kyrstaÖ  koma. 
^)  ebenda,  115. 
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schwedische  Recht  beim  MobiHarpfande  schlechthin  ^)  und  beim  Im- 
mobiUarpfande  wenigstens  ursprünglich  ^)  den  Übergang  des  Besitzes 
auf  den  Pfandgläubiger  fordert,  und  auch  im  dänischen  Rechte  dieser 
ursprünglich  als  notwendig  gegolten  zu  haben  scheint.  Zweifeln 
kann  man  demgegenüber  hinsichtlich  der  Bedeutung  des  Satzes: 
„nü  leggr  maör  öörom  veö  firi  einhvern  lut,  l^ä  skal  sä  äbyrgjask 
veö  er  tekr"/)  soferne  der  Ubergang  der  Gefahr  auf  den  Pfandgläu- 
biger hiermit  möglicherweise  allgemein,  möglicherweise  aber  auch 
nur  für  den  regelmäßigen  Fall  ausgesprochen  sein  will,  da  auch  der 
Besitz  des  Pfandobjektes  auf  denselben  übergegangen  ist;  ich  möchte 
indessen  das  letztere  annehmen,  und  zwar  teils  aus  dem  äußeren 
Grunde,  weil  auch  die  unmittelbar  folgende  Bestimmung  über  die 
Einlösung  des  veö  den  Besitz  des  Pfandgläubigers  stillschweigend 
voraussetzt,  teils  aber  auch,  und  zumal  aus  dem  inneren  Grunde, 
weil  in  den  altnordischen  Rechtsquellen  meines  Wissens  sonst  nirgends 
auch  nur  das  Schicksal  der  Pfandschuld,  wie  dies  in  anderen  ger- 
manischen Rechten  allerdings  zuweilen  vorkommt,  schlechthin  an 
die  Erhaltung  des  Pfandobjektes  geknüpft  wird,  geschweige  denn, 
daß  dem  Pfandgläubiger  schlechthin  die  volle  Gefahr  seines  Unter- 
ganges oder  seiner  Beschädigung  aufgebürdet  würde.  Bedenklicher 
noch  als  dieser  erste  ist  ein  zweiter  Zweifelspunkt.  Es  wird  nämlich 
bestimmt,  ^)  daß  derjenige,  welcher  ein  Pfand  hatte  (er  veö  ätte), 
dasselbe  binnen  Jahresfrist,  oder  wenn  er  sich  außerhalb  des  Volk- 
landes befand,  binnen  Jahresfrist  nach  seiner  Rückkehr  in  dieses  vin- 
dizieren soll,  wenn  der  andere  Teil  dasselbe  an  einen  Dritten  ver- 
äußert habe,  widrigenfalls  sein  Anspruch  auf  dasselbe  erlösche.  Da 
nämlich  „veö"  ebensogut  die  verpfändete  Sache  als  das  Pfandrecht 
selbst  bezeichnen,  und  „eiga"  ebensogut  auf  den  bloßen  Besitz  als 
auf  das  volle  Eigentum  gehen  kann,  können  rein  sprachlich  ge- 
nommen die  Worte  „sä  er  veö  ätti"  ebensowohl  auf  den  Eigentümer 
des  Pfandobjektes  bezogen  werden,  als  auf  den  Pfandgläubiger  und 

^)  V,  Amira,  S.  216;  die  Ausnahme,  welche  das  Visbyer  Stadtrecht  macht, 
kommt  hier  nicht  in  Betracht. 

")  ebenda,  S.  201 — 9;  vgl.  S.  209 — 12.  ^)  Matzen,  S.  243  und  fgg. 

GI)L.  50. 

^)  ebenda,  50:  nü  ef  maör  ä  fe  at  heimta  at  öörom,  ok  tekr  hann  veÖ  fear 
sins  1  einum  hverjum  grip,  hvärt  sem  {)at  er  1  joröu  eÖa  öÖro  fe ;  nu  selr  hann  veÖ 
1'  brott  öörom  manne,  l)a  skal  sä  hafa  vätta  til  veÖrs  sins,  er  veö  ätte,  ä  fyrstum  12 
mänaÖom,  ef  hann  er  innan  fylkis ;  en  ef  hann  er  eigi  innan  fylkis,  J)ä  hafe  hann 
brigt  ä  fyrstum  12  mänaÖom  er  hann  heim  kemr  1  fylki,  ellar  ä  hann  {)ess  mäls 
alldrigi  upreist. 
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Inhaber  des  Pfandrechtes;  je  nachdem  man  nun  diese  Worte  in  dem 
einen  oder  anderen  Sinne  versteht  und  je  nachdem  man  zugleich 
an  den  Fall  denkt,  da  der  Besitz  der  verpfändeten  Sache  auf  den 
Pfandgläubiger  übertragen  wurde,  oder  aber  an  den  anderen,  da  der- 
selbe bei  dem  Pfandschuldner  verblieb,  würde  als  Veräußerer  ent- 
weder der  Pfandgläubiger  oder  aber  der  Pfandschuldner  gedacht 
werden  müssen,  und  somit  als  Vindizent  entweder  der  Pfandschuldner 
auf  Grund  seines  Eigentumes  am  Pfandobjekte  oder  aber  der  Pfand- 
gläubiger auf  Grund  seines  Pfandrechtes  erscheinen.  Die  Auslegung 
wird  noch  erschwert  durch  den  weiteren  Umstand,  daß  in  den  der 
fraglichen  Bestimmung  unmittelbar  vorangehenden  Worten  der  Pfand- 
gläubiger als  der  Handelnde  besprochen  wird,  ^)  während  die  auf 
dieselbe  unmittelbar  folgenden  umgekehrt  von  dem  Pfandschuldner 
und  Verpfänder  reden,  -)  so  daß  auch  der  Zusammenhang  der  Stelle 
ebensogut  für  die  eine  wie  für  die  andere  Deutung  derselben  geltend 
gemacht  wxrden  kann,  je  nachdem  man  nämlich  den  Blick  dabei 
nach  vorwärts  oder  nach  rückwärts  richten  zu  sollen  glaubt.  Mit 
voller  Sicherheit  wird  sich  die  Frage  unter  solchen  Umständen  kaum 
entscheiden  lassen;  alles  in  allem  genommen  möchte  ich  indessen, 
ganz  wie  dies  Aschehoug, R.  Keyser*)  und  pörör  Sveinbjörnsson 
getan  haben,  unter  dem  „er  veö  ätti"  den  Pfandgläubiger  verstehen, 
und  somit  an  den  Fall  denken,  da  der  Besitz  des  Pfandobjektes  bei 
dem  Verpfänder  verbHeb  und  dieses  Objekt  widerrechtlich  durch  ihn 
veräußert  wurde.  Für  diese  Auslegung  der  Stelle  dürfte  nämlich 
zumal  die  unmittelbar  folgende  Bestimmung  sprechen,  vermöge  deren, 
wenn  jemand  ein  und  dasselbe  veö  zwei  verschiedenen  Männern  be- 
stellt (selr),  derjenige  von  diesen  dasselbe  haben  soll,  welcher  das- 
selbe zuerst  bestellt  erhielt,  wenn  dafür  Zeugen  erbracht  werden 
können,  wogegen  der  spätere  Kontrahent  sich  wegen  der  beim  Ver- 
tragsabschlüsse erlittenen  Übervorteilung  (kaupfox)  an  den  Besteller 
zu  halten  hat.  Zweifellos  kann  in  diesem  letzteren  Satze  unter  dem 
Veräußerer  nur  der  Pfandbesteller  verstanden  werden  und  besagt 
dieser  Satz  somit,   wie  dies  auch  Fr.  Brandt  annimmt,  ^)  daß  der 


^)  ,,Eii  ef  Jjeir  hafa  gorvan  eindaga  til,  ner  üt  skal  leysa,  Jia  skal  hann  bjö(>a  i 
eindaga,  ok  hafa  vätta  viÖ;  en  ef  {)a  leysir  engi  maÖr  üt,  {)a  er  {)at  forveöja  oröet." 

2)  ,,Nü  selr  maÖr  tveim  monnum  eitt  veö,  a  sä  veö,  er  fyrri  tök,  ok  vitu  I)aL 
vättar,  en  J)eim  er  kaupfox,  er  siÖarr  tök." 

3)  ang.  O.,  S.  238-39-  ang.  O.,  S.  356. 

^)  in  seiner  Übersetzung  der  entsprechenden  Stelle  der  Ja  ms.,  Kau p  ab.  17. 
^)  Brudstykker,  S.  117;  Forelaesninger,  I,  S.  331. 
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frühere  Pfandgläubiger  den  späteren  ausschließt,  was  denn  auch  voll- 
kommen der  anderwärts  aufgestellten  Regel  entspricht,  daß  bei  mehr- 
maligem Verkaufe  einer  und  derselben  Sache  der  frühere  Käufer  den 
späteren  ausschließt;^)  dies  vorausgesetzt,  wird  dann  aber  auch  an 
der  unmittelbar  vorhergehenden  Stelle  derjenige,  „er  selr  veö",  als 
der  Verpfänder,  und  somit  derjenige,  „er  veö  ätti",  als  der  Pfand- 
gläubiger zu  denken  sein,  da  denn  doch  kaum  angenommen  werden 
darf,  daß  der  Ausdruck  „selja  veö"  unmittelbar  nacheinander  von 
ganz  verschiedenen  Personen  gebraucht  stehen  sollte.  Beide  Bestim- 
mungen setzen,  so  verstanden,  gleichmäßig  voraus,  daß  der  Besitz- 
des  Pfandobjektes  bei  dem  Verpfänder  verblieben  sei,  und  beide 
geben  gleichmäßig  dem  Pfandgläubiger  Schutz  gegen  widerrechtliche 
weitere  Verfügungen  des  Verpfänders  über  das  Pfandobjekt;  nur  be- 
steht diese  Verfügung  im  ersteren  Falle  in  dem  Verkauf,  im  zweiten. 
Falle  dagegen  in  der  nochmaligen  Verpfändung  dieses  Objektes.  Es 
begreift  sich  dabei  recht  wohl,  daß  für  den  ersteren  Fall  eine  kurze 
Verjährungsfrist  für  die  Geltendmachung  der  Ansprüche  des  Pfand- 
gläubigers vorgesehen  ist,  im  zweiten  dagegen  nicht,  da  der  Ver- 
kauf durch  den  ihm  sofort  folgenden  Ubergang  des  Besitzes  offen- 
kundig zu  werden  pflegt,  während  dies  bei  der  Verpfändung  keines- 
wegs der  Fall  zu  sein  brauchte,  und  da  somit  der  Pfandgläubiger 
sich  dort  zur  Geltendmachung  seiner  Rechte  sofort  veranlaßt  sehen 
mußte,  während  der  erste  Pfandgläubiger  von  der  zweiten  Verpfän- 
dung möglicherweise  gar  keine  Kunde  erhielt.  Demgegenüber  hat 
allerdings  Aubert  ''^)  sowohl  als  Fr.  Brandt  in  der  ersten  Hälfte  der 
Stelle  unter  dem  „er  veö  ätti"  den  Verpfänder  als  Eigentümer  des 
Pfandobjektes  verstehen  und  somit  die  Bestimmung  auf  den  anderen 
Fall  beziehen  wollen,  da  der  Pfandgläubiger  seinerseits  das  in  seinen 
Besitz  übergegangene  Pfandobjekt  veräußern  würde;  indessen  scheinen 
die  für  diese  Auslegung  geltend  gemachten  Gründe  nicht  von  durch- 
schlagender Bedeutung  zu  sein  und  überdies  durch  Gegengründe 
sich  vollständig  widerlegen  zu  lassen.  Man  hat  für  jene  Deutung 
geltend  gemacht,  daß  sie  einen  ungezwungenen  Anschluß  an  die 
unmittelbar  vorhergehenden  Worte:  „nü  ef  maör  ä  fe  at  heimta  at 
öörum,  ok  tekr  hann  veö  fjärs  sins  i  einum  hverjum  grip''  biete,  in- 
dem sie  nicht,  wie  die  oben  vertretene  Auslegung,  einen  sofortigen 
Wechsel  des  Subjektes  anzunehmen  zwinge;  ferner,  daß  eine  aus 


1)  G{)L.  40  und  78.  2)  ang.  O.,  S.  54. 

^)  Brudstykker,  S.  117;  Forelaesninger,  I,  S.  331. 
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unserer  Stelle  geschöpfte  Bestimmung  des  gemeinen  Landrechtes 
und  Stadtrechtes  ^)  von  einem  Einlösen  des  Pfandes  binnen  Jahres- 
frist spreche,  was  denn  doch  nur  auf  den  Verpfänder  und  nicht  auf 
den  Pfandgläubiger  bezogen  werden  könne.  Aber  ein  plötzlicher 
Wechsel  des  Subjektes  ist  der  altnordischen  Sprache  allzu  geläufig, 
als  daß  er  an  unserer  Stelle  anstößig  erscheinen  könnte,  und  in  den 
Gesetzbüchern  des  K.  Magnus  lagabcetir  scheint  unsere  Stelle,  wie 
dies  später  noch  darzulegen  sein  wird,  absichtlich  geändert  worden 
zu  sein,  wobei  nur,  wie  dies  in  denselben  so  oft  vorzukommen  pflegt, 
trotz  der  Veränderung  ihres  Sinnes  der  Wortlaut  der  benützten  Vor- 
lagen möglichst  unverändert  beibehalten  wurde.  Entscheidendes 
Gewicht  dürfte  aber  folgender  Schlußfolgerung  beizulegen  sein.  Zu- 
folge der  ganzen  Anlage  des  altnordischen  Pfandrechtes  konnte  dem 
Pfandgläubiger  die  Veräußerung  des  Pfandobjektes  unmöglich  ab- 
solut verboten  sein,  sondern  immer  nur  relativ,  nämlich  insoweit, 
als  dieselbe  noch  vor  der  Verfallzeit  erfolgen  wollte ;  diese  Verfallzeit 
aber  konnte  dabei,  wie  dies  unten  noch  auszuführen  sein  wird,  ent- 
weder im  Vertragswege  bestimmt  sein,  oder  auch,  wenn  sie  beim 
Vertragsabschlüsse  unbestimmt  gelassen  worden  war,  auf  Grund  eines 
im  Rechte  vorgezeichneten  Verfahrens  erst  hinterher  festgestellt 
werden.  Wie  sollte  nun  demgegenüber  unsere  Stelle  dem  Ver- 
pfänder in  Bezug  auf  das  vom  Pfandgläubiger  veräußerte  Pfandobjekt 
einfach  ein  Vindikationsrecht  einräumen  können,  ohne  dabei  irgend- 
wie anzudeuten,  daß  ihm  dieses  nur  in  dem  Falle  zukomme,  wenn 
die  Veräußerung  vor  dem  Eintritte  der  Verfallzeit  erfolgt  war,  und 
wie  sollte,  nachdem  doch  zuvor  nur  der  vertragsmäßigen  Bestimmung 
der  Verfallzeit  gedacht  worden  war,  nunmehr  im  weiteren  Verlaufe 
der  Stelle  auch  der  weitere  Fall  mit  umfaßt  werden,  da  die  Verfall- 
zeit in  Ermangelung  einer  maßgebenden  Verabredung  erst  hinterher 
durch  ein  besonderes  Verfahren  bestimmt  worden  war?  Aubert 
freilich  sucht  diesen  Einwänden  dadurch  zu  begegnen,  daß  er  an- 
nimmt, unsere  Stelle  beziehe  sich  nur  auf  den  Fall,  da  die  Verfallzeit 
nicht  vertragsweise  ausbedungen  worden  sei;  sie  lasse  ferner  die  ein- 
jährige Frist  für  die  Anstellung  der  Vindikationsklage  nicht  von  dem 
Zeitpunkte  der  widerrechtlichen  Veräußerung,  sondern  bereits  von 
dem  Zeitpunkte  der  Verpfändung  an  laufen ;  sie  setze  endlich  das 
Vorhandensein  einer  Rechtsregel  voraus,  vermöge  deren  jedes  Pfand, 
für  welches  die  Verfallzeit  nicht  vertragsweise  festgesetzt  worden  war, 


^)  Landsl.,  Kaupab.  20;  BjarkR,  19. 
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binnen  eines  Jahres  vom  Tage  der  Verpfändung  an  gerechnet  zu 
verfallen  habe.  Aber,  wenn  zwar  richtig  ist,  daß  unsere  Bestimmung 
im  gemeinen  Landrechte  und  Stadtrechte  des  K.  Magnus  in  dieser 
Richtung  ausgeprägt  vorhegt,  so  fehlt  doch  jeder  Anhaltspunkt  für 
die  Annahme,  daß  auch  schon  das  ältere  Provinzialrecht  trotz  seiner 
sehr  erheblich  abweichenden  Wortfassung  in  derselben  Weise  zu 
verstehen  sei.  Nirgends  ist  in  diesem  ausgesprochen,  daß  das  Pfand, 
für  welches  vertragsmäßig  keine  Verfallzeit  ausbedungen  ist,  binnen 
Jahresfrist  verfalle,  vielmehr  wird  sich  noch  zeigen,  daß  aller  Wahr- 
scheinlichkeit nach  unter  dieser  Voraussetzung  die  Verfallzeit  des- 
selben in  ganz  anderer  Weise  festgestellt  werden  mußte.  Die  ein- 
jährige Frist  für  die  Verjährung  der  Vindikationsklage  läuft  ferner 
nicht  nur  dem  ganzen  Zusammenhange  der  Stelle  nach  nicht  vom 
Zeitpunkte  der  Verpfändung,  sondern  erst  vom  Zeitpunkte  der  wider- 
rechtlichen Veräußerung  ab,  sondern  es  läßt  sich  auch  nur  unter 
dieser  Voraussetzung  befriedigend  erklären,  warum  für  den  Fall  der 
Abwesenheit  des  Klagsberechtigten  diese  Verjährungsfrist  erst  von 
dem  Zeitpunkte  seiner  Heimkehr  an  zu  laufen  beginnen  soll.  End- 
lich wird  auch  mit  keinem  Worte  angedeutet,  daß  sich  unsere  Stelle 
nur  auf  den  Fall  beziehen  wolle,  daß  die  Verfallzeit  nicht  vertrags- 
weise festgestellt  sei,  während  doch,  wenn  dies  die  Meinung  gewesen 
wäre,  eine  desfallsige  Bemerkung  um  so  nötiger  gewesen  wäre,  weil 
in  den  ihr  vorhergehenden  Worten  gerade  umgekehrt  ausdrücklich 
von  einer  derartigen  Bestimmung  der  Verfallzeit  gesprochen  worden 
war.  So  wird  es  sich  demnach  empfehlen,  bei  der  oben  gegebenen 
Deutung  stehen  zu  bleiben,  vermöge  deren  unsere  Stelle  einerseits 
dem  Pfandgläubiger  für  den  Fall  der  Veräußerung  des  Pfandobjektes 
durch  den  Verpfänder  eine  Klage  wie  um  anderes  vitafe  einräumt, 
was  anderweitig  nur  noch  von  einer  weiteren  Stelle  ausgesprochen 
wird,  welche  kaum  als  hierher  gehörig  betrachtet  werden  darf,  ^) 
andererseits  aber,  was  sonst  entschieden  nirgends  bezeugt  ist,  dieses 
Klagerecht  an  eine  kurze  Verjährungsfrist  bindet.  Aus  dieser  Deu- 
tung ergibt  sich  aber  für  uns  sofort  die  weitere  Schlußfolgerung, 
daß  auch  für  den  Fall,  da  der  Besitz  des  Pfandobjektes  dem  Schuldner 
belassen  wurde,  durch  den  bloßen  Abschluß  des  Verpfändungsver- 
trages dem  Pfandgläubiger  ein  sofortiges  dingliches  Recht  erwuchs, 
welches  sich  je  nach  Umständen  auch  dritten  Personen  gegenüber 
geltend  machen  ließ.  —  Im  übrigen  ist  das  Rechtsverhältnis,  welches 
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durch  den  Vertrag  begründet  wird,  einfach  folgendes:  Ist  die  Schuld, 
zu  deren  Gunsten  das  veö  bestellt  wurde,  eine  betagte  fcindagat  fc), 
so  hat  der  Pfandgläubiger  am  Zahltage  das  Pfandobjekt  dem  Schuldner 
zur  Auslösung  anzubieten,  und  gilt  dasselbe  sofort  als  verfallen  (for- 
veöja),  wenn  diese  daraufhin  nicht  erfolgt;  ^)  den  Fall,  da  der  Besitz 
des  Pfandübjcktcs  ausnahmsweise  beim  Schuldner  verblieben  ist,  be- 
spricht die  Stelle  nicht  und  wird  sich  somit  wohl  annehmen  lassen, 
daß  solchenfalls  eben  nur  die  P'orm  des  Anbietens  des  Pfandes  zur 
Einlösung  entsprechend  modifiziert  worden  sein  werde.  Auch  der 
andere  Fall  wird  nicht  besprochen,  da  die  Pfandforderung  keine  be- 
tagte war;  indessen  läßt  sich  wohl  nicht  bezweifeln,  daß  solchenfalls 
die  unbetagte  Forderung  eben  in  der  sonst  üblichen  Weise,  nämlich 
durch  ein  Verfahren  mittels  krafa,  -)  vorgängig  in  eine  ]:)etagte  zu 
verwandeln  war.  Auf  jenen  ersteren  Fall  wäre  zunächst  die  schon 
mehrmals  in  Bezug  genommene  Regel:  „sitt  veöfe  ä  hverr,  ef  fyrir 
vättom  er  veöjat;  soeke  sem  vitafe"  ^)  anzuwenden,  wenn  sie,  wie 
doch  kaum  anzunehmen,  überhaupt  auf  Pfandverträge  mit  zu  be- 
ziehen wäre,  soferne  das  bei  ihr  vorgesehene  Einklagen  des  Pfand- 
objektes notwendig  voraussetzt,  daß  der  Pfandgläubiger  sich  nicht 
ohnehin  schon  in  dessen  Besitz  befindet;  aber  auch  wenn  wir  von 
dieser  Stelle  absehen,  wird  eben  doch  als  selbstverständlich  anzu- 
nehmen sein,  daß  eben  nur  das  Ausbleiben  der  Zahlung  am  Zahl- 
tage rechtsförmlich  festzustellen  war,  ganz  wie  dies  bei  allen  und 
jeden  betagten  Forderungen  zu  geschehen  pflegte,  worauf  dann  ohne 
weiteres  dem  Pfandgläubiger  eine  dingliche  Klage  auf  das  als  ver- 
fallen geltende  Pfand  zustand.  Aus  der  dinghchen  Natur  des  Pfand- 
rechtes ergab  sich  aber  für  den  Pfandgläubiger  auch  noch  der  weitere 
Vorteil,  daß  er  sich  im  Falle  der  Zahlungsunfähigkeit  seines  Schuldners 
an  das  Pfandobjekt  halten  konnte,  ohne  sich  einen  verhältnismäßigen 
Abzug  am  Betrage  seiner  Forderung  gefallen  lassen  zu  müssen,  wie 
solchen  die  übrigen  Gläubiger  zu  erleiden  hatten;*)  dasselbe  hatte 
sicherHch  auch  bei  der  Auseinandersetzung  des  Vermögens  eines 
geächteten  Mannes  zu  gelten,  obwohl  die  Quellen  dies  nicht  aus- 
drücklich aussprechen,  ^)  die  überhaupt  nur  von  der  Vermögensaus- 
einandersetzung eines  überschuldeten  Erblassers  reden.  Beachtens- 
wert ist  aber  dabei,  daß  auf  den  Wert  des  Pfandobjektes  und  dessen 
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Verhältnis  zum  Betrage  der  Schuld  gar  kein  Gewicht  gelegt  wurde; 
dasselbe  verfiel  im  Nichtzahlungsfalle  einfach  dem  Gläubiger,  ohne 
daß  von  einem  Verkaufe  desselben  oder  von  einer  Abschätzung  des- 
selben samt  Herausgabe  der  Hyperocha  an  den  Schuldner  die  Rede 
wäre,  und  umgekehrt  liegt  auch  kein  Grund  vor  zu  bezweifeln,  daß 
durch  das  Verfallen  des  Pfandes  die  Schuld  schlechthin  ihrem  ganzen 
Betrage  nach  als  getilgt  galt,  auch  wenn  dieselbe  zufolge  des  unzu- 
reichenden Wertes  des  Pfandobjektes  tatsächlich  nicht  ihrem  vollen 
Umfange  nach  gedeckt  war.  Die  P'orderung  war  also  insoweit  aus- 
schließlich auf  das  Pfandobjekt  angewiesen,  während  sie  andererseits 
dieses  auch  seinem  vollen  Werte  nach  beanspruchen  konnte,  wenn 
anders  die  Zahlung  nicht  in  gehöriger  Weise  erfolgte ;  mit  der  oben 
ausgesprochenen  Vermutung,  daß  der  Pfandgläubiger  die  Gefahr  für 
das  Pfandobjekt  nur  in  dem  Falle  zu  tragen  gehabt  habe,  wenn 
dieses  in  seinen  Besitz  gelangt  war,  steht  jene  Regel  selbstverständlich 
nicht  im  Widerspruche. 

Es  muß  nun  aber  noch  bemerkt  werden,  daß  unser  Rechtsbuch 
neben  der  Verwendung  des  veö  im  pfandrechtlichen  Sinne,  von 
welcher  bisher  allein  die  Rede  war,  noch  eine  ganz  andere  Anwen- 
dung desselben  kennt.  Gelegentlich  seiner  Darstellung  des  gericht- 
lichen Verfahrens  in  Stammgutssachen  erwähnt  dasselbe  nämlich,  ^) 
wie  an  dem  dritten  von  drei  sich  folgenden  Privatgerichten  die 
Streitteile,  welche  ihren  Rechtsstreit  an  diesen  zu  keiner  endgültigen 
Entscheidung  bringen  konnten,  in  Bezug  auf  diesen  weiter  verfahren 
sollten;  „l3eir  scolo  annatt  tveggja  veö  ja,  aeöa  afläta  annarr  tveggja 
af  sinu  male''  heißt  es  dabei,  und  werden  diese  Worte  sodann  fol- 
gendermaßen des  näheren  erläutert.  Von  den  zwölf  Richtern,  mit 
welchen  das  dritte  Privatgericht  besetzt  ist  und  von  welchen  je  sechs 
von  jedem  der  beiden  streitenden  Teile  ernannt  sind,  soll  jeder  zwei 
aurar,  also  die  Gesamtheit  der  sechs  Richter  einer  jeden  Partei 
zwölf  aurar  =  i  ^/^  Mark  in  unparteiische  Hand  legen  (leggja  undir 
jamna  hond),  und  über  diese  ihre  „veöjan"  sollen  sie  unparteiische 
Zeugen  aufrufen,  worauf  dann  die  Streitteile  selbst  „döme  veö- 
j  a  ö  o  m"  an  das  Viertelsding  ziehen  sollen.  Am  Viertelsdinge  werden 
dann  die  Zeugen  vorgeführt,  welche  beigezogen  worden  waren  „|)ä 
er  J)eir  veöjaöo",  und  spricht  hierauf  das  Ding  sein  Urteil;  ist 
dieses  ein  einstimmiges,  „l)ä  ero  aörir  veöjaöar,  ok  skrökvättar,  ok 
af  sökn  sinni",  wogegen,  wenn  Einstimmigkeit  nicht  zu  erreichen  ist, 
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„dorne  veöjaöom"  an  das  fylkisjiing  gezogen  wird.  Von  diesem 
geht  der  Zug,  wenn  auch  an  ihm  kein  einstimmiges  Urteil  zu  er- 
langen ist,  an  die  lögrctta,  d.  h.  an  das  Gulajii'ng,  und  findet  die 
Sache  durch  deren  Spruch  ihre  endgültige  Erledigung,  bezüglich 
deren  gesagt  wird:  „nü  hafa  |jeir  dorne  skotit  i  lögretto,  |)ä  veröa 
]iar  aörar  veöjaöer,  ok  af  ^inu  male,  l)ä  taka  hinir  veöfe  sitt 
undan  jamnre  hendc  tvä  aura  af  hvcrjum  |)eirra,  er  veöjaör  var; 
en  l^eir  skolo  boeta  aurum  3  hverr  ]3eirra  viö  erendreka  konongs, 
ok  boeta  svä  aptr  misdoeme  sitt;  nü  ero  vättar  hans  skrökvattar, 
|)eir  skolo  bceta  morkom  3  hverr  ])eirra  viö  erendreka  konongs,  er 
l)at  vitni  baro,  ok  bera  alldri  ööals  vitni  si'öan."  An  einer  weiteren 
Stelle,  welche  von  dem  Ungehorsamsverfahren  in  Stammgutssachen 
handelt,  ^)  wird  ferner  gesagt,  daß  der  Beklagte,  welcher  seiner  Ver- 
pflichtung nicht  gehörig  nachkommt,  das  halbe  Privatgericht  zu  er- 
nennen, leiden  müsse,  daß  der  Kläger  seine  Klage  und  seine  Be- 
weisführung vor  dem  unvollständig  besetzten  Gerichte  vorbringe,  daß 
er  überdies  das  Recht  auf  die  Führung  eines  Gegenbeweises  einbüße 
und  „hvergi  si'nu  male  skjöta,  ne  veöjan  bjööa"  dürfe.  Die  Sache 
stand  also  so,  daß  von  dem  letzten  der  drei  sich  folgenden  Privat- 
gerichte der  Zug  an  die  Dinggerichte  ging  und  zwar  in  der  Art, 
daß  von  diesen  zunächst  das  heraösl3fng,  eventuell  das  fylkisl)fng, 
subeventuell  endlich  das  lögliing  angegangen  werden  konnte;  beim 
Ubergange  aber  an  die  Dinggerichte  hatten  die  Richter,  welche  von 
den  beiden  Parteien  in  das  Privatgericht  ernannt  worden  waren,  je 
zwei  Unzen  zu  deponieren,  und  wurde  sodann  am  Dinggerichte  eine 
dreifache  Frage  entschieden,  nämlich  einmal,  ob  die  Zeugen  der 
einen  oder  die  Zeugen  der  anderen  Partei  falsch  ausgesagt  haben 
und  dafür  in  die  gesetzliche  Strafe  zu  nehmen  seien,  zweitens,  ob 
die  eine  oder  die  andere  Partei  sachfällig  und  darum  mit  ihrem  An- 
sprüche zurückzuweisen  sei,  endHch  drittens,  ob  die  Richter  der  einen 
oder  der  anderen  Partei  wegen  falschen  Spruches  zu  bestrafen  und 
zugleich  zum  Verluste  der  von  ihnen  deponierten  zwölf  Unzen  zu- 
gunsten des  obsiegenden  Teiles  zu  verurteilen  seien.  Man  sieht,  die 
Deposition  einer  bestimmten  Geldsumme  seitens  der  beiden  Richter- 
gruppen gilt  als  eine  wesentliche  Formalität  bei  dem  Zuge  an  das 
Dinggericht,  weshalb  denn  auch  beim  Ungehorsamsverfahren  die 
Ausschließung  des  Ungehorsamen  von  dem  Zuge  an  das  Dinggericht 
zugleich  als  Ausschließung  desselben  von  dem  Rechte,  die  Hintcr- 
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legung  jener  Geldsumme  zu  fordern,  bezeichnet  werden  kann.  Die  Be- 
zeichnung jener  Geldsumme  als  veöfe,  ihrer  Hinterlegung  als  veöjar 
u.  dgl.  m.  weist  darauf  hin,  daß  man  die  Hinterlegung  der  Geld- 
summe als  etwas  mit  der  Bestellung  eines  Pfandes  durchaus  Gleich- 
artiges ansah,  während  sie  doch  in  unseren  Augen  vielmehr  den 
Charakter  der  Eingehung  einer  Wette  als  den  einer  Verpfändung  zu 
tragen  scheint.  Von  hier  aus  erscheint  denn  auch  als  zweifelhaft^ 
ob  die  schon  mehrfach  angeführten  Worte  einer  weiteren  Stelle :  ^) 
„sitt  veöfe  ä  hverr,  ef  firi  vättom  er  veöjat;  soeke  sem  vitafe," 
nur  auf  die  Verpfändung,  oder  nur  auf  die  Wette,  oder  auf  beide 
Geschäfte  zu  beziehen  seien.  Ich  behalte  mir  für  einen  späteren  Ort 
die  Untersuchung  der  Frage  vor,  wieweit  sich  in  der  Tat  für  Ver- 
pfändung und  Wette  gemeinsame  Gesichtspunkte  auffinden  lassen,, 
und  nicht  minder  soll  erst  später  erörtert  werden,  wieweit  etwa  der 
Sprachgebrauch  der  Quellen  zwischen  beiden  Instituten  einigermaßen 
unterscheide;  indessen  mag  schon  hier  vorweg  bemerkt  werden,  daß- 
der  Ausdruck  veöfe,  soviel  ich  sehe,  in  den  norwegischen  Quellen 
stets  nur  die  Wettsumme,  dagegen  nie  das  Pfandobjekt  bezeichnet,, 
und  das  Zeitwort  veöja  immer  nur  im  Sinne  von  wetten,  nicht  aber 
im  Sinne  von  verpfänden  gebraucht  wird,  ein  Sprachgebrauch,  an 
welchem  auch  die  älteren  schwedischen  Rechtsquellen  nach  beiden 
Seiten  hin  festhalten.^)  Um  dieser  Verschiedenheit  der  Terminologie 
willen  dürfte  die  obige  Stelle  demnach  dem  Rechte  der  Wette  und 
nicht  dem  des  Pfandrechtes  zuzuweisen  sein. 

Ungleich  weniger  als  die  GpL.  bieten  für  das  veö  die  übrigen 
Rechtsbücher.  Die  FrostulDingslög  zunächst  zeigen  ganz  die- 
selbe Zwiespältigkeit  der  Gestaltung,  wie  wir  sie  in  den  GpL.  kennen 
gelernt  haben.  Auf  der  einen  Seite  nämlich  erwähnen  sie  das  ve6 
gelegentlich  der  Vormundschaft.  ^)  Sie  fordern,  daß  der  Vormund,, 
welcher  unter  seiner  Verwaltung  stehendes  Mündelgut  aus  dem  Ding- 
bezirke wegführen  will,  innerhalb  dieses  Bezirkes  Grundbesitz  von 
solchem  Werte  haben  müsse,  daß  er  für  den  Betrag  des  Mündel- 
gutes volle  Deckung  zu  bieten  geeignet  (fullveöja)  sei;  daß  ferner 
die  Ländereien,  welche  für  das  Mündelgut  verpfändet  wurden  (er  i 
veö  er  lögö  ümaga  fjär),  nicht  veräußert  werden  dürfen,  ehe  der 
Vormund  nach  beendigter  Vormundschaft  seinen  Mündel  vollständig 
befriedigt  hat ;  daß  endUch  der  Mündel,  wenn  sie  dennoch  veräußert 
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wurden,  nach  erreichter  Volljährigkeit  sich  zu  ihnen  ziehen  und  sie  so 
lange  in  seinem  Besitze  behalten  kann,  bis  er  mit  seinen  Forderungen 
befriedigt  ist.  Wir  können  aus  diesen  Angaben,  so  dürftig  sie  sind, 
doch  immerhin  entnehmen,  daß  auch  nach  diesem  I^cchtsbuche  lie- 
gendes Gut  als  veö  bestellt  werden  konnte ;  daß  auch  nach  ihm  die 
Übertragung  des  Besitzes  am  Pfandobjekte  auf  den  Pfandgläubiger 
keineswegs  erforderlich  war;  daß  endlich  auch  nach  diesem  Rechte 
durch  die  bloße  Verpfändung  sofort  ein  dingliches  Recht  für  den 
Gläubiger  erwuchs,  welches  ihm  erlaubte,  auch  dritten  Personen 
gegenüber  klagweise  aufzutreten.  Ob  freilich  im  gegebenen  Falle 
ein  förmlicher  Verpfändungsvertrag  abzuschließen  war,  oder  ob  der 
Pfandnexus  schon  von  Rechts  wegen  und  ohne  einen  solchen  ein- 
trat, ob  ferner,  was  der  Wortlaut  der  Stelle  nahelegen  könnte,  die 
Verpfändung  im  gegebenen  Falle  dem  Gläubiger  nur  ein  Retentions- 
recht an  dem  Pfandobjekte,  oder  selbst  nur  das  Recht,  seine  Ver- 
äußerung zu  hindern,  gewährt  habe,  oder  ob  ebenso  wie  nach  den 
GpL.  bei  beharrlicher  Zahlungsweigerung  des  Schuldners  auch  hier 
ein  Verfall  des  Pfandes  eintrat,  ist  aus  der  Stelle  nicht  ersichtlich, 
wenn  auch  nach  der  gesamten  Entwicklung  des  norwegischen  Pfand- 
rechtes das  letztere  als  dringend  wahrscheinlich  bezeichnet  werden 
darf.  Auf  der  anderen  Seite  zeigt  aber  auch  in  den  Fr[)L.,  ganz  wie 
in  den  GpL.,  das  gerichtliche  Verfahren  eine  Verw^endung  des  veö, 
und  zwar  bei  zweifacher  Gelegenheit.  Einmal  nämlich  wird  ge- 
legentlich des  Verfahrens  in  Schuldsachen  die  Berufung  eines  ersten, 
zweiten  und  dritten  Privatgerichtes  (kvööudömrj  besprochen  und 
dabei  bestimmt,  ^)  daß  am  dritten  Gerichte,  wenn  Einstimmigkeit 
nicht  zu  erreichen  ist,  die  vom  Kläger  ernannten  Richter  den  vom 
Beklagten  ernannten  „veöj  an  bj  öö  a"  sollen,  wobei  jeder  der  Richter 
zwei  Unzen  Silbers  „veöja"  soll.  Diese  Beträge  werden  zunächst 
in  dritte  Hand  (undir  jamnaöar  hönd)  gelegt;  hinterher  aber,  nach 
gefällter  Entscheidung,  erhält  der  obsiegende  Teil  das  „hvärs  ])eir 
hafa  veöjat".  Weiterhin  tritt  aber  nach  einer  zweiten  Stelle^)  ein 
ganz  ähnliches  Verfahren  auch  bei  dem  Prozesse  in  Stammgutssachen 
ein  und  wird  hier  wie  dort  das  dritte  Gericht  als  „veöj  anardömr" 
oder  „veöj  aö  ardömr",  d.  h.  verwettetes  Gericht  bezeichnet.  Augen- 
scheinlich ist  in  diesen  letzteren  Anwendungsfällen  wieder  ganz 
ebenso  entschieden  der  Charakter  einer  Wette  maßgebend,  wie  in 
jenem  ersteren  der  Charakter  einer  Verpfändung,  und  kennen  dem- 
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nach  die  FrpL.  die  zwiefache  Anwendung  des  Institutes  ganz  in  der- 
selben Weise,  wie  dies  bei  den  GpL,  der  Fall  ist.  —  Dagegen  kommt 
das  veö  in  den  beiden  Rechtsbüchern  der  östHchen  Reichshälfte  nur 
in  seiner  pfandrechtlichen  Gestaltung  vor,  wobei  aber  freilich  zu  be- 
rücksichtigen ist,  daß  wir  von  beiden  Rechtsbüchern  nur  die  das 
'Christenrecht  behandelnden  Abschnitte  besitzen,  in  welchen  der  Natur 
der  Sache  nach  von  Verpfändung  sowohl  als  von  Wette  nur  ganz 
zufällig  und  ausnahmsweise  die  Rede  sein  kann.  Es  enthalten  aber 
die  Borgar])  ingslö  g  die  V^orschrift,  ^)  daß  derjenige,  welcher  eine 
Leiche  zur  Kirche  bringt,  ohne  sofort  die  Grabgebühr  (legkaup)  zu 
entrichten,  dem  Priester  „veö  1  egg  ja"  soll,  „eöa  vöröslumann  fä, 
jiann  er  veöjum  se  jafngöör";  die  Zusammenstellung  des  veö  mit 
der  Bürgschaft  läßt  in  diesem  Falle  keinen  Zweifel  über  die  Bedeu- 
tung des  ersteren  aufkommen.  Ganz  ebenso  lassen  ferner  auch  die 
Eiös  ifalii ngslög  für  das  legkaup  ein  Pfand  bestellen  (veö 
leggja);^)  hier  wird  aber  noch  ausdrücklich  bestimmt,  daß  das 
Pfandobjekt  doppelt  soviel  wert  sein  müsse  als  der  Betrag  der  Grab- 
gebühr, und  daß  es  verfallen  (forveöja)  sein  solle,  wenn  es  nicht 
vor  der  Siebent  ausgelöst  (Iceyst  üt)  werde,  während  der  Priester 
nichtsdestoweniger  seine  Gebühr  zu  fordern  habe.  Diese  letztere 
Bestimmung  hat  selbstverständlich  mit  der  Natur  des  veö  als  solchem 
nichts  zu  tun,  trägt  vielmehr  augenscheinlich  einen  nur  strafweisen 
Charakter  und  ist  auch  aus  der  jüngeren  Bearbeitung  des  Rechts- 
buches verschwunden;  dagegen  berührt  sich,  was  über  das  Verhältnis, 
welches  zwischen  dem  Werte  des  Pfandobjektes  und  dem  Betrage 
der  Pfandforderung  gesagt  ist,  mit  analogen  Bestimmungen  des  älteren 
isländischen  Rechtes,  da  man  doch  kaum  wird  annehmen  dürfen,  daß 
die  neben  der  Pfandauslösung  stehende  Gebühr  des  Priesters  durch 
den  Wert  des  Pfandobjektes  mit  gedeckt  werden  wollte.  Im  übrigen 
aber  liegt  kein  Grund  zu  der  Annahme  vor,  daß  die  anderen  nor- 
wegischen Provinzialrechte  in  der  Lehre  vom  veö  irgendwie  erheblich 
von  dem  Rechte  des  Gulajimges  abgewichen  seien;  vielmehr  sprechen 
umgekehrt  zwei  Umstände  sehr  bestimmt  dafür,  daß  unter  ihnen 
allen  auf  diesem  Gebiete  eine  grundsätzliche  Übereinstimmung  ge- 
herrscht haben  werde.  Einmal  nämlich  geht,  wie  dies  unten  noch 
nachzuweisen  sein  wird,  sowohl  das  ältere  isländische  Recht  in  der 
Hauptsache  denselben  Weg  mit  den  GpL.,  als  auch  folgen  die  Ge- 
setzbücher der  späteren  Zeit  in  Norwegen  noch  wesentlich  derselbea 


i 


1)  BI)L.  I,  12;  II,  21  ;  III,  i6. 
Maurer,  Altnordisches  Pfandrecht. 


2)  EI)L.  I,  48;  II,  37. 
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Richtung;  sodann  aber  setzen  auch  die  Erzählungen  der  mytho- 
logischen, geschichtHchen  und  romantischen  Quellen  durchaus  die- 
selbe Gestaltung  des  Rechtes  voraus,  wie  sie  oben  auf  Grund  der 
GI)L.  geschildert  wurde.  Auf  ihren  einschlägigen  Inhalt  ziehe  ich 
indessen  vor,  erst  an  einem  späteren  Orte  einzugehen,  weil  bezüglich 
ihrer  schwer  mit  einiger  Sicherheit  auszuscheiden  ist,  was  dem  älteren 
norwegischen  und  was  dem  älteren  isländischen  Rechte  zugewiesen, 
werden  muß. 


§  3.    Das  Recht  des  isländischen  Freistaates. 

Auch  das  ältere  isländische  Recht  kennt  ein  Rechtsinstitut,  für 
welches  dasselbe  die  Bezeichnungen  veö,  lögveö,  veömäli  ver- 
wendet, und  zwar  zeigt  dasselbe  bei  manchen  Abweichungen  im  ein- 
zelnen im  großen  und  ganzen  wesentUch  denselben  Charakter  wie  das 
veö  im  altnorwegischen  Rechte.  Als  Gegenstand  des  Vertrages 
kann  zunächst  Land  vorkommen,  und  es  scheint  zumal  sehr  üblich 
gewesen  zu  sein,  daß  sich  der  Verkäufer  von  solchem  ein  Pfandrecht 
an  demselben  zugunsten  seiner  Forderung  auf  den  Kaufpreis  vorbe- 
hielt, da  nicht  nur  unsere  beiden  Rechtsbücher  mit  den  Worten: 
„ef  maör  selr  land  sitt  manne,  ok  vill  hann  leggja  ä  lögmäla  eöa 
lögveör"  bei  der  Besprechung  des  Gegenstandes  von  diesem  Falle 
ihren  Ausgangspunkt  nehmen,  ^)  sondern  auch  das  eine  von  ihnen 
mit  den  Worten:  „nu  vill  maör  leggja  lögveö  1  land  manns,  hvärt 
sem  hann  ätte  |3at  land  äör,  eöa  er  jjat  er  jiä  selr  hann  honom"  noch 
besonders  hervorzuheben  sich  bemüßigt  sieht,-)  daß  sich  der  Ver- 
trag ebensogut  auf  Land  beziehen  könne,  welches  dem  Verpfänder 
bereits  früher  gehörte,  als  auf  solches,  welches  ihm  eben  erst  von 
dem  angehenden  Ffandgläubiger  verkauft  wurde.  Der  Vertrag  kann 
aber  nicht  minder  auch  auf  Fahrhabe  Anwendung  finden,  wie  denn 
einmal  „1  eigine  annars  manns,  hvärt  sem  er  land  eöa  annat  fe'' 
gesagt,  oder  „1  lande"  und  „gripir  aörir"  sich  gegenübergestellt 
wurden*)  u.  dgl.  m.;  wenn  wiederholt  „gripir"  als  Gegenstand  der 


^)  Konüngsbök,  192/98;  StaÖarhölsbök,  401/432. 
^)  StaÖarhölsbök,  401/433. 

^)  Konüngsbök,  192/99;  StaÖarhölsbök,  401/433. 

Konüngsbök,  192/99 — loo;  StaÖarhölsbök,  401/433. 
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Verpfändung  erwähnt  werden,  so  ist  dabei  zunächst  an  bewegliche 
Sachen  höheren  Wertes  zu  denken. 

HinsichtHch  der  Formen,  welche  beim  Abschlüsse  des  Ver- 
trages einzuhalten  sind,  geben  unsere  Rechtsbücher  sehr  bestimmte 
Vorschriften,  welche  man  sich  freilich  an  ganz  verschiedenen  Stellen 
derselben  zusammenzusuchen  hat.  Fest  steht  zunächst,  daß  der  Ver- 
tragsabschluß durch  Handschlag  (handsöl)  erfolgen  muß,  wobei 
die  sämtlichen  Bedingungen,  unter  welchen  er  erfolgte,  in  die  Ver- 
tragsformel aufzunehmen  waren;  unsere  Rechtsbücher  stellen  nämlich 
ausdrücklich  die  Regel  auf: -)  „ef  maör  selr  land  sitt  manne,  ok  vill 
hann  leggja  ä  lögmäla  eöa  lögveör,  ok  eiga  l^eir  at  handsalaz  jiann 
mala,  sem  jieir  ero  ä  sattir,  eöa  veö".  Bei  dem  Vertragsabschlüsse 
muß  überdies,  wenn  derselbe  rechtsgültig  sein  soll,  das  Pfandobjekt, 
auf  welches  er  sich  bezieht,  den  Vertragszeugen  vorgewiesen  werden, 
es  sei  denn,  daß  dasselbe  ihnen  ohnedies  schon  so  bekannt  wäre, 
wie  wenn  man  es  ihnen  gezeigt  hätte;  außerdem  muß  aber  der 
Vertrag  auch  noch  vor  fünf  Nachbarn  (büar)  des  Verpfänders  be- 
kanntgegeben werden.  Unser  älteres  Rechtsbuch  zeigt  diese  Vor- 
schrift in  die  Lehre  vom  Exekutionsgerichte  (feränsdömr)  eingestellt^ 
und  lautet  dieselbe  hier:  ^)  „en  [ja  er  at  lögom  at  farit,  er  synt  er 
vättom  veömäle,  enda  er  ])6  rett,  ef  joeim  er  svä  kunnt  |)at  fe,  er 
veömaelt  er,  at  })eir  hafa  set;  en  lysa  skal  veömäla  fyrir  büom  5, 
j)ess  manns  büum,  er  fe  sitt  let  veömäla";  in  unserem  jüngeren 
Rechtsbuche  finden  sich  dagegen  dieselben  Regeln  mit  geringfügigen 
Änderungen  in  ihrer  Wortfassung  zuerst  in  die  Lehre  vom  Schulden- 
gerichte und  dann  nochmals  in  die  Lehre  vom  Grundgüterrechte 
an  der  Stelle  eingeschaltet,  welche  überhaupt  von  der  Verpfändung 
handelt.  ^)  Endlich  mußte  aber  auch  noch  am  nächsten  Alldinge 
nach  dem  Vertragsabschlüsse  eine  feierliche  Bekanntmachung  (lysi'ng) 
des  Vertrages  vom  lögberge  aus  erlassen  werden,  vermöge  der  Regel:  ^) 
„l)ann  mala  skal  lysa  at  lögbergi  eöa  [jat  veö,  sem  [Deir  höndsöluöuz 
hit  nsesta  aljimgi  eptir  kaup  l^eirra".  Nur  für  den  Fall,  da  das  Pfand- 
objekt bereits  im  nächsten  Frühjahre  verfallen  und  der  Vertrag  somit 
seine  Wirksamkeit  gar  nicht  bis  zum  nächsten  Alldinge  erstrecken 

^)  vgl.  die  zuletzt  angeführte  Stelle;  ferner  K  o  n  ü  n  g  s  b  ö  k  ,  62/ll4und  223/151, 
sowie  Staöarhölsbök,  185/227  und  186/228 — 29. 

2)  Konüngsbök,  192/98;  Staöarhölsbök,  401/432. 
^)  Konüngsbök,  62/114 — 15. 

*)  Staöarhölsbök,  186/228—29.  ^)  ebenda,  401/433. 

^)  Konüngsbök,  192/98 — 99;  Staöarhölsbök,  401/433. 
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sollte,  durfte  nach  unserem  jüngeren  Rechtsbuche  die  lysing  am  lög- 
berge unterbleiben,  wogegen  jene  andere  Bekanntmachung  innerhalb 
des  nächsten  Monates  nach  dem  Vertragsabschlüsse  zu  erfolgen  hatte, 
und  zwar  vor  fünf  heimilisbüar  des  Verpfänders,  wenn  es  sich  um 
Fahrhabe,  dagegen  vor  fünf  landbüar,  wenn  es  sich  um  Land  han- 
delte;^) letzteres  zwei  Vorschriften,  welche  unbedenklich  auch  auf 
den  regelmäßigen  Fall  hinüberbezogen  werden  dürfen,  da  der  Be- 
kanntmachung vor  den  Nachbarn  noch  jene  zweite  am  Alldinge 
nachfolgt.  Es  sind  demnach  drei  Förmlichkeiten  wohl  auseinander 
zu  halten,  an  deren  Erfüllung  das  Zustandekommen  eines  rechts- 
gültigen Verpfändungsvertrages  gebunden  ist,  nämlich  der  Abschluß 
dieses  Vertrages  selbst  mittels  Handschlages  und  vor  beigezogenen 
Zeugen,  dessen  nachfolgende  Bekanntmachung  vor  fünf  Nachbarn, 
sei  es  nun  des  Verpfänders  selbst  oder  des  verpfändeten  Grund- 
stückes, endlich  die  nochmalige  Verkündigung  desselben  am  All- 
dinge, welche  letztere  freilich  in  einem  bestimmt  bezeichneten  Aus- 
nahmsfalle auch  unterbleiben  konnte.  Daß  an  ein  paar  Stellen  nur 
von  dem  Vertragsabschlüsse  und  dessen  Bekanntmachung  vor  den 
Nachbarn,  -)  und  an  einer  anderen  nur  von  dem  Vertragsabschlüsse 
und  seiner  Bekanntmachung  am  Alldinge  gesprochen  wird,  '"'j  darf 
uns  an  der  Richtigkeit  dieses  Satzes  nicht  irre  machen;  das  erstere 
findet  ja  darin  eine  gewisse  Berechtigung,  daß  die  Bekanntmachung 
am  Alldinge  in  der  Tat  nicht  unter  allen  Umständen  notwendig 
war,  und  das  letztere  erklärt  sich  daraus,  daß  an  der  einschlägigen 
Stelle  gleich  hinterher  mit  den  Worten  „l^ä  er  lögmäle  er  lystr  eöa 
lögveö  fyrir  büom  fyrst,  en  sf])an  at  lögbergi"  von  den  beiden  Be- 
kanntmachungen nebeneinander  gesprochen,*)  oder  auch  der  auf  die 
Verkündigung  vor  den  Nachbarn  bezüglichen  Bestimmungen  aus- 
führlicher gedacht  wird,  '^)  beides  in  einer  Weise,  welche  deutlich 
erkennen  läßt,  daß  man  diese  erste  Verkündigung  gewissermaßen 
als  noch  zum  Vertragsabschlüsse  selbst  gehörig  betrachtete.  Wenn 
demnach  in  unserem  jüngeren  Rechtsbuche  die  zusammenfassende 
Regel  ausgesprochen  wird :  ^)  „ef  menn  maela  svä  meö  ser,  at  eigi 
skyli  skylt  vera  at  handsalaz,  eöa  at  lysa  mälann  eöa  veö,  ok  ä  l)at 

^)  Staöarhölsbök,  401/433—34. 

2)  Konüngsbök,  62/114— 15;  Staöarhölsbök,  186/228—29. 

3)  Konüngsbök,  192/98 — 99;  Staöarhölsbök,  401/432 — 33. 

■*)  Konüngsbök,  192/99;  in  Staöarhölsbök,  401/434  folgt  der  Satz  aller- 
dings erst  etwas  später  nach. 

^)  Staöarhölsbök,  401/433 — 34.  ebenda,  401/434. 
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eigi  at  halda,  enda  er  jiä  hvärtki  ä  landeno  veö  ne  male,  en  [leir 
veröa  ütlagir  bäöir  viö  l)ann  er  sott  vill  hafa;  skal  stefna  heiman, 
ok  kveöja  til  heimilisbüa  5  ä  Jjinge  |)ess  er  söttr  er",  so  werden 
wir  diese  Bestimmung,  natürlich  vorbehaltlich  des  oben  erwähnten 
Ausnahmsfalles  der  lysing  am  lögberge,  auf  die  sämtlichen  drei  Er- 
fordernisse ganz  gleichmäßig  zu  beziehen  haben,  obwohl  nur  einer 
einzigen  lysing  gedacht  ist,  und  es  darf  uns  an  dieser  Annahme 
auch  der  Umstand  nicht  irre  machen,  daß  an  einer  zweiten  Stelle  ^) 
die  Ungültigkeit  einer  gesetzwidrigen  Abrede  dem  Zusammenhange 
nach  nur  in  Bezug  auf  den  Ausschluß  der  lysing  am  Alldinge,  und 
an  einer  dritten  Stelle  -)  umgekehrt  nur  in  Bezug  auf  den  Ausschluß 
der  lysing  vor  den  Nachbarn  verhängt  wird.  Wir  werden  vielmehr 
daran  festhalten  müssen,  daß  weder  die  handsöl  noch  die  lysing  vor 
den  büar,  noch  endlich  die  lysing  am  lögberge  durch  eine  gegen- 
teilige Verabredung  der  Parteien  ausgeschlossen  werden  konnte,  und 
ebenso  werden  wir  anzunehmen  haben,  daß  nicht  nur  die  Rechts- 
beständigkeit des  Pfandvertrages  von  der  Einhaltung  aller  drei  Förm- 
lichkeiten abhängig  gestellt  war,  sondern  daß  die  Eingehung  eines 
gegenteiHgen  Vertrages  für  die  Kontrahenten  auch  eine  Geldstrafe 
von  drei  Mark  nach  sich  zog,  welche  mittels  einer  Popularklage  ein- 
getrieben werden  konnte,  obwohl  allerdings  die  beiden  zuletzt  an- 
geführten Stellen  nur  jener  ersten,  nicht  auch  dieser  zweiten  Folge 
der  widerrechtHchen  Abrede  Erwähnung  tun.  Ein  paar  weitere 
Stellen,  welche  die  Gültigkeit  des  Verpfändungsvertrages  davon  ab- 
hängig stellen,  daß  bei  dessen  Abschluß  den  gesetzlichen  Vorschriften 
entsprechend  verfahren  worden  sei,  sind  hiermit  wohl  vereinbar» 
Die  eine  von  ihnen  ist  die  oben  bereits  angeführte,  welche  als  ge- 
gesetzlichen Vertragsabschluß  denjenigen  bezeichnet,  bei  welchem 
das  Pfandobjekt  den  Zeugen  gezeigt  wurde,  falls  es  ihnen  nicht 
ohnehin  schon  genugsam  bekannt  war,  und  bei  welchem  auch  die 
lysing  vor  den  büar  erfolgte;^)  die  andere  aber  fordert  ausdrücklich, 
daß  „at  lögom  veö  maelt  ok  lyst  at  lögom"  sei,*)  und  nimmt  dabei 
auf  die  oben  besprochenen  Erfordernisse  Bezug,  nur  freilich  ohne  sie 
mit  vollster  Genauigkeit  aufzuzählen.  Bedenklicher  ist  eine  weitere 
Stelle,  welche  sich  ledigHch  in  unserem  jüngeren  Rechtsbuche  findet, 
und  welche  folgendermaßen  lautet:  ^)  „ef  maör  leggr  veö  i  land  manns^ 

^)  Konüngsbök,  192/99.  ^)  Staöarhölsbök,  186/228 — 29. 

2)  Konüngsbök,  62/114—15;  Staöarhölsbök,  186/228. 
*)  Konüngsbök,  223/151;  Staöarhölsbök,  185/227. 
^)  Staöarhölsbök,  402/445. 
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sä  er  hann  ä  fe  at  öörom,  cnda  farc  hann  eigi  at  lögom  me(S  ve(V 
eno,  l)a  verör  enge  heimting  til  landsens,  ok  svä  til  fjarens  Jiess  er 
hann  lagöc  veö  i  landet  fyrer",  soferne  man  in  derselben  nicht  nur 
die  Ungültigkeit  der  Verpfändung,  sondern  überdies  auch  noch  den 
den  Verlust  des  Kkigerechtes  auf  die  Schuldfordcrung  an  die  Nicht- 
einhaltung der  formellen  \^orschriften  über  die  Eingehung  des  Ver- 
pfändungsvertrages geknüpft  finden  könnte.  Man  müßte  solchenfalls 
in  der  Bestimmung  eine  spätere,  unorganische,  weil  über  die  Kon- 
sequenz des  Rechtes  hinausgehende  Entwicklung  des  älteren  Rechtes 
erkennen;  richtiger  dürfte  es  indessen  sein,  die  Stelle  überhaupt  nicht 
auf  ein  unkorrektes  Verfahren  beim  Abschlüsse  des  Pfandvertrages 
zu  beziehen,  sondern  auf  eine  nicht  korrekte  Behandlung  des  richtig 
begründeten  Pfandrechtes,  worauf  der  Ausdruck  „at  fara  eigi  at  lögum 
meö  veöeno"  in  der  Tat  auch  besser  paßt.  So  verstanden,  gehört 
die  Stelle  gar  nicht  hierher  und  werde  ich  mich  später  noch  mit 
derselben  des  näheren  zu  beschäftigen  haben.  Da,  soviel  ich  sehe, 
des  Erfordernisses  der  handsöl  immer  nur  an  Stellen  gedacht  wird, 
welche  von  einer  Verpfändung  von  Land  sprechen,  könnte  man  sich 
ferner  versucht  fühlen,  dasselbe  mit  der  anderwärts  bezeugten  Vor- 
schrift in  Verbindung  zu  bringen,  daß  Verträge  über  Liegenschaften 
als  solche  ein  für  allemal  der  Zuziehung  von  Zeugen  bedurften,  um 
gültig"  zu  sein,^)  außer  etwa,  wenn  das  verkaufte  Land  ganz  geringen 
Umfanges  war,  ^)  und  daß  unser  älteres  Rechtsbuch  sogar  kurzweg 
die  Regel  aufstellt:^)  „handsala  skal  landkaup,  svä  er  sem  ökeypt 
se  ella".  Indessen  scheint  doch  eine  derartige  Vermutung  durch  die 
Tatsache  widerlegt  zu  werden,  daß  auch  bei  der  Verpfändung  von 
Fahrhabe  das  Pfandobjekt  den  Zeugen  vorzuzeigen  war,  was  denn 
doch  zugleich  mit  der  Beiziehung  von  Zeugen  auch  den  Gebrauch 
der  handsöl  beim  Vertragsabschlüsse  vorauszusetzen  scheint,  wie  denn 
auch  die  doppelte  lysfng  ganz  gleichmäßig  vorgeschrieben  war, 
mochte  nun  liegende  oder  fahrende  Habe  verpfändet  werden  wollen. 
—  An  das  Gebot  einer  zweifachen  lysfng  beim  Abschlüsse  des  Ver- 
pfändungsvertrages schließen  sich  aber  noch  weitere  Vorschriften 
an,  welche,  obgleich  nicht  auf  die  Eingehung  des  Vertrages  be- 
züglich, doch  gleich  hier  zur  Sprache  gebracht  werden  sollen,  wie 
sie  denn  auch  in  den  Quellen  in  diesem  Zusammenhange  abgehandelt 


1)  Konüngsbök,  169/75;  vgl.  auch  Laxdoela,  47/210—12. 

2)  StaÖarhölsbök,  390/418—19. 
Konüngsbök,  1 74/80. 
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werden.^)  Ist  nämlich  die  zweifache  Bekanntmachung  vor  den  Nach- 
barn und  am  Dinge  vorschriftsmäßig  erfolgt,  so  soll  zwar  insolange 
keine  weitere  lysi'ng  des  Vertrages  mehr  nötig  sein,  als  die  beiden 
Kontrahenten  sowohl  als  die  von  ihnen  bei  der  lysing  am  Ding 
beigezogenen  Zeugen  noch  leben  und  dem  Pfandgläubiger  ihrem 
Namen  nach  bekannt  sind;  dagegen  hat,  sobald  einer  dieser  vorbe- 
haltenen Fälle  eintritt,  eine  neue  lysing  am  lögberge  zu  er- 
folgen, welche  von  drei  zu  drei  Jahren  zu  wiederholen  ist,  wenn  das 
Pfandrecht  nicht  erlöschen  soll.  Die  angeführten  Stellen  besprechen 
diese  Regel  in  kasuistischer  Weise ;  deren  Abdruck  bedarf  aber  einer 
geringfügigen  Berichtigung,  um  völlig  verständlich  zu  werden.  Un- 
sere Texte  fordern  nämlich  zunächst  die  Erneuerung  der  lysing  so- 
wohl für  den  Fall,  da  die  bei  der  früheren  Bekanntmachung  beige- 
ÄOgenen  Zeugen  sterben,  als  für  den  anderen,  da  der  Pfandgläubiger 
ihre  Namen  vergißt,  und  für  den  dritten,  da  der  Verpfänder  stirbt; 
unmittelbar  darauf  folgen  aber  die  Worte:  „Ef  sä  deyr  er  mälan 
-atte,  Joa  scolo  erfingiar  ens  dauöa  scipta  ]3eim  mala  meö  ser.  Ef 
{)eir  ero  fleire  en  einn,  oc  scal  sä  lysa  et  l^rij^ia  hvert  sumar  at  lögbergi, 
er  mälann  ä  eöa  veö,  ef  l)at  er",  worauf  in  der  Konüngsbök,  aber 
nicht  in  der  Staöarhölsbök,  noch  die  weiteren  Worte  sich  anschließen : 
„Rett  er  at  selja  öörom  manne  i  hönd  at  lysa  veö  eöa  mala".  Da 
ist  nun  klar,  daß  beim  Tode  des  Pfandgläubigers  die  Verpflichtung 
zur  Erneuerung  der  lysfng  sich  unmöglich  nur  auf  den  Fall  be- 
schränken kann,  da  dieser  mehrere  Miterben  hinterläßt  und  unter 
diesen  sein  Pfandrecht  zu  teilen  kommt,  sondern  daß  sie  ganz  gleich- 
mäßig auch  in  dem  anderen  Falle  eintreten  muß,  da  derselbe  nur 
von  einer  einzigen  Person  beerbt  wird,  wie  denn  auch  unmittelbar 
zuvor  ausdrücklich  gesagt  wird:  „|3ann  mäla  |)arf  eigi  optarr  at  lysa, 
mejjan  [ieir  vättar  lifa,  ok  hann  man  vättanna,  ok  j^eir  Hfa  bäftir  er 
])ann  mäla  ättaz  viö".  Es  ist  demnach  verkehrt,  die  Worte:  „Ef  l^eir 
•ero  fleire  en  einn"  zu  dem  folgenden  Satze:  „oc  scal  sä  lysa"  usw. 
zu  ziehen,  wie  dies  ja  auch  schon  daraus  hervorgeht,  daß  der  erstere, 
von  einer  Mehrheit  von  Personen  sprechende  Satz  nicht  wohl  den 
Vordersatz  zu  dem  zweiten  bilden  kann,  welcher  nur  von  einer 
redet;  jene  ersteren  Worte  sind  vielmehr  augenscheinlich  zu  dem 
unmittelbar  vorhergehenden  Satze  zu  ziehen:  „J)ä  skulu  erfmgjar  ens 
dauöa  skipta  |)eim  mäla  meö  ser",  und  bedarf  somit  die  Stelle  le- 
dighch  einer  Änderung  der  Interpunktion,  indem  vor:  „ef  l^eir  ero 


^)  Konüngsbök,  192/99;  Staöarhölsbök,  401/434. 
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fleire  en  einn"  statt  des  Punktes  ein  Komma  zu  setzen  und  dem- 
gemäß der  große  Anfangsbuchstabe  durch  einen  kleinen  zu  ersetzen 
ist,  wogegen  das  Komma  vor  „ok  skal  sä  lysa"  stehen  bleiben  kann 
und  demnach  auch  das  folgende  „ok"  nicht  notwendig  mit  einem 
großen  Anfangsbuchstaben  zu  beginnen  braucht.  So  verbessert  sagt 
denn  die  Stelle  nUr,  daß  mehrere  Miterben  des  Pfandgläubigers  sich 
in  dessen  Pfandrecht  zu  teilen  und  daß  unter  allen  Umständen  der 
oder  die  Erben  desselben  für  die  Erneuerung  der  lysing  zu  sorgen 
haben;  der  Zusatz  der  Konüngsbök  aber,  welcher  die  Vornahme  der 
lysing  durch  einen  Bevollmächtigten  ebensogut  wie  in  eigener  Person 
gestattet,  bezieht  sich  offenbar  ebensowohl  auf  jene  zuvor  besprochenen 
Bekanntmachungen  als  auf  deren  spätere  Erneuerung,  und  enthält 
überdies  nur  einen  ganz  selbstverständlichen  Satz,  dessen  Fehlen  in 
dem  jüngeren  Rechtsbuche  eben  darum  ohne  alle  Bedeutung  ist. 
Bei  der  durchgängigen  WillkürHcbkeit  der  Interpunktion  in  unseren 
beiden  Texten  würde  ich  übrigens  der  obigen  Berichtigung  nicht 
eingehender  gedacht  haben,  wenn  nicht  in  diesem  Pralle  beide  Texte 
ganz  gleichmäßig  falsch  interpungieren  würden,  und  wenn  sich  nicht 
pörör  Sveinbjörnsson  in  seiner  lateinischen  ^)  und  Vilh.  Finsen  in 
seiner  dänischen  Übersetzung  der  Stelle  ^)  durch  die  verkehrte  Inter- 
punktion hätten  irreführen  lassen. 

Der  veömäli  gewährt,  wenn  er  anders  rechtsgültig  abgeschlossen 
worden  ist,  dem  Pfandgläubiger  ein  sofortiges  dingliches  Recht, 
mit  welchem  indessen  der  Besitz  des  Pfandobjektes  nicht  verbunden 
zu  sein  brauchte  und  wenigstens  der  Regel  nach  auch  jedenfalls 
nicht  verbunden  war.  Damit  hängt  zusammen,  daß  im  Falle  einer 
mehrmaligen  Verpfändung  einer  und  derselben  Sache  an  verschiedene 
Gläubiger  der  ältere  Gläubiger  jederzeit  den  jüngeren  ausschließt, 
soferne  nur  beim  Vertragsabschlüsse  die  vorgeschriebenen  Förmlich- 
keiten von  beiden  gleichmäßig  beobachtet  worden  waren.  ^)  Wenn 
dabei  bemerkt  wird,  daß  in  dem  umgekehrten  Falle,  da  nur  der  eine 
der  beiden  Gläubiger  beim  Vertragsabschlüsse  formell  korrekt  ver- 
fahren war,  dieser  schlechthin  vorzugehen  habe,  selbst  wenn  er  der 
jüngere  sei,  und  daß  keiner  von  beiden  ein  Pfandrecht  geltend  zu 
machen  vermöge,  wenn  beide  gleichmäßig  inkorrekt  verfahren  seien, 
so  sind  dies  zwar  vollkommen  richtige,  aber  auch  ganz  selbstver- 
ständliche Sätze,  welche  uns  keine  neue  Belehrung  gewähren,  da  wir 


1)  ed.  Arnam.  II,  S.  237.  ^)  II,  S.  97. 

^)  Konüngsbük,  62/114  und  223/15 1;  StaÖarhöIsbök,  185/227. 
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ja  oben  bereits  gesehen  haben,  daß  die  Nichteinhaltung  der  wesent- 
lichen Förmlichkeiten  beim  Vertragsabschlüsse  die  Ungültigkeit  des 
Vertrages  zur  Folge  hatte.  Von  Erheblichkeit  ist  dagegen,  daß 
nicht  nur,  wie  bereits  gelegentlich  zu  bemerken  war,  beim  Tode  des 
Pfandgläubigers  das  Pfandrecht  auf  dessen  Erben  übergeht  und  zwar 
so,  daß  dasselbe  vorkommendenfalls  unter  mehrere  Miterben  geteilt 
wird,  ^)  sondern  daß  auch  die  kauf-  oder  schenkungsweise  Veräuße- 
rung seines  Pfandrechtes  dem  Pfandgläubiger  selbst  gestattet  ist,  und 
zwar  gleichviel,  ob  liegendes  oder  fahrendes  Gut  dessen  Gegenstand 
bildet.  -)  Beide  Rechtsbücher  fordern  dabei  übereinstimmend,  daß 
in  allen  Fällen,  in  welchen  ein  Pfandrecht,  sei  es  nun  an  liegender 
oder  an  fahrender  Habe  in  die  Hand  einer  anderen  Person  als  die 
seines  ersten  Erwerbers  gelangt,  dem  Eigentümer  des  Pfandobjektes 
hiervon  unter  Zuziehung  von  Zeugen  Anzeige  gemacht  und  über- 
dies am  nächsten  Alldinge  eine  lysmg  des  Überganges  des  Rechts 
auf  dessen  neuen  Erwerber  erlassen  werde,  welche  letztere  sodann 
von  drei  zu  drei  Jahren  zu  wiederholen  ist;  das  jüngere  Rechtsbuch 
aber  gestattet  die  Veräußerung,  soweit  es  sich  um  ein  Pfandrecht 
an  Liegenschaften  handelt,  nur  an  einen  Erwerber,  welcher  dem- 
selben Landesviertel  angehört,  innerhalb  dessen  das  Land  gelegen^ 
ist,  und  fordert  überdies,  daß  dieser  neue  Erwerber  bereits  im  nächst- 
folgenden Frühjahre  dem  Eigentümer  des  verpfändeten  Landes  von 
dem  Ubergange  des  Pfandrechtes  in  seine  Hand  Anzeige  mache,, 
während  jene  andere,  den  beiden  Rechtsbüchern  gemeinsame  Stelle 
keine  bestimmte  Frist  für  diese  Anzeige  vorschreibt,  vielmehr  sich 
damit  begnügt,  wenn  dieselbe  auch  erst  am  nächsten  Alldinge  gleich- 
zeitig mit  der  lysing  erfolgt.  Es  ist  ganz  verkehrt,  wenn  Baldvin 
Einarsson  ^)  die  obige  Vorschrift  auf  den  Fall  bezogen  wissen  will,, 
da  an  einer  bereits  verpfändeten  Sache  ein  zweites  Pfandrecht  zu- 
gunsten eines  zweiten  Pfandgläubigers  bestellt  worden  ist;  ganz  ab- 
gesehen von  der  Frage,  ob  eine  solche  mehrfache  Verpfändung  der- 
selben Sache  überhaupt  nach  älterem  isländischen  Rechte  möglich 
war,  lassen  bereits  die  dem  Anzeigenden  in  den  Mund  gelegten 
Worte:  „()ü  skalt  mer  bjööa  land  l^at,  eöa  annat  eigin,  ef  {)ar  var 
veö  eöa  male  ä,  ok  ä  ek  [Dann  mala  nü  eöa  veö,  ef  \mt  er"  keinen 
Zweifel  an  der  Richtigkeit  der  obigen  Deutung  zu.  —  Eine  lysing,. 


^)  Konüngsbök,  192/99;  StaÖarhölsbök,  401/434. 

^)  Konüngsbök,  192/99;  StaÖarhölsbök,  401/434—35. 

3)  ang.  O.,  S.  346—47. 
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welche  nicht  den  gesetzHchcn  Vorschriften  entsprechend  vorge- 
nommen wird,  gilt  als  überhaupt  nicht  vorgenommen  und  wird  in- 
folgedessen das  Pfandobjekt  von  dem  Pfandrechte  frei,  auch  wenn 
dieses  ursprünglich  richtig  begründet  gewesen  war;^j  der  letztere 
Beisatz  zeigt,  daß  diese  Regel  zunächst  für  diejenigen  Fälle  aufge- 
stellt werden  avüI,  in  denen  es  sich  um  Bekanntmachungen  handelt, 
welche  durch  den  Übergang  eines  bereits  bestehenden  Pfandrechtes 
in  die  Hand  eines  neuen  Erwerbers  notwendig  werden ;  indessen  ist 
doch  aus  dem  früher  Bemerkten  klar,  daß  dieselbe  ganz  ebensogut 
auch  auf  jene  anderen  Bekanntmachungen  Anwendung  findet,  welche 
anläßlich  der  ersten  Begründung  eines  solchen  notwendig  werden. 
Ganz  allgemein  muß  ferner  auch  die  andere  Regel  gegolten  haben, 
daß  eine  lysfng,  welche  einem  Minderjährigen  obliegt,  durch  dessen 
Vormund  vorzunehmen  sei,  und  daß  deren  Vornahme  dem  jungen 
Menschen  selbst  erst  nach  vollendetem  i6.  Lebensjahre  zusteht,  d.  h. 
erst  von  dem  Zeitpunkte  an,  in  welchem  er  volljährig  wird.^)  —  Als 
selbstverständlich  wird  betrachtet  werden  dürfen,  daß  in  allen  Fällen, 
in  welchen  ein  Pfandrecht  in  die  Hand  eines  oder  mehrerer  neuer 
Berechtigter  übergeht,  auch  die  Forderung  auf  diese  mit  übergeht, 
zugunsten  deren  dasselbe  bestellt  ist.  Die  Rechtsbücher  pflegen 
zwischen  dem  Pfandrechte  und  der  Pfandforderung  überhaupt  nicht 
zu  unterscheiden,  und  wenn  zwar  eine  ganz  vereinzelt  stehende,  oben 
bereits  gelegentlich  besprochene  Stelle  unseres  jüngeren  Rechtsbuches 
ausnahmsweise  diese  Unterscheidung  wirklich  macht, ^)  so  bindet  doch 
gerade  diese  das  Schicksal  der  Forderung  ganz  ausdrücklich  an  das 
des  Pfandrechtes ;  überdies  ist  auch  kaum  abzusehen,  wie  das  Pfand- 
recht geltend  gemacht  werden  sollte,  wenn  dasselbe  in  einer  anderen 
Hand  lag  als  in  der  des  Pfandgläubigers.  —  Endlich  bleiben  noch 
zwei  schwierige  Fragen  zu  erledigen,  nämlich  einmal  die  Frage,  wie- 
weit etwa  bei  der  Verpfändung  der  Besitz  des  Pfandobjektes  auf  den 
Verpfänder  übergehen  konnte,  und  zweitens  die  andere  Frage,  wie- 
weit dem  Verpfänder  gestattet  war,  sein  Eigentum  an  dem  Pfand- 
objekte zu  veräußern.  In  der  ersteren  Beziehung  hat  sich  V.  Finsen 
dahin  ausgesprochen,  daß  beim  veö  das  Pfandobjekt  stets  im  Be- 
sitze des  Schuldners  verbleibe,  und  daß  das  veö  somit  immer  nur 

1)  Konüngsbök,  193/102;  StaÖarholsbök,  401/436. 

2)  Konüngsbök,  195/106;  StaÖarholsbök,  401/436.  Im  letzteren  Texte 
steht  an  dieser  Stelle  wieder  irrtümlich  ein  großer  Anfangsbuchstabe,  was  aber  V. 
Finsen,  Anm.  3  schon  richtig  bemerkt  hat. 

^)  Staöarhölsbök,  402/445.  ^)  Wortregister,  s.  v.  vef),  S.  690. 
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„Underpant"  oder  Hypothek  sei,  wogegen  von  „Haandpant",  d.  h. 
Faustpfand  keine  Rede  sei;  dagegen  hatte  Baldvin  Einarsson  in  un- 
seren Rechtsbüchern  vielmehr  ein  Faustpfand  neben  der  Hypothek 
erwähnt  finden  wollen,  ^)  aber  allerdings  konnte  er  für  diese  seine 
Behauptung  nur  eine  einzige  Stelle  anführen,  ^)  welche  keineswegs 
geeignet  ist,  dieselbe  zu  stützen.  Die  Stelle  hat  nämlich,  wie  oben 
bereits  dargetan  wurde,  nicht  den  Fall  im  Auge,  da  mehreren  Gläu- 
bigern nacheinander  an  einer  und  derselben  Sache  ein  Pfandrecht 
eingeräumt  wird,  sondern  den  ganz  anderen,  da  das  Pfandrecht,  sei 
es  nun  durch  Erlegung  oder  Übertragung  unter  Lebenden,  aus  der 
Hand  des  ursprünglichen  Pfandgläubigers  in  die  Hand  eines  Nach- 
mannes desselben  gelangt,  und  überdies  würde  selbst  eine  entgegen- 
gesetzte Auslegung  derselben  zwar  die  Möglichkeit  des  gleichzeitigen 
Bestehens  mehrfacher  Pfandrechte  an  einer  und  derselben  Sache  zur 
Folge  haben,  aber  damit  noch  keineswegs  beweisen,  daß  eines  dieser 
Pfandrechte  ein  Faustpfandrecht  sein  müsse.  Es  ist  vielmehr  Finsen 
zuzugestehen,  daß  unsere  Rechtsbücher  des  Uberganges  des  Besitzes 
am  Pfandobjekte  auf  den  Pfandgläubiger  nirgends  ausdrücklich  ge- 
denken, vielmehr  eher  dessen  Verbleiben  beim  Verpfänder  voraus- 
zusetzen scheinen;  indessen  sprechen  sich  dieselben  doch  auch  keines- 
wegs bestimmt  dahin  aus,  daß  der  Übergang  des  Besitzes  auf  den 
Pfandgläubiger  schlechthin  ausgeschlossen  sei,  und  überdies  läßt  sich 
aus  einer  Geschichtsquelle  immerhin  ein  derartiges  Vorkommnis 
beibringen.  ^)  Diese  erzählt  nämlich,  wie  Sighvatr  Sturluson  von 
Kälfr  Guttormsson  den  Hof  zu  Grund  im  Eyjafjörör  erkauft,  und 
wie  der  Priester  Runölfr  für  ihn  den  Kaufpreis  erlegte,  wofür  ihm 
Sighvatr  sofort  seinen  eigenen  Hof  zu  Sauöafell  „1  veö''  bestellt, 
worauf  er  sofort  die  Bewirtschaftung  dieses  letzteren  übernimmt. 
Es  scheint  hiernach  geratener,  anzunehmen,  daß  zwar  das  Verbleiben 
des  Besitzes  am  Pfandobjekte  bei  dem  Pfandschuldner  die  entschie- 
dene Regel,  aber  doch  dessen  Übertragung  auf  den  Pfandgläubiger 
keineswegs  unzulässig  war  und  in  einzelnen  Fällen  auch  wirklich 
vorkam.  In  der  zweiten  Beziehung  aber  fehlt  in  unseren  Rechts- 
büchern ebenfalls  wieder  jeder  Ausspruch,  ob  und  unter  welchen 
Voraussetzungen  der  Verpfänder  sein  Eigentum  am  Pfandobjekte 

1)  ang.  o.,  S.  346. 

-)  Landabrb.  12,  S.  237  des  zweiten  Bandes  der  Ausgabe  von  1829,  welche 
Stelle  nunmehr  in  Konüngsbök,  192/99  und  StaÖarhölsbök,  401/434 — 35  zu 
finden  ist. 

^)  GuÖmundar  bps.  s.,  65/507;  Sturlünga,  VII,  37/228. 
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veräußern  durfte,  und  welches  solchenfalls  das  Schicksal  der  Pfand- 
forderung war.  Da,  wie  oben  bereits  erwähnt  wurde,  ausdrücklich 
vorgeschrieben  war,  daß  im  Falle  des  Todes  des  Verpfänders  eine 
von  drei  zu  drei  Jahren  zu  wiederholende  lysi'ng  stattzufinden  habe,^) 
ist  allerdings  klar,  daß  das  Pfandrecht  und  die  Pfandforderung  durch 
diesen  Tod  in  ihrem  P'ortbestande  nicht  beeinträchtigt  wurden,  daß 
sich  vielmehr  der  Pfandgläubiger  fortan  an  den  oder  die  Erben  des 
Verpfänders  ganz  in  derselben  Weise  zu  halten  hatte,  wie  vordem 
an  diesen  selbst.  Da  ferner  anderwärts  in  Bezug  auf  die  Schuld- 
forderungen überhaupt  ausgesprochen  wird,-)  daß  im  Falle  des  Todes 
eines  Schuldners  dessen  Erben  in  der  Art  für  die  Schuld  zu  haften 
haben,  daß,  solange  die  Erbschaft  unverteilt  bleibt,  die  ganze  For- 
derung gegen  den  ältesten  unter  den  Miterben,  dagegen  aber  nach 
erfolgter  Verteilung  des  Nachlasses  gegen  jeden  der  Miterben  nur 
die  auf  ihn  treffende  Quote  der  Schuld  einzuklagen  ist,  so  wird 
man  doch  wohl  überdies  anzunehmen  haben,  daß  bei  Pfandforde- 
rungen eben  diese  Grundsätze  auch  für  das  Pfandrecht  maßgebend 
geworden  seien,  und  daß  somit  bei  unverteilter  Erbschaft  auch  dieses 
seinem  vollen  Umfange  nach  dem  ältesten  unter  den  Miterben  gegen- 
über geltend  zu  machen  war,  wogegen  sich  die  Pfandgläubiger  nach 
erfolgter  Erbteilung  selbstverständlich  ausschließlich  an  denjenigen 
von  den  Miterben  zu  halten  hatte,  welchem  der  Besitz  des  Pfand- 
objektes zugefallen  war,  und  nur  unter  der  Voraussetzung  an  sie 
alle,  wenn  sie  etwa  im  gemeinsamen  Besitze  dieses  letzteren  ver- 
blieben, d.  h.  man  wird  anzunehmen  haben,  daß  zufolge  der  un- 
trennbaren Verbindung  der  Pfandforderung  mit  dem  Pfandobjekte 
eine  Teilung  der  Pfandschuld  unter  den  Miterben  nur  insoweit  ein- 
trat, als  dieselben  auch  das  Pfandobjekt  unter  sich  nach  dem  gleichen 
MafSstabe  teilten,  während  andererseits  nur  entweder  die  Fortsetzung 
der  Gemeinschaft  unter  den  Miterben  in  Bezug  auf  das  Pfandobjekt 
sowohl  als  die  Pfandschuld,  oder  aber  die  gemeinsame  Uberweisung 
beider  an  einen  anderen  Erben,  unter  Abfindung  der  übrigen  Mit- 
erben mit  anderen  Vermögensstücken  möglich  war.  Darüber  aber, 
wieweit  dem  Verpfänder  oder  dessen  Erben  eine  Veräußerung  des 
Pfandobjektes  unter  Lebenden  möglich  gewesen  sei  oder  nicht, 
sprechen  sich  unsere  Rechtsbücher,  wie  gesagt,  nicht  ausdrücklich 
aus,  während  doch  aus  der  Möglichkeit  des  erbrechtlichen  Uberganges 


1)  Konüngsbök,  192/99;  Staöarhölsbok,  401/434. 

2)  Konüngsbök,  221/147;  Staöarhölsbok,  182/220 — 21. 
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des  Pfandobjektes  auf  die  Zulässigkeit  seiner  Veräußerung  unter 
Lebenden  kein  bindender  Schluß  gezogen  werden  kann.  Aus  diesem 
Schweigen  der  Quellen  würde  man  nun  an  und  für  sich  den  Schluß 
zu  ziehen  haben,  daß  der  Pfandschuldner  in  den  Veräußerungsbe- 
fugnissen, welche  ihm  vermöge  seines  Eigentumes  am  Pfandobjekte 
zustanden,  durch  die  Rechte  des  Pfandgläubigers  nicht  beschränkt 
gewesen  sei,  und  würde  man  sich  nur  etwa  zu  der  Annahme  ver- 
anlaßt sehen,  daß  bei  der  Veräußerung  des  Pfandobjektes  unter  Le- 
benden ganz  ebenso,  wie  dies  für  den  erbweisen  Übergang  des 
Eigentumes  an  demselben  ausdrücklich  vorgeschrieben  ist,  eine  lysfng 
vorzunehmen  gewesen  sei,  obwohl  deren  Notwendigkeit  für  diesen 
ersteren  Fall  nicht  ausdrücklich  in  den  Quellen  hervorgehoben  wird. 
Allerdings  läge  hierin  eine  erhebliche  Abweichung  des  isländischen 
Rechtes  vom  norwegischen,  welches  ja  den  Pfandgläubiger  für  den 
Fall  der  Veräußerung  des  Pfandobjektes  durch  den  Pfandschuldner 
ein,  freilich  an  eine  kurze  Verjährungsfrist  gebundenes  Vindikations- 
recht  gewährte;  indessen  würde  sich  diese  Abweichung  immerhin 
aus  der  konsequenten  Durchführung  des  Publizitätsprinzipes  leicht 
erklären,  wie  sie  auf  Island  durch  die  vorgeschriebenen  Bekannt- 
machungen begründet  war.  Durch  diese  war  es  sowohl  für  den 
Erwerber  eines  verpfändeten  Objektes  leicht,  die  auf  diesem  ruhende 
Last  zu  erfahren,  als  auch  für  den  Pfandgläubiger  nicht  schwer,  inne 
zu  werden,  in  wessen  Hand  etwa  das  Eigentum  an  dem  Pfandob- 
jekte übertragen  worden  war,  so  daß  nach  beiden  Seiten  hin  die 
Zulassung  der  Veräußerung  dieses  letzteren  durch  den  Pfandschuldner 
unbedenklich  erscheinen  konnte.  Indessen  scheint  doch  die  Ver- 
äußerungsbefugnis dieses  letzteren  auch  nach  isländischem  Rechte 
keine  ganz  unbeschränkte  gewesen  zu  sein,  vielmehr  dem  Pfand- 
gläubiger für  den  Fall,  da  der  Pfandschuldner  das  Pfandobjekt  ver- 
äußern wollte,  an  diesem  wenigstens  ein  Verkaufsrecht  zuge- 
standen zu  haben,  von  welchem  hinwiederum  das  norwegische  Recht 
nichts  wußte.  Ausdrücklich  ausgesprochen  wird  allerdings  nirgends, 
daß  dem  Pfandgläubiger  ein  solches  zukam,  und  dieser  Umstand 
hat  denn  auch  die  Existenz  eines  solchen  bisher  völlig  übersehen 
lassen;  indessen  läßt  sich  zugunsten  der  Annahme  eines  solchen 
nicht  nur  die  konsequent  durchgeführte  Zusammenstellung  des  veö 
mit  dem  mäli  geltend  machen,  für  welchen  letzteren,  wie  wir  sehen 
werden,  gerade  das  Verkaufsrecht  charakteristisch  war,  sondern  es 
fehlt  auch  nicht  an  einem  weit  näher  liegenden  und  bestimmteren 
Anhaltspunkte.    Bei  Besprechung  nämHch  des  in  der  Person  eines 
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Inhabers  eines  veö  oder  mali  eintretenden  Wechsels  wird  vorge- 
schrieben, daß  der  neue  Erwerber  dieses  Rechtes  an  den  Eigentümer 
der  belasteten  Sache  von  der  eingetretenen  Personalveränderung  im 
Besitze  jener  Rechte  Anzeige  zu  machen  und  sodann  eine  von  drei 
zu  drei  Jahren  zu  erneuernde  lysfng  am  Alldinge  dieserhalb  ergehen 
zu  lassen  hat;  dabei  geben  unsere  beiden  Rechtsbücher  die  von  dem 
Anzeigenden  zu  sprechende  Formel  folgendermaßen  an :  ^)  „|)ü  skalt 
mer  bjööa  land  l)at,  skal  hann  kveöa,  eöa  annat  eigin,  ef  jiar  var  veö 
eöa  mali  ä,  ok  ä  ek  |mnn  mala  nü  eöa  veö,  ef  l)at  er".  Es  wird 
also  beim  veö  ganz  ebenso  wie  beim  mali  der  Eigentümer  der  be- 
lasteten Sache  zu  einem  Anbieten  derselben  an  den  neuen  Inhaber 
des  Rechtes  aufgefordert.  Daß  unter  diesem  Anbieten  beim  mali 
nur  ein  Anbieten  zur  Ausübung  des  Vorkaufsrechtes  im  Falle  einer 
Veräußerung  der  belasteten  Sache  durch  deren  Eigentümer  zu  ver- 
stehen sein  kann,  ist  klar  und  schon  aus  diesem  Grunde  dringend 
wahrscheinlich,  daß  der  Ausdruck  auch  in  Bezug  auf  das  veö  in 
demselben  Sinne  verstanden  werden  müsse;  überdies  ist  aber  auch 
eine  andere  Auslegung  desselben  beim  veö  gar  nicht  einmal  denkbar. 
Wenn,  wie  dies  unsere  Rechtsbücher  durchgängig  voraussetzen,  der 
Verp fänder  als  im  Besitze  des  Pfandobjektes  verblieben  zu  denken 
ist,  kann  von  einer  Aufforderung  an  denselben,  dem  Pfandgläubiger 
die  verpfändete  Sache  anzubieten,  in  der  Richtung  auf  die  Reali- 
sierung des  Pfandrechtes  keine  Rede  sein,  da  ja  die  Zahlung  der 
Pfandschuld,  nicht  aber  das  Pfandobjekt  dasjenige  ist,  was  der  Gläu- 
biger zu  fordern  und  der  Schuldner  anzubieten  hat;  denken  wir  uns 
aber  umgekehrt,  was  doch  kaum  zulässig  ist,  den  Pfandgläubiger  als 
im  Besitze  des  Pfandobjektes  stehend,  so  könnte  vollends  der  Eigen- 
tümer dieses  Objektes  unmöglich  verpflichtet  erscheinen,  demselben 
anzubieten,  was  er  bereits  besitzt.  Man  wird  sich  demgegenüber 
kaum  zu  der  Annahme  flüchten  dürfen,  daß  jene  zusammenfassende 
Behandlung  des  veö  und  des  mali  lediglich  aus  der  Ubereinstimmung 
beider  Institute  in  Bezug  auf  gewisse  allgemeinere  Merkmale  zu  er- 
klären sei,  also  z.  B.  daraus,  daß  beide  gleichmäßig  dingHche  Rechte 
waren  und  daß  beide  gleichmäßig  in  das  Eigentum  eines  anderen 
beschränkend  eingriffen,  während  beide  ihren  Inhaber  unter  be- 
stimmten Voraussetzungen  einen  Anspruch  auf  die  belastete  Sache 
gewährten ;  daß  ferner  beide  Rechte  sehr  häufig  durch  einen  bei  der 
Veräußerung  von  Sachen  gemachten  Vorbehalt  begründet  zu  werden 


^)  Konüngsbök,  192/99;  S  t  a  Ö  a  r  h  ö  1  s  b  ö  k ,  401/435. 
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pflegten  und  somit  ganz  gleichmäßig  den  Anspruch  auf  den  Kauf- 
preis zu  sichern  bestimmt  sein  konnten.  Noch  weniger  wird  man 
die  Erwähnung  des  „Anbietens"  des  veö  neben  dem  des  mäh  auf 
eine  bloße  Gedankenlosigkeit  des  Kompilators  zurückführen  dürfen, 
welche  wieder  gerade  in  jener  durchgängigen  zusammenfassenden 
Behandlung  beider  Institute  ihre  Erklärung  zu  suchen  hätte;  viel- 
mehr würde  eine  solche  Gedankenlosigkeit  nur  sehr  wenig  mit  der 
wohldurchdachten  Anlage  stimmen,  welche  die  älteren  isländischen 
Rechtsbücher  im  übrigen  zeigen.  Man  wird  demnach  wohl  an- 
nehmen müssen,  daß  auf  Island  der  lögmäli  auf  das  lögveö  kräftig 
genug  hinübergewirkt  habe,  um  das  bei  ihm  hergebrachte  Vorkaufs- 
recht auch  auf  dieses  letztere  übertragen  zu  lassen,  wie  denn  eine 
derartige  Vermischung  ihrem  Ursprünge  nach  völlig  getrennter  In- 
stitute gerade  in  der  Geschichte  des  Pfandrechtes  sich  auch  sonst 
mehrfach  bemerkbar  macht.  Daß  unsere  Rechtsbücher  das  Vor- 
kaufsrecht beim  veö  nur  ganz  im  Vorübergehen  erwähnen,  nicht 
aber  eingehend  besprechen,  erklärt  sich  leicht  aus  der  zusammen- 
fassenden Art,  wie  veö  und  mäli  von  ihnen  behandelt  werden;  im 
übrigen  aber  ist  wohl  zu  beachten,  daß  gerade  die  Einräumung  eines 
Vorkaufsrechtes  an  den  Pfandgläubiger  ein  weiterer  Bestimmungs- 
grund dafür  werden  konnte,  dem  Eigentümer  des  Pfandobjektes 
dessen  Veräußerung  zu  gestatten.  Nach  den  norwegischen  GI)L^ 
war  das  dem  Eigentümer  auferlegte  Veräußerungsverbot  bereits  durch 
die  Kürze  der  für  das  Einspruchsrecht  des  Pfandgläubigers  bestimmten 
Verjährungsfrist  in  ziemlich  enge  Grenzen  gebannt  gewesen,  so  daß 
der  Ubergang  zu  dem  Systeme  des  isländischen  Rechtes  sich  leicht 
genug  machen  konnte,  welches  die  Veräußerung  des  Pfandobjektes 
zwar  erlaubte,  aber  durch  das  dem  Pfandgläubiger  gewährte  Vor- 
kaufsrecht immerhin  in  dessen  Interesse  sehr  erheblich  beschränkte. 

Uber  die  Realisierung  des  Pfandrechtes  sprechen  sich 
unsere  Rechtsbücher  wieder  einigermaßen  unklar  aus,  und  zwar  liegt 
der  Grund  dieser  Unklarheit  darin,  daß  einerseits  nicht  recht  er- 
sichtlich ist,  welche  von  ihren  Angaben  allgemein,  und  welche  nur 
für  den  Fall  gelten  wollen,  da  Hegendes  Gut  den  Gegenstand  der 
Verpfändung  bildet,  und  daß  andererseits  gerade  bei  diesem  Ge- 
schäfte der  Vertragsfreiheit  ein  sehr  weit  reichender  Spielraum  ge- 
währt ist,  welchem  gegenüber  sich  nicht  immer  deutlich  erkennen 
läßt,  wie  weit  die  einzelnen  Rechtsvorschriften  schlechthin  bindend 
sein  sollen,  oder  aber  nur  unter  der  Voraussetzung  geltend  seia 
wollen,  daß  das  Geschäft  im  gegebenen  Falle  seine  regelmäßige  und 
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durch  keine  besonderen  Verabredungen  umgebildete  Gestalt  zeige. 
Es  spricht  aber  die  in  erster  Linie  hier  maßgebende  Stelle  zu- 
nächst die  Regel  aus,  daß  da,  wo  ein  lögveö  vorliege,  der  Pfand- 
gläubiger zwei  Unzen  für  eine  in  Land  erhalten  solle,  nach  der  eid- 
lichen Schätzung,  wie  sie  fünf  Nachbarn  an  dem  Donnerstage,  mit 
welchem  die  achte  Sommerwoche  beginnt,  also  an  dem  legalen 
Zahltage  in  demselben  Jahre  abgeben,  in  welchem  die  Zahlung  hätte 
erfolgen  sollen  und  nicht  erfolgt  ist,  so  daß  also  der  Pfandgläubiger 
den  doppelten  Betrag  seiner  Forderung  in  Land  erhalte.  Weiterhin 
wird  uns  sodann  gesagt,  daß  auch  bei  der  Verpfändung  anderer 
Gegenstände  (gripir),  also  fahrender  Habe,  dieselbe  Regel  gelten  solle, 
daß  der  Pfandgläubiger  den  doppelten  Betrag  seiner  Forderung  er- 
halten habe,  es  wäre  denn,  daß  das  Pfandobjekt  allzu  geringen 
Wertes  wäre,  um  aus  ihm  so  viel  herausschlagen  zu  lassen;  das 
jüngere  Rechtsbuch  fügt  dabei  noch  ausdrücklich  hinzu,  daß  der 
Vertrag  auch  bei  einer  Verpfändung  von  Land  vollkommen  rechts- 
gültig sei,  wenn  auch  das  verpfändete  Land  nicht  doppelt  so  viel 
wert  sei  als  die  Schuld  betrage.  Überdies  erklärt  dasselbe  auch  noch 
an  einer  weiteren  Stelle,  -)  welche  allerdings  von  „gripir",  also  doch 
w^ohl  nur  von  fahrender  Habe  spricht,  daß  von  Rechts  wegen  zwei 
Unzen  für  eine  als  verpfändet  gelten,  es  sei  denn,  daß  das  Pfand- 
objekt nicht  den  doppelten  Betrag  des  geschuldeten  Betrages  wert 
sei.  Weiterhin  bemerkt  unsere  Hauptstelle  noch,  daß  ein  verpfän- 
deter „gripr"  sofort  verfallen  (forveöi)  sei,  sowie  die  Schuld  nicht 
an  dem  vertragsmäßig  bestimmten  Verfalltage  bezahlt  werde;  bei- 
gefügt wird  endlich  noch,  daß  die  Kontrahenten  auch  wohl  schon 
von  vornherein  den  Wert  des  Landes  vertragsmäßig  feststellen  mögen, 
ohne  daß  das  Geschäft  dadurch  den  Charakter  eines  lögveö  verliere, 
und  zwar  setzen  unsere  beiden  Texte  bei  dieser  letzteren  Bestimmung 
ganz  gleichmäßig  voraus,  daß  das  Pfandobjekt  in  Land  bestehe,  ob- 
wohl nur  das  jüngere  Rechtsbuch  dieselbe  unmittelbar  vor  den  von 
der  Verpfändung  von  Fahrhabe  handelnden  Sätzen  bringt,  das  ältere 
Rechtsbuch  dagegen  dieselbe  an  den  Schluß  der  ganzen  Besprechung 
stellt.  Hiernach  dürften  sich  für  das  Geschäft  folgende  Regeln  er- 
geben. Im  Falle  der  nicht  rechtzeitigen  Heimzahlung  seiner  Forde- 
rung erhielt  der  Pfandgläubiger  regelmäßig  aus  dem  Pfandobjekte 
den  doppelten  Betrag  desselben  bezahlt;  doch  blieb  den  Parteien 


1)  Konüngsbök,  192/99  — loo;  S  i  a  Ö  a  r  h  ö  1  s  bo  k  ,  401/433. 
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unbenommen,  einen  Gegenstand  als  Pfand  zu  geben  und  zu  nehmen, 
dessen  Wert  nicht  den  doppelten  Betrag  der  Pfandforderung  erreichte, 
und  es  galt  somit  jenes  Verhältnis  zwischen  dem  Betrage  der  Pfand- 
forderung und  der  Höhe  der  aus  dem  Pfandobjekte  zu  realisierenden 
Zahlung  nur  als  das  Maximum  des  Erlaubten,  nicht  aber  als  das 
schlechthin  Gebotene.  Dabei  mag  bemerkt  werden,  daß  sich  ander-  , 
wärts  eine  Vorschrift  findet,  \)  vermöge  deren  der  Schuldner  den 
doppelten  Betrag  seiner  Schuldsumme  zu  entrichten  gehalten  sein 
soll,  wenn  er  bei  der  Zahlung  Grundbesitz  oder  auch  Sklaven  als 
Zahlmittel  verwenden  will.  Man  kann  diese  Bestimmung  allerdings 
nicht  unmittelbar  zur  Erklärung  unserer  pfandrechtlichen  Regel  heran- 
ziehen, da  diese  letztere  sich  nicht  bloß  auf  die  Verpfändung  von 
Land  und  Sklaven  beschränkte,  von  welch  letzteren  sie  nicht  einmal 
Erwähnung  tut,  sondern  ganz  gleichmäßig  für  die  Verpfändung  aller 
und  jeder  beweglichen  wie  unbeweglichen  Sachen  gelten  will  5  aber 
immerhin  dürfte  der  maßgebende  Gesichtspunkt  bei  beiden  Vor- 
schriften ein  sehr  verwandter  sein.  Wie  in  dem  einen  Falle  die 
Verwendung  für  den  Empfänger  minder  bequemer  Zahlmittel  durch 
eine  Erhöhung  des  Betrages  der  Zahlung  ausgeglichen  werden  muß, 
so  hat  nämlich  im  anderen  Falle  die  höhere  Zahlung  als  ein  Ersatz 
für  die  Mühe  zu  dienen,  welche  dem  Gläubiger  die  Durchführung 
des  pfandrechtlichen  Verfahrens  verursacht,  und  sie  soll  demnach 
ungefähr  dasselbe  leisten,  was  anderwärts  im  isländischen  sowohl  wie 
im  norwegischen  Rechte  die  als  „haröafang"  bezeichnete  Buße  leistet. 
Sollte  aber  der  Gläubiger  keinenfalls  mehr  als  den  doppelten  Betrag 
seiner  Pfandforderung  erhalten,  so  wurde,  wenn  es  zur  Realisierung 
seines  Pfandrechtes  kam,  eine  Abschätzung  des  Pfandobjektes  not- 
wendig, falls  sich  die  Parteien  nicht  etwa  gleich  beim  Abschlüsse 
des  Pfandvertrages  über  den  Wert  des  Pfandobjektes  vertragsmäßig 
geeinigt  hatten,  was  ausdrücklich  als  zulässig  bezeichnet  wird;  jene 
Abschätzung  hatte  aber  durch  fünf  Nachbarn  vorgenommen  zu 
werden.  Unsere  Hauptstelle  erwähnt  ihrer  freilich  nur  gelegentlich 
der  Verpfändung  von  Liegenschaften;  indessen  versteht  sich  doch 
von  selbst,  daß  eine  Abschätzung  ganz  gleichmäßig  auch  bei  der 
Verpfändung  von  Fahrhabe  erforderlich  war,  und  dieser  Schluß  wird 
auch  durch  die  Angabe  bestätigt,  daß  am  Schuldengerichte  (skulda- 
dömr)  jene  fünf  Nachbarn,  welche  ein  für  allemal  beigezogen  wurden, 
um  alle  gelegentlich  der  Abhaltung  dieses  Gerichtes  vorkommenden 


^)  Konüngsbök,  221/143;  S  t  a  Ö  ar  h  ö  1  s  b  ö  k ,  181/217. 
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Abschätzungen  vorzunehmen,  auch  die  Schätzung  der  verpfändeten 
Fahrhabe  (gripir)  vorzunehmen  hatten.^)  Unser  jüngeres  Rechtsbuch 
schreibt  ausdrückHch  vor,  daß  die  zur  Abschätzung  verpfändeter 
Liegenschaften  verwendeten  Nachbarn  Grundeigentümer  sein  mußten,-) 
was  denn  auch  vollkommen  den  sonst  beobachteten  Regeln  ent- 
spricht; im  übrigen  werden  wir  aber  wohl  befugt  sein  anzunehmen, 
daß  zur  Abschätzung  von  Grundbesitz  jederzeit  landbüar,  d.  h.  Nach- 
barn des  abzuschätzenden  Landes,  dagegen  zur  Abschätzung  von 
Fahrhabe  heimilisbüar,  d.  h.  Nachbarn  des  Wohnortes  des  Verpfänders 
verwendet  worden  seien.  Bei  der  Abschätzung  konnte  es  sich  na- 
türlich ebensowohl  ergeben,  daß  das  Pfandobjekt  geringeren  Wertes 
war  als  der  Betrag  der  doppelten  Pfandschuld,  als  daß  dasselbe  diesen 
Wert  überstieg;  ersterenfalls  erhielt  selbstverständlich,  einer  oben  be- 
reits erwähnten  Bestimmung  zufolge,  der  Pfandgläubiger  einfach  das 
geringerwertige  Pfandobjekt,  ohne  daß  uns  gesagt  würde,  ob  seine 
Forderung  bezüglich  des  hierdurch  nicht  gedeckten  Betrages  als  eine 
persönliche  noch  fortbestand  oder  nicht;  letzterenfalls  dagegen  hatte 
derselbe  nach  einer  Vorschrift,  welche  sich  allerdings  zunächst  nur 
auf  das  Verfahren  im  skuldadömr  bezieht,  ^)  aber  doch  unbedenklich 
generalisiert  w^erden  darf,  den  Uberschuß  des  Wertes  des  Pfandob- 
jektes an  den  Pfandschuldner  resp.  Verpfänder  hinauszugeben,  wo- 
gegen er  die  verpfändete  Sache  selbst  behielt.  Dagegen  ist  in  einer 
anderen  Beziehung  allerdings  zwischen  dem  Pfandrechte  an  fahrender 
Habe  und  an  liegendem  Gute  zu  unterscheiden.  Bei  der  Fahrhabe 
galt  nämlich  der  Satz,  daß  das  Pfand  verfallen  war,  sowie  die  Schuld 
am  Zahltage  nicht  bezahlt  wurde,  und  war  somit  doch  wohl  auch 
eine  sofortige  Abschätzung  desselben  nötig,  soweit  nicht  etwa  der 
Wert  des  Pfandobjektes  von  Anfang  an  vertragsmäßig  festgestellt 
war;  bei  Liegenschaften  dagegen  sollte  die  Abschätzung,  doch  wohl 
nur  in  Ermangelung  einer  anderweitigen  Verabredung,  erst  an  dem 
Donnerstage  erfolgen,  mit  welchem  die  achte  Sommerwoche  zu- 
nächst nach  dem  Zahltage  begann,  und  wird  demnach,  obwohl  dies 
nicht  ausdrücklich  gesagt  wird,  das  verpfändete  Land  doch  wohl 
auch  erst  von  diesem  Tage  an  als  verfallen  gegolten  haben.  Es 
war  aber  dieser  Donnerstag  überhaupt  ein,  zumal  in  Liegenschafts- 
sachen, beliebter  gesetzlicher  Zahltag,     welcher  dann  eintrat,  wena 

^)  Konüngsbök,  223/151;  S  t  a  Ö  a  r  h  o  1  s  b  ö  k  ,  185/227. 
2)  Sta(^arh6lsbük,  401/433. 
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weder  ein  anderer  Zahltag  vertragsmäßig  bestimmt,  noch  auch  für 
die  Beteiligten,  z.  B.  als  Genossen  eines  und  desselben  värl)i'nges, 
von  Rechts  wegen  vorgesehen  war;  erfolgte  überdies  unmittelbar  auf 
die  Fahrtage,  welche  auf  die  vier  ersten  Tage  der  siebenten  Sommer- 
woche fielen,  und  da  sich  an  diesen  Fahrtagen  die  Besitzwechsel  be- 
züglich der  Liegenschaften  zu  vollziehen  pflegten,  begreift  sich  recht 
wohl,  wenn  gerade  für  diese  eine  so  eigentümliche  Bestimmung  der 
Verfallzeit  in  Verpfändungsfällen  sich  empfehlen  mochte.  ■ —  Ungleich 
tiefer  schneiden  übrigens  ein  paar  andere  Ausnahmebestimmungen 
in  das  Recht  des  Pfandgläubigers  ein,  welche  sich  auf  den  Fall  der 
Geltendmachung  von  Pfandrechten  am  feränsdömr  oder  am 
skuldadömr  beziehen,  auf  Fälle  also,  in  welchen  eine  allgemeine 
Liquidation  des  schuldnerischen  Vermögens  Platz  zu  greifen  hatte. ^) 
In  solchen  Fällen  sollte  nämlich  der  Pfandgläubiger  schlechthin  be- 
rechtigt sein,  seine  volle  Befriedigung  aus  dem  Pfandobjekte  zu  be- 
anspruchen, ohne  daß  er  sich,  solange  dessen  W ert  zureichte,  irgend 
einen  Abzug  an  seiner  Forderung  gefallen  zu  lassen  brauchte,  wenn 
auch  die  vorliegende  Überschuldung  den  übrigen  Gläubigern  gegen- 
über eine  solche  nötig  machte ;  aber  er  sollte  doch  auch  nicht  mehr 
als  den  Betrag  seiner  Forderung  erhalten,  solange  die  übrigen  Gläu- 
biger an  ihren  Forderungen  einen  Abzug  zu  erleiden  hatten,  und  er 
erhielt  somit  zwar  sein  Pfand  hinaus,  aber  nur  mit  der  Verpflichtung, 
den  Überschuß  seines  durch  vorgängige  Schätzung  festgestellten 
Wertes  über  sein  eigenes  Guthaben  an  die  Masse  hinauszubezahlen. 
Unser  jüngeres  Rechtsbuch  fügt  ausdrücklich  bei,  daß  für  den  Fall^ 
da  nicht  der  ganze  Überschuß  nötig  sei,  um  die  den  Kurrentisten 
gemachten  Abzüge  zu  decken,  der  verfügbar  bleibende  Betrag 
wiederum  an  den  Pfandgläubiger  fallen  solle ;  die  ganze  Bestimmung 
ist  übrigens  offenbar  mit  Verletzung  der  in  der  Natur  des  veömäli 
begründeten  juristischen  Konsequenz  lediglich  aus  einer  Billigkeits- 
rücksicht hervorgegangen,  nämlich  aus  dem  Bestreben,  eine  Bereiche- 
rung des  Pfandgläubigers  in  Fällen  auszuschließen,  in  welchen  die- 
selbe lediglich  auf  Kosten  der  Kurrentisten  eintreten  könnte.  Zum 
Schlüsse  bemerke  ich  endlich  noch,  daß  eine  früher  schon  be- 
sprochene Bestimmung  unseres  jüngeren  Rechtsbuches  mögUcher- 
weise  aus  den  für  die  Realisierung  des  Pfandrechtes  geltenden  Vor- 
schriften zu  erklären  sein  könnte,  dieselbe  lautet :  ^)  „Ef  maör  leggr 

^)  Konüngsbök,  49/85;  62/IJ4 — 15  und  223/151;  dann  S  t  a  Ö  ar  h  ö  1  s  b  ö  k  , 
185/227—28  und  401/434. 

^)  StaÖarhölsbök,  402/445. 
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veö  i  land  manns,  sä  er  hann  ä  fe  at  öörom,  cnda  fare  hann  eigi 
at  lögom  meö  veöeno,  |)ä  verör  enge  heimting  til  landsens,  ok  svä 
til  fjarens  |)ess  er  hann  lagöe  veö  i  landet  fyrer".  Das  hier  erwähnte 
widerrechtliche  Verhalten  des  Pfandgläubigers  kann  sich  nämlich 
ebensowohl  auf  den  Zeitpunkt  der  Realisierung  des  Pfandrechtes 
beziehen,  als  auf  die  Zeit  w^ährend  seines  Bestandes,  und  konnte  sich 
ja  bei  der  ersteren  der  Pfandgläubiger  möglicherweise  mehrfach  ver- 
gehen, z.  B.  indem  er  die  Abschätzung  des  Pfandobjektes  in  Fällen 
versäumte,  in  welchen  dieselbe  erforderlich  war,  oder  indem  er  sich 
weigerte,  gegen  Überlassung  des  Pfandobjektes  die  Hyperocha  hinaus- 
zubezahlen. Allerdings  wäre  eine  Verfehlung  desselben  auch  wäh- 
rend der  Dauer  des  Pfandnexus  wenigstens  unter  der  Voraussetzung 
leicht  möglich,  daß  der  Besitz  des  Pfandobjektes  ausnahmsweise  dem 
Pfandgläubiger  eingeräumt  gewesen  wäre;  indessen  ist  die  Übertragung 
des  Besitzes  auf  diesen  nach  dem  früher  bereits  Ausgeführten  immer- 
hin etwas  seltenes  gewesen,  und  überdies  deutet  der  Ausdruck:  „])ä 
verör  enge  heimting  til  landsens"  an  unserer  Stelle  doch  ziemlich 
bestimmt  darauf  hin,  daß  gerade  an  ihr  der  Besitz  des  Verpfänders 
vorausgesetzt  wird,  so  daß  es  immerhin  geratener  erscheint,  bei 
ihrer  Auslegung  nur  an  Verfehlungen  zu  denken,  deren  sich  der 
Verpfänder  gelegentlich  der  Realisierung  seines  Pfandrechts  schuldig 
macht. 

Vergleicht  man  nun  die  bisher  besprochene  Gestaltung  des  veö- 
mäli  im  älteren  isländischen  Rechte  mit  dessen  Gestaltung  in  den 
norwegischen  Provinzialrechten,  so  fällt  vor  allem  auf,  daß  die  is- 
ländischen Rechtsbücher  das  Geschäft  nur  in  seiner  pfandrechtlichen 
Anwendung  kennen,  nicht  aber  in  seiner  Anwendung  als  Wette; 
doch  ist  auf  diesen  Punkt  kaum  ein  erhebliches  Gewicht  zu  legen, 
da  geschichtliche  Quellen,  wie  sich  unten  noch  zeigen  wird,  auch 
die  Wette  auf  Island  in  derselben  Weise  und  unter  demselben  Namen 
auftretend  zeigen,  wie  in  Norwegen.  Weiterhin  kommt  der  vorhin 
bereits  besprochene  Umstand  zu  beachten,  daß  der  Übergang  des 
Besitzes  am  Pfandobjekte,  welcher  in  Norwegen  geradezu  die  Regel 
gebildet  zu  haben  scheint,  in  den  isländischen  Rechtsquellen  gar 
nicht  erwähnt,  vielmehr  allerwärts  dessen  Verbleiben  beim  Verpfänder 
stillschweigend  vorausgesetzt  wird.  Allerdings  wird  auch  diese  Ab- 
weichung des  isländischen  Rechtes  vom  norwegischen  nicht  als  eine 
wesentliche  bezeichnet  werden  dürfen,  da  ja  einerseits  in  Norwegen 
dieser  Besitzübergang  keineswegs  als  notwendig  gilt,  und  anderer- 
seits auch  auf  Island  die  Übertragung  des  Besitzes  auf  den  Gläubiger 
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in  den  Rechtsbüchern  nicht  untersagt  ist,  und  nach  dem  Zeugnisse 
einer  geschichtUchen  Quelle  tatsächlich  wirklich  vorkam ;  immerhin 
aber  dürfte  das  verschiedene  Verhalten  der  beiderseitigen  Rechts- 
quellen auf  eine  durchaus  selbständige  und  verschiedene  Entwicklung 
des  Rechtes  beider  Länder  in  diesem  Punkte  hinweisen.  Noch  be- 
deutsamer ist  aber  ein  weiterer  Differenzpunkt,  die  Limitierung 
nämlich  des  Wertes,  welcher  im  Falle  der  nicht  rechtzeitigen  Be- 
richtigung der  Pfandschuld  hier  und  dort  dem  Pfandgläubiger  zu- 
fallen sollte.  Nach  den  norwegischen  Provinzialrechten  verfiel  näm- 
lich solchenfalls  dem  Pfandgläubiger  das  ganze  Pfandobjekt,  ohne 
daß  irgend  etwas  auf  das  Verhältnis  seines  Wertes  zum  Betrage 
der  Pfandforderung  ankam;  nach  isländischem  Rechte  sollte  dagegen 
keinenfalls  mehr  als  der  doppelte  Wert  des  geschuldeten  Betrages 
verfallen,  ganz  abgesehen  davon,  daß  in  Gantfällen  der  Pfandgläubiger 
sich  im  Interesse  der  Kurrentisten  unter  Umständen  eine  Herab- 
setzung seiner  Ansprüche  auf  den  einfachen  Betrag  der  Pfandforde- 
rung gefallen  lassen  mußte.  Aus  diesem  Grunde  wurde  nach  is- 
ländischem Rechte  eine  Abschätzung  der  verpfändeten  Sache  not- 
wendig, welche  beim  Verfalle  des  Pfandes  einzutreten  hatte,  soweit 
sie  nicht  durch  einen  vertragsweise  vorgesehenen  Wertanschlag  er- 
setzt wurde,  und  wenn  zwar  auch  auf  Island  der  Pfandgläubiger  das 
verfallene  Pfand  zu  eigen  erhielt,  so  mußte  er  doch  hinausbezahlen, 
was  sich  bei  der  Abschätzung  oder  im  Vergleiche  mit  dem  vertrags- 
mäßig festgestellten  Wertanschlage  als  Überschuß  des  Wertes  des 
Pfandobjektes  über  den  einfachen  oder  doppelten  Betrag  der  Pfand- 
schuld herausstellte.  Es  wird  sich  seinerzeit  zeigen,  daß  die  Gesetz- 
gebung des  K.  Magnus  lagaboetir  auch  das  norwegische  Recht  in 
eben  dieser  Richtung  umgestaltete,  und  wird  man  demnach  in  den 
einschlägigen  Sätzen  des  älteren  isländischen  Rechtes  nur  die  erste 
Spur  einer  Veränderung  des  ursprünglich  gemeinsamen  Rechtes  zu 
erkennen  haben,  welches  in  den  norwegischen  Provinzialrechten  noch 
unverändert  vorliegt;  ja  es  wird  möglicherweise  sogar  in  einem 
dieser  Provinzialrechte  selbst  schon  eine  weitere  Spur  eines  analogen 
Umbildungsprozesses  zu  erkennen  sein,  welcher  sich  auf  einem  an- 
deren Punkte  des  Pfandrechtes  vollzog.  Wenn  nämUch  nach  einer 
früher  besprochenen  Stelle  des  Rechtes  der  Hochlande  ^)  für  die 
Grabgebühr  dem  Priester  ein  Pfand  zu  bestellen  war  im  doppelten 
W^erte  dieser  Gebühr,  und  wenn  dann  bei  nicht  rechtzeitiger  Ein- 


1)  EI,L.  I,  48;  II,  37. 


374 


Abschnitt  I.    Das  veÖ. 


lösung  des  Pfandes  dieses  verfallen  sollte,  während  doch  der  Priester 
daneben  berechtigt  blieb,  auch  noch  seine  Gebühr  selbst  einzutreiben, 
so  scheint  hier  immerhin,  wie  im  isländischen  Rechte,  die  Erhöhung 
des  Anspruches  auf  den  doppelten  Betrag  für  den  Fall,  daß  der 
Gläubiger  genötigt  sein  würde,  seine  Befriedigung  aus  dem  Pfand- 
objekte zu  suchen,  eingetreten  zu  sein,  obwohl  allerdings  der  Um- 
stand, daß  es  sich  um  eine  strafweise  Satzung  handelt,  einen  absolut 
sicheren  Schluß  zu  ziehen  nicht  gestattet.  Endlich  ist  auch  noch 
daran  zu  erinnern,  daß  das  Recht  des  isländischen  Freistaates  dem 
Pfandschuldner  die  Veräußerung  des  Pfandobjektes  unverwehrt  läßt, 
jedoch  vorbehaltlich  eines  dem  Pfandgläubiger  an  diesem  einge- 
räumten Vorkaufsrechtes,  während  das  norwegische  Recht  dem 
Pfandgläubiger  die  Befugnis  gewährt,  das  vom  Pfandschuldner  ver- 
äußerte Pfandobjekt  sofort  zu  vindizieren,  nur  daß  dieses  sein  Vindi- 
kationsrecht  an  eine  ziemlich  kurze  Verjährungsfrist  gebunden  ist. 
Uber  diesen  letzteren  Differenzpunkt  ist  indessen  oben  bereits  des 
näheren  gesprochen  worden,  so  daß  hier  nicht  mehr  weiter  auf  den- 
selben einzugehen  ist;  dagegen  muß  noch  darauf  aufmerksam  ge- 
macht werden,  daß  möglicherweise  auf  mehr  als  einem  Punkte  in 
Norwegen  selbst  schon  frühzeitig  ähnliche  Umbildungen  des  Rechtes 
vorgekommen  sein  mögen,  wie  wir  sie  auf  Island  vorfinden.  Es 
sind  im  Grunde  nur  die  GpL.,  auf  welchen  unsere  Kenntnis  von 
der  Gestaltung  des  veö  im  norwegischen  Rechte  beruhen;  in  den 
drei  anderen  Provinzialrechten  mochte  dieselbe,  auch  abgesehen  von 
dem  aus  den  EpL.  bereits  angeführten  Punkte,  gar  mancherlei  ab- 
weichende Züge  zeigen,  von  denen  uns  nur  die  Dürftigkeit  unserer 
Quellen  jede  Spur  verwischte. 


§  4.    Nebenbildungen  des  isländischen  Rechts. 

Es  wurde  bereits  bemerkt,  daß  das  isländische  Pfandrecht,  so 
wie  es  in  unseren  Rechtsbüchern  vorliegt,  bereits  in  einem  Um- 
bildungsprozesse begriften  war.  Dieser  macht  sich  beispielsweise 
schon  in  der  oben  besprochenen  Annäherung  des  veö  an  den  mäli 
bemerkbar;  er  gibt  sich  ferner  auch  in  der  etwas  aphoristischen  Art 
der  Darstellung  zu  erkennen,  welche  deutlich  auf  eine  mit  nicht 
ganz  sicherer  Hand  unternommene  Umarbeitung  älterer  Vorlagen 
hindeutet.   Als  ein  weiteres  Symptom  desselben  Umbildungsprozesses 
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dürfen  aber  auch  ein  paar  vereinzelte  Versuche  bezeichnet  werden, 
welche  unser  jüngeres  Rechtsbuch  macht,  um  zu  pfandrechtlichen 
Gestaltungen  zu  gelangen,  welche  über  den  Rahmen  des  veö  hinaus- 
fallen. Dieselben  werden  in  diesem  Rechtsbuche  im  Zusammen- 
hange mit  der  Lehre  vom  veö  und  vom  mäli  besprochen  und  somit 
von  dessen  Kompilator  selbst  unter  den  hier  hervorgehobenen  Ge- 
sichtspunkt gestellt;  ob  dieser  Gesichtspunkt  wirkHch  ein  durch- 
gehends  zutreffender  sei,  ist  damit  freilich  noch  nicht  gesagt  und 
«ebensowenig  festgestellt,  wie  sich  diese  Nebenbildungen  zum  veö- 
mäli  selbst  verhalten  und  in  welchen  Punkten  sie  sich  von  diesen 
unterscheiden. 

Die  Staöarhölsbök  kennt  aber  zunächst  ein  Rechtsverhältnis  an 
fremdem  Lande,  für  dessen  Begründung  und  Bestand  sie  die  Be- 
zeichnungen „atmaelaserfe  i  landi  manns",  dann  „at  eiga 
fe  i  landi  manns"  braucht,^)  also:  Geld  auf  fremdem  Lande  sich 
ausbedingen,  dann:  Geld  auf  fremdem  Lande  haben.  Vorausgesetzt 
wird  dabei,  daß  ein  Schuldner  mit  seinem  Gläubiger  verabredet,  daß 
dieser  letztere  sein  Guthaben  auf  dem  Lande  des  ersteren  stehen 
haben  solle  (at  hann  skyli  eiga  fe  [iat  ä  landi  hans),  ohne  daß  doch 
•dabei  eine  nähere  Abrede  unter  ihnen  getroffen  würde.  Als  veö- 
mäli  wird  ein  derartiger  Vertrag  nicht  bezeichnet,  obwohl  er  den- 
selben Zweck  wie  dieser  verfolgt,  nämlich  die  Sicherstellung  einer 
Forderung,  und  auch  sachlich  wird  er  mehrfach  anders  behandelt 
als  dieser.  Bei  der  Begründung  des  Rechtsverhältnisses  zunächst 
sind  bereits  ganz  andere  Vorschriften  maßgebend  als  für  den  veö- 
mäH.  Weder  der  Gebrauch  von  handsöl  ist  vorgeschrieben,  noch 
auch  die  Vornahme  irgend  welcher  lysi'ng,  und  sogar  die  Beiziehung 
von  Zeugen  gilt  nur  unter  der  Voraussetzung  als  notwendig,  daß 
das  Kapital  (innstoeöa),  zu  dessen  Gunsten  die  Sicherheit  bestellt 
werden  wollte,  mindestens  den  halben  Wert  des  Landes  erreichte, 
auf  welchem  dasselbe  versichert  werden  wollte,  wenn  dieses  Land 
•anders  mindestens  in  einem  Hofe  bestand,  der  sich  in  bewohnbarem 
Zustande  befand.  Die  Beiziehung  von  Zeugen  war  demnach,  wenn 
das  zu  belastende  Grundstück  in  einem  ganzen,  in  Betrieb  befind- 
lichen Hofe  oder  mehr  bestand,  nur  unter  der  Voraussetzung  er- 
forderlich, daß  die  auf  demselben  zu  versichernde  Forderung  ihrem 
Betrage  nach  über  den  halben  Wert  dieses  Hofes  anstieg,  während 
bei  einem  geringeren  Betrage  der  Forderung  keine  Zeugen  beizu- 


^)  Staöarhölsbök,  402/443 — 44. 
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ziehen  waren,  und  ebenso  bei  Grundbesitz  geringerer  Ausdehnung, 
mochte  nun  deren  Belastung  eine  schwerere  oder  leichtere  sein. 
Man  wird  sich  dabei  einer  anderen  Bestimmung  desselben  Rechts- 
buches erinnern  dürfen,  ^)  nach  welcher  der  Verkauf  von  Liegen- 
schaften unter  der  Voraussetzung  der  Zuziehung  von  Zeugen  und 
des  Gebrauches  der  handsöl  erforderte,  daß  diese  in  mindestens 
einem  halben  Hofe  bestanden,  der  in  bewohnbarem  Zustande  war; 
augenscheinlich  besteht  zwischen  beiden  Rechtssätzen  eine  Verbin- 
dung, indem  nämlich  die  Belastung  des  Hofes  über  die  Hälfte  seines 
Wertes  als  eine  Veräußerung  von  mehr  als  der  Hälfte  des  Hofes 
aufgefaßt  wird.  —  Ein  weiterer  Unterschied  besteht  sodann  zwischen 
unserem  Rechtsgeschäfte  und  dem  veömäli  in  Bezug  auf  das  Maß 
der  Versicherung,  welches  der  eine  und  der  andere  Vertrag  gewährt. 
Während  nämlich  beim  veömäli  der  verpfändete  Wert  bis  zum 
doppelten  Betrage  der  Pfandschuld  ansteigen  konnte,  erscheint  bei 
der  hier  in  Frage  stehenden  Versicherung  immer  nur  ein  so  großer 
Teil  des  beschwerten  Landes  als  belastet,  als  welcher  dem  Betrage 
der  versicherten  Forderung  entspricht;  wenn  demnach  zwar  in  dem- 
selben Umfange,  in  welchem  jenes  unbenannte  Versicherungsgeschäft 
zulässig  war,  stets  nach  Belieben  auch  zu  dem  strenger  formellen 
veömäli  gegriffen  werden  konnte,  weil  ja  bei  diesem  jener  höhere 
Wert  des  Pfandobjektes  nur  erlaubt,  aber  nicht  geboten  war,  so  war 
doch  umgekehrt  mit  jenem  unbenannten  Geschäfte  keineswegs  eine 
Versicherung  derselben  Intensivität  zu  erreichen  wie  mit  dem  veö- 
mäli, weil  eben  nur  bei  diesem  letzteren  bis  zum  doppelten  Betrage 
der  versicherten  Forderung  vorgegangen  werden  konnte.  W^ährend 
der  veömäli  ferner  auf  Fahrhabe  ebensowohl  als  auf  liegende  Güter 
Anwendung  fand,  war  unser  Geschäft  nur  auf  diese  letzteren  an- 
wendbar, und  liegt  auch  hierin  wieder  ein  weiterer  Unterschied 
zwischen  beiden  Geschäften  begründet.  In  Bezug  auf  das  Verfahren^ 
welches  bei  der  Realisierung  der  Versicherung  einzuhalten  ist,  ergibt 
sich  endlich  ebenfalls  noch  eine  Differenz.  Zahlt  der  Schuldner 
nicht  rechtzeitig,  so  kann  der  Gläubiger  sofort  seine  Forderung  ein- 
treiben und  neben  deren  Betrag  noch  überdies  eine  Buße  bean- 
spruchen, in  welcher  wir  natürlich  ganz  ebenso  wie  in  den  als 
haröafang,  handsalsslit  u.  dgl.  bezeichneten  Bußen  ein  für  die  Mühe 
beim  Eintreiben  der  Schuld  zu  entrichtendes  Sühnegeld  zu  erkennen 


^)  Staöarhülsbok,  390/418— lo;  nach  Konüngsbök,  169/75  lautet  die- 
Regel  allerdings  anders. 
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haben.  Am  Gerichte  war  sodann  vor  allem  durch  fünf  heimilisbüar, 
des  Beklagten  darüber  Beweis  zu  erbringen,  daß  der  Kläger  wirklich 
zur  Zeit  der  Anstellung  seiner  Klage  die  eingeklagte  Summe  von. 
diesem  zu  fordern  hatte;  wenn  dabei  nur  der  Geschworenenbeweis 
erwähnt  wird,  so  darf  doch  sicherlich  als  selbstverständlich  gelten^ 
daß  dieser  nur  für  den  FaU  einzutreten  hatte,  daß  die  fraghche  Tat- 
sache nicht  durch  Zeugen  dargetan  werden  konnte,  welche  bei  dem 
Abschlüsse  des  Schuldvertrages  beigezogen  worden  waren.  Außer- 
dem ist  sodann  auch  noch  über  die  weitere  Tatsache  Beweis  zu  er- 
bringen, daß  der  Kläger  die  Versicherung  der  eingeklagten  Summe 
auf  dem  von  ihm  bezeichneten  Lande  sich  ausbedungen  habe,  und 
bezüglich  dieser  Hälfte  des  Beweisthemas  wird  ausdrücklich  bemerkt,, 
daß  dieser  Beweis  zunächst  durch  die  Vertragszeugen  zu  führen  sei, 
und  daß  nur  eventuell  auch  über  diesen  zweiten  Punkt  jene  fünf 
Nachbarn  zum  Spruche  zu  gelangen  haben,  nämlich  für  den  Fall, 
daß  entweder  beim  Vertragsabschlüsse  Zeugen  von  Anfang  an  nicht 
zugezogen  worden  waren,  was  ja  unter  Umständen  rechtlich  zulässig 
war,  oder  daß  der  Kläger  die  beigezogenen  aus  irgend  einem  Grunde 
nicht  mehr  vor  Gericht  vorzuführen  imstande  war.  Gelingt  nun 
dem  Kläger  diese  doppelte  Beweisführung,  so  hat  ihm  das  Gericht 
einen  so  großen  Teil  des  belasteten  Landes  zuzuerkennen,  als  dem 
Betrage  seiner  Schuldforderung  entspricht  ([lä  ä  dömr  at  dcema  hon- 
um  slfkan  hlut  landsins,  sem  verör  at  fjärtölu  rettre),  und  zwar 
haben  fünf  landbüar,  welche  selbst  Grundeigentümer  sind,  das  Land 
dabei  auf  ihren  Eid  abzuschätzen.  Zum  Schlüsse  wird  dann  noch 
der  Satz  beigefügt:  „ef  hann  vill  skipta  lande  viö  hinn,  ok  skal  svä. 
J)ar  at  |3vf  fara,  sem  i  öörom  stööom",  d.  h.  wenn  der  obsiegende 
Kläger  das  Land  mit  dem  bisherigen  Eigentümer  teilen  will,  so  soll 
dabei  verfahren  werden  wie  in  anderen  Fällen ;  ein  Satz,  welcher  für 
die  richtige  Auffassung  des  Rechtsverhältnisses  von  ganz  besonderer 
Bedeutung  ist.  —  Suchen  wir  nämlich  unser  Rechtsgeschäft  juristisch 
zu  konstruieren,  so  ist  zunächst  auf  den  ersten  Blick  klar,  daß  der 
Schuldner  bei  demselben  im  Vertragswege  seinem  Gläubiger  ein 
Miteigentumsrecht  an  seinem  Lande  zusicherte,  und  zwar  zu  einer 
so  großen  Quote  desselben,  daß  sie  an  Wert  dem  Betrage  der  For- 
derung gleichkam.  Diesem  Grundcharakter  des  Geschäftes  entspricht 
deim  auch,  daß  bei  dessen  Eingehung  dieselben  Förmlichkeiten  ein- 
zuhalten waren  wie  beim  Verkaufe  von  Liegenschaften,  wie  dena 
zumal  die  Beiziehung  von  Zeugen  dann,  aber  auch  nur  dann  als 
notwendig  galt,  wenn  das  belastete  Gut  mindestens  ein  voller,  ia 
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wirtschaftlichem  Stande  befindhcher  Hof  war,  von  welchem  durch 
■die  Belastung  mindestens  der  halbe  Wert  umfaßt  wurde.  Dem- 
gegenüber fragt  sich  aber,  ob  dieses  Miteigentum  sogleich  im  Zeit- 
punkte des  Vertragsabschlusses  selbst  ins  Leben  treten  sollte,  oder 
■erst  hinterher  in  dem  Zeitpunkte,  in  welchem  sich  die  nicht  richtig 
erfolgende  Pleimzahlung  der  Schuld  herausstellte;  ob  ferner  letzteren- 
falls  das  zu  erholende  gerichtliche  Urteil  einen  konstitutiven,  oder 
nur  einen  deklarativen  Charakter  habe,  und  ob  unter  der  gleichen 
Voraussetzung  das  dem  Gläubiger  eingeräumte  Recht  doch  schon 
vom  Zeitpunkte  des  Vertragsabschlusses  an  einen  dinglichen  Cha- 
rakter besaß  oder  nicht.  Da  glaube  ich  nun  vor  allem  darauf  Wert 
legen  zu  sollen,  daß  die  zur  Verfallzeit  bei  nicht  erfolgender  Zahlung 
anzustellende  Klage  nur  auf  die  Zahlung  der  Schuld  und  einer 
Buße  geht,  was  denn  doch  darauf  schließen  läßt,  daß  in  dem  Zeit- 
punkte ihrer  Anstellung  ein  Miteigentum  an  dem  belasteten  Lande 
noch  nicht  als  bestehend  angenommen  wird,  und  daß  ein  solches 
somit  auch  nicht  als  ipso  jure  bei  nicht  rechtzeitiger  Zahlung  der 
Schuld  entstehend  betrachtet  werden  kann.  Ich  betone  zweitens, 
daß  erst  durch  die  von  den  fünf  Nachbarn  vorzunehmende  Ab- 
schätzung des  Landes  überhaupt  festgestellt  wurde,  welchen  Umfang 
dieses  Miteigentum  besitze,  während  doch  die  Existenz  eines  vor- 
gängigen Miteigentumes,  dessen  Quote  noch  völlig  unbestimmt  wäre, 
kaum  angenommen  werden  dürfte.  Allerdings  erfolgt  auch  beim 
veömäli  die  Abschätzung  regelmäßig  erst  gelegentlich  der  Realisie- 
rung des  Pfandrechtes;  aber  bei  diesem  verfällt  das  ganze  Pfand- 
objekt dem  Gläubiger,  während  die  Abschätzung  nur  dazu  bestimmt 
ist,  den  Betrag  der  von  ihm  etwa  herauszubezahlenden  Hyperocha 
festzustellen,  und  steht  demnach  hier  nichts  im  Wege,  daß  der  Ver- 
fall des  Pfandes  der  Abschätzung  vorangehe,  da  ja  nicht  erst  durch 
diese  die  Grenzen  des  Eigentumes  zu  ziehen  sind,  welches  auf  den 
neuen  Erwerber  übergeht.  Demgemäß  wird  denn  auch  beim  veö- 
mäli die  Durchführung  eines  gerichtlichen  Verfahrens  bei  der  Reali- 
sierung des  Pfandrechtes  an  und  für  sich  nicht  notwendig  und  würde 
doch  wohl  auch  bei  unserem  unbenannten  Geschäfte  die  Durch- 
führung eines  solchen  kaum  schlechthin  vorgeschrieben  worden  sein, 
wenn  man  nicht  bei  diesem  dem  Richterspruche  einen  konstitutiven 
Charakter  zuerkennen  zu  müssen  geglaubt  hätte.  Immerhin  aber 
läßt  dieser  Richterspruch  an  der  belasteten  Sache  nur  ein  Miteigen- 
tum zu  ideellen  Quoten  entstehen,  deren  Größe  derselbe  eben  fest- 
zustellen hat,  wogegen  eine  Realteilung  des  Landes  unter  die  beiden 
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Miteigentümer,  soferne  sie  überhaupt  gewünscht  wird,  erst  noch  ein 
weiteres  Auseinandersetzungsverfahren  erfordern  würde.  Hiernach 
glaube  ich  annehmen  zu  dürfen,  daß  das  bei  unserem  Geschäft  dem 
Gläubiger  in  Aussicht  gestellte  Miteigentumsrecht  nicht  etwa  vom 
Momente  des  Vertragsabschlusses  ins  Leben  trat  und  auch  nicht, 
analog  dem  Verfalle  des  Pfandobjektes  beim  veömäli,  im  Momente 
der  nicht  rechtzeitigen  Heimzahlung  der  Schuld  sofort  von  Rechts 
wegen  entstand,  sondern  daß  dasselbe  erst  durch  den  Richterspruch 
begründet  wurde,  welcher  nach  durchgeführtem  Klageverfahren  und 
erfolgter  Abschätzung  des  Landes  erging.  Ebenso  halte  ich  dafür, 
daß  auch  kein  anderes  und  vom  Eigentume  zu  unterscheidendes 
dingHches  Recht  dem  Gläubiger  durch  den  Vertragsabschluß  selbst 
bereits  erwachsen  sei,  da  nicht  nur  weder  ein  Vindikationsrecht  noch 
ein  Verkaufsrecht  gegenüber  einer  Veräußerung  der  belasteten  Sache 
durch  ihren  Eigentümer  ihm  eingeräumt  ist,  wie  das  eine  oder  an- 
dere beim  veömäli  vorkommt,  sondern  auch  die  bei  nicht  recht- 
zeitiger Zahlung  von  ihm  anzustellende  Klage  zunächst  lediglich  eine 
Schuldklage  ist;  aus  der  bloßen  Einhaltung  der  bei  dem  Verkaufe 
von  Grundeigentum  üblichen  Formen  auch  beim  Abschlüsse  unseres 
Geschäftes  wird  man  jedenfalls  einen  gegenteiligen  Schluß  nicht 
ziehen  dürfen,  da  auch  in  diesem  letzteren  ein  bedingter  und  ein 
betagter  Verkauf  von  solchem  immerhin  gesehen  werden  konnte, 
wenn  auch  ein  sofortiger  Ubergang  irgend  welches  dinglichen  Rechtes 
nicht  bei  denselben  beabsichtigt  war.  Materiell  unterschied  sich  aber 
unser  Geschäft  vom  veömäli  zunächst  dadurch,  daß  bei  ersterem  im 
Nichtzahlungsfalle  die  ganze  belastete  Sache  dem  Gläubiger  zu  eigen 
zufiel,  nur  vorbehaltlich  seiner  Verpflichtung,  den  Überschuß  ihres 
Wertes  über  den  einfachen  oder  doppelten  Betrag  der  Pfandschuld 
an  den  Verpfänder  herauszubezahlen,  wogegen  bei  dem  letzteren 
dem  Gläubiger  unter  der  gleichen  Voraussetzung  nur  das  Miteigen- 
tum an  der  Sache  zufiel,  und  zwar  zu  einer  ideellen  Quote,  deren 
Größe  dem  Betrage  der  Schuld  an  Wert  gleichstand.  Ein  weiterer 
Differenzpunkt  zwischen  beiden  Geschäften  bestand  sodann  darin, 
daß  beim  veömäli  der  Gläubiger  sofort  ein  präsentes  dingliches 
Recht  erwarb,  welches  sich  zur  Verfallzeit  im  Nichtzahlungsfalle 
sofort  in  Eigentum  am  Pfandobjekte  verwandelte,  während  bei  un- 
serem Geschäfte  der  Gläubiger  auf  sein  bloßes  Forderungsrecht  be- 
schränkt bUeb,  bis  nach  durchgeführtem  Klageverfahren  das  Gericht 
ihm  ein  bestimmt  begrenztes  Miteigentum  an  der  belasteten  Sache 
zusprach.    Als  ein  Verpfändungsvertrag  kann  daher  unser  Geschäft 
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in  keiner  Weise  betrachtet  werden,  wiewohl  es  allerdings  gleich 
diesem  auf  die  Sicherstellung  einer  Forderung  durch  deren  Hinwei- 
sung auf  eine  gewisse  Sachhaftung  abzielt;  eher  ließe  sich  dasselbe 
unter  den  Gesichtspunkt  der  bloßen  Anweisung  eines  Zahlmittels 
bringen.  —  Zum  Schlüsse  mag  noch  erwähnt  werden,  daß  Vilh. 
Finsen  ^)  mit  dem  soeben  besprochenen  Geschäfte  auch  die  „lands- 
viröingar"  in  Zusammenhang  bringt,  welche  ein  paarmal  in  un- 
serem älteren  Rechtsbuche  erwähnt  werden.  Beide  Stellen  handeln 
vom  feränsdömr  oder  Exekutionsgerichte;  an  der  ersten  lauten  die 
einschlägigen  Worte:-)  „jafnt  skal  [tangat  büa  fe  mal  öll  sem  til 
skyldadöms,  ok  svä  ef  landsviröingar,  ok  svä  doema  kono  sitt  fc,  ef 
hon  ätti,  eöa  veömäla,  ef  voro",  an  der  zweiten  aber  ganz  ähnlich : 
„ef  sä  maör  ätte  kono,  er  sckr  er  oröinn,  ok  skal  svä  doema  um  fe 
hennar,  sem  at  skuldadömi;  jafnt  skal  |)ängat  öll  fe  mal  til  büa  sem 
til  skuldadöms,  ok  svä  um  landsviröingar,  ok  um  veömäla,  ef  mann 
eigo,  ok  at  öllum  fe  mälom  fara  sem  at  skuldadömi,  [)eim  er  menn 
ätto  äör  fe  at  honom,  äör  hann  yröi  sekr".  Die  „landsviröingar" 
werden  hier  wie  dort  mit  privilegierten  Forderungen  zusammenge- 
stellt, welche  bei  der  Vermögensauseinandersetzung  eines  gewissen 
Vorzuges  genießen,  wie  das  Frauengut  und  die  Pfandforderungen, 
und  es  wird  darum  nicht  angehen,  den  Ausdruck,  wie  dies  dem 
Wortlaute  nach  zunächst  läge,  einfach  auf  die  Abschätzung  von  Land 
zu  beziehen,  wie  sie  am  feränsdömr  mehrfach  vorkommen  konnte ; 
ist  dies  aber  der  Fall,  so  liegt  es  allerdings  am  nächsten,  den  Aus- 
druck auf  unser  Geschäft  zu  beziehen,  bei  welchem  ja  in  der  Tat 
die  Abschätzung  des  Landes  eine  sehr  erhebliche  Rolle  spielte,  und 
welches  überdies  mit  dem  veömäli  immerhin  recht  wohl  zusammen- 
gestellt werden  konnte.  Wir  ersehen  aber,  so  verstanden,  aus  beiden 
Stellen,  daß  der  Gläubiger  auf  Grund  unseres  Geschäftes  am  feräns- 
dömr, und  natürlich  ebenso  auch  am  skuldadömr,  eine  ähnlich  privi- 
legierte Stellung  einnahm  wie  der  Pfandgläubiger  auf  Grund  seines 
veömäli,  so  daß  also  derselbe  sich  an  die  zu  seinen  Gunsten  belastete 
Sache  ebenso  halten  konnte  wie  an  sein  veö,  ohne  sich  einen  Abzug 
an  seiner  Forderung  gefallen  lassen  zu  müssen,  solange  diese  Sache 
zu  deren  Befriedigung  hinreichte.  Das  mag  auffallen,  da  diesem 
Gläubiger  ja  vor  der  Abhaltung  des  Gerichtes  an  der  Sache  gar 
kein   dingliches   Recht   zustand;    indessen   mochte    jenes  Privileg 


^)  Ordregister,  s.  v,  landsviröingar,  S.  636  und  s.  v.  veÖ,  S.  691. 
2)  Konüngsbök,  49/85.  ^)  ebenda,  62/114. 
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immerhin  auch  schon  in  der  vertragsweisen  Anweisung  auf  das  be- 
treffende Land  als  Exekutionsobjekt  eine  genügende  Stütze  finden. 

Ein  zweites  dem  veömäli  an  die   Seite  gestelltes 
Geschäft  wird  uns  folgendermaßen  beschrieben.^)    Der  Schuldner 
überträgt  mittels  handsöl  das  ihm  gehörige  Land  seinem  Gläubiger 
und  verspricht  ihm  dieses  für  den  Fall,  daß  er  ihm  seine  Schuld 
nicht  rechtzeitig  bezahlen  würde,  gegen  jedermann  zu  gewährleisten; 
im  Falle  der  nicht  rechtzeitigen  Heimzahlung  der  Schuld  soll  sodann 
dieses  Land  dem  Gläubiger  gehören.    Allerdings  erfordert  diese  Aus- 
legung der  Stelle  eine  kleine  Berichtigung  ihres  Textes;  aber  diese 
betrifft  wieder  lediglich  die  Interpunktion,  indem  statt:  „Ef  maör  ä 
fe  at  manne,  enda  handsalar  sä  honom  land  sitt,  ok  heimilar  fyrir 
hverjum  manne.    Ef  fe  geiz  eigi  at  gjalddaga,  ok  verör  hans  land, 
ef  eigi  geiz  allt  feit  at  mäldaga",  vielmehr  mit  Versetzung  des  Punktes 
zu  lesen  ist:  „ok  heimilar  fyrir  hverjum  manne,  ef  fe  geiz  eigi  at 
gjalddaga.    Ok  verör  hans  land"  usw.    Zweifelhaft  bleibt  insoweit 
nur  die  Auslegung  des  auf  die  obigen  Worte  sofort  folgenden  Zu- 
satzes: „l)ött  hinn  aette  lausn  ä",  durch  welchen  dem  veräußernden 
Schuldner  unter  irgendwelchen  Voraussetzungen  die  Wiedereinlösung 
des  veräußerten  Landes  vorbehalten  werden  wdll ;  ich  glaube  indessen 
die  Existenz  dieses  Zusatzes  auf  eine  spätere  Stelle  verschieben  und 
hier  vorläufig  nur  bemerken  zu  sollen,  daß  die  Übersetzung  desselben, 
welche  pörör  Sveinbjörnsson  in   der  Ouartausgabe   der  Graugans 
gibt:  „jus  retractus  quamvis  creditori  stipulatum  fuerif'  jedenfalls 
verkehrt  ist,   da  von  einem  Einlösungsrechte  des  Gläubigers  dem 
Zusammenhange  nach  nicht  die  Rede  sein  kann,  und  für  die  An- 
nahme einer  vertragsweisen  Begründung  des  in  der  Stelle  besprochenen 
Einlösungsrechtes  in  dieser  wenigstens  ja  der  Anhaltspunkt  fehlt.  Ein 
derartiger  Vertrag  bedarf,  anders  als  der  veömäli,  keiner  lysing,  und 
es  genügen  somit  die  handsöl  für  sich  allein,  um  demselben  seine 
volle  Wirksamkeit  zu   sichern;  der  Beiziehung  von  Zeugen  wird 
dabei  zwar  nicht  ausdrücklich  gedacht,  indessen  darf  diese,  weil  mit 
dem  handsöl  stets  verbunden,  als  selbstverständlich  gelten,  und  sind 
demnach  die  Förmlichkeiten   beim  Abschlüsse  unseres  Geschäftes 
genau  dieselben  wie  bei  jedem  anderen  Verkaufe  von  Liegenschaften, 
bei  welchem  ja  ein  für  allemal  handsöl")  und  Beiziehung  von  Zeugen'^) 


^)  Staöarhölsbök,  402/444 — 45. 
^)  Konüngsbök,  174/80. 

^)  ebenda,  169/75;  vgl.  Laxdoela,  47/210  — 12, 
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erforderlich  sind,  wovon  unser  jüngeres  Rechtsbuch  nur  für  den  Fall 
eine  Ausnahme  macht,  ^)  wenn  das  verkaufte  Land  geringeren  Um- 
fanges  ist  als  ein  halber  Hof  Es  ist  also  ein  Verkauf  von  Land, 
um  welchen  es  sich  bei  unserem  Geschäfte  handelt;  indessen  soll 
auf  Grund  desselben  das  Eigentum  an  dem  verkauften  Lande  nicht 
sofort  auf  den  Käufer  übergehen,  sondern  erst  dann,  wenn  und  so- 
ferne  die  Schuld  fällig  und  nicht  heimbezahlt  wird;  schon  durch  die 
Worte:  „ok  verör  hans  land,  ef  eigi  geiz  allt  feit  at  mäldaga  jjeirra" 
ist  klar  ausgesprochen,  daß  weder  Eigentum  noch  Besitz  dem  Käufer 
sofort  übertragen  werden  will,  und  deutlicher  noch  läßt  sich  beides 
aus  einer  sofort  nachfolgenden  Bestimmung  entnehmen.  Läßt  sich 
nämlich  der  Schuldner  beigehen,  das  in  angegebener  Weise  seinem 
Käufer  verkaufte  Land  hinterher  nochmals  einem  anderen  zu  ver- 
kaufen und  diesen  auch  wirklich  sofort  in  dessen  Besitz  zu  setzen, 
so  kommt  zunächst  abzuwarten,  ob  die  Schuld  am  Verfalltage  richtig 
bezahlt  wird  oder  nicht.  Im  ersteren  Falle,  welchen  unsere  Stelle 
übrigens  nicht  ausdrücklich  bespricht,  blieb  offenbar  der  zweite  Ver- 
kauf bindend,  indem  die  Bedingung  nicht  eintrat,  an  deren  Eintreten 
die  Wirksamkeit  jenes  ersteren  Verkaufes  geknüpft  war;  im  zweiten 
Falle  dagegen  wird  dieser  zweite  Verkauf  nach  der  ausdrücklichen 
Vorschrift  der  Stelle  ungültig,  und  kann  sich  der  erste  Käufer  ohne 
weiteres  in  den  Besitz  des  Landes  setzen.  Will  ihm  der  zweite 
Käufer,  von  welchem  ja  vorausgesetzt  wird,  daß  er  seinerseits  in 
den  Besitz  des  streitigen  Landes  gelangt  ist,  dieses  nicht  gutwiUig 
herausgeben,  so  mag  der  erste  Käufer  seine  Vindikationsklage  an- 
stellen (stefna  til  brigöar),  und  mit  dieser  nach  den  Regeln  vorgehen, 
welche  ein  für  allemal  für  das  Vindikationsverfahren  gelten;  kannte 
der  zweite  Käufer  zur  Zeit  des  Vertragsabschlusses  den  Sachverhalt, 
so  traf  ihn  neben  dem  Verluste  des  Landes  auch  noch  die  Strafe 
der  Landesverweisung,  welcher  der  Verkäufer  seinerseits  unter  allen 
Umständen  unterlag.  Der  Regel  nach  war  die  Anstellung  der  Klage 
dabei  bis  zum  dritten  Alldinge  zulässig,  so  daß  also  die  Klage  erst 
im  vierten  Jahre  verjährte;  indessen  wird  sofort  beigefügt,  daß  die 
Anfechtung  des  zweiten  Verkaufs  (rifting  til  landsins)  in  dem  Falle 
nur  bis  zum  nächsten  Alldinge  statthaft  sei,  wenn  der  erste  Verkaut, 
also  der  an  den  Gläubiger,  „ä  laun",  d.  h.  heimlich  erfolgt  sei.  Fragt 
sich  nun,  was  unter  dieser  HeimUchkeit  des  Vertragsabschlusses  zu 
verstehen  sei.    An  zweierlei  Dinge  ließe  sich  dabei  denken,  nämlich 


^)  StaÖarhölsbök,  390/418—19. 
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entweder  an  die  Nichtzuziehung  von  Zeugen  beim  Vertragsabschlüsse;, 
oder  aber  an  die  Unterlassung  einer  öffentlichen  Bekanntmachung 
desselben,  und  sprachHch  ließe  sich  die  eine  wie  die  andere  Aus- 
legung gleich  gut  halten.  Wenn  z.  B.  eine  Geschichtsquelle  das 
„blöta  ä  laun"  dem  Falle  gegenüberstellt,  „ef  vättum  kcemi  viö",  ^) 
so  steht  hier  das  heimhche  Opfern  offenbar  im  Gegensatze  zum 
Opfern  vor  Zeugen;  wenn  dagegen  eine  Tötung  dann  als  „morö'*" 
bezeichnet  wird,  „ef  maör  leynir,  eöa  hylr  hrae,  eöa  gengr  eigi  £ 
gegn",  und  sogar  der  Fall  unter  diesen  Gesichtspunkt  gestellt 
werden  will,  da  eine  viglysmg  zwar  vorgenommen,  aber  doch  nicht 
ganz  in  der  vorgeschriebenen  Weise  vorgenommen  worden  ist, ja 
sogar,  wenn  auch  nicht  als  „morö",  so  doch  als  „launvfg''  die  Tötung 
bezeichnet  wird,  bei  welcher  der  Täter  die  Waffe  in  der  Wunde 
stecken  ließ,  ohne  sich  doch  förmlich  zur  Tat  zu  bekennen,  so  ist 
dabei  doch  das  Merkmal  der  Verheimlichung  lediglich  in  das  Unter- 
lassen der  viglysing  gelegt.  Im  gegebenen  Falle  wird  nun  aber  aus- 
sachlichen Gründen  nur  an  den  Mangel  der  lysmg,  nicht  an  den 
der  Zeugen  zu  denken  sein.  Der  Mangel  der  Beiziehung  von  Zeugea 
machte  wie  das  Unterlassen  des  handsöl  nach  den  eben  angeführten 
Stellen  den  Verkauf  von  Land  schlechthin  ungültig,  und  konnte 
demnach  auf  Grund  eines  mit  Außerachtlassung  dieser  Formen  ab- 
geschlossenen Vertrages  überhaupt  nicht  geklagt  werden;  dagegen 
schließt  der  Satz,  daß  zur  Gültigkeit  unseres  Geschäftes  eine  lysing 
nicht  erforderlich  sei,  die  Möglichkeit  keineswegs  aus,  daß  darum 
doch  eine  solche  bei  demselben  zulässig,  vielleicht  sogar  ziemlich 
üblich  und  dabei  insoweit  vorteilhaft  gewesen  sei,  als  ihre  Vornahme 
der  aus  dem  Geschäfte  entspringenden  Vindikationsklage  eine  er- 
hebHch  längere  Verjährungsfrist  sicherte,  als  welche  ihr  ohne  Vor- 
nahme der  lysmg  zukommen  würde.  Überdies  erklärt  sich  leicht,, 
wie  man  dazu  kommen  konnte,  gerade  diesen  Vorteil  an  die  Vor- 
nahme der  lysing  zu  knüpfen.  Gerade  sie  verschaffte  dem  Vorgänge^ 
auf  welchen  sie  sich  bezog,  ein  erhebliches  Maß  von  Offenkundig- 
keit; es  lag  aber  nahe,  dem  Dritten,  welcher  sich  durch  eine  offen- 
kundige Tatsache  in  seinen  angeblichen  Rechten  bedroht  sah,  ein 
geringeres  Maß  von  Rechtsschutz  zu  gewähren  als  jenem  anderen,, 
der  zufolge  des  Unterbleibens  der  lysing  von  der  Tatsache  keine 


^)  Kristni  s.,  11/25. 

^)  Konüngsbök,  88/154;  S  t  a  Ö  a  r  h  ö  1  s  b  ö  k ,  315/348 — 49. 
^)  Vi'gaglüma,  27/82.  Gi'sla  s.  Sürssonar,  I,  22. 
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Kenntnis  hatte,  welche  ihn  bedrohte.  —  An  der  Hand  der  bisherigen 
Angaben  läßt  sich  nun  das  Verhältnis  unseres  Geschäftes  zum  veö- 
mäli  folgendermaßen  bestimmen.  Hier  wie  dort  soll  für  den  Fall 
der  nicht  rechtzeitigen  Zahlung  der  Schuld  das  belastete  Land  seinem 
vollen  Werte  nach  in  das  Eigentum  des  Gläubigers  übergehen;  aber 
anders  als  beim  veömäli  des  isländischen  Rechtes  wird  beim  hier 
fraglichen  Geschäfte  das  Verhältnis  gänzlich  unbeachtet  gelassen, 
welches  zwischen  dem  Werte  der  belasteten  Sache  und  dem  Betrage 
der  Schuld  besteht,  und  braucht  somit  der  Gläubiger,  welchem  jene 
verfällt,  auch  dann  keine  Hyperocha  herauszubezahlen,  wenn  etwa 
der  W^crt  dieser  Sache  mehr  als  doppelt  so  hoch  als  die  Schuld- 
summe ansteigen  sollte.  Ein  weiterer  Differenzpunkt  lag  ferner  doch 
wohl  noch  darin,  daß  beim  veömäli  schon  aus  dem  bloßen  Ver- 
tragsabschlüsse für  den  Pfandgläubiger  ein  dingliches  Recht  erwuchs, 
während  bei  unserem  Geschäft  von  einem  solchen  nicht  die  Rede 
war,  da  ja  bei  diesem  ihm  das  Recht  nicht  zustand,  einem  zweiten 
Verkaufe  der  belasteten  Sache  entgegenzutreten,  solange  nicht  ent- 
schieden Xvar,  ob  seine  Forderung  nicht  am  Verfalltage  bezahlt 
werden  werde.  Aber  diese  letztere  Differenz  ist  doch  eine  wenig 
bedeutsame,  und  jene  erstere  unterscheidet  unser  Geschäft  zwar  von 
'dem  veömäli  in  der  Ausbildung,  welche  derselbe  in  unseren  islän- 
dischen Rechtsbüchern  zeigt,  aber  nicht  von  dessen  ursprünglicher 
Gestaltung,  wie  die  norwegischen  Provinzialrechte  solche  noch  fest- 
halten; daß  man  lediglich  um  dieser  beiden  Differenzpunkte  willen 
ein  neues  Geschäft  neben  dem  veömäli  in  seiner  neueren  Gestaltung 
gestellt  haben  sollte,  erscheint  immerhin  auffällig.  Mag  aber  auch 
sein,  daß  mit  jenen  beiden  Besonderheiten  die  Eigentümlichkeiten 
unseres  Geschäftes  noch  nicht  erschöpft  sind,  und  zwar  könnten  die 
Worte  „l^ött  hinn  ^ette  lausn  ä",  deren  Erklärung  ich  mir  oben 
vorbehalten  habe,  allenfalls  auf  ein  weiteres  charakteristisches  Merk- 
mal desselben  hindeuten.  Wenn  dem  Satze,  daß  das  bedingt  ver- 
kaufte Land  dem  Pfandgläubiger  sofort  zu  eigen  zufalle,  sowie  ihm 
die  Schuld  nicht  rechtzeitig  bezahlt  werde,  sofort  die  weitere  Be- 
merkung beigefügt  wird:  „wenn  auch  jenem  das  Einlösungsrecht 
daran  zusteht",  so  kann  damit  nicht  auf  die  Möglichkeit  eines  ver- 
tragsweisen Vorbehaltes  des  Rechtes  hingedeutet  sein,  durch  ver- 
frühte Zahlung  der  Schuld  schon  vor  deren  Verfalltag  das  belastete 
Land  von  seiner  Belastung  frei  zu  machen ;  ganz  abgesehen  von  der 
Frage,  ob  eine  verfrühte  Zahlung  nicht  auch  ohne  jeden  vertrags- 
weisen Vorbehalt  schon  von  Rechts  wegen  zulässig  war,  könnte 
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nämlich  eine  solche  doch  jedenfalls  ebensowenig  als  die  rechtzeitige 
Zahlung  der  Schuld  am  Verfalltage  selbst  als  eine  Einlösung  des 
Landes  bezeichnet  werden,  da  ja  eine  Einlösung  das  Eigentum  oder 
doch  den  Besitz  des  Gläubigers  voraussetzen  würde,  welcher  ihm  vor 
dem  Verfalltage  nicht  zusteht.  Es  muß  sich  vielmehr  jene  Bemer- 
kung auf  ein  Einlösungsrecht  beziehen,  welches  dem  Verkäufer  nach 
dem  Zeitpunkt  an  dem  verkauften  Lande  noch  zusteht,  in  welchem 
dieses  dem  Gläubiger  verfallen  ist;  immerhin  aber  kann  dabei,  zu- 
folge einer  Mehrdeutigkeit  des  Wörtchens  „l^ött",  noch  an  zweierlei 
gedacht  sein.  Einerseits  nämlich  konnte  man  ja  bei  jedem  Verkaufe 
von  Land  einen  „mäli'',  d.  h.  ein  Vorkaufsrecht  an  demselben  sich 
vorbehalten,  und  könnte  demnach  der  Verfasser  unserer  Stelle  allen- 
falls an  diese  Möglichkeit  gedacht  haben;  solchenfalls  wäre  diese 
dahin  zu  verstehen,  daß  bei  nicht  rechtzeitiger  Bezahlung  der  Schuld 
das  Eigentum  an  dem  belasteten  Lande  unter  allen  Umständen  auf 
den  Gläubiger  übergehen  solle,  und  insbesondere  auch  dann,  wenn 
der  Verkäufer  sich  etwa  vertragsweise  ein  Einlösungsrecht  vorbehalten 
haben  sollte,  daß  also  ein  derartiger  vertragsweiser  Vorbehalt  die 
regelmäßige  Wirkung  der  nicht  rechtzeitigen  Zahlung  nicht  aus- 
schließen solle.  Andererseits  können  aber  jene  Worte  auch  dahin 
ausgelegt  werden,  daß  im  Nichtzahlungsfalle  ein  für  allemal  das  be- 
lastete Land  zwar  dem  Gläubiger  zu  eigen  zufallen  solle,  jedoch  nur 
zu  resolutiv  bedingtem  Eigentume,  indem  auch  nach  dem  Verfalle 
dem  Schuldner  noch  ein  Wiedereinlösungsrecht  an  demselben  zustehe ; 
dieses  Einlösungsrecht  wäre  also  solchenfalls  als  ein  von  Rechts 
wegen  eintretendes  und  somit  keiner  besonderen  Verabredung  be- 
dürftiges bezeichnet  und  unser  Beisatz  dahin  zu  verstehen,  daß  im 
Mchtzahlungsfalle  zwar  das  Eigentum  an  dem  Lande  auf  den  Gläu- 
biger übergehen  solle,  jedoch  nicht  als  ein  unbeschränktes,  sondern 
nur  als  ein  durch  ein  Wiedereinlösungsrecht  des  Schuldners  be- 
lastetes. Damit  würde  sich  unser  Geschäft  der  später  noch  zu  be- 
sprechenden „mälajörö''  des  norwegischen  Rechtes  nähern,  zumal  in 
der  Gestalt,  in  welcher  die  GpL.  sie  zeigen,  und  wäre  gerade  damit 
•eine  weitere  und  zwar  sehr  charakteristische  Eigenschaft  für  dasselbe 
gewonnen,  welche  dasselbe  von  dem  veömäli  sehr  bestimmt  unter- 
scheiden und  zugleich  erklären  würde,  warum  die  Bedingungen  seiner 
Eingehung  diesem  letzteren  gegenüber  erleichtert  werden  konnten. 
Ich  halte  nun  die  letztere  Auslegung  des  Beisatzes  für  die  unbedingt 
richtige  und  zwar  zunächst  schon  darum,  weil  nur  unter  ihrer  Vor- 
aussetzung dessen  Beifügung  sich  rechtfertigt.  Daß  bei  dem  bedingten 
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Verkaufe,  welcher  in  unserem  Geschäfte  vorliegt,  ebensogut  wie  bei 
jedem  anderen  Verkaufe  von  Land  ein  Vorkaufsrecht  vorbehalten 
werden  konnte,  versteht  sich  von  selbst,  und  ebenso,  daß  ein  der- 
artiger Vorbehalt  hier  wie  anderwärts  den  Kigentumsübergang  auf 
den  Käufer  nicht  zu  hindern  vermochte,  da  ja  die  Ausübung  des 
Vorkaufsrechtes  dessen  vorgängiges  Erfolgen  gerade  umgekehrt  vor- 
aussetzt; über  beides  sich  auszusprechen  war  für  den  Verfasser  der 
Stelle  demnach  vollkommen  überflüssig,  wogegen  es  seinen  guten 
Sinn  hatte,  wenn  er  bemerkte,  daß  im  gegebenen  Falle  bei  nicht 
erfolgender  Zahlung  zwar  das  Eigentum  an  dem  bedingt  verkauften 
Lande  sofort  auf  den  Käufer  übergehe,  aber  nur  vorbehaltlich  eines 
dem  Verkäufer  verbleibenden  Vorkaufsrechtes,  da  ja  dieses  letztere 
sich  keineswegs  von  selbst  verstand  und  überdies  desselben  ander- 
weitig bei  Besprechung  unseres  Geschäftes  noch  nicht  gedacht 
worden  war.  Abgesehen  hiervon  dürfte  aber  auch  noch  der  weitere 
Umstand  für  dieselbe  Auslegung  sich  geltend  machen  lassen,  daß, 
wie  oben  bemerkt,  eben  nur  sie  befriedigend  zu  erklären  vermag", 
wie  man  dazu  kam,  unser  Geschäft  überhaupt  als  ein  gesondertes 
neben  den  veömäli  zu  stellen.  Wäre  nicht  das  Wiedereinlösungs- 
recht  des  Verkäufers  nach  eingetretenem  Verfall  des  Landes  für 
dieses  wesentlich,  so  würde  man  dasselbe  doch  wohl  unter  den  Be- 
griff des  veömäli  gestellt,  und  bei  diesem  einerseits  den  Satz,  daß 
bei  diesem  nicht  mehr  als  der  doppelte  Wert  der  Schuldsumme  dem 
Gläubiger  verfallen  dürfe,  nicht  für  wesentlich  erklärt,  und  anderer- 
seits die  Vornahme  der  lysfng  bei  Eingehung  des  Geschäftes  nur 
als  nützlich,  aber  nicht  als  notwendig  bezeichnet  haben.  —  Der  V oll- 
ständigkeit  wegen  mag  endlich  noch  bemerkt  werden,  daß  an  die 
Besprechung  unseres  Rechtsgeschäftes  in  der  Staöarhölsbök  sich  noch 
ein  paar  weitere  Sätze  anschließen,  welche  gleichfalls  noch  auf 
dieses  sich  beziehen  zu  wollen  scheinen,  obwohl  deren  Tragweite 
allerdings  über  dasselbe  hinausgreift;  es  wird  uns  nämlich  gesagt:^) 
„Hvarvetna  jiess  er  maör  ferr  elde  ok  arne  ä  annars  manns  land  ölof- 
at  til  ä  buöar,  ok  varöar  |)at  fjörbaugsgarö.  Ef  maör  göriz  heimild- 
armaör  of  land  at  brigöarmanne,  ok  varöar  l)at  fjörbaugsgarö ;  [tat 
er  stefnosök  tü  3.  l^'ngs,  ok  skal  kveöja  til  heimilisbüa  9  ä  l)ingi 
Jiess  er  söttr  er."  Damit  wird  also  zunächst  gesagt,  daß  derjenige, 
der  mit  Herd  und  Feuer  auf  fremden  Lande  aufzieht,  ohne  dazu  die 
Erlaubnis   erhalten   zu   haben,   mit  der  Landesverweisung  bestraft 
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werden  soll.  Auf  unser  Geschäft  angewendet  kann  sich  der  Satz 
entweder  auf  den  zweiten  Käufer  beziehen,  der,  natürlich  mit  wissent- 
licher Verletzung  des  besseren  Rechtes  des  ersten  Käufers,  das  von 
ihm  erkaufte  Land  bezieht,  oder  auch  auf  den  angeblichen  früheren 
Käufer,  welcher  auf  das  Land  aufzieht,  ohne  sich  als  solcher  aus- 
weisen zu  können,  oder  ehe  noch  der  Zahltag  für  seine  Forderung 
gekommen  ist ;  in  der  ersteren  Richtung  wird  damit  nur  wiederholt,, 
was  vorher  schon  bei  Besprechung  unseres  Geschäftes  in  etwas  an- 
deren Worten  gesagt  worden  war,  während  die  Stelle  in  der  zweiten 
Richtung  allerdings  das  vorher  Gesagte  vervollständigen  würde.  Aber 
selbstverständlich  beschränkt  sich  die  Anwendbarkeit  der  ausge- 
sprochenen Regel  keineswegs  auf  die  erwähnten  beiden  Fälle,  oder 
überhaupt  auf  unser  Geschäft;  sie  wird  anderwärts  in  unseren  beiden 
Rechtsbüchern  gegenüber  dem  Afterpächter  ausgesprochen,^)  welcher 
ohne  die  Zustimmung  des  Grundeigentümers  erholt  zu  haben  mit 
Feuer  und  Herd  auf  dem  Pachtlande  aufzieht,  und  muß  schon  der 
Allgemeinheit  ihrer  Wortfassung  nach  sich  ganz  gleichmäßig  auf 
alle  und  jede  Fälle  einer  widerrechtlichen  Besitznahme  fremden 
Landes  beziehen,  gleichviel  unter  welchen  Umständen  und  unter 
welchem  Vorgeben  sie  auch  erfolge.  In  ihrer  zweiten  Hälfte  bedroht 
die  Stelle  aber  auch  den  Mann  mit  der  Strafe  der  Landesverweisung, 
welcher  „heimildarmaör  of  land  at  brigöarmanne",  d.  h.  Gewährs- 
mann des  Vindizierenden  in  Bezug  auf  das  vindizierte  Land  werde. 
Damit  kann  kaum  etwas  anderes  gemeint  sein,  als  daß  der  Ver- 
käufer von  Land  dieser  Strafe  dann  verfallen  solle,  wenn  sich  im 
Verlaufe  des  Prozesses  herausstellt,  daß  er  dasselbe  Land,  welches 
er  dem  besitzenden  Beklagten  verkauft  hatte,  auch  dem  Kläger 
seinerseits  schon  vorher  verkauft  gehabt  hatte,  und  somit  auch 
diesem  zur  Gewährschaftsleistung  verpflichtet  war.  Auch  dergleichen 
konnte,  zwar  nicht  bloß  bei  unserem  Geschäfte,  aber  doch  auch  bei 
unserem  Geschäfte  vorkommen ;  soweit  unsere  Stelle  dieses  letztere 
im  Auge  hat,  wiederholt  sie  aber  gleichfalls  wieder  nur,  was  schon 
bei  der  Besprechung  dieses  Geschäftes  selbst  mit  den  Worten 
„ok  svä  hinom  er  selde",  nur  freilich  weit  kürzer,  ausgesprochen 
worden  war. 

Endlich  wird  aber  in  unserem  jüngeren  Rechtsbuche  im  Zu- 
sammenhange mit  dem  veö  und  mäli  noch  ein  weiteres  Rechtsver- 
hältnis besprochen,  welches  im  Grunde  mit  beiden  sehr  wenig  zu 


^)  Konüngsbök,  219/135- 
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tun  hat.  ^)  Dasselbe  wird  dahin  beschrieben,  daß  jemand  ihm  ge- 
höriges Land  auf  einen  anderen  überträgt,  mit  der  Auflage,  daß  auf 
diesem  Lande  die  Verpflichtung  ruhen  solle, '  sei-  es  nun  den  Über- 
tragenden se]l)st  oder  auch  eine  beliebige  andere  Person,  für  deren 
Unterhalt  dieser  sorgen  will,  insolange  zu  verpflegen,  als  derselbe 
solcher  Verpflegung  bedürftig  ist.  Man  sagt  in  solchem  Falle,  daß 
„omaga  e}'rir  skyli  f  l)vi'  landi  Hggja",  oder  „at  mal  dag i 
var  görr  i  landit",  und  für  die  Eingehung  des  Geschäftes  braucht 
man  den  Ausdruck  „at  finna  land  meö  ömaganum"  oder  „at 
finna  fc  meö  ö  mag  an  um".  Wird  nun  von  dem  Erwerber  des 
Landes  die  von  ihm  übernommene  Verpflichtung  nicht  gebührend 
erfüllt,  indem  er  die  betreffende  Person  entweder  überhaupt  nicht 
so  lange  alimentiert,  als  sie  der  Alimentation  bedarf,  oder  doch  nur 
so  schleclit,  daß  die  ihr  gereichte  Verpflegung  sich  als  gänzlich  un- 
zureichend erweist,  so  mag  sofort  gegen  ihn  als  den  Inhaber  des 
Landes  (er  lyritt  hefir  fyrir  landinu)  auf  Herausgabe  des  Landes  (  til 
brigöar  of  landit)  geklagt  werden,  eine  Bestimmung,  welche  zu  er- 
kennen gibt,  daß  ein  selbständiges  Recht  an  dem  belasteten  Lande 
mit  dem  Vertragsabschlüsse  sofort  auf  den  Ubernehmer  übertragen 
werden  wollte.  Klagsberechtigt  ist  dabei  zunäclist  derjenige,  welcher 
das  Gut  für  den  Unterlialt  des  Bedürftigen  hergegeben  hat,  bzw. 
dessen  Erbe;  eventuell,  wenn  nämlich  dieser  nicht  zur  Stelle  oder 
auch  nicht  zur  Anstellung  der  Klage  geneigt  ist,  derjenige,  welcher 
die  Alimentation  des  Bedürftigen  zunächst  zu  übernehmen  hätte  (er 
stendr  til  framfcerzlunarj ;  subeventuell  aber,  wenn  auch  ein  solcher 
aus  irgend  welchem  Grunde  nicht  eintritt,  derjenige,  welcher  sich 
zunäclist  bereit  zeigt,  dem  Pfleglinge  zu  Hilfe  zu  kommen.  Doch 
mag  auch  der  Pflegebedürftige  selber  klagen,  und  zwar  auch  dann, 
wenn  er  das  belastete  Gut  nicht  seinerseits  hingegeben  hatte,  vor- 
ausgesetzt nur  einerseits,  daß  er  zur  Verwaltung  seiner  eigenen  An- 
gelegenheiten befähigt  ist  (ef  hann  kann  räöa  til  fulls  eyris),  also 
unter  keinerlei  Vormundschaft  steht,  und  andererseits,  daß  keiner 
der  vorher  aufgezählten  Klagsberechtigten  ihm  mit  der  Klagestellung 
zuvorgekommen  ist.  Durch  die  beim  Vertragsabschlüsse  zugezogenen 
Zeugen,  oder  wenn  diese  nicht  mehr  zu  Gebote  stehen,  durch  fünt 
landbüar,  hat  der  Kläger  darzutun,  daß  wirklich  ein  Vertrag  der 
hier  in  Frage  stehenden  Art  abgeschlossen  worden  sei,  und  weiterhin 
ist  durch  fünf  heimilisbüar  des  Pflegebedürftigen  festzustellen,  wie  es 


^)  S  t  a  Ö  a  r  h  ü  1  s  b  6  k  ,  402/444. 
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mit  der  Verpflegung  stand ;  der  Beklagte  nämlich  kann  sich,  wenn 
jene  erstere  Beweisführung  dem  Kläger  gelungen  ist,  diese  fünf 
heimilisbüar  als  bjargkviör  darüber  berufen,  daß  der  von  ihm  dem 
Pfleglinge  gebotene  Unterhalt  gut  genug  gewesen  sei,  daß  dieser 
mit  ihm  hätte  wohl  zufrieden  sein  können,  wenn  er  ihn  nur  mit 
gutem  Willen  und  nach  dem  Maße  seiner  Verstandeskräfte  hätte  an- 
nehmen mögen,  ^)  und  daß  derselbe  den  Vertragsbedingungen  voll- 
kommen entsprochen  habe,  so  daß  der  Pflegling  ganz  ohne  Not  und 
lediglich  aus  freiem  Willen  seinen  Pfleger  verlassen  habe.  Gelingt 
nun  jener  Klagsbeweis  und  wird  dieser  Einredebeweis  nicht  oder 
doch  ohne  günstigen  Erfolg  unternommen,  so  hat  das  Urteil  dahin 
zu  lauten,  daß  die  Alimentation  des  Pflegebedürftigen  auf  dem  Lande 
ruhe,  und  ist  das  Land  samt  dieser  seiner  Last  demjenigen  zuzuer- 
kennen, welcher  diesem  gegenüber  der  nächste  Alimentationspflichtige 
ist.  Eine  kleine  Textesänderung,  welche  in  der  Stelle  nötig  ist,  hat 
bereits  Vilh.  Einsen  richtig  vorgenommen,  nämlich  die  Einschaltung 
des  in  der  Hs.  fehlenden  Wörtchens  „til"  in  dem  Satze  „jieim  manne 
er  til  varöveizlo  stendr";  verkehrt  ist  dagegen  jedenfalls,  wenn  pörör 
Sveinbjörnsson  in  seiner  lateinischen  Ubersetzung  '■^)  ohne  weiteres 
ein  dem  Beklagten  günstiges  Verdikt  über  die  Beschaffenheit  der 
Alimentation  als  ergangen  voraussetzt  und  demzufolge  das  Urteil 
auf  Belassung  des  Landes  und  der  Alimentationspflicht  bei  diesem 
lauten  läßt,  was  sich  schon  daraus  ergibt,  daß  erst  hinterher  gesagt 
wird,  wenn  der  Beklagte  in  der  Verpflegungsfrage  seinen  Einrede- 
beweis richtig  erbringe,  habe  der  Vertrag  trotz  der  klägerischen  Be- 
weisführung in  Kraft  zu  bleiben,  und  brauche  das  Land  nicht  heraus- 
gegeben zu  werden  (brigöe  ok  eigi  land).  Ob  nun  aber  das  Land 
bei  regelmäßigem  Verlaufe  des  Geschäftes  an  den  Veräußerer  zu- 
rückfiel, wenn  die  vertragsmäßig  ausbedungene  Alimentationszeit 
verstrichen  war,  oder  ob  dasselbe  nach  deren  Ablauf  als  unbelastetes 
Eigentum  dem  Empfänger  verblieb,  wird  uns  nicht  ausdrücklich  ge- 
sagt, obwohl  gerade  von  diesem  Umstände  der  Charakter  des  Ge- 
schäftes sehr  wesentlich  abhängt.  Für  die  letztere  Annahme  ließe 
sich  zunächst  gerade  dieses  Schweigen  unseres  Rechtsbuches  an- 
führen, soferne  man  ja  erwarten  könnte,  des  Rückforderungsrechtes 
nach  verstrichener  Alimentationsfrist  in  diesem  gedacht  zu  sehen, 


^)  „sem  hann  hefir  vit  til  batz",  wobei  batz  für  bazt  zu  stehen  scheint;  vgl. 
GuÖbrandr  Vigfüsson,  s.  v.  betri, 
-)  Bd.  II,  S.  251  der  Quartausgabe. 
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falls  ein  solches  überhaupt  bestanden  hätte,  und  kcinnte  man  in 
gleicher  Richtung  etwa  auch  noch  die  weitere  Tatsache  geltend 
machen,  daß  auch  sonst  mehrfach  von  einem  vertragsweisen  Hin- 
geben von  Gut  gegen  die  Verpflichtung  zur  Alimentation  eines 
Pflegebedürftigen  in  einer  Weise  gesprochen  wird,  welche  das  Ver- 
bleiben des  Gutes  bei  dem  Empfänger  voraussetzt,  wenn  dieser  nur 
der  übernommenen  Alimentationspflicht  gehörig  nachkommt;  so 
beim  arfsal  oder  arftak,  ^)  bei  dem  selja  ömaga  af  hendi  ser  meö 
fc  -)  und  bei  dem  barnföstr.^)  Indessen  sind  doch  beide  Argumente 
keineswegs  von  zwingender  Art;  vielmehr  läßt  sich  das  Fehlen  jeder 
auf  ein  Rückforderungsrecht  bezüglichen  Bestimmung  auch  ganz 
wohl  durch  die  Annahme  erklären,  daß  dieses  als  sell)stverständlich 
galt  und  in  den  Formen  des  gewöhnlichen  Vindikationsprozesses 
geltend  zu  machen  war,  und  das  anderweitige  Vorkommen  von  Ge- 
schäften, bei  welchen  der  Übernahme  von  Alimentationspflichten 
die  Hingabe  von  Gut  zu  bleibendem  Eigentume  gegenüberstand, 
schließt  denn  doch  die  Möglichkeit  nicht  aus,  daß  in  unserem  Falle 
die  Gegenleistung  auch  wohl  nur  in  der  Ubergabe  von  Gut  zu  vor- 
übergehendem Rechte  bestehen  konnte.  In  der  Tat  scheint  mir 
eine  eingehendere  Betrachtung  des  Wortlautes  unserer  Stelle  zur 
Auslegung  derselben  im  letzteren  Sinne  hinzudrängen.  Dieselbe  be- 
ginnt nämlich  mit  den  Worten:  „Nu  fiör  maör  land  meö  ser,  eöa 
)jeim  manne  er  hann  vill  annkvista,  enda  maelir  hann  svä,  at  ömaga 
eyrir  skyli  i  \wi  landi  liggja,  meöan  hinn  |iarf  framförslo"  usw.,  und 
sie  stellt  dabei  zwei  Voraussetzungen  für  unser  Geschäft,  welchen 
gegenüber  andere,  verwandte  Geschäfte  sich  nicht  gleichmäßig  ver- 
halten. Die  eine,  nämlich  das  „finna  fe  meö  manne",  kehrt  ganz 
gleichmäßig  auch  bei  allen  jenen  Geschäften  wieder,  bei  welchen 
die  Gegenleistung  für  die  Übernahme  einer  Alimentationspflicht  in 
der  Hingabe  von  Land  zu  bleibendem  Eigentume  besteht,*)  da  es 
sich  bei  ihr  eben  nur  um  das  Hingeben  von  Land  handelt,  ohne 
daß  dabei  gesagt  wird,  zu  welchem  Rechte  dieses  erfolgt.  Die  an- 
dere Voraussetzung  besteht  dagegen  in  der  Verabredung,  daß  der 
„ömagaeyrir"  nur  so  lange  auf  dem  Lande  ruhen  solle,  als  der  zu 
Verpflegende  der  Verpflegung  bedarf   Dabei  kann  unter  dem  ömaga- 

^)  vgl.  Z.B.  Konüngsbök,  127/247 — 49  und  137/17;  S  ta  ö  a  r  h  6  1  s  b  6  k  ,  67/ 
-85 — 87;  74/99;  77/100—101;  96/118. 

^)  Konüngsbök,  135/17— 18;  S  t  a  Ö  a  r  h  6  1  s  b  6  k  ,  95/127 — 28  und  96/128 
^)  Konüngsbök,  141/22;  S  t  a   a  r  h  6  1  s  b  o  k  ,  103/133 — 34. 
vgl.  Staöarhölsbok,  95/127. 
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eyrir,  d.  h.  Pfleglingsgute,  natürlich  nicht,  wie  sonst  zumeist,^)  Mündel- 
gut verstanden  werden,  also  das  Gut,  welches  einem  ömagi  oder 
Unmündigen  gehört,  sondern  vielmehr  das  auf  die  Verpflegung  des 
Bedürftigen  zu  verwenden  ist,  also  das  zum  Unterhalte  des  Hilfs- 
bedürftigen zu  dienen  bestimmte  Gut;  ein  Gebrauch  des  Wortes, 
welcher  nach  dessen  sprachlicher  Grundbedeutung  ganz  ebensogut 
zulässig  ist  wie  jener  erstere.  Die  zweite  Voraussetzung  unseres  Ge- 
schäftes besteht  also  gerade  darin,  daß  die  Belastung  des  Landes 
nur  so  lange  dauern  soll,  als  der  Pflegling  der  Verpflegung  bedarf, 
und  in  ihr  haben  wir  doch  wohl  das  charakteristische  Merkmal  zu 
suchen,  welches  unser  Geschäft  von  allen  anderen  Geschäften  unter- 
scheidet, mit  welchem  dasselbe  jene  erste  Voraussetzung  gemein  hat; 
dabei  werden  wir  aber,  wenn  auch  der  strenge  Wortlaut  der  Stelle 
nur  die  Dauer  der  Belastung  des  Landes  von  der  Dauer  der  Ver- 
pflegungsbedürftigkeit des  ömagi  abhängig  machte,  immerhin  an- 
nehmen dürfen,  daß  stillschweigend  auch  die  Dauer  des  Besitzrechtes 
des  Empfängers  durch  die  Dauer  der  Belastung  des  Landes  begrenzt 
werden  wollte,  da  ja  dieses  Land  eben  nur  in  Anbetracht  jener  Be- 
lastung auf  den  Empfänger  übertragen  worden  war,  und  da  außer- 
dem der  bloße  Satz,  daß  der  ömagaeyrir  nur  so  lange  das  Land  be- 
lasten solle,  als  ein  Bedürfnis  nach  Verpflegung  bestehe,  doch  allzu 
selbstverständlich  ist,  als  daß  er  ohne  weiteren  Nebengedanken  hätte 
ausgesprochen  werden  können.  —  Geht  man  aber  von  dieser  Aus- 
legung des  Geschäftes  aus,  so  konstruiert  sich  dasselbe  folgender- 
maßen. Derjenige,  der  für  den  Unterhalt,  sei  es  nun  seiner  selbst 
oder  eines  anderen  zu  sorgen  beabsichtigt,  schließt  mit  einem  Dritten 
einen  Vertrag  dahin  ab,  daß  dieser  letztere  gegen  die  Hingabe  von 
Land  für  die  Dauer  der  Verpflegungsbedürftigkeit  seinerseits  ^die 
Verabreichung  des  Unterhaltes  übernimmt;  insoweit  also  liegt  le- 
diglich ein  Ahmentationsvertrag  vor,  bei  welchem  die  Gegenleistung 
in  der  relativ  bedingten  Übertragung  des  Eigentumes  an  einer  Liegen- 
schaft besteht,  und  hat  das  Geschäft  demnach  mit  dem  Pfandrechte 
an  sich  ganz  und  gar  nichts  zu  tun.  Allerdings  gewährte  der  Um- 
stand, daß  die  Alimentationspflicht  auf  dem  übergebenen  Gute  ruhte, 
und  daß  dieses  somit  dem  Übernehmer  wieder  abgenommen  werden 
konnte,  wenn  er  dem  Pfleglinge  den  ihm  gebührenden  Unterhalt 

^)  z.  B.  Konüngsbök,  118/222;  Staöarhölsbök,  58/66;  Konüngsbök, 
118/226 — 27;  Staöarhölsbök,  59/70 — 71;  dann  Konüngsbök,  259/2 II  und 
212;  Staöarhölsbök,  44/54  und  45/55;  Skälholtsbök,  33/50  und  51.  Vgl. 
auch  G|)L.  115  und  Fr|)L.  IX,  22 — 23  und  28. 
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nicht  reichte,  um  demjenigen  übergeben  zu  werden,  welcher  als 
Nächstverpflichtetcr  die  Alimentation  zu  übernehmen  hatte,  eine  ge- 
wisse Sicherheit  für  die  richtige  Leistung  der  Alimentation,  und 
überdies  hatte  der  Hcimfall  des  belasteten  Gutes  an  seinen  ursprüng- 
lichen Herrn,  welcher  beim  Aufhören  des  Verpflegungsbedürfnisses 
stattfand,  eine  gewisse  Ähnlichkeit  mit  dem  Freiwerden  des  Pfand- 
objektes vom  i^fandnexus  beim  Falle  der  Heimzahlung  der  l'fand- 
schuld;  aber  doch  ist  diese  letztere  Ähnlichkeit  nur  eine  höchst 
oberflächliche,  und  jene  Sicherheitsgewährung  ist  eben  doch  von 
ganz  anderer  Art  als  die  beim  Pfandvertrage  gebotene.  Nicht  der- 
jenige, welcher  die  Alimentationspflicht  übernimmt,  bestellt  in  un- 
serem Falle  die  Sicherheit  für  deren  Erfüllung,  sondern  derjenige, 
auf  dessen  Wunsch  jene  Verpflichtung  übernommen  wird,  so  daß 
also  nicht  etwa  der  Schuldner  für  die  Einhaltung  seiner  Verbind- 
lichkeit Sicherheit  leistet,  sondern  vielmehr  der  Gläubiger  umgekehrt 
den  Schuldner  zur  Übernahme  und  Erfüllung  seiner  Verbindlichkeit 
zu  bestimmen  und  zu  befähigen  sucht,  daß  er  ihm  die  Mittel  für 
seine  Schadloshaltung  gewährt,  und  die  Bedeutung  einer  Sicher- 
stellung der  Vertragserfüllung  ist  somit  in  unserem  Falle  bei  der 
Hingabe  des  Gutes  keineswegs  in  erster  Linie  maßgebend,  da  diese 
vielmehr  zunächst  nur  als  eine  Gegenleistung  für  die  vom  Empfänger 
übernommene  Verpflichtung  aufzufassen  ist.  Nur  insofern,  als  die 
drohende  Gefahr,  das  Gut  außerdem  zu  verlieren,  den  Empfänger 
allenfalls  zur  redlichen  Erfüllung  seiner  Verpflichtungen  bestimmen 
kann  und  überdies  dafür  gesorgt  ist,  daß  im  Falle  der  Nichterfüllung 
seiner  Pflicht  dieses  Gut  ihm  entzogen  und  auf  einen  anderen  über- 
tragen werde,  welcher  nun  seinerseits  die  entsprechende  Leistung  zu 
übernehmen  hat.  Weit  näher  als  die  Vergleichung  mit  der  Ver- 
pfändung läge  im  Grunde  die  mit  demjenigen  Gute,  welches  zu  be- 
stimmten Zwecken  gestiftet  wird.  Die  kirkjumäldagar  zeigen  in  der 
Tat  sehr  häufig  die  Verpflegung  einer  gewissen  Zahl  von  Klerikern 
nicht  nur,  sondern  auch  von  ömagar  auf  den  Kirchenbesitz  gelegt, 
und  allenfalls  auch  als  „afskyld",  d.  h.  Abgabe  dieses  letzteren  be- 
zeichnet;^) mag  sein,  daß  die  nur  vorübergehende  Natur  der  Be- 
lastung des  Landes  in  unserem  Falle  die  Anwendung  dieses  letzteren 
Begriffes  auszuschließen  schien,  und  daß  für  die  Zusammenstellung 
unseres  Rechtsgeschäftes  mit  dem  veömäli  und  mäh  neben  jenen 
ziemlich  entfernten  Ähnlichkeiten  auch  noch  der  weitere  Umstand 


^)  Diplom,  island.  I,  62/273;  69/282;  1 02/402. 


§  5-    Der  gemeinsame  Ausgangspunkt  d.  älteren  norweg.  u.  isländ.  Pfandrechtes. 

in  Betracht  kam,  daß  hier  wie  dort  eine  landsbrigö,  d.  h.  eine  Vindi- 
kation von  Land  gegenüber  einem  Besitzer  vorkommen  konnte, 
dessen  Besitz  doch  auf  einen  rechtmäßigen  Titel  gestützt  gewesen 
war.  Da  gerade  von  dieser  Vindikation  her  der  gesamte  Abschnitt, 
in  welchem  jene  Rechtsgeschäfte  behandelt  werden,  als  Landabrigöis 
|)ättr  bezeichnet  wurde,  ^)  kann  in  der  Tat  dieser  letztere  Umstand 
genügt  haben,  um  unser  Rechtsgeschäft  in  denselben  hineinzubringen; 
als  eine  Nebenbildung  des-  veömäli  werden  wir  dasselbe  aber  nur  in 
noch  entfernterem  Sinne  bezeichnen  dürfen,  als  dies  bei  den  beiden 
zuvor  besprochenen  Geschäften  angegangen  war. 


§  5.   Der  gemeinsame  Ausgangspunkt  des  älteren  norwegischen 
und  isländischen  Pfandrechtes. 

In  den  älteren  isländischen  sowohl  als  norwegischen  Rechts- 
büchern haben  wir  zunächst  eine  Gestaltung  des  veömäli  vorge- 
funden, vermöge  deren  das  veö  im  Falle  der  nicht  rechtzeitigen 
Heimzahlung  der  Schuld  dem  Gläubiger  verfiel.  Allerdings  war 
diesem  Verfallen  desselben  nach  isländischem  Rechte  in  gewissem 
Sinne  eine  Wertgrenze  gezogen,  von  welcher  das  norwegische  Recht 
nichts  wußte;  indessen  dürfen  wir  diese  Differenz  hier  außer  Be- 
tracht lassen,  da  wir  jene  Beschränkung  auf  eine  spätere  Umgestal- 
tung zurückführen  konnten,  welcher  gegenüber  die  norwegischen 
Provinzialrechte  das  ältere  Recht  unverändert  festhielten.  Insoweit 
ist  es  vollständig  gerechtfertigt,  wenn  Aubert^)  den  veömäli  unter 
den  Gesichtspunkt  einer  suspensiv  bedingten  Eigentums- 
übertragung bringt;  indessen  dürfte  doch  diese  Auffassung  des- 
selben, und  zumal  deren  Verhältnis  zu  der  pfandrechtlichen  Ver- 
wertung des  Geschäftes,  noch  einer  eingehenderen  Erörterung  be- 
dürfen. An  und  für  sich  hat  nämlich  die  suspensiv  bedingte  Eigen- 
tumsübertragung ganz  und  gar  nicht  notwendig  pfandrechtHche  Be- 
deutung; sie  gewinnt  solche  vielmehr  nur  unter  der  doppelten  Vor- 
aussetzung, daß  der  Eigentumsübergang  suspensiv  an  die  Nichtzahlung 
einer  Schuld  geknüpft  erscheint  und  daß,  was  mit  dieser  Tatsache 


^)So  StaÖarhölsbök,  435/506;  vgl.  die  Überschrift  in  Konüngsbök, 
172/76  und  AM.  315.  fol.  D. 

2)  ang.  O.,  S.  49  und  öfter. 
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in  Zusammenhang  zu  stehen  pflegt,  jene  bedingte  Eigentumsüber- 
tragung zu  dem  Zwecke  erfolgte,  um  einer  Schuldforderung  größere 
Sicherheit  zu  verschaffen.  Dabei  mag  wieder  in  verschiedener  Weise 
verfahren  werden,  indem  der  Gläubiger  für  den  Fall  der  Nichtzahlung 
der  Schuld  entweder  austritt  dieser  Zahlung  das  veö  zu  eigen  erhalten 
kann,  oder  aber  das  veö  ihm  unter  dieser  Voraussetzung  zu  eigen 
zufallen  mag,  während  doch  sein  Forderungsrecht  auf  die  Schuld- 
summe trotzdem  ungeschmälert  fortbesteht.  Wenn  z.  B.  nach  GI)L. 
41  der  Pächter  einer  Kuh  für  diese  die  volle  Gefahr  tragen  und  das 
Tier  nach  Ablauf  der  vertragsmäßigen  Pachtzeit  unbedingt  zurück- 
erstatten soll,  und  dann  beigefügt  wird:  ,,nü  er  sü  kyr  dauö,  en  hann 
ätte  veö  i  annarre,  |)ä  skal  hann  |)ä  hafa  fyrir  sfna  kü,  |)vi'at  kyr 
skal  i  kyrstaö  koma*',  so  ist  damit  ganz  unzweideutig  die  erstere 
Gestaltung  des  Geschäftes  bezeichnet;  wenn  dagegen  die  EI)L.  I,  48 
bei  Besprechung  des  Grabkaufes  verfügen :  „veö  skal  leggja  preste 
hälfu  meira,  en  legrkaup  er  til,  ok  hafa  leyst  üt  at  sjaund,  elligr  er 
forveöja;  heimti  prestr  at  tv^äro  skuld  si'na",  so  ist  damit  ganz  ebenso 
zweifellos  die  zweite  gekennzeichnet.  Im  ersteren  Falle,  und  es  ist 
dies  der  im  isländischen  Rechte  ausnahmslos,  im  norwegischen  aber 
wenigstens  regelmäßig  eintretende,  wird  also  dem  Gläubiger  seine 
Forderung  unmittelbar  sichergestellt,  indem  man  ihm  für  den  Fall 
ihrer  Nichtentrichtung  das  Eigentum  an  einer  bestimmten,  deren 
Wert  etwa  deckenden  Sache  einräumt;  im  zweiten  Falle  dagegen 
ist  seine  Sicherung  eine  mittelbare,  indem  ihm  für  den  Fall  der 
Nichtbefriedigung  seiner  Forderung  unabhängig  von  deren  P^ortbe- 
stand  der  strafweise  Verfall  des  Eigentumes  an  einer  bestimmten 
Sache  zugesichert  wird,  so  daß  also  dort,  wenn  auch  nicht  rechtlich, 
so  doch  tatsächlich  gewissermaßen  die  Anweisung  eines' vermeintlich 
genügenden  Exekutionsmittels,  hier  aber  eine  ausgiebige  und  in 
Bezug  auf  ihre  Erhebung  genügend  sicher  gestellte  Konventional- 
strafe vorliegt.  Im  einen  wie  im  anderen  Falle  läßt  sich  der  veö- 
mäli  allenfalls  unter  den  pfandrechtlichen  Gesichtspunkt  stellen,  so- 
ferne  hier  wie  dort  das  an  dem  veö  begründete  Recht  auf  die 
Sicherstellung  einer  bereits  anderweitig  begründeten  Schuldforderung 
abzielt.  Aber  im  einen  wie  im  anderen  Pralle  ist  die  Durchführung 
des  pfandrechtlichen  Gedankens  unserer  modernen  Auffassung  gegen- 
über eine  ziemlich  unvollständige,  indem  hier  wie  dort  zwischen  dem 
Werte  des  veö  und  dem  Betrage  der  Forderung,  welche  durch  das- 
selbe gesichert  werden  soll,  keine  Ubereinstimmung  besteht,  und  in 
dem  zuletzt  besprochenen  Pralle  überdies  der  Verfall  des  veö  sogar 
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den  Fortbestand  der  Schuldforderung  ihrem  vollen  Umfange  nach 
unverändert  läßt,  soferne  ja  das  veö  hier  nicht  für  die  Forderung, 
sondern  für  die  neben  ihr  herlaufende  Konventionalstrafe  haftet. 
Da  auch  in  den  Fällen,  in  welchen  das  veö  zunächst  nur  als  Ersatz 
der  Forderung  angewiesen  wdrd,  dessen  Wert,  wenn  auch  nicht  not- 
wendig, so  doch  regelmäßig  den  Betrag  der  Pfandschuld  sehr  er- 
heblich zu  übersteigen  pflegt,  kommt  überdies  auch  bei  ihnen  der 
Gesichtspunkt  einer  Konventionalstrafe  zumeist  wenigstens  nebenbei 
mit  in  Betracht,  so  daß  die  beiden  oben  prinzipiell  geschiedenen 
Kategorien  von  Fällen  tatsächlich  keineswegs  scharf  voneinander  ge- 
trennt liegen. 

Wenn  nun  aber  die  suspensiv  bedingte  Eigentumsübertragung 
ganz  und  gar  nicht  notwendig  pfandrechtliche  Bedeutung  zu  haben 
braucht,  so  fragt  sich,  ob  dieselbe  auf  dem  Gebiete  des  altnordischen 
Rechtes  wirklich  auch  in  anderer  Verwendung  vorkommt,  und  ob 
die  Bezeichnung  veö,  veömäU  auch  auf  ihre  anderweitigen  Gestal- 
tungen wenigstens  in  einigem  Umfange  noch  Anwendung  findet. 
Da  haben  wir  nun  nicht  zwar  im  isländischen,  wohl  aber  im  nor- 
wegischen Rechte  wirklich  einen  einschlägigen  Fall  vorgefunden  und 
zwar  in  dem,  w^as  über  den  veöjanardömr  oder  veöjaöardömr  berichtet 
wird.^)  Nachdem  an  den  Untergerichten  ein  endgültiges  Urteil  nicht 
zu  erzielen  gewesen  war  und  somit  die  Streitteile  gezwungen  sind, 
ihren  Zug  an  das  höhere  Gericht  zu  nehmen,  sollen  die  Richter  im 
Untergerichte,  welche  sich  für  den  einen  und  für  den  anderen  Streit- 
teil erklärt  haben,  „veöja'',  indem  sie  je  zwei  Unzen  Silbers  in  die 
dritte  Hand  niederlegen;  von  dem  Erfolge  der  Verhandlung  im  Ober- 
gerichte hängt  aber  sodann  ab,  welcher  von  beiden  Teilen  die  beider- 
seits deponierten  Beträge  erhält,  während  eben  damit  zugleich  auch 
entschieden  ist,  daß  der  Prozeßgegner  in  der  Hauptsache  sachfällig 
wdrd,  und  daß  diejenigen  Richter,  welche  sich  im  Untergerichte  für 
ihn  erklärt  haben,  für  „misdceme  sitt"  eine  Geldbuße  an  die  Krone 
zu  entrichten  haben.  Eine  suspensiv  bedingte  Eigentumsübertragung 
liegt  augenscheinlich  auch  in  diesem  Falle  vor,  und  die  hier  vorge- 
sehene Niederlegung  des  Geldes,  welches  deren  Gegenstand  bildet, 
in  unparteiische  Hand  erklärt  sich  sehr  einfach  daraus,  daß  in  diesem 
Falle  vollkommen  gleichmäßig  ungewiß  ist,  welchem  von  beiden 
Teilen  die  deponierte  Doppelsumme  seinerzeit  zufallen  oder  nicht 
zufallen  werde;  aber  die  Bedingung,  von  deren  Eintritt  oder  Nicht- 


1)  GJ)L.  266  und  269;  FrJ)L.  X,  15  und  XII,  8.    [Vg\.  oben  S.  349  — 52.] 
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eintritt  die  Übertragung  des  Kigentumes  auf  den  einen  oder  anderen 
Teil  abhängig  gestellt  ist,  besteht  hier  nicht  in  der  Nichtzahlung 
einer  bestimmten  Schuld,  sondern  in  dem  Gewinne  oder  Verluste 
eines  bestimmten  Rechtsstreites,  und  es  handelt  sich  bei  der  Be- 
stellung des  veö  im  gegebenen  Falle  ganz  und  gar  nicht  um  das 
Bestreben,  für  eine  unabhängig  von  derselben  bereits  bestehende 
Forderung  Realsicherheit  zu  gewähren,  vielmehr  liegt  hier  eine  solche 
Forderung  vor  der  Bestellung  des  veö  gar  nicht  einmal  vor.  Unter 
den  Gesichtspunkt  einer  Verpfändung  läßt  sich  hiernach  die  Depo- 
nierung der  Geldsumme  nicht  bringen,  wenn  wir  anders  unseren 
modernen  Begriff  des  Pfandrechtes  festhalten  wollen,  und  selbst  der 
Begriff  einer  Konventionalstrafe  scheint  auf  unseren  Fall  nicht  recht 
passen  zu  wollen,  da  einerseits  das  veöfe  von  der  wegen  des  mis- 
dcemi  zu  entrichtenden  Buße  ganz  getrennt  gehalten  wird,  und  an- 
dererseits dessen  Deponierung  nicht  vor,  sondern  nach  dem  Fällen 
des  untergerichtlichen  Urteilsspruches  erfolgt.  Vielmehr  liegt  ledig- 
lich eine  Wette  vor,  indem  jede  der  beiden  Parteien  im  Gerichte 
recht  geurteilt  zu  haben  behauptet,  und  für  den  P^all,  daß  ihre  Be- 
hauptung sich  als  unrichtig  erweisen  würde,  sich  dem  Verluste  der 
Wettsumme  zugunsten  des  Gegners  unterwirft. 

Weit  bunter  noch  gestaltet  sich  der  Gebrauch  des  veö,  wenn 
wir  uns  von  den  Rechtsbüchern  weg  zu  den  geschichtlichen 
und  mythologischen  Quellen  wenden.  Zuweilen  wird  der 
Ausdruck  allerdings  auch  in  diesen  von  Geschäften  gebraucht,  welche 
einen  durchaus  pfandrechtlichen  Charakter  zeigen,  wie  etwa,  wenn 
von  l)ürölfr  Kveldülfsson  erzählt  wird,  daß  er,  um  größere  Geld- 
summen aufzubringen,  von  seinen  Ländereien  in  Norwegen  einige 
verkauft  und  andere  als  veö  bestellt  habe ;  ^)  oder  wenn  wir  von 
einigen  dänischen  Herren  hören,  daß  sie  zu  gleichem  Behufe  ihre 
Besitzungen  teils  verkauften,  teils  als  veö  setzten ;  -)  wenn  einige 
Kleriker,  welche  gezwungen  sind,  in  der  P>emde  ein  Darlehen  auf- 
zunehmen, dafür  ihnen  anvertraute  päpstliche  Bullen  „at  \'eöi" 
setzen;'^)  wenn  ferner  in  Norwegen  Gyrör  skjälgi  sein  gesamtes  Ver- 
mögen „at  veöi"  leitete,  um  dem  gefangenen  Dagfinnr  durch  Ver- 


^)  Eigla,  18/34:  J)örölfr  seldi  jarfiir  si'nar,  en  sumar  vei^setti  hann  (9.  Jahr- 
hundert). 

2)  Knytlinga,  68/293:  J)eir  seldu  ok  jarÖir  si'nar,  en  sumar  ve(^scttu  jicir 
(II.  Jahrhundert). 

^)  Sverris  s.,  128/302 — 3  ( 1 2.  Jahrhundert). 
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bürgung  für  sein  Wohlverhalten  das  Leben  zu  retten,  ^)  oder  wenn 
wenig  später  K.  Christoph  von  Dänemark  dem  K.  Häkon  gamH  die 
Landschaft  Halland  „at  veöi"  oder  „at  veömäla"  setzt  für  die  Er- 
füllung gewisser  pekuniärer  Verbindlichkeiten ;  ^)  wenn  auf  Island, 
wie  schon  gelegenthch  bemerkt,  Sighvatr  Sturluson  dem  Priester 
Runölfr  seinen  Hof  zu  Sauöafell  darum  „i  veö"  gibt,  weil  dieser 
für  ihn  den  Kaufpreis  des  von  ihm  erkauften  Hofes  zu  Grund  be- 
zahlt hat  •'')  u.  dgl.  m.  Aber  schon  in  derartigen  Fällen  wird  hin 
und  wieder  über  den  technischen  Begriff  einer  Verpfändung  inso- 
ferne  hinausgegangen,  als  zum  Gegenstande  eines  veömäli  Dinge 
gemacht  werden,  welche  ein  Pfandrecht  im  eigentlichen  Sinne  des 
Wortes  gar  nicht  zulassen.  In  der  jüngeren  Edda  wird  z.  B.  er- 
zählt,*) daß  der  Fenrisülfr  sich  nur  unter  der  Bedingung  von  den 
^sir  fesseln  lassen  wollte,  daß  einer  von  ihnen  ihm  inzwischen  „at 
veöi"  seine  Hand  in  den  Rachen  lege ;  Tyr  verstand  sich  hierzu,  verlor 
aber  auch  darüber  seine  rechte  Hand,  die  der  Wolf  ihm  abbiß,  als 
er  sich  betrogen  fand.  Auch  wir  könnten  in  solchem  Falle  etwa 
sagen,  daß  der  Gott  seine  Hand  zum  Pfände  gesetzt  habe;  aber  es 
ist  dies  doch  immerhin  nur  in  figürlichem  Sinne  gesprochen  und 
niemand  wird  jene  Abrede  als  einen  wirklichen  Verpfändungsvertrag 
betrachten  wollen.  Wiederum  erzählt  eine  geschichtliche  Quelle,  ^) 
wie  am  Ende  des  lo.  Jahrhunderts  der  deutsche  Missionar  Dank- 
brand sich  bei  K.  Olafr  Tryggvason  über  die  Verfolgungen  beklagte, 
welche  er  auf  Island  zu  erdulden  gehabt  hatte,  und  wie  der  erzürnte 
König  sofort  alle  in  Norwegen  anwesenden  Isländer  gefangen  setzen 
und  töten  lassen  wollte;  da,  heißt  es  weiter,  legten  sich  Gizurr  hvfti 
und  Hjalti  Skeggjason  zu  deren  Gunsten  ins  Mittel,  „ok  buöu  at 
leggja  sik  i  veö  fyrir  ]3essa  menn  ok  fara  üt  til  Islands  ok  boöa  trü". 
Da  kann  nun  der  Ausdruck  „at  leggja  sik  f  veö",  wenn  er  nicht 
ganz  untechnisch  für  „sein  Leben  aufs  Spiel  setzen"  verstanden 
werden  will,  wie  ein  solcher  Gebrauch  desselben  allerdings  an  zahl- 
reichen unten  noch  zu  besprechenden  Stellen  nachweisbar  ist,  höch- 
stens auf  eine  Verbürgung  bezogen  werden;  für  die  Unterwerfung 
unter  die  Schuldknechtschaft,  welche  noch  am  ersten  als  eine  Ver- 
pfändung der  eigenen  Person  aufgefaßt  werden  könnte,  wird  dem- 

^)  Häkonar  s.  Guttorms  ok  Inga,  17/47  (13.  Jahrhundert). 

^)  Häkonar  s.  gamla,  280/56 — 57. 

^)  GuÖmundar  bps.  s.,  67/507;  Sturlünga,  VII,  37/228. 

■*)  Oy Ifaginm'ng,  25/98  und  34/112. 

^)  Njdla,  104/545 — 46. 
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gegenüber,  was  sehr  bezeichnend  ist,  nur  der  Ausdruck  „at  ganga 
1  skuld"  oder  „at  gefaz  i  skuld"  gebraucht,  aber  nie  „at  leggja  sik  i 
veö"  u.  dgl.  —  Weit  häufiger  noch  besprechen  die  geschichthchen 
und  mythologischen  Quellen  das  veö  in  einer  Weise,  welche  das- 
selbe als  eine  Wette  erscheinen  läßt;  aber  auch  in  derartigen  Fällen 
ist  der  Gegenstand  der  Wette  sehr  häufig  von  einer  l^eschaffcnheit, 
welche  jede  Möglichkeit  eines  Eigentumserwerbes  ausschließt.  Schon 
in  einem  Liede  der  älteren  Edda  wird  erzählt,  ^)  wie  Oöinn  mit  dem 
weisen  Riesen  Vaf|irüönir  um  ihrer  beider  Kopf  wettet,  wer  den 
anderen  an  Weisheit  besiegen  Wierde;  nach  der  jüngeren  Edda  aber 
bietet  er  dem  Riesen  Hrüngnir  darüber  eine  Wette  um  seinen  Kopf 
an,  daß  es  in  der  Riesenwelt  kein  gleich  gutes  Roß  gebe  wie  sein 
Sleipnir,  -)  und  ein  andermal  läßt  dieselbe  Quelle  den  Loki  mit  dem 
Zwerge  Brokkr  um  seinen  Kopf  darüber  wetten,  daß  dessen  Bruder 
Sindri  nicht  drei  ebensogute  Kleinodien  zu  schmieden  vermöge  wie 
die,  welche  die  Ivaldasynir  geschmiedet  hatten,  wobei  noch  überdies 
des  Loki  Kopf  ausdrücklich  als  „veöfe"  bezeichnet  wird."^)  Nach  einer 
anderen  Quelle  erbieten  sich  ein  paar  Zwerge,  den  jungen  Valent 
ein  paar  Jahre  lang  unentgeltlich  zu  unterrichten,  wenn  ihnen  für 
den  Fall,  daß  er  nicht  rechtzeitig  abgeholt  werden  würde,  gestattet 
werden  w-oUe,  ihm  den  Kopf  abzuschlagen,  und  auch  in  Bezug  auf 
diese  Abrede  wird  der  Ausdruck  gebraucht:  „|)eir  eigu  veö  ä  lifi 
hans".  Wiederum  wettet  der  alte  Nornagestr  mit  des  K.  Olafr  Trygg- 
vason  Dienstleuten  darüber,  daß  er  schon  früher  ebensogutes  Gold 
gesehen  habe  wie  das,  welches  ihm  soeben  am  Königshofe  vorge- 
zeigt worden  war;  die  letzteren  setzen  sieben  Mark  gangbaren  Silbers 
ein,  er  aber  seinen  Gürtel  samt  Messer.  Nach  des  Königs  Spruch 
gewinnt  er  die  Wette,  schenkt  jedoch  den  Verlierenden  die  Wett- 
summe, indem  er  sie  w^arnt,  nicht  mehr  mit  Unbekannten  zu  wetten. '^j 


^)  V  af  {)  r  li    n  i  s  m.  19:    höfÖi  veÖja 

viÖ  skolom  höllo  1', 
gestr !  um  geÖspeki. 

2)  Skäldskaparmal,  17/270:  vill  hann  veöja  fyrir  höf(^i  si'nu,  at  engi  hestr 
skal  Vera  jafngöÖr  i  Jötunheimum. 

^)  ebenda,  35/340:  veÖja(^i  höföi  sinu;  dann  342:  leysa  veöjana,  und  344: 
dcemöu  {)eir,  at  dvergrinn  eetti  veÖfeit. 
J)iÖreks  kgs.  s.,  59/68, 

Nornagests  J).  2/51  (ed.  S.  Bugge) :  muntu  vilja  veÖja  meö  oss ;  52:  skal 
vi'st  veöja  her  um;  segja  Jjeir  honum  si'na  veÖjan;  53:  li'tit  er  mer  um  veöjan  yÖra ;  svd 
at  ek  megi  segja  um  meö  yÖrum  veÖjunina ;  54:  eptir  |)at  doemir  Ölafr  koniingr  veö- 
janar  fe  Gesti ;  veÖiÖ  eigi  optar  viÖ  ökunna  menn. 
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So  wetten  ferner  Ingjaldr  und  Ottarr,  die  Genossen  des  unter  dem 
Namen  Viöförull  auftretenden  Örvar-Oddr,  mit  zwei  anderen  Hof- 
leuten, Sigurör  und  Sjölfr,  über  des  Oddr  Schwimmkunst,  wobei  beide 
Teile  Goldringe  einsetzen;  dann  nochmals  über  dessen  Trinkfähigkeit, 
wobei  deren  Gegner  wiederum  goldene  Ringe,  sie  selbst  aber  ihren 
Kopf  aufs  Spiel  setzen.  ^)  Das  lautet  nun  freihch  alles  ziemlich 
mythisch;  aber  auch  in  durchaus  geschichtlichen  Quellen  kommen 
ähnliche  Angaben  nicht  eben  selten  vor.  Wenn  freilich  auf  Island 
von  einem  Streite  berichtet  wird,  welchen  Oddr  und  Glümr  über 
die  größere  Tüchtigkeit  des  I)örarinn  rammi  oder  des  Hölmgöngu- 
Bersi  hatten  und  welcher  mit  einer  Wette  endigte,  ")  so  erfahren  wir 
weder  über  das  Verfahren  bei  dieser  W^ette  noch  über  deren  Gegen- 
stand etwas  näheres;  dagegen  stehen  für  Norwegen  eingehendere 
Berichte  ziemlich  zahlreich  zu  Gebote.  So  wird  z.  B.  von  zwei 
Dienstleuten  des  K.  Olafr  Tryggvason  erzählt,  ^)  daß  sie  über  ihre 
Geschicklichkeit  im  Bergsteigen  stritten  und  sodann  beigefügt:  „l^eir 
veöjaöu  um,  lagöi  annarr  viö  gullhring,  en  annarr  höfuö  sitt".  Der 
heil.  Olafr  will,  nachdem  er  den  einen  Fuß  des  Isländers  pörarinn 
Nefjülfsson  gesehen  hat,  mit  ihm  darüber  wetten  (veöja  um),  daß  es 
keinen  ebenso  häßlichen  Fuß  mehr  gebe,  und  soll  der  Gewinnende 
an  den  Verlierenden  eine  Bitte  gut  haben;  da  nun  fiörarinn  seinen 
zweiten,  noch  häßlicheren  Fuß  vorzeigt,  erklärt  er  die  Wette  für  ge- 
wonnen (ä  ek  veöfeit),  was  der  König  freilich  nicht  zugeben  will,'^) 
Am  Hofe  des  K.  Haraldr  haröräöi  wettet  der  Isländer  Sneglu-Halli 
mit  einem  Dienstmanne  darüber,  ob  er  den  mächtigen  Einarr  fluga 
zur  Entrichtung  eines  W^ergeldes  zu  bringen  vermöge  oder  nicht  und 
„lagöi  hirömaör  viö  gullhring,  en  HalH  höfuö  sitt",  wobei  das  Ge- 
schäft durch  die  Worte:  „l)eir  veöjuöu  um"  bezeichnet  wird.  Als 
die  Sache  gefährlich  zu  werden  droht,  will  der  Dienstmann  groß- 
mütig von  der  „veöjan''  abstehen;  nachdem  aber  Halli  seine  Zahlung 
mit  großer  Schlauheit  eingetrieben  hat,  erklärt  jener:  „nü  ättu 
veöfeit".^)  Wiederum  nötigt  Magnus,  des  K.  Sigurör  Jörsalafari 
Sohn,  dem  Haraldr  giUi  eine  Wette  darüber  auf,  daß  dieser  schneller 
laufen  als  jener  reiten  könne,  und  auch  in  diesem  Falle  muß  Haraldr 

^)  Örvar-Odds  s.,  36/544 — 46  und  37/546, 

^)  Kormaks  s.,  15/32:  I)ar  til  rteÖa  Jjeir  um  Jjetta,  er  {Deir  reidduz  ok 
veöjuöu. 

3)  FMS.  II,  237/275;  Oddr,  45/313  (FMS.  X),  36/38  (ed.  Münch). 
*)  Heimskr.  Olafs  s.  helga,  86/300;  FMS.  IV,  82/175;  FIbk.  II,  89—90. 
FMS.  VI,  104/369-73. 
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seinen  Kopf  gegen  einen  Goldring  des  Magniis  setzen.^)  Eben  diesem 
Haraldr  gilli  erzählen,  nachdem  er  König  geworden  war,  zwei  seiner 
Dienstleute,  daß  sie  um  ein  Maß  Honigs  gewettet  hätten  (höfum  vit 
veöjat  ask  hunängs  hvärr  okkarr),  ob  der  König  die  nächste  Xacht 
bei  seiner  Frau  oder  bei  seinem  Kebsweibe  zubringen  werde,  und 
der  König  sagt  lachend  zu  einem  von  ihnen:  „eigi  muntu  hljöta 
veöfeit",  ^)  u.  dgl.  m.  Man  sieht,  in  allen  diesen  Fällen  handelt  es 
sich  zweifellos  um  Wetten,  mit  Ausnahme  nur  etwa  der  Erzählung 
der  piörekssaga,  bei  welcher  man  allenfalls  auch  an  eine  Konven- 
tionalstrafe denken  könnte;  eine  suspensiv  bedingte  Eigentumsüber- 
tragung aber  liegt  in  denselben  eben  doch  nur  teilweise  und  keines- 
wegs notwendig  vor,  soferne  ja  das  Wettobjekt  durchaus  nicht  immer 
in  einer  in  Handel  und  Wandel  veräußerlichen  Sache  besteht.  Das 
Wetten  z.  B.  um  den  eigenen  Kopf,  oder  um  eine  Bitte,  welche  dem 
Gewinnenden  gegen  den  Verlierenden  zustehen  soll,  läßt  sich  nicht 
unter  den  Gesichtspunkt  einer  Eigentumsübertragung  bringen,  wenn 
auch  die  Bezeichnung  „veöfe''  in  Ermangelung  einer  anderen  ge- 
legentlich auf  solche  Wertgegenstände  angewandt  wird.  Als  ge- 
meinsames Merkmal  für  das  veö,  möge  dasselbe  uns  nun  unter  dem 
Gesichtspunkte  einer  Verpfändung,  einer  Wette,  oder  einer  Konven- 
tionalstrafe entgegentreten,  bleibt  hiernach  nur  so  viel  bestehen,  daß 
hier  wie  dort  ein  dem  einen  Teile  zufallender  Vorteil  und  ein  dem 
anderen  Teile  zugehender  Nachteil  von  dem  Eintritte  oder  Nicht- 
eintritte  eines  bestimmt  bezeichneten  ungewissen  Ereignisses  ab- 
hängig gemacht  ist;  dabei  brauchte  aber  jener  Vorteil  und  Nachteil 
keineswegs  notwendig  in  dem  Verluste  resp.  dem  Erwerbe  des  Eigen- 
tumes an  einer  bestimmten  Sache,  noch  auch  jenes  ungewisse  Er- 
eignis in  der  rechtzeitigen  Zahlung  resp.  Nichtzahlung  einer  be- 
stimmten Schuld  zu  bestehen,  und  überdies  konnte  ähnliches  auch 
recht  wohl  in  Fällen  vorkommen,  in  welchen  weder  von  einer  Ver- 
pfändung, noch  von  einer  Wette  oder  auch  Konventionalstrafe  ge- 
sprochen werden  konnte.  Auch  hierfür  fehlt  es  in  den  Quellen 
nicht  an  Belegen.  Wenn  z.  B.  nach  einer  alten  Überlieferung  Oöinn 
das  eine  Auge  „at  veöi"  geben  muß,  um  einen  Trunk  aus  des  Mimir 
Weisheitsbrunnen  tun  zu  dürfen,  so  kann  dabei  doch  weder  an 
eine  Wette  noch  an  eine  Konventionalstrafe  gedacht  werden,  und 


^)  Heimskr,  Siguröar  s.  Jorsalafara,  35/692 — 94;  FMS.  VII,  51  169 — 71. 
2)  Heimskr.  Haralds  s.  gilla,  17/722;  FMS.  VII,  19203. 
^)  Völuspä,  28—29;  Gylfaginning,  I5;68 — 70. 
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auch  der  Gesichtspunkt  einer  Verpfändung  ist  nicht  zutreffend,  da 
ja  doch  an  eine  Rückgabe  des  Getrunkenen  nicht  zu  denken  sein 
kann;  nur  der  allgemeine  Begriff  des  Daranwagens  und  Aufsspiel- 
setzens kann  V'ielmehr  hier  in  Anwendung  kommen.  Wenn  ferner 
nach  dem  Hemfngs|}ättr  K.  Haraldr  haröräöi  seiner  in  Rußland  hinter- 
lassenen  Ehefrau  seine  baldige  Rückkehr  verspricht  und  dabei  „fe 
mikit  at  veöi''  übergiebt,  ^)  so  wird  dabei  ebenfalls  wieder  niemand 
an  eine  Wette  denken  wollen;  aber  auch  von  einer  Verpfändung 
oder  von  einer  Konventionalstrafe  wird  man  nur  etwa  in  dem  un- 
eigentlichen Sinne  sprechen  können,  in  welchem  wir  allenfalls  auch 
jetzt  noch  von  einem  „zum  Pfände  setzen"  reden  könnten.  In  diesem 
unbestimmteren  Sinne  wird  denn  auch  öfter  von  einem  „veösetja 
sik  i  l^etta  mal",  -)  „hafa  ]3ar  für  i  veöi  fe  sitt  ok  fjör  ok  allra 
frsenda  sinna",'^)  „veösetja  sik  ok  fe  sitt'',*)  „veösetja  baeöi  sik  ok  fe 
sitt",  ^)  „veösetja  viröing  sfna"  ^)  u.  dgl.  m.  gesprochen.  Von  dem 
ungerechten  König  Achab  wird  gesagt,  er  habe  sich  „veömseltan" 
oder  „veösettan",  nichts  als  Böses  zu  tun, und  sogar  das  gemeine 
norwegische  Landrecht  braucht  einmal  den  Ausdruck  „vera  i  veöi" 
von  dem  Beamten,  der  für  die  Erfüllung  seiner  Dienstpflicht  mit 
seinem  Kopfe  zu  haften  hat;^)  andererseits  kann  aber  auch  eine  dem 
Erfrieren  nahe  Person,  welche  um  wärmende  Aufnahme  bittet,  er- 
klären :  „hf  mitt  er  i  veöi",  ^)  während  eine  Variante  gleichbedeutend 
sagt :  „hf  mitt  liggr  viö",  wir  aber  zu  übersetzen  haben :  „mein  Leben 
steht  auf  dem  Spiele".  Ob  der  Ausdruck  „veöbrööir",  welcher  in  der 
Sage  von  Kaiser  Karl  dem  Großen  ein  paarmal,  offenbar  mit  svara- 
brööir  oder  eiöbrööir  gleichbedeutend  gebraucht  wird,^^)  auch  hierher 
zu  stellen  und  allenfalls  als  ein  durch  veömäli  statt  durch  Eidschwur 
verbrüderter  Genosse  zu  deuten  ist,  lasse  ich  dahingestellt;  das  fran- 
zösische Original  hat  an  der  ersten  Stelle  für  „[iviat  hann  er  veö- 
brööir minn"  die  Worte:  Kar  le  paer  est  de  mei  afiez",  und  an  der 

1)  Flbk.  III,  400. 

2)  Heimskr.  Olafs  s.  helga,  31/238;  FMS.  IV,  47/77. 
=5)  FMS.  IV,  134/321;  ähnlich  Heimskr.  148/396. 

4)  FMS.  VII,  18/34. 

^)  Laxdoela,  14/42.  Eyrbyggja,  31/56. 

')  Stj  örn  ,  601. 

^)  Mannh,  8;  ebenso  JärnsiÖa,  13  und  Jönsbök,  7. 
^)  Hrölfs  kgs.  s.  kraka,  15/30. 

'^^)  Karlamagnüs  s.,  VI,  2/435  und  16/453;  vgl.  über  die  Quelle  dieses  Ab- 
schnittes S.  XXIX  und  Treutier,  Die  Otinelsage  im  Mittelalter,  in  E.  Kolbings  Eng- 
lischen Studien,  Bd.  V,  S.  97 — 149  (1881). 
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zweiten  für  „vit  erum  veöbroeör"  die  Worte:  „Je  vos  en  ai  la  mcie 
fei  placie",  ^)  so  daß  also  beide  Male  lediglich  an  eine  durch  förm- 
lichen Vertrag  eingegangene  Verpflichtung  zu  denken  ist.  Auch  im 
Angelsächsischen  kommt  der  Ausdruck  „wedbroöor"  vor,  -)  doch 
wohl  ebenfalls  nur  in  der  einfachen  Bedeutung  Bundbruder;  wie  dem 
aber  auch  sei,  gewif3  ist  jedenfalls  soviel,  daß  man  nicht  nur  die 
Wette,  Verpfändung  und  Konventionalstrafe  unter  einen  und  den- 
selben Gesichtspunkt  stellte,  sondern  überhaupt  in  allen  und  jeden 
Fällen  ganz  gleichmäßig  von  einem  veö  sprach,  in  welchen  der  Ver- 
fall einer  bestimmten  Sache,  Person,  Verpflichtung  von  dem  Eintritte 
oder  Nichteintritte  eines  bestimmten,  sei  es  nun  behaupteten  oder 
versprochenen  Elreignisses  abhängig  gestellt  war.  Die  Verpfändung 
hat  diesem  gemeinsamen  Merkmale  gegenüber  nur  das  eigentüm- 
liche, daß  bei  ihr  immer  nur  eine  bestimmte  Sache  Gegenstand  des 
Verfalles  ist,  und  überdies  das  entscheidende  Ereignis  stets  in  der 
Erfüllung  oder  Nichterfüllung  einer  Verpflichtung  des  Verpfänders 
gegenüber  dem  Pfandgläubiger  besteht,  so  daß  eine  neben  der  Ver- 
pfändung herlaufende  Forderung  dieses  letzteren  an  jenen  ersteren 
bei  ihr  notwendig  ist;  aber  diese  Besonderheit  läßt  die  Verpfändung 
nach  altnordischer  Auffassung  eben  doch  höchstens  zu  einer  eigens 
gestalteten  Unterart  des  veö  werden,  aber  nicht  der  Wette,  Kon- 
ventionalstrafe u.  dgl.  m.  als  ein  ganz  anderes  Geschäft  sich  gegen- 
überstellen. Es  mag  darauf  hingewiesen  werden,  daß  die  Sprach- 
forschung dieses  aus  den  altnordischen  Quellen  gewonnene  Ergebnis 
vollkommen  bestätigt.  Ulfilas  übersetzt  mit  „vadi''  das  griechische 
tiQQaßibv,  d.  h.  Pfand,  Drangeid;  im  Angelsächsischen  bezeichnet 
„wed",  „wedd"  das  Pfand,  das  Handgeld  oder  den  Wetteinsatz,  im 
weiteren  Sinne  aber  auch  jedes  verpflichtende  Gelöbnis,  wie  denn 
auch  „weddjan",  „bewedcljan"  für  den  Abschluß  einer  Ehe  gebraucht 
wird  und  die  vorhin  erwähnte  Zusammensetzung  „wedbroöor"  von 
hier  aus  sich  erklären  mag;  im  Friesischen  steht  „wed"  ebenfalls 
bald  für  Vertrag  überhaupt,  bald  für  Sicherheitsbestellung  und  Bürg- 
schaft, oder  auch  für  Buße  und  Brüchte,  also  ganz  wie  „Gewette"; 
althochdeutsch  „wette"  endUch  bedeutet  pignus,  vadimonium,  errha, 
pactum,  und  auch  das  mittellateinische  „vadium"  und  französische 
„gage"  im  Sinne  von  pignus,  vadimonium,  fidejussio  stammt  eben- 


^)Lesanciens  poetes  de  la  France  (edd.  Guessard,  I,  Paris,  1859),  v. 
107  und  976. 

2)  Angelsächsische  Chronik,  a.  656  (edd.  Earle,  S.  30,  vgl.  Anm.  S.  285  . 
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daher.  Jede  Art  von  Verabredung  oder  einseitiger  Handlung,  durch 
welche  etwas  gewagt  und  aufs  Spiel  gesetzt  wird,  fällt  demnach 
unter  den  Grundbegriff  des  veö,  möge  es  sich  nun  um  Verpfändung, 
Wette,  Konventionalstrafe,  Handgeld,  Bürgschaft  oder  was  immer 
handeln;  erst  sehr  allmählich  konnten  sich  von  diesem  gemeinsamen 
Ausgangspunkte  aus  verschiedene  Rechtsinstitute  ausbilden  und  von- 
einander sondern,  je  nach  den  verschiedenen  Zwecken,  welchen  jedes 
von  ihnen  diente,  und  den  verschiedenen  Gattungen,  welche  jedes 
von  ihnen  zufolge  dieser  Besonderheit  seiner  Zwecke  annahm.  — 
Die  bisherige  Erörterung  schließt  aber  selbstverständlich  die  Mög- 
lichkeit nicht  aus,  daß  sich  etwa  bereits  zu  der  Zeit,  aus  welcher 
unsere  Quellen  stammen,  das  Bewußtsein  geltend  gemacht  haben 
könnte,  daß  unter  dem  gemeinsamen  Namen  sehr  verschiedene  Ge- 
schäfte zusammengefaßt  seien,  und  ich  glaube  wirklich  im  Sprach - 
gebrauche  unserer  Quellen  bereits  Spuren  dieses  Bewußtseins 
erkennen  zu  können. 

Den  isländischen  Rechtsquellen  zunächst,  welche  das 
Geschäft  nur  im  Sinne  einer  Verpfändung  kennen,  sind  die  Aus- 
drücke veö  oder  lögveö,  dann  veömäli  geläufig.  Sie  verstehen 
aber  unter  veö  oder  lögveö  zunächst  das  Pfandrecht  selbst.  In  diesem 
Sinne  wird  der  Ausdruck  „at  leggja  lögveö  f  land  manns"  von  der 
Verpfändung,  ^)  oder  „at  handsalaz  veö",  „at  lysa  lögveö"  von  den 
einzelnen  bei  ihr  vorzunehmenden  Handlungen  gebraucht;^)  in  diesem 
Sinne  steht  der  Ausdruck  aber  auch,  wenn  gesagt  wird,  ein  lögveö 
sei  dann  gegeben,  wenn  sich  jemand  den  doppelten  Betrag  seiner 
Forderung  versichern  lasse.'^)  In  diesem  Sinne  sagt  man  ferner,  daß 
„maör  ä  lögveö  1  eiginne  annars  manns"  in  Bezug  auf  den  Pfand- 
gläubiger, ^)  und  braucht  man  den  Ausdruck  „at  gjöra  lögveö"  von 
der  Begründung  eines  Pfandrechtes ;  ^)  sagt  man  „veö  er  ä  landi", 
wenn  ein  Pfandrecht  auf  einem  Grundstücke  ruht,  ^)  oder  „veö  er 
af,  wenn  ein  solches  z.  B.  infolge  nicht  gehöriger  Vornahme  der 
vorgeschriebenen  lysingar  hinfällig  wird ;  ^)  spricht  man  ferner  von 


^)  Konüngsbök,  192/98;  S  ta  8  a  r  h  ö  1  s  b  ö  k ,  401/432  und  433,  dann  402/445. 
^)  Konüngsbök,   192/98 — 99;  Staöarhölsbök,  401/432 — 33,   dann  434; 
Konüngsbök,    195/106;   Staöarhölsbök,  401/436;   Konüngsbök,   1 03/102; 
Staöarhölsbök,  401/436. 

^)  Konüngsbök,  192/99;  Staöarhölsbök,  401/433. 
Konüngsbök,  192/99;  Staöarhölsbök,  401/435. 
e  b  e  n  d  a.  ^)  e  b  e  n  d  a. 

')  Staöarhölsbök,  401/434;  vgl,  K  o  n  ü  n  gs  b  ö  k  ,  192/99,  wo  aber  nur  vom 
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einem  „selja  veö"  oder  „gefa  vc(V'  als  von  einem  Verkaufen  oder 
Verschenken  eines  Pfandrechtes.  ^)  In  diesem  Sinne  gebraucht  man 
aber  auch  den  Ausdruck  „at  maela  \  eö"  oder  „veöm?ela  i  fe  manns" 
von  der  Verpfändung,  -)  und  gerade  diese  Bezeichnung  ist  eine  so 
gewöhnUche  geworden,  daß  man,  deren  ursprüngHche  Bedeutung 
„sich  an  dem  Gute  eines  anderen  ein  Pfandrecht  ausbedingen"  ver- 
gessend, das  Wort  als  ein  zusammengesetztes  behandelte  und  mit 
dem  Akkusativ  konstruierte,  also  von  einem  „veömaela  fe,  hlut,  grip, 
land"  sprach,'')  oder  auch  von  einem  „veömsela  2  aura  fyrir  einn'"*) 
u.  dgl.  m.  Der  Ausdruck  veömäli  aber  wird  teils  in  seiner  ursprüng- 
lichen Bedeutung  für  den  Pfandvertrag  gebraucht,  wie  etwa  wenn 
von  einem  „lysa  veömäla"  gesprochen  wird,  ^)  oder  wenn  gesagt 
wird,  daß  unter  diesen  oder  jenen  Voraussetzungen  „er  |)ö  rettr  veö- 
mäli", ^)  oder  wenn  dann  die  Rede  ist,  daß  „veömäli  stendr  of  vär- 
liing",  '')  d.  h.  daß  der  Pfandvertrag  bis  über  das  nächste  Frühlings- 
ding hinaus  gelten  solle.  Andere  Male  muß  dagegen  unter  dem 
veömäli  auch  wohl  das  Pfandobjekt  selbst  verstanden  werden,  wie 
z.  B.  wenn  gefordert  wird,  daß  „synt  er  vättom  veömäli",  ^)  und  ge- 
legentlich wird  auch  das  einfache  veö  in  diesem  Sinne  gebraucht, 
wie  denn  z.  B.  davon  gesprochen  werden  kann,  daß  der  Pfand- 
gläubiger „fare  eigi  at  lögom  meö  veöeno".'^)  Manchmal  mag  auch 
wohl  dahinstehen,  ob  das  Wort  im  einen  oder  anderen  Sinne  ge- 
meint sei,  wie  z.  B.  wenn  gesagt  wird,  man  solle  am  feränsdömr 
der  Frau  ihr  Weibergut  zusprechen,  falls  ihr  solches  zukomme  „eöa 
veömäla,  ef  voro",  oder  man  solle  an  eben  dieses  Gericht  „öU 
femäl  til  büa,  sem  til  skuldadöms",  und  insbesondere  „ok  um  veö- 
mäla, ef  menn  eigo",  wo  ich  übrigens  beide  Male  lieber  an  das 
Pfandrecht  als  an  das  Pfandobjekt  denken  möchte.  Endlich  bemerke 
ich  noch,  daß  das  Pfand  als  forveöi,  d.  h.  v^erfallen  bezeichnet 


vom  mali  die  Rede  ist;  ferner  Konüngsbök,  193/ 102;  Stafiarhölsbök, 
401/436. 

^)  Konüngsbök,  192/99;  StaÖarhölsbok,  401/434. 

2)  Kon\ingsbök,  223/151;  S  t  a    a  r  h  6  1  s  b  6  k  ,  185/227. 

3)  Konüngsbök,  62/114  und  115;  223/151;  StaÖarhölsbok,  185/227  und 
186/228 — 29;  401/433  und  Konüngsbök,  192/100. 

Staöarhölsbök,  186/229. 

Konüngsbök,  62/114 — 15;  Staöarhölsbök,  401/433. 
^)  Staöarhölsbök,  401/433.  ')  ebenda. 

^)  Konüngsbök,  62/114;  Staöarhölsbök,  401/433. 
^)  Staöarhölsbök,  402/445. 

Konüngsbök,  49/85.  ebenda,  62/114. 
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wird,  wenn  die  Schuld  nicht  rechtzeitig  bezahlt  wird ;  ^)  der  Aus- 
druck forveöjaör  wird,  wie  gleich  hier  bemerkt  werden  mag,  nur 
einmal  in  einer  Geschichtsquelle  in  ähnhchem  Sinne  gebraucht,  ^) 
nämlich  von  Geiseln,  welche  für  die  Haltung  des  Friedens  gestellt 
worden  waren,  und  durch  den  Bruch  dieses  Friedens  dem  Tode  ver- 
fallen sind.  Da  übrigens  die  isländischen  Rechtsbücher  lediglich  die 
wirkliche  Verpfändung  im  Auge  haben,  kann  deren  Terminologie 
selbstverständhch  zu  keinen  Betrachtungen  über  die  Verschieden- 
artigkeit der  Geschäfte  Gelegenheit  bieten,  welche  sonst  wohl  unter 
der  Bezeichnung  veö  zusammengefaßt  werden. 

Anders  steht  die  Sache  hinsichtlich  der  norwegischen 
Rechtsquellen.  Auch  diese  brauchen  zunächst,  von  der  Ver- 
pfändung sprechend,  die  Bezeichnung  veö,  und  zwar  wird  für  das 
Geben  eines  Pfandes  der  Ausdruck  „at  leggja  veö"  oder  „selja  veö'', 
und  für  das  Empfangen  eines  solchen  der  Ausdruck  „at  taka  veö" 
gebraucht.  ^)  Dem  Pfandgläubiger  wird  ferner  ein  „eiga  veö"  zuge- 
schrieben, ^)  und  von  dem  Pfandobjekte  wird  gesagt,  es  sei  „1  veöi" 
oder  auch  „1  veö  lögö".  ^)  Dieses  Pfandobjekt  heißt  fuUveöja, 
wenn  sein  Wert  groß  genug  ist,  um  für  die  Pfandforderung  volle 
Deckung  zu  bieten,^)  und  es  wird  forveöja,  wenn  es  zufolge  nicht 
rechtzeitiger  Bezahlung  der  Schuld  verfällt,')  wogegen  man  von  einem 
„ütleysa",  d.  h.  Auslösen  desselben  spricht,  wenn  der  Schuldner  die 
Pfandschuld  rechtzeitig  berichtigt,  und  dadurch  sein  Pfand  wieder 
frei  macht.  ^)  Endlich  wird  als  „veö"  gelegentlich  auch  das  Pfand- 
objekt selbst  bezeichnet,^)  ganz  wie  wir  den  gleichen  Gebrauch  des 
Wortes  auch  in  den  isländischen  Rechtsbüchern  vorgefunden  haben. 
—  Wesentlich  anders  stellt  sich  dagegen  die  Terminologie  der  nor- 
wegischen Rechtsbücher,  soweit  sie  von  Wetten  sprechen.  Da  wo 
solche  von  ihnen  im  Zusammenhange  mit  dem  Instanzenzuge  be- 
sprochen werden,  wird  von  den  Parteien  der  Ausdruck  „at  veö  ja", 
d.  h.  wetten  gebraucht,  und  von  dem  unter  ihnen  geschlossenen 
Vertrage  die  Bezeichnung  „veöjan",  d.  h.  Wette;  doch  sollen  sie 
die  Wettsumme  „leggja  undir  jamna  hönd",  worin  die  bei  der  Ver- 
pfändung übliche  Terminologie  doch  einigermaßen  anklingt.  Das 

^)  Konüngsbük,  192/100;  S  t  aÖ  ar  b  ö  1  s  b  ö  k  ,  401/433. 
2)  Jons  bps.  s.  Ögmundarsonar,  14/227. 
'•^)  G{)L.  50;  leggja  veö  auch  B{)L.  I,  12  und  E|)L.  I,  48. 
4)  GI)L.  41;  50;  115. 

Fr|)L.  IX,  28.  «)  ebenda. 

■)  GI)L.  50;  E{)L.  I,  48.  ebenda.  G    L.  50. 
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gescholtene  Urteil  heißt  verwettet,  „domr  \cöjaör";  aber  auch  die 
unterliegenden  und  darum  ihre  Wette  verlierenden  Personen  heißen 
„\-eöjaöir",  verwettete,  und  als  veöfe,  d.  h.  Wettgut,  wird  der  Be- 
trag bezeichnet,  um  welchen  gewettet  und  welcher  in  die  dritte 
Hand  gelegt  wirdJ)  Das  Anbieten  der  Wette  wird  dabei  als  „bjööa 
veöjan",  das  Wetten  um  eine  bestimmte  Summe  als  „veöja  2  aura 
silfrs"  bezeichnet;-)  das  Gericht  aber,  über  dessen  Spruch  gewettet 
wird,  heißt  „veöjanardömr"  ^)  oder  „veöjaöardömr",  ^)  d.  h.  Wettge- 
richt. Nirgends  werden  dagegen,  soviel  ich  sehe,  die  Ausdrücke 
veöja,  veöjan  unzweideutig  auf  die  Verpfändung  angewandt,  und 
niemals  finde  ich  den  Ausdruck  veöfe  unzweideutig  auf  das  Objekt 
einer  solchen  bezogen;  zweifelhaft  bleibt  nur  eine  einzige  Stelle,"') 
nämlich  der  schon  mehrfach  besprochene  Satz:  „sitt  veöfe  ä  hverr, 
ef  fyrir  vättom  er  veöjat,  sceke  sem  vitafe".  Da  dieselbe,  ganz  iso- 
liert stehend,  an  und  für  sich  ebensogut  auf  die  Wette  als  auf  die 
Verpfändung  bezogen  werden  kann,  möchte  ich  sie  gerade  wegen 
der  gebrauchten  Terminologie  hierher  auf  die  erstere  beziehen,  wenn 
nicht  vielleicht  die  Worte  beide  Geschäfte  zugleich  umfassen  wollen, 
Weichenfalls  dann  freilich  die  gebrauchte  Terminologie  eine  nicht 
völlig  korrekte  wäre. 

Ganz  ebenso  wie  die  norwegischen  Rechtsquellen  unterscheiden 
endlich  auch  die  geschichtlichen  und  mythischen  Quellen. 
Wenn  sie  unzweifelhaft  eine  Verpfändung  im  Sinne  haben,  reden 
sie  von  einem  „setja  at  veöi"  ^)  oder  „veösetja", von  einem  „hand- 
selja  i  veö",  ^)  „bjööa  at  veöi'', '*)  »liggj^  at  veöi"^*^')  u.  dgl.  m.,  und 
selbst  in  Fällen,  in  welchen  ohne  alle  technische  Bedeutung  nur 
ganz  allgemein  von  einem  Aufsspielsetzen  oder  Zumpfandesetzen 
gesprochen  wird,  pflegen  derartige  Ausdrücke  gebraucht  zu  werden ; 
von  einem  „veöja"       aber  oder  von  einer  „veöjan",^-)  dann  von 

^)  GJ)L.  266;  ve(>jan  auch  in  269;  veöjan  und  veöja  auch  in  FrJ)L.  X,  15. 

2)  FrJ)L.  ang.  O. ;  bjööa  veÖjan  auch  in  XII,  8. 

3)  ebenda,  X,  15.  ebenda,  XII,  8.  ^)  G^L.  144 

^)  Sverris  s.,  128/302 — 3.  ')  Eigla,  18/34;  Knytlinga,  68293. 

^)  Guömundar  bps.  s.,  67/507, 
^)  Hakonar  s,,  Guttorms  o  k  Inga,  I7,'47. 
Hakonar  s.  gamla,  280/56,  Anm.  15. 

Vaf  j^rüÖnismal,  19;  Sk  a  1  d  s  k  a  p  a  r  m  d  1 ,  17/270;  25/340;  Xornagests 
}).,  2/51,  52  und  54;  Orvar-Odds  s,  36/544 — 45;  37/546;  Kormaks  s.,  I5/32; 
FMS.  II,  237/275;  IV,  82/175;  VI,  104/269;  VII,  5r  i69;  19/203. 

S  k  d  1  d  s  k  a  ]->  a  r  m  ä  1 ,  35/342  ;  N  o  r  n  a  g  e  s  t  s  J).,  2/52  und  53  ;  Ö  r  v  a  r  -  O  d  d  5 
s.,  37/546;  FMS.VI,  104/371. 
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einem  „veöfe"  ^)  oder  „veöjanarfe"  -)  ist  immer  nur  in  solchen  Fällen 
die  Rede,  in  welchen  es  sich  um  eine  wirkliche  Wette  handelt.  Ich 
glaube  mich  nicht  zu  irren,  wenn  ich  in  diesem  Auseinandergehen 
des  Sprachgebrauches  bei  Verpfändung  und  Wette  den  Beginn  einer 
aufdämmernden  Erkenntnis  der  Verschiedenheit  beider  Geschäfte 
erkennen  zu  sollen  glaube.  In  der  Tat  mußte  ja  gegenüber  dem 
rein  äußerlichen  Merkmale,  welches  dieselben  unter  sich  gemein 
hatten,  dem  Umstände  nämlich,  daß  hier  wie  dort  der  eine  Kontra- 
hent für  den  Fall  des  Eintretens  oder  Nichteintretens  einer  be- 
stimmten Tatsache  einem  bestimmten  Nachteile  zugunsten  des  an- 
deren sich  unterwarf,  die  ungleich  tiefer  greifende  wirtschaftliche 
Verschiedenheit  beider  Geschäfte  sich  bemerkbar  machen,  und  wenn 
in  der  Terminologie  eine  Beachtung  dieser  Verschiedenheit  zuerst 
zu  erkennen  ist,  so  werden  wir  doch  von  vornherein  zu  erwarten 
haben,  daß  dieselbe  bald  auch  zu  dem  Beginne  einer  materiell  ver- 
schiedenen Gestaltung  beider  Geschäfte  geführt  haben  werde.  W^irk- 
lich  finden  sich  im  älteren  isländischen  Rechte  bereits  Ansätze  zu 
einer  derartigen  Umgestaltung.  Wir  haben  gesehen,  daß  dieses  für 
den  Fall  der  nicht  rechtzeitigen  Befriedigung  des  Pfandgläubigers 
bei  seinem  veömäli  nicht  mehr  das  ganze  Pfandobjekt  ohne  Rück- 
sicht auf  seinen  Wert  demselben  verfallen  ließ,  wie  dies  nach  alt- 
norwegischem Rechte  geschah,  daß  es  vielmehr  unter  keinen  Um- 
ständen mehr  als  den  doppelten  Wert  der  geschuldeten  Summe  an 
diesen  gelangen  ließ,  indem  es  denselben  zum  Herausbezahlen  der 
etwaigen  Hyperocha  an  den  Schuldner  verpflichtete.  Damit  war 
dem  spezifischen  Gesichtspunkte  des  Pfandrechtes,  vermöge  dessen 
das  Pfandobjekt  eben  nur  dafür  eine  Gewähr  bieten  soll,  daß  dem 
Gläubiger  der  wirkliche  Betrag  der  Schuldsumme  unter  allen  Um- 
ständen zukomme,  wenigstens  annähernd  Rechnung  getragen,  so- 
ferne  ja  das  diesem  zugebilligte  alterum  tantum  immerhin,  gleich 
der  als  haröafäng  bezeichneten  Buße,  als  ein  Ersatz  für  die  wider- 
rechtlich verspätete  und  erschwerte  Einhebung  der  Schuld  betrachtet 
werden  konnte.  Das  spätere  norwegische  Recht  werden  wir  bei 
der  Behandlung  des  pfandrechtlichen  Zwecken  dienenden  veö  den- 
selben Weg  einschlagen  sehen,  während  dieses,  soweit  eine  Wette 
in  Frage  war,  schon  darum  der  gleichen  Umgestaltung  unzugänglich 
bleiben  mußte,  weil  hier  eine  Forderung  fehlte,  deren  Betrag  mit 


^)  Skäldskaparmal,  35/344;  FMS.  IV,  82/175;  VI,  104/373;  ^^I.  51/171; 
19/203.  2)  Nornagests  J).,  2/54. 
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dem  Werte  des  Pfandobjcktes  überhaupt  verglichen  werden  könnte. 
Die  Anfänge  einer  materiellen  Differenzierung  l)eider  Rechtsgeschäfte 
waren  aber  damit  bereits  gegeben. 


§  6.    Die  Gesetzgebung  des  Königs  Magnus  lagaboetir. 

Die  ersten  gesetzgeberischen  Arbeiten  des  K.  Magnus  lagabcjetir^ 
von  welchen  uns  nur  die  Christenrechte  erhalten  sind,  gewähren  uns 
für  das  Pfandrecht  keinerlei  Ausbeute.  Das  neuere  Christen- 
recht des  G  u  1  a  [)  1  n  g  e  s  von  1 267  enthält  gar  keine  hierher  be- 
zügliche Bestimmung,  und  ebensowenig  kann  sich  eine  solche  in 
dem  sogenannten  Christenrechte  des  K.  Sverrir  finden, 
da  dieses  ja  lediglich  aus  den  älteren  Christenrechten  des  Gulal)inges 
und  des  Frostu|)inges  kompiliert  ist.  In  dem  neueren  Christen - 
rechte  des  Borgar |)fnges  von  1268  aber  ist  einerseits  die  Be- 
stellung eines  Pfandes  für  den  Grabkauf,  wie  sie  das  ältere  Recht 
gekannt  hatte,  weggefallen,  weil  diese  Gebühr  selbst  in  demselben 
beseitigt  erscheint;  andererseits  aber  wird  zw^ar  allerdings  eines 
„giptingarveö"  Erwähnung  getan  ^)  als  eines  Pfandrechtes,  welches 
der  Ehefrau  bei  der  Verheiratung  am  Gut  ihres  Mannes  für  ihre 
Mitgift  und  Widerlage  bestellt  werden  konnte,  aber  wir  erfahren 
nur,  daß  dasselbe  mittels  tryggvar  bestellt  werden  mußte,  wenn  das 
Pfandobjekt  in  liegendem  Gute  bestand,  wogegen  uns  über  die  Be- 
deutung und  Wirkung  dieses  Pfandrechtes  keinerlei  Aufschluß  er- 
teilt wird. 

Nicht  wenige  einschlägige  Bestimmungen  enthält  dagegen  die 
Järnsiöa  aus  den  Jahren  1271 — 73;  dieselben  sind  jedoch  teils  aus 
dem  älteren  isländischen,  teils  aus  dem  älteren  norwegischen  Rechte 
entnommen,  und  ist  nicht  immer  ganz  klar,  wie  man  die  aus  diesen 
verschiedenen  Quellen  geschöpften  Satzungen  zusammenzureimen 
hat.  Zunächst  sind  demnach  die  sämtlichen  Stellen  der  GpL.  so- 
wohl als  der  FrI)L.,  welche  vom  veö  handeln,  entweder  unverändert 
oder  doch  nur  mit  geringfügigen  Veränderungen  versehen  in  das 
Gesetzbuch  übergegangen,  mit  alleiniger  Ausnahme  derjenigen,  welche 
von  dem  veöjanardömr  sprechen.  Wir  finden  also  hier  zunächst  den 
Satz  wieder:  „sitt  veöfe  ä  hverr,  ef  fyrir  vättom  er  veöjat,  soeke 


^)  neuerer  B|)KrR.  25;  ebenso  Norges  gamle  Love,  IV,  31/178, 
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sem  vitafe",  ganz  wie  er  in  den  GpL.  stand,  ^)  und  da  derselbe  am 
Schlüsse  des  Vertragsrechtes  in  nächster  Verbindung  mit  Bestim- 
mungen über  Brett-  und  Würfelspiele  vorgetragen  wird,  kann  kaum 
bezweifelt  werden,  daß  derselbe  nur  auf  die  Wette,  nicht  auch  auf 
die  Verpfändung  sich  beziehen  will.  Wir  finden  ferner  auch  den 
Satz  der  GpL.  unverändert  vor :  -)  „nü  er  sü  kyr  dauö,  en  hann  ätti 
veö  i  annarre,  |)ä  skal  hann  l)ä  hafa  fyrir  sina  kü,  ]3vfat  kyr  skal  i 
kyrstaö  koma";  dann  auch  den  auf  die  Behandlung  einer  über- 
schuldeten Erbschaft  bezüglichen  Satz:^)  „tölo  skal  hafa  til  ]iess, 
nema  maör  hafe  veö  i  einhverjom  grip;  |3ä  ä  hann  [lann  fyrst  at 
hafa".  Dagegen  kehrt  die  Hauptstelle  der  Gr)L.  über  den  Pfand- 
vertrag hier  nur  mit  einigen  Veränderungen  wieder/)  Das  zwar  ist 
ohne  Bedeutung,  daß  anstatt  des  in  der  älteren  Quelle  gebrauchten 
Ausdruckes  „kaupfox"  hier  die  Bezeichnung  „veöflaerö"  gebraucht 
wird,  da  ja  ganz  gleichgültig  erscheint,  ob  für  einen  gelegentlich 
einer  Verpfändung  gespielten  Betrug  die  generellere  Bezeichnung 
„Betrug  beim  Vertrage"  oder  die  speziellere  „Betrug  beim  Pfandver- 
trage" angewendet  steht.  Ebenso  bedeutungslos  ist,  daß  bezüglich 
des  Pfandgläubigers,  der  ein  vom  Verpfänder  widerrechtlich  ver- 
äußertes Pfand  vindizieren  will,  darauf  Gewicht  gelegt  wird,  ob  er 
innerhalb  oder  außerhalb  des  „heraö"  sich  aufhalte,  während  die 
ältere  Quelle  dafür  das  „fylki"  genannt  hatte;  das  „fylki"  war  auf 
Island  nicht  vorhanden  und  so  mußte  wohl  anstatt  seiner  ein  einiger- 
maßen entsprechender  anderer  Bezirk  genannt  werden.  Erheblicher 
ist  aber,  daß  in  der  Järnsiöa  im  Zusammenhange  mit  der  Bestellung 
des  Pfandrechtes  von  einer  Abschätzung  des  Pfandobjektes  gesprochen 
wird,  während  die  ältere  Quelle  von  einer  solchen  nichts  weiß.  ^) 
Zu  welchem  Behufe  diese  Abschätzung  vorgenommen  werden  soll, 
ist  nicht  ersichtlich.  An  eine  Neuerung,  welche  wir  wenig  später 
im  gemeinen  norwegischen  Landrechte  hervortreten  sehen  werden, 
und  welche  dahin  abzielt,  beim  Verfalle  des  Pfandes  dem  Schuldner 
das  Recht  auf  die  Hyperocha  einzuräumen,  wird  man  zunächst  nicht 


Järns.,  Kaupab.  21;  vgl.  G|)L.  144. 
^)  Järns.,  Kaupab.  Ii;  vgl.  G|)L.  41;  in  AM.  125,  A.  48/472  nur  der  An- 
fang der  Stelle. 

^)  Järns.,  Erföat.  19;  vgl.  GJ)L.  115. 
■*)  Järns.,  Kaupab.  17;  vgl.  G|)L.  50. 

,,En  ef  maör  ä  fe  at  heimta  at  oÖrum  manne,  ok  tekr  hann  veÖ  fjär  sms  1 
eins  hverjom  lut,  hvärt  sem  J)at  er  1  jorÖo  eÖa  annat  fe,  J)ä  skal  veÖ  virÖa."  Die 
gesperrten  Worte  fehlen  in  den  G|)L. 
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denken  dürfen,  da  die  die  Neuerung  dort  einführenden  Worte  hier 
noch  fehlen ;  aber  doch  wird  sich  zeigen,  daß  an  einer  anderen  Stelle 
der  Järnsiöa  eine  ähnliche  Bestimmung  sich  bereits  eingestellt  zeigt, 
und  wird  man  allenfalls  die  Vermutung  wagen  dürfen,  daß  in  gleichem 
Sinne  hier  die  den  GpL.  entlehnte  Stelle,  freilich  ungeschickt  genug, 
korrigiert  werden  wollte,  worauf  unten  zurückzukommen  sein  wird. 
Endlich  kommt  auch  noch  eine  weitere  Stelle  in  Betracht,  welche 
von  der  Behandlung  des  Mündelgutes  spricht  und  dabei  sowohl  die 
GI)L.  als  die  FrpL.  benützt,  ohne  doch  diesen  oder  jenen  vöUig  zu 
folgen.  ^)  Während  die  FrpL.  nur  für  den  Fall,  da  der  Vormund 
Mündelgut  aus  dem  Dingverbande  (ör  lögum)  wegbringen  will,  for- 
dern, daß  derselbe  innerhalb  des  Dingverbandes  (innan  laga)  Grund- 
besitz habe,  welcher  als  genügendes  Pfand  für  dieses  Gut  zu  dienen 
vermöge,  hatten  die  Gf)L.  denselben  angewiesen,  wenn  er  Mündelgut 
aus  dem  Volklande  (ör  fylkij  wegbringen  wolle,  zuvor  einen  Bürgen 
(vöröslumaör)  für  die  seinerzeitige  Rückgabe  jenes  Gutes  zu  bestellen, 
der  mit  Grundbesitz  innerhalb  jenes  Bezirkes  angesessen  sei;  beide 
Rechtsbücher  forderten  aber  ganz  gleichmäßig  keinerlei  Sicherheits- 
bestellung von  dem  Vormunde,  der,  wie  dies  doch  sicherlich  die 
Regel  war,  das  Mündelgut  in  dem  Bezirke  ließ,  in  welchem  er  es 
überkommen  hatte.  Dagegen  fordert  die  Järnsiöa  vom  Vormunde 
unter  allen  Umständen  eine  Sicherheitsbestellung,  und  der  für  diese 
gebrauchte  Ausdruck  (vöröslur,  fuUar  vöröslur)  scheint  ebensowohl 
die  Sicherheitsbestellung  durch  Pfand  als  durch  Bürgen  zu  umfassen, 
obwohl  I)örör  Sveinbjörnsson  ihn  einfach  durch  „hypotheca"  wieder- 
gibt. Aus  dem  älteren  isländischen  Rechte  ist  diese  Erweiterung 
der  Verpflichtung  des  Vormundes  zur  Sicherheitsbestellung  nicht 
entlehnt  und  aus  den  späteren  Gesetzbüchern  des  K.  Magnüs  ist  sie 
wieder  verschwunden;  da  sich  die  Järnsiöa  aber  über  die  Art  der 
Sicherheitsbestellung  und  deren  Bedeutung  nicht  weiter  ausspricht, 
können  ihre  Bestimmungen  für  unseren  Zweck  keinen  Ertrag  ab- 
werfen. —  Während  man  insoweit  nur  eine  Herübernahme  des  alt- 
norwegischen Rechts  und  allenfalls  eine  geringfügige  Weiterbildung 
desselben  in  einzelnen  Punkten  verspürt,  findet  man  aber  anderwärts 
in  der  Järnsiöa  die  Bestellung  von  Pfandrechten  in  einer  Weise  be- 
sprochen, welche  grundsätzlich  mit  dem  älteren  einheimischen  Rechte 
übereinstimmt,  nur  daß  freilich  auch  dieses  wieder  in  einzelnen 
Beziehungen   weitergebildet   erscheint.     So   wird   zunächst  vorge- 


1)  Jarns.,  ErfÖat.  24;  vgl.  GI)L.  115  und  Fr{)L.  IX,  28. 
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schrieben,  ^)  daß  derjenige,  welcher  ein  „lögvecV  auf  fremdes  Land 
legen  will,  gleichviel  ob  zugunsten  seiner  Forderung  auf  den  Kauf- 
preis dieses  Landes  oder  zugunsten  irgend  einer  anderen  Forderung, 
den  Vertrag  durch  handsöl  abzuschließen,  und  überdies  die  „lysing" 
ganz  in  derselben  Weise  vorzunehmen  habe,  wie  dies  beim  mäli 
vorgeschrieben  sei,  so  daß  also,  wie  sich  unten  noch  zeigen  wird, 
nach  wie  vor  die  alte  zwiefache  Bekanntmachung,  zuerst  vor  den 
Nachbarn  und  dann  am  Alldinge,  gefordert  wird.  Nach  dem  wei- 
teren Verlaufe  der  Stelle  tritt  dagegen  statt  der  älteren  Regel,  nach 
welcher  das  Pfandobjekt  bis  zum  doppelten  Betrage  der  Schuld- 
summe zu  haften  hatte,  die  andere  Bestimmung  ein,  daß  dem  Pfand- 
gläubiger für  den  Fall  nicht  rechtzeitiger  Zahlung  der  Schuld  aus 
demselben  nur  so  viel  zukommen  solle,  als  nach  der  eidlich  abzu- 
gebenden Aussage  verständiger  Männer  billig  erscheine ;  -)  während 
also  das  ältere  Recht  Islands  nur  für  den  Fall  der  Insuffizienz  des 
schuldnerischen  Vermögens  den  Pfandgläubiger  auf  den  Betrag  seiner 
Forderung  hatte  beschränken  lassen,  tritt  hier  bereits  die  Tendenz 
hervor,  beim  Verfalle  des  Pfandes  den  Gläubiger  zur  Herausgabe  der 
Hyperocha  an  den  Schuldner  zu  verpflichten,  nur  freilich  noch  einiger- 
maßen zaghaft,  soferne  die  Verweisung  auf  die  Billigkeit  den  zum 
Spruche  berufenen  Männern  möglich  macht,  dem  Gläubiger  je  nach 
Lage  des  einzelnen  Falles  auch  etwas  mehr  als  den  Betrag  seiner 
Forderung  zuzuerkennen.  Eine  zweite  Stelle  bestimmt  sodann, 
daß  die  Veräußerung  des  verpfändeten  Landes  durch  dessen  Eigen- 
tümer den  Pfandgläubiger  ganz  ebenso  zur  Vindikation  berechtige, 
wie  der  Inhaber  eines  lögmäli,  der  Geschlechtsvormund  eines  Weibes 
oder  der  mündig  gewordene  junge  Mann  Land  vindizieren  dürfe, 
welches  durch  den  Eigentümer,  das  Weib  oder  den  Vormund  unter 
Mißachtung  ihres  Vorkaufsrechtes,  Einspruchsrechtes  oder  Eigentumes 
veräußert  worden  war.  Allerdings  könnte  diese  Vorschrift  insoferne 
etwa  dem  älteren  norwegischen  Rechte  entlehnt  sein,   als  die  G[)L. 


^)  Järns.,  Landabrb.  6;  vgl.  Konüngsbök,  192/98  —  100;  Staöarhöls- 
bük,  401/432—34. 

^)  ,,En  |jat  er  lögveÖ,  er  hann  skal  taka  svd  marga  aura,  sem  skynsamir  menn 
virÖa  viÖ  bok,  al  hann  se  vel  haldinn  af ;  en  Jjat  skulo  |jeir  gera  fimta  dag 
])ann  er  7  vikor  ero  af  sumri,  hit  sama  vär,  sem  hann  misti  fjär  si'ns ;  J)ä  eignaz 
hann  svä  mikit  fe  1  lande,  sem  [jeir  dcema  honom." 

^)  Järns.,  Landabrb.  8:  ,,Ef  maÖr  selr  mälaland  annars  manns,  eÖa  |)at  er 
annarr  a  veö  1',  eöa  selr  kona  land  fyrir  räÖ  lögraöanda  si'ns,  J)d  skal  {)essi  land 
oll  sva  brigÖa,  sem  her  var  fyrr  sagt  um  ('>Öalsjor{>,  \yS.  er  ungom  manne  txmiz." 
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ja  ebenfalls  schon  eine  Vindikation  durch  den  Pfandgläul)iger  gegen- 
über einer  Veräußerung  des  Pfandobjektes  seitens  des  Verpfänders, 
wenn  auch  nur  binnen  einer  kurz  bemessenen  Verjährungsfrist  zu- 
lassen, ')  und  diese  Verjährungsfrist  scheint  auch  von  der  Järnsi'öa 
festgehalten  werden  zu  wollen,  da  sie  dieselbe  bei  der  Vindikation 
widerrechtlich  veräußerten  Mündelgutes  durch  den  mündig  gewor- 
denen jungen  Mann  eintreten  läßt;-)  aber  da  die  einschlägige  Stelle 
der  GpL.,  wie  oben  bemerkt,  bereits  in  eine  andere  Stelle  der  Järn- 
siöa  übergegangen  ist,  ist  kaum  anzunehmen,  daß  sie  auch  der  hier 
fraglichen,  in  ihrem  Gedankengange  und  Wortlaute  völlig  ab- 
weichenden Bestimmung  zugrunde  liege,  vielmehr  eher  zu  vermuten, 
daß  in  ihr  ein  Erzeugnis  der  einheimischen  Rechtsbildung  vorliege, 
was  hinwiederum  die  oben  ausgesprochene  Vermutung  bestätigen 
würde,  daß  schon  nach  dem  älteren  isländischen  Rechte  das  lögveö 
immer  ein  Vorkaufsrecht  in  sich  geschlossen  habe.  Endlich  tut  die 
Järnsiöa  aber  auch  noch  jenes  eigentümlichen  Geschäftes  Erwäh- 
nung, mittels  dessen  Land  gegen  die  Verpflichtung  hingegeben 
wird,  den  Veräußerer  selbst  oder  einen  von  ihm  bezeichneten  an- 
deren Pflegling  insolange  zu  alimentieren,  als  dieser  überharupt 
fremder  Pflege  bedarf ;  wenn  auch  vielfach  gekürzt  und  im  einzelnen 
umgestaltet,  ist  dieses  Stück  doch  lediglich  den  Bestimmungen  der 
Staöarhölsbök  entnommen,  wogegen  eine  Berücksichtigung  des  nor- 
wegischen Rechtes  nur  etwa  in  einem  prozessualischen  Satze  zutage 
tritt.  —  Uberblickt  man  nun  aber  diese  sämtlichen  Bestimmungen, 
so  muß  allerdings  auffallen,  daß  deren  aus  den  norwegischen  Rechts- 
büchern stammende  Bestandteile  so  völlig  unvermittelt  neben  den 
dem  älteren  isländischen  Rechte  entlehnten  stehen;  indessen  ver- 
mindert sich  doch  das  Befremdende  dieser  Erscheinung  bei  näherem 
Zusehen  sehr  erheblich.  Das  zuletzt  besprochene,  mit  der  im  is- 
ländischen Rechte  so  überaus  sorgsam  geordneten  Armenpflege  zu- 
sammenhängende Geschäft  liegt  ganz  außerhalb  des  Rahmens  des 
norwegischen  Rechtes  und  kann  somit  mit  den  aus  diesem  ge- 
schöpften Satzungen  schlechterdings  nicht  in  Konflikt  treten,  wie  es 
denn  überhaupt  mit  dem  Pfandrechte  nur  sehr  entfernt  zusammen- 
hängt. Die  Vorschrift  ferner  über  die  Vindikation  von  Pfandobjekten, 
welche  ihr  Eigentümer  widerrechtlich  veräußert  hat,  durch  den  Pfand- 


GI)L.  50. 

-)  Landabrb.  i. 
402/444. 


•'')  J  :i  r  n  s.,  Landabrb.;  vgl.  Staöarhölsbök, 
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gläubiger  entspricht  materiell  ebensowohl  dem  älteren  norwegischen 
als  dem  älteren  isländischen  Rechte,  so  daß  deren  Wiederkehren  in 
verschiedener  Wortfassung  an  verschiedenen  Stellen  des  Gesetzbuches 
ganz  unschädlich  erscheint.  Aber  auch  die  dritte  und  wichtigste 
der  aus  dem  älteren  einheimischen  Rechte  in  die  Järnsi'öa  überge- 
gangenen Stellen  widerspricht,  da  der  Geschäftsabschluß  mittels  handsöl 
auch  dem  norwegischen  Rechte  geläufig  war,  den  aus  diesem  letz- 
teren entlehnten  Vorschriften  nur  in  zwei  Beziehungen,  nämlich  durch 
die  Forderung  einer  zwiefachen  lysing  bei  der  Eingehung  des  Ver- 
trages und  durch  die  Beschränkung  des  Gläubigers  auf  das,  was  er 
nach  dem  Spruche  unparteiischer  Männer  billigerweise  beanspruchen 
konnte,  bei  der  Realisierung  des  Pfandrechtes.  Da  die  von  der  zwie- 
fachen lysing  handelnde  Stelle  nicht  nur  in  dem  das  Grundgüter- 
recht betreffenden  Abschnitte  steht,  sondern  auch  ausdrücklich  nur 
von  „land"  spricht,  wird  man  allenfalls  annehmen  dürfen,  daß  die 
früher  auch  für  die  Verpfändung  von  Fahrhabe  bezügliche  Vorschrift 
hinterher  auf  die  Verpfändung  von  Liegenschaften  in  ihrer  Geltung 
beschränkt  worden  sei;  dagegen  wird  man  bezüglich  jener  anderen, 
auf  die  Realisierung  des  Pfandrechtes  bezüglichen  Bestimmung  den- 
selben Ausweg  nicht  ergreifen  können.  Obwohl  nämlich  auch  hier 
wieder  die  dem  älteren  isländischen  Rechte  entlehnte  Vorschrift  in 
den  Landabrigöabälkr,  dagegen  die  aus  dem  älteren  norwegischen 
Rechte  entnommene  in  den  Kaupabälkr  und  teilweise  Erföabälkr 
eingestellt  ist,  erscheint  doch  schon  von  vornherein  kaum  denkbar, 
daß  man  im  Falle  der  Nichtzahlung  der  Schuld  bei  der  Verpfändung 
von  Fahrhabe  zwar  das  ganze  Pfandobjekt  ohne  Rücksicht  auf  seinen 
Wert  dem  Gläubiger  hätte  verfallen  lassen,  bei  der  V^erpfändung  von 
Liegenschaften  dagegen  den  Verfall  auf  einen  mit  Rücksicht  auf  den 
Betrag  der  P^orderung  billigen  Teil  seines  Wertes  beschränkt  hätte; 
überdies  bezieht  sich  die  aus  den  GI)L.  entnommene  Stelle  in  der 
Järnsiöa  ganz  ebenso  wie  in  dieser  ihrer  Quelle  ausdrücldich  ganz 
gleichmäßig  auf  die  Verpfändung  von  liegender  und  fahrender  Habe,') 
so  daß  in  dieser  Beziehung  nicht  der  mindeste  Zweifel  bestehen 
kann.  Vielleicht  darf  man  aber  die  oben  bereits  besprochenen,  in 
die  betreffende  Stelle  der  Järnsiöa  eingerückten  Worte:  „|m  skal  veö 
viröa"  hierher  beziehen  und  auch  in  ihnen  eine  Verweisung  auf  eine 
mit  Rücksicht  auf  die  Realisierung  des  Pfandrechtes  notwendig  wer- 
dende Abschätzung  erkennen,  welche  doch  nur  unter  der  Voraus- 


^)  Järns.,  Kaupab.  17;  GJ)L.  50. 
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Setzung  erklärlich  wäre,  daß  dem  Gläubiger  nur  ein  mit  Rücksicht 
auf  den  Betrag  der  Schuldsumme  zu  bemessender  Teil  des  Wertes 
des  Pfandobjektes  verfallen  sollte.  J3ie  Worte:  „t)ä  er  |)at  forveöa 
oröet"  wären  solchenfalls  als  durch  die  später  folgenden  Worte :  „|)ä 
skal  veö  viröa"  modifiziert  anzusehen,  und  konnten  diese  letzteren 
um  so  eher  eine  so  kurze  und  unbehilfliche  Fassung  vertragen,  weil 
die  hier  nur  kurz  angedeutete  Bestimmung  im  Grundgüterrechte 
vorher  schon  ausführlich  besprochen  worden  war.  Dem  gesamten 
Entwicklungsgange  des  norwegisch-isländischen  Pfandrechtes  ganz 
entsprechend  wäre  hiernach  die  auf  die  Realisierung  des  Pfandrechtes 
bezügliche  Neuerung  zunächst  in  die  dem  älteren  isländischen  Rechte 
entlehnte  Stelle  des  Grundgüterrechtes  ausführlich  hineinkorrigiert 
w^orden,  sodann  aber  in  der  dem  älteren  norwegischen  Rechte  ent- 
nommenen Stelle  des  Kaupabälkr  nur  mit  ein  paar,  nicht  eben  ge- 
schickt redigierten  Worten  nur  in  aller  Kürze  wieder  in  Erinnerung 
gebracht  worden. 

Viel  weiter  fortgeschritten  zeigt  sich  dagegen  die  Entwicklung 
des  veömäli  im  gemeinen  Landrechte  und  Stadtrechte 
des  K.  Magnüs  lagaboetir.  Die  Wette  in  ihrer  prozessualischen 
Verwendung  ist  auch  aus  dieser  Gesetzgebung  verschwunden;  aber 
auch  der  allgemeine  Satz  der  G1)L. :  ^)  „sitt  veöfe  ä  hverr,  ef  fyrir 
vättom  er  veöjat;  soeke  sem  vitafe",  welcher  doch  in  der  Järnsiöa 
noch  unverändert  wiederkehrt,  ist  hier  beseitigt,  wogegen  sich  hier 
die  neue  Bestimmung  eingestellt  zeigt  „en  ef  menn  veöja,  hafi  at 
alls  engu,  ok  se  sektarlaust  viö  konüng",  durch  welche  die  Wette 
schlechthin  für  wirkungslos,  wenn  auch  nicht  für  strafbar  erklärt 
wird;  beiläufig  bemerkt  eine  Bestätigung  der  oben  ausgesprochenen 
Vermutung,  daß  auch  der  erwähnte  Ausspruch  der  älteren  Quellen 
sich  nur  auf  die  Wette,  oder  doch  in  erster  Linie  auf  die  Wette 
bezogen  habe.  Dagegen  wird  der  auf  die  Auseinandersetzung  einer 
überschuldeten  Erbschaft  bezügliche  Satz  der  GpL.  vom  Stadtrechte 
und  Landrechte  ganz  ebenso  herübergenommen,  wie  dies  seitens 
der  Järnsiöa  geschehen  war,  ^)  und  nicht  minder  entnimmt  das  Land- 
recht derselben  Quelle  auch  die  auf  die  Verpachtung  von  Kühen 
bezügliche  Bestimmung,^)  wogegen  diese  in  das  Stadtrecht  der  Natur 
der  Sache  nach  nicht  übergegangen  ist.   Eigentümlich  gestaltet  zeigt 


1)  GJ)L.  144.  2^  Landsl.,  Kaupab.  28;  BjarkR.  27. 

^)  LandsL,  Erföat.  13  und  BjarkR.  13;  vgl.  GI)L.  115. 
^)  Landsl.,  Kaupab.  14;  vgl,  GJ)L.  4I. 
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sich  ferner,  und  zwar  im  Landrechte  sowohl  als  im  Stadtrechte,  die 
auf  die  Sicherstellung  des  Mündelgutes  bezügUche  Vorschrift.^)  Eine 
allgemeine  Verpflichtung  zur  Sicherheitsbestellung,  wie  sie  die  Järn- 
sföa  dem  Vormunde  auferlegt  hatte,  kennen  beide  Gesetzbücher 
nicht  mehr;  dieselben  kehren  vielmehr  wieder  zu  dem  Standpunkte 
des  älteren  Rechtes  zurück,  wonach  jene  Verpflichtung  sich  auf  den 
Fall  beschränkt,  daß  der  Vormund  Gut  seines  Mündels  aus  dem 
Bezirke  wegbringen  will,  in  welchem  es  sich  befindet,  und  gilt  dabei 
als  der  maßgebende  Bezirk  im  Landrechte  das  fylki,  wie  in  den  Gl)L., 
wogegen  das  Stadtrecht  dafür  das  Weichbild  der  betreftenden  Stadt 
eintreten  läßt.  Die  zu  stellende  Sicherheit  soll  dabei  nicht  in  einem 
Pfandrechte  (veö)  bestehen,  welches  auf  die  Liegenschaften  des  Vor- 
mundes selbst  gelegt  würde,  wie  nach  den  FrpL.,  und  sie  wird  auch 
nicht,  wie  in  der  Järnsiöa,  nur  mit  einem  ganz  allgemeinen  Aus- 
drucke (varösla)  bezeichnet,  welcher  alle  und  jede  Arten  von  Sicher- 
heit umfassen  kann,  sondern  es  wird  ganz  ausdrücklich,  wie  in  den 
GpL.,  die  Bestellung  eines  Bürgen  (vöröslumaör)  gefordert,  welcher 
im  Bezirke  mit  Grundbesitz  angesessen  ist,  und  das  Stadtrecht  fordert 
dabei  ausdrücklich,  daß  dieser  Grundbesitz  desselben  für  das  Mündel- 
gut „fullveöja"  sein  müsse,  was  natürlich  auch  für  das  Landrecht  als 
stillschweigend  vorausgesetzt  gelten  muß.  Das  Landrecht  bespricht 
ferner  an  einer  Stelle,  welche  im  Stadtrechte  der  Natur  der  Sache 
nach  fehlt,  ^)  noch  den  weiteren  Fall,  da  ein  Nachbar  ein  Viehstück, 
welches  auf  seinem  Grundstücke  Schaden  tut,  mit  Beschlag  belegt, 
und  bestimmt  dabei,  daß  der  Eigentümer  des  Tieres,  welcher  das- 
selbe auslösen  möchte  und  doch  das  dafür  nötige  Geld  nicht  sofort 
zur  Verfügung  hat,  für  die  Zahlung  ein  Pfand  bestellen  oder  einen 
die  gleiche  Sicherheit  gewährenden  Bürgen  bestellen  solle  (veö  leggja, 
eöa  fä  vöröslumann  jamngööan  veöi).  Diese  letztere  Vorschrift  findet 
zwar,  soviel  ich  sehen  kann,  in  den  älteren  Quellen  kein  Vorbild;, 
aber  sie  sowohl  als  alle  anderen  bisher  besprochenen  Stellen,  mit 
einziger  Ausnahme  der  auf  die  Wette  bezüglichen,  zeigen  das  veö 
noch  wesentlich  ebenso  behandelt,  wie  es  in  den  Provinzialrechten 
behandelt  worden  war.  Ganz  anders  steht  die  Sache  dagegen  be- 
züglich der  Hauptstelle  der  G[)L.,  und  ist  diese  in  das  gemeine  Land- 
recht und  Stadtrecht  nur  mit  sehr  tief  einschneidenden  Veränderungen 


^)  Landsl., 
G{)L.  115. 

Landsl., 


ErfÖat.  14  und  BjarkR. 
Landsleigub.  33. 


vgl. 


FrI)L.    IX,    28  und 
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herübergenommen  worden.  ^)  Nach  wie  vor  kann  freilich  liegendes 
wie  fahrendes  Gut  als  veö  bestellt  werden.  Nach  wie  vor  gilt  ferner 
für  den  Fall,  da  das  Pfandobjekt  in  den  Besitz  des  lYandgläubigers 
gelangt,  die  Regel,  daß  dieser  für  dasselbe  die  Gefahr  zu  tragen  hat. 
Nach  wie  \'or  kehrt  endlich  auch  der  Satz  wieder,  daß  bei  einer 
zweimaligen  Verpfändung  einer  und  derselben  Sache  durch  deren 
Eigentümer  der  erste  Pfandgläubiger  den  zweiten  ausschließt,  falls 
er  anders  die  frühere  Verpfändung  an  ihn  durch  Zeugen  beweisen 
kann;  daß  dabei  für  den  in  den  G[)L.  gebrauchten  Ausdruck  „kaup- 
fox"  hier  die  speziellere  Bezeichnung  „veöfox"  gesetzt  ist,  hat  selbst- 
verständlich ganz  ebensowenig  zu  bedeuten,  als  daß  an  der  ent- 
sprechenden Stelle  der  Järnsfr)a  von  „veöflaerö"  gesprochen  wird. 
Aber  bezüglich  der  Realisierung  des  Pfandrechtes  werden  dem  älteren 
Rechte  gegenüber  wesentlich  abweichende  Regeln  aufgestellt.  Zu- 
nächst wird  nämlich  für  den  Fall,  da  die  Zeit  für  die  Auslösung  des 
Pfandes  vertragsmäßig  festgestellt  ist,  zwar  nach  wie  vor  angeordnet, 
daß  der  Pfandgläubiger  das  Pfand  an  dem  ausbedungenen  Termine 
dem  Pfandschuldner  zur  Einlösung  anzubieten  habe;  aber  für  den 
Fall  seiner  Nichteinlösung  soll  nicht  mehr  einfach  der  Verfall  des 
Pfandes  eintreten,  wie  dies  nach  dem  älteren  Rechte  geschehen  war, 
sondern  es  soll  dem  Gläubiger  nur  noch  das  Recht  zustehen,  das 
Pfandobjekt  nach  eigener  Wahl  nach  seinem  Schätzungswerte,  wie 
er  durch  verständige  Männer  zu  ermitteln  ist,  entweder  selbst  zu 
übernehmen,  oder  auch  an  einen  anderen  zu  verkaufen,  wobei  jedoch 
im  einen  wie  im  anderen  Falle  der  etwaige  Uberschuß  dieses 
Schätzungswertes  über  den  Betrag  der  Schuldsumme  an  den  Schuldner 
hinauszubezahlen  ist.  Für  den  anderen  Fall,  da  die  Zahlzeit  nicht 
vertragsmäßig  feststand,  wird  sodann  ausdrücklich  bestimmt,  daß  die 
Einlösung  des  Pfandes  binnen  Jahresfrist  zu  erfolgen  habe,  widrigen- 
falls ebenso  zu  verfahren  sei  wie  eben  gesagt.  -)  Diese  letztere  Be- 
stimmung ist  selbstverständlich  dahin  aufzufassen,  daß  der  Gläubiger, 
wenn  das  Pfand  vom  Schuldner  nicht,  wie  ihm  freistand,  schon  früher 
eingelöst  worden  war,  dasselbe  nach  Ablauf  eines  Jahres  diesem  zur 
Einlösung  anzubieten  hatte,  und  daß,  wie  die  Einlösung  auch  daraufhin 
nicht  erfolgte,  das  Pfand  als  verfallen  galt  und  mit  dessen  Reali- 

^)  Landsl.,  Kau  p  ab.  20*und  BjarkR.  lo;  vgl.  GJ)L,  50. 

2j  ,,En  ef  I)a  loeysir  engi  üt,  {)ä  geri  hvart  er  hann  vil  at  skynsamra  raanna 
virÖingu,  hafe  sjalfr  eÖa  seli  oörum,  ok  hafe  sd  skuld  sina  er  veÖ  tök,  en  eigande 
J)at  sem  auk  er.  Nu  er  eindagr  eigi  a  settr,  loeysi  innan  12  manaÖa,  eÖa  fare  sem 
fyr  var  skilt. 
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■sierung  in  der  vorher  beschriebenen  Weise  vorzugehen  war.  Eine 
einzige,  aber  allerdings  ziemlich  alte  Hs.  des  gemeinen  Landrechtes 
fügt  noch  bei:  „en  ef  hann  leysir  eigi  üt,  Idb.  er  jiat  forveöjat,  nema 
hann  leysi  innan  mänaöar",  und  kann  die  Meinung  dieses  Beisatzes 
doch  wohl  nur  die  sein,  daß  dem  Pfandschuldner  nach  der  ersten 
Frist  von  einem  Jahre  noch  eine  weitere  Respitfrist  von  einem  Mo- 
nate zur  Einlösung  des  Pfandobjektes  laufen  soll,  gleichviel  übrigens, 
ob  man  sich  dabei  den  Verfall  als  bereits  nach  der  ersten  Frist  ein- 
getreten und  nur  noch  rückgängig  zu  machen,  oder  ob  man  ihn 
sich  als  erst  nach  der  zweiten  Frist  eintretend  denkt;  ob  aber  der 
Beisatz  für  ganz  Norwegen  gültiges  Recht,  oder  nur  das  Partikular- 
recht einer  einzelnen  Gegend,  oder  gar  nur  die  individuelle  Ansicht 
eines  einzelnen  Abschreibers  geben  wolle,  muß  dahingestellt  bleiben. 
Sehen  wir  aber  von  ihm  ab,  so  hat  die  im  gemeinen  Landrechte 
und  Stadtrechte  bemerkbare  Umgestaltung  des  älteren  Rechtes  eine 
zwiefache  Bedeutung.  Einmal  nämlich  ist  jetzt  für  den  Fall,  daß  die 
Pfandforderung  nicht  schon  von  vornherein  eine  betagte  war,  eine 
gesetzliche  Frist  eingeführt,  mit  deren  Ablauf  die  Zahlung  dieser 
Forderung  von  Rechts  wegen  fällig  wurde ;  dem  Pfandgläubiger  wurde 
damit  die  Notwendigkeit  erspart,  die  unbetagte  Forderung  erst  durch 
ein  Vorverfahren  in  eine  betagte  zu  verwandeln,  ehe  er  zur  Reali- 
sierung seines  Pfandrechtes  schreiten  konnte,  dem  Pfandschuldner 
dagegen  wurde  dafür  Sicherheit  gewährt,  daß  der  Gläubiger  nicht 
vor  Ablauf  eines  Jahres  zur  Einklagung  seiner  Schuld  und  Reali- 
sierung seines  Pfandrechtes  schreiten  konnte,  so  daß  die  Neuerung 
nach  beiden  Seiten  hin  als  zweckmäßig  erscheinen  mochte,  welche 
übrigens  insoweit  eher  eine  Ergänzung  als  eine  prinzipielle  Änderung 
des  älteren  Rechtes  zu  nennen  ist.  Zweitens  aber  wird  die  Reali- 
sierung des  Pfandrechtes  selbst  jetzt  insoferne  umgestaltet,  als  an 
die  Stelle  des  früheren  Verfalles  des  vollen  Pfandobjektes  nun- 
mehr ein  nur  noch  teilweiser  Verfall  desselben  tritt,  indem  das 
zwischen  dem  Werte  des  Pfandobjektes  und  dem  Betrage  der  Schuld- 
summe bestehende  Verhältnis  berücksichtigt  und  ein  Anspruch  des 
Schuldners  auf  die  Herausgabe  der  Hyperocha  anerkannt  wird,  von 
welchem  das  ältere  Recht  nichts  gewußt  hatte.  Durch  die  Aner- 
Tiennung  dieses  Anspruches  verändert  aber  das  Geschäft  sehr  wesent- 
lich seinen  Charakter.  Es  verliert  fortan  vöUig  die  Bedeutung  eines 
der  Wette  ähnlichen  gewagten  Geschäftes  und  wird  ledighch  zu 
einem  die  Erfüllung  einer  anderweitig  bereits  bestehenden  Verpflich- 
tung sichernden  Hilfsgeschäfte ;  die  Eigenschaft  eines  bedingten  Ver- 
Maurer, Altnordisches  Pfandrecht.  27 
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kaufes  geht  ihm  nahezu  ganz  verloren,  wogegen  die  Bedeutung  einer 
Anweisung  eines  bestimmten  haftenden  Objektes  für  den  Fall  der 
nicht  rechtzeitigen  Schuldzahlung  mehr  hervortritt.    Damit  ist  aber 
ein  Weg  betreten,  welchen  auch  bereits  das  ältere  isländische  Recht 
und  dann  wieder  die  Järnsiöa  eingeschlagen   hatte.     Man  möchte 
vermuten,  daß  kirchliche  Einflüsse  auf  diese  Umbildung  des  älteren 
Rechtes  bestimmend  eingewirkt  haben,  da  ja  für  dieselbe  ganz  ähn- 
liche Gesichtspunkte  mal3gebend  geworden  zu  sein  scheinen,  wie 
die,  welche  ziemlich  gleichzeitig  auch  zur  Einstellung  eines  allge- 
meinen  Verbotes  des  Wuchers   in   die   nordischen  Christenrechte 
führten.  —  Mit  dem  Bisherigen  sind  nun  aber  noch  nicht  alle  Ver- 
änderungen besprochen,  welche  der  Text  unserer  Stelle  erfahren  hat, 
und  die  in  ihrem  weiteren  Verlaufe  bemerkbaren  Umgestaltungen 
bereiten  sogar  der  Auslegung  erhebliche  Schwierigkeiten.  Zunächst 
folgt  unmittelbar  auf  die  zuletzt  besprochenen  Bestimmungen  der 
Satz:  „nü  ä  maör  at  heimta  fe  at  oörum  manne,  ok  tekr  hann  veö 
fear  sins  i  einum  hverjum  grip,  hvärt  sem  |)at  er  i  joröu  eöa  oöru  fe", 
ganz  wie  er  bereits  in  den  GI)L.  gestanden  hatte;   aber  wie  in  der 
Järnsiöa  werden  ihm  die  Worte  angehängt :  „|)ä  skal  ])at  veö  viröa". 
Wie  in  der  Järnsföa  so  wird  demnach  auch  hier  der  Abschätzung 
des  Pfandobjektes  gelegentlich  der  Begründung,  nicht  der  ReaHsierung 
des  Pfandrechtes  gedacht;  aber  hier  wie  dort  scheint  der  Ausdruck 
nur  ein  ungenauer  zu  sein  und  die  Abschätzung  vielmehr  auf  den 
Zeitpunkt  der  Realisierung  des  Pfandrechtes  bezogen  werden  zu 
müssen.    Eine  Abschätzung  bei  der  Begründung  des  Pfandrechtes 
konnte  nur  dann  einen  Sinn  haben,  wenn  man  entweder  ein  be- 
stimmtes Verhältnis  zwischen  dem  Werte  des  Pfandobjektes  und  dem 
Betrage  der  Pfandschuld  beobachtet  wissen  wollte,  wovon  die  Quellen 
keine  Spur  zeigen,  oder  wenn  man  beabsichtigte,  für  den  P^all  des 
Unterganges  oder  der  Verschlechterung  des  Pfandobjektes  den  Um- 
fang der  Entschädigungspflicht  von  vornherein  festzustellen,  was  doch 
nur  für  den  keineswegs  immer  zutreffenden  Fall  einen  Sinn  hatte, 
wenn  der  Besitz  des  Pfandobjektes  auf  den  Pfandgläubiger  übertragen 
werden  wollte ;  oder  wenn  die  gleich  von  vornherein  vorgenommene 
Abschätzung  die  später  bei  der  ReaHsierung  des  Pfandrechtes  ein- 
tretende überflüssig  machen  sollte,  was  zwar  nach  älterem  isländi- 
schem Rechte  ausnahmsweise  vorkommen  konnte,  aber  weder  nach 
der  Järnsiöa  noch  nach  den  Landslög  zulässig  war,  da  beide  Quellen 
schlechthin  die  Vornahme  einer  Abschätzung  bei  der  Realisierung 
des  Pfandrechtes  vorschreiben  zu  wollen  scheinen.    Man  wird  dem- 
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nach  wohl  annehmen  müssen,  wie  oben  geschehen,  daß  zunächst 
die  Järnsiöa,  nachdem  sie  zunächst  im  Grundgüterrechte  vorge- 
schrieben hatte,  daß  das  Pfandobjekt  bei  nicht  rechtzeitiger  Befrie- 
digung des  Gläubigers  abzuschätzen  und  die  nach  billigem  Ermessen 
sich  berechnende  Hyperocha  an  den  Schuldner  hinauszugeben  sei, 
hinterher  im  Vertragsrechte  nur  kurz  auf  diese  Sätze  Bezug  nehmen 
wollte  und  sich  dabei  nicht  genügend  genau  ausdrückte,  wogegen 
dann  die  spätere  Gesetzgebung  den  in  der  Järnsiöa  einmal  vorge- 
fundenen Wortlaut  einfach  beibehielt,  obwohl  sie  im  übrigen  unsere 
Stelle  umarbeitete,  und  somit  die  Umarbeitung  besser  auch  auf  die 
hier  fraglichen  Worte  erstreckt  hätte.  Auffälliger  noch  ist  aber  die 
nächstfolgende  Vorschrift.  Während  die  GpL.,  welchen  auch  noch 
die  Järnsiöa  nahezu  wörtlich  folgt,  den  Pfandgläubiger  anweisen,  sich 
zu  dem  Pfandobjekte,  wenn  dieses  vom  Pfandschuldner  widerrechtlich 
veräußert  wird,  binnen  Jahresfrist  zu  ziehen,  wenn  er  nicht  sein 
Recht  an  demselben  einbüßen  will,  hat  nämlich  das  gemeine  Land- 
recht und  Stadtrecht  in  der  Art  umgestaltet,  ^)  daß  binnen  dieser 
Frist,  und  nur  binnen  dieser,  das  Pfand  solle  ausgelöst  werden 
können,  soweit  nicht  etwa  ausnahmsweise  die  Abwesenheit  der  be- 
treffenden Person,  oder  etwa  auch  andere  Fälle  der  ehehaften  Not 
eine  Erstreckung  dieser  Frist  begründen.  Da  daneben,  wie  bereits 
bemerkt,  die  ältere  Regel  festgehalten  wird,  daß  bei  mehrmahger 
Verpfändung  derselben  Sache  der  frühere  Pfandgläubiger  den  späteren 
schlechthin  ausschließt,  kann  jener  Satz  natürlich  nicht  dahin  aus- 
gelegt werden,  daß  durch  denselben  dem  späteren  Pfandgläubiger 
die  Befugnis  zugestanden  werden  wolle,  gegen  Ablösung  der  vor- 
gehenden Ansprüche  des  früheren  Pfandgläubigers  sich  in  den  Besitz 
des  Pfandobjektes  zu  setzen,  und  würde  überdies  auch  schon  der 
Wortlaut  unserer  Stelle  eine  solche  Auslegung  kaum  gestatten,  da 
dieselbe  von  einer  zweiten  Verpfändung  zunächst  gar  nicht  gesprochen 
hat.  Ebensowenig  wird  man  annehmen  dürfen,  daß  der  Pfandgläu- 
biger durch  jene  Worte  angewiesen  werden  wollte,  dem  dritten 
Käufer  gegenüber  das  Pfand  durch  Erlag  des  von  ihm  bezahlten 


^)  Lands!.,  Kaupab,  20:  „Nu  selr  maör  |)at  veÖ  brott  öÖrum  manni,  ])d 
skal  hann  hafa  vätta  viö  til  veÖs  si'ns,  er  veÖ  ätti,  ok  hafe  leyst  üt  a  fyrstum 
12  mänaÖum,  ef  hann  er  innan  fyikis ;  en  ef  hann  er  eigi  innan  fylkis,  {)  ä  hafe 
leyst  ä  fyrstum  12  manaÖum,  er  hann  kemr  heim  1  fylki,  nema  nauÖsynjar  banne, 
l)a3r  sem  i  lagum  ero  maeltar.  Vitni  skal  hann  til  hafa,  at  J)3er  se  sannar,  elligar 
■d  hann  aldri  {)ess  mäls  uppreist."    Wesentlich  ebenso  BjarkR.  19. 
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Kaufpreises  einzulösen;  damit  würde  dem  Pfand^läubiger  nämlich 
eine  durch  nichts  gerechtfertigte  und  zugleich  ihrer  Tragweite  nach 
ganz  unberechenbare  Last  auferlegt,  sofcrne  ja  der  Verpfänder  stets 
in  der  Hand  gehabt  hätte,  durch  den  Verkauf  des  Pfandobjektes  um 
seinen  vollen  oder  annähernden  Wert  den  Pfandgläubiger  ganz  oder 
annähernd  um  seine  P'orderung  zu  bringen.  Es  würde  sich  überdies 
kaum  zusammenreimen  lassen,  wenn  zwar  der  ältere  l^fandgläubiger 
den  jüngeren  Pfandgläubiger  unbedingt  ausschließen  würde,  aber 
dem  jüngeren  Käufer  gegenüber  dessen  Recht  einfach  verloren  ginge, 
wenn  er  es  nicht  durch  Ausübung  des  ihm  zugestandenen  Einstands- 
rechtes retten  wollte,  und  man  kann  sich  andererseits  auch  nicht 
auf  das  nach  einer  oben  ausgesprochenen  Vermutung  nach  dem 
älteren  isländischen  Rechte  dem  Pfandgläubiger  eingeräumte  Vor- 
kaufsrecht berufen ;  dieses  Vorkaufsrecht  nämlich  richtete  sich  gegen 
den  veräußernden  Verpfänder,  nicht  gegen  den  Käufer  des  Pfand- 
objektes und  ermöglichte  somit  dem  von  ihm  Gebrauch  machenden 
Pfandgläubiger  die  Anrechnung  seiner  Schuldforderung  auf  den  zu 
erlegenden  Kaufpreis,  so  daß  er,  da  er  sicherlich  auch  in  diesem 
Falle  das  alterum  tantum  berechnen  durfte,  eben  nur  die  Hyperocha 
herauszugeben  hatte,  wie  er  sie  bei  der  Realisierung  seines  Pfand- 
rechtes auch  herauszugeben  gehabt  hatte.  Nicht  der  Pfandgläubiger, 
sondern  ein  anderer  ist  somit  an  unserer  Stelle  als  der  Einlösende 
zu  denken;  unter  dieser  Voraussetzung  muß  man  aber  die  Stelle 
entweder  so  verstehen,  wie  Fr.  Brandt  und  Aubert  nicht  nur  sie, 
sondern  auch  die  ihr  zugrunde  liegende  Stelle  der  GpL.  verstanden 
haben,  ^)  oder  man  muß  einen  mehrfachen  Wechsel  des  Subjektes  in 
der  Stelle  annehmen.  Im  ersteren  Falle  hätte  man  also  anzunehmen, 
daß  der  Pfandgläubiger  im  Besitze  des  Pfandobjektes  gewesen  sei 
und  daß  er  dieses  nun  weiter  veräußert  hätte;  dem  Verpfänder  als 
dem  Eigentümer  dieses  Objektes  wäre  dann  das  Recht  eingeräumt, 
dasselbe  binnen  Jahresfrist  von  dem  dritten  Erwerber  einzulösen, 
während  er  andererseits  für  den  Fall  der  nicht  rechtzeitigen  Ein- 
lösung mit  dem  Verluste  seines  Eigentumes  bedroht  würde.  Da  er- 
scheint nun  nicht  nur  bedenklich,  daß  nahezu  dieselben  Worte  einen 
so  ganz  anderen  Sinn  haben  sollen,  als  welchen  wir  ihnen  in  der 
älteren  Quelle  beizulegen  hatten,  sondern  noch  weit  anstößiger,  daß 
an  dem  früher  besprochenen  Anfange  des  Paragraphen  zwischen  dem 
Falle  der  betagten  und  der  nicht  betagten  Pfandforderung  scharf 


1)  vgl.  oben  S.  345—46- 
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unterschieden  worden  war,  während  nun  hinterher  jede  solche  Unter- 
scheidung völHg  außer  Acht  gelassen  und  überdies  nicht  einmal 
darauf  irgend  welches  Gewicht  gelegt  sein  sollte,  ob  die  Veräuße- 
rung des  Pfandobjektes  vor  oder  nach  der  Verfallzeit  erfolgt  sei; 
nicht  minder  anstößig  erscheint  ferner,  daß  die  einjährige  Frist  für 
die  Einlösung  des  Pfandes,  wenn  man  ja  unsere  Stelle,  wie  Aubert 
tut,  ausschließlich  auf  den  Fall  der  unbetagten  Schuld  beziehen 
wollte,  von  dem  Zeitpunkte  der  Pfandbestellung  an  berechnet  werden 
müßte,  was  doch  kaum  mit  der  Vorschrift  vereinbar  erschiene,  daß 
dieselbe  für  den  abwesenden  Eigentümer  erst  von  dem  Zeitpunkte 
seiner  Heimkehr  an  laufen  solle.  Somit  wird  man  wohl  jenen  an- 
deren Weg  der  Auslegung  einzuschlagen  und  anzunehmen  haben, 
daß  unsere  Stelle  ganz  ebenso  wie  deren  ältere  Vorlage  von  dem 
Falle  handelt,  da  der  Verpfänder  im  Besitze  des  Pfandobjektes  ver- 
blieben ist  und  dieses  nun  seinerseits  veräußert  hat;  daß  sie  ferner 
für  diesen  Fall,  ganz  ebenso  wie  die  GpL.  und  die  Järnsiöa,  dem 
Pfandgläubiger  die  Befugnis  einräumt,  und  zwar  ohne  Beschränkung 
auf  die  ihm  früher  gesetzte  einjährige  Frist,  sein  Recht  an  dem  ver- 
kauften Pfandobjekte  geltend  zu  machen;  daß  sie  dagegen,  anders 
als  ihre  Vorlage,  dieses  Vindikationsrecht  des  Pfandgläubigers  durch 
die  Befugnis  des  dritten  Erwerbers  beschränkt  sein  läßt,  das  Pfand- 
objekt durch  die  Erläge  der  Pfandschuld  binnen  Jahresfrist  einzulösen. 
Die  damit  gesetzte  Veränderung  des  älteren  Rechtes  ist  aber  eine 
völlig  wohl  begründete ;  wenn  nämlich  zwar  insolange,  als  bei  nicht 
rechtzeitiger  Zahlung  das  Pfand  seinem  vollen  Werte  nach  dem 
Gläubiger  verfiel,  ganz  sachgemäß  war,  daß  dem  Pfandgläubiger  für 
den  P^all  des  Verkaufes  des  Pfandobjektes  durch  den  Verpfänder  ein- 
fach das  Recht  eingeräumt  wurde,  dasselbe  zu  vindizieren,  so  mußte 
sich  doch  die  Sache  von  dem  Momente  an  anders  stellen,  in  welchem 
der  Gläubiger  verpflichtet  wurde,  beim  Verfalle  des  Pfandes  den 
Überschuß  seines  Wertes  über  den  Betrag  der  Pfandschuld  an  den 
Verpfänder  hinauszubezahlen.  Von  da  ab  mußte  es  genügen,  wenn 
dem  Pfandgläubiger  auch  dem  dritten  Erwerber  des  Pfandobjektes 
gegenüber  zunächst  nur  der  Anspruch  auf  den  Betrag  seiner  Pfand- 
forderung eingeräumt  wurde,  dagegen  das  Recht  auf  das  Pfandobjekt 
selbst,  natürlich  vorbehaltlich  seiner  Verpflichtung  zur  Herausgabe 
der  Hyperocha,  auf  den  Fall  beschränkt  blieb,  da  der  dritte  Käufer 
sich  nicht  zur  Bezahlung  der  Pfandschuld  verstehen  wollte.  Schwierig- 
keiten bleiben  freilich  auch  bei  dieser  Auslegung  übrig.  Erheblicher 
dürfte  dagegen  ein  sprachliches  Bedenken  sein,   welches  sich  gegen 
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die  oben  versuchte  Auslegung  unserer  Stelle  erhebt,  soferne  diese 
eine  ganz  ungewöhnliche  Ungelenkigkeit  des  Ausdruckes  an  dieser 
voraussetzen  muß.  Unsere  Auslegung  muß  nämlich  einen  wieder- 
holten Wechsel  des  Subjektes  in  der  Stelle  annehmen,  indem  näm- 
lich die  Worte:  „nü  selr  maör  [lat  veö"  auf  den  Verpfänder,  die 
Worte:  „l)ä  skal  hann  hafa  vätta  viö  til  veös  si'ns"  auf  den  Pfand- 
gläubiger, endlich  die  Worte:  „hafe  leyst  üt"  usw.  wieder  entweder 
auf  den  Verpfänder  oder  auf  den  dritten  Käufer  als  dessen  Rechts- 
nachfolger bezogen  werden  müßten.  Das  überschreitet  nun  freilich 
einigermaßen  die  sonst  in  Bezug  auf  den  Subjektwechsel  eingehal- 
tenen Grenzen;  indessen  dürfte  doch  im  vorliegenden  Falle  eine 
mehr  als  gewöhnliche  Unbehilflichkeit  des  Ausdruckes  sich  ganz  be- 
friedigend daraus  erklären,  daß  unsere  Stelle  nicht  frei  niederge- 
schrieben, sondern  aus  der  Überarbeitung  einer  älteren  Vorlage  her- 
vorgegangen ist,  deren  Wortfassung  augenscheinlich  hier  wie  sonst 
so  oft  möglichst  unverändert  beibehalten  werden  wollte.  So  wird 
man  demnach  immerhin  an  der  hier  vorgeschlagenen  Auslegung  der 
Stelle  festhalten  und  annehmen  dürfen,  daß  es  bei  der  Umgestaltung 
der  hier  fraglichen  Worte  derselben  lediglich  darauf  abgesehen  ge- 
wesen sei,  die  alte  Vorschrift  der  GpL.  mit  der  neueingeführten 
Verpflichtung  des  Gläubigers,  bei  der  Realisierung  des  Pfandrechtes 
die  Hyperocha  herauszugeben,  in  Einklang  zu  bringen. 

An  letzter  Stelle  ist  endlich  noch  der  Jönsbök  zu  gedenken. 
In  ihr  kehrt  zunächst  die  auf  die  Wette  bezügliche  Vorschrift  des 
gemeinen  Landrechtes  in  ganz  derselben'  Wortfassung  wieder,  wenn 
auch  an  etwas  anderem  Orte ;  ^)  hier  wie  dort  ist  somit  die  Wette 
zwar  straflos,  aber  auch  mit  keinem  Klagerecht  ausgestattet,  und 
kann  hiernach  der  auf  den  Abschluß  des  Wettvertrages  und  die 
Einklagung  der  aus  ihm  erwachsenden  Ansprüche  bezügliche  Satz 
der  GpL.,  welcher  noch  in  die  Järnsiöa  übergegangen  war,  hier  eben- 
sowenig wiederkehren  wie  im  gemeinen  Landrechte  und  Stadtrechte. 
Bezüglich  des  Pfandvertrages  wird  ferner  ebenfalls  wieder  eine  Reihe 
von  Sätzen  aus  den  GpL.  und  FrpL.,  bezw.  der  ihnen  folgenden 
Järnsiöa  und  Landslög  herübergenommen.  So  der  auf  die  gepachtete 
Kuh  bezügliche  Satz,  ^)  sowie  die  auf  die  Auseinandersetzung  eines 
überschuldeten  Nachlasses   bezügliche  Bestimmung;^)   ebenso  aber 


^)  Jönsbök,  J)jöfab.  i8;  vgl.  Landsl.,  Kaupab.  28. 
2)  Jönsbök,  Kaupab.  16. 

^)  ebenda,  Erföat.  19  (in  Norges  gamle  Love  IV  als  §  13). 
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auch  die  Vorschrift  über  die  Bestellung  der  Sicherheit  für  Mündel- 
gut, welches  aus  dem  Bezirke  gebracht  werden  will.^)  Als  der  maß- 
gebende Bezirk  wird  bei  der  letzteren  Vorschrift  das  Landesviertel 
(fjöröüngr)  bezeichnet,  da  weder  Volklande  noch  Dingverbände  im 
norwegischen  Sinne  auf  Island  vorkamen;  im  übrigen  aber  zeigt  die 
Bestimmung  wesentlich  dieselbe  Gestalt,  welche  sie  in  den  Landslög 
angenommen  hat,  und  wird  zumal  auch  die  Bestellung  einer  Bürg- 
schaft, nicht  eines  Pfandes,  in  ihr  gefordert.  Ebenso  ist  auch  die 
Vorschrift  über  die  Auslösung  von  Vieh,  welches  wegen  angerichteten 
Schadens  beschlagnahmt  wird,  aus  den  Landslög  herübergenommen, ^) 
in  welchen  dieselbe  zum  ersten  Male  auftrat.  Endlich  ist  auch  die 
oben  so  eingehend  besprochene  Hauptstelle  über  das  veö  ganz  in 
derselben  Wortfassung  in  die  Jönsbök  übergegangen,  welche  sie  in 
den  Landslög  angenommen  hatte,  ^)  nur  daß  dort  das  heraö  anstatt 
des  fylki  als  der  Bezirk  bezeichnet  wird,  welcher'  für  die  Feststellung 
der  Anwesenheit  oder  Abwesenheit  des  zur  Einlösung  Berufenen 
maßgebend  erscheint;  auch  nach  der  Jönsbök  hat  somit  der  Schuldner 
für  den  Fall,  daß  der  Gläubiger  seine  Befriedigung  aus  dem  Pfand- 
objekte zu  suchen  genötigt  ist,  Anspruch  auf  die  Herausgabe  der 
vollen  Hyperocha.  —  Neben  diesen  dem  norwegischen  Rechte  ent- 
stammenden Satzungen  stehen  nun  aber  in  der  Jönsbök  ganz  ebenso, 
wie  dies  bei  der  Järnsiöa  der  Fall  war,  andere,  welche  aus  dem 
älteren  einheimischen  Rechte  entnommen  wurden.  Zunächst  zeigt 
sich  eine  oben  eingehend  besprochene  Bestimmung  über  die  Be- 
stellung eines  „lögveö"  an  fremdem  Lande  aus  der  Järnsiöa  herüber- 
genommen,*) deren  Stellung  in  der  Jönsbök  indessen  einige  Schwierig- 
keiten macht.  Darauf  zwar  lege  ich  wenig  Gewicht,  daß,  während 
die  Järnsiöa  die  Abschätzung  des  verpfändeten  Landes  bei  der  Re- 
alisierung des  Pfandrechtes  „fimta  dag  J^ann  er  7  vikur  ero  af  sumri'' 
vor  sich  gehen  läßt,  manche  Texte  der  Jönsbök  dafür  „4  vikur" 
lesen ;  ^)  da  die  ältesten  Hss.,  welche  nunmehr  G.  Storm  seiner  Aus- 
gabe zugrunde  gelegt  hat,  sieben  geben,  mag  jene  abweichende  An- 
gabe der  älteren  Drucke  auf  einer  falschen  Lesung  (IV  für  VI!)  be- 
ruhen.   Beachtenswert  erscheint  dagegen  die  veränderte  Stellung, 

^)  Jönsbök,  ErfÖat.  20  (in  Norges  gamle  Love  IV  als  §  14). 

ebenda,  Landsleigub.  34.  ^)  ebenda,  Kaupab.  22, 

■*)  ebenda,  Landabrb.  9;  vgl.  Järns.  6. 

^)  So  die  Ausgaben  von  1578,  1707,  1709  und  1858,  dann  auch  die  dänische 
Übersetzung  des  Egill  Thorhallsson  von  1763,  welche  überdies  bemerkt,  daß  eine  Hs. 
drei  Wochen  für  vier  gebe. 
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welche  die  iti  das  Grundgüterrecht  eingereihte  }3estimmung  zu  der 
im  Vertragsrechte  eingestellten  nunmehr  einnimmt.  In  der  Järnsi(^a 
hatten  wir  im  Kaupabälkr  die  Verpflichtung  des  Pfandgläubigers  zur 
Herausgabe  der  vollen  Hyperocha  an  den  Schuldner  noch  nicht  aus- 
gesprochen gefunden,  und  wir  konnten  infolgedessen,  wenn  auch 
zweifelnd,  die  Vermutung  aufstellen,  daß  die  in  ihrem  Landabrigöis- 
bälkr  enthaltene  Bestimmung,  nach  welcher  bei  der  Verpfändung 
von  Land  dem  Gläubiger  so  viel  zugesprochen  werden  soll,  „at  hann 
se  vel  haldinn  af ,  auch  für  die  Verpfändung  von  Fahrhabe  zu  gelten 
habe.  Demgegenüber  hat  nun  aber  die  Jonsbok  in  ihrem  Kaupa- 
bälkr, den  Landslög  folgend,  jene  neuere  Verpflichtung  des  Pfand- 
gläubigers ihrem  vollen  Umfange  nach  aufgenommen,  während  doch 
deren  Landabrigöisbälkr  daneben  nach  wie  vor  die  Bestimmung  der 
*  Järnsiöa  über  die  Verpfändung  von  Land  festhält.  Für  die  Jönsbök 
ist  es  demnach  nicht  mehr  möglich,  diese  letztere  Bestimmung  auf 
die  Fahrhabe  mit  zu  beziehen,  und  muß  dieselbe  hier  vielmehr  not- 
wendig auf  die  Liegenschaften  beschränkt  werden,  wogegen  für  die 
Fahrhabe  hier  zweifellos  jene  andere  Vorschrift  des  Kaupabälkr  zu 
gelten  hat.  Indessen  ist  doch  die  damit  zwischen  die  Behandlung 
des  beweglichen  und  des  unbeweglichen  Pfandes  gesetzte  Difterenz 
keine  besonders  bedeutende,  da  ja  die  Verpflichtung  zur  Herausgabe 
einer  Hyperocha  hier  wie  dort  festgehalten,  und  nur  deren  Umfang 
in  beiden  Fällen  etwas  verschieden  bemessen  wird;  möglicherweise 
ist  dabei  die  ältere  isländische  Anschauung  bestimmend  geworden^ 
daß  die  Zahlung  in  Land  für  den  Empfänger  eine  ganz  besonders 
unbequeme  zu  sein  pflege.  Die  oben  angeführte  Stelle  der  Jönsbök  ^) 
enthält  aber  in  ihrem  weiteren  Verlaufe  auch  noch  eine  Bestimmung 
über  die  Veräußerung  des  Pfandrechtes  durch  den  Pfandgläubiger 
und  die  dabei  notwendigen  Bekanntmachungen,  welche  in  der  Järn- 
siöa fehlt,  aber  aus  dem  älteren  isländischen  Rechte  geschöpft  ist ;  -) 
dabei  entspricht  die  Lesart  „innan  fjöröüngs"  und  „hit  fyrsta  vär"  in 
den  ältesten  Hss.  der  Jönsbök  der  älteren  Vorlage  besser  als  die 
Lesart  jüngerer  Hss.  „innan  heraös"  und  „hit  fyrsta  är".  In  Betracht 
kommt  ferner  noch  eine  weitere  Stelle  der  Jönsbök,  welche  ebenfalls 
an  das  ältere  isländische  Recht  anknüpft,  wenn  auch  mit  manchen 


^)  Jönsbök,  Landabrb.  9. 

vgl.    StaÖarhölsbök,    401/434 — 35     und    teilweise    auch  Koniings- 
bök,  192/99. 

^)  Norges  gamle  Love,  IV,  S.  255. 
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Neuerungen;^)  sie  behandelt,  wie  ihre  ältere  Vorlage,  zugleich  den 
mäh  und  das  veö,  und  es  ist  wohl  nur  zufällig,  daß  nur  ein  Teil 
der  letzteren,  und  dieser  nur  in  der  Richtung  auf  den  mäli,  nicht 
auch  in  der  Richtung  auf  das  veö,  in  die  Järnsiöa  Aufnahme  ge- 
funden hat.-)  Das  ältere  isländische  Recht  hatte  bekanntlich  für  die 
Begründung  des  veömäli  den  Abschluß  des  Vertrages  mittels  handsöl 
und  weiterhin  eine  doppelte  lysing  desselben  vor  fünf  Nachbarn  und 
ferner  am  Allding  gefordert,  eine  weitere  Wiederholung  der  lysing 
aber  nur  unter  der  Voraussetzung  für  nötig  erklärt,  da  entweder 
einer  der  beiden  Kontrahenten  sterben  würde,  oder  aber  die  beim 
Abschlüsse  des  Verpfändungsvertrages  beigezogenen  Vertragszeugen 
abhanden  kämen.  Uber  diesen  Standpunkt  geht  auch  die  Järnsiöa 
noch  nicht  hinaus;  dagegen  fordert  die  Jönsbök  nicht  nur,  was  eine 
rein  äußerliche  Neuerung  ist,  die  Vornahme  der  lysing  vor  sechs 
Nachbarn  statt  vor  fünf,  sondern  sie  ordnet  auch,  was  allerdings 
vielleicht  nur  in  einer  Ungenauigkeit  des  Ausdruckes  begründet  sein 
mag,  die  Wiederholung  der  lysing  von  drei  zu  drei  Jahren  nur  für 
den  Fall  des  Todes  des  einen  oder  anderen  Kontrahenten  an,  ohne 
des  Abhandenkommens  der  Zeugen  zu  gedenken,  und  sie  läßt  über- 
dies, was  jedenfalls  eine  bewußte  Neuerung  ist,  auch  bei  Lebzeiten 
der  Kontrahenten  von  zehn  zu  zehn  Jahren  eine  Wiederholung  der 
lysing  eintreten  und  diese  hier  wie  dort  nicht  mehr  am  Alldinge 
vor  sich  gehen,  sondern  „ä  heraösliingum".  Die  Ersetzung  des  All- 
dinges durch  die  Bezirksdinge  bezweckt  sicherlich  nur  eine  Erleichte- 
rung für  die  Beteiligten ;  der  Einführung  aber  der  wiederholten  lysing 
von  zehn  zu  zehn  Jahren  liegt  sicherlich  nur  die  Anschauung  zu- 
grunde, daß  der  Zeugenbeweis,  wie  in  Schuldsachen  nur  zwanzig; 
Jahre,  ^)  so  in  den  hier  einschlägigen  Fällen  nur  zehn  Jahre  vorhalte^ 
und  somit  nach  deren  Ablauf  durch  eine  lysing  und  die  bei  derea 
Vornahme  beigezogenen  Zeugen  zu  ersetzen  sei.  Eine  derartige  An- 
schauung war  bereits  den  norwegischen  Provinzialrechten  geläufig; 
gewesen,  ^)  und  auch  in  ihnen  wechselt  bereits  die  Ausdehnung  der 
Frist,  binnen  deren  die  Zeugen  verjähren,  je  nach  der  Verschieden- 
heit der  Fälle;  so  aufgefaßt  ist  demnach  der  Grundgedanke  im 

')  Jönsbök,  Landabrb.  8;  vgl.  Konüngsbök,  192/99  und  StaÖar- 
h  öl  s  b  ök  ,  401/434. 

^)  Järns.,  Landabrb.  5. 

^)  Jönsbök,  Kaupab.  8  (bezw.  6). 

^)  vgl.  E.  Hertzberg,  Grundtraekkene  i  den  aeldste  norske  Proces,  S.  Ii  — 12; 
Fr.  Brandt,  Forelsesninger  over  den  norske  Retshistorie,  II,  S.  235 — 37. 
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älteren  und  neueren  Rechte  genau  derselbe,  nur  daß  die  ältere  Vor- 
aussetzung „ef  vättar  villaz"  in  der  Jönsbök  fester  ausgeprägt,  nämlich 
an  den  Ablauf  von  zehn  Jahren  gebunden  ist.  Unsere  Stelle  handelt 
übrigens  zuniichst  nur  vom  mali  und  fügt  nur  gelegentlich  bei,  daß 
dasselbe,  was  von  diesem,  auch  vom  veö  gelten  solle;  diese  Bemer- 
kung darf  aber  selbst  nicht  bloß  auf  den  Satz  bezogen  werden,  bei 
welchem  sie  zufällig  gemacht  wird  (en  ef  eigi  er  svä  lyst,  f)ä  er  af 
mälinn  eöa  veö),  vielmehr  muß  dieselbe  auf  die  Gesamtheit  der  Be- 
stimmungen Anwendung  finden,  welche  die  Stelle  enthält.  —  Un- 
gleich zweifelhafter  erscheint  eine  weitere  Stelle  der  Jönsbök.^)  Die- 
selbe handelt  vom  Verkaufe  von  mälaland  und  regelt  die  Verpflich- 
tung des  Verkäufers,  dasselbe  dem  Vorkaufsberechtigten  behufs 
Geltendmachung  seines  Vorkaufsrechtes  anzubieten;  in  ihrem  Texte 
gedenkt  sie  des  veömali  nicht,  dagegen  trägt  sie  in  älteren  Ausgaben 
die  Uberschrift:  „Um  sölu  veös  ok  mala  ä  landi".-)  In  den  ältesten 
Hss.,  wie  sie  der  Ausgabe  G.  Storms  zugrunde  liegen,  nennt  dagegen 
auch  die  Uberschrift  nur  das  mälaland,  und  hierzu  stimmt,  daß  so- 
w^ohl  die  Järnsiöa  als  die  älteren  Rechtsbücher,  welche  die  Bestim- 
mung mit  geringfügigen  Abweichungen  auch  schon  kennen,-'")  gleich- 
falls nur  vom  mali  sprechen.  Man  möchte  demgemäß  einen  Irrtum 
späterer  Abschreiber  annehmen,  welche  die  ältere  und  richtige  Über- 
schrift des  Paragraphen  durch  eine  neue  ersetzten,  und  sich  daran 
erinnern,  daß  auch  im  gemeinen  Landrechte  einmal  ein  Paragraph, 
welcher  von  dem  mehrmaligen  Verkaufe,  nicht  von  der  mehrmaligen 
Verpfändung  einer  und  derselben  Sache  handelt,  *)  die  verkehrte 
Überschrift  trägt:  „ef  maör  selr  2  mönnum  eitt  veö",  während  die 
entsprechende  Stelle  des  gemeinen  Stadtrechtes  ungleich  richtiger 
überschrieben  ist:^)  „hver  mal  haldast  skolu  at  logum",  und  in  der 
Jönsbök  deren  Überschrift  vollends  ganz  sachgemäß  lautet:^)  „hver 
kaup  at  haldast  skulu",  oder  in  den  ältesten  Hss.:  „ef  maör  selr 
manni  eöa  fleirum  hit  sama",  oder  „Um  kaupfox"  u.  dgl.  Die  Über- 
schriften der  einzelnen  Paragraphen  in  den  Gesetzbüchern  des  K. 
Magnus  scheinen  eben  nicht  offiziellen  Ursprungs  zu  sein,  und  da 


^)  Jönsbök,  Landabrb.  lo. 

2)  So  mit  geringen  Abweichungen  der  Wortfassung  in  den  Ausgaben  von  1578, 
1707,  1709  und  1858;  ebenso  bei  Egill  Thorhallsson. 

2j  Järns.,  Landabrb.  7;  S  t  a  ö  a  r  h  ö  1  s  b  ö  k  ,  401/436—37  und  Konüngs- 
bök,  193/102— 3. 

4)  Landsl.,  Kaupab.  13.  ^)  BjarkR.,  Kaupab.  5. 

^)  Jönsbök,  Kaupab.  14  (bezw.  12). 
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mochte  denn  allerdings  einem  Abschreiber  bei  der  eben  erwähnten 
Stelle  der  Landslög  eine  andere  Stelle  desselben  Gesetzbuches,  welche 
wirklich  von  der  zweimaligen  Verpfändung  handelt,  ^)  eingefallen 
sein  und  ihn  irregeführt  haben,  während  an  unserer  Stelle  der  Jöns- 
bök  die  sonst  so  häufige  Zusammenstellung  von  veö  und  mäh  einen 
solchen  verleitet  haben  mochte,  sie  auch  einmal  an  einem  Flecke 
anzubringen,  wohin  sie  nicht  gehörte.  Berücksichtigt  man  indessen, 
daß  nach  einer  oben  begründeten  Vermutung  schon  das  ältere  is- 
ländische Recht  bei  veö  ebensogut  wie  beim  mäli  ein  Anbieten  des 
belasteten  Landes  zum  Vorkaufe  gefordert  hatte,  so  läßt  sich  kaum 
bestreiten,  daß  der  Wortlaut  der  Uberschrift,  wie  ihn  die  älteren 
Ausgaben  bieten,  auch  recht  wohl  als  zutreftend  betrachtet  werden 
mag,  soferne  man  in  ihm  einen  Uberrest  älteren  Rechtes  erkennen 
kann,  welcher  in  das  neuere  Gesetzbuch  übergegangen  wäre.  Eine 
Bestätigung  findet  aber  diese  letztere  Auslegung  in  dem  Umstände, 
daß  in  einer  unmittelbar  folgenden  Stelle  auch  jene  andere  Vor- 
schrift der  Järnsföa  wiederkehrt,  welche  die  Vindikation  widerrechtlich 
veräußerter  Pfandgüter  regelt,  allerdings  in  etwas  geänderter  Wort- 
fassung, aber  doch  ihrem  vollen  Inhalte  nach.'-^)  Wir  haben  daraus, 
daß  diese  Stelle  in  der  Järnsföa  neben  einer  anderen,  bei  ganz  ab- 
weichendem Wortlaute  doch  wesentlich  dasselbe  besagenden  und 
den  älteren  GJ)L.  entlehnten  Bestimmung  steht,  oben  den  Schluß 
gezogen,  daß  sie  ihrerseits  dem  älteren  isländischen,  nicht  norwegi- 
schen Rechte  entnommen  sein  werde,  und  demnach  auf  jenes  Vor- 
kaufsrecht zurückgeführt  werden  müsse,  welches  in  jenem  ersteren 
dem  Pfandgläubiger  eingeräumt  war;  genau  derselbe  Schluß  trifft 
aber  auch  bezüglich  der  Jönsbök  wieder  zu.  —  Zum  Schluß  ist 
endüch  noch  zu  bemerken,  daß  die  Jönsbök  nicht  nur,  wie  bereits 
vor  ihr  die  Järnsföa  getan  hatte,  jenes  schon  in  der  Staöarhölsbök 
behandelte,  dem  Verpfründungsvertrage  verwandte  Geschäft  kennt, 
und  zwar  in  den  älteren  Ausgaben  unter  dem  bezeichnenden  Titel 
„um  pröfentu",  während  die  Ausgabe  G.  Storms  allerdings  noch  die 
Überschrift  zeigt  :  „ef  maör  gefr  land  til  föstrs",  sondern  daß  sie 
auch,  wiewohl  nur  in  abgekürzter  Fassung  und  mit  teilweise  ver- 
ändertem Inhalte,  die  Bestimmung  derselben  Staöarhölsbök  über  das 
zweite  jener  anonymen,  der  Verpfändung  verwandten  Geschäfte  auf- 


^)  Landsl.,  Kaupab.  20. 

2)  Jönsbök,  Landabrb.  ii;  vgl.  Jarns.  8. 
^)  Jönsbök,  Landabrb.  12;  vgl.  Järns.  9. 
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genommen  hat,  von  welchen  oben  die  Rede  war,  ^)  obwohl  die 
Jarnsi'öa  nichts  von  diesem  weiß.  Die  einzige  erhebliche  Verände- 
rung, welche  dabei  an  dem  Texte  jener  älteren  Vorlage  vorge- 
nommen wird,  besteht  dabei  darin,  daß  für  den  Fall  der  Nichtzahlung 
der  Schuldforderung  nunmehr  gesagt  wird:  „|)a  verör  hans  land  svä 
mikit  sem  hann  ätti  fe  at  honom",  während  nach  älterem  Rechte 
das  \Trpfändete  Land  solchenfalls  seinem  vollen  Werte  nach  dem 
Gläubiger  zu  verfallen  hatte ;  es  ist  damit  aber  lediglich  der  neuein- 
geführten Verpflichtung  des  Gläubigers  zur  Herausgabe  der  Hyperocha 
an  den  Schuldner  auch  in  Bezug  auf  dieses  Geschäft  Rechnung  ge- 
tragen. 

Man  sieht,  in  die  Jönsbok  sind  einerseits  die  sämtlichen  Vor- 
Schriften  des  gemeinen  norwegischen  Landrechtes  mit  allen  den 
Neuerungen  übergegangen,  welche  dieses  dem  älteren  Rechte  Nor- 
wegens gegenüber  eingeführt  hatte,  und  andererseits  auch  jene  an- 
deren Bestimmungen  eingestellt,  welche  die  Järnsiöa  dem  älteren 
isländischen  Rechte  entnommen  hatte;  diese  letzteren  sind  jedoch 
nicht  immer  in  der  Fassung  wiedergegeben,  welche  sie  in  der  Järn- 
siöa angenommen  hatten,  sondern  mehrfach  mit  unmittelbarer  Be- 
nützung der  älteren  Rechtsbücher  selbst  bearbeitet  und  erweitert, 
überdies  auch  durch  einige  weitere  Zutaten  vermehrt,  welche  eine 
viel  umfangreichere  und  geschicktere  Benützung  des  älteren  ein- 
heimischen Rechts  erkennen  lassen,  als  welche  für  die  Järnsiöa  statt- 
gefunden hatte.  Zufolge  der  engen  Verbindung,  welche  schon  von 
alters  her  zwischen  der  Behandlung  des  veö  und  des  mäli  bestand, 
wird  sich  übrigens  Veranlassung  ergeben,  im  folgenden  Abschnitte 
nochmals  auf  diesen  Punkt  zurückzukommen. 


Jönsbök,  Landabrb.  Ii;  vgl.  StaÖarhülsbök,  402/444. 


§  7-    Die  norwegischen  Provinzialrechte. 
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Der  mäli. 

§  7.    Die  norwegischen  Provinzialrechte. 

Neben  dem  veö  kennen  die  norwegischen  Provinzialrechte  noch 
ein  zweites  Geschäft,  welches,  formell  als  Kaufgeschäft  sich  dar- 
stellend, doch  materiell  sehr  nahe  an  die  Verpfändung  herantritt, 
welches  aber  freilich  nur  auf  Liegenschaften  Anwendung  findet  und 
in  den  beiden  Rechtsbüchern,  welche  seiner  überhaupt  gedenken, 
ziemlich  verschieden  gestaltet  auftritt. 

Die  Gula]nngslög  zunächst  unterscheiden  zwischen  der 
stefnujörö  und  mälajörö.  ^)  Unter  der  ersteren  verstehen  sie 
dabei  Land,  welches  auf  eine  bestimmte  Reihe  von  Jahren  (til  vetrar- 
stefnu)  verkauft  wird;  wenn  dabei  einmal  die  Frist  von  15  Wintern 
genannt  wird,  ^)  so  mag  vorläufig  dahin  stehen,  ob  diese  als  eine 
Maximalfrist  aufzufassen  sei,  welche  nicht  überschritten  werden  sollte, 
oder  ob,  wie  Aschehoug  und  E.  Hertzberg annehmen,  damit  nur 
eine  tatsächlich  besonders  häufig  vorkommende  Frist  bezeichnet 
werden  wollte.  Unter  der  zweiten  Bezeichnung  ist  dagegen  auf  un- 
bestimmte Zeit  verkauftes  Land  zu  verstehen;  hier  wie  dort  bleibt 
aber  ganz  gleichmäßig  dem  Verkäufer  das  Recht  der  Wiedereinlösung 
des  verkauften  Landes  vorbehalten.  Beide  Male  hat  die  Einlösung 
zunächst  um  denselben  Preis  zu  geschehen,  um  welchen  ursprünglich 
verkauft  worden  war,  und  liegt  demnach  der  Unterschied  zwischen 
den  beiden  Besitzrechten  nur  darin  begründet,  daß  bei  dem  ersteren 
der  Zeitpunkt  von  vornherein  vertragsweise  bestimmt  war,  in  welchem 
von  dem  Einlösungsrechte  Gebrauch  gemacht  werden  durfte,  während 
bei  dem  letzteren  dessen  Bestimmung  der  Willkür  des  Verkäufers 
überlassen  bheb.    Da  das  Wort  „stefna''  sowohl  eine  bestimmte  Frist 


^)  GJ)L.  79,  272,  276—77,  283—84,  286—88  und  293. 
2)  ebenda,  276.  ^)  ang.  O.,  S.  217;  vgl.  S.  229. 

*)  Grundtraekkene,  S.  38. 
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als  einen  bestimmten  Tag  bezeichnen  kann,  entspricht  die  Bezeich- 
nung ,.stcfnujörö"  vollkommen  dieser  Begriffsbestimmung;  weniger 
gilt  dies  dagegen  von  der  Bezeichnung  „malajörö",  soferne  das  Wort 
mali,  wie  sich  später  noch  zeigen  wird,  an  sich  jeden  beliebigen 
Vertrag,  und  wie  die  Vergleichung  des  isländischen  Rechtes  ergibt, 
selbst  in  seiner  engeren  Bedeutung  wenigstens  noch  jeden  Vertrag 
bezeichnet,  durch  welchen  ein  Vorkaufsrecht  auf  Grundeigentum 
gelegt  wird.  Man  wird  hiernach  wohl  annehmen  dürfen,  daß  der 
Ausdruck  mälajörö  ursprünglich  als  gemeinsame  Gattungsbezeichnung 
gegolten  haben  werde,  und  daß  dessen  Geltung  erst  hinterher  durch 
die  Abzweigung  der  stefnujörö  als  einer  besonders  benannten  Unterart 
auf  die  dieser  letzteren  zur  Seite  stehende  andere  Spezies  beschränkt 
worden  sei,  als  für  welche  eine  besondere  Bezeichnung  sich  nicht 
bildete.  Wir  werden  übrigens  auf  diesen  Punkt  nochmals  zurück- 
zukommen haben. 

Was  nun  zunächst  die  stefnujörö  betrifft,  so  galt  die  Regel, 
daß  derjenige,  welcher  Land  „til  vetrarstefnu",  oder  kürzer  ausge- 
drückt „til  stefnu"  verkaufen  wollte,  dasselbe  vorerst  seinen  Oöals- 
genossen  zum  Vorkaufe  anzubieten  hatte ;  ^)  die  Eigenschaft  des 
Landes  als  ööal,  d.  h.  Stammgut,  wird  dabei  als  selbstverständlich 
vorausgesetzt,  da  ja  von  Leuten,  „er  öörle  ero  naester"  bei  anderem 
Lande  nicht  die  Rede  sein  konnte.  Insoweit  wurde  es  also  gehalten 
wie  bei  jedem  anderen  Verkaufe  von  Stammgut;  nur  galt  dabei  die 
eine  Einschränkung,  daß  der  Vater  seinem  eigenen  Sohne  das  „til 
stefnu"  verkaufte  Land  nicht  anzubieten  hatte,  obwohl  dieser  der 
nächste  Stammgutsfolger  war,  ^)  während  der  Sohn  des  Verkäufers 
bei  einem  gewöhnlichen  und  durch  kein  Einlösungsrecht  beschränkten 
Verkaufe  von  Stammgut  an  erster  Stelle  zur  Ausübung  des  Vor- 
kaufsrechtes berufen  ^)  und  somit  doch  wohl  auch  berechtigt  war, 
das  Anerbieten  zum  Vorkaufe  zu  verlangen.  Uber  die  Art,  wie  das 
Angebot  zu  erfolgen  hatte,  und  über  die  Personen,  an  welche  das- 
selbe zu  richten  war,  spricht  sich  unser  Rechtsbuch  nicht  ganz  un- 
zweideutig aus.  An  einer  Stelle,  welche  ausschließlich  von  der 
stefnujörö  und  mälajörö  handelt,*)  wird  gesagt,  daß  das  Angebot 
vor  Zeugen  zuerst  an  den  nächsten  Stammgutsfolger  zu  richten  sei, 
soferne  dieser  nicht,  wie  eben  bemerkt,  der  eigene  Sohn  des  Ver- 
käufers sei;  an  einer  anderen  Stelle,  welche  zunächst  den  gewöhn- 


1)  GI)L.  288. 

^)  ebenda.  ^)  ebenda,  276. 


^)  ebenda,  288. 
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liehen  Verkauf  von  Stammgut  bespricht  und  erst  in  ihrem  weiteren 
Verlaufe  auf  den  Verkauf  der  stefnujörö  kommt,  ^)  wird  ein  allge- 
meines Angebot  zum  Vorkaufe  gefordert,  welches  am  Dinge  zu  er- 
lassen und  an  die  sämtlichen  Oöalsgenossen  zu  richten  ist.  Dieses, 
letztere  Angebot  soll  dabei  im  Herbste  vor  dem  beabsichtigten  Be- 
sitzwechsel erfolgen,  während  für  das  erstere  kein  bestimmter  Zeit- 
punkt vorgeschrieben  wird.  Man  wird  kaum  annehmen  dürfen,  daß- 
wirklich  zwischen  dem  Verkaufe  til  stefnu  und  dem  Verkaufe  ohne 
Vorbehalt  der  Wiedereinlösung  ein  so  durchgreifender  Unterschied 
in  Bezug  auf  die  Beschaffenheit  des  Angebotes  bestanden  haben 
sollte,  und  in  der  Tat  deuten  die  Worte :  „jm  skal  bjööa  J)eim  fyrst 
fyrir  vättom,  er  öörle  er  naestr"  sehr  bestimmt  darauf  hin,  daß  auch 
beim  Verkaufe  til  stefnu  auf  die  vor  Zeugen  an  den  nächsten  Stamm- 
gutsfolger  zu  richtende  Aufforderung  noch  eine  weitere  zu  folgen 
hatte,  welche  doch  kaum  eine  andere  sein  konnte  als  die  am  Ding 
zu  erlassende,  während  umgekehrt  auch  kaum  angenommen  werden 
kann,  daß  man  sich  bei  dem  Verkaufe  ohne  Vorbehalt  der  Wieder- 
einlösung mit  einem  geringeren  Maße  von  Förmlichkeit  begnügt 
haben  werde,  als  bei  dem  Verkaufe  mit  diesem  Vorbehalte.  Man 
wird  somit  doch  wohl  die  beiden  Bestimmungen  zu  kombinieren 
und  anzunehmen  haben,  daß  bei  beiden  Arten  des  Verkaufes  ganz 
gleichmäßig  zuerst  eine  Privatanzeige  vor  Zeugen  an  den  nächsten 
Stammgutsfolger,  und  dann  hinterher  noch  ein  an  die  sämtlichen 
Stammgutsberechtigten  gerichteter  Aufruf  am  Ding  zu  erlassen  war;, 
eine  Annahme,  welche  vollständig  dem  in  zahlreichen  anderen  Fällen, 
zumal  auch  nach  isländischem  Rechte,  zu  beobachtenden  Verfahren 
entspricht.  Erfolgt  dieses  Angebot  in  vorschriftsmäßiger  Weise,  so 
sind  die  Oöalsgenossen  in  derselben  Reihenfolge,  in  welcher  sie  zur 
Stammgutsfolge  berufen  wären,  in  den  Kauf  einzustehen  berechtigt^ 
natürlich  unter  denselben  Bedingungen,  unter  welchen  der  Vertrag 
mit  dem  dritten  Käufer  abgeschlossen  worden  war;  bezweifelt  der 
Einstandsberechtigte,  daß  ihm  die  Verkaufsbedingungen  richtig  an- 
gegeben wurden,  so  müssen  Käufer  und  Verkäufer  deren  Richtigkeit 
beschwören ;  ^)  die  ganze  Verhandlung  hat  aber  am  Donnerstage 
der  Osterwoche  vor  sich  zu  gehen,  auf  welchen  Termin  bereits  in 
jener  Aufforderung  hinzuweisen  ist,  welche  im  Herbste  zuvor  am 
Ding  erlassen  werden  muß.  Erklären  die  Stammgutsberechtigten,, 
von  ihrem  Vorkaufsrechte  keinen  Gebrauch  machen  zu  mollen,  so- 


^)  G|)L.  276;  ebenso  287.  ebenda,  276  und  287. 
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mag  der  Besitzer  unbehindert  sein  Gut  an  den  fremden  Käufer  ver- 
kaufen (|)ä  skal  hann  selja  til  heimils  hveim  sem  hann  villj/j  und 
ebenso  scheint  es  auch  gehalten  worden  zu  sein,  wenn  diese  an  der 
bezeichneten  Tagfahrt  ausbhebcn,  während  der  Besitzer  erschien, 
welcher  die  Aufforderung  erlassen  hatte.  Bleibt  d^igegen  dieser 
letztere  aus,  während  ein  Stammgutsberechtigter  erscheint,  um  von 
seinem  Vorkaufsrechte  Gebrauch  zu  machen,  so  mag  dieser  das  Land 
von  unparteiischen  Leuten  abschätzen  lassen  und  um  den  von  ihnen 
festgestellten  Schätzungswert  kaufen,  es  möge  nun  dem  Verkäufer 
lieb  oder  leid  sein.  ^)  Bleiben  endlich  beide  Teile  gleichmäßig  aus, 
so  wird  die  Sache  so  angeschen,  wie  wenn  gar  kein  Angebot  zum 
Vorkaufe  erfolgt  wäre,  ^)  d.  h.  die  Oöalsgenossen  sind  berechtigt, 
<3en  Kauf  anzufechten  und  von  ihrem  Einstandsrechte  Gebrauch  zu 
machen,  wobei  auch  wieder  die  Verhandlung  am  Donnerstag  der 
Osterwoche  stattzufinden  hat,  und  zwar  vor  einem  skiladömr,  ^)  falls 
-anders  der  Käufer  das  gekaufte  Land  nicht  gutwillig  aufgeben  will. 
Dieses  Gericht  wird  auf  dem  Lande  gehalten,  um  dessen  Einlösung 
es  sich  handelt,  und  ist  vor  demselben  zunächst  durch  die  Aussage 
der  Vertragszeugen  der  Betrag  des  Kaufpreises  festzustellen,  welchen 
der  dritte  Käufer  für  dieses  gegeben  hatte ;  gegen  Erlag  dieses  Preises 
ist  das  Land  sodann  dem  Stammgutsgenossen  zuzuerkennen,  soferne 
sich  nicht  der  dritte  Käufer  von  seiner  Ansprache  durch  den  Nach- 
weis freizumachen  vermag,  daß  das  Land  jenem  vorschriftsmäßig 
zum  Vorkaufe  angeboten  worden  sei.  Einige  Schwierigkeiten,  welche 
die  Vergleichung  des  Verfahrens,  welches  bei  nicht  erfolgtem  An- 
gebote einzuhalten  war,  mit  dem  bei  erfolgtem  Angebote  einzu- 
haltenden zu  bieten  scheint,  lassen  sich  mit  ziemlicher  Sicherheit 
beseitigen.  Wenn  zunächst  gesagt  wird,  daß  der  Stammgutsgenosse, 
welcher  dem  dritten  Käufer  das  verkaufte  Land  unter  dem  Vorgeben 
abgewinnen  will,  daß  ihm  dasselbe  zum  Vorkaufe  nicht  angeboten 
worden  sei  und  dem  sofort  vor  dem  skiladömr  nachgewiesen  wird, 
daß  dieses  Angebot  wirklich  erfolgt  sei,  daraufhin  mit  seinem  An- 
sprüche abzuweisen  und  das  streitige  Land  dem  dritten  Käufer  zu- 
zuerkennen sei,  während  doch  sonst  der  ööalsnautr  gerade  auf  Grund 
des  erfolgten  Angebotes  zur  Ausübung  seines  Einstandsrechtes  be- 
rufen erscheint,  so  erklärt  sich  diese  Bestimmung  sehr  einfach  als 
■eine  strafweise  gemeinte,  indem  der  Stammgutsgenosse,  welcher  die 


1)  GJjL.  276. 

2)  ebenda,  287.  ebenda.  *)  ebenda,  277. 
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erwiesenermaßen  erfolgte  Vornahme  des  Angebotes,  sei  es  nun  do- 
loser-  oder  doch  kulposerweise  bestritten  hatte,  ganz  wohl  infolge- 
dessen seines  Einstandsrechtes  verlustig  erklärt  werden  mochte.  Die 
Haltung  eines  Privatgerichtes  ferner  kann  nicht,  wie  man  etwa  auf 
den  ersten  Blick  hin  meinen  könnte,  eine  besondere  Eigentümlich- 
keit des  Verfahrens  bei  nicht  erfolgtem  Angebote  gewesen  sein. 
Auch  dann,  wenn  der  Stammgutsgenosse  mit  der  Behauptung  auf- 
tritt, daß  das  Angebot  nicht  erfolgt  sei,  kommt  es  nicht  schlechthin 
zu  einem  skiladömr,  sondern  nur  dann,  wenn  der  dritte  Käufer  „verr 
skiladöme  kaup  sitt",  d.  h.  wenn  derselbe  es  auf  eine  gerichthche 
Verhandlung  und  Entscheidung  ankommen  lassen  will.  Gibt  dem- 
nach dieser  Käufer  das  Nichterfolgen  des  Angebotes  sowie  die 
Richtigkeit  des  vom  Käufer  angegebenen  Kaufpreises  zu,  und  be- 
streitet er,  wie  wir  doch  wohl  beifügen  dürfen,  auch  nicht  die  Eigen- 
schaft des  Klägers  als  Stammgutsgenosse,  so  kann  es  zu  einem  Privat- 
gerichte auch  in  diesem  Falle  nicht  kommen,  während  umgekehrt 
in  dem  anderen  Falle,  da  der  Verkäufer  zwar  sein  Angebot  vor 
Zeugen  und  am  Ding  richtig  und  unbestrittenermaßen  erlassen  hatte, 
aber  hinterher  dem  sich  zum  Einstände  Meldenden  von  ihm  und 
dem  dritten  Käufer  die  Eigenschaft  als  ööalsnautr  bestritten  wurde, 
ebenfalls  eine  gerichtliche  Entscheidung  notwendig  wurde,  welche 
doch  sicherlich  auch  wieder  nur  von  einem  Privatgerichte  und  nicht 
von  einem  Dinggerichte  zu  fällen  war.  Wenn  endlich  nach  erfolgtem 
Angebote  der  Stammgutsgenosse,  welcher  die  Richtigkeit  des  ihm 
angesagten  Preises  bezweifelt,  nur  den  Eid  des  Verkäufers  und 
Käufers  über  diesen  Betrag  fordern  kann,  während  er  bei  nicht  er- 
folgtem Angebote  die  Höhe  dieses  Preises  durch  die  Aussage  der 
Vertragszeugen  beweisen  lassen  muß,  so  erklärt  sich  auch  diese  Ver- 
schiedenheit des  Verfahrens  in  beiden  Fällen  sehr  einfach ;  im  ersteren 
Falle  nämhch  wird  vorausgesetzt,"  daß  der  Verkauf  des  in  Frage 
stehenden  Landes  an  den  Dritten  noch  nicht  abgeschlossen,  sondern 
nur  beabsichtigt  ist,  so  daß  also  von  Vertragszeugen  noch  gar  nicht 
die  Rede  sein  kann,  und  auch  die  geforderten  Eide  nur  dahin  ge- 
stabt  werden :  „at  svä  vill  ek  seit  hafa,  ok  svä  vil  ek  keypt  hafa",  ^) 
oder:  „at  honom  er  svä  viö  boöet,  sem  hann  metr  ok  er  j^at  eigi 
velaboö"  und :  „at  svä  vil  ek  kaupa,  sem  nü  er  meten'' ;  -)  im  zweiten 
Falle  dagegen  wird  vorausgesetzt,  daß  der  Kauf  bereits  abgeschlossen 
worden  war,  womit  die  Existenz  von  Vertragszeugen  von  selbst  ge- 


1)  G|)L.  276.  -)  ebenda,  287. 

Maurer,  Altnordisches  Pfandrecht. 
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geben  erschien.  Mit  diesem  letzteren  Punkte  hängt  denn  auch  noch 
ein  weiterer  zusammen.  Ist  das  Angebot  richtig  erfolgt,  so  ist  gleich 
mit  diesem  die  Aufforderung  an  die  Stammgutsgenossen  zu  ver- 
binden, sich  am  Donnerstage  der  Osterwoche  einzufinden,  wenn  sie 
von  ihren  Einstandsrechten  Gebrauch  machen  wollen;  damit  ist 
natürlich  die  Osterwoche  des  nächstfolgenden  Jahres  gemeint  und 
es  hat  dies  auch  nichts  auffälliges,  da  ja  die  Verkündung  am  Ding 
dem  Angebote  am  Ding  genügende  Publizität  verlieh,  um  annehmen 
zu  lassen,  daß  der  Stammgutsgenosse  von  demselben  rechtzeitig 
genug  Kenntnis  erlangen  werde,  um  diesen  Termin  einhalten  zu 
können.  Bei  nicht  erfolgtem  Angebote  dagegen  hat  der  Stammguts- 
genosse zur  Geltendmachung  seiner  Rechte  eine  Frist  von  zwölf 
Monaten,  wenn  er  innerhalb  des  Volklandes  anwesend  ist,  und  be- 
ginnt ihm  diese  Frist,  wenn  er  abwesend  ist,  erst  von  dem  Zeit- 
punkte an  zu  laufen,  da  er  in  das  Volkland  zurückkehrt;')  er  hat 
dann  erst  im  Herbste  dem  Käufer  seine  Absicht  bekanntzugeben, 
und  erst  am  Donnerstage  der  nächstfolgenden  Osterwoche  geht  so- 
dann die  Verhandlung  vor  sich.  ^)  Der  Gegensatz  der  Geltend- 
machung des  Einstandsrechtes  gegenüber  einem  erst  beabsichtigten 
und  gegenüber  einem  bereits  abgeschlossenen  Kaufe  macht  sich  auch 
hier  wieder  geltend.  —  Eine  ernstere  Schwierigkeit  ergibt  sich  aber 
von  folgender  Seite  her.  Die  bisher  besprochenen  drei  Stellen  han- 
deln nicht  von  der  stefnujörö  insbesondere,  sondern  vom  ööal  und 
dessen  Verkauf  im  allgemeinen,  so  daß  die  unter  dem  ersteren  Namen 
begriffene  besondere  Art  des  Verkaufes  von  denselben  zwar  mit  um- 
faßt, aber  keineswegs  ausschließlich  umfaßt  wird.  Nun  kommt  aber 
die  eine  dieser  Stellen  in  ihrem  weiteren  Verlaufe  auch  noch  speziell 
auf  die  stefnujörö  zu  sprechen,  ohne  daß  dabei  der  Sinn  ihrer  Worte 
recht  klar  wäre;  dieselben  lauten  folgendermaßen:'^)  „nü  vill  hann 
til  vetrar  stefnu  jorö  selja,  15  vetr,  liä  skal  liat  kaup  halda,  nema  meö 
einum  lut  mä  rjüfa,  ef  jorö  var  boöen,  ]3ä  mä  meö  [leim  einum  rjüfa,. 
ef  üseld  er;  sekr  er  sä  er  seldi;  ])ä  skal  hann  bjööa  hanom  at  auka 
aura  viö  hann,  ok  hafa  jorö  til  stefnu  sem  hann  keypti.  Nü  ef  hinn 
vill  eigi  auka  hanom  aura,  \m  skal  hann  bjööa  ööalsmonnum  at 
kaupa,  en  ef  l)eir  vilja  eigi  kaupa,  l)ä  skal  hann  selja  l3eim  er  dyrst 
kaupir".  Von  Fr.  Brandt  werden  diese  Worte,  deren  Schwierigkeit 
zumal  in  dem  Satze  „ef  üseld  er"  liegt,  auf  eine  nochmalige  Ver- 
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äußern ng  des  Landes  durch  den  ersten  Käufer  bezogen/)  und  wird 
die  Stelle  von  ihm  somit  dahin  verstanden,  daß  das  Einstandsrecht 
dem  zweiten  Käufer  gegenüber  nicht  mehr  geltend  gemacht  werden 
könne,  daß  vielmehr  nur  dem  (ersten  oder  zweiten  ?)  Verkäufer  eine 
Geldbuße  treffe,  wogegen,  wenn  ein  zweiter  Verkauf  nicht  stattge- 
funden habe,  und  das  Land  sich  somit  noch  in  der  Hand  des  Ver- 
käufers oder  auch  des  ersten  Käufers  befand,  eine  Ausübung  des 
Einstandsrechtes  an  und  für  sich  zulässig  gewesen  wäre,  aber  von 
dem  Käufer  dadurch  hätte  zurückgewiesen  werden  können,  daß  er 
sich  zur  Zahlung  eines  höheren  als  des  ursprünglich  verabredeten 
Kaufpreises  erbot.  Mir  will  indessen  diese  Auslegung  nicht  stich- 
haltig scheinen.  Schon  das  widerspricht  ihr,  daß  nach  dem  Wort- 
laute der  Stelle  die  Möglichkeit  der  Anfechtung  trotz  erfolgten  An- 
gebotes als  eine  ganz  exzeptionelle  behandelt  werden  will,  während 
sie  doch  bei  jener  Auslegung  gerade  der  regelmäßige  Fall  wäre. 
Überdies  bezeichnet  rjüfa  kaup  die  Anfechtung  eines  schon  rechts- 
gültig abgeschlossenen  Kaufes,  nicht  den  Einstand  in  einen  erst  vor- 
bereiteten. Die  allgemeine  Voraussetzung,  von  welcher  die  Stelle 
ausgeht,  wird  durch  die  Worte:  „ef  jorö  var  boöin"  bezeichnet,  und 
es  wird  demnach  bei  derselben  von  dem  Falle  ausgegangen,  da  das 
vorschriftsmäßige  Angebot  zur  Ausübung  des  Einstandsrechtes  in 
gehöriger  Weise  erfolgt  sei.  Geht  man  aber  von  dieser  Annahme 
aus,  so  ist  nach  der  obigen  Ausführung  klar,  daß  die  Stammguts- 
genossen an  der  zugleich  mit  dem  Angebote  ihnen  angesagten  Tag- 
fahrt sofort  sich  darüber  zu  erklären  hatten,  ob  sie  das  Land  um 
den  vom  dritten  Käufer  gebotenen  Preis  kaufen  wollten  oder  nicht; 
im  ersteren  Falle  traten  sie  ohne  weiteres  in  den  Kauf  ein,  im 
zweiten  dagegen  wurde  der  Verkauf  an  den  Dritten  sofort  rechts- 
beständig; im  einen  wie  im  anderen  Falle  bleibt  aber  weder  zu  einer 
nachträglichen  Anfechtung  dieses  Verkaufes,  noch  auch  insbesondere 
zu  einer  Erhöhung  des  Kaufpreises  durch  den  dritten  Käufer  Raum 
übrig,  solange  nicht  zu  den  gewöhnlichen  Voraussetzungen  des  Falles 
noch  irgend  ein  weiterer,  abnormer  Umstand  hinzutritt,  welcher  un- 
gewöhnliche Wirkungen  bedingen  könnte.  Allerdings  beruhen  die 
obigen  Ausführungen  nur  auf  Stellen,  welche  nicht  speziell  die 
stefnujörö  im  Auge  haben;  aber  es  wird  uns  nirgends  angedeütet, 
daß  dieselben  auf  diese  letzteren  keine  Anwendung  finden  sollen, 
vielmehr  weist  der  Zusammenhang  auf  deren  Anwendbarkeit  auch 


^)  Brudstykker,  S,  121  ;  Foreleesninger,  I,  S.  334. 
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für  diese  hin,  während  zugleich  jeder  innere  Grund  fehlt,  weshalb 
bei  der  stefnujörö,  bei  welcher  doch  das  Angebot  zum  Einstände 
ganz  ebenso  zu  erfolgen  hatte  wie  in  allen  anderen  Fällen,  aus- 
nahmsweise eine  Beschränkung  der  Wirkung  des  Einstandsrechtes 
auf  den  ersten  Käufer,  oder  die  Möglichkeit  einer  nachträglichen 
Erhöhung  des  Kaufpreises  durch  diesen  letzteren  gegolten  haben 
sollte.  Da  anderwärts  ausdrücklich  gesagt  wird,^j  daß  der  Verkäufer 
wenigstens  die  stefnujörö  auch  dann,  wenn  der  Käufer  sie  inzwischen 
wieder  weiter  veräußert  haben  sollte,  um  den  ursprünglichen  Kauf- 
preis dem  dritten  Besitzer  gegenüber  einzulösen  berechtigt  sei,  ist 
vielhiehr  umgekehrt  mit  Sicherheit  anzunehmen,  daß  auch  der  Stamm- 
gutsbesitzer befugt  gewesen  sei,  diesem  dritten  Besitzer  gegenüber 
von  seinem  Einstandsrechte  auf  Grund  des  beim  ersten  Verkaufe 
ausbedungenen  Preises  ohne  weiteres  Gebrauch  zu  machen.  So 
wird  also,  wie  bereits  bemerkt,  die  Möglichkeit  einer  nachträglichen 
Anfechtung  trotz  des  erfolgten  Angebotes  durch  irgend  eine  Ab- 
normität bedingt  sein  müssen,  welche  in  einem  früheren  Stadium 
des  Vorganges  stattgefunden  hatte,  und  wird  wohl  auf  die  Be- 
schaffenheit dieser  Abnormität  gerade  der  Umstand  einen  Schluß 
gestatten,  daß  bei  der  Anfechtung  des  Kaufgeschäftes  eine  nach- 
trägliche Erhöhung  des  ursprünglichen  Kaufpreises  in  Frage  kommen 
konnte.  Selbstverständhch  konnte  nicht  schlechthin  in  allen  Fällen, 
in  welchen  der  Einstandsberechtigte  von  seiner  Berechtigung  Ge- 
brauch zu  machen  sich  anschickte,  dem  dritten  Käufer  erlaubt  sein, 
durch  nachträgliche  Erhöhung  des  von  ihm  gebotenen  Kaufpreises 
demselben  diesen  Gebrauch  zu  erschweren  oder  ganz  unmöglich  zu 
machen,  da  ja  mit  einem  solchen  Verfahren  das  dem  Stammguts- 
folger  ausdrücklich  zugestandene  Recht  unverträglich  wäre,  in  den 
Kauf  um  den  ursprünglich  ausbedungenen  Preis  einzustehen ;  es  muß 
also  das  Recht,  durch  eine  nachträgliche  Preissteigerung  auch  den 
Stammgutsfolger  höher  hinaufzutreiben,  von  irgend  einer  besonderen 
Voraussetzung  abhängig  gewesen  sein,  und  diese  Voraussetzung  muß 
in  den  Worten  unserer  Stelle  irgendwie  Ausdruck  gefunden  haben. 
Diese  Voraussetzung  kann  nun  aber  nicht  wohl,  wie  Fr.  Brandt  an- 
nimmt, lediglich  in  der  Tatsache  bestanden  haben,  daß  das  fragliche 
Land  nicht  bereits  aus  der  Hand  des  ersten  Käufers  in  die  eines 
zweiten  übergegangen  sei;  bei  dieser  Annahme  würde  man  nämlich 
für  den  normalen  F^all,  da  das  verkaufte  Land  in  der  Hand  des 
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ersten  Käufers  verblieb,  jene  Befugnis  einer  nachträglichen  Preiser- 
höhung erhalten,  und  für  den  abnormen  Fall,  da  dieses  Land  durch 
einen  weiteren  Verkauf  in  die  Hand  eines  zweiten  Käufers  gelangte, 
das  Einstandsrecht  des  Stammgutsfolgers  vollkommen  ausgeschlossen 
sehen,  in  keinem  von  beiden  Fällen  also  zu  demjenigen  Ergebnisse 
gelangen,  welches  doch  aus  den  zuvor  erörterten  Bestimmungen  un- 
zweifelhaft hervorgeht.  Überdies  läßt  sich  auch,  wie  oben  schon 
bemerkt  wurde,  schlechterdings  nicht  annehmen,  daß  zwar  dem  Ver- 
käufer einer  stefnujörö  jedem  dritten  Besitzer  gegenüber  deren  Ein- 
lösung zugestanden  gewesen  wäre,  ^)  aber  dem  Stammgutsfolger  die 
Geltendmachung  seines  Einstandsrechtes  einem  solchen  gegenüber 
verwehrt  werden  wollte.  Es  wird  also  eine  andere  Auslegung  der 
Worte:  „ef  üselt  er"  versucht  werden  müssen,  welche  einerseits  jede 
Bezugnahme  auf  eine  nochmalige  Veräußerung  des  Landes  beseitigt, 
und  andererseits  doch  die  Voraussetzung  andeutet,  unter  welcher  es 
zu  einer  nachträglichen  Erhöhung  des  Kaufpreises  kommen  kann. 
Da  möchte  ich  nun  diese  Worte  übersetzen:  „wenn  nicht  ein  wirk- 
licher Verkauf  vorliegt"  und  dabei  an  den  Fall  denken,  da  der  Kauf- 
preis so  unverhältnismäßig  niedrig  gestellt  war,  daß  das  Geschäft, 
wiewohl  es  der  Form  nach  als  ein  Kaufgeschäft  erschien,  doch  der 
Sache  nach  kaum  noch  als  ein  solches  gelten  konnte,  soferne  der 
für  das  Land  gebotene  Preis  mit  dessen  Wert  in  allzugroßem  Miß- 
verhältnisse stand,  als  daß  er  sich  noch  als  eine  ernsthafte  Gegen- 
leistung für  dessen  Übertragung  betrachten  ließ.  Für  diesen  Fall 
erklärt  sich  leicht,  daß  dem  Käufer  gestattet  wurde,  durch  das  Er- 
bieten zu  einem  Preisnachschusse  sich  sein  Recht  auf  das  erkaufte 
Land  zu  erhalten,  und  man  wird  sich  auch  nicht  daran  zu  stoßen 
brauchen,  daß  den  Worten  „ef  üselt  er"  sofort  die  weitere  Bemer- 
kung folgt:  „sekr  er  sä  er  seldi",  also  unmittelbar  nacheinander  das- 
selbe Geschäft  als  ein  Kauf  und  als  ein  Nichtkauf  bezeichnet  wird^ 
soferne  man  der  obigen  Auslegung  folgen  will.  Bei  einem  Geschäfte, 
welches  materiell  etwas  anderes  ist,  als  was  es  formell  zu  sein  scheint^ 
kann  dergleichen  um  so  weniger  auffallen,  als  die  altnordische  Rechts- 
sprache derartige  Antithesen  geradezu  liebt.  BedenkHcher  ist  aller- 
dings, daß  unsere  Stelle  dem  Verkäufer,  und  nur  diesem,  eine  Geld- 
strafe androht,  ohne  daß  sich  recht  ersehen  ließe,  wodurch  dessen 
Strafbarkeit  begründet  werde.  Man  möchte  etwa  zunächst  an  ein 
simuliertes  Geschäft  denken,  bei  welchem  ein  höherer  Kaufpreis 
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angegeben  wurde,  als  welcher  wirklich  gezahlt  werden  sollte,  um 
dadurch  die  Stammgutsgenossen  um  ihr  Recht  zu  bringen;  aber 
einer  solchen  Betrügerei  war  ja  bereits  durch  das  diesen  letzteren 
eingeräumte  Recht  vorgebeugt,  nicht  nur  die  Angabe,  sondern  auch 
die  eidliche  Bestätigung  des  ausbedungenen  Kaufpreises  vom  Ver- 
käufer sowohl  als  vom  Käufer  zu  fordern,  und  überdies  konnte  in- 
folge einer  solchen  doch  unmöglich  der  Verkäufer  allein  bußfällig 
werden,  der  Käufer  dagegen  nicht  allein  straffrei  ausgehen,  sondern 
noch  überdies  ermächtigt  werden,  durch  nachträgliche  Erhöhung  des 
Kaufpreises  sich  das  erkaufte  Land  zu  erhalten.  Nachdem  den 
Stammgutsgenossen  einmal  jenes  Mittel  zur  Wahrung  ihrer  Inter- 
essen vom  Gesetze  gewährt  war,  konnte  ihnen  doch  kaum  mehr  ein 
Anfechtungsrecht  für  den  Fall  zugestanden  werden,  daß  sie  von 
jenem  Rechte  Gebrauch  zu  machen  versäumt  hatten,  und  anderer- 
seits konnte  doch  auch,  wenn  dies  geschehen,  aber  ein  falscher  Eid 
geschworen,  oder  wenn  auch  nur  eine  falsche  Angabe  gemacht 
worden  war,  von  einer  Straflosigkeit  des  Käufers  und  von  einem 
diesem  zustehenden  Nachzahlungsrechte  unmöglich  die  Rede  sein. 
Man  wird  also  an  den  anderen  Fall  denken  müssen,  da  zwar  der 
verabredete  Kaufpreis  richtig  angegeben,  aber  ein  dem  Werte  des 
verkauften  Landes  ganz  und  gar  nicht  entsprechender  Kaufpreis  ver- 
abredet worden  war;  aber  unter  dieser  Voraussetzung  ist  wieder 
schwer  abzusehen,  warum  den  Stammgutsgenossen  neben  ihrem  Ein- 
standsrechte noch  ein  weiteres  Anfechtungsmittel  sollte  eingeräumt 
worden  sein,  während  doch  jenes  Einstandsrecht  gerade  in  derartigen 
Fällen  ein  ganz  besonders  vorteilhaftes  Mittel  zur  Wahrung  ihrer 
Rechte  war,  und  ebensowenig  läßt  sich  begreifen,  wie  solchenfalls 
eine  Bestrafung  des  Verkäufers  eintreten  konnte,  welcher  doch  unter 
der  gemachten  Voraussetzung  vollkommen  loyal  gehandelt  hatte. 
Es  konnte  ja  allerdings  vorkommen,  daß  die  Stammgutsgenossen 
wegen  Geldmangels,  oder  auch  zufolge  ihrer  Unbekanntschaft  mit 
dem  zwischen  dem  Werte  und  dem  Kaufpreise  des  Landes  be- 
stehenden Mißverhältnisse,  oder  aus  irgend  welchem  anderen  Grunde 
von  ihrem  Einstandsrechte  Gebrauch  zu  machen  unterlassen  hatten; 
aber  derartigen  Zufällen  konnte  auch  die  vorliegende  Bestimmung 
nicht  abhelfen  und  den  Verkäufer  konnten  solche  vollends  nicht 
strafbar  machen.  Allen  diesen  Schwierigkeiten  hilft  nun  aber  die 
Annahme  ab,  daß  unsere  Stelle  zunächst  überhaupt  nicht  von  einem 
Anfechtungsrechte  der  Stammgutsfolger  spreche,  sondern  von  einem 
Anfechtungsrechte  des  Verkäufers  selbst.   Unter  dieser  Voraussetzung 
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würde  unsere  Stelle  prinzipiell  von  demselben  Gesichtspunkte  aus- 
gehen, welche  auch  den  Bestimmungen  des  späteren  römischen 
Rechtes  über  die  laesio  enormis  zugrunde  liegt,  und  von  diesem  Ge- 
sichtspunkte aus  würde  sich  sowohl  erklären,  daß,  ähnlich  wie  nach 
römischem  Recht,  der  Käufer  durch  eine  Nachzahlung  zum  ausbe- 
dungenen Kaufpreise  sich  trotz  der  Anfechtung  das  Recht  auf  das 
gekaufte  Land  erhalten  konnte,  als  auch  begreifen  lassen,  daß  der 
Verkäufer,  welcher  den  von  ihm  selbst  leichtfertig  abgeschlossenen 
Verkauf  anfocht,  dafür  mit  einer  Geldbuße  belegt  wurde,  obwohl 
seine  Anfechtung  des  Geschäftes  rechtlich  als  begründet  galt.  Für 
diese  Auslegung  spricht  aber  insbesondere  auch  der  Umstand,  daß 
nach  dem  Wortlaute  der  Stelle  in  erster  Linie  augenscheinlich  nur 
zwischen  dem  Käufer  und  Verkäufer  der  Streit  bestand,  wie  denn 
auch  nur  dem  Verkäufer,  nicht  dem  Stammgutsfolger,  die  nachträg- 
liche Erhöhung  des  Kaufpreises  zugute  kam ;  erst  wenn  der  Käufer 
sich  weigert,  über  den  bedungenen  Kaufpreis  hinauszugehen,  erfolgt 
ein  Anbieten  an  die  Stammgutsgenossen,  nun  ihrerseits  in  den  Kauf 
einzutreten,'  welches  Anerbieten  denn  doch  ganz  sinnlos  wäre,  wie 
diese  selbst  als  die  ursprüngHchen  Kläger  zu  denken  wären.  Die 
Vorschriften  des  römischen  Rechts  über  die  laesio  enormis  sind  auch 
in  das  kanonische  Recht  übergegangen,^)  und  es  läßt  sich  somit  die 
Frage  aufwerfen,  ob  nicht  etwa  der  Einfluß  der  Kirche  unsere  Vor- 
schrift in  die  GpL.  hereingebracht  habe.  Da  die  ältere  der  beiden 
einschlägigen  Dekretalen  von  P.  Alexander  III.  (1159 — 81),  einem 
Zeitgenossen  des  K.  Magnus  Erlingsson,  erlassen  wurde,  einem  Papste 
also,  von  welchem  ein  anderer  Erlaß  mit  Nennung  seines  Namens 
in  die  FrpL.  aufgenommen  wurde,  ^)  besteht  in  der  Tat  die  Mög- 
lichkeit, daß  unsere  Bestimmung  erst  durch  kirchlichen  Einfluß  ge- 
legentlich der  Revision  unseres  Rechtsbuches  unter  K.  Magnus 
Erlingsson  in  dieses  hereingekommen  sein  könnte;  indessen  ist  dies 
eben  doch  nicht  mehr  als  eine  bloße  Möglichkeit,  und  jedenfalls 
könnte  es  sich  dabei  nur  um  eine  sehr  freie  Benützung  des  ka- 
nonischen Rechtes  handeln,  da  nicht  unerhebliche  Abweichungen 
zwischen  den  Vorschriften  unserer  GpL.  und  den  Sätzen  dieses 
letzteren  bestehen.  Wie  das  römische,  so  gestattet  nämlich  auch 
das  kanonische  Recht  die  Anfechtung  des  Kaufes  nur  in  dem  Falle, 
da  der  bedungene  Kaufpreis  weniger  als  die  Hälfte  des  wirklichen 


^)  c.  3  und  6  X,  de  empt.  et  vend.  (III,  17). 
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Wertes  der  verkauften  Sache  betrug;  die  GpL.  dagegen  sagen  ein- 
fach „ef  üseld  er"  und  ziehen  somit  keine  bestimmte  Wertgrenze^. 
stellen  demnach  deren  Ziehung  von  Fall  zu  Fall  dem  Ermessen  des 
Gerichtes  anheim.  Von  einer  Geldstrafe  ferner,  welche  den  an- 
fechtenden Verkäufer  träfe,  weiß  das  kanonische  Recht  nichts.  End- 
lich gibt  dieses,  dem  römischen  Rechte  folgend,  seine  Norm  für  alle 
und  jede  Kaufgeschäfte,  während  die  GI)L.  nicht  nur  das  ganze 
Mobiliarsachenrecht  von  derselben  unberührt  lassen,  sondern  dieselbe 
auch  innerhalb  des  Immobiliarsachenrechtes  nur  für  die  stefnujörö, 
nicht  auch  für  andere  Landkäufe  aufstellen.  Dieser  letztere  Punkt 
bedarf  übrigens  noch  einer  besonderen  Erwägung,  soferne  nämlich 
die  Frage  nahe  liegt,  warum  wohl  dem  Verkäufer  gerade  bei  der 
stefnujörö  ein  besonderer  Rechtsschutz  gegen  unbillige  Verkäufe 
habe  erteilt  werden  wollen,  während  ihm  ein  solcher  bei  anderen 
Verkäufen  von  Land  nicht  gewährt  wurde,  obwohl  bei  diesem  letz- 
teren ein  definitiver,  bei  jener  ersteren  aber  nur  ein  vorübergehender 
Verlust  des  Landes  in  Aussicht  stand,  und  überdies  bei  der  stefnu- 
jörö eine  unbillige  Niedrigkeit  des  Kaufpreises  durch  die  entsprechende 
Erleichterung  der  Wiedereinlösung  gewissermaßen  kompensiert  wurde. 
Mit  Bestimmtheit  läßt  sich  die  Frage  nicht  beantworten,  da  es  gänzlich 
an  Zeugnissen  fehlt,  welche  die  tatsächliche  Praxis  in  der  Handhabung 
der  einschlägigen  Vorschriften  erkennen  ließen;  indessen  läßt  sich 
immerhin  vermuten,  daß  der  Verkauf  von  Land  „til  stefnu"  vorzugs- 
weise als  eine  Form  zur  Aufnahme  von  Kapitalien  benützt  wurde^ 
und  daß  von  hier  aus  ein  allzu  billiger  Kauf  von  Land  „til  stefnu" 
als  ein  versteckter  Wucher  angesehen  werden  konnte.  Da  mochte 
man  sich  denn  von  kirchlicher  Seite  her  recht  wohl  veranlaßt  sehen, 
einem  derartigen  Mißbrauche  gegenüber  ein  Mittel  der  Abhilfe  zu 
gewähren,  dessen  man  beim  gewöhnlichen  Verkaufe  von  Land  nicht 
zu  bedürfen  glaubte,  und  es  liegt  auch  von  hier  aus  betrachtet 
wiederum  nahe,  die  Bestimmung  auf  des  K.  Magnus  Erhngsson  und 
des  Erzbischofs  Eysteinn  Zeit  zurückzuführen  und  an  eine  Benützung 
des  kanonischen  Rechtes  in  derselben  zu  denken. 

Kommt  nun  aber  der  Zeitpunkt,  für  welchen  die  Wiedereinlösung 
des  Landes  vorbehalten  war,  so  hat  der  Verkäufer  im  Herbste  zuvor 
dem  Käufer  anzusagen,  daß  er  zu  deren  Vornahme  entschlossen  sei  und 
ihn  für  den  Donnerstag  in  der  nächstkommenden  Osterwoche  auf  das 
verkaufte  Land  zu  laden,  um  hier  sein  Geld  in  Empfang  zu  nehmen;^) 
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dabei  kann  jene  Ansage  und  diese  Ladung  beliebig  entweder  in  zwei 
getrennten  Akten  vorgenommen,  oder  auch  zu  einer  einzigen  Hand- 
lung zusammengezogen  werden.  Bezüglich  des  weiteren  Verfahrens 
gehen  aber  die  beiden  hier  maßgebenden  Stellen  einigermaßen  aus- 
einander. Nach  der  ersteren  von  ihnen  hat  der  Verkäufer  an  dem 
anberaumten  Tage,  wenn  sein  Gegner  nicht  etwa  beide  Tatsachen 
ohnehin  zugesteht,  sowohl  die  rechtzeitige  Vornahme  jener  Anzeige 
und  Ladung  durch  die  Aussage  der  bei  derselben  zugezogenen 
Zeugen  zu  beweisen,  als  auch  durch  einen  weiteren  Zeugenbeweis 
festzustellen,  „hversü  mikla  aura  hinn  ä  f  l^eirri  jöröu",  d.  h.  um 
welchen  Preis  der  Gegner  seinerzeit  das  Land  gekauft  hat  und  um 
welchen  Preis  dasselbe  somit  auch  wieder  einzulösen  ist;  genau  den 
durch  die  Zeugenaussage  festgestellten  Betrag  hat  er  sodann  seinem 
Gegner  anzubieten,  und  wenn  dies  geschehen,  gehört  fortan  das 
Land  wieder  dem  früheren  Verkäufer,  das  Geld  aber  dem  Käufer,, 
und  das  Land  gilt  als  nach  Recht  und  Billigkeit  (at  skilum  ok  at 
lögmäle)  eingelöst.  Nach  der  zweiten  Stelle  dagegen  soll  der  Ver- 
käufer, wenn  beide  Teile  sich  an  der  anberaumten  Tagfahrt  auf  dem 
streitigen  Lande  eingefunden  haben,  vor  allem  sein  Gericht  nieder- 
setzen (setja  niör  döm  sinn)  und  nun  erst  seine  Zeugen  darüber 
aussagen  lassen,  wieviel  Geld  der  Gegner  auf  dem  Lande  stehen 
habe;  durch  deren  Aussage  bestimmt  sich  die  Höhe  des  von  ihm 
sofort  zu  erlegenden  Betrages,  es  sei  denn,  daß  der  Gegner  durch 
seinerseits  vorgeführte  Zeugen  nachweise,  daß  ihm  ein  höherer  Be- 
trag gebühre.  Man  wird  wohl  berechtigt  sein  anzunehmen,  daß 
diese  letztere  Stelle  von  jenem  anderen  Zeugenverhöre  über  die 
richtig  erfolgte  Anzeige  und  Ladung  nur  als  von  einer  selbstver- 
ständlichen und  überdies  aus  naheliegenden  Gründen  nur  selten  not- 
wendig werdenden  Sache  nur  nicht  ausdrücklich  Erwähnung  tue^ 
und  man  wird  umgekehrt  auch  annehmen  dürfen,  daß  ein  Uber- 
bieten des  Verkäufers  durch  den  Käufer  in  Bezug  auf  den  Zeugen- 
beweis betreffs  der  Höhe  des  zu  erlegenden  Betrages  auch  an  der; 
ersteren  Stelle  nur  als  selbstverständlich  und  als  nur  ausnahmsweise 
vorkommend  unbesprochen  geblieben  sei,  wie  denn  in  der  Tat  die 
Zulässigkeit  eines  derartigen  Überbietens  mit  Zeugen  sich  ganz  von 
selbst  aus  den  Grundsätzen  über  das  „andvitni"  ergibt,  wie  solche 
an  einer  früheren  Stelle  des  Rechtsbuches  bereits  vorgetragen  worden 
waren. ^)  Dies  vorausgesetzt,  bleibt  aber  zwischen  den  beiden  parallel 


^)  G|)L.  59  und  60. 
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laufenden  Stellen  nur  noch  der  Unterschied  übrig,  daß  die  zweite 
die  Niedersetzung  eines  von  den  Parteien  zu  berufenden  Gerichtes 
fordert,  während  die  erstere  von  einem  solchen  nichts  weiß,  und 
man  wird  kaum  irre  gehen,  wenn  man  diesen  Unterschied  auf  eine 
in  die  Regierungszeit  des  K.  Magnus  Erlfngsson  fallende  Neuerung 
zurückführt,  durch  welche  der  alte  skiladömr  für  eine  Reihe  von 
Fällen  beseitigt  wurde.\)  Die  erste  Stelle  scheint  eben  dieser  Neue- 
rung bereits  Rechnung  zu  tragen,  während  die  zweite  von  derselben 
noch  nichts  weiß,  und  diese  Vermutung  gewinnt  noch  bestimmtere 
Gestalt,  wenn  man  die  am  Schlüsse  der  zweiten  Stelle  stehenden 
Worte  ins  Auge  faßt:  „]m  skal  hann  vätta  hafa  at,  er  at  |)eirri  stefnu 
kemr,  er  hann  a  jorö  sina  aptr  at  leysa''.  In  dem  Zusammenhange, 
in  welchem  diese  Worte  stehen,  sind  dieselben  vollkommen  unver- 
ständlich. Da  dieselben  nämlich  von  dem  Erscheinen  an  der  zur 
Einlösung  des  Landes  anberaumten  Tagfahrt  ihren  Ausgangspunkt 
nehmen,  können  sie  unmöglich  als  Fortsetzung  der  unmittelbar  vor- 
angehenden Bestimmung  („nü  koma  |)eir  \)ar,  —  —  nema  hinum 
bere  vitni  til  meiri  aura")  gedacht  sein,  soferne  diese  bereits  die  Ver- 
handlungen an  diesem  Termine  von  dem  Erscheinen  der  Parteien 
an  bis  zum  Schlüsse  der  Beweisführung  besprochen  hatte:  dagegen 
würde  sich  jener  rätselhafte  Schlußsatz  sehr  gut  an  den  Anfang  un- 
serer Stelle  („nü  vill  maör  stefnujörö  sina  brigöa,  —  —  ä  jörö  f)a 
•er  l^eir  dula  um")  anschließen,  wenn  wir  uns  nur  jenes  zweite  Stück 
wegdenken,  soferne  dann  zuerst  von  der  im  Herbste  vorzunehmenden 
Anzeige  und  Ladung  gesprochen  und  sodann  zu  dem  Erscheinen  an 
der  anberaumten  Tagfahrt  und  den  Verhandlungen  an  dieser  über- 
gegangen würde.  Mit  anderen  Worten:  die  Fassung  der  ganzen 
Stelle  gewinnt  sofort  die  vermißte  Klarheit,  wenn  wir  annehmen, 
•daß  dieselbe  einer  gemischten  Redaktion  unseres  Rechtsbuches  ent- 
nommen sei,  wie  uns  eine  entsprechende,  auf  das  Verfahren  in  nicht 
liquiden  Geldsachen  bezügliche  Stelle  in  der  Tat  vorliegt,^)  und  daß 
an  unserer  Stelle,  wie  dies  ja  nachweisbar  öfter  vorkam,  ^)  die  aus- 
drückliche Bezeichnung  der  Textesstücke  ausgefallen  sei,  welche 
•einerseits  der  älteren  und  andererseits  der  jüngeren  Redaktion,  oder 
auch  beiden  gemeinsam  entnommen  waren.    Vor  dem  Anfange  der 

^)  vgl.  über  diese  Neuerung  E.  Hertz oerg,  Grundtr^ekkene  i  den  aridste  norske 
Proccs,  S.  30  und  fgg. 
2)  G|)L.  37. 

^)  vgl,  meine:  Studien  über  das  sogenannte  Christenrecht  des  K.  Sverrir, 
S.  13  und  16. 
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ganzen  Stelle  wäre  demnach  ein  „Bäöir",  vor  den  Worten :  „nü  koma 
Joeir  l^ar"  ein  „Ölafr",  endlich  vor  den  Worten:  „l^a  skal  hann  vätta 
hafa  at"  ein  „Magnus"  hinzuzudenken,  und  das  plötzliche  Abbrechen 
des  Schlußsatzes  daraus  zu  erklären,  daß  ja  die  Vorschrift  der  jüngeren 
Redaktion  schon  vorher,  nämlich  eben  in  GI)L.  276,  vollständig  mit- 
geteilt worden  war,  natürlich  auf  Grund  einer  anderen,  wahrscheinlich 
ungemischten  Rezension  des  Rechtsbuches.  —  Übrigens  wird  auch 
noch  für  den  Fall  besondere  Fürsorge  getroffen,  da  der  Käufer  der 
stefnujörö  zu  der  Zeit,  in  welcher  die  Einlösung  des  Landes  erfolgen 
soll,  sich  außerhalb  des  Dingverbandes  oder  gar  außerhalb  Norwegens 
befindet.  ^)  In  diesem  Falle  soll  sich  der  Verkäufer  in  erster  Linie 
an  den  „haldsmaör"  halten,  d.  h.  an  denjenigen,  welchem  der  i\.b- 
wesende  für  die  Dauer  seiner  Abwesenheit  die  Verwaltung  seines 
Vermögens  übertragen  hat,  eventuell  aber,  wenn  nämlich  der  Ab- 
wesende für  die  Verwaltung  seines  Vermögens  keine  Fürsorge  ge- 
troffen hat,  an  dessen  nächsten  Erben.  Dem  einen  wie  dem  anderen 
dieser  Vertreter  gegenüber  ist  dabei  ganz  dasselbe  Verfahren  einzu- 
halten, welches  gegenüber  dem  Käufer  selbst  einzuschlagen  wäre, 
wenn  er  zur  Stelle  wäre.  Ist  endlich  weder  ein  Verwandter  noch 
ein  Erbe  des  Abwesenden  innerhalb  des  Dingverbandes  vorhanden, 
so  mag  sich  der  Verkäufer  an  das  Ding  wenden  und  hier  dem  Ab- 
wesenden einen  gesetzlichen  Termin  zur  Heimkehr  vorgeben  lassen 
erscheint  derselbe  an  diesem  Termine  nicht,  so  mag  der  Verkäufer 
seine  Zeugen  am  Ding  vorführen  und  den  Preis  anbieten,  über 
welchen  diese  aussagen;  hat  dann  der  Abwesende  niemanden  zum 
Empfange  des  •  Geldes  bevollmächtigt,  so  mag  der  Verkäufer  den 
Betrag  selber  behalten,  bis  jener  ihn  ihm  abfordert.  Hatte  aber  der 
Käufer  das  Land  wieder  weiter  verkauft,  so  hat  der  Verkäufer  die 
Wahl,  ob  er  sich  bezüglich  der  Wiedereinlösung  desselben  lieber  an 
ihn  selber  oder  an  den  dritten  Besitzer  halten  will;  letzteres  eine 
Bestimmung,  welche  zeigt,  daß  eine  Veräußerung  der  stefnujörö 
ihrem  Käufer  zwar  an  und  für  sich  nicht  verwehrt  war,  daß  aber 
deren  Wirksamkeit  stets  auf  die  Dauer  seines  eigenen  Besitzrechtes 
beschränkt  blieb. 

Es  kann  nun  aber  auch  vorkommen,  daß  an  dem  ausbedungenen 
Termine  die  Wiedereinlösung  nicht  erfolgt,  und  auch  für  diesen  Fall 
treffen  zwei  Stellen  unseres  Rechtsbuches  Fürsorge,  von  denen  freilich 
nur  die  eine  ^)  sich  ausdrückUch  auf  die  stefnujörö  bezieht,  während 


G{)L.  286.  2)  ebenda,  276. 
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doch  auch  die  andere  ^)  zweifellos  nur  auf  diese,  und  allenfalls  auch 
noch  auf  die  malajön"^  bezogen  werden  kann.  Es  bestimmt  aber  jene 
erstere  Stelle,  daß  das  Land,  welches  am  Termine  nicht  eingelöst 
w^ird  und  volle  20  Jahre  uneingelöst  bleibt,  ohne  daß  von  den  I^e- 
teiligten  eine  „lysfng"  erlassen  würde,  sofort  „at  oörle  oröen",  d.  h. 
7A1  Stammgut  geworden  sein  solle,  so  daß  nun  der  Gegner  die 
Stammgutsqualität  dieses  Landes  ableugnen  (dula  ööals)  und  dasselbe 
für  sich  in  Anspruch  nehmen  möge ;  tut  er  dies,  so  hat  er  das  Land 
vor  einem  Privatgerichte  zu  vertreten,  der  Kläger  aber  ihm  dasselbe 
mit  „arofar"  abzugewinnen,  wobei  die  Regel  gilt:  „nü  ero  jjeir  ärofar, 
er  viö  kaup  l)eirra  voro".  Dabei  ist  das  Land  nach  seinem  vollen 
Werte  (fulium  aurum)  einzulösen,  wenn  nicht  innerhalb  jener  20 
Winter  eine  „lysfng"  erfolgte,  und  gilt  als  rechtmäßige  lysing  nur 
diejenige,  bei  welcher  Käufer  und  Verkäufer  einig  sind.  Ich  ver- 
stehe aber  diese,  auf  den  ersten  Anblick  ziemlich  unklare  Stelle 
dahin,  daß  bei  der  stefnujörö  binnen  einer  Frist  von  20  Jahren  vom 
Vertragsabschlüsse  an  gerechnet  das  Wiedereinlösungsrecht  so,  wie 
es  ursprünglich  ausbedungen  worden  war,  erlöschen  soll,  wenn  es 
nicht  durch  eine  gehörige  lysi'ng  vorbehalten  und  in  seinem  Fort- 
bestande gesichert  wird;  nach  Ablauf  jener  Frist  soll  demnach  das 
fragliche  Land  nur  noch  unter  der  Voraussetzung,  daß  es  Stammgut 
des  Verkäufers  gewesen  war,  und  nur  wie  gewöhnliches  Stammgut 
eingelöst  w^erden  können,  d.  h.  um  seinen  vollen  Schätzungswert  und 
auf  Grund  einer  Beweisführung  durch  jene  Art  von  Zeugen,  welche 
als  ärofar  bezeichnet  werden,  welch  letzterer  Satz  aber  freilich  im 
späteren  Rechte  eine  erhebliche  Einschränkung  erlitt,  auf  w^elche  ich 
später  noch  des  näheren  zu  sprechen  kommen  werde.-)  Die  Worte: 
„l^ä  er  hon  at  öörle  oröen"  können  selbstverständlich  nicht  besagen, 
daß  die  stefnujörö  durch  den  Ablauf  einer  2ojährigen  Frist  zur 
ööalsjörö  des  Verkäufers  werde,  während  sie  dies  vorher  nicht  ge- 
wesen war,  und  ich  glaube  sie  darum  dahin  verstehen  zu  sollen,  daß 
das  Land  nach  Ablauf  dieser  Frist  nicht  mehr  als  stefnujörö  einge- 
löst werden  könne,  sondern  nur  noch  als  ööalsjörö,  daß  sie  sich  also 
in  Bezug  auf  ihre  Einlösung  gewissermaßen  in  gewöhnHches  ööal 
verwandelt  habe.  Vollkommen  korrekt  ist  der  Ausdruck,  wenn  er 
so  gemeint  ist,  allerdings  nichts  da  die  stefnujörö,  genau  besehen, 

G|)L.  282. 

2)  Ganz  ähnlich  faßt  auch  E.  Hertzberg,  ang.  O.,  S.  38— 42  die  Stelle  auf, 
mit  Ausnahme  nur  einer  den  letzten  Satz  betreffenden  Abweichung,  welche  noch  er- 
örtert werden  wird. 
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sich  eben  doch  nicht  in  ööal  verwandelt,  vielmehr  wenn  sie,  wie 
dies  regelmäßig  der  Fall  gewesen  sein  wird,  schon  vorher  ööal  des 
Verkäufers  gewesen  war,  nur  unter  Abstreifung  ihres  bisherigen  be- 
sonderen Charakters  als  stefnujörö  fortan  zur  Eigenschaft  eines  ge- 
wöhnlichen ööal  zurückkehrt,  dagegen  wenn  sie  nicht  schon  vorher 
dessen  ööal  gewesen  war,  dies  auch  durch  den  Ablauf  jener  Frist 
nicht  wird;  aber  diese  Inkorrektheit  ist  eben  doch  nicht  größer  als 
an  zahlreichen  anderen  Stellen  der  älteren  norwegischen  Rechts- 
bücher, und  auch  in  diesem  Falle  wieder  durch  die  früher  bereits 
hervorgehobene  Neigung  derselben  zu  scharf  zugespitzten  Antithesen 
bedingt.  Das  „leysa  aurum  fullum",  von  welchem  unsere  Stelle 
spricht,  und  das  „Hggr  hon  til  fullra  aura",  wie  der  Ausdruck  in  der 
Parallelstelle  lautet,  beziehe  ich  ferner  auf  die  bei  der  Einlösung  des 
gewöhnlichen  ööal  übliche  Bezahlung  nach  dem  Schätzungswerte, 
statt  der  bei  der  Einlösung  der  stefnujörö  gebräuchlichen  Zahlung 
nach  dem  ursprünglichen  Kaufpreise.  Ich  sehe  endlich,  was  das  ein- 
zuhaltende Verfahren  betriftt,  vorläufig  von  dem  rätselhaften  Satze: 
„nü  ero  ])eir  ärofar,  er  viö  kaup  |)eirra  väro''  völlig  ab  und  erkenne 
somit  in  den  hier  einschlägigen,  allerdings  sehr  dürftigen  Vorschriften 
lediglich  eine  Verweisung  auf  das  gewöhnliche  Verfahren  in  Stamm- 
gutssachen. So  verstanden  erweisen  sich  aber  die  Vorschriften  un- 
serer Stelle  einfach  als  eine  Folge  der  allgemeinen  Regel  der  GpL., 
daß  kein  gezogenes  Zeugnis  länger  als  20  Jahre  lang  vorhält.  Von 
hier  aus  ergab  sich  nämlich  die  Konsequenz,  daß  nach  Ablauf  von 
vollen  20  Jahren  vom  Abschlüsse  des  Kaufvertrages  über  die  stefnu- 
jörö an  gerechnet,  sowohl  dieser  Verkauf  überhaupt,  als  auch  ins- 
besondere der  Betrag  des  ausbedungenen  Kaufpreises  nicht  mehr 
durch  die  Vertragszeugen  erwiesen  werden  konnte;  wollte  man  also 
nicht,  wie  dies  bei  Geldschulden  übHch  war,  auf  den  Parteieneid 
zurückgreifen,  so  war  in  der  Tat  eine  Einlösung  der  stefnujörö  als 
solcher  untunlich  geworden,  und  somit  nur  noch  die  Einlösung  des 
Landes  als  ööalsjörö  möglich,  wenn  ihm  anders  die  Eigenschaft  eines 
solchen  überhaupt  zukam.  Die  ärofar,  auf  welche  solchenfalls  zu- 
rückgegriffen werden  mußte,  sind  nach  einer  Definition,  welche  ge- 
legentlich des  Stammgutsprozesses  gegeben  wird,  ^)  Nachbarzeugen 
bestimmter  Beschaffenheit.  Sie  müssen  innerhalb  desselben  Volk- 
landes, in  welchem  das  streitige  Land  liegt,  mit  ööal  angesessen 
sein;  sie  müssen  überdies  mindestens  20  Jahre  alt  gewesen  sein,  als 
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446 


Abschnitt  II.    Der  mali. 


ihr  Vater  starb,  und  muß  ihre  Aussage  überdies  noch  durch  Neben- 
zeugen bestätigt  werden,  welche  beim  Tode  ihres  Vaters  mindestens 
15  Jahre  alt  waren;  sie  haben  endlich  ein  ööalsvitni  zu  erbringen, 
d.  h.  7A1  bezeugen,  daß  das  in  Frage  stehende  Land  wirklich  Stamm- 
gut des  Klägers  sei.  Da  sie  nur  vom  Hörensagen  her  deponieren 
und  nur  über  die  dem  Lande  zukommende  Stammgutsqualität,  sind 
sie  von  den  Vertragszeugen  scharf  zu  unterscheiden,  und  ihr  Zeugnis 
kann  selbstverständlich  nicht  verjähren,  wenn  auch  das  dieser  letz- 
teren längst  verjährt  war.  Auch  das  entspricht  vollkommen  den 
Grundsätzen  des  älteren  Rechts,  daß  jene  Verjährung  des  Vertrags- 
zeugnisses durch  eine  rechtzeitig  vorgenommene  lysing  ausgeschlossen 
werden  konnte,  also  durch  eine  öffentliche  Verkündigung,  welche 
die  ursprünglichen  Vertragsbedingungen  vor  beigezogenen  Zeugen 
nochmals  wiederholte.  Die  bisher  zugrunde  gelegte  Stelle  ^)  fordert 
nur,  daß  diese  Verkündigung  vor  Ablauf  der  2ojährigen  Frist,  vom 
Vertragsabschlüsse  an  gerechnet,  erfolge  und  daß  bei  derselben  der 
Käufer  und  Verkäufer  in  Ubereinstimmung  handle;  die  Parallelstelle 
aber  wiederholt  nicht  nur  diese  beiden  Anforderungen,  -)  sondern 
ergänzt  sie  auch  noch  durch  die  Bemerkung,  daß,  wenn  diese  Über- 
einstimmung unter  beiden  Kontrahenten  nicht  zu  erreichen  sei,  jedem 
von  beiden  Teilen  freistehe,  seine  Zeugen  am  Ding  vernehmen  zu 
lassen  und  damit  den  Inhalt  der  lysing  auch  gegen  den  Willen  seines 
Mitkontrahenten  festzustellen.  Durch  diese  Ergänzung  der  Vorschrift 
wird  deren  Bedeutung  aber  erst  in  das  volle  Licht  gerückt.  Die 
Aufgabe  der  lysing  besteht  nämlich  offenbar  darin,  daß  durch  die- 
selbe die  Möglichkeit  eines  Zeugenbeweises  bezüglich  der  ursprüng- 
lichen Vertragsbedingungen  über  die  Frist  hinaus  erstrebt  werden 
soll,  durch  deren  Ablauf  die  ursprünglichen  Vertragszeugen  ihre  Ver- 
wendbarkeit einbüßen,  und  dieser  Aufgabe  entspricht  sie  dadurch, 
daß  noch  vor  dem  Ablaufe  der  Verjährungsfrist,  also  zu  einer  Zeit, 
in  welcher  die  ursprünglichen  Vertragszeugen  noch  beweiskräftig 
sind,  der  Inhalt  des  ursprünglichen  Vertrages  vor  anderen  Zeugen 
rechtsförmlich  festgestellt  wird,  welche  letzteren  dann  auf  weitere 
20  Jahre  ihrerseits  an  die  Stelle  der  ursprünglichen  Vertragszeugen 
treten  mögen.  Es  ist  aber  klar,  daß  diese  Feststellung  ebensogut 
durch  eine  gütliche  Übereinkunft  der  Parteien  erfolgen  kann,  wie 
durch  die  rechtzeitige  Vernehmung  der  ursprünglichen  Vertrags- 
zeugen, und  daß  sie  gerade  darum  noch  vor  dem  Ablaufe  der  Ver- 


1)  GI)L.  276.  2)  ebenda,  272. 
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jährungsfrist  erfolgen  muß,  weil  neben  dem  ersteren  auch  noch  der 
letztere  Ausweg  für  sie  offen  gehalten  werden  will.  —  Insoweit  also 
ist  alles  klar;  ernstliche  Schwierigkeiten  bereitet  dagegen  noch  der 
bisher  ganz  außer  Ansatz  gelassene  Satz :  „nü  ero  |)eir  ärofar,  er  vi5 
kaup  jieirra  väro"  unserer  Hauptstelle,  und  zu  seiner  Betrachtung  ist 
darum  nunmehr  überzugehen.  Wörtlich  übersetzt  bedeutet  er:  „nun 
sind  diejenigen  ärofar,  welche  beim  Vertragsabschlüsse  unter  den 
Parteien  anwesend  gewesen  waren";  so  verstanden  widerspricht  der- 
selbe aber  schlechterdings  den  Grundsätzen  des  älteren  Rechts,  und 
zwar  gleichviel,  ob  wir  unter  den  Leuten  „er  viö  kaup  jiieirra  väro'' 
nur  die  seinerzeit  beim  Vertragsabschlüsse  zugezogenen  Solennitäts- 
zeugen  verstehen  wollen,  oder  neben  ihnen  auch  noch  alle  anderen 
Personen,  welche  etwa  zufällig  bei  diesem  Vorgange  zugegen  gewesen^ 
waren.  Im  einen  wie  im  anderen  Falle  können  unter  diesen  Leuten 
recht  wohl  Personen  begriffen  sein,  welche  den  Voraussetzungea 
keineswegs  entsprechen,  an  welche  die  Verwendbarkeit  als  ärofi  ge- 
knüpft ist;  im  einen  wie  im  anderen  Falle  ist  ferner  bei  denjenigen, 
auf  deren  Anwesenheit  beim  Vertragsabschlüsse  das  entscheidende 
Gewicht  gelegt  wird,  das  Beweisthema  notwendig  ein  ganz  anderes 
als  bei  den  ärofar,  nämhch  dort  Existenz  und  Inhalt  des  abge- 
schlossenen Vertrages,  hier  dagegen  die  Stammgutsqualität  des  strei- 
tigen Landes.  Ich  glaube  nun  in  dem  Satze  eine  spätere  Rechts- 
regel erkennen  und  ihn  im  Zusammenhange  damit  etwas  anders 
auslegen  zu  dürfen;  ich  stütze  mich  dabei,  neben  inneren  Gründen,, 
auf  das  den  Satz  beginnende  Wörtchen  „nü",  welches  ich  emphatisch 
nehmen  und  mit  „jetzt"  im  Gegensatze  zu  einer  früheren  Zeit  über- 
setzen möchte.  So  betrachtet  erscheint  unser  Satz  als  die  Bemer- 
kung eines  späteren  Abschreibers  oder  Uberarbeiters  eines  älteren 
Textes,  welcher  eine  Abweichung  des  neueren  Rechtes  vom  älteren 
hervorheben  wollte,  und  er  ist  zu  übersetzen:  „jetzt  aber  gelten  als 
ärofar  alle  die,  welche  bei  dem  Vertragsabschlüsse  anwesend  gewesen 
waren".  Zur  Unterstützung  dieser  Auslegung  berufe  ich  mich  auf 
die  schon  mehrfach  herangezogene  Parallelstelle,  wo  es,  nachdem 
gesagt  worden  war,  daß  das  Land  um  seinen  vollen  Wert  eingelöst 
werden  müsse,  wenn  es  20  Jahre  lang  uneingelöst  gebHeben  sei, 
ohne  daß  eine  rechtsgültige  lysing  erfolgt  wäre,  weiterhin  heißt: 
„nü  skal  hann  meö  ärofum  jorö  [iä  brigöa;  J^eir  ero  hanom  ärofar 
rettir,  er  viö  kaup  ]ieirra  väro,  ef  ]3eir  Ufa,  hvigi  sem  [Deir  ero  buröum ; 
n  ef  lieir  ero  eigi  til,  ]3ä  skal  hann  brigöa  meö  ärofum  rettum". 
Damit  ist  also  zunächst  gesagt,  daß  unter  der  gegebenen  Voraus- 
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Setzung  nur  die  Einlösung  mit  arofar,  d.  h.  in  den  Formen  des 
Stammgutsprozesses  übrig  bleibe,  ganz  wie  dies  dem  älteren  Rechte 
entspricht;  sodann  aber  wird  auch  hier,  offenbar  von  späterer  Hand, 
ein  Zusatz  beigefügt,  welcher  eine  ganz  entgegengesetzte  Regel  aus- 
spricht. Ich  übersetze:  „als  rechte  arofar  gelten  für  den  Beweisführer 
alle  die  Personen,  welche  beim  Vertragsabschlüsse  gegenwärtig  ge- 
wesen waren,  soweit  sie  noch  leben,  gleichviel  wie  es  um  ihre  Ge- 
burt stehe  (d.  h.  gleichviel  ob  sie  hinsichtlich  ihrer  Geburt  den  An- 
forderungen entsprechen,  welche  an  die  arofar  gestellt  zu  werden 
pflegen);  wenn  jedoch  solche  Leute  nicht  vorhanden  sind,  so  soll 
er  mit  rechten  (d.  h.  wirklichen,  den  sonstigen  Ansprüchen  voll- 
kommen genügenden)  arofar  einlösen."  Den  eigentlichen  arofar 
(rcttir  arofar  in  diesem  Sinne),  d.  h.  den  Nachbarzeugen  des  gewöhn- 
lichen Stammgutsprozesses,  werden  also  hier  die  Personen  gegenüber- 
gestellt, welche  seinerzeit  beim  Vertragsabschlüsse  zugegen  gewesen 
waren,  und  von  ihnen  wird  gesagt,  daß  sie  auch  anstatt  der  eigent- 
lichen arofar  verwendbar  (also  rettir  arofar  in  einem  anderen  Sinne) 
seien,  wenn  sie  gleich  den  an  die  eigentlichen  arofar  gestellten  An- 
forderungen ganz  und  gar  nicht  entsprechen.  Die  Bedeutung  der 
Neuerung  liegt  aber,  so  verstanden,  in  Folgendem.  Während  man 
nach  älterem  Rechte,  wenn  das  Vertragszeugnis  erst  verjährt  war, 
die  bisherige  stefnujörö  nur  noch  als  ööalsjörö  einlösen  konnte,  also 
nur  unter  der  Voraussetzung,  daß  das  Land  wirklich  Stammgut  des 
Verkäufers  war,  nur  um  seinen  vollen  Schätzungswert  und  nur  in 
den  Formen  des  Stammgutsprozesses,  läßt  das  neuere  Recht  diesen 
Ausweg  zwar  auch  noch  für  den  schlimmsten  Fall  offen,  aber  es 
eröffnet  dem  Verkäufer  auch  noch  eine  weitere  und  für  ihn  weit 
vorteilhaftere  Möglichkeit,  indem  es  auch  nach  eingetretener  Ver- 
jährung des  gezogenen  Zeugnisses  die  ursprünglichen  Vertragszeugen 
und  doch  wohl  auch  alle  diejenigen  Personen,  welche  beim  Vertrags- 
abschlüsse und  ohne  rechtsförmlich  beigezogen  worden  zu  sein  an- 
wesend gewesen  waren,  noch  als  Erfahrungszeugen  über  diesen  Ab- 
schluß vernehmen  läßt.  Solange  also  derartige  Personen  lebten, 
brauchte  nicht  auf  den  Stammgutsprozeß  zurückgegriffen  zu  werden, 
und  konnte  demnach  auch  eine  bloße  kaupajörö  noch  eingelöst 
werden;  aber  doch  blieb  insoferne  noch  ein  Rest  des  älteren  Rechts 
in  Kraft,  als  die  Einlösung  nach  wie  vor  auch  in  solchen  Fällen  um 
den  vollen  Schätzungswert  und  nicht  um  den  ausbedungenen  Kauf- 
preis zu  erfolgen  hatte,  und  als  die  über  den  Vertragsabschluß  aus- 
sagenden Erfahrungszeugen   noch  immer  arofar  genannt  werden, 
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obwohl  sie  den  an  wirkliche  ärofar  gestellten  Anforderungen  keines- 
wegs zu  entsprechen  brauchten.  Diese  Einschiebung  nun  einer 
neueren  Rechtsregel  in  einen  älteren  Text  hat  E.  Hertzberg  nicht 
als  solche  erkannt,  und  infolgedessen  ist  ihm  der  innere  Zusammen- 
hang der  älteren  Satzungen  und  deren  spätere  Störung  durch  das 
Eindringen  einer  neueren,  mit  jenen  unverträglichen  Rechtsnorm  auch 
nicht  vollkommen  klar  geworden. 

Endlich  ist  noch  zu  erwähnen,  daß  unser  Rechtsbuch  dem  Ver- 
käufer, welcher  seine  stefnujörö  zwar  rechtzeitig  einlösen  möchte, 
aber  die  hierzu  nötigen  Mittel  nicht  besitzt,  noch  einen  eigentüm- 
lichen Ausweg  eröffnet.  ^)  Er  kann  nämlich  dem  Käufer  nach  vor- 
gängiger Ladung  desselben,  an  dem  anberaumten  Termin  eröffnen, 
daß  seine  Armut  ihn  verhindere,  den  unter  ihnen  geschlossenen 
Vertrag  einzuhalten  (at  j^rot  rjüfa  kaup  [leirra),  und  hierüber  Zeugen 
vorführen;  ist  dies  geschehen,  so  kann  jeder  ööalsnautr  das  Land 
einlösen,  und  wenn  dies  nicht  geschieht,  verbleibt  dasselbe  dem 
Käufer.  So  einfach  diese  Vorschrift  auch  aussieht,  so  schwer  ist  es 
doch,  eine  befriedigende  Erklärung  derselben  zu  geben,  und  zwar 
liegt  die  Schwierigkeit  einer  solchen  darin  begründet,  daß  dabei  auf 
Regeln  bezüglich  der  Behandlung  der  stefnujörö  zurückgegangen 
werden  muß,  welche  für  diese  die  tiefgreifendste  Bedeutung  haben, 
aber  trotzdem  in  unserem  Rechtsbuche  nirgends  ausdrückhch  aus- 
gesprochen werden,  vielmehr  lediglich  aus  anderweitigen  Angaben 
desselben  geschlossen  werden  müssen.  Als  charakteristisch  für  den 
Begrift'  der  stefnujörö  hatten  wir  gleich  am  Eingange  unserer  Er- 
örterung derselben  zu  bezeichnen,  daß  der  Verkauf  derselben  auf 
eine  bestimmte  Zeitfrist  erfolge,  und  wurde  dabei  erwähnt,  daß  dabei 
eine  Frist  von  15  Wintern  genannt  werde,  wobei  vorläufig  dahin- 
gestellt blieb,  ob  dieser  Frist  die  Bedeutung  einer  nicht  überschreit- 
baren Maximalfrist  beizulegen  sei,  oder  nur  die  einer  beispielsweise 
genannten,  weil  tatsächlich  besonders  häufig  vorkommenden  Besitz- 
periode. Nun  zeigen  die  vorhin  bereits  erörterten  Bestimmungen, 
■daß  solches  Land  recht  wohl  20  Jahre  und  länger  uneingelöst  bleiben 
konnte,  wenn  nur  für  die  Möglichkeit  eines  Beweises  der  Vertrags- 
bedingungen durch  die  rechtzeitige  Vornahme  einer  lysfng  gesorgt 
worden  war,  und  man  wird  hieraus  zunächst  den  Schluß  ziehen 
dürfen,  daß  jene  15  jährige  Frist  nur  als  eine  Usualfrist,  nicht  aber 
als  eine  Maximalfrist  gemeint  sein  könne;-)  da  jedoch  kaum  anzu- 


^)  G|)L.  293.  2-)  So  auch  Hertzberg,  ang.  O.,  S.  38, 

Maurer,  Altnordisches  Pfandrecht. 
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nehmen  sein  wird,  daß  jene  wiederholt  vorgetragenen  Vorschriften 
über  die  Vornahme  einer  lysing  ledigHch  den  seltenen  Fall  einer 
vertragsweise  ausbedungenen  Frist  von  mehr  als  20  Jahren  im  Auge 
gehabt  haben  sollten,  wird  doch  wohl  auch  noch  der  weitere  Schluß 
gestattet  sein,  daß  ebenso  wie  beim  Pachtvertrage  ^)  auch  bei  unserer 
stefnujörö  eine  stillschweigende  Verlängerung  des  Besitzverhältnisses 
über  die  ursprünglich  ausbedungene  Zeit  üblich  gewesen  sein  werde, 
wie  denn  auch  in  der  Tat  nur  unter  dieser  Voraussetzung  begreiflich 
wird,  warum  der  Verkäufer,  welcher  sein  Land  wieder  einlösen  will, 
von  dieser  seiner  Absicht  dem  Käufer  vorher  ausdrücklich  Nachricht 
geben  muß.  Mit  anderen  Worten :  die  vertragsmäßige  Festsetzung 
einer  P>ist  für  die  Wiedereinlösung  der  stefnujörö  hatte  zunächst  nur 
die  Bedeutung,  daß  das  Land  vor  dem  Ablaufe  dieser  Frist  wider 
den  Willen  des  Käufers  nicht  eingelöst  werden  durfte,  nicht  aber 
zugleich  auch  die  andere  Bedeutung,  daß  dasselbe  mit  deren  Ablauf 
bei  Vermeidung  irgend  welcher  Rechtsnachteile  eingelöst  werden 
mußte.  Was  soll  nun  aber  demgegenüber  die  Anzeige  des  Ver- 
käufers bedeuten,  aus  Geldmangel  das  Land  nicht  einlösen  zu  können? 
Gewiß  ist,  daß  dieselbe  zunächst  den  Stammgutsgenossen  des  Ver- 
käufers die  Möglichkeit  eröffnete,  nun  ihrerseits  das  Land  einzulösen : 
außerdem  wird  man  aber  doch  wohl  anzunehmen  haben,  daß  für 
den  Fall,  da  diese  von  ihrem  Einlösungsrechte  keinen  Gebrauch 
machten,  das  Land  sofort  dem  Käufer  zu  unwiderruflichem  Eigen- 
tume  zufiel.  Wenn  nämlich  dies  zwar  nicht  ausdrücklich  gesagt 
wird,  vielmehr  der  Ausdruck  „hafa''  an  sich  ebensogut  das  bisherige 
widerrufliche  Eigentum  des  Käufers  bezeichnen  könnte  als  ein  un- 
widerrufliches, so  scheint  doch  der  Zusammenhang  an  unserer  Stelle 
nur  diese  letztere  Deutung  zu  gestatten,-)  da  nicht  wohl  anzunehmen 
ist,  daß  derselbe  beim  ööalsnautr  einen  anderen  Sinn  haben  sollte 
als  beim  Käufer,  und  überdies  ließe  sich  schwer  begreifen,  was  das 
ganze  Verfahren  zu  bedeuten  haben  sollte,  wenn  dasselbe  nicht  unter 
allen  Umständen  zu  einer  endgültigen  Lösung  der  Beziehungen 
zwischen  Käufer  und  Verkäufer  führen  würde. ^)    Ein  ausdrücklicher 


^)  vgl.  Fr.  Brandt,  Brudstykker,  S.  68  und  70;  Forelcesninger,  I,  S.  268 
und  288. 

ööalsnautr  skal  hafa,  ef  hann  vill,  ellar  hinn  er  keypt  haföe. 
^)  Damit  widerlegt  sich  die  von   Fr.  Brandt,  Foreloesninger,  I,  S.  335,  vgl. 
172,  ausgesprochene  Meinung,  daß  der  Verkäufer  befugt  gewesen  sei,  durch  die  An- 
zeige seiner  Armut  und  deren  wiederholte  lysing  von  20  zu  20  Jahren  sich  und  den 
öÖalsnautar  das  Einlösungsrecht  vorzubehalten. 
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Verzicht  des  Verkäufers  auf  sein  Wiedereinlösungsrecht  ist  also  in 
seiner  Erklärung  zu  erkennen,  welcher  dem  Lande  seine  Eigenschaft 
als  stefnujörö  benahm,  mochte  dasselbe  nun  dem  Käufer  verbleiben 
oder  von  den  Stammgutsgenossen  des  Verkäufers  eingelöst  werden; 
aber  allerdings  erhebt  sich  bei  dieser  Auffassung  der  Sachlage  sofort 
ein  weiteres  Bedenken.  Was  sollte  den  Verkäufer  zur  Einleitung 
eines  Verfahrens  bestimmen,  welches  ihm  für  alle  Zukunft  jede  Mög- 
lichkeit einer  Einlösung  abschnitt,  während  er  sich  doch  diese  Mög- 
lichkeit einfach  dadurch  für  den  Fall  einer  späteren  Besserung  seiner 
Vermögensverhältnisse  erhalten  konnte,  daß  er  gar  nichts  tat  und 
somit  stillschweigend  die  Besitzperiode  eines  Käufers  sich  durch 
Nichtgeltendmachung  seines  Einlösungsrechtes  verlängern  ließ?  Und 
wie  erklärt  sich  überdies,  daß  man  von  ihm  die  Beibringung  eines 
Nachweises  bezüglich  seiner  Verarmung  forderte,  während  man  doch 
erwarten  sollte,  den  Verzicht  auf  sein  Wiedereinlösungsrecht  in  sein 
freies  Belieben  gestellt  zu  sehen  ?  Die  Beseitigung  beider  Bedenken 
wird  sofort  gelingen,  wenn  wir  annehmen,  daß  der  ursprüngliche 
Vertrag  wie  dem  Verkäufer  so  auch  dem  Käufer  das  Recht  einge- 
räumt habe,  an  dem  ausbedungenen  Termine  die  Einlösung  des 
Landes  zu  fordern,  so  daß  also  zwar  dann,  wenn  weder  der  Käufer 
noch  der  Verkäufer  sich  rechtzeitig  rührte,  das  Einlösungsrecht  des 
letzteren  auch  über  die  bedungene  Zeit  hinaus  fortbestand,  aber  doch 
auch  dem  Käufer  die  Befugnis  eingeräumt  war,  wenn  er  wollte,  die 
Einlösung  an  jenem  Termine  zu  beanspruchen.  Als  eine  Beschrän- 
kung dieses  seines  vertragsmäßigen  Rechtes  ist  demnach  der  Satz 
zu  betrachten,  daß  der  Verkäufer  durch  den  Nachweis,  daß  ihm 
zur  Einlösung  die  nötigen  Mittel  fehlen,  sein  Einlösungsrecht  auf 
seine  Stamm  gutsgenossen  übertragen  dürfe,  und  daß,  wenn  auch 
diese  von  dem  Einlösungsrechte  keinen  Gebrauch  machen  können 
oder  wollen,  dieses  Recht  erlösche  und  somit  das  widerrufliche  Eigen- 
tum des  Käufers  an  dem  Lande  in  ein  unwiderrufliches  sich  ver- 
wandle. Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  erklärt  sich  ganz  befrie- 
digend, daß  sich  der  Käufer  bei  der  bloßen  Behauptung  des  Ver- 
käufers, nicht  zahlen  zu  können,  nicht  zu  beruhigen  brauchte,  vielmehr 
deren  Beweis  fordern  konnte,  und  erklärt  sich  auch,  daß  sich  der 
Verkäufer  veranlaßt  sehen  konnte,  selbst  die  Verhandlung  in  Gang 
zu  bringen,  wenn  er  glaubte,  eine  Rückforderung  des  gezahlten  Kauf- 
preises seitens  des  Käufers  befürchten  zu  müssen,  und  seiner  Zahlungs- 
unfähigkeit für  die  Gegenwart  nicht  nur,  sondern  auch  für  die 
Zukunft  sich  bewußt  war.    Man  sieht  aber,  wie  sehr  das  beiden 
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Kontrahenten  gleichmäßig  eingeräumte  Recht,  am  bedungenen  Ter- 
mine die  Einlösung  des  Landes  fordern  zu  dürfen,  dazu  beiträgt,  den 
pfandrechtlichen  Charakter  des  Geschäftes  bestimmter  hervortreten 
zu  lassen. 

Ganz  ähnliche  Bestimmungen  wie  bezüglich  der  stefnujörö  gelten 
endlich  auch  in  Bezug  auf  die  malajörö,  welche  indessen  in  un- 
serem Rechtsbuche  ungleich  minder  ausführlich  und  erschöpfend 
behandelt  wird  als  jene  erstere.  Auch  beim  Verkaufe  von  Land 
„til  mala"  muß  der  Verkäufer  dieses  zuerst  unter  Beiziehung  von 
Zeugen  dem  nächsten  Stammgutsfolger  zur  Ausübung  seines  Ein- 
standsrechtes anbieten,  welche  Verpflichtung  indessen  auch  hier 
wieder,  ganz  wie  bei  der  stefnujörö,  dem  eigenen  Sohne  des  Ver- 
käufers gegenüber  wegfällt.^)  Von  einem  zweiten  Angebote,  welches 
nach  jenem  ersteren,  aber  auch  noch  im  Herbste  vor  dem  wirklichen 
Verkauf  allgemein  an  alle  Stammgutsgenossen  in  der  Dingversamm- 
lung erlassen  werden  sollte,  ist  allerdings  auch  bezüglich  der  mala- 
jörö wieder  nicht  ausdrücklich  die  Rede;  aber  dieselben  Gründe, 
welche  oben  bezüglich  der  stefnujörö  dargelegt  wurden,  machen 
auch  bezüglich  der  malajörö  wahrscheinlich,  daß  diese  beim  Ver- 
kaufe von  ööal  ganz  allgemein  zu  erfüllende  Obliegenheit  auch  beim 
Verkaufe  „til  mala"  erfüllt  werden  mußte.  Ebenso  wird  man  wohl 
auch  anzunehmen  befugt  sein,  obwohl  unser  Rechtsbuch  auch  hie- 
rüber schweigt,  daß  trotz  des  rechtsförmlich  erfolgten  Angebotes 
auch  bei  der  malajörö  dem  Verkäufer  die  Anfechtung  des  Geschäftes 
dann  noch  gestattet  war,  „ef  üseld  er",  d.  h.  wenn  der  verabredete 
Kaufpreis  ein  im  Vergleiche  zum  Werte  des  Landes  ganz  unver- 
hältnismäßig niedriger  war.  Hinsichtlich  der  Wiedereinlösung  der 
malajörö  aber  bietet  unser  Rechtsbuch  zunächst  folgende  Vorschrift.-) 
Der  Verkäufer,  welcher  zu  dieser  schreiten  will,  soll  dem  Verkäufer 
von  dieser  seiner  Absicht  einen  halben  Monat  vor  dem  Donnerstage 
in  der  Osterwoche  Mitteilung  machen,  und  sodann  an  diesem  Ter- 
mine mit  jenem  sich  auf  dem  betreffenden  Lande  einfinden,  um  hier 
im  Vereine  mit  ihm  ein  Privatgericht  zu  bestellen.  Vor  diesem  Ge- 
richte hat  der  Verkäufer  sodann  seine  Vertragszeugen  vorzuführen 
und  darüber  aussagen  zu  lassen:  „hversü  mikla  aura  hinn  a  i  |)eirri 
jöröu",  d.  h.  wie  viel  Geld  er  auf  dem  Lande  stehen  hat,  oder  anders 
ausgedrückt,  zu  welchem  Preise  er  dieses  seinerzeit  verkauft  hatte 
und  zu  welchem  dasselbe  eben  darum  auch  wieder  einzulösen  ist; 
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der  durch  die  Zeugenaussage  festgestellte  Preis  kommt  sodann  zu 
erlegen,  soferne  der  Käufer  nicht  etwa  durch  Vorführung  von  Gegen- 
beweiszeugen einen  höheren  Preis  dartut.  Zieht  sich  der  Verkäufer 
in  der  soeben  geschilderten  Weise  zu  seinem  Lande,  so  ist  ihm  dieses 
sofort  zurückzugeben,  wogegen  ein  anderes  gilt,  wenn  er  das  Ein- 
lösungsverfahren erst  später  im  Jahre  einleitet.  Zieht  er  sich  erst 
nach  dem  angegebenen  Termine  zu  seinem  Lande,  aber  doch  noch 
früher  als  der  Pflug  in  die  Erde  gesetzt  wird,  und  liegt  dieser  Ver- 
zögerung keine  betrügerische  Absicht  zugrunde  (se  ]3at  eigi  velaverk), 
so  gilt  die  Regel:  „|3ä  öörlask  hann  leigu,  en  hinn  äbuö",  d.  h. 
dann  erwirbt  der  Verkäufer  das  Pachtgeld  und  der  Käufer  das  Recht 
der  Bewirtschaftung,  oder  mit  anderen  Worten:  der  Käufer  und  bis- 
herige Besitzer  des  Landes  darf  trotzdem,  daß  ihm  der  seinerzeit  von 
ihm  bezahlte  Kaufpreis  zurückerstattet  wird,  bis  auf  weiteres  doch 
noch  auf  dem  Gute  wohnen  bleiben,  aber  freilich  nur  als  Pächter 
des  einlösenden  Verkäufers,  welcher  letztere  somit  von  ihm  für  das 
laufende  Jahr  ein  Pachtgeld  bezieht.  Zieht  sich  der  Verkäufer  da- 
gegen noch  später  zu  seinem  Lande,  „l^ä  hefir  hann  b^öe  jörö  ok 
aura  üleigis  |m  I2  mänaör",  d.  h.  so  darf  der  Käufer  noch  das  volle 
Jahr  auf  diesem  wohnen  bleiben,  ohne  von  dem  Land  ein  Pachtgeld 
oder  von  dem  zurückerstatteten  Kaufpreise  einen  Zins  entrichten  zu 
müssen.  Es  kann  keinem  Zweifel  unterliegen,  daß  mit  dieser  Be- 
stimmung eine  andere  im  wesentlichen  parallel  geht,  welche  ohne 
den  Namen  der  mälajörö  zu  nennen,  doch  schon  in  ihrer  Uberschrift 
von  der  „lausn  ä  jöröu",  d.  h.  von  der  Einlösung  von  Land,  und  in 
ihrem  Texte  noch  genauer  von  dem  Falle  spricht,  da  der  Verkäufer 
das  verkaufte  Land  einzulösen  das  Recht  hat  „ä  hverjum  degi  sem 
hann  vill",  d.  h.  ohne  an  einen  bestimmten  Termin  gebunden  zu 
sein,  wie  ein  solcher  bei  der  stefnujörö  ausbedungen  sein  mußte.  ^) 
Auch  an  dieser  zweiten  Stelle  wird  der  Verkäufer,  welcher  zur  Ein- 
lösung schreiten  will,  zunächst  angewiesen,  dem  Besitzer  des  Landes 
diese  seine  Absicht  einen  halben  Monat  vor  dem  Donnerstage  in 
der  Osterwoche  bekannt  zu  geben,  und  zwar  mit  dem  Beifügen:  „at 
hann  mege  ser  aura  nyta  [jat  sumar",  d.  h.  damit  der  bisherige  Be- 
sitzer des  Landes  noch  die  Möglichkeit  habe,  den  ihm  bezahlten 
Kaufpreis  für  den  kommenden  Sommer  nutzbringend  anzulegen; 
weiterhin  wird  aber  sodann  noch  bemerkt,  daß  die  Vornahme  der 
Einlösung  „efter  fardaga"  die  Folge  habe,  daß  der  bisherige  Besitzer 
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des  Landes  „baeöe  aura  ok  leigu",  d.  h.  sowohl  den  Kaufpreis  als 
das  Pachtgeld,  erhalte.  Aus  dieser  Parallelstelle  ergibt  sich  sehr 
deutlich,  daß  unsere  Bestimmung  mit  der  Einrichtung  der  „fardagar" 
zusammenhing,  d.  h.  der  gesetzlich  bestimmten  Zugtage,  an  welchen 
sich  die  Besitzerwechsel  in  Bezug  auf  den  Grundbesitz  zu  vollziehen 
pflegten.  Die  Bestimmung  der  Zeit,  in  welche  diese  fielen,  ergibt 
sich  aus  einer  anderen  Stelle  unseres  Rechtsbuches,  \)  nach  welcher 
der  abziehende  Bauer  „niu  ncEtr  a  sumar'',  d.  h.  die  ersten  neun 
Tage,  vom  ersten  Sommertage  (14.  April)  an  gerechnet,  noch  die 
sämtlichen  Gebäude  des  Hofes  bewohnen  durfte,  den  er  zu  verlassen 
hatte,  wenn  er  aber  nicht  imstande  war,  binnen  dieser  Frist  seine 
sämtlichen  Habseligkeiten  wegzubringen,  neun  weitere  Tage  die 
Hälfte  der  Gebäude,  endlich  im  äußersten  Notfalle  nochmals  neun 
Tage  lang  lediglich  die  Schiffshütte  oder  Almhütte  jenes  Hofes  be- 
nützen mochte.  Als  „fardagar"  werden  hiernach  für  den  Bezirk  des 
Gula|)inges  doch  wohl  die  Tage  vom  14. — 22.  April  zu  betrachten 
sein,  und  es  stimmt  somit  unsere  zweite  Stelle  mit  jener  ersteren 
zwar  in  ihrem  Hauptgesichtspunkte  überein,  aber  keineswegs  in  allen 
Einzelheiten  seiner  Durchführung.  Die  Ankündigungspflicht,  und 
insbesondere  auch  die  für  ihre  Erfüllung  gesetzte  Frist,  ist  allerdings 
hier  wie  dort  völlig  die  gleiche,  und  ebenso  hat  hier  wie  dort  der 
Donnerstag  in  der  Osterwoche  augenscheinlich  als  der  für  die  Ein- 
lösung bestimmte  ordnungsmäßige  Termin  zu  gelten;  aber  während 
die  zuerst  besprochene  Stelle  für  den  Fall  der  verspäteten  Einleitung 
des  Verfahrens  unterscheidet,  je  nachdem  der  Pflug  bereits  über  das 
Land  gegangen  ist  oder  nicht,  bespricht  die  zweite  nur  den  einen 
Fall,  da  die  Einlösung  erst  nach  den  Fahrtagen  vor  sich  geht,  und 
behandelt  denselben  ohne  weitere  Unterscheidung  gerade  so  wie  die 
erstere  Stelle  den  Fall,  da  der  Pflug  bereits  in  die  Erde  gesetzt 
worden  war.  Da  der  Ostertag  nicht  früher  als  auf  den  22.  März 
und  nicht  später  als  auf  den  25.  April  fallen  konnte,  ist  klar,  daß 
der  Donnerstag  der  Osterwoche  keinenfalls  früher  als  auf  den 
26.  März  und  keinenfalls  später  als  auf  den  29.  April  fallen  konnte; 
wenn  demnach  zwar  allerdings  zwischen  dem  Donnerstage  der  Oster- 
woche, welcher  als  Zahltag  für  den  Kaufpreis  bestimmt  war,  und 
dem  Schlüsse  der  Fahrtage,  an  welchem  die  Ubergabe  des  Hofes 
erfolgt  sein  mußte,  eine  Zeitdifferenz  bestehen  mochte,  welche  allen- 
falls sogar  volle  vier  Wochen  betragen  konnte,  so  war  diese  doch 
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immerhin  gering  genug,  um  bei  der  Berechnung  von  Pachtgeld  und 
Kapitalzins  außer  Acht  gelassen  werden  zu  können;  jedenfalls  aber 
darf  in  der  Verweisung  auf  den  Schluß  der  Fahrtage  statt  auf  den 
Beginn  der  Feldarbeit  eine  in  hohem  Grade  praktische  Neuerung 
erkannt  werden,  indem  dadurch  ein  ein  für  allemal  feststehender 
Termin  an  die  Stelle  eines  wechselnden  und  im  einzelnen  Falle 
möglicherweise  schwer  zu  erweisenden  gesetzt  wurde.  Erheblicher 
noch  scheint,  daß  die  zuerst  besprochene  Stelle  ausdrücklich  die 
Niedersetzung  eines  Privatgerichtes  an  der  zur  Einlösung  bestimmten 
Tagfahrt  fordert,  wogegen  die  Parallelstelle  einer  solchen  nicht  ge- 
denkt. Das  könnte  nun  freilich  auf  einem  Zufalle  beruhen,  da  ja 
diese  letztere  Stelle  sich  über  das  am  Einlösungstermine  zu  beob- 
achtende Verfahren  überhaupt  nicht  näher  ausspricht;  wenn  wir  in- 
dessen erwägen,  daß  wir  eine  ganz  ähnliche  Abweichung  auch  schon 
unter  den  beiden  von  der  Einlösung  der  stefnujörö  handelnden  Stellen 
begegneten,  dürfte  doch  immerhin  wahrscheinlicher  sein,  daß  auch 
bezüglich  der  mälajörö  an  eine  spätere  Beseitigung  des  vordem  vor- 
geschriebenen Privatgerichtes  zu  denken  sei.  Der  Parallelismus  im 
Verfahren  bei  der  Einlösung  beider  Arten  von  Land  scheint  über- 
haupt nur  insoweit  gestört  zu  sein,  als  bei  der  stefnujörö  die  An- 
kündigung der  beabsichtigten  Einlösung  des  Landes  bereits  im  Herste 
zuvor  zu  erfolgen  hat,  bei  der  mälajörö  dagegen  erst  im  Frühjahre, 
nämlich  einen  halben  Monat  vor  dem  Einlösungstermine.  Gerade 
diese  Differenz  erklärt  sich  aber  sehr  einfach  aus  dem  Umstände, 
daß  bei  der  mälajörö  die  willkürliche  Einlösbarkeit  von  Jahr  zu  Jahr 
sich  vertragsgemäß  von  selbst  verstand,  während  dieselbe  bei  der 
stefnujörö  erst  nach  einer  längeren  Zeitfrist  eintrat,  und  daß  dem- 
gemäß die  Verbindung  des  Käufers  mit  dem  Lande  bei  der  letzteren 
eine  weit  innigere  war  und  somit  auch  dessen  Loslösung  von  diesem 
weit  größere  Schwierigkeiten  bereitete  und  weit  längerer  Vorberei- 
tungen bedurfte.  Daß  aber  die  bei  der  mälajörö  ganz  selbstver- 
ständliche vorgängige  Ankündigung  der  beabsichtigten  Einlösung 
auch  bei  der  stefnujörö  gefordert  wurde,  bei  welcher  sie  doch  an 
und  für  sich  hätte  entbehrt  werden  können,  zeigt,  wie  oben  bereits 
bemerkt,  daß  bei  dieser  ganz  ebenso  wie  bei  der  Landleihe  ein  still- 
schweigendes Weiterbestehenlassen  des  einmal  begründeten  Besitz- 
verhältnisses über  die  Dauer  der  ursprünghch  ins  Auge  gefaßten 
Frist  ganz  allgemein  üblich  war.  —  Für  den  Fall,  da  der  Käufer 
sich  zu  der  Zeit,  in  welcher  der  Verkäufer  zur  Einlösung  des  Landes 
schreiten  wollte,  außerhalb  des  Dingverbandes  oder  gar  außerhalb 
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des  Landes  befand,  galten  für  die  mälajörö  ganz  dieselben  Regeln 
wie  für  die  stefnujörö,  und  insbesondere  fand  auch  auf  die  erstere 
der  Satz  Anwendung,  daß  der  Verkäufer,  wenn  der  Käufer  das  Land 
wieder  weiter  veräußert  hatte,  sich  nach  freier  Wahl  ganz  ebensogut 
an  diesen  selber  halten  mochte  wie  an  den  dritten  Erwerber.^)  Be- 
merkenswert ist  aber  endlich  noch  eine  weitere  Bestimmung.-)  Bei 
der  Verpachtung  von  Land  galt  die  Regel,  daß  der  Pächter  gegen 
den  Verpächter  ein  Klagerecht  auf  Gestattung  des  Besitzes  des  ge- 
pachteten Landes  hatte,  wenn  ihm  dieser  von  dem  Verpächter  vor- 
enthalten werden  wollte;  der  Pächter  konnte  solchenfalls  den  Ver- 
pächter nach  eigener  Wahl  vor  das  Dinggericht  fordern,  oder  aber 
an  den  Vertragsort  vorladen  und  vor  ein  hier  niederzusetzendes 
Privatgericht,  und  er  mochte  dann  hier  oder  dort  auf  seine  Vertrags- 
zeugen gestützt  sein  Recht  suchen.  Ganz  dasselbe  Verfahren  wie 
bei  der  leigujörö  soll  nun  aber  auch  bei  der  mälajörö  gelten;  die 
Zusammenstellung  beider  Arten  von  Grundbesitz  scheint  dabei  an- 
zudeuten, daß  die  praktische  Bedeutung  beider  eine  ziemlich  ähn- 
liche war.  Ich  werde  später  noch  Anlaß  haben,  auf  diesen  Punkt 
zurückzukommen;  schon  hier  möchte  ich  aber  bemerken,  daß  ich 
keinen  Grund  absehe,  welcher  mich  bestimmen  könnte,  mit  Fr. 
Brandt^)  an  dieser  Stelle  unter  der  mälajörö  etwas  ganz  anderes  zu 
verstehen  als  an  allen  anderen  Stellen  der  GI^L.,  nämlich  ein  Pacht- 
land, bei  welchem  der  Vertrag  von  vornherein  auf  mehrere  Jahre 
abgeschlossen  und  allenfalls  auch  das  Pachtgeld  für  diese  ganze  Be- 
sitzdauer vorausbezahlt  worden  war.  Eine  gewisse  Ähnlichkeit  hat 
ja  ein  derartiges  Pachtland  mit  dem  „til  mala"  im  bisherigen  Sinne 
verkauften  Lande,  soferne  hier  wie  dort  ein  nur  vorübergehendes 
Besitzrecht  begründet  und  hier  wie  dort  bei  dessen  Begründung  eine 
bestimmte  Geldsumme  als  Gegenleistung  für  die  Einräumung  des 
Besitzes  gezahlt  wurde;  aber  diese  Ähnlichkeit  ist  eben  doch  nur 
eine  ganz  äußerliche,  indem  die  bezahlte  Summe  im  einen  Fall  nur 
vorausbezahlter  Pachtzins  ist  und  nach  Ablauf  der  vertragsmäßigen 
Pachtzeit  dem  Verpächter  verbleibt,  im  anderen  Falle  dagegen  Kauf- 
preis, welcher  bei  der  Rückgabe  des  Landes  von  dem  Empfänger 
zurückerstattet  werden  muß.  Von  einer  Wiedereinlösung  des  Landes, 
also  gerade  dem  für  die  mälajörö  charakteristischen  Vorgange,  kann 
hiernach  bei  einem  Pachtgute  der  oben  bezeichneten  Art  niemals 
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die  Rede  sein,  und  umgekehrt  ist  bei  derartigen  Pachtgütern  die 
vertragsmäßige  Feststellung  der  Pachtzeit  auf  eine  bestimmte  Reihe 
von  Jahren  erforderlich,  welche  hinwiederum  zwar  bei  der  stefnujörö^ 
aber  keineswegs  bei  der  mälajörö  Platz  greift,  für  welche  letztere 
vielmehr  gerade  umgekehrt  die  Zulässigkeit  der  Einlösung  „ä  hverj- 
um  degi  sem  hann  vill"  bezeichnend  ist.  Was  übrigens  den  ge- 
nannten Verfasser  zu  seiner  abweichenden  Auffassung  bestimmt  zu 
haben  scheint,  wird  sich  bei  der  Besprechung  des  prändheimer 
Rechtes  zeigen,  zu  welcher  ich  sofort  übergehe. 

Die  Frostujjingslög  unterscheiden  sich  aber  von  den  GpL. 
zunächst  schon  hinsichthch  ihrer  Terminologie.  Die  Bezeichnung 
stefnujörö  ist  ihnen  völlig  fremd,  und  wenn  dieselben  zwar  von 
einem  „mäli  ä  jöröu"  sprechen,  so  brauchen  sie  doch  niemals  die 
Bezeichnung  mälajörö,  und  hat  jener  Ausdruck  in  ihnen  überdies 
eine  ganz  andere  Geltung  als  die,  welche  dem  Worte  mälajörö  in 
den  GI)L.  zukommt.  So  wird  einmal  gesagt:^)  „Svä  ef  maör  hefir 
tekit  mäla  ä  jöröu,  ok  andaz  annarrtveggja  landsdröttinn  eöa  um- 
boösmaör  fyrir  ]3ann  messudag  (d.  h.  vor  dem  „tveggja  postula 
messudagr,  er  fyrstr  er  i  sumri",  also  vor  Philippi  Jakobi  oder  dem 
I.  Mai),  l^ä  ä  leiguliöi  einnar  aröar  mäla;  en  ef  landsdröttinn  andaz 
eptir  jjann  messudag,  j^ä  ä  leiguliöi  2  mäla  aröa  jDä  jörö,  eina  er 
landsdröttinn  andaz  ä,  ok  aöra  naestu  eptir".  Der  Gegensatz  eines 
landsdröttinn  und  eines  leiguliöi  zeigt,  daß  von  einem  verpachteten 
Gute  die  Rede  ist,  und  zugleich  ist  aus  der  Stelle  ersichtlich,  daß 
bei  diesem  der  Tod  des  Verpächters  den  Pachtvertrag  nach  Jjränd- 
heimer  Recht  ganz  ebenso  aufhob,  wie  dies  die  GpL.  in  Bezug  auf 
den  leigumäli  ausdrücklich  aussprechen;^)  zweifelhaft  bleibt  dem- 
gegenüber  zunächst  nur,  ob  unter  dem  „taka  mäla  ä  jöröu"  der  Ab- 
schluß jedes  beliebigen  Pachtvertrages  zu  verstehen  sei,  oder  nur  der 
Abschluß  gewisser  Pachtverträge  und  welcher.  Da  indessen  von  dem 
Umstände,  ob  der  Verpächter  vor  oder  nach  dem  i.  Mai  stirbt,  ab- 
hängig geriiacht  wird,  ob  der  Pächter  nur  das  laufende  Jahr  oder 
auch  noch  das  folgende  den  Besitz  und  Genuß  des  Gutes  behalten 
soll,  wird  augenscheinlich  an  einen  Vertrag  gedacht,  welcher  auf 
mehrere  Jahre  abgeschlossen  war,  und  wird  hiernach  unter  dem 
mäU  wohl  nur  ein  auf  eine  bestimmte  Reihe  von  Jahren  abge- 
schlossener Vertrag  zu  verstehen  sein.  Ein  paar  weitere  Stellen  be- 
stätigen diese  Vermutung,  während  sie  zugleich  noch  eine  etwa^ 
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genauere  Feststellung  der  Beschaffenheit  des  Vertrages  gestatten. 
Nach  der  einen  von  ihnen  ^)  soll  für  den  Fall,  daß  der  Bevollmäch- 
tigte (umboösmaör)  eines  abwesenden  Grundeigentümers,  welchem 
dieser  seine  Vollmacht  hinterher  abnimmt,  Land  desselben  verpachtet 
hat,  die  Regel  gelten :  „landsdrottinn  ä  kost  at  taka  af  honum  umboö 
l)egar  er  hann  vill,  en  mäli  haldiz  at  hväro  sem  hann  ä  at  byggja, 
J)at  ero  3  aröir",  wogegen  für  den  Fall  des  Todes  des  Grundeigen- 
tümers oder  seines  Bevollmächtigten  der  andere  Satz  zur  Geltung 
kommt:  „[Da  haldiz  aröarmäli  si'öan".  Für  den  Fall  des  Todes  des 
Verpächters  also,  als  welcher  der  Bevollmächtigte  ebensowohl  er- 
scheint als  der  Grundeigentümer  selbst,  soll  der  Pächter  ganz  wie 
nach  der  vorhin  besprochenen  Stelle  nur  noch  ein  Wirtschaftsjahr 
(örö)  lang  das  Gut  behalten,  wobei  doch  wohl  die  dort  gemachte 
Unterscheidung,  je  nachdem  der  Todesfall  vor  oder  nach  dem  i.  Mai 
eintritt,  auch  hierher  herüberzubeziehen  ist;  für  den  anderen  Fall 
aber,  da  der  Bevollmächtigte  auf  Grund  seiner  Vollmacht  einen 
Pachtvertrag  abgeschlossen  hat,  soll  zwar  der  Grundeigentümer,  der 
ihm  die  Vollmacht  noch  vor  Ablauf  der  drei  Jahre  abnehmen  will, 
auf  welche  sich  dieselbe  an  und  für  sich  erstreckt,  -)  hierzu  befugt, 
aber  doch  verpflichtet  sein,  den  Pachtvertrag  für  die  Zeitdauer  gelten 
zu  lassen,  für  welche  jener  befugt  war,  ihn  abzuschließen,  also  für  höch- 
stens drei  Jahre.  Eine  zweite  Stelle  ^)  bespricht  zunächst  den  Fall, 
da  der  Pächter  ein  auf  dem  Pachtgute  befindliches  Gebäude  ab- 
brennen läßt,  und  unterscheidet  dabei  die  zweifache  Möglichkeit: 
„ef  hann  ä  mala  ä  jöröu",  und:  „ef  eigi  er  mäli  tekinn";  im  ersteren 
Falle  hat  der  Pächter  das  Gebäude  binnen  Jahresfrist  wieder  herzu- 
stellen, dagegen  im  letzteren  Falle  bis  zur  nächsten  Mittsommerszeit 
alles  zu  dessen  Wiederherstellung  nötige  Material  mit  Ausnahme  des 
Rasens  an  Ort  und  Stelle  zu  schaffen.  An  ihrem  Schlüsse  spricht 
dieselbe  Stelle  ferner  die  Regel  aus,  daß  „ef  maör  tekr  mala"  dieser 
mäli  vollkommen  eingehalten  werden  müsse,  soweit  er  nur  durch 
Zeugen  erwiesen  werden  könne,  und  zwar  auch  dann,  wenn  der 
Grundeigentümer  das  betreffende  Land  verkaufe;  nur  für  den  Fall, 
daß  der  Grundeigentümer  „büslitsmaör"  wird,  d.  h.  seinen  bisherigen 
Hof  einbüßt,  ohne  sich  einen  anderen  sofort  anschaffen  zu  können, 
soll  er  das  verpachtete  Land  durch  Erläge  eines  einmaligen  Pacht- 
zinses einlösen  dürfen,  wenn  er  selbst  auf  dasselbe  aufziehen  will, 
jedoch  nur  unter  der  Bedingung,  daß  er  noch  vor  Weihnachten  dem 
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Pächter  davon  Anzeige  macht  und  überdies  seinen  Notstand  eidUch 
erhärtet.  Da  nach  den  FrpL.  der  erste  Werktag  „eptir  ])rettända 
dag  um  jöl",  also  nach  dem  Dreikönigstage  als  der  erste  Fahrtag 
gilt,  ^)  wird  hiernach  für  das  Aufsagen  des  Verhältnisses  nur  eine 
I4tägige  Frist  vor  dem  Beginne  der  Fahrtage  gefordert,  was  aller- 
dings wenig  ist;  aber  der  Fall,  in  welchem  dasselbe  gestattet  wird, 
ist  auch  ein  ganz  ausnahmsweise  bevorzugter,  wie  denn  auch  die 
GpL.  dem  Stammgutsgenossen  ein  ähnliches  Vorzugsrecht  bezüglich 
des  verpachteten  Stammgutes  dem  fremden  Pächter  gegenüber  ein- 
räumen, ^)  und  der  Regel  nach  zeigt  sich  ja  das  Pachtverhältnis  nach 
der  Stelle  immerhin  fest  genug,  um  sogar  durch  den  Verkauf  des 
Landes  nicht  gelöst  zu  werden,  und  selbst  in  jenem  privilegierten 
Ausnahmsfalle,  in  welchem  es  aus  dringenden  Gründen  einseitig  auf- 
gehoben werden  konnte,  mußte  dasselbe  wenigstens  noch  durch  den 
Betrag  eines  vollen  Jahrespachtgeldes  abgelöst  werden,  so  daß  also 
auch  diese  Bestimmungen  wieder  recht  wohl  zu  der  Annahme  passen, 
daß  unter  dem  mäli  ein  auf  eine  bestimmte  Reihe  von  Jahren  ab- 
geschlossener Pachtvertrag  zu  verstehen  sei.  Endlich  wieder  eine 
andere  Stelle,  welche  sich  an  die  soeben  besprochene  unmittelbar 
anschließt,  ^)  bestimmt,  daß  beim  mäli,  wenn  der  Pächter  noch  vor 
dem  Ablaufe  der  Pachtzeit  stirbt,  der  Umstand  zu  entscheiden  habe, 
ob  der  Pachtzins  bereits  für  die  ganze  Dauer  der  Pachtzeit  voraus- 
bezahlt ist  (forleiga)  oder  nicht.  Im  Falle  der  erfolgten  Voraus- 
bezahlung soll  nämlich  der  Erbe  des  Pächters  die  ganze  Dauer  der 
Pachtzeit  über,  wie  diese  durch  Zeugen  als  ausbedungen  erwiesen 
wird,  das  Gut  behalten,  ganz  wie  es  der  Verstorbene  selbst  behalten 
hätte,  wenn  er  am  Leben  geblieben  wäre;  ist  dagegen  keine  Vor- 
ausbezahlung erfolgt,  so  behält  der  Erbe  des  Pächters  das  Gut  nur 
noch  über  eine  einzige  Ernte  (örö),  und  zwar  auch  dann,  wenn  der 
Verpächter  ein  Priester  ist;  letzteres  ein  Beisatz,  welcher  darauf  hin- 
zudeuten scheint,  daß  gerade  das  Kirchengut  ganz  besonders  häufig 
auf  bestimmte  längere  Zeitfristen  verpachtet  zu  werden  pflegte. 
Übrigens  soll  die  letztere  Bestimmung  einer  weiteren  Fortsetzung 
des  Pachtverhältnisses  keineswegs  im  Wege  stehen,  wenn  die  Be- 
teiligten solche  wünschen,  vielmehr  soll  der  Erbe  des  Pächters,  wenn 
ihm  der  Grundeigentümer  nicht  vor  dem  Weihnachtsabend  aufsagt, 
berechtigt  sein,  das  Land  unter  den  bisherigen  Bedingungen  auch 
fernerhin  in  Besitz  zu  behalten;  verpflichtet  ist  er  jedoch  dazu  nicht, 
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vielmehr  soll  ihm  der  Grundeigentümer  nach  Weihnachten  das  Land 
nochmals  ausdrücklich  anbieten  und  mag  er  dann  nach  eigener  Wahl 
auf  diesem  sitzen  bleiben  oder  von  ihm  abziehen,  nur  daß  er  letz- 
terenfalls  seinen  Pachtzins  noch  auf  so  lange  zu  entrichten  hat,  als 
dies  die  vorher  ausgesprochenen  Vorschriften  mit  sich  bringen.  — 
Aus  allem  dem  ergeben  sich  nun  folgende  Sätze:  Während  der 
Pachtvertrag,  welchen  Inhalts  er  auch  sein  möge,  schlechthin  eils 
1  e  i  g  u  m  a  1  i  bezeichnet  wird,  versteht  man  unter  dem  mali  äjöröu 
immer  nur  diejenige  besondere  Verabredung  beim  Pachtvertrage, 
durch  welche  die  Dauer  des  Pachtverhältnisses  auf  eine  bestimmte 
Reihe  von  Jahren  festgestellt  wurde,  gleichviel  übrigens,  ob  dabei 
der  Pachtzins  für  die  ganze  Pachtzeit  bereits  im  Voraus  erlegt,  oder 
ob  er  wie  bei  anderen  Pachtungen  Jahr  für  Jahr  entrichtet  wurde. 
Das  Bestehen  gesetzlich  feststehender  P^ahrtage  brachte  freilich  mit 
sich,  daß  eine  gewisse  Dauer  der  Pachtzeit  auch  ohne  jede  besondere 
Verabredung  sich  schon  von  selbst  verstand,  nämlich  die  Dauer  auf 
ein  volles  Wirtschaftsjahr,  und  als  aröarmäli,  d.  h.  Vertrag  auf 
ein  Erntejahr,  mag  demnach  ein  derartiger  Vertrag  immerhin  be- 
zeichnet v/erden ;  ^)  es  begreift  sich  aber  auch,  daß  gerade  darum, 
weil  diese  einjährige  Pachtzeit  sich  von  selbst  verstand,  der  auf 
mehrere  Jahre  abgeschlossene  und  somit  die  jährliche  Kündigung 
ausschließende  Vertrag  in  einem  engeren  Sinne  als  mali  ä  jöröu  be- 
zeichnet werden  mochte,  weil  eben  in  diesem  Falle,  und  nur  in 
diesem  Falle  die  Dauer  des  Pachtverhältnisses  Gegenstand  einer  be- 
sonderen Verabredung  war.  Da  der  Ausdruck  mali  an  und  für 
sich  nur  soviel  als  Vertrag  bedeutet,  kann  aber  auch  nicht  auffallen, 
daß  derselbe  in  verschiedenen  Rechten  nicht  nur,  sondern  sogar  in 
einem  und  demselben  Rechte  für  sehr  verschieden  geartete  Verträge 
Geltung  erlangen  konnte.  So  gebrauchen  die  norwegisch-isländischen 
Quellen  die  Zusammensetzungen  kaupmäli,  leigumäli,  veö- 
mäli  für  den  Kaufvertrag,  Pachtvertrag  und  Pfandvertrag.  Das  ein- 
fache mali  kommt  sowohl  in  den  GpL. -)  als  in  einem  unserer  is- 
ländischen Rechtsbücher'')  für  den  Dienstvertrag  gebraucht  vor, 
welchen  der  Hausherr  mit  seinen  Dienstboten  abschließt,  und  ganz 
allgemein  wird  derselbe  zumal  auf  denjenigen  Dienstvertrag  ange- 


1)  FrI)L.  XI,  15.  2)  G{)L.  70. 

^)  StaÖarhölsbök,  239/270,  wo  ,,fa  l^eim  mönnom  slikan  staÖ  ok  mala" 
steht,  wofür  die  Konüngsbök,  80/133 — 34  sagt:  ,,fa  sli'kan  staÖ  ok  maldaga  J)eim 
griömönnum". 
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wandt,  durch  welchen  die  Dienstleute  oder  Kriegsleute  eines  Königs 
oder  sonstigen  Fürsten  unter  dessen  Befehl  treten;  daneben  be- 
zeichnet aber  der  Ausdruck  mäli  konu  in  den  GI^L.  auch  wohl 
die  Gesamtheit  aller  der  vermögensrechtlichen  Ansprüche,  welche 
einer  Frau  auf  Grund  ihres  Ehevertrages  gegen  ihren  Mann  zustehen, 
also  deren  Recht  auf  ihre  heimanfylgja,  gjöf  und  gagngjald,  ^)  und 
als  mälakona  wird  demnach  die  Ehefrau,  deren  Güterrecht  durch 
einen  Ehevertrag  geordnet  ist,  auch  noch  weit  später  bezeichnet,  -) 
ganz  wie  anderwärts  die  Dienstleute  eines  Fürsten  oder  die  Sold- 
truppen mälamenn  genannt  werden  mögen.  Von  hier  aus  be- 
greift sich  denn  auch,  daß  die  mälajörö  der  GpL.  etwas  ganz  an- 
deres sein  konnte  als  der  mäli  ä  jöröu  der  Frr)L. ;  dies  erst  zuge- 
geben, ist  abei*  auch  sofort  klar,  daß  der  mäli  ä  jöröu  dieses  letzteren 
Rechtsbuches  mit  der  Geschichte  des  altnorwegischen  Pfandrechtes 
nicht  das  mindeste  zu  tun  hat,  vielmehr  seine  Stelle  lediglich  in  der 
Lehre  von  der  Landleihe  zu  suchen  hat. 

Als  einzigen,  sowohl  die  mälajörö  als  die  stefnujörö  umfassenden 
Begriff  kennen  die  FrpL.  vielmehr  den  Begriff  der  forsölujörö, 
d.  h.  des  Vorkaufslandes.  Sie  unterscheiden  also  nicht  zwischen  dem 
Falle,  da  etwa  von  Anfang  an  ein  bestimmter  Termin  für  die  Wieder- 
einlösung des  verkauften  Landes  ausbedungen  worden  war,  und  dem 
anderen,  da  es  an  einer  vertragsmäßigen  Feststellung  eines  derartigen 
Termines  fehlte,  und  wird  man  daraus  zwar  nicht  sofort  schlief3en 
dürfen,  daß  das  Geschäft  im  prändheimischen  überhaupt  nur  auf 
beliebige  Kündigung  eingegangen  werden  konnte,  aber  doch  berech- 
tigt sein  den  Schluß  zu  ziehen,  daß  die  Festsetzung  eines  bestimmten 
Einlösungstermines  dort  nich't  als  erheblich  genug  gegolten  habe, 
um  dem  Geschäft  einen  selbständigen  Charakter  aufzuprägen.  Auch 
sonst  zeigt  das  [irändheimer  Recht  noch  mancherlei  Besonderheiten, 
welche  indessen  weniger  auf  die  Verschiedenheit  der  Partikularrechte, 
als  vielmehr  darauf  zurückzuführen  zu  sein  scheinen,  daß  die  FrpL. 
bereits  auf  einer  vorgeschritteneren  Entwicklungsstufe  stehen  als  die 
GI)L.  ihrerseits.  —  Das  I)rändheimer  Rechtsbuch  stellt  die  Regel 
auf :  „sä  er  forsölumäli  rettr,  at  slikan  eyri  skal  maör  taka  sem 
hann  reiöir",  und  es  gilt  demnach  auch  nach  diesem  Rechtsbuche 
als  wesentlich,  daß  die  Wiedereinlösung  des  Landes  durch  den  Ver- 
käufer um  denselben  Preis  zu  geschehen  habe,  um  welchen  dasselbe 


^)  GJ)L.  115.  ^)  Diplom,  norveg.  II,  232/196  (1339). 

^)  FrJ)L.  XII,  2. 
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seinerzeit  verkauft  worden  war;  ja  es  wird  hier  sogar  auf  die  zwie- 
fache Möglichkeit  Rücksicht  genommen,  daß  in  der  zwischen  dem 
Verkaufe  und  der  Wiedereinlösung  des  Landes  gelegenen  Zeit  ent- 
weder eine  Veränderung  im  Werte  der  Zahlmittcl  stattgefunden,  oder 
umgekehrt  das  verkaufte  Land  sich  seinerseits  verbessert  oder  ver- 
schlechtert haben  könnte.  Im  einen  wie  im  anderen  Falle  sollen  der- 
artige Veränderungen  beiden  Kontrahenten  weder  Nutzen  noch 
Schaden  bringen,  und  soll  somit  im  ersteren  Falle  bei  der  Wieder- 
einlösung immer  derselbe  Sachwert  erlegt  werden,  wie  er  zur  Zeit 
des  Verkaufes  gegeben  worden  war,  während  im  letzteren  F^alle  die 
Differenz  des  Gutswertes  dem  einlösenden  Verkäufer  je  nach  Um- 
ständen zugute  oder  zu  Lasten  zu  rechnen  ist.  Beide  Bestimmungen 
finden  sich  wunderlichervveise  sogar  zweimal  ausgesprochen,  und 
dieser  Umstand  ist  auffällig  genug,  um  einer  besonderen  Erörterung 
zu  bedürfen.  An  einer  Stelle,  welche  ausdrücklich  vom  forsölumäli 
handelt,  wird  hinsichtlich  der  Wiedereinlösung  gesagt:^)  „en  hinn 
skal  reiöa  brennt  silfr  eöa  guU  möti  jafnmiklu  sem  hann  mätti  kaupa 
meö  l^vi  fe,  l)ä  er  hann  keypti  jöröina  meö,  ok  l)ä  gekk  gull  eöa 
brennt  silfr",  und  etwas  später  nochmals:'-)  „slika  jörö  skal  hverr  aptr 
selja,  sem  hann  tök,  en  ef  betri  er,  ])ä  stoöi  honum  jjat,  en  ef  verri 
er,  })ä  gjaldi  eptir  l)vf  sem  menn  meta  at  verri  er";  kurz  zuvor  aber 
war  an  einer  Stelle,  welche  zwar  die  Bezeichnung  forsölujörö  nicht 
gebraucht,  aber  doch  ebenfalls  den  Fall  bespricht,  da  der  Verkäufer 
von  Land  an  diesem  die  „lausn",  d.  h.  das  Wiedereinlösungsrecht  zu 
haben  behauptet,  gesagt  w^orden :  „en  ef  silfr  gengr  betra  eöa 
dseligra,  jjä  lausn  er  ä  jöröu  borin,  heldr  en  ]3ä  gekk  er  jörö  var 
keypt,  |iä  skal  hyggja  at,  hver  f)ä  väru  auralög,  er  kaupinu  var 
keypt,  ok  skal  jjetta  fe  gera  jäfngött  hinu,  er  j^ä  var  til  auralaga  at 
viröa.  En  ef  sä  hefir  jörö  hüsat  eöa  boett,  er  keypt  hefir,  jiä  skal 
viröa,  hverjum  mun  hon  er  [jä  betri,  er  lausn  bersk  ä,  heldr  en  ]ia 
er  hon  var  seid,  ok  skal  hann  ]iat  upp  taka  1  sHkum  fjärlutum, 
sem  ]ja  gengr,  nema  jicir  saettiz  ä  um  lut  ör  jöröunni".  Ich  kann 
nicht  finden,  daß  die  beiden  parallel  laufenden  Stellen,  wie  E.  Hertz- 
berg annimmt,  auf  ganz  verschiedene  Geschäfte  sich  beziehen,  von 
denen  das  eine,  in  §  i  behandelte,  der  stefnujörö  der  GpL.  ent- 
sprechend auch  materiell  als  ein  Verkauf  mit  Vorbehalt  der  Wieder- 
einlösung sich  darstellte,  bei  welchem  das  wirtschaftliche  Ziel  des 


1)  Fr|)L.  XII,  2.  ")  ebenda,  3.  ^)  ebenda,  I. 

^)  Grundtrtckkene  i  den  celdste  norske  Proces,  S.  87 — 88,  Anm. 
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Käufers  wirklich  auf  den  Erwerb  von  Grundeigentum  gerichtet  war^ 
wogegen  das  andere,  im  §  2  besprochene,  der  mälajörö  der  GpL. 
ähnlich,  nur  formell  als  ein  Kauf  mit  Vorbehalt  der  Wiedereinlösung 
erschien,  dagegen  wirtschaftlich  auf  ein  Darlehen  mit  Bestellung  eines 
Gebrauchspfandes  an  liegendem  Gute  hinauslief.  Die  Widerlegung 
dieser  Auffassung  mir  für  später  vorbehaltend,  bemerke  ich  hier  nur,, 
daß  nach  ..meinem  Dafürhalten  in  den  beiden  sich  folgenden  Para- 
graphen zwei  verschiedene  Uberlieferungen  einer  und  derselben  Be- 
stimmung uns  erhalten  sind,  welche  der  Bearbeiter  unseres  Rechts- 
buches verschiedenen  Redaktionen  desselben  entnommen  und  unge- 
schickt genug  nebeneinander  in  dasselbe  eingestellt  hat,  während  er 
eigentlich  nur  die  eine  oder  die  andere  von  beiden  in  dasselbe  hätte 
aufnehmen  oder  vielmehr  beide  zugleich  zu  einer  einheitlichen  Fassung 
verarbeiten  sollen.  Beachtenswert  ist  dabei,  daß  die  in  §  i  voran- 
stehende Fassung  der  Sätze  über  die  Veränderung  des  Wertes  der 
Zahlmittel,  dann  die  Verbesserung  oder  Verschlechterung  des  Grund- 
besitzes den  Beisatz  enthält:  „en  [letta  er  um  ]3au  mal,  er  sföan  geraz, 
er  bök  sjä  var  teken;  en  hin  fyrru  fari  svä  sem  vitni  bersk".  Es  ist 
hiernach  klar,  daß  wir  im  §  i  eine  neuere  Bestimmung  vor  uns 
haben,  welche  erst  gelegentlich  einer  jener  mehrfachen  Überarbei- 
tungen in  das  Rechtsbuch  hineingekommen  sein  kann,  welche  dieses 
im  Verlaufe  der  Zeiten  erfahren  hat;  das  ältere  Recht  hatte  sich 
einfach  an  die  Aussage  der  Vertragszeugen  gehalten,  also  bei  der 
Einlösung  lediglich  den  Nominalbetrag  des  Kaufpreises  bezahlen 
lassen,  welcher  durch  diese  Zeugen  als  seinerzeit  entrichtet  erwiesen 
wurde,  ohne  auf  eine  inzwischen  etwa  eingetretene  Veränderung  des 
Geldwertes  Rücksicht  zu  nehmen,  und  andererseits  auch  das  Gut  in 
dem  Zustande  zurückgeben  lassen,  in  welchem  es  sich  zur  Zeit  seiner 
Ubergabe  befand,  soweit  nicht  etwa  durch  die  Aussage  der  Vertrags- 
zeugen, z.  B.  über  die  Zahl  und  Beschaffenheit  der  seinerzeit  über- 
gebenen  Gebäude,  ein  anderes  bedingt  war.  Erwägt  man  nun,  daß 
einerseits  zur  Zeit  des  K.  Magnus  Erlfngsson  (f  11 84)  und  des  Erz- 
bischofs  Eysteinn  (f  ii88)  eine  neue  Bearbeitung  der  Frf)L.  vorge- 
nommen wurde,  und  daß  andererseits  gerade  damals  der  „sakmetinn 
eyrir''  nur  halb  so  hoch  stand  wie  der  „silfrmetinn  eyrir",  was  den 
Erzbischof  veranlaßte,  zum  großen  Ärger  des  Jarles  Erlingr  sich  die 
Bezahlung  seiner  Strafgelder  in  Silberwert  zusichern  zu  lassen,  ^)  so 
liegt  der  Schluß  nahe,  daß  man  gerade  gelegentUch  jener  Bearbeitung 


^)  Heimskr.  Magnus  s.  Erli'ngssonar,  16/792;  21/795—96  usw. 
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sich  veranlaßt  gesehen  haben  möge,  auf  die  MögHchkeit  des  Ein- 
tretens von  Schwankungen  im  Geldwerte  und  dann  weiterhin  auch 
auf  die  Möglichkeit  von  Veränderungen  des  Zustandes  und  Wertes 
des  Landes  Rücksicht  zu  nehmen.  Selbstverständlich  kann  auch  die 
mit  jener  ersteren  parallel  laufende  Bestimmung  des  §  2  und  3  nicht 
älteren  Ursprunges  sein;  wohl  aber  dürfte  deren  kürzere  Wortfassung 
auf  noch  spätere  Entstehung  derselben  hindeuten,  wozu  denn  auch 
sehr  wohl  stimmt,  daß  jener  Schlußsatz  in  ihr  fehlt,  welcher  die  Be- 
handlung von  Fällen  bespricht,  welche  noch  unter  der  Herrschaft 
■des  früheren  Rechts  sich  zugetragen  hatten. 

Die  Form,  in  welcher  der  forsölumäli  begründet  würde,  war 
•dieselbe  wie  beim  gewöhnlichen  Verkaufe  von  Grundbesitz.  Die 
Frl)L.  unterscheiden  hier  wie  anderwärts  drei  verschiedene  Akte, 
nämlich  einmal  den  Abschluß  des  Kaufvertrages  selbst  (kaup),  so- 
dann die  Auflassung  (skeyting),  über  deren  Förmlichkeiten  die 
GpL.  näheren  Aufschluß  geben  ^)  und  welche  nach  Andreas  Sunesens 
Rechtsbuch,  -)  dann  nach  einem  Erlasse  des  P.  Innocenz  III.  vom 
16.  November  1198^)  unter  dem  Namen  der  scotatio  oder  skötning 
in  ähnlicher  Weise  auch  in  Dänemark  übhch  war,  außerdem  aber 
auch  innerhalb  der  götischen  Rechte  eine  beschränkte  Anwendung 
fand,  endhch  die  Zusicherung  der  Stetigkeit  der  Übertragung 
(tryggvar);  sie  bestimmen  aber  überdies  ausdrücklich,  daß  der 
Vorbehalt  des  Wiedereinlösungsrechtes  (lausn)  bei  jedem  dieser  drei 
Akte  gemacht  werden  mußte,  wenn  derselbe  überhaupt  rechtlich 
wirksam  werden  sollte.*)  Alle  drei  Akte  bedürfen  der  Beiziehung 
von  Zeugen.  Bezüglich  des  ersten  unter  ihnen  wird  die  Regel  auf- 
gestellt: ''*)  „svä  skal  kaup  hvert,  sem  vitni  veit",  und  auch  auf  die 
tryggvavättar  wird  an  derselben  Stelle  ausdrücklich  Bezug  genommen; 
das  „vitni  2  manna  l^eirra,  er  viö  skeyting  väro''  wird  daneben  in 
einer  Weise  erwähnt,  welche  anzudeuten  scheint,  daß  man  dieselben 
Zeugen  bei  der  skeyting  und  bei  den  tryggvar  zuzuziehen  pflegte, 
wie  denn  auch  an  einer  anderen  Stelle  gesagt  wird : „tryggva  vitni 
|jat,  er  skeytingar  vitni  er".  Kommt  es  hinterher  zu  einer  Beweis- 
führung über  den  Vertrag,  so  haben  die  Leute,  „er  sverja  lausnina", 
ihren  Eid  dahin  abzuschwören:')  „at  [jat  kom  undir  kaup,  ok  svä 


')  G{)L.  292,  ^)  Juris  scanici  expositio,  38 

^)  Diplom,  suecan.  I,  109/133;  auch  c.  2  X,  de  consuet.  (I,  4). 

^)  Fr|)L.  XII,  I.  ebenda. 

«)  ebenda,  X,  28;  BjarkR.  III,  159.  ")  Fr'^L.  XII,  I. 
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skeyting,  ok  svä  tryggvar,  at  sä  skyldi  eiga  lausn  ä  jöröu,  er  seldi, 
ok  ]3at  mal  var  gjört  velalaust  viö  hinn,  er  keypti''.  Unter  den 
Schwörenden  werden  doch  wohl  die  Zeugen  zu  verstehen  sein,  und 
mag  unter  dieser  Voraussetzung  auffallen,  daß  dieselben  Zeugen  über 
alle  drei  Akte  und  den  bei  ihnen  gemachten  V orbehalt  der  Wieder- 
einlösung aussagen;  indessen  wird  sich  dies  in  der  Art  erklären 
lassen,  daß,  wie  dies  auch  sonst  mehrfach  vorkommt,  bei  jedem  fol- 
genden Akte  zunächst  die  bei  dem  vorhergehenden  zugezogenen 
Zeugen  über  das  vernommen  wurden,  was  vor  ihnen  vorgegangen 
war,  so  daß  die  tryggvavättar  allerdings  in  der  Lage  waren,  nicht 
nur  über  die  tryggvar,  sondern  auch  über  das  kaup  und  die  skeytfng 
auszusagen,  indem  sie  eben  auf  die  Aussage  der  seinerzeit  vor 
ihnen  vernommenen  Kauf-  und  Auflassungszeugen  sich  stützten. 
Bezüglich  der  Beweisführung  konnte  sich  nun  aber  eine  eigentüm- 
liche Schwierigkeit  ergeben.  Es  galt  nämlich  beim  Landkaufe  die 
Regel  :-^)  „en  ef  maör  kaupir  jörö  at  manni,  }m  skal  tryggva  vätta 
njöta,  ef  (lies:  er)  jörö  keypti,  innan  20  vetra,  hversü  undir  tryggva 
var  skiit,  en  siöan  skirskoti  tryggva  vätta  äbyrgö,  hvärt  sem  er 
innan  garös  eöa  ütan",  oder  wie  eine  andere  Stelle  noch  vollständiger 
sich  ausdrückt:^)  „en  tryggva  vitni,  [lat  er  skeytfngar  vitni  er,  jiat 
skal  maör  halda  äbyrgö  20  vetra,  en  siöan  lyrittareiö  upp  frä  ])vf, 
at  l^at  mäl  er  svä  fornt,  at  ])at  er  ör  tryggva  vätta  äbyrgö.  En 
kaupvätta  alla  aöra  skal  maör  halda  äbyrgö  ä  10  vetr,  en  upp  frä 
l)vf  sveri  hann  einn,  at  l)at  mäl  er  svä  fornt,  at  l^at  er  ör  vätta 
äbyrgö".  Nur  auf  die  Dauer  von  20  Jahren  hatte  somit  der  Käufer 
für  seine  tryggvavättar  einzustehen,  wogegen  er  nach  dem  Ablaufe 
dieser  Frist  nur  durch  einen  selbdritt  geschworenen  Eid  den  Ablauf 
der  Frist  und  die  damit  erlangte  Freiheit  von  aller  weiteren  Haftung 
für  einen  Zeugenbeweis  darzutun  hatte,  und  zwar  gleichviel,  ob  der 
Punkt  „innan  garös  eöa  ütan"  zur  Sprache  kam,  d.  h.  an  einem 
Privatgerichte  oder  an  einem  Dinggerichte.  Selbstverständlich  liegt 
dieser  Bestimmung  wieder  der  früher  bereits  erwähnte  Grundsatz 
des  norwegischen  Rechtes  zugrunde,  vermöge  dessen  der  formale 
Zeugenbeweis  je  nach  der  Verschiedenheit  der  Provinzialrechte  und 
der  Fälle  binnen  10,  20  oder  30  Jahren  verjährte,  und  nach  einge- 
tretener Verjährung  desselben  je  nach  Verschiedenheit  der  Fälle  bald 
der  im  Besitze  Befindhche  von  jeder  Verpflichtung  zur  Führung 
eines  Beweises  über  die  Rechtmäßigkeit  seines  Besitzstandes  ent- 


1)  FrI)L.  XII,  I.  ^)  ebenda,  X,  28;  BjarkR.  III,  159. 
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blinden,  bald  wenigstens  nur  noch  zur  Ableistung  eines  Reinigungs- 
eides verpflichtet  war.  ^)  Bei  dem  gewöhnlichen  Verkauf  von  Land 
bietet  nun  die  Anwendung  dieser  Regel  keine  Schwierigkeit;  dagegen 
entsteht  eine  solche  sofort,  wenn  der  Verkäufer  behauptet,  nur  mit 
Vorbehalt  des  Wledereinlösungsrechtes  verkauft  zu  haben.  Ein  20  Jahre 
lang  fortgesetzter  Besitzstand  kann  nämlich  zwar  recht  wohl  eine 
Rechtsvermutung  für  seine  eigene  rechtliche  Begründung  abgeben, 
welche  dann  ganz  gut  an  die  Stelle  des  unmöglich  gewordenen 
Zeugenbeweises  treten  mag;  dagegen  läßt  sich  aus  einem  solchen 
Besitzstande  keinerlei  Rechtsvermutung  für  oder  wider  die  Behaup- 
tung des  Vorbehaltes  der  Wiedereinlösung  ableiten  und  somit  in 
dieser  Richtung  auch  kein  Ersatz  für  den  nicht  mehr  möglichen 
Zeugenbeweis  gewinnen.  Für  diesen  Fall  gibt  unsere  Stelle  darum 
eine  eigene  Vorschrift;  sie  lautet:-)  ,,en  ef  sä  kvez  eiga  lausn  ä  jöröu, 
er  seit  hefir,  l)ä  skal  hann  vitni  til  hafa  2  manna  |)eirra  er  viö  skeyt- 
ing  väru,  eöa  ])eirra  4  er  viö  [leirra  2  vitni  hafa  at  lögum  tekit,  ok 
skal  hafa  leyst  jörö  innan  20  vetra  eptir  [lessum  vitnisburö".  Damit 
ist  zunächst  gesagt,  daß  für  diesen  Fall  keine  andere  Beweisführung 
als  die  durch  die  Vertragszeugen,  oder  aber  durch  jene  anderen 
Zeugen  zulässig  sei,  von  denen  je  zwei  die  Aussage  je  eines  Ver- 
tragszeugen übernommen  haben  (eptir  Ijessum  vitnisburö),  so  daß 
also  jedes  Zurückgreifen  auf  einen  Parteieneid  ausgeschlossen  war; 
zweitens  ist  aber  auch  gesagt,  daß  der  Zeugenbeweis  im  einen  wie 
im  anderen  Falle  nur  je  für  20  Jahre  vorhält,  welche  Frist  nur  freilich 
für  die  Vertragszeugen  vom  Zeitpunkte  des  Vertragsabschlusses,  für 
ihre  Nachfolger  dagegen  von  dem  Zeitpunkte  an  zu  berechnen  ist, 
in  welchem  diese  das  Zeugnis  der  ursprünglichen  Vertragszeugen 
ihrerseits  übernommen  haben.  Es  ist  klar,  daß  mit  diesen  sekun- 
dären Zeugen  genau  dasselbe  erreicht  werden  will,  was  die  Gl  iL. 
durch  ihre  von  20  zu  20  Jahren  zu  wiederholende  lysi'ng  erreichen 
wollen,  nämlich  eine  Surrogierung  des  der  Verjährung  verfallenden 
Vertragszeugnisses  durch  ein  neues  Zeugnis,  welches  sich  auf  eine 
vor  den  neuen  Zeugen  erfolgte  Vernehmung  der  Vertragszeugen 
stützt.  Findet  sich  doch  auch  in  den  FrpL.  selbst  die  Regel  aus- 
gesprochen, daß  jede  jaröarbrigö  von  20  zu  20  Jahren  einer  lysi'ng 
bedürfe,  und  zwar  innerhalb  des  Volklandes,  in  welchem  das  be- 


^)  vgl.  meine  Bemerkungen  in  der  Krit.  Vierteljahresschrift,  X,  S.  398 — 40a 
(1868)  und  E.  Hertzberg,  ang.  O.,  S.  ii  — 12  (1874).    [siehe  auch  oben  S.  425.^ 
-)  FrJ)L.  XII,  I.  3)  ebenda,  7. 
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treffende  Land  belegen  sei,  widrigenfalls  dem  Berechtigten,  wenn  er 
anders  nicht  landesabwesend  ist,  sein  Recht  verjähre  und  nur  noch 
ein  Anspruch  auf  einen  lyrittareiör  des  Gegners  verbleibe,  „at  hann 
er  ör  tryggvavätta  äbyrgö";  auf  das  lysingarvitni  (nicht  leysfngja- 
vitni!)  kann  sich  demnach  der  Kläger  im  Einlösungsprozesse  unter 
Umständen  zu  berufen  haben.  ^)  Im  Anschlüsse  an  die  obige  Be- 
stimmung wird  übrigens  auch  noch  speziell  der  Fall  erörtert,  -)  da 
der  angeblich  zur  Einlösung  Berechtigte  mit  Hinterlassung  lauter 
unmündiger  Erben  stirbt.  Der  älteste  unter  den  Miterben  soll  in 
diesem  Falle  innerhalb  der  nächsten  zehn  Jahre,  nachdem  er  selber 
volljährig  geworden  ist,  im  Namen  ihrer  aller  von  dem  Einlösungs- 
rechte Gebrauch  machen,  widrigenfalls  das  Einlösungsrecht  sofort 
erlischt.  Anderwärts  spricht  das  Recht  von  prändheimr  ganz  allge- 
mein die  Regel  aus,  ^)  daß  jede  anfallende  Erbschaft  binnen  zehn 
Jahren  vom  Zeitpunkte  ihres  Anfalles  an  gerechnet  eingeklagt  werden 
müsse,  bei  Verlust  des  Klagerechtes,  jedoch  mit  der  Einschränkung, 
daß  einem  Landesabwesenden  gegenüber  die  zehnjährige  Frist  erst 
vom  Zeitpunkte  seiner  Rückkehr  ins  Inland,  und  einem  Minder- 
jährigen gegenüber  erst  vom  Zeitpunkte  der  erreichten  Volljährigkeit 
an  laufen  solle;  da  dabei  noch  überdies  ausdrücklich  bemerkt  wird, 
daß  dieselbe  Regel  auch  von  allen  einzelnen  vermögensrechtlichen 
Klagen,  und  zumal  auch  von  den  Klagen  um  Grundbesitz  zu  gelten 
habe,  welche  dem  Klagsberechtigten  im  Wege  des  Erbganges  zuge- 
fallen seien,  so  ist  klar,  daß  die  soeben  besprochene  Bestimmung 
über  die  Geltendmachung  des  Einlösungsrechtes  an  einer  ererbten 
forsölujörö  eben  nur  einen  einzelnen  Anwendungsfall  jener  viel  weiter 
reichenden  Regel  mit  dieser  konform  bespricht.  Ungesagt  bleibt  uns 
freilich,  wie  sich  diese  Bestimmung  zu  der  unmittelbar  vorhergehenden 
verhält;  indessen  läßt  sich  doch  wohl  aus  inneren  Gründen  der  Schluß 
ziehen,  daß  beide  Bestimmungen  einander  nicht  einschränken,  sondern 
beide  vollgültig  nebeneinander  bestehen  wollen,  so  daß  also  einer- 
seits das  Wiedereinlösungsrecht  des  minderjährigen  Erben,  wenn  es 
nicht  binnen  zehn  Jahren  nach  erreichter  Volljährigkeit  geltend  ge- 
macht wird,  auch  dann  erlischt,  wenn  der  Zeugenbeweis  noch  nicht 
durch  den  Ablauf  einer  2ojährigen  Frist  verjährt  ist,  und  anderer- 
seits die  eingetretene  Verjährung  des  Zeugenbeweises  auch  dann  die 
klagweise  Geltendmachung  jenes  Rechtes  unmöghch  werden  läßt, 
wenn  diese  Verjährung  noch  während  der  Minderjährigkeit  des  Erben, 


1)  Fr|)L.  XII,  8.  2j  ebenda,  l.  ebenda,  IX,  29  und  30. 
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oder  doch  noch  vor  Ablauf  der  zehnjährigen  B'rist  nach  Erreichung 
seiner  Volljährigkeit  eintritt.  Mit  anderen  Worten:  die  prozessualische 
Verjährung  und  die  auf  Gründen  des  materiellen  Rechtes  beruhende 
laufen  unabhängig  voneinander  nebeneinander  her  und  jede  von 
beiden  genügt,  um  die  klagweise  Geltendmachung  des  VViederein- 
lösungsrechtes  unmöglich  zu  machen. 

Übrigens  fordern  auch  die  Frf)L.  beim  Verkaufe  von  Stammgut 
überhaupt,  und  somit  doch  wohl  auch  beim  Verkaufe  von  Stammgut 
mit  Vorbehalt  des  Wiedercinlüsungsrechtes,  ein  vorläufiges  Anbieten 
des  dem  \^erkaufe  unterstellten  Landes  an  die  Stammgutsfolger ; 
die  näheren  Bestimmungen  über  die  Handhabung  dieser  Vorschrift 
sind  übrigens  ziemlich  \  erwickelt.  Zunächst  gilt  die  Regel,  -)  daß 
Männer  Stammgut  nur  Männern  zum  Verkaufe  anzubieten  haben, 
und  andererseits  auch  Weiber  nur  Weibern,  soweit  Weiber  überhaupt 
in  den  Besitz  von  Stammgütern  gelangen  konnten.  Den  GpL.  ist 
diese  Regel  fremd ;  sie  erinnert  aber  an  die  andere  Vorschrift,  ^)  ver- 
möge deren  Männer  nur  Männer  und  Weiber  nur  Weiber  in  den 
Geschlechtsverband  aufnehmen  (i  aett  leiöa)  dürfen,  und  scheint  man 
hier  wie  dort  die  Männer  und  die  Weiber  als  verschiedene  Gruppen 
innerhalb  der  Verwandtschaft  betrachtet  zu  haben,  unter  denen 
keinerlei  Rechtsgemeinschaft  bestand,  ganz  wie  anderwärts  von  den 
Unfreien  gesagt  werden  konnte :  „jieir  eru  ekki  f  lögum  eöa  lands- 
rett  meö  öörum  mönnum".  Soweit  Männer  in  Frage  kommen,  richtet 
sich  aber  das  Angebot  nur  an  die  bauggildismenn,  ^)  d.  h.  an  den 
Mannsstamm  bis  zu  den  Geschwisterkindern  (oder  Nachgeschwister- 
kindern ?j  einschließlich ;  ^)  diese  sind  dafür  aber  auch  alle  einstands- 
berechtigt,  jedoch  so,  daß  der  nähere  Verwandte  dem  entfernteren 
vorgeht.  Hat  man  Land  durch  Auflassung  aus  des  Königs  Hand 
empfangen,  so  braucht  man  dieses  niemandem  anzubieten,  und  um- 
gekehrt ist  auch  niemand  verpflichtet,  dem  König  Land  zum  Ver- 
kaufe anzubieten.')  Ein  bestimmter  Zeitpunkt  für  die  Vornahme  des 
Angebotes,  wie  ein  solcher  nach  den  GpL.  bestand,  ist  im  pränd- 
heimer  Rechte  nicht  vorgeschrieben ;  dagegen  muß  auch  nach  diesem 
das  Angebot  am  Ding  erlassen  werden,  und  wenn  dabei  gesagt  wird, 
daß  den  Stammgutsfolgern  auf  einen  Monat  hinaus  ein  Termin  „til 


^)  FrJ)L.  XII,  4.  -)  ebenda,  5.  ^)  e  b  c  n  d  a  ,  IX,  21. 

Hei  ms  kr.  Olafs  s.  helga,  123/354. 
5)  FrJ)L.  XII,  4.  «)  ebenda,  VI,  10  und  Ii, 

')  ebenda,  XII,  4;  vgl.  GJ)L.  270  und  292. 
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jaröar  verös'*  zu  geben  sei,  so  ist  damit  doch  wohl  auch  wieder  ge- 
meint, daß  an  dieser  Tagfahrt  über  die  Höhe  des  gebotenen  Kauf- 
preises zu  verhandeln  und  sodann  der  festgestellte  Betrag  sofort  zu 
erlegen  sei.  Beanstandet  der  Stammgutsfolger  die  Richtigkeit  des 
ihm  angegebenen  Kaufpreises,  so  kann  er  verlangen,  daß  der  Ver- 
käufer eidlich  erhärte,  der  angegebene  Preis  sei  ihm  wirklich  ange- 
boten worden  und  zwar  von  einem  Manne,  der  auch  wirklich  bereit 
sei,  diesen  Preis  zu  zahlen;  ein  Eid  des  Käufers  dagegen,  wie  ihn 
die  GpL.  fordern  lassen,  kann  über  diesen  Punkt  nicht  verlangt 
werden.  Erklärt  an  der  anberaumten  Tagfahrt  der  Besitzer  des 
Stammgutes  (ööalsmaör  in  diesem  Sinne),  daß  er  das  Gut  dem  Stamm- 
gutsfolger nicht  um  den  angesagten  Preis  verkaufen  wolle,  obwohl 
dieser  die  nötigen  Geldmittel  bereits  mitgebracht  hat,  so  kann  sich 
derselbe  den  Rücktritt  vom  Geschäfte  erkaufen  „meö  kauprofum, 
eyri  10  aura  kaup  hvert",  d.  h.  durch  Bezahlung  von  10%  des  an- 
gesagten Preises  als  einer  Buße  für  die  einseitige  Aufhebung  des 
Geschäftes;  ein  solcher  einseitiger  Rücktritt  ist  aber  auch  nur  in 
diesem  einzigen  Falle  verstattet  (en  kauprof  koma  hvergi  til  nema 
her).  Hegt  dagegen  der  Verkäufer  den  Verdacht,  daß  der  Stamm- 
gutsfolger, welcher  von  seinem  Vorkaufsrechte  Gebrauch  machen 
will,  dabei  betrügerisch  verfährt,  indem  er  das  Gut  mit  fremdem 
Gelde  und  zugunsten  eines  Fremden  kaufen  will,  so  mag  er  von 
demselben  einen  Eid  darüber  fordern,  daß  er  wirklich  das  Land  in 
der  Absicht  kaufe,  um  dasselbe  selbst  als  Stammgut  zu  besitzen,  nicht 
aber  um  einen  anderen,  nämlich  einen  entfernteren  Verwandten,  um 
sein  Erbrecht  zu  bringen  (meö  arfsvikum)  zugunsten  eines  Fremden ; 
daraufhin  mag  dann  der  Stammgutsfolger  das  Land  mit  dem  bereit- 
gehaltenen Gelde  kaufen,  aber  er  hat  dann  auch  für  alle  Zukunft  an 
diesem  kein  Einstandsrecht  mehr  und  kann  somit,  w^enn  er  hinterher 
das  Land  doch  wieder  veräußert,  unter  keinerlei  Umständen  mehr 
für  seine  Person  im  Falle  einer  weiteren  Veräußerung  desselben 
irgend  welche  Rechte  als  Stammgutsfolger  geltend  machen.  Endlich 
wird  noch  bestimmt,  daß  der  Stammgutsfolger,  welcher  von  seinem 
Vorkaufsrechte  Gebrauch  gemacht  hat,  das  erkaufte  Stammgut,  wenn 
er  es  hinterher  wieder  weiter  verkaufen  will,  immer  wieder  zuvor 
seinem  früheren  Verkäufer  zum  Vorkaufe  anbieten  soll,  wenn  das- 
selbe anders  dessen  ööal  gewesen  war;^)  erst  wenn  dieser  das  Land 


^)  Bezüglich  der  Formel :  ,,en  veröi  honum  füst  eÖa  falt  ööal  J)at"  vgl.  nunmehr 
J.  Fritzner,  s.  v.  fiiss,  Nr.  2,  S.  505 — 6  (ed.  2). 
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um  den  angebotenen  und  nötigenfalls  zu  beschwörenden  Preis  nicht 
kaufen  will,  mag  jener  es  an  einen  Dritten  verkaufen.  Für  den  Fall 
aber,  daß  der  Stammgutsbesitzer  beim  Verkaufe  seines  Stammgutes 
versäumt,  das  vorschriftsmäßige  Angebot  zu  erlassen,  bleibt  dem 
Käufer  zu  seiner  Sicherung  noch  der  Ausweg,  das  Angebot  sofort 
seinerseits  ganz  in  derselben  Weise  zu  erlassen,  wie  es  der  Verkäufer 
zu  tun  gehabt  hätte;  lösen  dann  die  Stammgutsfolger  das  Land  an 
der  von  ihm  anberaumten  Tagfahrt  nicht  aus,  so  ist  ihr  Recht  an 
diesem  erloschen  und  das  Eigentum  an  dem  erkauften  Lande  dem 
Käufer  vollkommen  gesichert.  Hat  aber  jemand,  sei  es  nun  der 
dritte  Käufer  oder  der  von  seinem  Vorkaufsrechte  gebrauchmachende 
Stammgutsfolger,  dem  Verkäufer  vor  beigezogenen  Zeugen  den  Be- 
trag des  Kaufpreises  angeboten  oder  gar  bezahlt,  und  dieser  ver- 
weigert die  Annahme  des  Geldes  oder  will  sich,  nachdem  er  dieses 
angenommen  hat,  nicht  zur  Vornahme  der  Auflassung  (skeyti'ng) 
verstehen,  so  mag  der  Käufer  diesen  Sachverhalt  zunächst  vor  bei- 
gezogenen Zeugen  feststellen,  sodann  aber  den  Verkäufer  vor  das 
fylkis])ing  laden,  in  dessen  Bereich  das  fragliche  Land  liegt,  unter 
Vorgabe  eines  Termines,  dessen  Länge  sich  je  nach  der  Entfernung 
des  Aufenthaltes  (fjarvist)  des  Gegners  bemißt.  ^)  An  der  Tagfahrt 
ist  sodann  vor  allem  der  Sachverhalt  durch  die  beigezogenen  Zeugen 
festzustellen,  sodann  aber  das  Erbieten  zur  Zahlung  und  das  Ver- 
langen der  Auflassung  zu  wiederholen ;  verweigert  der  Gegner  auch 
diesmal  deren  Vornahme  oder  bleibt  er  an  der  Tagfahrt  aus,  so  ist 
an  die  versammelte  Bauernschaft  die  Aufforderung  zu  richten,  daß 
sie  nun  ihrerseits  „meö  väpna  taki",  d.  h.  in  den  Formen  eines  rechts- 
gültigen Dingbeschlusses  die  Auflassung  gewähre,  welcher  Aufforde- 
rung bei  Vermeidung  einer  Geldbuße  von  12  Unzen  =  i  ^1.^  Mark 
=  einem  baugr  für  jeden,  der  sich  der  Mitwirkung  weigert,  sofort 
entsprochen  werden  muß.  Die  durch  Dingbeschluß  erfolgende  Auf- 
lassung hat  aber  ganz  dieselbe  Wirkung  wie  die  vom  Verkäufer 
selbst  vorgenommene,  und  insbesondere  wird  der  Verkäufer,  welcher 
derselben  zuwiderhandelt,  ganz  ebensogut  als  „tryggrofi",  d.  h.  Treu- 
brecher behandelt,  wie  wenn  er  die  skeyti'ng  selber  vorgenommen 
und  die  tryggvar  selber  erteilt  hätte.  Im  übrigen  gilt  aber  die 
Regel:-)  „en  sä  skal  eigi  äbyrgjaz  |)ä  boösvätta  lengr  en  lO  vetr". 


^)  vgl.  über  die  verschiedene  Bestimmung  der  Ladungsfristen  je  nach  dem  Auf- 
£nthaltsorte  des  Gegners  Fr|)L.  IV,  56;  X,  3  und  XII,  8. 
-)  FrI)L.  XII,  4. 
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d.  h.  der  Verkäufer  braucht  nicht  länger  als  zehn  Jahre  lang  für  die 
Zeugen  aufzukommen,  die  er  seinerzeit  bei  der  Erlassung  des  An- 
gebotes beigezogen  hatte.  Aller  Wahrscheinlichkeit  nach  wird  er 
also  nach  Ablauf  dieser  zehnjährigen  Frist  der  Behauptung,  daß  das 
Land  den  Stammgutsfolgern  nicht  angeboten  worden  sei,  nur  noch 
mit  seinem  alleinigen  Eide  darüber  entgegenzutreten  haben,  „at  jjat 
mal  er  svä  fornt,  at  l)at  er  ör  vätta  äbyrgö".^)  Ich  werde  auf  diesen 
Punkt  nochmals  zurückkommen. 

Ich  kehre  nach  dieser  Erörterung  über  Vorschriften,  welche  die 
Veräußerung  von  Stammgütern  im  allgemeinen  betreffen,  und  dem- 
nach für  die  forsölujörö  eben  nur  mitgelten,  zu  anderen  zurück, 
welche  für  diese  letztere  ausschließlich  Geltung  haben,  und  zwar 
beziehen  sich  diese  auf  die  Wiedereinlösung  des  verkauften  Landes 
durch  den  Verkäufer.  -)  Will  der  Verkäufer  von  seinem  Wiederein- 
lösungsrechte  Gebrauch  machen,  so  muß  er  im  Spätherbste,  zwischen 
Michaeli  und  Weihnachten,  dem  Käufer  die  Zurückbezahlung  seines 
Kaufpreises  anbieten,  und  denselben  erlegen  „f  gagnföstu  ä  ])vätt- 
degi  sjauviknaföstu",  d.  h.  an  dem  Samstage  vor  dem  Sonntage 
Quinquagesima  oder  Estomihi,  mit  welchem  die  siebenwöchentliche 
Fastenzeit  vor  Ostern  beginnt.^)  Die  Zahlung  ist  jederzeit  in  reinem 
Gold  oder  Silber  zu  leisten,  jedoch  so,  daß  dabei,  wie  schon  oben 
zu  bemerken  war,  sowohl  den  Veränderungen  im  Geldwerte  als  auch 
den  Veränderungen  im  Zustande  des  Landes,  welche  seit  dem  Ver- 
kaufsabschlüsse etwa  eingetreten  waren,  volle  Rechnung  zu  tragen 
und  somit  so  viel  Metall  zu  entrichten  ist,  als  der  Kaufkraft  des- 
selben zur  Zeit  des  ersten  Verkaufsabschlusses  entspricht,  und  an- 
dererseits auch  auf  die  Verbesserungen  und  Verschlechterungen 
Rücksicht  genommen  werden  muß,  welche  das  verkaufte  Land  etwa 
in  der  Zwischenzeit  erfahren  hat.  Aber,  und  hierin  liegt  eine  sehr 
erhebliche  Abweichung  von  dem  Rechte  des  Gulajjfnges,  wie  es  sich 
für  die  mälajörö,  wenn  auch  wahrscheinlich  nicht  für  die  stefnujörö 
ausgebildet  hatte,  wie  der  Verkäufer  sein  Land  einlösen  darf,  so  mag 
auch  der  Käufer  die  Zurückerstattung  seines  Kaufpreises  gegen  Rück- 
gabe des  Landes  beanspruchen.  Auch  er  hat  solchenfalls  vor  Weih- 
nachten sein  Geld  zurückzufordern;  wird  ihm  dieses  aber  nicht  recht- 


1)  vgl.  FrI)L.  X,  28.  -)  ebenda,  XII,  2. 

^)  Die  Lesart  „gangföstu"  ist  zu  verwerfen;  vgl.  meine  Abhandlung:  „Über 
die  norwegisch-isländischen  gagnföstur",  S.  245—49  (1881)  und  J.  Fritzner,  S.  537 
(ed.  2). 
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zeitig  zuriickbezahlt,  so  hat  er  das  Recht,  für  das  nächste  Jahr  von 
dem  ursprünglichen  Kaufpreise  Verzugszinsen  mit  20%  zu  berechnen, 
und  soll  dabei  „fylgja  landsleigan",  worunter  ich  nicht,  mit  Fr.  Brandt^) 
und  Aubert,  -)  einen  dem  Verkäufer  eingeräumten  Anspruch  auf  den 
Pachtzins  erkennen  kann,  sondern  umgekehrt  ausgesprochen  finde, 
daß  der  Käufer  neben  den  Verzugszinsen  aus  dem  Kaufpreise  auch 
noch  den  Genuß  des  Landes  haben  soll,  so  daß  er  also,  wenn  dieses 
verpachtet  ist,  den  Pachtzins,  und  wenn  es  unverpachtet  ist,  die 
Früchte  aus  dem  Gute  bezieht,  ohne  dafür  ein  Pachtgeld  zahlen  zu 
müssen.   Das  Wort  „fylgja"  kann  doch  nur  bedeuten,  daß  der  Pacht- 
zins denselben  Weg  geht  wie  die  Verzugszinsen,  also  gleich  diesen 
dem  Käufer  zufällt,  worin  allerdings  eine  gewisse  Härte  gegen  den 
Verkäufer  liegt;  allein  diese  erklärt  sich  sachlich  ganz  befriedigend 
daraus,  daß  dieser  trotz  der  an  ihn  ergangenen  Aufforderung  seiner 
Verpflichtung  zur  rechtzeitigen  Herausgabe  des  Kaufpreises  nicht 
genügt  hat.    Ist  der  Gegner,  an  welchen  an  und  für  sich  die  Auf- 
forderung zu  richten  wäre,  eine  Ehefrau,  so  muß  dieselbe  an  Weib 
und  Mann  gerichtet  werden,  wenn  beide  anwesend  sind,  wogegen 
es  genügt,  wenn  dieselbe  nur  an  den  einen  von  beiden  Ehegatten 
gerichtet  wird,  falls  nur  der  eine  von  beiden  anwesend  ist.  Will  nun 
der  Heimfordernde  sein  Geld  wirkHch  herausbekommen,  so  soll  er 
dasselbe  nach  den  Fasten  verlangen  (kveöja)  und  am  Gerichte  seine 
Beweismittel  vorführen,  unter  welchem  Gerichte  doch  wohl  der  kvööu- 
dömr,  also  ein  Privatgericht,  zu  verstehen  ist.    Stehen  ihm  die  Ver- 
tragszeugen nicht  mehr  zu  Gebote,  welche  seinerzeit  bei  der  Bezah- 
lung des  Kaufpreises  an  den  Verkäufer  beigezogen  worden  waren, 
so  mag  der  Käufer  einen  Beweis  darüber  erbringen,  daß  er  das  Land 
die  letzten  12  Monate  über  in  Pacht  gegeben  und  den  Pachtzins  für 
dasselbe  bezogen  habe,  was,  wie  es  scheint,  als  Beweis  eines  offen- 
kundigen und  rechtmäßigen  Besitzstandes  zu  gelten  hatte.    Ist  ferner 
unter  den  Parteien  bestritten,  welcher  Kaufpreis  für  das  Land  ge- 
geben worden  war,  und  kann  der  seinerzeitige  Empfänger  desselben 
über  dessen  Betrag  keinen  Zeugenbeweis  erbringen,  so  mag  der  nun- 
mehr Zahlpflichtige,  der  frühere  Verkäufer  also,  durch  seinen  alleinigen 
Eid  bekräftigen,  daß  das  von  ihm  als  Zahlung  angebotene  Geld  eben- 
soviel und  ebensogut  sei,  als  was  er  seinerzeit  empfangen  habe.  Will 
aber  der  Zahlpflichtige  überhaupt  nicht  zahlen  (ef  hann  vill  eigi  lüka 
viö  hann),  so  mag  der  Kläger  ihn  zunächst  auf  das  streitige  Land 


^)  Forel^esninger,  I,  S.  336. 


2)  ang.  O.,  S.  62. 
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laden,  um  hier  die  Dingladung  vornehmen  zu  können  (til  stemnu), 
dann  ihn  hier  zum  Ding  laden  und  hier  den  vollen  Wert  (fullveröi) 
für  das  Land  fordern;  der  Dingversammlung  hat  er  dabei  seine 
sämtlichen  Zeugen  vorzuführen  und  kann  dann  von  der  versammelten 
Bauernschaft  ein  förmliches  Urteil  (väpnatak)  darüber  begehren,  daß 
ihm  für  den  Fall,  da  die  Zahlung  auch  jetzt  noch  nicht  erfolgen 
würde,  soviel  von  dem  Lande,  als  ihm  zinsig  gewesen  war,  als  durch 
stillschweigende  Auflassung  zugefallen  (själfskeytt)  gelten  solle.  Er- 
folgt nun  die  Zahlung  nicht  binnen  der  nächsten  zwölf  Monate,  so 
mag  er  im  nächsten  Frühjahre  nach  Ablauf  der  Weihnachtszeit  noch- 
mals den  vollen  Wert  des  Landes  (füllt  jaröar  veröit)  fordern  und 
den  Gegner  zunächst  nach  dem  fraglichen  Lande  laden  „til  In'ng- 
stefnu",  d.  h.  um  hier  die  Ladung  zum  Ding  vornehmen  zu  können. 
Erbietet  sich  aber  der  Gegner  auch  hier  noch  nicht  zur  Auflassung, 
so  mag  er  die  Ladung  zum  Ding  an  ihn  ergehen  lassen  und  an 
diesem  seine  Zeugen  darüber  aussagen  lassen,  daß  von  ihm  in  der 
soeben  geschilderten  Weise  richtig  vorgegangen  worden  sei;  fallen 
diese  Aussagen  zu  seinen  Gunsten  aus,  so  haben  die  Dingleute  so- 
fort die  Auflassung  an  ihn  mittels  väpnatak  zu  vollziehen,  falls  nicht 
etwa  die  Zahlung  jetzt  noch  im  letzten  Moment  erfolgt,  und  zwar 
hat  sich  diese  Auflassung  auf  einen  so  großen  Teil  des  Landes  zu 
beziehen,  als  dem  seinerzeit  von  ihm  gezahlten  Kaufpreise  entspricht 
und  als  er  bisher  in  Zins  hatte.  Durch  diese  Auflassung  aber  ge- 
winnt der  obsiegende  Teil  an  dem  ihm  zuerkannten  Lande  ein  so 
vollkommenes  Recht,  wie  wenn  dieses  sein  eigenes  Stammgut  wäre. 
—  Bei  diesem  quellenmäßigen  Berichte  fällt  nun  zunächst  die  Kürze 
auf,  mit  welcher  die  erste  Alternative  besprochen  wird,  der  Fall 
nämlich,  da  der  Verkäufer  es  ist,  welcher  sein  Land  einlösen  will. 
Wir  erhalten  an  unserer  Stelle  keinen  Aufschluß  darüber,  wie  sich 
dieser  zu  helfen  habe,  wenn  der  Käufer  und  Besitzer  des  Landes 
sich  nicht  gutwillig  zu  dessen  Einlösung  verstehen  will ;  indessen  läßt 
sich  diese  Lücke  sachlich  ganz  gut  aus  den  früher  schon  besprochenen 
Vorschriften  ergänzen,  welche  der  unmittelbar  vorhergehende  Para- 
graph für  diesen  Fall  gibt,  ^)  so  daß  im  Grunde  nur  die  Ungelenkig- 
keit  der  Darstellung  anstößig  bleibt,  welche  den  Stoft'  mit  einem 
zweimaligen  Anlaufe  und  ohne  rechten  Zusammenhang  vorgetragen 
zeigt.  Dies  ist  aber  eine  Erscheinung,  welche  sich  in  den  norwegi- 
schen Provinzialrechten  überhaupt  und  in  den  FrpL.  insbesondere 


^)  FrI)L.  XII,  I. 
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sehr  häufig  bemerkbar  macht  und  welche  sich  doch  wohl  aus  den 
wiederholten  Überarbeitungen  erklärt,  welche  der  uns  vorliegende 
Text  dieser  Rechtsbücher  erfahren  hat;  da  man  soweit  nur  irgend 
möglich  den  älteren  Text  in  die  neuere  Bearbeitung  herüberzunehmen 
suchte,  konnte  es  nicht  fehlen,  daß  in  dieser  die  Glätte  und  Eben- 
mäßigkeit der  Darstellung  nur  allzu  oft  Schaden  leiden  mußte.  Er- 
schöpfend wird  dagegen  die  andere  Alternative  behandelt,  da  der 
Käufer  des  Landes  auf  die  Wiedererstattung  seines  Kaufpreises  dringt; 
aber  doch  ist  auch  die  Besprechung  dieses  Falles  keineswegs  eine 
klare  und  leicht  verständliche.  Klar  sind  allerdings  die  Bestimmungen 
über  die  erste,  vom  Käufer  an  den  Verkäufer  zu  richtende  Anfor- 
derung, sowie  über  die  nächsten  Folgen  der  Weigerung  des  Ver- 
käufers, auf  diese  Anforderung  hin  zu  zahlen;  sie  bestehen  eben  in 
der  Auflegung  von  20  Verzugszinsen  aus  dem  Kaufpreise,  neben 
welchen  der  Käufer  für  das  nächste  Jahr  überdies  auch  noch  die 
Früchte  des  Landes,  resp.  dessen  Pachtzins  bezieht.  Aber  bedenkhch 
ist  bereits,  was  über  das  weiterhin  einzuschlagende  Verfahren  gesagt 
wird,  soferne  uns  nämhch  nicht  gesagt  wird,  wie  sich  die  betreffende 
Vorschrift  zu  der  unmittelbar  vorhergehenden  verhalten  soll.  Die 
vorhergehende  Bestimmung  läßt,  wie  bemerkt,  den  Käufer,  welchem 
sein  Kaufpreis  nicht  sofort  zurückerstattet  werden  will,  für  ein  volles 
Jahr  20  %  Verzugszinsen  (lagaleiga)  fordern,  neben  welchen  ihm  sein 
Anspruch  auf  den  Ertrag  des  Gutes  (landsleiga)  ungeschmälert  ver- 
bleibt; die  unmittelbar  folgende  Bestimmung  aber  ordnet  ein  Klage- 
verfahren für  den  Fall  an,  „ef  hinn  vill  hafa  fc  sitt".  Da  fragt  sich 
nun,  ob  dieses  Klageverfahren  erst  nach  Ablauf  jenes  Jahres  einge- 
leitet werden  sollte,  für  welches  zuvor  die  Bezahlung  von  Verzugs- 
zinsen neben  dem  Bezüge  des  Gutsertrages  angeordnet  worden  war, 
oder  ob  nicht  etwa  vielmehr  dem  Käufer  nur  die  Wahl  zwischen 
der  Forderung  dieser  letzteren  und  der  sofortigen  Einleitung  des 
Klageverfahrens  eingeräumt  werden  wolle ;  einer  dritten  Möglichkeit, 
daß  nämlich  vielleicht  beide  Bestimmungen  ursprünglich  verschie- 
denen Redaktionen  des  Rechtsbuches  angehört  haben  und  erst 
hinterher  in  unseren  Text  nebeneinander  eingestellt  worden  sein 
könnten,  will  ich  vorläufig  nur  ganz  im  Vorübergehen  gedacht  haben. 
Aubert  ^)  sowohl  als  Fr.  Brandt  ^)  haben  sich  nun  unbedenklich  für 
die  erstere  Alternative  entschieden ;  ich  möchte  dagegen  die  letztere 
vorziehen,  für  welche  mir  zunächst  schon  der  Wortlaut  der  Stelle  zu 


^)  ang.  O.,  S.  62.  ^)  Forelciesninger,  I,  S.  336. 
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sprechen  scheint.  Die  Worte :  „nü  ef  hinn  vildi  hafa  fe  sitt"  scheinen 
am  natürhchsten  einen  Gegensatz  zum  Vorhergehenden  anzudeuten, 
so  daß  die  Meinung  der  Stelle  die  ist,  daß  der  Käufer,  welcher  trotz 
der  richtig  erlassenen  Aufforderung  sein  Geld  nicht  erhält  (ef  hann 
faer  eigi  fe  sitt),  entweder  sich  damit  begnügen  kann,  lagaleiga  oder 
landsleiga  auf  Kosten  seines  Gegners  zu  beziehen,  und  im  übrigen 
zunächst  ruhig  zuzuwarten,  oder  aber,  wenn  ihm  darum  zu  tun  ist, 
sein  Geld  sogleich  zu  bekommen,  zur  sofortigen  Klagestellung 
schreiten  mag.  Zu  dieser  Auslegung  scheinen  mir  auch  die  vorge- 
schriebenen Termine  vollständig  zu  stimmen.  Die  Aufforderung  zur 
Rückerstattung  des  Kaufpreises  ist  vor  Weihnachten  zu  erlassen,  ganz 
wie  derselbe  Termin  auch  für  den  anderen  Fall  gilt,  da  der  Ver- 
käufer auf  Wiedereinlösung  seines  Landes  dringen  will;  es  wird 
demnach  auch  als  Zahltag  hier  wie  dort  der  Samstag  vor  der  sjau- 
viknafasta  zu  betrachten  sein,  obwohl  derselbe  nur  aus  Anlaß  dieses 
letzteren  Falles  ausdrücklich  als  solcher  genannt  wird,  und  konnte 
derselbe  doch  wohl  gerade  darum  bei  Besprechung  jenes  zweiten 
Falles  ungenannt  bleiben,  weil  er  kurz  vorher  bei  Besprechung  des 
ersten  genannt  worden  war.  Die  kvaöa  aber,  mit  welcher  die  Klage- 
stellung beginnt,  soll  „eptir  föstu"  erhoben  werden,  d.  h.  sobald  als 
möglich,  da  ja  während  der  sieben  Wochen  der  langen  Fasten  weder 
Klage,  noch  Ladung,  nbch  Eid  vor  sich  gehen  durfte.-^)  Diese  Frist- 
bestimmung paßt  vortrefflich,  wenn  man  die  Klagestellung  als  eine 
unmittelbare,  wenn  auch  vielleicht  nur  alternativ  eintretende  Folge 
der  Nichtzahlung  am  bestimmten  Termine  anzusehen  hat;  sie  er- 
scheint dagegen  weit  weniger  angemessen,  wenn  zwischen  dem  ver- 
säumten Zahlungstermine  und  der  Klagestellung  noch  ein  volles 
Jahr  in  Mitte  liegen  soll.  Überdies  müßte  im  letzteren  Falle  doch 
wohl  bestimmt  ausgesprochen  sein,  daß  die  Klagestellung  erst  um 
ein  Jahr  später  begonnen  werden  solle,  und  müßte  überdies  doch 
auch  ausdrücklich  erwähnt  werden,  daß  zum  Klagsgegenstande  nun- 
mehr auch  die  im  verflossenen  Jahre  erlaufenen  Verzugszinsen  ge- 
hören, deren  jedoch  hier  mit  keiner  Silbe  gedacht  wird.  —  Einiger- 
maßen unklar  ist  auch,  was  über  den  Verlauf  der  gerichtlichen 
Verhandlungen  gesagt  wird.  Der  Kläger  wird  zunächst  angewiesen, 
am  Gerichte  seiner  Beweismittel  (gögn)  sich  zu  bedienen ;  dann  aber 
wird  für  den  Fall,  da  er  die  geleistete  Zahlung  nicht  durch  beige- 
zogene Zeugen  zu  erweisen  imstande  sein   sollte,   ein  subsidiäres 
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Verfahren  angeordnet,  welches  foli^cndermaßen  geregelt  erscheint. 
Der  Kläger  soll  sofort  durch  anderweitige  Zeugen  beweisen,  daß  er 
während  der  letzten  zwölf  Monate  das  Land  verpachtete  und  den 
Pachtzins  von  demselben  bezog;  sodann  aber  soll  der  Verkäufer, 
wenn  er  mit  dem  Käufer  über  den  Betrag  des  gezahlten  Kaufpreises 
nicht  einig  zu  werden  vermag,  durch  seinen  alleinigen  Eid  feststellen, 
daß  der  von  ihm  angebotene  Preis  ebensohoch  und  ebensogut  sei 
als  derjenige,  welchen  er  seinerzeit  empfangen  habe.  Will  aber  der 
Verkäufer  überhaupt  nicht  bezahlen,  so  geht  nunmehr  die  Klage  an 
das  Ding;  sie  lautet  aber  nunmehr  auf  den  vollen  Wert  (fullveröi) 
des  Landes,  d.  h.  dessen  vollen  Schätzungswert  im  Gegensatze  zu 
dem  ursprünglich  gegebenen  Kaufpreise,  und  sie  führt,  wenn  auch 
jetzt  der  Verkäufer  noch  nicht  zahlen  will,  zur  gerichtlichen  Zuer- 
kennung  eines  dem  Werte  entsprechenden  Anteiles  am  Lande.  Da 
ist  nun  in  hohem  Grade  bedenklich,  was  über  das  Thema  der  Be- 
weisführung gesagt  wird.  Nach  dem  unmittelbar  vorangehenden 
Paragraphen  ^)  soll  für  den  Fall,  daß  der  Verkäufer  das  verkaufte 
Land  wieder  einlösen  will,  von  ihm  durch  die  Vertragszeugen  da- 
rüber Beweis  erbracht  werden,  unter  welchen  Bedingungen  der  Ver- 
kauf stattgefunden  hatte;  ist  aber  der  Zeugenbeweis  durch  Ablauf 
der  20 jährigen  Frist  verjährt,  so  entgeht  der  Käufer  seiner  Klage 
durch  einen  selbdritt  geschworenen  Eid  darüber,  „at  hann  er  ör 
tryggvavätta  äbyrgö",  -)  w^enn  nicht  etwa  durch  eine  rechtzeitig  vor- 
genommene lysing  oder  Übertragung  des  ursprünglichen  Vertrags- 
zeugnisses auf  neue  Zeugen  jener  Verjährung  des  ersteren  vorgebeugt 
worden  ist.  Man  sollte  nun  erwarten,  daf5  auch  in  unserem  Falle, 
da  umgekehrt  der  Käufer  seinen  Kaufpreis  zurückverlangt,  dieselben 
Grundsätze  zur  Anwendung  zu  kommen  hätten;  dies  ist  indessen 
nur  teilweise  der  Fall,  indem  nämlich  der  Betrag  des  zurückzuer- 
stattenden Kaufpreises  durch  den  Eid  des  Verkäufers  bewiesen  werden 
soll,  wenn  die  beigezogenen  Zeugen  nicht  mehr  vorgeführt  werden 
können,  wogegen  aber  im  übrigen  noch  eine  Beweisführung  des 
klagenden  Käufers  über  seinen  Besitzstand  gefordert  wird.  Ich 
glaube  mir  aber  diese  eigentümliche  Bestimmung  folgendermaßen 
zurechtlegen  zu  sollen.  Klar  ist  zunächst,  daß,  wenn  auch  der  Käufer 
seine  Klage  auf  den  gesamten  Inhalt  des  forsölumäli  zu  stützen  hatte, 
doch  kaum  ein  anderer  Teil  des  Vertragsinhaltes  ihm  vom  Verkäufer 
bestritten  werden  konnte,  als  die  Höhe  des  Kaufpreises,  da  der  Ver- 
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käufer  doch  weder  den  Verkauf  überhaupt,  noch  insbesondere  den 
Verkauf  mit  Vorbehalt  des  Wiedereinlösungsrechtes  in  Abrede  stellen 
konnte,  ohne  sich  selbst  den  empfindhchsten  Schaden  zu  tun;  letz- 
teres wäre  ja  nur  möglich  unter  der  Voraussetzung,  daß  der  Wert 
des  Landes  ein  beträchtlich  geringerer  war  als  der  des  Kaufpreises, 
während  das  Recht  umgekehrt  stets  voraussetzt,  daß  das  fullveröi 
des  verkauften  Landes  weit  mehr  als  dessen  Kaufpreis  und  lediglich 
die  Gefahr  ins  Auge  faßt,  daß  möglicherweise  dieser  letztere  ganz 
unverhältnismäßig  niedrig  bestimmt  sein  könnte.  Von  hier  aus  er- 
klärt sich  zur  Genüge,  daß  man  über  den  Abschluß  des  Kaufver- 
trages selbst  und  den  dabei  gemachten  Vorbehalt  der  Wiederein- 
lösung keine  besondere  Beweisführung  forderte;  dagegen  bleibt 
immerhin  noch  auffällig,  daß  man  von  dem  Käufer  einen  Beweis 
darüber  forderte,  daß  er  das  fragliche  Land  verpachtet  und  im  ver- 
flossenen Jahre  dessen  Pachtzins  bezogen  habe,  also  einen  Beweis 
über  Tatsachen,  welche  mit  dem  Klagegrunde  doch  keineswegs  in 
wesentlicher  Verbindung  stehen.  Zweifellos  werden  wir  in  dem  Be- 
weise der  vorgenommenen  Verpachtung  und  des  bezogenen  Pacht- 
zinses nur  den  erbrachten  Nachweis  des  klägerischen  Besitzstandes 
zu  erkennen  haben,  wobei  man  sich  nicht  daran  stoßen  darf,  daß 
schlechthin  Verpachtung  des  Landes  durch  den  Käufer  vorausgesetzt 
und  mit  der  anderen  Möglichkeit  gar  nicht  gerechnet  wird,  daß 
dieser  etwa  das  erkaufte  Land  selber  bewirtschaftet  haben  könne; 
ähnliches  kommt  öfter  vor  und  hängt  somit  offenbar  mit  weitver- 
breiteten wirtschaftlichen  Gewohnheiten  zusammen,  die  der  Kompi- 
lator als  einfach  gegeben  stillschweigend  voraussetzte.  Der  Beweis 
des  Besitzstandes  aber  scheint  im  gegebenen  Falle  auf  die  Sachlegi- 
timation des  Klägers  und  dessen  Befähigung  abgezielt  zu  haben,  die 
der  Herausgabe  des  Kaufpreises  entsprechende  Gegenleistung,  die 
Rückgabe  nämlich  des  verkauften  Landes,  sofort  vollziehen  zu  können, 
soferne  ja  der  Verkäufer  zur  Rückerstattung  des  Kaufpreises  nur 
unter  der  Voraussetzung  verpflichtet  erscheinen  konnte,  daß  der 
Käufer  bereit  und  imstande  war,  ihm  Zug  um  Zug  das  Land  zurück- 
zugeben. Ungenau  ist  es  jedenfalls,  wenn  sowohl  Aubert  "^j  als  Fr. 
Brandt  ^)  den  V erkäufer,  welcher  es  auf  die  Klagestellung  ankommen 
ließ,  dadurch  sein  Recht  einbüßen  lassen  wollen,  das  Land  um  den 
ursprünglichen  Kaufpreis  einzulösen,  und  ihm  nur  noch  die  Einlösung 
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um  den  vollen  Schätzungswert  gestatten;  unsere  Stelle  läßt  ihn  viel- 
mehr ganz  ausdrücklich  für  den  Fall,  daß  kein  Zeugenbeweis  geführt 
werden  kann,  zum  Eide  über  den  Betrag  des  ursprünglichen  Kauf- 
preises oder  vielmehr  darüber  zu,  daß  die  von  ihm  angebotene  Zah- 
lung diesem  entspreche,  und  heißt  den  Kläger  erst  dann  auf  den 
vollen  Schätzungswert  klagen,  wenn  der  Beklagte  auch  jetzt  noch 
nicht  zahlt,  und  ihn  dadurch  zwingt,  die  gerichtliche  Zuerkennung 
des  Landes  selbst  zu  fordern.  —  Bedenklich  ist  ferner  auch,  was 
weiterhin  über  das  zweite  Verfahren  vor  Gericht  gesagt  wird.  Wenn 
das  Geld  ein  volles  Jahr  ruhig  gelegen  ist  (ef  feit  stendr  jjä  kyrt  ä 
12  mänaöi),  soll  dieses  zweite  Verfahren  im  nächstfolgenden  Früh- 
linge beginnen,  und  zwar  mag  der  Kläger,  wenn  er  will,  den  vollen 
Gutswert  beanspruchen.  Er  hat  dabei  zunächst  eine  heimstefna  an 
seinen  Gegner  zu  erlassen  und  dann  an  der  Zusammenkunft  ihn 
aufzufordern,  ihm  das  Land  aufzulassen ;  verweigert  dieser  hier  die 
Auflassung,  und  wie  wir  wohl  beifügen  dürfen,  auch  die  Zahlungs- 
leistung, so  geht  nun  die  Sache  mittels  einer  ])lngstefna  an  das 
Dinggericht.  Vor  diesem  ist  zunächst  durch  Zeugen  die  richtige 
Einhaltung  des  geschilderten  Verfahrens  darzutun;  ist  aber  dieser 
Nachweis  erst  gelungen,  so  haben  die  Dingleute  dem  Kläger  mittels 
väpnatak  soviel  von  dem  Lande  zu  Eigen  zuzusprechen,  als  dem 
von  ihm  seinerzeit  bezahlten  Kaufpreise  entspricht  und  als  er  als 
Zinsland  besessen  hatte,  soferne  nicht  etwa  der  Beklagte  jetzt  noch 
durch  Zahlungsleistung  diesem  Beschlüsse  zuvorkommt.  Sowohl 
Aubert  als  Fr.  Brandt  glauben  nun  dieses  zweite  gerichtliche  Ver- 
fahren nach  einem  Zwischenräume  von  zwölf  Monaten  auf  jenes 
erste  folgen  lassen  zu  sollen;  eine  solche  Auffassung  unserer  Stelle 
scheint  mir  aber  mit  deren  Wortlaut  durchaus  unvereinbar  zu  sein. 
Es  ist  meines  Erachtens  unmöglich  anzunehmen,  daß  im  Laufe  des 
zweiten  Verfahrens  vom  Gegner  eine  skeyti'ng  des  Landes  begehrt 
und  am  Schlüsse  dieses  Verfahrens  eine  Zuerkennung  desselben 
mittels  väpnatak  von  der  Dinggemeinde  beschlossen  werden  sollte, 
nachdem  doch  bereits  am  Schlüsse  des  Verfahrens  von  derselben 
Dinggemeinde  ebenfalls  durch  väpnatak  verfügt  worden  war,  daß 
dieses  Land  dem  Kläger  „sjalfskeytt"  sei,  d.  h.  von  Rechts  wegen 
als  aufgelassen  zu  gelten  habe.  Brandt  und  x'\ubert  meinen  freilich 
diese  zwiefache  Zuerkennung  des  Landes  durch  die  Annahme  er- 
klären zu  können,  daß  die  erste  von  ihnen  noch  ein  Einlösungsrecht 
habe  bestehen  lassen,  welches  dann  durch  die  zweite  beseitigt  worden 
sei.    Aber  eine  skeytfng  mit  Vorbehalt  des  Wiedereinlösungsrechtes 
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war  ja  bei  der  Eingehung  des  forsölumäli  vor  sich  gegangen  und 
Ivonnte  somit  unmöglich  am  Schkisse  des  ersten  Verfahrens  noch- 
mals erfolgen;  war  also  diese  erste  gerichtliche  skeyting  notwendiger- 
weise bereits  eine  endgültige  gewesen,  so  mußte  sie  auch  eben  damit 
jede  Möglichkeit  einer  zweiten,  nachfolgenden  ausschließen.  Hier- 
nach dürfen  die  beiden  Gerichtsverhandlungen,  von  welchen  unsere 
Stelle  spricht,  nicht  als  aufeinanderfolgende  gedacht  werden,  sondern 
nur  als  miteinander  parallellaufende,  also  auf  verschiedene  Fälle  be- 
rechnete ;  unter  dieser  Voraussetzung  wird  aber  auch  sofort  klar,  daß 
die  an  zweiter  Stelle  besprochene  Verhandlung  sich  nur  auf  den 
Fall  beziehen  kann,  da  der  Käufer,  dem  sein  Kaufpreis  nicht  auf 
sein  Verlangen  hin  zurückbezahlt  worden  war,  nicht  sofort  Klage 
gestellt,  sondern  sich  vielmehr  zunächst  darauf  beschränkt  hatte,  für 
das  nächste  Jahr  die  lagaleiga  mit  20  %  neben  seiner  landsleiga  zu 
beanspruchen.  Das  Jahr,  dessen  Ablauf  abgewartet  werden  muß, 
ehe  die  an  zweiter  Stelle  besprochene  gerichtliche  Verhandlung  be- 
gonnen werden  kann,  ist  demnach  eben  das  Jahr,  für  welches  der 
Käufer  die  Verzugszinsen  neben  seinem  Pachtzinse  zu  beziehen  hat; 
der  Parallelismus  aber,  welcher  zwischen  dem  im  einen  wie  im  an- 
deren Falle  einzuschlagenden  Gerichtsverfahren  in  seinen  Grundzügen 
besteht,  erleidet  im  einzelnen  allerdings  einzelne  Einschränkungen. 
Zunächst  insoferne,  als  nur  dann,  wenn  der  Käufer  gleich  im  ersten 
Jahre  klagt,  die  Sache  vorerst  an  einen  kvööudömr  gelangt,  während 
ein  solcher  ganz  bei  Seite  gelassen  bleibt,  wenn  die  Klage  erst  im 
zweiten  Jahre  erhoben  wird,  nachdem  vorher  das  Kapital  ein  Jahr 
lang  dem  Verkäufer  gegen  Verzugszinsen  belassen  worden  war.  Er- 
innert man  sich  der  Tatsache,  daß  durch  die  Gesetzgebung  des  K. 
Magnus  Erlfngsson  der  Spielraum  der  Privatgerichtsbarkeit  beträchtlich 
eingeschränkt  wurde  und  daß  infolgedessen  die  jüngeren  Redaktionen 
unserer  Rechtsbücher  wiederholt  den  skiladömr  in  Fällen  beseitigt 
zeigen,  in  welchen  die  älteren  ihn  noch  zur  Anwendung  bringen, 
so  möchte  man  sich  versucht  fühlen,  auch  an  unserer  Stelle  an  einen 
Gegensatz  älteren  und  neueren  Rechtes  zu  denken  und  somit  anzu- 
nehmen, daß  das  Verfahren  mit  sofortiger  Klagestellung  an  einem 
kvööudömr  und  nur  eventuellem  Angehen  des  Ikings  aus  einer  älteren, 
dagegen  das  Verfahren  mit  vorgängiger  Berechnung  von  Verzugs- 
zinsen für  ein  Jahr  und  dann  erst  folgender  Klagestellung  beim 
Dinggerichte  aus  einer  jüngeren  Redaktion  der  FrI)L.  herüberge- 
nommen worden  sei.  Indessen  ließe  sich  immerhin  auch  dann,  wenn 
man  das  zwiefache  Verfahren  nicht  auf  eine  Verschiedenheit  des 
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älteren  und  neueren  Rechtes  zurückführen,  sondern  als  dem  Kläger 
zu  freier  Auswahl  nebeneinander  zur  Verfügung  gestellt  ansehen 
wollte,  noch  einigermaßen  erklären,  daß  in  dem  einen  von  beiden 
der  skiladomr  eine  Rolle  spielt  und  in  anderen  nicht;  durch  die  for- 
melle Ankündigung  der  Forderung  von  Verzugszinsen  für  das  fol- 
gende Jahr  konnte  nämlich  der  \^erkäufer  als  verarmt  gelten  in  Bezug 
auf  die  ihm  bevorstehende  Anforderung  und  somit  sich  seinerseits 
veranlaßt  sehen,  gegen  den  Käufer  vorzugehen,  wenn  er  die  Begrün- 
dung seiner  Forderung  nicht  zugestehen  wollte.  Zweitens  aber  ist 
zu  beachten,  daß  bei  der  Verhandlung  vor  dem  kvööudömr  die 
Forderung  des  Klägers  noch  auf  den  ursprünglichen  Kaufpreis  ge- 
richtet ist,  dessen  Betrag  durch  die  Vertragszeugen  und  in  deren 
Ermangelung  durch  den  Eid  des  Beklagten  festgestellt  wird,  wogegen 
die  Klage,  welche  an  das  Dinggericht  zu  bringen  ist,  weil  der  Be- 
klagte dem  Spruche  des  kvööudömr  nicht  Folge  leistete,  oder  weil 
er  durch  sein  Verschulden  einen  Spruch  dieses  Gerichtes  nicht  zu- 
stande kommen  ließ,  auf  den  vollen  Schätzungswert  des  Landes  geht. 
Wird  dagegen  die  Klage  erst  im  zweiten  Jahre  gestellt  und  somit 
ohne  vorgängige  Angehung  eines  kvööudömr  gleich  von  Anfang  an 
am  Ding  angebracht,  so  soll  der  Kläger  sofort  den  vollen  Schätzungs- 
wert des  Landes  beanspruchen  dürfen,  „ef  hann  vill".  Das  letzteren- 
falls  dem  Kläger  eingeräumte  Wahlrecht  ward  doch  wohl  die  Be- 
deutung haben,  daß  demselben  anheimgestellt  werden  will,  ob  er 
den  vollen  Schätzungswert  des  Landes  fordern  will,  oder  aber  den 
ursprünglichen  Kaufpreis  samt  den  20  %  V erzugszinsen  für  das  ver- 
flossene Jahr;  da  kaum  angenommen  werden  darf,  daß  neben  einer 
Klage  auf  den  vollen  Schätzungswert  eine  Forderung  von  Verzugs- 
zinsen aus  dem  vertragsmäßigen  Kaufpreise  zugelassen  werden  wollte, 
soferne  ja  ein  verschiedener  Kapitalwert  des  Landes  doch  nicht  wohl 
gleichzeitig  der  Klage  zugrunde  gelegt  werden  konnte,  wird  man 
nämlich  in  der  Wahl  der  Klage  auf  den  vollen  Schätzungswert  einen 
Verzicht  auf  die  Eintreibung  der  Verzugszinsen  erkennen  müssen  und 
hieraus  sich  die  Einräumung  des  Wahlrechtes  zu  erklären  haben,  da 
je  nach  Umständen  die  eine  oder  die  andere  Klage  die  vorteilhaftere 
für  den  Klagsberechtigten  sein  konnte.  Bei  dem  Verfahren  dagegen 
mit  dem  kvööudömr  scheint  die  Richtung  der  Klage  auf  den  vollen 
Schätzungswert,  wenn  erst  das  Dinggericht  angegangen  werden  muß, 
strafweise  gemeint  zu  sein  und  darum  jedes  Wahlrecht  ausgeschlossen 
werden  zu  wollen;  indessen  wäre  auch  möglich,  daß  die  betreffende 
Bemerkung  nicht  ganz  buchstäblich  zu  nehmen  wäre  und  vielmehr 
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ihr  eine  leicht  erklärHche  Ungenauigkeit  des  Ausdruckes  zugrunde 
läge.  Unmittelbar  vor  der  Besprechung  der  Klagestellung  am  Ding 
war  nämlich  der  Möglichkeit  gedacht  worden,  daß  die  Vertragszeugen 
nicht  mehr  zu  Gebot  standen  und  somit  der  ausbedungene  Kaufpreis 
nur  durch  den  Eid  des  Verkäufers  hergestellt  werden  konnte ;  dieser 
Eid  war  dabei  in  einer  Weise  formuliert,  die  zeigt,  daß  er  nur  von 
dem  zahlenden  Verkäufer  geschworen  werden  konnte,  so  daß  also, 
wenn  dieser  die  Zahlung  verweigerte,  dieser  Preis  überhaupt  unbe- 
weisbar blieb.  Es  wäre  nun  sehr  wohl  möglich,  daß  die  Verweisung 
des  Klägers,  welcher  sofort  das  Dinggericht  anzugehen  hat,  auf  den 
vollen  Schätzungswert  sich  nur  auf  diesen  letzteren  Fall  zu  beziehen 
hätte,  als  in  welchem  eine  Stellung  der  Klage  auf  den  vertrags- 
mäßigen Kaufpreis  durch  die  Schuld  des  Gegners  unmöglich  ge- 
macht war,  und  daß  für  den  anderen  Fall,  da  dieser  Kaufpreis  noch 
durch  die  Vertragszeugen  bewiesen  werden  konnte,  unsere  Stelle 
eben  nur  darum  Fürsorge  zu  treffen  versäumt  hätte,  weil  ihr  Kom- 
pilator allzu  ausschließlich  den  zuletzt  besprochenen  Fall  im  Auge 
behielt.  Ich  wage  nicht  zu  entscheiden,  ob  die  eine  oder  die  andere 
Annahme  vorzuziehen  sei.  Dagegen  glaube  ich  noch  ausdrücklich 
hervorheben  zu  sollen,  daß  bei  dem  einen  wie  bei  dem  anderen 
Verfahren  ganz  gleichmäßig  der  Beklagte  durch  die  Zahlungsleistung 
an  den  Kläger  sich  noch  immer  frei  mächen  konnte,  wenn  diese  nur 
noch  vor  der  Fällung  des  Urteiles  am  Dinge  erfolgte;  daß  ferner 
dieses  Urteil  zwar  immer  auf  Auflassung  lautete,  aber  keineswegs 
notwendig  auf  die  Auflassung  des  ganzen  in  Frage  stehenden  Landes, 
sondern  allenfalls  auch  nur  auf  einen  Teil  von  diesem,  in  dessen 
Besitz  der  Kläger  sich  laut  Ausweis  seines  Bezuges  von  Pachtgeldern 
befand  und  für  welchen  er  auch  seinerzeit  den  Kaufpreis  bezahlt 
hatte  (af  jöröu  svä  mikit,  sem  hann  tök  leigu  af;  svä  mikit  ör  jöröunni, 
sem  hann  fann  fe  fyrir  jöröina,  ok  hann  tök  leigu  af ).  Mit  der  Rich- 
tung der  Klage  auf  „füllt  jaröarveröit"  steht  natürlich  dieser  letztere 
Satz  nicht  in  Widerspruch,  denn  dieser  volle  Wert  des  Landes  ist 
eben  nicht  als  der  Wert  des  ganzen  Landes  im  Gegensatze  zu  dem 
Werte  eines  bloßen  Teiles  desselben  zu  verstehen,  sondern  lediglich 
als  der  volle  Schätzungswert  des  verkauften  Landes,  mochte  dieses 
nun  ein  ganzes  Besitztum  oder  nur  ein  bestimmter  Teil  eines  solchen 
sein,  im  Gegensatze  zu  dem  wirklich  bezahlten  vertragsmäßigen 
Kaufpreise ;  aus  der  Fassung  der  betreftenden  Bestimmung  läßt  sich 
demnach  erkennen,  daß  in  der  Regel  nicht  ganze  Güter  zum  Gegen- 
stande derartiger  \^erträge  gemacht  zu  werden  pflegten,  sondern  nur 
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Teile,  und  zwar  zumeist  doch  wohl  nur  ideelle  Quoten  von  solchen, 
und  daß  der  Käufer  infolgedessen  auch  nur  eine  bestimmte  Quote 
des  Landes  verpachten  und  von  ihr  den  Pachtzins  beziehen  und  dann 
vorkonimendenfalls  infolge  der  Nichtbezahlung  des  Preises  durch  den 
Verkaufer  auch  nur  diese  Quote  sich  gerichtlich  zuschlagen  lassen 
konnte.  Andererseits  bestätigen  die  obigen  Bestimmungen  aber  auch 
noch  die  andere  Tatsache,  daß  der  wirkliche  Wert  des  verkauften 
Landes  in  der  Regel  ein  weit  höherer  war  als  der  Betrag  des  Preises, 
welcher  durch  den  forsölumali  für  denselben  ausbedungen  zu  werden 
pflegte,  soferne  ja  nur  unter  dieser  Voraussetzung  die  Zulassung 
einer  Klage  auf  den  Schätzungswert  für  den  Käufer  eine  vorteilhaftere 
sein  konnte  als  die  Verweisung  auf  die  Klage  auf  den  wirklich  ge- 
zahlten Preis.  In-  der  Tat  mußte  der  Vorbehalt  des  Rechtes  der 
Wiedereinlösung  notwendig  den  Preis  des  verkauften  Landes  herab- 
drücken, und  zwar  in  um  so  höherem  Grade,  je  kürzer  die  Ein- 
lösungsfrist bemessen  oder  je  unbestimmter  dieselbe  belassen  war. 

Übrigens  konnte  der  forsölumali,  wie  Aschehoug  bereits  treffend 
bemerkt  hat,  ^)  nicht  nur  durch  Vertrag,  sondern  in  gewissem  Um- 
fange auch  durch  richterliche  Zuerkennung  begründet  werden. 
Bei  der  Aufteilung  von  Land  unter  mehrere  Miteigentümer  konnte 
sich  nämlich  ergeben,  daß  der  eine  oder  andere  von  diesen  mehr 
für  die  Verbesserung  des  gemeinsamen  Landes  getan  hatte  als  die 
übrigen,  und  galt  für  diesen  Fall  die  Regel,  -)  daß  der  Betreftende 
nach  eidlicher  Schätzung  unparteiischer  Leute  einen  seinem  Mehr- 
aufvvande  entsprechenden  Teil  des  Landes  als  Voraus  erhalten  sollte, 
diesen  jedoch  nur  als  forsölujörö,  also  so,  daß  den  Miteigentümern 
dessen  Einlösung  um  den  von  den  Schätzungsleuten  von  Anfang  an 
festgesetzten  Wert  vorbehalten  blieb. 

Nach  allem  dem  kann  es  nicht  schwer  halten,  sich  die  Kon- 
struktion des  Geschäftes,  wie  es  in  den  GpL.  sowohl  als  in 
den  FrpL.  ausgeprägt  vorliegt,  klar  zu  machen.  Möge  dasselbe  als 
forsölujörö,  mälajörö  oder  stefnujörö  bezeichnet  werden,  immer  er- 
scheint dasselbe  formell  als  ein  Verkauf  mit  Vorbehalt  des  Wieder- 
einlösungsrechtes.  Die  Bezeichnung  forsölumali  scheint  ausdrücklich 
auf  diesen  seinen  Charakter  hinzuweisen,  indem  der  forsala  eine 
eptirsala  als  gegenübergestellt  zu  denken  ist,  also  die  Wiederein- 
lösung unter  den  Gesichtspunkt  eines  Rückkaufes  gebracht  erscheint. 
Allerdings  ist  die  Bezeichnung   eptirsala  meines  Wissens  in  nor- 
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wegischen  Rechtsquellen  nicht  nachweisbar;  aber  dafür  bieten  die 
schwedischen  Provinzialrechtc  die  ganz  entsprechende  Bezeichnung 
aterköp,  und  zwar  teilweise  wenigstens  in  vöUig  entsprechender  Ver- 
wendung.^) Sie  gebrauchen  den  Ausdruck  nämlich  für  den  Fall,  da 
der  Verkäufer  das  von  ihm  verkaufte  Land  zurückkauft,  oder  da  der 
Verpfänder  das  von  ihm  verpfändete  Land  wieder  einlöst,  und  viel- 
leicht überdies  auch  noch  für  den  weiteren  Fall,  da  der  geborene 
Verwandte  zum  Zwecke  einer  Bußzahlung  hingegebene  Liegen- 
schaften kraft  seines  Geburtsrechtes  (byr]3)  einlöst;  doch  bleibt  bei 
der  einzigen  auf  diesen  letzteren  Fall  bezüglichen  Stelle  -)  immerhin 
zweifelhaft,  ob  sich  die  Bezeichnung  nicht  vielmehr  auf  die  kurz 
zuvor  besprochene  Einlösung  verpfändeten  Gutes  beziehe.  Materiell 
aber  kann  das  in  jene  Form  eingekleidete  Geschäft  sehr  verschiedene 
Zwecke  verfolgen.  Es  ist  zunächst  sehr  wohl  möglich,  daß  der 
Verkauf  auch  materiell  w^irklich  als  solcher  gemeint  ist  und  daß 
somit  in  erster  Linie  dessen  bleibender  Bestand  ins  Auge  gefaßt  er- 
scheint, während  doch  der  Verkäufer  in  Anbetracht  gewisser  mög- 
licherweise eintretender  Eventualitäten  sich  dessen  Rückgängig- 
machung vorbehalten  will;  man  denke  z.  B.  an  den  Fall,  da  ein 
Auswanderer  zwar  sein  Gut  verkauft,  aber  doch  für  den  etwaigen 
Fall  seiner  Rückkehr  in  die  Heimat  sich  die  Möglichkeit  eines  Zu- 
rücktretens in  die  alten  Verhältnisse  offen  halten  möchte,  oder  an 
den  Fall,  da  der  Verkauf  erfolgt,  um  einem  Befreundeten  seine  selb- 
ständige Niederlassung  zu  ermöglichen,  die  Wiedereinlösung  aber  in 
Anbetracht  der  Möglichkeit  vorbehalten  werden  will,  daß  derselbe 
sich  etwa  auf  dem  Gute  nicht  sollte  halten  können,  oder  auch  an 
einen  Fall,  da  dringende  Not  zum  Verkaufe  zwingt,  aber  doch  in 
der  Hoffnung  auf  eine  künftige  Besserung  der  Vermögensverhältnisse 
des  Verkäufers  der  Rückkauf  vorbehalten  werden  will  u.  dgl.  m.  Es 
ist  aber  auch  ebensogut  möglich,  daß  das  Geschäft  schon  von  vorn- 
herein nur  als  ein  vorübergehendes  gemeint  war,  und  zwar 
gleichviel,  ob  dabei  die  Zeitdauer,  für  w^elche  es  Bestand  haben 
sollte,  von  Anfang  an  bestimmt,  oder  ob  deren  Bestimmung  dem 
Verkäufer  überlassen  worden  war;  auch  in  solchem  Falle  konnte 
aber  der  bei  denselben  verfolgte  Zweck  wieder  ein  sehr  verschieden- 
artiger sein.  Es  konnte  vorkommen,  daß  der  Käufer  es  wesentlich 
auf  den  Besitz  und  Genuß  des  Gutes  abgesehen  hatte,  während  der 
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-j  SML.  JorJ)ab.  7  l;  vgl.  7,  pr. 

31* 


484 


Abschnitt  II.    Der  nifil 


Verkäufer  anstatt  dessen  eine  feste  Geldsumme  zu  beziehen  wünschte: 
gedachte  der  Käufer  dabei  das  Gut  seilest  zu  bewirtschaften,  so  mußte 
das  Rechtsverhältnis  materiell  einen  ziemlich  ähnlichen  Charakter 
annehmen  wie  die  Verpachtung,  nur  daß  die  Stellung  beider 
Kontrahenten  eine  weit  gesichertere  war  als  bei  dieser.  Wenn  schon 
beim  Pachtvertrage,  der  auf  eine  bestimmte  Reihe  von  Jahren  abge- 
schlossen wurde,  die  Vorausbezahlung  des  Pachtgeldes  für  die  ganze 
Pachtzeit  (forleiga)  ausbedungen  werden  konnte,  so  bekam  der  Grund- 
eigentümer hier  vollends  in  dem  Kaufpreise  das  Kapital  selbst  in 
die  Hand,  dessen  Zinsen  das  Surrogat  des  Pachtgeldes  zu  bilden 
hatten  und  er  gewann  dadurch  nach  eigener  Wahl  entweder  ein 
weit  erheblicheres  Maß  von  Sicherheit,  oder  auch  die  Möglichkeit, 
durch  glückliche  Spekulationen  die  Höhe  der  ihm  anfallenden  Zinsen 
sehr  beträchtlich  zu  steigern.  Der  Käufer  dagegen  trat  nicht  nur  in 
den  Besitz  und  Genuß  des  Gutes  ganz  wie  bei  einem  Pachtvertrage, 
sondern  er  hatte  auch  in  Bezug  auf  dessen  Bewirtschaftung  noch 
weit  freiere  Hand  als  dieser  und  galt  seine  Stellung  überdies  als  eine 
ungleich  vornehmere  als  die  eines  bloßen  Pächters;  spekulierte  er 
aber,  wie  dies  zumal  im  prändheimischen  vielfach  üblich  gewesen 
zu  sein  scheint,  nicht  auf  die  eigene  Bewirtschaftung  des  erkauften 
Landes,  sondern  auf  den  Bezug  der  aus  ihm  zu  erzielenden  Pacht- 
gelder, so  trug  das  Geschäft  für  ihn  den  Charakter  einer  nutz- 
bringenden Kapitalanlage  mit  hinzutretender  voller  Realsicherheit, 
und  konnte  sich  von  hier  aus  unter  Umständen  gleichfalls  empfehlen. 
Aber  allerdings  konnte  ein  derartiges  Geschäft  andererseits  auch  recht 
wohl  unter  den  Gesichtspunkt  eines  Darlehens  gestellt  werden, 
welches  der  Käufer  dem  Verkäufer  gewährt,  und  von  diesem  Ge- 
sichtspunkte aus  kann  dann  die  jenem  ersteren  durch  den  Ubergang 
des  Eigentumes  gebotene  Realsicherheit  dem  Geschäfte  immerhin 
den  Charakter  einer  \'erpfändung  verleihen;  in  unseren  Rechts- 
büchern lassen  sich  wirklich  bestimmte  Spuren  der  einen  wie  der 
anderen  Gebrauchsweise  desselben  nachweisen.  Die  Gf)L.  z.  B.  sahen 
wir  einmal  die  mälajörö  geradezu  mit  der  leigujörö  zusammenstellen,^) 
wenn  es  galt,  die  Rechtsmittel  zu  bezeichnen,  welche  dem  Besitzer 
von  Land  gegenüber  dem  \^erkäufer  oder  Verpächter  zustehen, 
welcher  ihm  dieses  vorenthält,  und  sie  scheinen  sich  demnach  der 
Berührungspunkte  klar  genug  bewußt  gewesen  zu  sein,  welche  sich 
zwischen  unserem  Geschäfte  und  dem  Pachtvertrage  ergaben.  Die 


')  GI)L.  79. 


§  7.    Die  norwegischen  Provinzialrechte. 


485 


FrpL.  dagegen  sprechen  in  Bezug  auf  die  Fahrhabe  des  Mündels 
dem  Vormunde  den  Genuß  der  Früchte  zu,  wie  er  andererseits  auch 
für  diese  die  volle  Gefahr  zu  tragen  hat,  wogegen  „landaleigur  allar", 
d.  h.  alle  Früchte  des  liegenden  Gutes,  dem  Mündel  selbst  verrechnet 
werden  müssen  „fyrir  ütan  forsölujörö",  ^)  d.  h.  mit  Ausnahme  der 
Früchte  der  forsölujörö,  eine  Ausnahme,  welche  sich  nur  unter  der 
Voraussetzung  erklären  läßt,  daß  diese  letzteren  nicht  als  eine  Nutzung 
von  Grund  und  Boden  betrachtet  werden,  welche  ja  nach  dem  maß- 
gebenden Prinzipe  dem'  Mündel  zuzufallen  hätte,  sondern  als  eine 
Kapitalnutzung,  welche  eben  darum  dem  Vormunde  zukommt;  hier 
wird  demnach  bezüglich  der  forsölujörö  in  erster  Linie  nicht  mehr 
an  das  dem  Käufer  zustehende  Eigentum  am  Lande  gedacht,  ob- 
wohl dies  formell  stets  als  bestimmend  hervortrat,  sondern  vielmehr 
an  das  Geldkapital,  w^elches  vorübergehend  in  diesem  Lande  ange- 
legt war.  Die  Analogie  des  Darlehnsgeschäftes,  nicht  mehr  die  des 
Pachtvertrages  macht  sich  demnach  hier  geltend,  und  mit  dieser 
Verschiebung  des  ökonomischen  Schwerpunktes  bei  dem  Geschäfte 
mag  es  denn  auch  zusammenhängen,  daß  die  FrpL.  auch  dem  Käufer 
die  Lösung  des  Verhältnisses  durch  Rückforderung  des  Kaufpreises 
gestatten,  und  auch  die  GpL.  wenigstens  bezüglich  der  stefnujörö 
denselben  Weg  zu  gehen  scheinen,  während  sie  allerdings  bezüglich 
der  mälajörö  nur  von  dem  Rechte  des  Verkäufers  sprechen,  das  ver- 
kaufte Land  wieder  einzulösen ;  daß  die  Frf)L.  ferner  dem  Käufer 
bei  beharrlicher  Saumseligkeit  des  Verkäufers  in  Entrichtung  des 
zurückgeforderten  Kaufpreises  den  Zuschlag  des  Gutes  zu  bleibendem 
Eigentume  in  Aussicht  stellen  und  damit  seiner  Sicherung  eine  neue 
Gewähr  bieten,  während  die  GI)L.  von  einem  solchen  Zuschlage 
nichts  wissen,  vielmehr  auch  bei  nicht  rechtzeitiger  Einlösung  des 
Landes  diesen  dem  Käufer  nicht  zu  bleibendem  Eigentume  verfallen 
lassen,  vielmehr  höchstens  die  Einlösung  um  den  vollen  Schätzungs- 
wert an  die  Stelle  der  Einlösung  um  den  ursprünglich  gegebenen 
Kaufpreis  treten  lassen.  Nach  den  G[)L.  beruht  hiernach  die  dem 
Käufer  durch  das  Geschäft  gebotene  Sicherheit  nur  auf  dem  Besitze 
und  Genüsse  des  Gutes,  sowie  auf  dem  Drucke,  welchen  dessen  Ent- 
behrung allenfalls  auf  den  Verkäufer  ausübt;  sie  ist  ferner  überhaupt 
nur  unter  der  Voraussetzung  vorhanden,  daß  der  Gutswert  den  be- 
zahlten Kaufpreis  beträchtlich  überschreitet;  sie  ist  endlich  selbst 
unter  dieser  Voraussetzung  der  Regel  nach  nicht  der  bestimmende 
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Zweck  des  Geschäftes,  sondern  nur  eine  beiläufig  mit  demselben 
verbundene  Wirkung.  Nach  den  Fr[)L.  ist  dagegen  die  materielle 
Gestaltung  des  Geschäftes  dem  Pfandrechte  ungleich  näher  gerückt, 
uikI  es  liegt  die  Vermutung  nahe,  daß  wir  es  dabei  mit  einer  spä- 
teren Entwicklung  zu  tun  haben,  auf  deren  Verlauf  die  für  den  ve(V 
mäli  maßgebenden  Grundsätze  bestimmenden  Einfluß  ausgeübt 
haben;  aber  doch  hält  sich  die  Umgestaltung  insoferne  noch  ganz 
in  dem  alten  Rahmen,  als  nach  wie  vor  der  Besitz  und  Genuß  des 
Gutes  auf  den  Käufer  übergeht.  In  keiner  Weise  kann  ich  mich 
übrigens,  wie  bereits  oben  bemerkt,  mit  der  von  E.  Hertzberg  ^)  aus- 
gesprochenen Ansicht  einverstanden  erklären,  daß  die  älteren  Rechts- 
bücher selbst  dem  Institute  bereits  eine  zwiefache  Ausprägung  mit 
Rücksicht  auf  dessen  verschiedene  ökonomische  Verwendung  gegeben 
hätten,  indem  die  stefnujörö  und  das  in  Fr[)L.  XII,  i  behandelte  Ge- 
schäft auf  einem  wirklichen  Verkaufe  mit  Vorbehalt  des  Wiederein- 
lösungsrechtes  beruhe,  dagegen  die  mälajörö  und  das  in  FrI)L.  XII,  2 
besprochene  Geschäft  auf  ein  Darlehen  mit  Bestellung  eines  Ge- 
brauchspfandes hinauslaufe.  Der  Unterschied,  welcher  zwischen  der 
mälajörö  und  stefnujörö  bestand,  beruhte  vielmehr  wesentlich  nur 
darin,  daß  das  verkaufte  Land  dort  auf  unbestimmte,  hier  aber  auf 
bestimmte  Zeit  veräußert  war;  daß  aber  insbesondere  die  stefnujörö 
ganz  w^ohl  zu  Kreditoperationen  verwendet  werden  konnte,  ergibt 
sich  mit  voller  Bestimmtheit  aus  dem,  was  oben  über  die  Anfecht- 
barkeit des  Geschäftes  wegen  wucherischer  Ausbeutung  des  Ver- 
käufers, dann  über  das  Recht  des  Käufers  auszuführen  w^ar,  seinen 
Kaufpreis  zurückzufordern.  Anderenteils  liegt  aber  auch  kein  Grund 
vor,  die  in  FrpL.  XII,  i  und  2  behandelten  Geschäfte  als  verschieden- 
artige zu  betrachten.  Richtig  ist  vielmehr  meines  Erachtens  nur, 
daß  in  §  I  vorzugsweise  die  Eingehung  des  Vertrages  und  das  Ver- 
fahren bei  der  Wiedereinlösung  des  verkauften  Landes  durch  den 
Verkäufer  behandelt  wird,  über  welche  §  2  nur  ein  paar  dürftige 
Bemerkungen  enthält,  und  daß  umgekehrt  §  2  die  Rückforderung 
des  Kaufpreises  durch  den  Käufer  einläßlich  bespricht,  von  welcher 
hinwiederum  der  §  i  nichts  sagt;  daß  dabei  die  Darstellung  eine 
sehr  ungelenke  und  keinesw^egs  wohlgeordnete,  auch  von  Wieder- 
holungen nicht  freie  ist,  mag  sich  aus  der  Benützung  verschiedener 
Redaktionen  des  Rechtsbuches  ergeben,  deren  ausgleichende  \'er- 


Grundti-cekkene,  S.  87-S8,  Anm. 


§  7-    Die  norwegischen  Provinzialrechte. 


487 


arbeitung  zu  einem  neuen  Texte  dem  Überarbeiter  hier  wie  an  so 
manchen  anderen  Stellen  nur  sehr  mangelhaft  gelungen  ist. 

Man  sieht  übrigens  aus  dem  Bisherigen,  daß  die  geschichtlichen 
Ausgangspunkte  für  den  veömäli  und  für  den  forsölumäli 
durchaus  verschiedene  waren.  Unter  den  Begriff  des  veö  fielen  ur- 
sprünglich alle  und  jede  Geschäfte,  bei  welchen  von  dem  Eintreten 
oder  Nichteintreten  eines  bestimmt  bezeichneten  ungewissen  Ereig- 
nisses ein  dem  einen  oder  dem  anderen  Kontrahenten  zugehender 
Vorteil  oder  Nachteil  abhängig  gemacht  war,  gleichviel  übrigens, 
welcher  Art  jenes  Ereignis  und  welcher  Beschaffenheit  dieser  Vorteil 
oder  Nachteil  sei;  Geschäfte  des  verschiedensten  juristischen  Cha- 
rakters konnten  demnach  die  Natur  des  veö  annehmen,  wenn  sie 
nur  das  tatsächliche  Merkmal  an  sich  trugen,  daß  sich  bei  denselben 
der  eine  Kontrahent  für  den  Fall  des  Eintretens  oder  Nichteintretens 
einer  bestimmten  Suspensivbedingung  einem  gewissen  Rechtsnach- 
teile unterwarf.  Dagegen  setzt  der  forsölumäH  immer  einen  Kauf 
mit  Vorbehalt  des  Rückkaufes  um  den  ursprünglich  bezahlten  Kauf- 
preis voraus;  in  diesen  einheitlichen  juristischen  Rahmen  konnten 
aber  Geschäfte  der  verschiedensten  wirtschaftlichen  Bedeutung  ge- 
bracht werden,  je  nachdem  die  bei  dem  Vertragsabschlüsse  maß- 
gebenden Motive  mehr  die  bei  einem  Verkaufe,  bei  einer  Verpach- 
tung oder  bei  einem  pfandrechtlich  gesicherten  Darlehen  ausschlag- 
gebenden waren.  Nur  dann,  wenn  beim  veömäli  das  ungewisse 
Ereignis,  welches  als  Suspensivbedingung  figuriert,  in  der  Nicht- 
zahlung einer  bestimmten  Schuldforderung  besteht  und  überdies  der 
Vorteil  und  Nachteil,  welcher  sich  für  die  Kontrahenten  an  den  Ein- 
tritt jener  Bedingung  knüpft,  als  Verfall  einer  bestimmten  dem 
Schuldner  gehörigen  Sache  zugunsten  des  Gläubigers  sich  darstellt, 
nimmt  der  veömäli  den  Charakter  eines  Versicherungs-  und  insbe- 
sondere eines  Verpfändungsgeschäftes  an;  nur  dann,  wenn  beim  for- 
sölumäli der  Schwerpunkt  auf  den  gezahlten  Kaufpreis  und  auf 
dessen  Sicherstellung  bis  zu  seiner  seinerzeitigen  Heimzahlung  gelegt 
wird,  tritt  dieselbe  Erscheinung  beim  forsölumäli  ein.  Wird  aber 
dann  beim  veömäli  der  Verfall  des  Pfandes  ganz  oder  annähernd 
auf  einen  dem  Betrage  der  Pfandschuld  entsprechenden  Teil  des 
Wertes  des  Pfandobjektes  beschränkt  und  somit  dem  Pfandgläubiger 
die  Verpflichtung  auferlegt,  eine  etwaige  Hyperocha  herauszubezahlen, 
wird  andererseits  beim  forsölumäli  auch  dem  Käufer  das  Recht  ein- 
geräumt, das  Verhältnis  einseitig  zu  lösen,  indem  er  seinen  Kaufpreis 
zurückfordert  und  für  den  Fall  der  nicht  rechtzeitigen  Heimbezahlung 
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dieses  Kaufpreises  der  Zuschlag  des  belasteten  Landes  ihm  in  Aus- 
sicht gestellt,  dann  nähern  sich  freilich  beide  Geschäfte  einander 
vermöge  ihrer  beiderseitigen  pfandrechtlichen  Gestaltung;  es  begreift 
sich  aber,  daß  diese  Annäherung  sich  nur  sehr  allmählich  und  durch 
mancherlei  Mittelgheder  hindurch  vollziehen  konnte,  und  daß  sie 
andererseits  auch  nicht  alle  Anwendungsfälle  des  veö  einerseits  und 
der  forsölujörö  andererseits  vollkommen  erschöpfend  umfassen  konnte. 


§  8.    Das  Recht  des  isländischen  Freistaates. 

Als  mäli  oder  lögmäli  wird  in  unserem  jüngeren  Rechts- 
buche derjenige  Vertrag  definiert,  ^)  durch  welchen  sich  jemand  das 
Recht  erwirbt,  eine  bestimmte  Liegenschaft  für  den  Fall,  daß  sie 
überhaupt  feil  wird,  um  denselben  Preis  zu  erwerben,  welchen  der 
dritte  Käufer  bietet;  doch  wird  sofort  beigefügt,  daß  der  Vertrag 
auch  in  der  Weise  abgeschlossen  werden  könne,  daß  von  den  Kon- 
trahenten gleich  von  vornherein  der  Preis  festgesetzt  wurde,  um 
welchen  der  Berechtigte  das  Land  zu  übernehmen  befugt  sein  solle, 
falls  dasselbe  überhaupt  dem  Verkaufe  unterstellt  werden  wolle.  In 
dem  älteren  Rechtsbuche  findet  sich  allerdings  keine  derartige  Be- 
griffsbestimmung vor;  nach  den  sonstigen,  in  beiden  Rechtsbüchern 
ganz  gleichmäßig  wiederkehrenden  Bestimmungen  über  das  Rechts- 
verhältnis kann  jedoch  nicht  dem  leisesten  Zweifel  unterliegen,  dal3 
jene  Definition  auch  für  die  Konüngsbök  als  maßgebend  betrachtet 
werden  darf  und  ist  durch  sie  der  mäli  ganz  unzweifelhaft  als  ein 
Vorkaufsrecht  oder  Einstandsrecht  gekennzeichnet.  Aus  den  Ein- 
gangsworten des  ganzen  Abschnittes  aber,  welcher  von  dem  lögmäli 
handelt,  ergibt  sich  nach  dem  übereinstimmenden  Wortlaute  beider 
Texte,  -)  daß  die  Begründung  desselben  zwar  nicht  notwendig,  aber 
doch  sehr  häufig  mit  dem  Verkaufe  von  Land  in  der  Art  zusammen- 
hing, daß  sich  der  Verkäufer  denselben  an  dem  verkauften  Lande 
vorbehielt.  Ein  paarmal  scheint  allerdings  auch  von  einem  mäli 
gesprochen  werden  zu  wollen,  welcher  auf  anderen  Gegenständen 
als  auf  Land  ruht;")  indessen  wird  der  mäh  an  den  betreffenden 


^)  StaÖarhölsbök,  401/432  —  33. 

2)  Konüngsbök,  192/98;  S  t  a  ö  a  r  h  6  1  s  b  6  k  ,  401/432. 

^)  Konüngsbök,  192/99;  StaÖarhölsbök,  401/434  und  435. 
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Stellen  immer  mit  dem  veö  zusammen  genannt  und  kann  demnach, 
da  sonst  immer  nur  Land  als  Gegenstand  des  ersteren  bezeichnet 
wird,  sehr  wohl  die  Frage  aufgeworfen  werden,  ob  jene  wenigen 
Stellen  sich  nicht  etwa  nur  ungenau  ausdrücken,  wenn  sie  die  für 
das  veö  zweifellos  begründete  Anwendbarkeit  auf  die  Fahrhabe  auch 
auf  den  mäli  erstrecken  zu  wollen  scheinen. 

Die  Förmlichkeiten  für  die  Begründung  des  mäli  sind 
wesentlich  dieselben  wie  beim  veö.  Der  Vertrag  muß  demnach 
mittels  handsöl  eingegangen,  ^)  sodann  aber  mittels  einer  lysfng  zu- 
erst den  Nachbarn,  sodann  aber  auch  noch  am  Alldinge  der  ver- 
sammelten Landsgemeinde  bekannt  gegeben  werden;-)  beides  Vor- 
schriften, von  deren  Beobachtung  die  Parteien  sich  hier  so  wenig 
wie  beim  Pfandvertrage  freimachen  können,  auch  wenn  sie  beim 
Vertragsabschlüsse  ausdrücklich  über  deren  Umgehung  überein- 
kommen. Ist  aber  jene  zwiefache  lysfng  richtig  erfolgt,  so  wird  eine 
Wiederholung  derselben  nur  unter  denselben  Voraussetzungen  und 
in  derselben  Weise  nötig  wie  beim  veö,  also  zunächst  dann,  wenn 
einer  der  beiden  Kontrahenten  stirbt  und  dessen  Recht  demzufolge 
auf  seine  Erben  übergeht,  sowie  wenn  die  Vertragszeugen  sterben, 
oder  wenn  der  V orkaufsberechtigte  sich  ihrer  nicht  mehr  erinnert ;  ^) 
in  allen  diesen  Fällen  wird  ganz  gleichmäßig  eine  Wiederholung  der 
lysfng  am  lögberg  von  drei  zu  drei  Jahren  nötig.  Gleich  dem  veö 
geht  aber  auch  der  mäli  nicht  nur  auf  die  Erben  des  Berechtigten 
über,  sondern  er  kann  überdies  von  diesem  auch  unter  Lebenden 
veräußert  werden,  nur  daß  von  dem  Wechsel  in  der  Person  des  Be- 
rechtigten dem  Eigentümer  des  belasteten  Landes  Kenntnis  gegeben 
und  überdies  am  Alldinge  durch  eine  lysfng  von  demselben  Mit- 
teilung gemacht  werden  muß,  welche  lysfng  gleichfalls  wieder  von 
drei  zu  drei  Jahren  zu  wiederholen  isf^)  Unser  jüngeres  Rechtsbuch 
gestattet  auch  hier  wieder  die  Veräußerung  nur  an  einen  Erwerber, 
welcher  demselben  Landesviertel  angehört,  in  welchem  das  belastete 
Land  liegt  da  jedoch  die  beiden  Rechtsbücher  übereinstimmend 
die  Regel  aufstellen,  daß  der  Vorkaufsberechtigte,  welcher  das  Land 
oder  auch  nur  das  Landesviertel  verlassen  will,  innerhalb  dessen  das 
belastete  Land  liegt,  dem  Eigentümer  dieses  Landes  vor  beigezogenen 

^)  Konüngsb(3k,  192/98;  Staöarhölsbök,  401/432. 

2)  Konüngsbök,  192/98 — 99;  Staöarhölsbök,  401 '433  und  434. 

^)  Konüngsbök,  192/99;  Staöarhölsbök,  401/434. 

*)  Konüngsbök,  192/99;  Staöarhölsbök,  401/434  —  35. 

■'■>)  Staöarhölsbök,  401/434 — 35. 
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Zeugen  einen  innerhalb  dieses  Landesviertels  angesessenen  Mann 
nennen  soll,  an  den  er  während  seiner  Abwesenheit  das  Angebot 
zum  Vorkaufe  zu  richten  habe/  )  so  ist  doch  wohl  anzunehmen,  daß 
auch  jene  Beschränkung  der  \^eräußerungsbefugnis  in  der  Kontingsbök 
nur  zufällig  unerwähnt  geblieben  ist.  Daß  auch  beim  mäli  wieder 
ein  Bevollmächtigter  mit  der  \"ornahme  der  lysing  beauftragt  werden 
darf,  -)  daß  ferner  auch  hier  wieder  der  Vormund  diese  für  seinen 
Mündel  vorzunehmen  hat,  und  daß  der  Minderjährige  selbst  sie  erst 
nach  erreichter  Volljährigkeit  vornehmen  darf,  ■')  daß  endlich  auch 
beim  mäli  die  nicht  gehörig  vorgenommene  lysing  als  nicht  vorge- 
nommen gilt  und  die  Ungültigkeit  des  mäli  zur  Folge  hat,  "^1  ver- 
steht sich  von  selbst  und  wird  überdies  in  beiden  Rechtsbüchern 
auch  noch  ausdrücklich  ausgesprochen,  mit  Ausnahme  nur  des  ersten 
Satzes,  welcher  auch  hier  wieder,  gewiß  nur  zufällig,  in  der  Staöar- 
hölsbök  fehlt.  Daß  aber  die  bei  einem  Wechsel  in  der  Person  des 
Berechtigten  an  den  Eigentümer  des  belasteten  Landes  zu  richtende 
Aufforderung,  in  Zukunft  vorkommendenfalls  das  mälaland  dem 
neuen  Erwerber  des  Vorkaufsrechtes  zur  Ausübung  des  \^orkaufes 
anzubieten,  bei  dem  mäli  ihre  sehr  einleuchtende  Bedeutung  hatte 
und  somit  nicht  wie  bei  dem  veö  noch  einer  besonderen  Erläuterung 
bedarf,  braucht  kaum  noch  erwähnt  zu  werden. 

Wenn  aber  die  Vorschriften  über  die  formelle  Behandlung  des 
veö  und  des  mäli  wesentlich  dieselben  sind,  so  hört  doch  diese 
Gleichartigkeit  der  Regelung  beider  Rechtsinstitute  sofort  auf,  sowie 
deren  materieller  Inhalt  in  Frage  kommt,  wie  dies  zumal  bei  deren 
Realisierung  der  Fall  ist ;  da  nämlich  das  veö  wesentlich  ein 
Pfandrecht,  der  mäli  dagegen  wesentlich  ein  Vorkaufsrecht  ist,  müssen 
sich  selbstverständlich  alle  diejenigen  Vorschriften  durchaus  ver- 
schieden gestalten,  welche  sich  auf  die  Ausübung  des  einen  und  des 
anderen  Rechtes  beziehen.  Nach  dieser  Seite  hin  ist  aber  vor  allem 
zu  beachten,  daß  der  mäli  nur  gegenüber  einem  Verkaufe  des  be- 
lasteten Landes  geltend  gemacht  werden  kann,  welchen  dessen  Be- 
sitzer freiwiUig  mit  einem  Dritten  abschließt.  Ausdrücklich  wird  uns 
gesagt,  daß  für  den  Fall,  da  der  Tod  des  Eigentümers  des  be- 
lasteten Landes  die  Auseinandersetzung  seines  Nachlasses  veranlaßt, 

Konüngsbük,  193/102;  S t  a a  r  h  ö  1  s  b  o  k ,  401/435. 

2)  Konüngsbök,  192/99. 

^)  Konüngsbök,  195/106;  S  t  a  Ö  ar  h  6 1  s  b  6  k  ,  401/436. 

^)  Konüngsbök,  193  102;  StaÖarhölsbök,  40I  436. 

Konüngsbök,  103/102;  StaÖarhölsbök,  401/435. 
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dieses  Land  dann  nicht  zum  Vorkaufe  angeboten  werden  müsse, 
wenn  etwa  die  überlebende  Witwe  oder  einer  von  mehreren  Mit- 
erben dasselbe  mittels  einer  an  die  anderen  Interessenten  zu  ent- 
richtenden Herausbezahlung  an  sich  bringe,  wogegen  das  Anbieten 
zum  Vorkaufe  für  den  anderen  Fall  allerdings  als  nötig  bezeichnet 
wird,  da  die  Erbinteressenten  das  Land  an  einen  Fremden  verkaufen 
wollen,  um  dessen  Erlös  unter  sich  zu  verteilen.  Für  den  Fall  aber, 
da  ein  Angebot  zum  Vorkaufe  wirklich  notwendig  wird,  gelten  zu- 
nächst folgende  Regeln:^)  Der  Besitzer,  welcher  sein  mälaland  zu 
verkaufen  beabsichtigt,  soll  in  der  ersten  Hälfte  des  einmanaör,  d.  h. 
Ende  März,  zu  dem.  Inhaber  des  mali  kommen  und  ihm  anzeigen, 
daß  ihm  das  Land  feil  sei;  doch  darf  er  diese  Anzeige  allenfalls  auch 
noch  etwas  später  machen,  wenn  dies  nur  noch  spätestens  eine 
Woche  vor  Sommersanfang,  d.  h.  längstens  zu  Anfang  April  ge- 
schieht. Dabei  soll  er  ihm  vor  beigezogenen  Zeugen  auf  den  ersten 
Sommertag,  welcher  immer  zwischen  den  9.  und  15.  April  fällt,  in 
seiner,  des  Vorkaufsberechtigten,  eigener  Wohnung  Termin  geben 
(heimstefna),  damit  er  ihm  hier  seinen  Käufer  vorführen  und  den 
Vorkauf  anbieten  könne;  nach  der  Konüngsbök  muß  das  Gebot, 
welches  der  dritte  Käufer  gemacht  hat,  schon  bei  dieser  Heimladung 
dem  Vorkaufsberechtigten  mitgeteilt  werden,  während  die  Staöar- 
hölsbök  hiervon  nichts  weiß.  Ist  die  heimstefna  richtig  erfolgt,  so 
hat  sich  der  Geladene  an  dem  ihm  bezeichneten  Tage  zuhause  treffen 
zu  lassen;  ist  er,  ohne  daß  ehehafte  Not  vorläge,  von  Hause  ab- 
wesend, ohne  einen  geeigneten  Bevollmächtigten  zu  seiner  Vertretung 
hinterlassen  zu  haben,  so  gilt  sein  Vorkaufsrecht  als  erloschen  (er 
jDa  landit  mälalaust)  und  wird  der  Ausgebliebene  überdies  dem 
Gegner  mit  drei  Mark  bußfällig.  -)  Anderenteils  muß  derjenige, 
welcher  den  Vorkauf  anzubieten  hat,  sich  an  demselben  Tage  läng- 
stens bis  Mittag  mit  seinem  Käufer  bei  dem  Inhaber  des  Vorkaufs- 
rechtes einfinden  und  diesem  sofort  vor  beigezogenen  Zeugen  an- 
bieten, ob  er  das  Land  um  denselben  Preis  kaufen  wolle,  welchen 
der  anwesende  dritte  Käufer  für  dasselbe  zu  bezahlen  bereit  sei. 
Dieser  dritte  Käufer  hat  sofort  seinerseits  den  Preis  anzusagen, 
welchen  er  angeboten  hat,  und  der  Vorkaufsberechtigte  muß  sich 
dann  sogleich  darüber  erklären,  ob  er  von  seinem  Vorkaufsrechte 
Gebrauch  machen  w^ill  oder  nicht.    Wählt  er  den  Einstand,  so  gilt 


^)  Konüngsbök,  193/102;  S  t  a  Ö  a  r  h  ö  1  s  b  ö  k  ,  401/436—37. 
^)  Konüngsbök,  193/103 — 4;  StaÖarhölsbök,  401/437. 
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das  Kaufgeschäft  als  sofort  zwischen  ihm  und  dem  Vorkäufer  unter 
den  angesagten  Bedingungen  abgeschlossen ;  lehnt  er  dagegen  den 
Einstand  ab,  so  gilt  sein  Vorkaufsrecht  als  erloschen  (er  |)ä  af  male 
hans),  es  wäre  denn,  daß  sich  nachweisen  ließe,  daß  der  dritte  Kaufer 
wirklich  um  ein  Erhebliches,  d.  h.  um  wenigstens  fünf  Unzen  weniger 
bezahlte,  als  von  ihm  und  dem  Verkäufer  angesagt  worden  w^ar.  ^) 
Für  den  Fall  eines  derartigen  betrügerischen  Angebotes  (brekboö, 
hrek)  stehen  dem  Vorkaufsberechtigten  übrigens  auch  noch  weitere 
Rechtsmittel  zu  Gebote.-)  Hat  zunächst  der  Vorkaufsberechtigte  auf 
Grund  eines  betrügerischen  Angebotes  sich  für  den  Einstand  erklärt, 
so  verfallen  die  beiden  bei  dem  gespielten  Betrüge  Beteiligten,  der 
Verkäufer  also  und  der  dritte  Käufer,  der  Strafe  der  Landesver- 
weisung, wenn  ihnen  anders  das  betrügerische  Verfahren  nachge- 
wiesen werden  kann,  nur  daß  die  Strafklage  längstens  am  dritten 
Alldinge  angestellt  werden  muf;5;  überdies  wird  durch  fünf  dem 
Lande  zunächst  wohnende  Grundeigentümer  der  Schätzungswert 
dieses  Landes  festgestellt,  und  hat  nun  der  Vorkaufsberechtigte,  je 
nachdem  er  den  ihm  abgeschwindelten  Kaufpreis  bereits  erlegt  hat 
oder  nicht,  entweder  nur  diesen  Schätzungswert  zu  entrichten  oder 
das  über  denselben  hinaus  Zuvielbezahlte  wieder  zurückzufordern. 
Hat  dagegen  der  Vorkaufsberechtigte  auf  den  Einstand  verzichtet, 
so  wird,  wenn  hinterher  bewiesen  w^erden  kann,  daß  das  Angebot 
ein  betrügerisches  gewiesen  war,  gegen  die  Beteiligten  dieselbe  Straf- 
klage gewährt,  wie  sie  soeben  besprochen  wurde;  die  Konüngsbök 
bemerkt  überdies  ausdrücklich,  daß  der  Vorkaufsberechtigte  solchen- 
falls den  Kaufpreis  als  nichtig  anfechten  (stefna  til  rofskaupinu)  dürfe, 
und  daß  dieser  als  nichtig  aufzuheben  sei,  wenn  der  Beweis  des  Be- 
truges gelinge.  Das  Vindikationsverfahren  muß  indessen  schon  am 
nächsten  Alldinge  nach  erfolgtem  Angebote  durchgeführt  werden, 
und  ist  demnach  die  Geltendmachung  der  vermögensrechtlichen 
Wirkungen  des  gespielten  Betruges  an  eine  beträchtlich  kürzere  \^er- 
jährungsfrist  gebunden,  als  die  Geltendmachung  seiner  strafrechtlichen 
Folgen.  Die  Staöarhölsbök  enthält  dagegen  anstatt  dieses  letzteren, 
ihr  fehlenden  Zusatzes  eine  längere  Bestimmung,  deren  Verständnis 
freilich  seine  besonderen  Schwierigkeiten  hat."')  Für  den  Fall  nämlich, 
daß  der  Vorkaufsberechtigte  bereits  zu  der  Zeit,  da  ihm  das  Land 


1)  Konüngsbök,  192/100;  Staöarhölsbök,  401/437. 

2)  Konüngsbök,  192/100  —  loi  ;  Staöarhölsbök,  402/437— 3S. 
^)  Staöarhölsbök,  402/438 — 39. 
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zur  Erklärung  über  den  Vorkauf  angeboten  wird,  Verdacht  schöpft; 
daß  ihm  ein  höherer  Preis  als  der  wirklich  ausbedungene  angesagt 
worden  sei,  wird  ihm  hier  folgender  Ausweg  eröffnet.  Er  mag 
solchenfalls  gleich  von  v^ornherein  unter  Beiziehung  von  Zeugen  er- 
klären, daß  er  auf  die  Ausübung  seines  Einstandsrechtes  aus  dem 
Grunde  verzichte,  weil  er  das  ihm  mitgeteilte  Angebot  für  ein  be- 
trügerisches (brekboö)  halte;  das  schützt  ihn  bei  seinem  Rechte,  „ef 
hann  er  retthafe  at  oröenn''.  Der  meines  Wissens  nur  an  dieser 
Stelle  vorkommende  Ausdruck  „retthafe"  scheint  mir  nicht  auf  den 
rechtlichen  Erwerb  des  Vorkaufsrechtes  bezogen  werden  za  dürfen, 
wie  dies  von  [jörör  Sveinbjörnsson  geschah,  welcher  unsere  Stelle 
übersetzt:  „ita  facere  ei  fas  est,  si  legaliter  jus  protimeseos  acquire- 
bat'',  und  auch  in  seinem  Glossare  nur  die  Erklärung  gibt:  „jus 
habens,  jure  gaudens'';^)  dem  Zusammenhange  der  Stelle  nach  er- 
scheint diese  Erklärung  durchaus  ungenügend,  und  wenn  von  den 
Lexikographen  Eirfkr  Jönsson  das  Wort  mit:  „retmsessig,  lovlig  Be- 
sidder",  von  Joh.  Eritzner  mit :  „retmaessig  Besiddelse  af  noget",  von 
Guöbrandr  Vigfüsson  mit:  „in  lawful  possession  of  erklärt  wird,  so 
sind  alle  diese  Erklärungen  sichtlich  nur  der  von  I)örör  Sveinbjörnsson 
gegebenen  nachgeschrieben.  Ich  möchte  vielmehr  den  Ausdruck 
nur  auf  das  Obsiegen  in  der  betreffenden  Beweisführung  und  dem 
betreft'enden  Prozesse  beziehen  und  somit  unsere  Stelle  dahin  ver- 
stehen, daß  die  gleich  von  vornherein  vom  Einstandsberechtigten 
abgegebene  Erklärung,  auf  die  Ausübung  des  Einstandes  zu  ver- 
zichten, weil  er  die  erfolgte  Preisangabe  für  eine  betrügerische  halte, 
ihn  unter  der  Voraussetzung  bei  seinem  Rechte  schütze,  daß  er 
hinterher  den  gespielten  Betrug  zu  beweisen  vermöge  und  somit  in 
dem  nachträglich  geführten  Prozesse  ein  obsiegendes  Urteil  erlange. 
Schließen  aber  trotz  der  abgegebenen  Erklärung  der  Grundeigen- 
tümer und  der  Dritte  ihren  Kaufvertrag  ab,  so  mag  der  Vorkaufs- 
berechtigte diesen  sofort  anfechten  (stefna  til  rofs  kaupinu)  und  dem 
Käufer  das  Land  abvindizieren  (stefna  til  brigöar  of  landit),  indem 
er  zugleich  eine  Buße  von  drei  Mark  gegen  ihn  einklagt.  Am  Ding 
haben  fünf  landbüar  die  Frage  des  Betrugs  durch  ihren  Wahrspruch 
zu  erledigen,  und  der  Kauf  wird  als  nichtig  aufgehoben,  wenn  sie 
einen  Betrug  als  gegeben  annehmen;  die  fünf  dem  Lande  zunächst 
wohnenden  Grundeigentümer  haben  sodann  dieses  abzuschätzen  und 
mag  der  Vorkaufsberechtigte  dasselbe  um  den  von  ihnen  festgestellten 


Bd.  II,  S.  242  der  Quartausgabe,  Glossar,  S.  68. 
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Schätzungswert  kaufen.  Auch  diese  Vindikationsklage  soll  am 
nächsten  Alldinge  nach  erfolgtem  Angebote  angestellt  werden;  neben 
ihr  mag  der  Vorkaufsberechtigte  aber,  wenn  er  will,  auch  noch  eine 
Bußklage  auf  drei  Mark  gegen  den  Verkäufer  richten,  weil  dieser 
das  Land  billiger  als  um  den  ihm  angesagten  Preis  v^erkaufte,  und 
eine  weitere  Bußklage  auf  denselben  Betrag  darum,  weil  er  ihm  das 
Land  nicht  um  den  Preis  anbot,  um  welchen  er  es  verkaufte;  auch 
in  diesem  Falle  wird  der  Beweis  durch  den  Wahrspruch  der  fianf 
landbüar  erbracht.  Neben  den  soeben  angeführten  Klagen  gewährt 
aber  die  Staöarhölsbök  dem  Vorkaufsberechtigten  alternativ  auch 
noch  den  anderen  Ausweg,  in  der  oben  bezeichneten  Weise  gegen 
den  \^erkäufer  sowohl  als  gegen  den  Käufer  auf  Landesverweisung 
zu  klagen,  falls  sich  nur  überhaupt  die  Tatsache  des  betrügerischen 
Angebotes  nachweisen  läßt.  Die  Staöarh(')lsbök  läßt  somit  dem 
Kläger  die  Wahl  zwischen  einer  strengeren  und  einer  milderen  Straf- 
klage, von  denen  jedoch  die  letztere  ungleich  rascher  verjährt  als 
die  erstere  und  überdies  auch  späterer  Entstehung  zu  sein  scheint 
als  diese,  da  die  Konüngsbök  nur  die  strengere  Strafklage  kennt. 
Dabei  fällt  auf,  daß  einerseits  auch  die  Konüngsbök  die  kürzere  Ver- 
jährungsfrist für  die  zivilrechtliche  Klage  vorschreibt  und  somit  die 
längere  nur  auf  die  Strafklage  anwendet,  und  daß  andererseits  die 
Staöarhölsbök  die  Zivilklage  nur  im  Anschlüsse  an  die  mildere  Straf- 
klage bespricht,  welche  sie  eben  auch  derselben  kürzeren  Verjährungs- 
frist unterwirft;  wahrscheinlich  hat  demnach  das  jüngere,  in  der 
Staöarhölsbök  vertretene  Recht  an  die  Behandlung  der  Zivilklage  im 
älteren  Rechte  angeknüpft  und  die  Bußklage,  welche  es  alternativ 
mit  der  Klage  auf  Landesverweisung  dem  Vorkaufsberechtigten  ein- 
räumen wollte,  darum  jener  ersteren  auch  bezüglich  der  Verjährungs- 
frist gleichgestellt.  —  Je  nach  Umständen  haben  die  bisher  be- 
sprochenen Regeln  auch  wohl  Modifikationen  zu  erleiden  oder  be- 
dürfen dieselben  doch  einer  Vervollständigung  durch  weitere  Neben- 
bestimmungen. So  gilt  zunächst  der  Satz/)  daß  das  Anerbieten  von 
Land  zum  Vorkaufe  ebensogut  durch  einen  Bevollmächtigten,  wie 
durch  den  Eigentümer  selbst  besorgt  werden  kann,  nur  daß  der  Be- 
vollmächtigte sich  auf  Verlangen  des  Vorkaufsberechtigten  als  solcher 
durch  die  Vorführung  der  Zeugen  legitimieren  muß,  welche  bei  der 
Erteilung  der  Vollmacht  mittels  handsöl  beigezogen  worden  waren. 


^)  Konüngsbök,  193/104;  Staöarhölsbök,  402/440. 
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So  wird  ferner  bestimmt,  ^)  daß  für  den  Fall,  da  eine  Vorkaufsbe- 
rechtigung einem  Minderjährigen  zusteht,  das  Anbieten  des  belasteten 
Landes  zum  Vorkaufe  an  dessen  Vormund  zu  richten  ist,  falls  dieser 
anders  innerhalb  desselben  Landesviertels  wohnt,  in  welchem  das 
Land  liegt.  Will  nun  der  Vormund  von  dem  angebotenen  Vorkaufe 
Gebrauch  machen,  so  mag  er  dies  tun ;  aber  er  handelt  dabei  auf 
eigene  Wag  und  Gefahr,  soferne  er  das  auf  Grund  des  mäli  erkaufte 
Land  selber  behalten  muß,  wenn  es  der  Mündel  nach  erreichter  Voll- 
jährigkeit nicht  übernehmen  will.  Mag  der  Vormund  dagegen  von 
dern  Vorkaufsrechte  keinen  Gebrauch  machen,  so  kann  der  Eigen- 
tümer des  Landes  dasselbe  verkaufen,  jedoch  nur  unter  der  Be- 
dingung, daß  das  Vorkaufsrecht  auf  demselben  ganz  in  derselben 
Weise  liegen  bleibe,  wie  es  zuvor  auf  demselben  gelegen  hatte,  was 
doch  wohl  nur  dahin  verstanden  werden  darf,  daß  dem  Mündel  das 
Recht  vorbehalten  bleiben  soll,  seinerzeit  nach  erreichter  Volljährig- 
keit noch  nachträglich  von  dem  Vorkaufsrechte  Gebrauch  machen 
zu  dürfen.  Bei  dieser  Gelegenheit  muß  daran  erinnert  werden,  daß 
auch  die  Veräußerung  eines  mäli  nur  an  einen  Erwerber  geschehen 
darf,  welcher  in  demselben  Landesviertel  wohnt,  in  welchem  das  be- 
lastete Land  liegt,  -)  und  daß  der  Vorkaufsberechtigte,  welcher  das 
Land  oder  auch  nur  das  Landesviertel  verlassen  will,  in  welchem  das 
belastete  Land  liegt,  dem  Eigentümer  dieses  Landes  einen  innerhalb 
dieses  Landesviertels  angesessenen  Mann  zu  benennen  hat,  an  welchen 
er  während  der  Dauer  seiner  Abwesenheit  vorkommendenfalls  das 
Angebot  zum  Vorkaufe  richten  soll,  ^)  letzteres  eine  Verpflichtung, 
welche  offenbar  auch  den  Vormund  traf,  wenn  er  in  einem  anderen 
Landesviertel  wohnte,  als  in  welchem  das  Land  lag,  an  welchen 
seinem  Mündel  ein  Vorkaufsrecht  zustand.  Aber  auch  in  dem  zu- 
letzt erwähnten  Falle  kamen,  w^enn  das  belastete  Land  wirklich  wäh- 
rend der  Abwesenheit  des  Berechtigten  seinem  Bevollmächtigten  zum 
Vorkaufe  angeboten  wurde,  ziemlich  dieselben  Grundsätze  zur  An- 
wendung, wie  beim  Vormunde.^)  Auch  der  Bevollmächtigte  kann 
nämlich  von  dem  Vorkaufsrechte  Gebrauch  machen,  wenn  er  will, 
jedoch  nur  auf  die  Gefahr  hin,  daß  er  das  gekaufte  Land  selber  be- 
halten und  aus  seinen  eigenen  Mitteln  bezahlen  muß,  wenn  der 
Vollmachtgeber  dasselbe  bei  seiner  Heimkehr  seinerseits  nicht  haben 

1)  Konüngsbök,  195/105  — 106;  StaÖarh  ölsb  ök,  401/435 — 36. 
-)  StaÖarhölsbök,  401/434 — 35. 

^)  Konüngsbök,  193/102;  S  t  a  ö'a  r  h  ö  1  s  b  ö  k  ,  401/435. 
Konüngsbök,  196/106;  StaÖarhölsbök,  401/436. 
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will,  wogegen  dieser  nach  freiem  Ermessen  das  Land  umgekehrt 
auch  für  sich  in  Anspruch  nehmen  kann,  natürlich  gegen  Ersatz  des 
Kaufpreises,  soweit  dieser  nicht  etwa  durch  die  während  seiner  Ab- 
^v^esenheit  eingegangenen  Pachtgelder  bereits  gedeckt  ist;  verzichtet 
dagegen  der  Bevollmächtigte  auf  die  Ausübung  des  Vorkaufsrechtes, 
oder  enthält  er  sich  jeder  Erklärung  über  das  Angebot,  so  mag  der 
Eigentümer  des  Landes  dasselbe  verkaufen,  jedoch  so,  daß  das  alte 
Vorkaufsrecht  auf  demselben  liegen  bleibt,  was  ich  gleichfalls  wieder 
dahin  verstehen  zu  sollen  glaube,  daß  der  \^orkaufsberechtigte  nach 
seiner  Heimkehr  noch  binnen  gesetzter  Frist  von  demselben  Gebrauch 
machen  kann. 

Im  Bisherigen  wurde  stets  vorausgesetzt,  daß  der  Grundeigen- 
tümer, welcher  sein  Land  zur  Ausübung  des  \^orkaufsrechtes  anbieten 
will,  für  dasselbe  bereits  einen  dritten  Käufer  gefunden  habe;  es 
kann  jedoch  das  Angebot  auch  erfolgen,  ehe  er  noch  einen  Käufer 
ermittelt  hat,  und  gelten  für  diesen  Ausnahmsfall  folgende  Regeln : 
Ist  das  belastete  Land  seinem  Eigentümer  feil,  ohne  daß  er  doch 
noch  einen  annehmbaren  Käufer  gefunden  hätte,  so  kann  er  dennoch 
die  oben  besprochene  vorläufige  Anzeige  an  den  \"orkaufsberechtigten 
richten,  nur  mit  dem  Beifügen,  daß  er  vorerst  noch  keinen  Käufer 
habe.  Die  Anzeige  muß  dabei  ganz  wie  sonst  spätestens  eine  Woche 
vor  Sommersanfang  gemacht  werden,  „und  bereite  du  dich",  soll  er 
sagen,  „darauf  vor,  daß  ich  am  ersten  Sommertage  mit  einem  Käufer 
nach  deiner  Wohnung  komme,  wenn  ich  für  das  Land  einen  Käufer 
finde".  Findet  sich  nun  eine  Woche,  oder  auch  nur  drei  Tage  vor 
Sommersanfang  ein  Käufer,  so  soll  der  Grundeigentümer  dem  \'or- 
kaufsberechtigten  hiervon,  sowie  von  dem  ihm  gebotenen  Preise  so- 
fort Mitteilung  machen,  und  hat  sich  dieser  am  ersten  Sommerstage 
ganz  in  derselben  Weise  über  das  Angebot  zu  erklären,  wie  bei  dem 
oben  geschilderten  regelmäßigen  \^erfahren.  Pändet  sich  dagegen 
erst  noch  später  ein  Käufer,  so  hat  sich  der  \^orkaufsberechtigte 
wiederum  drei  Tage  nach  erfolgter  Anzeige  über  das  Angebot  zu 
erklären;  doch  besteht  dabei  zwischen  unseren  beiden  Texten  eine 
geringe  Verschiedenheit,  indem  die  Konüngsbök  diese  spätere  An- 
zeige überall  erstatten  läßt,  wo  der  Verkäufer  den  \'orkaufsberech- 
tigten  persönlich  zu  treften  weiß  (|)ä  er  hann  finnr  hann  sjalfan  at 
male),  wogegen  die  Staöarhölsbök  schlechterdings  fordert,  daß  die 
Anzeige  am  Wohnorte  des  letzteren  (heima)  erfolge.    Der  Text  der 


^)  Konüngsbük,  193/102  -  103  :  SiaÖarhölsbük,  402439 — 40. 
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Staöarhölsbök  erweist  sich  dabei  deutlich  als  ein  interpolierter;  doch 
gestatten  beide  Texte  übereinstimmend  dem  Verkäufer  die  Erlassung 
einer  heimstefna  an  den  Vorkaufsberechtigten  mit  einer  siebentägigen 
Frist,  soferne  er  desselben  nicht  anders  habhaft  zu  werden  weiß. 

Auch  sonst  gedenken  die  Quellen  noch  einiger  besonderer  Vor- 
kommnisse, welche  bei  dem  Verkaufe  von  mälaland  unter  Umständen 
vorkommen  können.     Zunächst  wird  ausgesprochen,  was  sich  im 
Grunde  von  selbst  versteht,  daß  die  lysmg  des  lögmäli  dem  wirk- 
lichen Sachverhalte  entsprechen  müsse,  und  daß  sodann  das 
Angebot  zum  Vorkaufe  auch  wieder  in  einer  der  lysfng  entsprechen- 
den Art  zu  erfolgen  habe ;  ^)  bemerkenswert  ist  aber  die  an  diese 
Vorschrift  sofort  sich  anschließende  Bestimmung,  daß  für  den  Fall, 
da  bei  der  Errichtung  des  mali  gleich  von  vornherein  der  Preis  be- 
stimmt worden  w^ar,  um  welchen  vorkommendenfalls  der  Vorkauf 
sollte  ausgeübt  werden  können,  das  Anbieten  zum  Vorkaufe  ohne 
Zuziehung  des  dritten  Käufers   erfolgen   dürfe,  während  doch  im 
übrigen  das  gewöhnliche  Verfahren  eingehalten  werden  müsse,  und 
auffällig  erscheint  dabei  überdies,  daß  derartiges  Land  an  unserer 
Stelle  dem  mälaland  gegenübergestellt  und  somit  selber  eigentlich 
gar  nicht  mehr  als  mälaland  betrachtet  wird.    Beides  ist  indessen 
vollkommen  folgerichtig.    Die  Zuziehung  des  dritten  Käufers  hat  ja 
nur  die  Bedeutung,  daß  dieser  den  Preis  anzugeben  hat,  um  welchen 
er  das  Land  zu  kaufen  bereit  ist;  sie  hat  demnach  keinen  Sinn,  wenn 
der  Vorkaufsberechtigte  nicht  um  diesen  Preis  einzustehen  hat,  son- 
dern um  einen  ganz  anderen,  von  vornherein  vertragsmäßig  festge- 
setzten Preis.  Wenn  ferner  der  mali  wesentlich  als  ein  Vorkaufsrecht 
aufzufassen  ist,  so  paßt  dessen  Bezeichnung  in  der  Tat  nicht  mehr 
vollständig  auf  den  Fall,  da  der  Berechtigte  um  einen  anderen  als 
den  vom  dritten  Käufer  gebotenen  Preis  zu  kaufen  hat,  indem  er 
eben  solchenfalls  eigentlich  nicht  in  den  mit  dem  Dritten  abge- 
schlossenen Kauf  einsteht.  —  In  einem  solchen  Falle  soll  ferner  beim 
Verkaufe  von  mälaland  das  Anerbieten  zum  Vorkaufe  nicht  erforder- 
lich sein,  dann  nämlich,  wenn  dieses  in  einem  övaeruteigr  be- 
steht. ^)    Man  versteht  aber  unter  dem  övaeruteigr,  wörtlich  dem 
Landstücke  der  Unruhe,   ein  kleines  Stück  Weidelandes,  welches 
ringsum  von  fremdem  Besitze  umgeben  und  darum  ein  beständiger 
Anlaß  zu  Streitigkeiten  unter  den  Nachbarn  ist;    ein  Wert  von 


^)  Konüngsbök,  193/104;  Staöarhölsbök,  402/440. 
2)  Konüngsbök,  194/104 — 105;  Staöarhölsbök,  402/440. 
Maurer,  Altnordisches  Pfandrecht. 
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höchstens  fünf  Unzen  bildet  dabei  die  Grenze,  welche  das  Grund- 
stück nicht  überschreiten  darf,  ohne  seine  Eigenschaft  als  ovseruteigr 
einzubüßen.  Die  vielfachen  Konflikte  unter  den  Nachbarn,  welche 
infolge  der  Weideberechtigung  auf  einem  so  kleinen  und  so  un- 
günstig gelegenen  Landstücke  sich  ergeben  mußten,  haben  aber  wie 
zu  jenem  wunderlichen  Namen,  so  auch  zu  einer  ganz  eigentüm- 
lichen rechtlichen  Behandlung  derartiger  Besitzungen  geführt.  Nach 
einer,  allerdings  nur  in  der  Staöarhölsbök  vollständig  erhaltenen 
Stelle  ^)  gilt  nämlich  die  Regel,  daß  einerseits  der  Grundeigentümer 
berechtigt  ist  zu  fordern,  daß  der  Weidebesitzer  ihm  sein  Weideland 
um  den  Preis  verkaufe,  welchen  fünf  Nachbarn  durch  ihre  eidliche 
Schätzung  feststellen,  und  daß  andererseits  auch  der  Weidebesitzer 
fordern  darf,  daß  der  Grundeigentümer  ihm  dasselbe  um  eben  diesen 
Preis  abkaufe;  weigert  sich  der  eine  oder  andere,  dieser  Verpflichtung 
zu  genügen,  so  trifft  ihn  eine  Buße  von  drei  Mark  und  der  Gegner 
kann  mit  der  Abschätzung  einseitig  vorgehen,  mit  ganz  demselben 
Erfolge,  wie  wenn  der  andere  Teil  mitgewirkt  hätte.  Insoweit  ist 
demnach  in  Bezug  auf  den  övaeruteigr  einerseits  eine  gesetzliche 
Expropriation  und  andererseits  ein  gesetzlicher  Zwangskauf  vorge- 
sehen, beides  im  Interesse  der  Landwirtschaft  sowohl  als  des  nach- 
barlichen Friedens.  Wenn  nun  die  Staöarhölsbök  kurz  und  bündig^ 
den  Satz  ausspricht:  „ekki  skal  maör  selja  af  mälalandi,  nema  övseru- 
teig,  äör  hann  byör  |)eim  landit  er  mälann  ä",  und  unmittelbar 
darauf,  mit  der  Konüngsbök  übereinstimmend,  die  doppelte  \"or- 
schrift  ausspricht,  daß  ein  övseruteigr,  welcher  entweder  selbst  mäla- 
land  ist  oder  auch  innerhalb  eines  fremden  mälaland  liegt,  nach 
Maßgabe  der  früher  bereits  besprochenen  Regeln  veräußert  und  ge- 
kauft werden  dürfe,  so  wird  selbstverständlich  angenommen  werden 
müssen,  daß  hier  wie  dort  nur  an  einen  Verkauf  zu  denken  sei, 
welcher  unter  den  Begriff  sei  es  nun  einer  gesetzlichen  Expropriation 
oder  eines  gesetzlichen  Zwangskaufes  fällt,  also  an  einen  Verkauf  des 
övseruteigr  an  den  Eigentümer  des  umliegenden  Landes,  so  daß  also 
im  Grunde  nur  gesagt  ist,  daß  dem  Expropriationsrechte  des  Grund- 
eigentümers und  dem  Zwangsrechte  des  Weidebesitzers  der  mäli  des 
Vorkaufsberechtigten  ganz  ebensogut  weichen  muß  als  das  Eigentum 
des  Weidebesitzers  selbst  und  die  Handlungsfreiheit  des  benachbarten 
Grundeigentümers.  Nebenher  ergibt  sich  aber  aus  diesen  Vorschriften 


^)  Staöarhölsbök,  396/428 — 29;  vgl.  aber  auch  Konüngsbök,  194  104 
—  105. 
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auch  noch  die  Folgerung,  daß  der  Regel  nach  auch  die  Veräußerung 
bloßer  Parzellen  des  mälaland  der  Verpflichtung  unterliege,  dieselben 
zum  Vorkaufe  anzubieten,  während  zugleich  die  Frage  angeregt  wird, 
ob  nicht  auch  für  den  Fall  eines  zwangsweisen  Ankaufes  des  övaeru- 
teigr  durch  den  Eigentümer  des  denselben  umgebenden  mälaland 
die  Konsequenz  entstehe,  daß  sich  sein  Vorkaufsrecht  nunmehr  ohne 
weiteres  auf  das  vergrößerte  Land  beziehe,  w^as  unter  Umständen 
für  ihn  von  Vorteil,  unter  Umständen  aber  auch,  des  sich  erhöhenden 
Preises  wegen,  von  Nachteil  sein  kann.  Die  Wortfassung  unserer 
Texte  ist  nicht  völlig  klar;  indessen  scheint  sie  doch  eher  auf  eine 
Bejahung  als  auf  eine  Verneinung  der  Frage  hinzudeuten.  —  Keines 
Anbietens  zum  Vorkaufe  bedarf  ferner  der  Verkauf  von  mälaland 
dann,  wenn  dasselbe  nur  auf  bestimmte  Zeit  veräußert  werden 
will,  soferne  sich  nur  diese  Frist  nicht  auf  mehr  als  drei  Jahre  er- 
streckt;-^) die  Konüngsbök  behandelt  aber  auch  eine  derartige  Ver- 
äußerung gar  nicht  als  einen  Verkauf,  stellt  sie  vielmehr  dem  Ver- 
kaufe geradezu  als  etwas  anderes  gegenüber,  während  die  Staöar- 
hölsbök  auch  in  diesem  Falle  von  einem  Verkaufe  spricht  und  nur 
den  auf  so  kurze  Zeit  geschlossenen  Verkauf  dem  auf  ewig  (at  alda 
ööli)  oder  doch  auf  eine  längere  Reihe  von  Jahren  abgeschlossenen 
Verkaufe  entgegensetzt.  Immerhin  konnte  aber  ein  derartiges  Ge- 
schäft sehr  leicht  dazu  mißbraucht  werden,  um  einen  wirklichen  und 
für  alle  Zukunft  gültigen  Verkauf  zum  Nachteile  des  Vorkaufsbe- 
rechtigten zu  verdecken,  und  unsere  Rechtsbücher  eröffnen  darum 
dem  Vorkaufsberechtigten  für  den  Fall,  daß  er  einen  derartigen 
Verdacht  hegt,  einen  zwiefachen  Ausweg.  Einmal  nämlich  kann  er 
gegen  den  Verkäufer  eine  Strafklage  anstellen,  welche  sich  auf  die 
Tatsache  des  widerrechtlichen  Verkaufes  stützt,  und  auf  drei  Mark 
Buße,  sowie  auf  sechs  Unzen  „handsalsslit"  geht;  sodann  aber  kann 
er  auch  den  Verkauf  als  ungültig  anfechten,  und  geht  die  Klage 
letzterenfalls  gegen  den  Käufer.  War  dieser  letztere  beim  Abschlüsse 
des  Kaufvertrages  von  dessen  Widerrechtlichkeit  unterrichtet  ge- 
wesen, so  kann  die  Klage  gegen  ihn  zugleich  auch  auf  eine  Buße 
von  drei  Mark  gerichtet  werden;  wußte  er  dagegen  nicht,  daß  das 
von  ihm  erkaufte  Land  einem  mäh  unterlag,  so  bleibt  er  bußfrei, 
während  der  Verkäufer  dafür  neben  der  Buße  von  drei  Mark  an  den 
Vorkaufsberechtigten  noch  einer  weiteren  ebensolchen  an  den  Käufer 
unterHegt  und  nach  der  Konüngsbök  überdies  auch  noch  an  diesen 


^)  Konvingsbök,  194/105;  StaÖarhölsbok,  402/440 — 41. 
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wie  an  jenen  je  sechs  Unzen  „handsalsslit"  zu  entrichten  hat,  von 
welcher  letzteren  Zahlung  die  Staöarhölsbök  freilich  keine  r>wäh- 
nung  tut. 

Mancherlei  Vorschriften  finden  sich  auch  in  liezug  auf  das  Ver- 
fahren, welches  für  den  Fall  einzuhalten  ist,  da  der  Vorkaufsberech- 
tigte erklärt  hat,  in  den  Kauf  einstehen  zu  wollen.  So  bestimmt 
zunächst  unser  jüngeres  Rechtsbuch  ausdrücklich,  ^)  was  sich  im 
Grunde  schon  von  selbst  versteht,  daß  bei  dem  zwischen  dem  Ver- 
käufer und  dem  Vorkaufsberechtigten  abzuschließenden  Kaufvertrage 
ganz  dieselben  Förmlichkeiten  beobachtet  und  insbesondere  ganz 
in  derselben  Weise  Zeugen  beigezogen  werden  müssen,  wie  bei 
jedem  anderen  Landkaufe;  daß  ferner  als  „eindagi"  für  die  Zah- 
lung des  Kaufpreises  ganz  dieselben  Orte  und  Zeiten  gelten  sollen, 
welche  ein  für  allemal  für  gesetzlich  zu  leistende  Zahlungen  vorge- 
schrieben sind  (i  öllum  stööum,  ])ar  er  gjöld  cro  maelt).  Beides  ist 
im  Grunde  nur  eine  Folge  der  durchgreifenden  Regel,  daß  der  Vor- 
kaufsberechtigte eben  nur  in  den  mit  dem  Dritten  verabredeten 
Vertrag  einzustehen  hat,  in  diesen  aber  auch  seinem  vollen  Umfange 
nach;  beides  müßte  somit  auch  gelten,  wenn  es  in  der  Staöarhölsbök 
nicht  ausdrücklich  ausgesprochen  wäre,  und  kann  somit  auch  nicht 
als  eine  besondere  Eigentümlichkeit  des  jüngeren  Rechtsbuches  gegen- 
über dem  älteren  gelten.  Ähnlich  steht  es  aber  auch,  wenn  die 
Staöarhölsbök  vorschreibt,  -)  daß  der  Käufer  in  diesem  Falle  wie  bei 
allen  anderen  Landkäufen  sein  gekauftes  Gut  an  den  nächsten  Fahr- 
tagen  nach  dem  Kaufsabschlusse  zu  bezichen  hat,  also  am  Donners- 
tag bis  Samstag  der  siebenten  Sommerwoche;  daß  ferner  der  ab- 
ziehende Verkäufer,  wenn  er  etwa  noch  irgend  welchen  Hausrat  in 
den  Wohngebäuden,  oder  Heu  in  Stadeln  oder  auf  Stecken  zurück- 
läßt, bezüglich  der  nachträglichen  Abfuhr  derartiger  Dinge  ganz 
denselben  Regeln  unterliegen  soll,  welche  für  den  nach  Ablauf  seiner 
Pachtzeit  abziehenden  Gutspächter  gelten  und  in  dem  vom  Pacht- 
lande handelnden  Abschnitte  unserer  Rechtsbücher  besprochen 
werden.-*^)  Uber  die  beiden  zuletzt  besprochenen  Punkte  finden  sich 
überdies  anderwärts,  und  zwar  in  unseren  beiden  Texten  wesentlich 
übereinstimmend,  noch  mehrfache  weitere  Vorschriften.  So  wird 
bestimmt,  ^)  daß  die  Zahlung  des  Kaufpreises  vom  dritten  Käufer 


^)  Staöarhölsbök,  402/442—43.  ^)  ebenda,  402/443. 

^)  Staöarhölsbök,  434/502 — 3  ;  teilweise  auch  Konüngsbök,  220/138 — 39. 

*)  Konüngsbök,  193/104;  Staöarhölsbök,  402/440. 
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in  legalen  Zahlmitteln  (lögaurar)  angeboten  werden  müsse  und 
daß  ein  in  anderer  Weise  gemachtes  Gebot  als  nicht  gemacht  gelten 
solle;  die  Staöarhölsbök  verbietet,  was  natürlich  nur  beispielsweise 
gemeint  sein  kann,  insbesondere  das  Anbieten  der  Zahlung  in  Land^ 
und  ist  der  Grund  dieser  Bestimmung  augenscheinlich  der,  daß  die 
Zulassung  eines  Ausbedingens  der  Zahlung  in  individuell  bestimmten^ 
nicht  marktgängigen  Zahlmitteln  das  Vorkaufsrecht  geradezu  illu- 
sorisch machen  würde.  Die  Zahlzeit  wird  ferner  je  nach  der 
Verschiedenheit  der  Fälle  in  ganz  verschiedener  Weise  bestimmt.  ^) 
Hat  sich  der  Vorkaufsberechtigte  auf  Grund  eines  in  regelmäßiger 
Weise  erfolgten  Angebotes  bereits  am  ersten  Sommertage  für  den 
Einstand  entschieden,  so  hat  er  den  Kaufpreis  noch  in  demselben 
Jahre  zu  erlegen,  und  zwar  am  Donnerstage  in  der  achten  Sommer- 
woche und  auf  dem  erkauften  Lande  selbst,  soweit  nicht  etwa  ein 
früherer  gemeinsamer  gjalddagi,  d.  h.  Zahltag  und  Zahlort,  für  die 
beiden  Kontrahenten  bestand,  wie  dies  z.  B.  für  die  Angehörigen 
eines  und  desselben  Dingbezirkes  der  Fall  war,  für  welche  das  skulda- 
]3mg  als  solcher  galt,  welches  unmittelbar  nach  dem  Schlüsse  des 
varl^inges  an  dessen  Dingstätte  abgehalten  wurde.  ^)  Die  Staöar- 
hölsbök fügt  übrigens  noch  bei,  ^)  daß  das  Land  von  dem  ein- 
stehenden Vorkaufsberechtigten,  wie  oben  schon  bemerkt,  an  den 
nächsten  Fahr  tagen  übernommen  werden  müsse,  während  der 
Verkäufer  dasselbe  bis  dahin  gleich  einem  Pächter  zu  bewahren  und 
die  Gefahr  für  dasselbe  zu  tragen  hat,  andererseits  aber  auch  die 
sämtlichen  Nutzungen  desselben  zu  beziehen  berechtigt  ist,  ganz  wie 
dies  auch  von  jedem  anderen  gilt,  der  mitten  im  Jahre  sein  Land 
verkauft,  und  daß  er  sich  auch  bei  seinem  Abzüge  vom  Gute  ganz 
wie  ein  abziehender  Pächter  zu  verhalten  hat.  Natürlich  sind  dabei 
unter  den  „nächsten  Fahrtagen"  die  dem  Kaufsabschlusse  und  nicht 
die  dem  Zahltage  nächstfolgenden  zu  verstehen,  was  darum  von  er- 
heblicher Bedeutung  ist,  weil  die  Fahrtage,  wie  bemerkt,  in  die 
siebente  Sommerwoche  fallen,  also  um  eine  Woche  früher  als  der 
gesetzUch  vorgesehene  allgemeine  Zahltag,  der  ja  erst  an  der  Spitze 
der  achten  Sommerwoche  steht.  Hat  sich  der  Vorkaufsberechtigte 
dagegen  erst  nach  dem  ersten  Sommertage  für  den  Einstand  erklärt^ 
so  läßt  ihn  die  Konüngsbök  auch  erst  am  Donnerstage  der  achten 


^)  Konüngsbök,  193/103;  Staöarhölsbök,  402/441. 

2)  vgl.  Finsen,  Ordregister,  s.  v.  gjalddagi  und  skulda{)fng,  S.  617  und  675 — 76. 
^)  Staöarhölsbök,  402/441 — 42. 
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Sommervvoche  des  nächstfolgenden  Jahres  den  Kaufpreis  erlegen, 
wenn  nicht  etwa  die  beiden  Kontrahenten  einen  früheren  gemein- 
samen Zahltag  haben;  doch  wird  dabei  noch  zwischen  zwei  Fällen 
unterschieden,  je  nachdem  nämlich  die  Erklärung  des  Einstandes 
noch  längstens  am  Donnerstage  der  vierten  Sommerwoche  erfolgt 
oder  noch  später,  etwa  am  Frühlingsdinge,  welches  nicht  vor  dem 
Ablaufe  der  vierten  Sommerwoche  beginnen  und  nicht  nach  dem 
Ablaufe  der  sechsten  Sommerwoche  enden  durfte.  ^)  Im  erstcren 
Falle  hat  der  Vorkaufsberechtigte  noch  in  demselben  Sommer,  in 
welchem  er  den  Einstand  erklärt  hat,  an  den  Fahrtagen  das  Gut 
zu  übernehmen,  und  wenn  zwar  der  Kaufpreis  für  dasselbe  erst  im 
folgenden  Jahre  zu  erlegen  ist,  so  ist  er  doch  zu  erlegen  „meö 
leigum",  d.  h.  mit  Zinsen,  so  daß  der  Verkäufer  also  in  dem  Bezüge 
der  Zinsen  aus  dem  Kaufpreise  für  das  betreffende  Jahr  keinen  Er- 
satz für  die  Nutzungen  des  Landes  erhält,  welche  auf  den  ein- 
stehenden Vorkaufsberechtigten  übergegangen  sind;  im  zweiten  Falle 
dagegen  hat  der  Vorkaufsberechtigte  das  Land  auch  erst  an  den 
Fahrtagen  des  folgenden  Jahres  zu  übernehmen,  während  bis  dahin 
der  frühere  Besitzer  auf  demselben  gleich  einem  Pächter  wohnen 
bleibt,  indem  er  alle  Nutzungen  aus  demselben  bezieht,  aber  auch 
alle  Gefahr  für  dasselbe  trägt,  wogegen  in  diesem  Falle  der  Kauf- 
preis für  das  Land  erst  im  folgenden  Jahre  bezahlt  wird,  und  zwar 
leigolaust,  d.  h.  ohne  Berechnung  von  Zinsen.  -)  Ganz  dieselbe  Be- 
stimmung kehrt  aber  auch  in  der  Staöarhölsbök  wieder,  nur  mit 
der  Abweichung,  daß  als  der  entscheidende  Termin  hier  nicht  der 
Donnerstag  der  vierten,  sondern  erst  der  Donnerstag  der  fünften 
Sommerwoche  bezeichnet  wird ; eine  Abweichung,  welche  mög- 
licherweise nur  einem  Schreibfehler  in  dem  einen  oder  dem  anderen 
Texte  ihre  Entstehung  verdankt  und  jedenfalls  nur  von  sehr  geringer 
Bedeutung  ist.  Beachtenswert  ist  aber,  daß  nach  dem  überein- 
stimmenden Zeugnisse  beider  Texte  der  Verkäufer  für  den  Fall,  da 
er  noch  ein  Jahr  sitzen  zu  bleiben  hat  auf  dem  Gute,  die  Gefahr 
für  dieses  unter  allen  Umständen  tragen  muß,  wenn  er  auch  etwa 
mit  dem  Käufer  eine  gegenteilige  Abrede  getroffen  haben  sollte 
(hvegi  er  hann  stafar  fyrir).  Wunderlich  ist  ferner,  daß  für  den  Fall, 
da  der  Einstand  erst  nach  Ablauf  der  dritten  oder  vierten  Sommer- 


^)  vgl.  Koniingsbök,  56/96. 

2)  Konüngsbök,  192/101 ;  vgl.  mit  193;  I03- 

')  Staöarhölsbök,  402/442. 
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woche  erklärt  wird,  in  beiden  Texten  ganz  gleichmäßig  vorausgesetzt 
wird,  daß  seine  Erklärung  wenigstens  noch  am  varl^inge  erfolge, 
während  doch  augenscheinlich  auch  dann  ganz  dieselben  Folgen  ein- 
zutreten hatten,  wenn  diese  Erklärung  erst  nach  dem  värlifnge,  aber 
doch  noch  vor  dem  ersten  Sommertage  des  nächstfolgenden  Jahres 
abgegeben  wurde.  Es  wird  eben  hier,  wie  so  oft,  das  regelmäßig 
Vorkommende  allein  ins  Auge  gefaßt  worden  sein,  ohne  daß  darum 
doch  seltenere,  und  deshalb  außer  Acht  gelassene  Vorkommnisse 
von  der  gleichen  Behandlung  mit  jenen  ausgeschlossen  werden 
wollten.  Endlich  mag  noch  erwähnt  werden,  daß  in  allen  hier  be- 
sprochenen Fällen  die  Zahlung  immer  auf  dem  verkauften  Lande 
selbst  zu  entrichten  ist,  und  daß  andererseits  eine  Abweichung  von 
dem  legalen  Zahltage  und  Zahlorte  stets  für  den  Fall  vorbehalten 
bleibt,  da  die  Beteiligten  etwa  einen  früheren  Zahltag  und  anderen 
Zahlort  gemein  haben. 

Dies  die  Bestimmungen  der  Rechtsbücher  über  den  mäli.  Aus 
anderen  Quellen  weiß  ich  zu  diesen  nichts  hinzuzufügen,  als  etwa 
die  Notiz,  daß  eine  vollkommen  verlässige  Sage  gelegentlich  von 
Vorgängen,  welche  den  ersten  Jahren  des  13.  Jahrhunderts  ange- 
hören, eines  mäh  Erwähnung  tut,  welchen  Hrafn  Sveinbjarnarson 
am  Myrarlande,  einem  Besitztume  seines  Dingmannes  Mögr,  hatte ;  ^) 
da  der  Verkauf  des  Landes  an  einen  Dritten  ohne  eine  vorgängige 
Befragung  des  Hrafn  hinterher  zu  Mißhelligkeiten  führt,  ist  klar,  daß 
an  dieser  Stelle  unter  dem  mäli  genau  dasselbe  Rechtsverhältnis 
verstanden  wird  wie  in  unseren  Rechtsbüchern,  ohne  daß  doch  eine 
weitere  Aufklärung  über  dieses  aus  dem  Berichte  zu  entnehmen 
wäre.  Vergleicht  man  aber  den  mäli  des  isländischen  Rechtes  mit 
dem  des  norwegischen,  so  zeigt  der  erste  Blick,  daß  beide  einen 
durchaus  verschiedenen  Charakter  an  sich  tragen.  Nur  das  Recht, 
unter  gewissen  Voraussetzungen  ein  bestimmtes  Gut  gegen  Erläge 
eines  gewissen  Geldbetrages  an  sich  bringen  zu  dürfen,  ist  es,  was 
dem  mäli  hier  und  dort  gemein  ist;  aber  sowohl  die  Voraussetzungen, 
unter  welchen  das  Gut  zu  erwerben  steht,  und  der  Preis,  welcher 
für  dasselbe  zu  bezahlen  ist,  als  auch  die  Art,  wie  das  Recht  auf 
den  mäli  begründet  wird,  sind  hier  und  dort  durchaus  verschieden. 
Der  mäli  des  norwegischen  Rechtes  entsteht  jederzeit  durch  einen 
Verkauf  mit  Vorbehalt  des  Wiedereinlösungsrechtes.  Die  Wieder- 
einlösung ferner  ist  bei  ihm  entweder  an  einem  von  vornherein  ver- 


^)  Hrafns  s.  S  v  e  i n b j  a r n  a r s  o n a r ,  12/658. 
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tragsweise  bestimmten,  oder  an  einem  vom  Verkäufer  willkürlich  zu 
wählenden  Termine  vorzunehmen;  wenn  die  FrpL.,  und  teilweise 
wohl  auch  die  GpL.,  dem  Käufer  ebenfalls  das  Recht  einräumen, 
seinerseits  die  Einlösung  zu  fordern,  so  durften  wir  hierin  eine  spatere 
Neuerung  erkennen,  und  überdies  blieb  selbst  bei  dieser  späteren 
Gestaltung  des  Rechtsverhältnisses  die  Entscheidung  der  Frage,  ob 
und  wann  eingelöst  werden  dürfe  und  solle,  doch  immerhin  ledigHch 
dem  Ermessen  der  ursprünglichen  Kontrahenten  überlassen.  Endlich 
bestimmt  sich  der  Preis,  um  welchen  die  norwegische  mälajörö  ein- 
zulösen ist,  grundsätzlich  immer  nach  dem  Verkaufspreise,  um  welchen 
dieselbe  vordem  durch  den  Wiedereinlösenden  selbst  verkauft  worden 
w^ar,  und  es  konnte  nur  ausnahmsweise  in  Notfällen  oder  strafweise 
der  durch  eine  Abschätzung  zu  ermittelnde  Gutswert  an  die  Stelle 
dieses  ursprünglichen  Kaufswertes  treten.    Nach  isländischem  Rechte 
dagegen  konnte  zwar  die  Begründung  des  mali  ebenfalls  mit  einem 
Verkaufe  des  belasteten  Landes  in  Verbindung  stehen,  und  tatsächlich 
scheint  dieselbe  sogar  sehr  häufig  mit  einem  Vorbehalte  zusammen- 
gehangen zu  haben,  welchen  der  Verkäufer  bei  einem  solchen  für 
sich  machte;  aber  doch  ist  eine  derartige  Modalität  der  Begründung 
des  mali  auf  Island  nur  möglich,  aber  keineswegs  notwendig,  viel- 
mehr kann  dieser  hier  ganz  wohl  auch  durch  einen  frei  eingegangenen 
Vertrag  auf  ein  Gut  gelegt  werden,  welches  gar  niemals  demjenigen 
gehört  hatte,  zu  dessen  Gunsten  ihm  die  Beschränkung  auferlegt 
werden  will,  und  der  mali  kann  somit  ganz  ebensogut  eine  einge- 
legte, als  eine  vorbehaltene  Last  des  Landes  bilden.    Nach  isländi- 
schem Rechte  tritt  ferner  die  Befugnis,  das  mälaland  gegen  Entgeld 
an  sich  bringen  zu  dürfen,  weder  an   einem  von  vornherein  be- 
stimmten Termine  ein,  noch  hängt  deren  Eintritt  von  der  einseitigen 
Kündigung  des  einen  oder  des  anderen  Kontrahenten  ab,  sondern 
dieselbe  ist  schlechterdings  an  die  Voraussetzung  gebunden,  daß  das 
mälaland  von  seinem  Eigentümer  verkauft  w^erden  will,   und  von 
welcher  Voraussetzung  hinwiederum  das  norwegische  Recht  nicht 
das  mindeste  weiß.    Endlich  ist  auf  Island  für  die  Einlösung  des 
mälaland  der  Regel  nach  der  Betrag  des  von  dem  dritten  Käufer 
gebotenen  Preises  maßgebend,  wogegen  es  zwar  zulässig  erschien, 
daß  die  Kontrahenten  gleich  von  vornherein  bei  der  Begründung 
des  mäh  vertragsweise  den  Preis  feststellten,  um  welchen  vorkommen- 
denfalls  die  Einlösung  zu  geschehen  hatte,  aber  doch  immerhin  nur 
ausnahmsweise  in  dieser  Weise  vorgegangen  wurde.    Mit  anderen 
Worten:  der  isländische  mali  stellt  sich  grundsätzlich  als  ein  Vor- 
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kaufsrecht  dar,  welches  gleich  unseren  Näherrechten  dingliche  Wir- 
kung hat  und  somit  ebensogut  gegen  den  dritten  Käufer  wie  gegen 
den  Verkäufer  geltend  gemacht  werden  kann,  dagegen  aber  mit  dem 
Pfandrechte  ganz  und  gar  keine  Berührung  hat;  der  norwegische 
mäli  ist  hingegen  unter  keiner  Voraussetzung  ein  Vorkaufsrecht,  da- 
gegen grundsätzlich  ein  vom  Verkäufer  sich  vorbehaltenes  Wieder- 
einlösungsrecht  und  nur  durch  besondere  Gestaltungen,  welche  das 
eine  und  das  andere  Rechtsinstitut  unter  besonderen  Voraussetzungen 
und  durch  besondere  Verabredungen  allenfalls  annehmen  kann,  mögen 
beide  unter  Umständen  einige  Ähnlichkeit  miteinander  gewinnen. 
Aber  doch  ist  es  kaum  denkbar,  daß  Unterschiede  so  tiefgreifender 
Art  zwischen  den  beiden  so  nahe  verwandten  Rechten  in  Bezug  auf 
ein  in  beiden  wesentlich  gleich  benanntes  Institut  von  Anfang  an 
bestanden  haben  sollten,  und  wird  es  somit  gelten,  deren  divergie- 
rende Ausbildung  von  einem  vorauszusetzenden  gemeinsamen  Aus- 
gangspunkte aus  nach  Möglichkeit  zu  erklären.  Da  will  mir  nun 
scheinen,  daß  es  kaum  einem  Zweifel  unterliegen  könne,  daß  dieser 
gemeinsame  Ausgangspunkt  in  derjenigen  Gestaltung  des  altnor- 
wegischen Rechtes  zu  suchen  sei,  welche  die  GpL.  uns  erhalten 
zeigen,  und  daß  sich  nur  das  isländische  Recht  mit  der  Zeit  von 
diesem  Ausgangspunkte  nach  und  nach  entfernt  habe.  Man  wird 
sich  daran  erinnern  dürfen,  daß  die  isländischen  Rechtsbücher  zwar 
nicht  schlechthin  fordern,  aber  doch  als  etwas  ganz  besonders  oft 
Vorkommendes  bezeichnen,  daß  der  mäli  durch  einen  beim  Ver- 
kaufe von  Land  durch  den  Verkäufer  gemachten  Vorbehalt  begründet 
werde,  und  daß  dieselben  überdies  gestatten,  daß  der  Einstand  um 
einen  von  vornherein  ausbedungenen  Preis  statt  um  den  vom  dritten 
Käufer  angebotenen  Kaufschilling  verabredet  wurde;  trafen  beide 
Besonderheiten  zusammen  und  war  dabei,  was  unstreitig  sehr  nahe 
lag,  der  ausbedungene  Einstandspreis  in  gleicher  Höhe  mit  dem  beim 
ersten  Verkaufe  gegebenen  und  genommenen  Kaufpreise  festgestellt, 
so  waren  damit  zwei  von  den  drei  Momenten  gegeben,  welche  für 
den  norwegischen  mäh  gegenüber  dem  isländischen  charakteristisch 
waren,  und  es  mag  ja  sein,  daß  eine  derartige  Gestaltung  des  In- 
stitutes die  erste  Stufe  seiner  Umbildung  auf  Island  bezeichnet  hatte. 
V on  entscheidendem  Einfluß  auf  den  Gang  seiner  Umbildung  dürfte 
aber  jenes  Einstandsrecht  gewesen  sein,  welches  das  norwegische 
Recht  den  Stammgutsfolgern  für  den  Fall  der  Veräußerung  eines 
Stammgutes  an  einen  dritten  Käufer  von  alters  her  einräumte.  Das 
Institut  des  ööal  selbst  hatte  man  freiUch  auf  Island  von  Anfang 
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an  fallen  gelassen,  aber  doch  wohl  kaum  aus  Scheu  vor  den  Fesseln, 
welche  dasselbe  dem  freien  Verkehre  in  Bezug  auf  den  Grundbesitz 
anlegte,  sondern  vielmehr  ledigHch  aus  dem  Grunde,  weil  dasselbe, 
auf  uralter  Fortvererbung  in  einem  und  demselben  Hause  beruhend, 
in  einem  Kolonielande  sich  nicht  sofort  einführen  ließ,  in  welchem 
alles  Grundeigentum  auf  freier,  erst  vor  vergleichsweise  kurzer  Zeit 
vollzogener  Okkupation  beruhte,  und  weil  dann  hinterher,  als  das- 
selbe nach  längerem  Bestände  des  Freistaates  sich  hätte  einführen 
lassen,  eine  von  demselben  absehende  Rechtsordnung  sich  bereits 
vollständig  eingelebt  hatte,  zu  deren  nachträglicher  Veränderung  ein 
zwingendes  Bedürfnis  nicht  vorlag.  Um  so  mehr  mochte  es  sich 
aber  empfehlen,  Einstandsrechte  ähnlicher  Art,  wie  sie  das  nor- 
wegische Stammgüterrecht  kannte,  auf  etwas  anderer  Grundlage, 
nämlich  auf  Grund  eines  frei  eingegangenen  Vertrages  statt  auf 
Grund  länger  fortgesetzter  Vererbung  zuzulassen,  um  denjenigen, 
welchen  es  um  größere  Stabilität  ihres  Grundbesitzes  zu  tun  war, 
die  MögHchkeit  zu  verschaffen,  sich  diese  zu  sichern.  Der  alte  mali 
mochte  allenfalls  als  Anhaltspunkt  benützt  werden,  um  einen  der- 
artigen Ersatz  für  das  nicht  herübergenommene  Stammgüterrecht  zu 
bilden,  indem  das  Einlösungsrecht,  welches  bei  ihm  vermöge  eines 
gelegentlich  eines  Verkaufes  gemachten  Vorbehaltes  entstand,  mit 
jenem  anderen  Einlösungsrechte  zusammengeworfen  wurde,  welches 
nach  norwegischem  Rechte  den  Verwandten  beim  Stammgute  zu- 
kam, und  welches  denselben  insbesondere  auch  bei  einem  beab- 
sichtigten Verkaufe  des  Stammgutes  ein  Einstandsrecht  sicherte.  Die 
vielfache  Zusammenstellung  des  lögmäli  mit  dem  lögveö,  welche  uns 
in  den  isländischen  Rechtsbüchern  so  charakteristisch  entgegentritt, 
während  doch  beide  Institute  in  der  Ausbildung,  in  welcher  sie  uns 
vorliegen,  nur  sehr  wenig  miteinander  gemein  zu  haben  scheinen, 
dürfte  ebenfalls  auf  eine  Zeit  zurückschließen  lassen,  in  welcher  der 
erstere  noch  eine  dem  norwegischen  forsölumäli  mehr  entsprechende 
Gestalt  zeigte,  und  überdies  die  Vermutung  nahe  legen,  daß  auch 
noch  zu  der  Zeit,  in  welcher  unsere  Rechtsbücher  entstanden,  der 
isländische  mali  tatsächlich  wenigstens  vorzugsweise  dazu  benützt 
worden  sein  möge,  um  für  Kapitalforderungen  eine  entsprechende 
Sicherstellung  zu  gewinnen. 
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Die  beiden  revidierten  Christen  rechte  des  Borgar- 
j)inges  und  des  G u  1  a jn' n g e s  geben  selbstverständHch  für  unseren 
Zweck  ebensowenig  irgend  welche  Ausbeute,  als  eine  solche  aus 
dem  sogenannten  Christenrechte  des  K.  Sverrir  zu  ge- 
winnen ist 5  dagegen  bietet  bereits  wieder  die  J  ärn  sfö  a  ganz  inter- 
essante Erscheinungen  auf  unserem  Gebiete  dar.  Das  Stammgüter- 
recht der  norwegischen  Provinzialrechte  ist  in  dieses  für  Island  be- 
stimmte Gesetzbuch  nicht  herübergenommen  worden,  wenn  auch  an 
ein  paar  Stellen  desselben  durch  ungeschicktes  Ausschreiben  nor- 
wegischer Vorlagen  die  ööalsjörö  oder  das  ööalsvitni  ^)  stehenge- 
blieben ist.  Ebenso  ist  das  norwegische  Recht  bezüglich  der  mäla- 
jörö,  stefnujörö  und  forsölujörö  nicht  in  die  Järnsiöa  übergegangen; 
nur  an  einer  einzigen  Stelle,  welche  zunächst  von  der  leigujörö 
handelt,  sind  aus  Ungeschicklichkeit  die  Worte:  „ok  svä  mälajörö, 
ef  sü  er''  aus  der  als  Vorlage  benützten  älteren  Quelle  mit  herüber- 
genommen worden,  ^)  wobei  möglicherweise  der  mäli  ä  jöröu  der 
FrpL.  bestimmend  eingewirkt  haben  mag,  im  .übrigen  aber  kommt 
in  Stellen,  welche  dem  norwegischen  Rechte  entlehnt  sind,  der  Aus- 
druck mäli  nur  zur  Bezeichnung  der  Dienstmiete,  oder  wieder  für 
die  vertragsmäßigen  Zuwendungen  an  die  Frau  aus  dem  Vermögen 
des  Mannes  gebraucht  vor,^)  also  in  der  ganz  allgemeinen  Bedeutung 
von  Vertrag  überhaupt.  Dagegen  zeigt  sich  an  anderen  Stellen  der 
lögmäli  des  älteren  isländischen  Rechtes  beibehalten.  Zunächst  ist 
eine  Stelle  zu  bemerken,  ^)  welche  ganz  an  die  älteren  Rechtsbücher 
sich  anschließend  die  Möglichkeit  bespricht,  daß  jemand  beim  Ver- 
kaufe von  Land  sich  an  diesem  einen  lögmali  vorbehält.  Die  Ein- 
gehung des  Vertrages  mittels  handsöl,  die  Vorschrift  einer  doppelten 
lysfng  vor  fünf  Nachbarn  und  am  nächsten  Alldinge,  endhch  auch 

^)  Järns.,  Mannh.  2  und  Erföat.  2,  vgl.  mit  Fr|)L.  Einleitung,  2  und 
VIII,  2;  dann  auch  Jarns.,  Landabrb.  8. 

-)  Järns.,  Landabrb.  i;  vgl.  mit  GJ)L.  266. 
^)  Järns.,  Landabrb.  17;  vgl.  G|)L.  79. 

Järns.,  Kaupab.  19;  vgl.  G{)L.  70. 
^)  Järns.,  Erföat.  19;  vgl.  G|)L.  115. 

^)  Järns.,  Landabrb.  5;  vgl.  Koniingsbök,  192/98 — 99  und  Staöar- 
hölsbök,  401/432—33  und  434. 
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der  weitere  Satz,  daß  eine  fernere  lysfng  insolange  nicht  mehr  nötig 
sei,  als  die  Vertragszeugen  leben  und  zur  Verfügung  stehen,  wird 
ganz  ebenso  wiederholt  wie  die  Regel,  daß  die  Geltendmachung  des 
lögmäli  seinerzeit  um  den  Preis  zu  erfolgen  habe,  welchen  der  dritte 
Kaufer  anbietet,  falls  nicht  etwa  der  Preis  von  Anfang  an  vertrags- 
mäßig festgestellt  worden  sei,  um  welchen  das  Land  übernommen 
werden  könne,  soferne  es  feil  werde.  Auffallen  kann  dabei  nur 
etwa,  daß  die  Wiederholung  der  lysfng  nur  für  den  Fall  des  Ab- 
handenkommens der  Vertragszeugen  gefordert  wird  und  nicht  auch 
für  den  Fall  des  Todes  "des  einen  der  beiden  Kontrahenten,  dann 
für  den  Fall  der  Veräußerung  des  mäli  an  einen  neuen  Erwerber; 
indessen  wird  man  bei  der  kurzen  Fassung  der  Järnsiöa  und  der 
rohen  Art  ihrer  Bearbeitung  hieraus  um  so  weniger  darauf  schließen 
dürfen,  daß  die  lysfng  für  diese  letzteren  Fälle  aufgegeben  werden 
wollte,  als  die  Jönsbök,  wie  sich  zeigen  wird,  sich  in  dieser  Rich- 
tung wieder  näher  an  das  ältere  isländische  Recht  anschließt.  Eine 
zweite  Stelle  regelt  sodann  das  beim  Angebote  zum  Vorkaufe  ein- 
zuhaltende Verfahren.  ^)  Die  eine  Woche  vor  Sommersanfang  dem 
Vorkaufsberechtigten  zu  machende  Anzeige  von  dem  beabsichtigten 
Verkaufe  und  die  an  ihn  zu  erlassende  heimstefna  auf  den  ersten 
Sommertag,  die  Verpflichtung  des  Vorkaufsberechtigten,  an  diesem 
Tage  entweder  sich  selbst  zu  Hause  treffen  zu  lassen,  oder  anstatt 
seiner  daselbst  einen  Bevollmächtigten  bereit  zu  halten,  sowie  auch 
die  Folgen  einer  Versäumung  dieser  Obliegenheit,  die  Folgen  endlich 
einer  Ablehnung  des  Einstandes  gegenüber  einem  ehrlichen  oder 
unehrlichen  Angebote,  werden  hier  wesentlich  ebenso  besprochen 
wie  in  den  älteren  Rechtsbüchern,  und  sind  die  wenigen  Änderungen, 
welche  sich  an  deren  Vorschriften  vorgenommen  zeigen,  nur  von 
sehr  geringer  Bedeutung,  soferne  es  sich  bei  denselben  lediglich  um 
Veränderungen  in  den  Bußsätzen  oder  Fristbestimmungen,  Kürzungen 
des  Ausdruckes  u.  dgl.  m.  handelt.  Endlich  kommt  noch  jene  aus 
Anlaß  des  veömäli  bereits  besprochene  Stelle  in  Betracht,  welche 
bestimmt,  daß  der  Verkauf  von  mälaland  durch  den  Eigentümer 
den  Vorkaufsberechtigten  ganz  in  derselben  Weise  zur  Vindikation 
des  Landes  berechtigt,  wie  die  Veräußerung  verpfändeten  Landes 
den  Pfandgläubiger,  oder  die  Veräußerung  des  einem  Weibe  oder 


^)  Jdrns.,  Landabrb.  7;  vgl.  Koniingsbok,   192/100  und  103/102,  sowie 
StaÖarh(jlsb6k,  401/436 — 37. 
^)  Järns.,  Landabrb.  8. 
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einem  Minderjährigen  gehörigen  Landes  durch  das  Weib  ohne  die 
Mitwirkung  ihres  Geschlechtsvormundes,  bezw.  durch  den  Altersvor- 
mund dort  den  Geschlechtsvormund  und  hier  den  Mündel  nach  er- 
reichter Volljährigkeit  zur  Klagestellung  berechtigt.  Anderwärts  wurde 
bereits  darauf  aufmerksam  gemacht,  daß  diese  Bestimmung  zwar 
ihrer  Wortfassung  nach  nur  teilweise,  aber  ihrem  Inhalte  nach  völlig  im 
Einklänge  mit  dem  älteren  isländischen  Rechte  sei,  soferne  ja  selbst- 
verständlich die  Umgehung  des  Vorkaufsrechtes  bei  dem  Verkaufe 
des  mälaland  als  Voraussetzung  ihrer  Anwendung  stillschweigend 
hinzuzudenken  ist.  Wenn  sich  auch  in  unseren  Texten  der  älteren 
Rechtsbücher,  wunderlich  genug,  eine  entsprechende  Satzung  nicht 
vorfindet,  so  muß  doch  eine  solche  unzweifelhaft  gegolten  haben, 
da  dem  Vorkaufsberechtigten  unmöglich  ein  Rechtsmittel  zur  An- 
fechtung des  ohne  vorgängiges  Angebot  abgeschlossenen  Verkaufes 
versagt  gewesen  sein  kann,  und  wird  demnach  wohl  angenommen 
werden  dürfen,  daß  die  einschlägige  Bestimmung  der  Järnsiöa  aus 
einem  uns  nicht  mehr  erhaltenen  Texte  geflossen  und  nur  etwa  in 
Bezug  auf  die  Verjährungsfrist  umgearbeitet  worden  sein  werde. 

Das  gemeine  norwegische  Landrecht  hat  dagegen  seine 
Bestimmungen  über  das  hier  zu  behandelnde  Geschäft  teils  aus  den 
GpL.,  teils  aus  den  FrpL.  geschöpft,  wie  denn  auch  sowohl  die  Be- 
zeichnung forsölumäli,  ^)  als  die  Bezeichnungen  stefnujörö  und  mäla- 
jörö -)  in  demselben  gebraucht  werden;  jedoch  hat  dasselbe  in 
einzelnen  Beziehungen  diese  seine  Vorlagen  auch  wohl  durch  eigene 
Zutaten  einigermaßen  abgeändert.  Aus  der  Verwendung  der  er- 
wähnten Bezeichnungen  wird  man  wohl  den  Schluß  ziehen  dürfen, 
daß  die  doppelte  Form  des  Verkaufes  mit  bestimmter  und  nicht 
bestimmter  Wiedereinlösungszeit  noch  immer  nebeneinander  vor- 
gekommen sein  werde ;  bemerkenswert  ist  aber,  daß  die  Bezeichnung 
mäli  im  Landrechte  nebenbei  auch  in  jenem  anderen,  den  FrpL. 
geläufigen  Sinne  gebraucht  wird,  nämhch  für  den  auf  eine  bestimmte 
Reihe  von  Jahren  abgeschlossenen  Pachtvertrag.  .  So  gilt  in  bezug 
auf  den  Bevollmächtigten  des  Grundeigentümers  die  Regel  :^)  „um- 
boösmaör  mä  eigi  lengra  mala  byggja  en  3  vetra  mala",  während 
beim  Tode,  sei  es  nun  des  Grundeigentümers  oder  des  Pächters  der 
letztere  oder  dessen  Erbe  nur  noch  „eina  örö"  haben  soll,  „l)ö  at 
allmargar  se  teknar".    So  wird  ferner  der  Satz  der  FrpL.  wieder- 


^)  Lands!.,  Landab r.  12.  ^)  ebenda,  15. 

ebenda,  Landsleigub.  I. 
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holt:^)  „lanclsclröttinn  a  kost  at  taka  af  honum  umboö,  l)egar  Hann 
vill,  en  mäli  haidist  allt  at  einu,  sem  hann  ätti  at  byggja;  |)at  eru 
l)rjär  aröir",  samt  dem  anderen,  daß  beim  Tode  des  Grundeigen- 
tümers oder  seines  Bevollmächtigten  „haidist  einn  aröarmäle  siöan". 
Auffälliger  noch  als  in  den  älteren  Quellen  ist  allerdings  dieser  ver- 
schiedene Gebrauch  des  Wortes  mäli  in  den  Landslög,  weil  er  sich 
hier  innerhalb  eines  und  desselben  Gesetzbuches  zeigt;  indessen 
bleibt  derselbe  immerhin  erklärlich,  wenn  man  die  überaus  mecha- 
nische Weise  erwägt,  in  welcher  dieses  aus  den  älteren  Provinzial- 
rechten  kompiliert  wurde.  —  Über  die  Begründung  der  Eigen- 
schaft einer  mälajörö  oder  stefnujörö  spricht  sich  das  gemeine  Land- 
recht nicht  aus,  und  wird  demnach  anzunehmen  sein,  daß  bezüglich 
derselben  die  allgemeinen  Regeln  über  den  Verkauf  von  Liegen- 
schaften maßgebend  waren.  Handelte  es  sich  demnach  um  Stamm- 
gut, so  mußte  das  zu  veräußernde  Gut  nach  wie  vor  den  Stamm- 
gutsfolgern  zur  Übung  ihres  Einstandrechtes  angeboten  werden ;  nur 
sind  die  Vorschriften  über  die  Art,  wie  dieses  Angebot  zu  erlassen 
ist,  jetzt  in  mehrfacher  Beziehung  anderen  gewichen.  ^)  Die  An- 
kündigung braucht  z.  B.  jetzt  nicht  mehr  gerade  im  Herbst,  und 
der  Einstand  selbst  nicht  notwendig  am  Donnerstage  in  der  Oster- 
woche  zu  erfolgen,  wie  nach  den  GpL. ;  vielmehr  wird  nur  noch 
gefordert,  daß  der  anzuberaumende  Termin  so  gewählt  werde,  daß 
das  ganze  Einstandsgeschäft  innerhalb  eines  halben  Jahres  von  dem 
Angebote  an  gerechnet  vollständig  abgewickelt  sein  könne.  Der  Ein- 
stand erfolgt  ferner  jetzt  nicht  mehr  um  den  Kaufpreis,  welcher  von 
dem  dritten  Käufer  geboten  wird,  sondern  um  den  Schätzungswert, 
welchen  sechs  verständige  Männer  feststellen,  sodaß  also  der  Charakter 
eines  Vorkaufsrechtes  im  Grunde  dem  Rechte  des  Stammgutsfolgers 
fortan  gar  nicht  mehr  innewohnt.  Endlich  tritt  unter  den  Ent- 
schuldigungsgründen, welche  eine  Verjährung  des  Rechtes  des 
Stammgutsfolgers  ausschließen  oder  doch  hinausschieben,  neben 
dessen  Abwesenheit,  Verhinderung  durch  des  Königs  Dienst,  Krank- 
heit, sowie  Unkenntnis  hinsichtlich  des  erfolgten  Aufgebotes,  jetzt 
auch  noch  der  Mangel  der  zur  Einlösung  des  Landes  nötigen  Geld- 
mittel auf,  vorausgesetzt  nur,  daß  dessen  Vorhandensein  von  zehn 
zu  zehn  Jahren  durch  eine  lysing  bekanntgegeben  werde.  Auch  gilt 
jetzt  die  Regel,  ^)  daß  Männer  und  Weiber  einander  wechselseitig 


1)  Landsl.,  Landabrb.  17;  vgl.  Fr|)L.  XIV,  2. 

Landsl.,  Landabrb.  4.  ^)  ebenda,  7;  vgl.  Fr^'L.  XII,  5. 
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das  Stammgut  zum  Einstände  anzubieten  haben,  während  nach  den 
FrJiL.  der  umgekehrte  Satz  gegolten  hatte,  anderer  und  gering- 
fügigerer Veränderungen  im  Verfahren  hier  zu  geschweigen.  Be- 
sprochen wird  dagegen  im  allgemeinen  Landrechte  das  Verfahren, 
welches  der  Verkäufer  einer  forsölujörö  eingehalten  hat,  wenn  er 
von  seinem  Rechte  der  Wiedereinlösung  Gebrauch  machen 
will,  und  zwar  sollen  in  dieser  Beziehung  wesentlich  dieselben  Vor- 
schriften gelten,  welche  bereits  die  FrpL.  dieserhalb  aufgestellt 
hatten.  ^)  Hier  wie  dort  soll  der  Verkäufer  im  Spätherbste,  zwischen 
Michaeli  und  Weihnachten,  dem  Verkäufer  seine  Absicht,  das  Land 
einzulösen,  bekannt  geben;  dagegen  lautet  die  gleichzeitig  zu  er- 
lassende Ladung  zum  Geldempfange  auf  den  Donnerstag  nach  der 
Osterwoche,  was  eher  an  die  in  den  GpL.  vorgeschriebene  Frist  er- 
innert, ohne  doch  völlig  mit  derselben  zusammenzufallen.  Neu  ist 
überdies  der  Beisatz,  daß  die  Einlösung  auch  sofort  an  demselben 
Tage  erfolgen  könne,  an  welchem  die  Anzeige  erfolgt  war,  wenn 
einerseits  der  Einlösende  sich  bereit  erklärt,  den  Betrag  des  ur- 
sprünglichen Kaufpreises  zu  erlegen,  wie  es  durch  seine  Zeugen 
festgestellt  wird,  und  wenn  andererseits  der  Besitzer  des  Gutes  die 
Zahlung  schon  so  früh  anzunehmen  bereit  ist;  ein  Beisatz  freilich, 
der  ganz  selbstverständlich,  und  dessen  Beifügung  somit  ohne  alle 
Bedeutung  ist.  Tritt  dieser  letztere  Fall  nicht  ein,  und  sind  die 
Parteien  nicht  ohnehin  über  den  Sachverhalt  einig,  so  ist  ganz  wie 
nach  den  GpL.  -)  an  der  anberaumten  Tagfahrt  ein  Zeugenbeweis 
sowohl  über  die  richtige  Vornahme  der  Anzeige  und  der  Ladung, 
als  auch  über  den  Betrag  des  Guthabens  auf  dem  Lande  (hversü 
mi'kla  aura  hann  ä  i  [jessari  jöröu)  zu  erbringen,  und  der  Betrag  so- 
fort anzubieten,  über  welchen  die  Zeugen  aussagen.  Wie  nach  den 
Fr[)L.  soll  ferner  bei  der  Wiedereinlösung  das  Land  auch  jetzt  noch 
in  demselben  Zustande  zurückgegeben  werden,  in  welchem  es  seiner- 
zeit übernommen  worden  war,  und  sollen  demnach  alle  Verbesse- 
rungen oder  Verschlechterungen  desselben  nach  unparteiischer  Ab- 
schätzung dem  bisherigen  Besitzer  zu  Gute  oder  zu  Lasten  gerechnet 
werden;  andererseits  soll  aber  auch,  wiederum  nach  den  ErpL.,  auf 
die  Veränderungen  im  Geldwerte  Rücksicht  genommen  werden, 
welche  sich  allenfalls  in  der  Zwischenzeit  ergeben,  haben  könnten, 
und  soll  demnach  bei  der  Wiedereinlösung  unter  allen  Umständen 


^)  Landsl.,  Landabrb.  11—12;  vgl.  Fi-|)L.  XII,  2—3. 
2)  vgl.  G|)L.  276. 


512 


Abschnitt  II.    Der  mali. 


genau  derselbe  Sachwert  zurückerstattet  werden,  welcher  seinerzeit 
als  Kaufpreis  bezahlt  worden  war.    Kann  dagegen  der  Einlösende 
den  Betrag  des  seinerzeit  bezahlten  Kaufpreises  nicht  mehr  durch 
Zeugen  nachweisen,  so  wird  der  derzeitige  Besitzer  zum  alleinigen 
Eide  über  dessen  Höhe  zugelassen  wie  nach  den  ]^>I)L. ;  ganz  wie 
nach  diesen  wird  endlich  auch  dem  früheren  Käufer  des  Landes  das  Recht 
eingeräumt,  seinerseits  auf  die  Lc)sung  des  Verhältnisses  und  auf  die 
Herausbezahlung  seines  Kaufpreises  gegen  Zurückgabe  des  Landes  zu 
dringen,  nur  freilich  in  etwas  anderen  Formen  als  vordem,  worüber 
später  noch  das  Nähere  zu  sagen  sein  wird.    Bezüglich  des  Falles,  da 
sich  der  Käufer  zu  der  Zeit  außerhalb  des  Landes  oder  doch  außer- 
halb des  Dingverbandes  befindet,  in  welcher  der  Verkäufer  einlcisen 
will,  finden  wir  die  Vorschriften  der  GpL.  eingestellt;^)  der  Ein- 
lösende hat  sich  somit  zunächst  an  den  Bevollmächtigten  (umboös- 
maör)  des  Abwesenden  zu  halten,  eventuell  an  dessen  Erben,  oder 
wenn  das  Land  von  dem  seinerzeitigen  Käufer  wieder  weiter  ver- 
kauft worden  war,  allenfalls  auch  an  dessen  Nachmann,  nach  seiner 
eigenen  Wahl.    Auffällig  ist  dabei,  daß  der  Fall,  da  weder  ein  Be- 
vollmächtigter noch  ein  Erbe  des  abwesenden  Besitzes  innerhalb  des 
Dingverbandes  zu  finden  ist,   im  Landrechte   nicht   mehr  berück- 
sichtigt wird,  während  doch  die  GI)L.  für  diesen  Fall  als  letzten 
Notbehelf  noch  ein  Verfahren  am  Ding  vorgesehen  hatten;  doch 
wird  hieraus  wohl  kaum  der  Schluß  gezogen  werden  dürfen,  daß 
dieser  Notbehelf  vom  Landrechte  absichtlich  fallen  gelassen  werden 
wollte,  vielmehr  mag  recht  wohl  sein,  daß  man  nur  unnötig  fand, 
für  einen  so  selten  eintretenden  Fall  besondere  Fürsorge  zu  treffen, 
und  lediglich  der  Praxis  überlassen  wollte,  sich,  sei  es  nun  in  der 
bisher  üblich  gewesenen  oder  in  irgendwelcher  anderen  Weise  in 
solchen  Fällen  selber  zu  helfen.    Ferner  zeigt  sich  jetzt  die  Frist  für 
die  Verjährung  der  Zeugenbeweises  auf  zehn  Jahre  verkürzt,  und 
von  lo  zu  lo  Jahren  muß  demnach  jetzt  die  lysmg  wiederholt 
werden,  wenn  nicht  die  Wiedereinlösung  um  den  vollen  Schätzungs- 
wert des  Landes  an  die  Stelle  seiner  Einlösung  um  dessen  ursprüng- 
lichen Kaufpreis  eintreten  sollte.-)  Die  Verjährungsfrist  ist  danach  den 
GpL.  gegenüber  um  die  Hälfte  verkürzt,  während  die  Bedeutung 
der  lysing  und  das  Verfahren  bei  derselben  ganz  in  derselben  Weise 
geregelt  bleibt  wie  nach  diesen;  fraglich  erscheint  dabei  aber,  wie 


^)  Lands  1.,  Landabrb.  15;  vgl.  G|)L.  286. 

2)  Landsl.,  Landabrb.  13;  vgl.  GJ)L.  272  und  276. 
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der  Satz:  „nü  liggr  jörö  10  vetra,  ok  ])ä  er  eigi  lysing  ä,  jiä  lig'gr  hon 
til  fullra  aura  l)eim  sem  ä",  sich  zu  dem  anderen,  vorhin  schon  be- 
sprochenen Satze  verhalte :  „en  ef  hann  missir  vätta  jieirra,  er  hjä 
väro  liä  er  hann  fekk  fe  fyrir  jörö,  ok  skil  [lä  ä,  hversü  mikit  eöa 
hvih'kt  l^at  fe  var,  ok  hefir  sä  eigi  vitni  til,  er  greiddi,  jiä  sänne  sä 
meö  einseiöe,  er  geldr,  at  her  er  jafnmikit  fe  ok  jafngött,  sem  fyr 
var  geht''.  Will  man  nicht  annehmen,  daß  ein  reines  Übersehen  vor- 
liege, indem  die  sich  widersprechenden  Bestimmungen  der  GpL.  und 
der  FrpL.  verkehrterweise  nebeneinander  aufgenommen  wurden,  ohne 
daß  man  sich  ihrer  Unvereinbarkeit  bewußt  geworden  wäre,  so  wird 
man  wohl  eine  Ausgleichung  der  beiden  scheinbar  sich  widersprechen- 
den Stellen  mittels  der  Annahme  suchen  müssen,  daß  die  den  GpL. 
entlehnte  Stelle  den  Fall  vor  Augen  habe,  da  durch  die  eingetretene 
Verjährung  und  die  unterlassene  lysing  der  Charakter  des  streitigen 
Landes  als  mälajörö  oder  stefnujörö  überhaupt  unerweislich  geworden 
ist,  wogegen  die  den  FrpL.  entnommene  Vorschrift  lediglich  den 
anderen  Fall  betreffe,  da  diese  Eigenschaft  des  Landes  unter  den  Par- 
teien nicht  bestritten  ist,  und  somit  ihr  Streit  sich  auch  ausschließlich 
nur  um  den  Betrag  des  Kaufpreises  dreht,  ohne  daß  dieser  doch 
durch  Zeugen  bewiesen  werden  könnte.  —  Endlich  ist  hier  noch 
eine  Bemerkung  nachzutragen,  welche  oben  vorbehalten  wurde.  Es 
wurde  bereits  hervorgehoben,  daß  nach  dem  gemeinen  Landrechte 
ganz  ebenso  wie  nach  den  FrJ^L.  der  Käufer  ganz  gleicherweise  befugt 
erscheint,  das  Vertragsverhältnis  aufzukündigen,  wie  der  Verkäufer, 
daß  jedoch  das  von  ihm  hierbei  einzuhaltende  Verfahren  dort  ein 
ganz  anderes  ist  als  hier;  auf  diesen  Punkt  ist  aber  nunmehr  noch- 
mals zurückzukommen.  Die  FrpL.  hatten  für  solchen  P'all  ein  sehr 
verwickeltes  und  vollkommen  eigentümliches  Verfahren  vorgeschrieben; 
im  gemeinen  Landrechte  dagegen  heißt  es  inbezug  auf  dieses  kurz 
und  bündig:  „sceke  sem  vitafe".  Der  seinerzeit  gezahlte  Kaufpreis 
soll  somit  ganz  in  derselben  Weise  eingeklagt  werden,  wie  jede 
andere  Hquide  Geldschuld  auch;^)  es  muß  demnach  die  Schuld  zunächst 
unter  Beiziehung  von  Zeugen  gefordert,  dann  aber  auf  Grund  der 
Aussage  der  Vertragszeugen  am  Ding  eingeklagt  werden,  und  wird, 
wenn  auch  daraufhin  die  Zahlung  nicht  erfolgt,  zur  Exekution  ge- 
schritten, welche  sich  aber  neben  dem  Schuldbetrage  zugleich  auch 
noch  auf  eine  Geldbuße  erstreckt.  Ungesagt  bleibt  uns  aber  dabei, 
wie  es  mit  dem  Lande  zu  halten  sei.    Mit  Sicherheit  darf  wohl  an- 


^)  vgl.  Landsl.,  Kaup  ab.  3. 
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genommen  werden,  daß  von  einem  einfachen  Zuschlagen  des  Gutes 
von  Gerichtswegen  bei  beharrlicher  Verweigerung  der  Bezahlung 
des  Kaufpreises  unter  der  Herrschaft  des  gemeinen  Landrechtes 
nicht  mehr  die  Rede  sein  konnte ;  da  dieses  ja  selbst  beim  veö  dem 
Schuldner  für  den  Fall,  daß  er  dasselbe  nicht  einzulösen  vermochte, 
den  Anspruch  auf  die  Herausbezahlung  der  Hyperocha  einräumte, 
konnte  denn  doch  bei  der  malajörö  unmöglich  ein  härteres  Ver- 
fahren zur  Anwendung  kommen.  Man  wird  demnach  doch  wohl 
anzunehmen  haben,  daß  der  Besitz  des  Landes  vom  Käufer  zunächst 
bis  zu  dem  Zeitpunkte  festgehalten  werden  durfte,  in  welchem  die 
Zahlung  des  Kaufpreises  erfolgte,  und  daß  für  den  Fall,  da  diese 
Zahlung  schlechterdings  nicht  entrichtet  werden  konnte  oder  wollte, 
höchstens  ein  ähnliches  Verfahren  wie  beim  veö  Platz  greifen  konnte, 
also  der  Zuschlag  des  Landes  an  den  Kläger,  oder  dessen  Xer- 
äußerung  an  einen  Dritten  um  den  Schätzungswert,  gegen  die  Ver- 
pflichtung zur  Herausbezahlung  der  Hyperocha  an  den  Schuldner; 
möglicherweise  aber  hatte  es  auch  sein  Bewenden  bei  der  gewöhn- 
lichen Exekution  in  Geldsachen,  wobei  nur  als  selbstverständlich 
galt,  daß  der  Kläger  das  noch  in  seinem  Besitze  befindliche  Land 
sofort  herausgeben  mußte,  sowie  er,  wenn  auch  nur  auf  Exekutions- 
wege, seine  Befriedigung  in  Bezug  auf  den  Kaufpreis  gefunden  hatte. 

In  die  Jönsbök  endlich  sind  im  wesentlichen  nur  die  Be- 
stimmungen der  Järnsiöa  über  den  lögmäli  übergegangen,  jedoch 
mit  einzelnen  Veränderungen  und  Zusätzen.  Bezüglich  der  B  e  - 
gründung  des  lögmäli  werden  zunächst  nach  wie  vor  handsöl 
gefordert,  sowie  die  doppelte  lysing  vor  den  Nachbarn  und  am 
Alldinge ;  ^)  als  unwesentlich  mag  dabei  erscheinen,  daß  der  Nach- 
barn nunmehr  sechs  sein  sollen,  während  sich  die  Järnsiöa,  dem 
älteren  Rechte  folgend,  noch  mit  deren  fünf  begnügt  hatte.  Neu 
und  von  Erheblichkeit  ist  dagegen  die  Vorschrift,  daß  bei  Lebzeiten 
beider  Kontrahenten  die  lysing  am  heraösl^inge  von  zehn  zu  zehn 
Jahren  wiederholt  werden  muß,  und  beim  Tode  des  einen  oder  an- 
deren Kontrahenten  sogar  von  drei  zu  drei  Jahren;  der  erstere  Satz 
beruht  natürhch,  wie  früher  schon  bemerkt,  auf  der  dem  norwegischen 
Rechte  entlehnten  Verjährung  des  Zeugnisses,  während  der  letztere 
aus  dem  älteren  isländischen  Rechte  herübergenommen  ist;  die  Järn- 
siöa hatte  sich  dieserhalb  noch  auf  den  Ausspruch  beschränkt:  „eigi 
l)arf  hann  optarr  at  lysa  jiann  mala,  meöan  vättar  lifa,  ok  jjeir  villaz 


^)  Jönsbök,  Landabrb.  8  (auch  in  Norges  gamle  Love,  IV);  vgl.  Jarns.  5.  l 
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eigi".  Die  Definition  des  löo^mäli  als  Einstandsrecht  und  die  Ge- 
stattung der  vertragsweisen  Vorausbestimmung  des  Kaufpreises,  um 
welchien  eingestanden  werden  darf,  wenn  das  Land  überhaupt  feil 
wird,  sind  dagegen  wieder  einfach  aus  der  Järnsiöa  herübergenommen ; 
dagegen  stammt  aber  die  Schlußstelle  aus  dem  älteren  isländischen 
Rechte,  ^)  welche  von  der  Teilung  des  mäli  unter  die  Miterben  beim 
Tode  des  Einstandsberechtigten  spricht.  Auch  eine  weitere  Be- 
stimmung stammt  ebendaher,  -)  welche  die  Veräußerung  des 
mäli  unter  Lebenden  gestattet,  aber  bei  derselben  die  Erstattung 
einer  Anzeige  an  den  Eigentümer  des  belasteten  Landes,  und  die 
Wiederholung  der  lysing  von  drei  zu  drei  Jahren  fordert;  doch  ist 
dabei  beachtenswert,  daß  nur  an  einen  Mann  soll  veräußert  werden 
dürfen,  welcher  „innan  heraös",  oder  nach  anderen  Hss.  „innan  fjörö- 
üngs"  wohnt,  ^)  welche  letztere  Lesart  mit  der  Staöarhölsbök  stimmt, 
wogegen  die  Konüngsbök  keine  entsprechende  Beschränkung  kennt. 
Ferner  ist  auch  eine  Bestimmung  über  das  beim  Verkaufe  von 
mälaland  einzuhaltende  Verfahren  im  wesentlichen  wörtlich  aus 
der  Järnsiöa  entlehnt,  wenn  auch  mit  einzelnen  Zusätzen  und  Ab- 
weichungen. Bezüglich  der  Anzeige  des  beabsichtigten  Verkaufes 
an  den  Einstandsberechtigten  wird  nämlich  beigefügt,  daß  dieselbe 
an  den  Vertreter  (umboösmaör)  des  letzteren  zu  richten  sei;  eine 
Vorschrift,  welche  sich  allerdings  im  Grunde  von  selbst  versteht, 
und  deren  Beifügung  somit  ohne  erhebliche  Bedeutung  ist.  Die 
Buße  von  sechs  aurar  ferner,  welche  der  Einstandsberechtigte  zu 
entrichten  hat,  wenn  er  sich  an  der  anberaumten  Tagfahrt  nicht 
daheim  treffen  läßt,  soll  nach  dem  Vulgärtexte  der  Jönsbök  an  den 
König  entrichtet  werden,  während  sie  nach  der  Järnsiöa  an  den 
Verkäufer  zu  entrichten  gewesen  war;  indessen  zeigen  die  ältesten, 
nunmehr  von  G.  Storm  benutzten  Hss.  der  Jönsbök  in  diesem  Punkte 
noch  dieselbe  Wortfassung  wie  die  Järnsiöa.  ^)  Ebenso  soll  auch  die 
Buße,  welche  der  Verkäufer  sowohl  als  der  dritte  Käufer  nach  der 
Järnsiöa  wegen  betrügerischen  Verhaltens  an  den  Einstandsberech- 
tigten zu  entrichten  gehabt  hatten,  nach  dem  Vulgärtexte  der  Jöns- 
bök  an  den   König   bezahlt   werden,   wogegen   freilich   die  von 

^)  vgl.  Konüngsbök,  192/99;  Staöarhölsbök,  401/434. 
2)  Jönsbök,  Landabrb.  9;  vgl.  Konüngsbök,    192/99;  Staöarhöls- 
bök, 401/434—35. 

^)  fjörÖüngs  auch  in  Norges  gamle  Love,  IV,  S.  255. 
^)  Jönsbök,  Landabrb.  10;  vgl.  Järns.  7. 
•'')  Norges  gamle  Love,  IV,  S.  255. 
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G.  Storni  benützten  ältesten  Hss.  auch  in  diesem  Punkte  wieder  der 
Järnsiöa  folgen.  Daß  im  Vulgärtexte  der  Jönsbök  dabei  die  Worte: 
„svä  er  ok,  ef  hann  kyss  undan  scr  landet"  fehlen,  welche  die  ältesten 
Hss.  noch  ebensowohl  geben  als  die  Järnsiöa,  hat  wenig  Bedeutung, 
da  die  in  ihnen  ausgesprochene  Gleichstellung  des  Verzichtes  auf 
die  Ausübung  des  Kinstandsrechtes  mit  dem  Fall  des  Ausbleibens 
des  Einstandsberechtigten  an  der  Tagfahrt  sich  im  Grunde  von 
selbst  versteht;  recht  wunderlich  ist  dagegen,  daß  man  die  Worte: 
„svä  er  ok",  welche  selbstverständlich  nur  auf  die  unmittelbar  vor- 
hergehenden W^orte  „en  landet  mälalaust"  gehen,  auch  noch  auf  den 
weiteren  Satz:  „]jä  verör  hann  sekr  6  aurom  viö  |)ann  er  landet  bauö" 
bezogen  und  dahin  verstanden  zu  haben  scheint,  daß  der  Einstands- 
berechtigte,  welcher  erklärte,  von  seinem  Einstandsrechte  keinen  Ge- 
brauch machen  zu  wollen,  damit  nicht  nur  sein  Einstandsrecht  ein- 
büßen, sondern  auch  noch  dem  Eigentümer  des  belasteten  Gutes 
bußfällig  werden  solle.  Das  Mißverständnis  ist  kaum  zu  begreifen; 
daß  dasselbe  aber  wirklich  begangen  wurde,  zeigt  die  Verordnung 
des  K.  Eirfkr  Magnüsson  vom  15.  Juli  1294,  welche  auf  Ansuchen 
der  Isländer  mehrfache  Vorschriften  der  Jönsbök  veränderte,  und 
welche  in  ihrem  §  41  ausdrücklich  verfügt:^)  „sektalaust  er  manni, 
at  kjösa  undan  ser  mälaland  sitt".  Endlich  die  Bestimmung,  daß 
im  Falle  des  Verkaufes  von  mälaland  durch  dessen  Eigentümer, 
vorausgesetzt  natürlich,  daß  dasselbe  nicht  vorschriftsmäßig  zur  Aus- 
übung des  Einstandes  angeboten  worden  war,  dessen  Vindikation 
durch  den  Einstandsberechtigten,  von  Fällen  der  ehehaften  Not  ab- 
gesehen, binnen  Jahresfrist  zu  erfolgen  habe,  wenn  sie  nicht  ver- 
jähren solle,  ist  dem  Sinne  nach,  wenn  auch  in  etwas  geänderter 
Wortfassung  wieder  der  Järnsiöa  entlehnt,  -)  welche  ihrerseits  wahr- 
scheinlich aus  dem  älteren  einheimischen  Rechte  geschöpft  hatte. 
—  Alles  in  allem  bleibt  einigermaßen  auffällig,  wie  ungemein  fest 
die  eigentümliche  Ausprägung,  welche  der  lögmäli,  oder  wie  ihn 
die  Jönsbök  auch  wohl  bezeichnet,  der  landsmäli  auf  Island  ge- 
wonnen hatte,  daselbst  eingewurzelt  war,  da  dieselbe  im  Gegensatze 
zu  so  manchen  Rechtsinstituten  dem  Eindringen  des  norwegischen 
Rechtes  erfolgreichen  Widerstand  zu  leisten  vermochte.  Mag  sein, 
daß  dessen  Ähnlichkeit  mit  dem  norwegischen  Stammgüterrechte, 


^)  Lovsamling  for  Island,  I,  S.  2i;  Karges  gamle  Love,  IV,  S.  345. 
^)  Jonsbük,  Landabrh.  Ii;  vgl.  Jarns.,  8.    Die  ältesten  Hss.  der  Jönsbök 
zeigen  keine  bemerkenswerten  Abweichungen  von  der  Vulgata. 
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welches  sich  doch  als  solches  schlechterdings  nicht  nach  Island  ver- 
pflanzen ließ,  der  Erhaltung  des  lögmali  auf  der  Insel  sich  förderlich 
erwies,  sofern  derselbe  allenfalls  als  ein  Surrogat  für  jenes  in  Nor- 
wegen so  bekannte  und  beUebte  Institut  gelten  konnte  ]  mag  sein  aber 
auch,  daß  sich  ein  soziales  und  vielleicht  sogar  ein  politisches  Interesse 
an  dessen  Erhaltung  knüpfte,  indem  der  lögmali  den  mächtigeren 
Familien  ein  bequemes  Mittel  zum  Zusammenhalten  sowohl  als  zum 
Vergrößern  ihres  Besitzes  und  ihres  Anhanges  bieten  mochte. 


§  10.  Schlu^bemerkungen. 

Früher  wurde  bereits  gelegentlich  hervorgehoben,  daß  weder 
der  veömäli  noch  der  forsölumäli  sich  von  Anfang  an  und  grund- 
sätzlich als  Pfandvertrag  darstellen,  und  daß  beide  überdies  von  Haus 
aus  unter  sich  ganz  und  gar  nichts  gemein  haben.  Der  forsölumäli 
ist  von  vornherein  ein  bestimmt  begrenztes  juristisches  Geschäft,  ein 
Verkauf  von  Land,  nämlich  mit  Vorbehalt  des  Wiedereinlösungs- 
rechtes,  und  er  hat  als  solches  mit  dem  Pfandrechte  ganz  und  gar 
nichts  zu  tun,  wenn  er  auch  unter  Umständen  ganz  ebensogut 
pfandrechtlichen  Motiven  dienstbar  gemacht  werden  kann,  wie  er  in 
anderen  Fällen  zu  ähnlichen  Spekulationen  wie  der  Pachtvertrag  ge- 
braucht werden  mag,  und  in  wieder  anderen  Fällen  als  ein  wirklicher 
und  ernsthaft  gemeinter  Kauf  auftritt.  Als  veömäli  dagegen  wird 
ursprünglich  gar  nicht  ein  bestimmt  abgegrenztes  Geschäft  von  be- 
stimmtem und  einheitlichem  juristischem  Charakter  bezeichnet,  son- 
dern eine  Reihe  ganz  verschiedenartiger  Geschäfte,  welche  nur  das 
einzige  Merkmal  untereinander  gemein  haben,  daß  dabei  von  dem 
Eintritte  oder  Nichteintritte  eines  gewissen  Ereignisses  ein  bestimmter 
Vorteil  oder  Nachteil  für  den  einen  oder  anderen  Kontrahenten  ab- 
hängig gemacht  ist;  nur  dann,  wenn  der  Nachteil,  dem  sich  der  eine 
Kontrahent  zugunsten  des  anderen  unterwirft,  in  dem  Ubergange  des 
Eigentumes  an  einer  dem  ersteren  gehörigen  Sache  auf  den  letzteren^ 
und  wenn  überdies  das  entscheidende  Ereignis  in  der  Nichtbezahlung 
einer  Schuld  des  ersteren  an  den  letzteren  besteht,  wird  der  veömäli 
den  Charakter  eines  Pfandvertrages  annehmen,  der  ihm  an  und  für 
sich  keineswegs  notwendig  innewohnt.  Aber  auch  in  dieser  seiner 
pfandrechtlichen  Verwendung  bleibt  der  veömäli  immerhin  noch 
Kaufvertrag,  und  von  hier  aus  erklärt  es  sich,  wenn  das  Flensburger 
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Stadtrecht,  §  83  ^)  das  „waethköpcK"  dem  „fullköpDe",  oder  wenn 
Skänelagen,  §  83  -)  die  „wae|)skötning"  der  „w^Erulzskotning"  gegen- 
überstellt, so  daß  der  Pfandkauf  nur  als  eine  zweite  Unterart  des 
Kaufgeschäftes  dem  vollen  und  für  alle  Zukunft  gültigen  Kauf  gegen- 
übertritt. Ganz  allmählich  erst  gewinnt  einerseits  die  pfandrechtliche 
Verwertung  des  forsölumäli  und  andererseits  auch  die  pfandrechtliche 
Ausgestaltung  des  veömali  festeren  Bestand  und  Umriß;  eben  damit 
treten  sich  dann  beide  Institute  auch  näher  und  näher.  Durch  mehr- 
fache Neuerungen,  unter  welchen  ich  nur  die  in  den  Landslög  dem 
Gläubiger  auferlegte  Verpflichtung,  bei  der  Realisierung  des  veömali 
die  Hyperocha  an  den  Schuldner  hinauszubezahlen,  und  die  bereits 
in  den  FrpL.,  und  teilweise  sogar  schon  in  den  GpL.  dem  Käufer 
einer  forsölujürö  eingeräumte  Befugnis  hervorhebe,  auch  seinerseits 
auf  die  Lösung  des  Verhältnisses  zu  dringen,  wurde  diese  Annäherung 
unter  beiden  Instituten  sehr  wesentlich  gefördert;  dennoch  aber  war 
dieselbe  auf  geraume  Zeit  hinaus  eine  nichts  weniger  als  durch- 
greifende, vielmehr  genügt  selbst  ein  flüchtiger  Blick  in  die  norwe- 
gischen Urkunden,  um  zu  zeigen,  daß  noch  lange  Zeit  hindurch 
Geschäfte  der  verschiedensten  Art  nebeneinander  vorkamen,  bald 
dem  veömali  und  bald  dem  forsölumäU  des  gemeinen  Landrechtes 
näher  stehend,  oder  auch  den  ganz  individuellen  Bedürfnissen  des 
einzelnen  Falles  entsprechend  durch  die  Vertragswillkür  der  Parteien 
ganz  eigentümlich  gestaltet,  ohne  daß  dabei  die  Terminologie  zu- 
nächst noch  für  die  Scheidung  der  verschieden  gearteten  Fälle  einen 
verlässigen  Stützpunkt  bieten  würde. 

Eine  Zeitlang  ist  in  den  Urkunden  noch  vom  veö  und  veö- 
s  e  t  j  a  die  Rede,  wie  wenn  etwa  gesagt  wird,  daß  gewisse  Güter 
oder  Grundrenten  „vaedslausa  oc  vardslu  frialsa  fyrir  hvaerium  manne" 
(1297),  oder  „frialsar  ok  haeimular  ok  wa^öslausar  firir  hwaerium 
manne"  (1325),^)  oder  „frialsar  ok  heeimular  firir  hverium  manne  ok 
vaedslausar"  (1327)^)  veräußert  werden  sollen;  oder  wenn  von  einem 
„ssetia  iorö  sina  j  vaed"  oder  „atth  vede"  die  Rede  ist  (1330)»^)  wobei 
dem  Pfandgläubiger  an  der  verpfändeten  Liegenschaft  nebenbei  auch 
noch  ein  Vorkaufsrecht  eingeräumt  wird,  von  einem  „veösetia"  von 
Land,  welches  dem  Gläubiger  verfallen  sollte,  wenn  es  vom  Schuldner 


^)  edd.  Thorsen,  S.  90.  ^)  edd.  Schlyter,  IX,  S.  74. 

^)  Diplom,  norveg.  II,  40/36. 

^)  ebenda,  IV,  165/152.  ^)  ebenda,  II,  161/137. 

^)  ebenda,  VII,  132/149. 
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nicht  binnen  gesetzter  Frist  eingelöst  werden  würde  (1385),^)  einem 
„veösetia"  (1385),-)  „wedsetia"  (1382)/^)  „vaedsetia"  (1388),^)  „saetia 
wet  j  waedlier"  (1404),^)  wobei  eine  Pfandbestellung  des  Mannes  für 
den  mäli  seiner  Frau  in  Frage  steht,  „vedsetia"  (1412);^)  oder  wenn 
eine  „vaedfaesta",  d.  h.  Zusicherung  einer  Pfandbestellung  für  Kinder- 
gut begehrt  wird  (1334).'^)  Ganz  vereinzelt  kommt  daneben  allen- 
falls auch  noch  einmal  ein  ,.f o r s ö  1  u m äl i"  unter  diesem  seinem 
alten  Namen  vor  (1323),^)  und  zwar  nicht  nur  in  Hälogaland,  sondern 
auch  im  Bezirke  des  Gulal)inges  (1329),^)  was  darum  bemerkt  werden 
mag,  weil  man  daraus  ersieht,  daß  die  ursprünglich  nur  im  pränd- 
heimischen  übliche  Bezeichnung  durch  die  Vermittlung  des  gemeinen 
Landrechtes  auch  in  den  übrigen  Teilen  des  Reiches  Eingang  ge- 
funden hatte.  Ungleich  häufiger  tritt  dagegen  in  den  Urkunden  die 
aus  dem  Deutschen  entlehnte  Bezeichnung  „pantr*',  d.  h.  Pfand, 
dann  „setja  f  pant",  „pantsetja"  u.  dgl.  m.  auf,  und  wenn  zwar 
hin  und  wieder  zu  mehrerer  Deutlichkeit  der  ältere  und  der  neuere 
Ausdruck  noch  nebeneinander  gebraucht  wird,  wie  z.  B.  „saetia  til 
pannt  ok  vedh"  (1399)/*^)  so  verdrängt  doch  die  neuere  Bezeichnung 
bald  ganz  und  gar  die  ältere.  Eine  um  die  Mitte  des  14.  Jahr- 
hunderts entstandene  Hs.  der  Stjörn  braucht  den  Ausdruck  bereits,^^) 
und  ebenso  die  um  dieselbe  Zeit  verfaßte  Laurentius  bps.  saga, 
und  die,  ebenfalls  gleichalterige,  Lebensbeschreibung  des  Bischofes 
Guömundr  Arason,  welche  der  Abt  Arngrfmr  von  pfngeyrar  ver- 
faßte ;^^)  in  norwegischen  Urkunden  aber  finde  ich  denselben  zuerst 
gebraucht  in  den  Jahren  1326,^^)  1337,^^)  1339^^)  und  1343,^')  ohne 
indessen  damit  behaupten  zu  wollen,  daß  er  nicht  etwa  auch  schon 
in  älteren  Dokumenten  gebraucht  und  von  mir  übersehen  worden 
sein  könnte.  Sachlich  aber  treten  vom  Anfange  des  14.  Jahrhunderts 
an  die  verschiedensten  Gestaltungen  pfandrechtlicher  Verhältnisse  in 
den  Urkunden  nebeneinander  auf    Nach  einer  dem  Gulaliinge  an- 


^)  Diplom,  norveg.  VI,  317/360. 

2)  ebenda,  VIT,  319/331.  ^)  ebenda,  VIII,  208/259. 

ebenda,  215/264.  ^)  ebenda,  VII,  339/344. 

ebenda,  358/359.  ')  ebenda,  II,  206/174. 

^)  ebenda,  150/128.  ^)  ebenda,  I,  200/166. 

^0)  ebenda,  II,  559/424. 

Stjorn,  58/197.  Laurentius  bps.  s.,  51/855. 

1^)  GuÖmundar  bps.  s.  Arngrfms,  85/176 — 77. 

Diplom,  norveg.  II,  158/135.  ebenda,  VIII,  96/116. 

ebenda,  V,  130/108.  i')  ebenda,  II,  255/212. 
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gehörigen  Urkunde  aus  dem  Jahre  1326  ^)  wird  z.  B.  eine  Liegen- 
schaft auf  zehn  Jahre  verkauft  mit  dem  Vorbehalte,  daß  der  Ver- 
käufer sie  nach  Ablauf  dieser  Frist  um  den  ursprünglichen  Kaufpreis 
wieder  einzulösen  befugt  sein  solle;  zugleich  aber  werden  für  den 
Fall,  daß  der  Verkäufer  das  verkaufte  Land  nicht  zu  gewährleisten 
vermöchte,  andere  Ländereien  von  ihm  „j  pant"  gesetzt,  so  daß  also 
in  dieser  Urkunde  neben  einer  richtigen  „stefnujörcV',  die  nur  nicht 
als  solche  bezeichnet  wird,  gleichzeitig  auch  als  „pantr"  gesetztes 
Land  auftritt.  Auch  sonst  kommt  noch  oft  genug  die  Bestellung 
einer  mälajörö  oder  stefnujörö  vor,  jedoch  ohne  daß  diese  Bezeich- 
nungen dabei  gebraucht  würden.  So  w^ird  z.  B.  einmal  Land  auf 
20  Jahre  verkauft,  jedoch  mit  dem  Vorbehalte,  daß  die  Verkäufer, 
wenn  sie  nach  Ablauf  dieser  Frist  von  dem  ihnen  vorbehaltenen 
Wiedereinlösungsrechte  Gebrauch  machen  wollen,  hiervon  vor  \Veih- 
nachten  dem  Käufer  Anzeige  machen  sollen  (1314).-)  In  einem 
zweiten  ähnlichen  Falle  wird  die  Anzeige  „um  haustit"  vorbehalten, 
was  doch  wohl  als  gleichbedeutend  zu  nehmen  ist  (1324 — 25);'')  in 
beiden  Fällen  ist  aber  nicht  ersichtlich,  ob  bei  dem  Geschäfte  pfand- 
rechtliche Zwecke  verfolgt  werden  wollten  oder  nicht.  In  einzelnen 
Fällen  ist  auch  wohl  ersichtlich,  daß  der  Vorbehalt  der  Wiederein- 
lösung ganz  anderen  als  pfandrechtlichen  Motiven  dienen  wollte. 
Wenn  einmal  Land  verschenkt  und  dabei  dessen  Wiedereinlösung 
um  den  vollen  Schätzungswert  vorbehalten  wird  (1342),'^)  so  ist  dabei 
nicht  nur  selbstverständlich  an  pfandrechtliche  Absichten  nicht  zu 
denken,  sondern  sogar  nicht  einmal  der  Begriff  der  forsölujörö  mehr 
zutreffend ;  aber  auch  in  einem  anderen  Falle,  in  welchem  bei  einem 
Verkaufe  von  Land  die  Wiedereinlösung  desselben  um  den  gegebenen 
Kaufpreis  nur  für  den  Fall  vorbehalten  wird,  daß  der  Käufer  von 
dem  gekauften  Lande  wieöer  abziehen  würde  (1495),^)  ist  entschieden 
nicht  der  pfandrechtliche  Gesichtspunkt  der  maßgebende  gewesen, 
obwohl  das  Geschäft  in  diesem  Falle  ganz  wohl  als  die  Begründung 
einer  mälajörö  sich  auffassen  läßt.  Zweifelhaft  bleibt,  ob  ein  Ver- 
kauf von  Land  mit  Vorbehalt  seiner  Wiedereinlösung  für  den  Fall 
seiner  Wiederveräußerung  durch  den  Käufer  (1558)*^)  überhaupt 
hierher  zu  stellen,  oder  aber  als  ein  bloßer  Vorbehalt  eines  ein- 
fachen Vorkaufsrechtes  anzusehen  sei,  indem  uns  ungesagt  bleibt, 

^)  Diplom,  norveg.  II,  158/135. 

ebenda,  VIII,  47/71.  ^)  ebenda,  X,  15/20. 

ebenda,  48/43.  •''')  ebenda,  IX,  423/390. 

^)  ebenda,  779/807. 
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ob  die  Wiedereinlösung  um  den  ursprünglichen  Verkaufspreis,  oder 
um  den  vom  dritten  Käufer  gebotenen  Preis  zu  erfolgen  habe; 
zweifelhaft  auch,  ob  die  Wiedereinlösung  eines  verkauften  Mühl- 
werkes um  den  ursprünglichen  Verkaufspreis,  auf  welche  einmal  ge- 
richthch  erkannt  wird  (1479),  ^)  hierher  gehört  oder  nicht,  soferne 
dabei  recht  wohl  eine  bloße  Nichtigkeitserklärung  des  früheren  Ver- 
kaufsgeschäftes zugrunde  liegen  mag,  zumal  da  die  über  dieses  aus- 
gestellte Urkunde  nichts  von  einem  Vorbehalte  der  Wiedereinlösung 
sagt.  Dagegen  wird  bei  einem  Verkaufe  von  Land  mit  Vorbehalt 
der  Wiedereinlösung  um  den  früheren  Kaufpreis,  welcher  zugunsten 
der  Kinder  des  Verkäufers  ausbedungen  wird  (1519),^)  wiederum  an 
eine  richtige  mälajörö  zu  denken  sein,  bei  deren  Begründung  über- 
dies keinerlei  pfandrechtHche  Motive  ins  Spiel  kamen  ;  wird  ferner 
bei  einer  „Verpfändung"  von  Grundbesitz  für  einen  Geldbetrag,  den 
ein  Ritter  seiner  Frau  für  den  Fall  ihres  Überlebens  auswirft,  mit 
dem  Vorbehalte,  daß  seine  Erben  das  Gut  erst  nach  dem  Tode  der 
Witwe  sollen  einlösen  dürfen  (1452),'^)  ebenfalls  eher  an  eine  mäla- 
jörö zu  denken  sein,  obwohl  das  Land  ausdrücklich  als  verpfändet 
(panseth)  bezeichnet  wird.  Andererseits  kommt  es  auch  noch  vor^ 
daß  das  „i  panf'  gesetzte  Land  dem  Pfandgläubiger  verfallen  sollte^ 
wenn  die  Zahlung  der  Schuld  nicht  rechtzeitig  erfolgte,  mochte  nun 
dabei  die  Zahlzeit  auf  ein  Jahr  (1339)^)  oder  auf  acht  Jahre  (1373)'^) 
ausbedungen,  oder  auf  Michaeli  des  kommenden  Jahres  festgesetzt 
sein  (1452),^)  wobei  dann  wieder,  nachdem  die  Auslösung  durch 
einen  Dritten  erfolgt  war,  eine  weitere  Verpfändung  desselben  Gutes 
an  diesen  Dritten  auf  ein  weiteres  Jahr  beliebt  wurde  (1459). ')  Je 
nach  den  Umständen  wird  dabei  auch  wohl  noch  besonders  hervor- 
gehoben, daß  der  Pfandgläubiger  das  verpfändete  Land  auf  zwei 
Jahre  „i  sith  brughelight  panf'  behalten,  und  daß  ihm  dieses,  wenn 
dessen  Einlösung  nicht  binnen  dieser  Frist  erfolge,  nach  deren  Ab- 
lauf verfallen  solle,  jedoch  so,  daß  eine  Abschätzung  des  Landes 
vorzunehmen  und  die  Hyperocha  des  Wertes  an  den  Schuldner 
hinauszubezahlen  sei  (1473).^)  Ein  andermal  kommt  aber  auch  vor, 
daß  verpfändetes  Land,  welches  der  Verpfänder  nicht  mehr  einlösen 
zu  können  einsieht,  von  diesem  durch  einen  neuen  Vertrag  dem 

1)  Diplom,  norveg.  IX,  377/345;  vgl.  332/309. 

2)  ebenda,  498/461 — 62.  ^)  ebenda,  317/298. 
ebenda,  V,  130/108.  ebenda,  VIII,  195/247. 

6)  ebenda,  VII,  444/443—44;  vgl.  aber  auch  455/453- 
•)  ebenda,  457/454.  ^)  ebenda,  VIII,  397/416. 
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PfandgUiubiger  zu  bleibendem  Eigen  übertragen  wird  (1389);')  da 
dabei  von  einem  Nachschusse  zu  der  ursprüngHchen  Schuldsumme 
nicht  die  Rede  ist,  wird  man  doch  wohl  zu  der  Annahme  berechtigt 
sein,  daß  diese  Übertragung  auf  Andringen  des  Gläubigers  erfolgt 
und  daß  bei  derselben  lediglich  wegen  des  geringen  Wertes  des 
Pfandobjektes  oder  auch  aus  anderen  zufälligen  Gründen  von  einer 
Abschätzung  desselben  und  von  der  Herausgabe  der  Hyperocha  Um- 
gang genommen  worden  sein  werde.  Umgekehrt  fehlt  es  auch  nicht 
an  einem  Belege  für  eine  Überantwortung  des  Pfandobjektes  zu 
ewigem  Eigen  gegen  eine  Neichzahlung  zum  Kaufpreise  (1520).-)  — 
Nicht  selten  zeigt  das  Geschäft  aber  auch  wohl  ein  wesentlich  an- 
deres Aussehen.  Es  kommt  nämlich  vor,  daß  der  Gläubiger  darauf 
angewiesen  wird,  sich  aus  den  Renten  des  verpfändeten  Gutes  be- 
zahlt zu  machen,  so  daß  er  also  dieses  zurückzugeben  hat,  sowie  der 
Betrag  der  von  ihm  bezogenen  Renten  die  Höhe  der  Schuldsumme 
erreicht,  ohne  daß  noch  eine  weitere  Einlösung  stattzufinden  hätte. 
So  verpfändet  B.  Wilhelm  von  den  Orkneyjar  seinem  Erzbischofe 
Eihfr  die  auf  80  Mark  Sterling  geschätzten  Einkünfte  von  Hjaltland 
für  einen  Betrag  von  186  Mark  Sterling,  welchen  er  ihm  an  Papst- 
zehnt schuldet,  und  zwar  in  der  Art,  daß  der  Erzbischof  zwei  Jahre 
lang  diese  Einkünfte  beziehen  und  weitere  26  Mark  Sterling  bar 
bezahlt  erhalten  soll,  worauf  dann  Hjaltland  wieder  frei  an  die  Dom- 
kirche der  Orkneyjar  heimfallen  soll  (1327).^)  So  vermacht  ferner 
die  Königin  Margaretha  der  Kirche  in  Björgvin  testamentarisch  100 
Mark  lötigen  Silbers  in  der  Weise,  daß  B.  Jakob  von  Björgvin  zwei 
bestimmte  Schiffsreeden  für  seine  Lebenszeit  ohne  Rechnungslegung, 
sein  Nachfolger  aber  noch  für  weitere  zehn  Jahre  in  der  Weise  in 
Besitz  behalten  sollte,  daß  jährlich  zehn  Mark  als  Gegenleistung  für 
deren  Rente  an  dem  Kapitale  abgeschlagen  und  der  Besitz  an  die 
Krone  zurückerstattet  werden  sollte,  wenn  damit  jene  lOO  Mark  be- 
zahlt sein  würden  (1389).^)  So  verpfändet  auch  Häkon  Siguröarson 
dem  Erzbischof  Eilifr  bestimmte  Güter  in  Hälogaland  dafür,  daß  dieser 
für  ihn  eine  Leistung  von  14  Last  Stockfisch  an  einen  bestimmten 
Empfänger  binnen  drei  Jahren  zu  machen  übernommen  hat,  und 
zwar  wird  dabei  ausbedungen,  daß  jene  Güter  der  Kirche  so  lange 
verbleiben  sollen,  bis  dieselbe  aus  ihnen  ganz  den  gleichen  Betrag 


1)  Diplom,  norveg.  II,  513/394—95- 

2)  ebenda,  1066/784 — 85.  ^)  ebenda,  VII,  119/134. 
-*)  ebenda,  II,  514/395—96. 
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bezogen  haben  werde,  worauf  sie  dann  ohne  weiteres  dem  Häkon 
selbst  oder  dessen  Erben  heimzufallen  haben  (1405),  ^)  wobei  noch 
überdies  ausdrücklich  ausbedungen  wird,  daß  der  Erzbischof  neben 
der  Schuldsumme  selbst  auch  noch  die  Kosten  der  Rentenerhebung 
dem  Schuldner  aufzurechnen  befugt  sein  solle.  Weiterhin  gehört 
hierher  auch  eine  auf  den  Hof  Bratten  in  Björgvin  bezügliche  Ur- 
kunde (1504).^)  Dieser  Hof  wurde  von  seinem  Besitzer  einem  Rat- 
manne in  Björgvin  „pandtsett",  von  diesem  letzteren  aber  an  die 
Kreuzkirche  in  Björgvin  geschenkt;  auf  die  Klage  eines  Sohnes  des 
Verpfänders  hin  wird  nun  erkannt,  daß  die  Vergabung  ungesetzlich 
sei  und  daß  der  Hof  „haffde  lenge  löst  sig  sielff  igienn",  weshalb 
derselbe  dem  Kläger  zuerkannt  wird,  der  dann  sofort  seinerseits 
einen  Teil  desselben  der  genannten  Kirche  schenkt.  In  einem  an- 
deren Falle  wird  ausbedungen,  daß  bei  rechtzeitiger  Heimbezahlung 
der  Schuld  der  Wert  der  bezogenen  Gutsrente  an  dem  Kapitalbe- 
trage abgezogen  werden  solle,  wogegen  der  Gläubiger  befugt  sein 
solle,  die  Bezahlung  der  Schuldsumme  ohne  jeglichen  Abzug  zu  be- 
anspruchen, wenn  diese  Bezahlung  nicht  rechtzeitig  am  versprochenen 
Termine  erfolge  (1400).^)  Oder  es  soll  auch  wohl  zwar  die  bezogene 
Rente  schlechthin  an  dem  Kapitalbetrage  der  Schuld  abgezogen 
werden,  daneben  aber  für  den  Fall  der  nicht  rechtzeitigen  Tilgung 
der  Schuld  das  verpfändete  Land  dem  Gläubiger  verfallen,  jedoch 
mit  dem  Vorbehalte,  daß  dieser  dasselbe  um  den  Schätzungswert  zu 
übernehmen  und  somit  die  Hyperocha  an  den  Schuldner  hinauszu- 
bezahlen hat  (1498);^)  eine  Abrede,  welche  hinterher  selbst  von  der 
Krone  respektiert  wird,  nachdem  das  Gut  des  Verpfänders  ihr  durch 
einen  Richterspruch  zuerkannt  worden  war  (1505).^)  Andere  Male 
wird  freilich  gerade  umgekehrt  ausbedungen,  daß  die  Renten  des 
verpfändeten  Landes  vom  Kapitale  der  Schuldforderung  nicht  abge- 
zogen werden  sollten,  daß  der  Gläubiger  vielmehr  dem  Schuldner 
und  seinen  Erben  gegenüber  schlechthin  im  Besitze  und  Genüsse 
des  Pfandobjektes  bleiben  solle,  bis  die  Schuld  durch  Heimbezahlung 
getilgt  sein  werde.  Dergleichen  kommt  nicht  nur  in  zwei  Urkunden 
vor,  welche  sich  auf  die  Verpfändung  von  Gütern  in  Westergötland 
beziehen  (1371  und  1387)^)  und  bei  welchen  somit  schwedisches 


^)  Diplom,  norveg.  I,  603  und  604/436 — 38. 

•2)  ebenda,  IX,  458/418.  ^)  ebenda,  I,  570/413. 

ebenda,  995/718.  ^)  ebenda,  1015/732. 

ebenda,  VII,  280/289 — 9°  und  321/332. 
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Recht  und  nicht  norwegisches  bestimmend  geworden  sein  mag,  ^) 
sondern  auch  in  mehrfachen  Urkunden,  welche  norwegische  Güter 
betreffen  und  welche  den  Jahren  1399,-)  1419,'^j  1462,^)  1511'^)  und 
1515^)  angehören,  und  zwar  in  den  beiden  zuletzt  angeführten  mit 
der  Bezeichnung  als  „it  friidt  brogelige  panth".  Dabei  steht  das 
Pfandrecht  allenfalls  auch  noch  mit  einem  Vorkaufsrechte  in  Ver- 
bindung, welches  dem  Gläubiger  an  dem  verpfändeten  Gute  für  den 
Fall  zustehen  soll,  da  dasselbe  dem  Verpfänder  etwa  feil  werden 
würde  (1462);')  auch  ist  es  doch  wohl  in  jenem  Sinne  zu  verstehen, 
wenn  in  einer  Reihe  von  Urkunden  aus  den  Jahren  1413,^)  15 12*) 
und  1516'")  ohne  jeden  weiteren  Beisatz  lediglich  ausgesprochen 
wird,  dal3  der  Gläubiger  das  verpfändete  Gut  insolange  in  seinem  Be- 
sitze behalten  solle,  bis  ihm  die  Pfandschuld  heimbezahlt  werden 
würde.  Indessen  weist  der  Gebrauch,  die  Nichtanrechnung  der  be- 
zogenen Rentenbeträge  auf  die  Kapitalsumme  ausdrücklich  auszu- 
bedingen,  w^enn  man  solche  nicht  angerechnet  wissen  wollte,  sehr 
deutlich  darauf  hin,  daß  das  entgegengesetzte  Verfahren  das  gewöhn- 
lichere war,  oder  doch  wenigstens  ganz  allgemein  vorzukommen 
pflegte. 

Man  sieht,  auf  der  einen  Seite  besteht  das  ältere  Recht  auch 
ziemlich  unverändert  fort.  Auch  jetzt  noch  kann,  möge  nun  die 
alte  technische  Bezeichnung  dabei  noch  gebraucht  werden  oder  nicht, 
ein  forsölumäli  eingegangen  werden,  zu  pfandrechtlichen  Zwecken 
nicht  nur,  sondern  auch  zu  nicht  pfandrechtlichen.  Auch  jetzt  noch 
kann,  möge  nun  die  ältere  Bezeichnung  als  veö  oder  die  neuere 
als  pantr  dabei  Anwendung  finden,  ein  veömäli  der  früheren  Art 
vorkommen,  nach  welchem  das  Pfandobjekt  bei  nicht  rechtzeitiger 
Bezahlung  der  Pfandschuld  dem  Gläubiger  verfallen  soll,  sei  es  nun 
daß  dieser  nach  vorgängiger  Abschätzung  die  Hyperocha  heraus- 
zugeben hat,  oder  daß  die  auf  deren  Herausgabe  bezügliche  Be- 
stimmung des  gemeinen  Landrechtes  im  Vertragswege  ausgeschlossen 
ward.  Aber  doch  wird  jetzt  nicht  nur  in  Pällen,  in  welchen  doch 
für  den  P^all  nicht  rechtzeitiger  Heimbezahlung  der  Schuld  das  \^er- 


^)  vgl.  K.  Christof  fers  Lands  lag,  Jordhab.  7,  welche  Bestimmung  je- 
doch in  K.  ^lagnus  Erikssons  Landslag,  Eghnab.  7,  9  und  10  noch  fehlt. 
-)  Diplom,  norveg.  II,  559/424 — 25. 

ebenda,  I,  661/476.  ebenda,  IX,  341/315. 

ebenda,  II,  1039/765 — 66.  ^)  ebenda,  1052/774 — 75. 

')  ebenda,  I,  861/628.  ^)  ebenda,  VIII,  251/288—89. 

^)  ebenda,  IX,  472/427—28.  ebenda,  X,  313/248 — 49. 


§  lo.  Schlußbemerkungen. 


fallen  des  Pfandobjekts  an  den  Gläubiger  vorgesehen  war,  dieses 
Pfandobjekt  allenfalls  als  „bru  geligt  pant",  bezeichnet  (1473)^) 
und  somit  dem  Gläubiger  der  Bezug  der  Früchte  desselben  als  ein 
Surrogat  der  Verzinsung  eingeräumt,  sondern  es  wird  auch  in  immer 
häufigeren  Fällen  ein  Verfallen  des  Pfandobjektes  bei  nicht  rechtzeitiger 
Bezahlung  gar  nicht  mehr  ausbedungen,  sondern  lediglich  verabredet, 
daß  der  Gläubiger  insolange  in  dessen  Besitz  und  Genuß  verbleiben 
soll,  als  nicht  die  Heimbezahlung  der  Schuld  erfolgt  sein  würde.  Auch 
in  derartigen  Fällen  sprach  man  von  einem  „brugehgt  pant"  (1511, 
1515), -)  ohne  daß  dabei  stets  klar  ersichtlich  wäre,  ob  dabei  an  eine 
resolutiv  bedingte  Eigentumsübertragung  wie  beim  alten  forsölumäU 
zu  denken  sei,  oder  an  eine  bloße  Übertragung  des  Besitzes,  wie 
sie,  mit  einer  suspensiven  Eigentumsübertragung  verbunden,  auch 
schon  beim  alten  veömäli  gelegentlich  vorgekommen  war.  Als  eine 
Modifikation  des  Gebrauchspfandes  kommt  dann  auch  die  Verab- 
redung auf,  daß  die  aus  dem  Pfandobjekte  gezogene  Rente  auf  die 
Pfandschuld  angeordnet  werden  solle,  so  daß  sich  nach  Ablauf  einer 
längeren  oder  kürzeren  Reihe  von  Jahren  das  Pfandobjekt  gewisser- 
maßen selbst  einlösen  konnte.  Dabei  ist  nicht  zu  übersehen,  daß 
die  ersten  Fälle  einer  derartigen  Abrede  sich  in  Urkunden  über  Ge- 
schäfte vorfinden,  bei  welchen  Geistliche  beteiligt  waren.  Man  möchte 
vermuten,  daß  das  Verbot  des  Nehmens  von  Zinsen,  wie  solches  im 
kanonischen  Rechte  begründet  ist,  für  jene  Neuerung  maß- 
gebend geworden  sei,  und  es  würde  zu  dieser  Vermutung  recht 
wohl  stimmen,  daß  für  den  P'all  der  nicht  rechtzeitigen  Heim- 
bezahlung der  Pfandschuld  auch  wohl  einmal  das  Unterbleiben  jeder 
Abrechnung  der  bezogenen  Rentebeträge  verabredet  werden  konnte, 
indem  ja  der  Rentebezug  in  diesem  Falle  sich  unter  den  Gesichts- 
punkt einer  Konventionalstrafe  bringen  ließ,  welche  letztere  auch 
das  kanonische  Recht  nicht  beanstandete.  Daß  aber  anderwärts 
wieder  ausdrücklich  ausbedungen  wurde,  die  bezogene  Rente  solle 
nicht  auf  den  Betrag  des  geschuldeten  Kapitales  angerechnet  werden, 
dürfe  jedenfalls  an  dieser  Auffassung  nicht  irre  machen.  Wenn 
nämlich  zwar  schon  eines  der  älteren  Christenrechte  den  „openberer 
okr  karlar"  das  kirchliche  Begräbnis  entzieht,  ^)  und  die  neueren 
Christenrechte  des  K.  Magnus  lagaboetir*)  diesen  Satz  wiederholen, 

^)  Diplom,  norveg.  VllI,  397/416. 

2)  ebenda,  II,  1039/765 — 66  und  1052/774—75. 

3)  EfjKi  R.  I,  50;  fehlt  jedoch  in  II,  40.  ^  e  u  e  r  e  r  B  J»  K  r  R.  8 
neuerer  GJjKrR.  16,  wo  indessen  eine  Variante  hörkarlar  hat. 
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während  das  Christenrecht  des  Erzbischofs  Jon  sogar  eine  sehr  aus- 
führHche  Strafsatzung  gegen  den  Wucher  enthält,  ^)  welche  nicht 
nur  mit  kirchlichen,  sondern  auch  mit  weltlichen  Strafen  allen 
Wucher  bedroht;  wenn  ferner  auch  eine  Verordnung  des  K. 
Magnus  lagaboetir  für  Vikin  -)  jedes  Nehmen  von  Zinsen  mit  dem 
Verluste  des  Kapitales  bedroht,  und  auch  die  große  Verordnung  des 
K.  Ein'kr  Magnüsson  vom  Jahre  1280  in  ihrem  §  26  alles  Nehmen 
von  Zinsen  aus  totem  Gute  als  dem  Seelenheile  gefährlich  bezeichnet,") 
so  zeigt  doch  die  am  letzteren  Orte  dem  Verbote  beigefügte  Klausel, 
„frammar  en  i  lagum  er  mellt"  daß  man  weltlicherseits  nicht  daran 
dachte,  das  althergebrachte  Recht  den  Grundsätzen  der  kanonischen 
Gesetzgebung  entsprechend  umgestalten  zu  wollen.  Es  war  hier- 
nach sehr  natürlich,  daß  man  auch  im  tatsächlichen  Verkehre  dem 
kanonischen  Rechte  gegenüber  noch  vielfach  den  Standpunkt  des 
nationalen  Rechtes  festzuhalten  suchte,  welches  von  keinem  Verbote 
des  Zinsennehmens  wußte,  und  bei  seinem  forsölumäli  den  Gläubiger 
die  Früchte  aus  dem  verpfändeten  Gute  unbedenklich  beziehen  ließ; 
die  verschiedene  Gestaltung  der  Praxis,  von  welcher  die  Urkunden 
Zeugnis  geben,  würde  unter  jener  Voraussetzung  eben  nur  auf  den- 
selben gewaltigen  Konflikt  zwischen  dem  geistlichen  und  dem  welt- 
lichen Rechte  zurückzuführen  sein,  welcher  uns  in  Norwegen  seit 
dem  Schlüsse  des  12.  Jahrhunderts  auf  allen  Punkten  des  öffentlichen 
Lebens  entgegentritt.  Indessen  ist  doch  auch  nicht  zu  übersehen, 
daß  sowohl  das  deutsche  als  das  dänische  Recht  das  Ge- 
brauchspfand in  seiner  zwiefachen  Gestaltung  ebenfalls  bereits  kannten, 
und  daß  dasselbe,  somit  recht  wohl  ohne  allen  kirchlichen  Einfluß 
von  hier  aus  nach  Norwegen  verpflanzt  worden  sein  konnte,  wie  sich 
denn  zumal  ein  mächtiger  Einfluß  des  deutschen  Rechtes  auf  das 
norwegische  bereits  von  der  zweiten  Hälfte  des  13.  Jahrhunderts  ab 
sehr  vielfach  bemerkbar  macht.  Alle  diese  Erwägungen  führen 
übrigens  in  eine  Zeit  herab,  welche  weit  über  die  Grenzen  des  hier 
zu  betrachtenden  Zeitraumes  hinaus  liegt,  und  mögen  darum  die  im 
Bisherigen  gegebenen  Andeutungen  genügen. 


1)  Jöns  KrR.  55. 

2)  Norges  gamle  Love,  II,  6/484 — 5.  ^)  ebenda,  III,  1/9. 


§  II.    Die  norwegischen  Provinzialrechte. 
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§  II.    Die  norwegischen  Provinzialrechte. 

Das  Wort  tak,  von  dem  Zeitworte  taka,  d.  h.  nehmen,  er- 
greifen gebildet,  bezeichnet  zunächst  nur  den  Zugriff  und  das  Fest- 
halten einer  Sache.  In  den  GI)L.  heißt  es  einmal :  ^)  „pat  er  nü 
]3vi  n^st,  at  värr  skal  engi  fyrir  öörum  fe  taka,  ok  ekki  skolom 
ver  oss  at  gripdeildum  gera;  döms  er  hverr  maör  verör  fyrir 
sinu  fe  at  hafa;  en  sä  er  fyrir  öörom  tekr,  hann  skal  j^at  aftr  foera, 
ok  boeta  konünge  bauge  fyrir  mistekju",  und  in  den  FrI)L. 
„pat  er  uppsaga  laga  värra  1  lögum  manna,  at  engi  skal  fyrir 
öörum  taka  örtog  eöa  örtog  meira;  en  ef  tekit  verör,  Jjä  skal  hinn 
fara  epter,  er  jDau  föt  ä,  meö  vätta,  ok  beiöa  üt  sins  innan  naesta 
mänaöar  siöan  er  hann  spyrr;  en  ef  hann  laetr  af,  jiä  hefir  hann 
fyrirtekit  sökn  sinni";  aber  auch  das  Wort  tak  selbst  steht  in 
gleichem  Sinne  gebraucht,  wenn  in  einer  Urkunde  aus  dem  Jahre 
1338  erzählt  wird,  ^)  wie  ein  Priester  Namens  der  Domkirche  von 
prändheimr  gegen  einen  Laien  klagt,  „at  hann  haföe  teikit  land- 
skylldir  heilagrar  kirkiu",  und  ein  Urteil  erlangt,  durch  welches  der 
Beklagte  der  Kirche  „firir  takit  3  merkr  baughildari  ret  sin  firir 
hueria  ärtekin"  verurteilt  wird,  sofern  hier  „tak"  ganz  in  demselben 
Sinne  gebraucht  wird  wie  in  den  GpL.  „mistekja".  Neben  dieser 
seiner  ursprünglichen  und  allgemeineren  Bedeutung  hat  aber  das 
Wort  tak  in  der  norwegischen  Rechtssprache  auch  noch  eine  engere 
und  speziellere  Geltung,  welche  uns  hier  allein  angeht,  und  in 
welcher  dasselbe  eine  bestimmte  Art  der  Sicherheitsbestellung  be- 
zeichnet. Ich  lasse  einstweilen  dahingestellt,  wie  sich  diese  engere 
Bedeutung  des  Wortes  aus  jener  weiteren  entwickelt  habe,  und  ver- 
suche zunächst,  die  rechtliche  Natur  und  Anwendung  des  tak  in 
dieser  seiner  engeren  Bedeutung  festzustellen. 

1)  GI)L.  34.  2)  Yr^L.  X,  i. 

^)  Diplom,  norveg.  IV,  231/199 — 200. 
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Sehr  ausführliche  und  bestimmte  Vorschriften  über  das  tak  ge- 
währt  aber   zunächst  eine   Stelle  der  G  u  1  a  j)  f  n  g  s  1  ö  g.  ^)  Über- 
schrieben :  „Um  lagastemnu  ok  taks  aesting",  scheint  dieselbe  für 
alle   und  jede  Klagsachen   gemeinsame  Rechtsregeln  aufstellen  zu 
wollen,  und  dem  entsprechen  denn  auch  die  Anfangsworte  ihres 
Textes:  „Hvervitna  er  menn  skolo  gera  lagastemnu  manne  ä  l)ingi"; 
die  in  diesen  Worten  ausgesprochene  allgemeine  Anwendbarkeit  der 
folgenden  Vorschriften  wird  sich  nämlich  doch  wohl  kaum  auf  die 
zuerst  behandelten  Ladungsfristen  beschränken  sollen,  vielmehr  auch 
auf  die   sofort  folgenden  Bestimmungen   über  das  tak  erstrecken 
wollen.    Da  wird  nun  gesagt,   daß,   wo  immer  einer  von  einem 
anderen  die  Bestellung  eines  tak  fordert  (^estir  maör  taks  annan), 
diese  ihm  die  Bestellung  eines  solchen  nicht  verweigern  (öörom  taks 
synja)  dürfe,  und  zwar  ist  der  Angeforderte  verpflichtet,  das  tak  dem 
Gegner  noch  an  demselben  Tage  zu  bestellen,  an  welchem  die  An- 
forderung erfolgte  (fä  honum  tak),  wenn  der  Angeforderte  nicht 
in  eine  Geldbuße  von  drei  Mark  verfallen  soll.    Besitzt  der  Ange- 
forderte ein  Anwesen  im  Werte  von  mindestens  drei  Mark,  so  mag 
dieses  für  das  tak  einstehen  (varöar  bü  hans  take),  und  ebenso  genügt 
zu  diesem  Behufe  der  Besitz  eines  Kaufschiffes,  welches  groß  genug 
ist,  um  nach  Sitzen  berechnet  werden  zu  können  ([lat  er  sessom  mä 
telja),  d.  h.  welches  wenigstens  eine  lirettänsessa  ist,-)  während  kleinere 
SchiÖe  nach  der  Zahl  der  Ruder  (z.  B.  sexaeringr,  tölfaeringr)  und 
kleinere  nach  der  Zahl  der  Männer  (tveggjamannafar,  fimmmanna- 
far  u.  dgl.)  bezeichnet  werden.")    Besitzt  der  Angeforderte  dagegen 
weder  ein  Anwesen  in  jenem  Werte,  noch  ein  Schiff  von  solcher 
Größe,  so  muß  sich  ein  anderer  für  ihn  dem  tak  unterziehen  (ganga 
1  tak  fyrir  hann),  welcher  seinerseits  ein  Schiff  oder  Anwesen  der  er- 
wähnten Beschaffenheit  besitzt.     Ist  das  tak,  welches  verlangt  und 
gewährt  wird,  ein  sogenanntes  lagatak,  so  hält  es  der  Regel  nach 
auf  einen  Monat  vor;  innerhalb  einer  Monatsfrist,  in  welche  indessen 
nur  die  zur  Klagestellung  geeigneten  Tage  (die  söknardagar)  ein- 
gerechnet werden,  und  welche  somit  ein  tempus  utile  im  Sinne  der 
römischen  Rechtssprache  ist,    muß   nämlich  die   Klage  angestellt 
werden,  indem  der  dem  tak  Unterworfene  nicht  länger  in  diesem 
zu  verbleiben  (vera  i  taki)  braucht,  vielmehr  nach  Ablauf  dieser  Frist 
5ich  von  demselben  ledig  erklären  (segjast  ör  take)  darf.   Für  Schifter 


^)  GI)L.  I02.  -)  vgl.  ebenda,  301. 

-'')  vgl.  Pdll  Vidah'n,  Skynngar,  S.  482. 
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(skiparar)  untereinander  wird  indessen   diese  Frist  ausnahmsweise 
auf  einen  halben  Monat  herabgesetzt.    Das  tak  gewährt  aber  neben 
seinen  übrigen  Vorteilen  auch  den,  daß  es  einen  Vorzug  in  Bezug 
auf  die  Reihenfolge  der  Klagestellung  sichert,  und  von  hier  aus  er- 
klärt sich,  daß  es  seinen  Vorteil  haben  kann,  an  Tagen,  welche  zur 
Anstellung  einer  Klage  nicht  geeignet  sind,  wenigstens  ein  tak  zu 
begehren ;  kommen  nämlich  dann  zur  Klagestellung  geeignete  Tage, 
so  muß  derjenige  zuerst  zur  Klagestellung  zugelassen  werden,  welcher 
sich  ein  tak  hat  bestellen  lassen,  wenn  auch  neben  ihm  noch  andere 
Leute   Klagen   gegen   denselben  Beklagten   durchzuführen  haben. 
Trifft  man  aber  seinen  Gegner  nicht  daheim,  und  kann  man  ihn 
darum  nur  auswärts  um  das  tak  angehen,  so  muß  dieser  zunächst 
ein  Straßentak  (brautartak)  bestellen,  welches  vorhält,  bis  er  sich 
zu  Hause  treffen  läßt  (heim  til  heimilis  sins),  und  hier  hat  er  sodann 
das  gewöhnliche  lagatak  zu  bestellen;  es  ist  demnach  nicht  ganz 
richtig,  wenn  v.  Amira  ^)  unter  dem  brautartak  ein  tak  verstehen 
will  „für  den  Fall,  daß  der  Beklagte  entwich";  vielmehr  liegt  das  ent- 
scheidende Moment  nur  darin,  daß  man  den  Gegner  „eigi  heima" 
traf,  oder  wie  das  westgötische  Recht  anläßHch  einer  allerdings  nicht 
völlig  gleichartigen  Bestimmung  sagt,^)  „a  farnum  vaegh."  Außerdem 
wird  noch  ein  kyrrsetutak  erwähnt,  d.h.  ein  tak  zum  Stillsitzen, 
dessen  Sinn  freilich  nicht  leicht  festzustellen  ist.    Ich  will  dessen 
Bedeutung  vorläufig  dahingestellt  sein  lassen,  und  bemerke  zunächst 
nur,  daß  die  Bestimmung,  gelegentlich  deren  des  kyrrsetutak  Er- 
wähnung getan  wird,  doch  wohl    allgemeiner  Natur  und  auf  alle 
Arten  des  tak  zu  beziehen  zu  sein  scheint.    Sie  lautet  aber  dahin, 
daß  derjenige,  welcher  um  die  Bestellung  eines  tak  angegangen 
wird,  sofort  den  Mann  zu  nennen  hat,  welcher  für  ihn  das  tak  über- 
nehmen soll.    Daraufhin  haben  sich  beide  zusammen  zu  diesem  zu 
begeben,  und  ihn  zu  befragen,  ob  er  geneigt  sei  sich  dieser  Ver- 
pflichtung zu  unterziehen.    Erklärt  er  sich  dazu  bereit,  so  ist  die 
Sache  damit  erledigt;  wenn  nicht,  so  kann  der  Angeforderte  noch 
einen  zweiten  und  einen  dritten  Mann  benennen,   nur  daß  die  von 
ihm  benannten  Leute  alle  innerhalb  des  fylki  wohnen,  und  deren 
Wohnungen  in  einer  Richtung  belegen  sein  müssen,  sodaß  also  die 
Reise  zu  ihnen  nicht  bald  vorwärts,  bald  rückwärts  zu  gehen  hat. 
Bleibt  aber  auch  der  dritte  Versuch  ohne  Erfolg,  so  soll  der  An- 


^)  Das  altnorwegische  Vollstreckungsverfahren,  S.  331. 
2)  WGL.  I.  |)iuvseb.  9;  II.  I)iuvaeb.  40. 
Maurer,  Altnordisches  Pfandrecht. 
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fordernde,  und  zwar  auf  Kosten  des  Angeforderten,  der  für  Schiff 
und  Kost  zu  sorgen  und  selber  zu  rudern  hat,  heimfahren ;  dabei 
darf  derselbe  gefesselt  werden,  doch  so,  daß  der  Gegner  den  einen 
seiner  eigenen  Füße  mit  anzufesseln  hat.  Zu  Hause  darf  der  letztere 
sodann  seinen  Fuß  frei  machen,  und  seine  Klage  ganz  in  derselben 
Weise  durchführen,  wie  wenn  der  Beklagte  ungefesselt  wäre.  —  In- 
soweit ist  bereits  klar,  daß  unter  dem  tak  eine  Sicherheitsbestellung 
zu  verstehen  ist,  welche  der  Beklagte  dem  Kläger  auf  Verlangen  zu 
leisten  hat.  Die  Bestellung  der  Sicherheit  kann  nach  dem  Wort- 
laute unserer  Stelle  in  allen  Fällen  gefordert  werden,  in  welchen 
überhaupt  ein  klagbares  Recht  vorliegt,  und  ein  paar  weitere  Stellen 
desselben  Rechtsbuches  zeigen,  daß  dies  insbesondere  auch  bei 
Klagen  wegen  Diebstahls,  ^)  dann  bei  vorliegendem  Verdachte  der 
Vorbereitung  einer  Heerfahrt^)  der  Fall  war;  dabei  war  aber  die 
Art  der  Sicherheitsbestellung  eine  verschiedene,  je  nach  dem  der 
Angeforderte  sich  im  Besitze  eines  bestimmen  Maßes  und  einer  be- 
stimmten Art  von  Vermögen  befand  oder  nicht.  Im  ersteren  Falle 
genügt  dessen  eigener  Besitz  für  das  tak,  während  im  entgegen- 
gesetzten Falle  ein  anderer  Mann  das  tak  zu  übernehmen  hat,  welcher 
seinerseits  das  erforderliche  Vermögen  besitzen  muß;  es  liegt  somit 
im  ersteren  Falle  eine  gewisse  Analogie  mit  einer  Verpfändung,  im 
zweiten  Falle  dagegen  eine  solche  mit  einer  Bürgschaftsbestellung 
vor,  und  man  wird  unwillkürlich  an  jene  Vorschrift  der  Frl)L.  er- 
innert, ^)  nach  welcher  der  Vormund  Mündelgut  nur  dann  aus  dem 
Dingverbande  führen  darf,  wenn  er  innerhalb  des  Dingverbandes 
Land  von  genügendem  Werte  besitzt,  um  für  das  Mündelgut  volle 
Sicherheit  zu  bieten  (fullveöja),  während  die  GpL.  im  gleichen  Falle 
die  Stellung  eines  Bürgen  fordern,  ^)  welcher  innerhalb  des  fylki  ein 
gleiches  Maß  von  Grundbesitz  habe.  Ausdrücklich  wird  dort  der 
betreffende  Grundbesitz  des  Vormundes  als  „i  veö  lögö"  bezeichnet, 
und  hier  der  gestellte  Bürge  „vöröslumaör"  genannt;  hier  ist  also 
zweifellos  von  einem  wirkhchen  Pfandrechte  einer  wirkHchen  Bürg- 
schaft die  Rede,  —  ob  aber  auch  bezüglich  des  tak  dasselbe  gelte, 
wird  uns  nicht  gesagt,  und  ist  bisher  bestritten  gewesen.  Nicht 
ausdrücklich  gesagt  wird  uns  ferner,  für  was  eigentlich  durch  das 
tak  Sicherheit  bestellt  wurde ;  indessen  läßt  sich  doch  mit  ziemlicher 
Wahrscheinlichkeit  die  Vermutung  wagen,   daß   zumeist  nur  das 


^)  G|)L.  254  und  262.  ^)  ebenda,  314. 

3)  FrI)L.  IX,  28.  4)  GI)L.  115. 
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korrekte  prozessualische  Verhalten  des  Gegners  dadurch  sichergestellt 
werden  wollte.  Vom  brautartak  heißt  es,  dasselbe  solle  nur  „heim 
til  heimiHs  si'ns"  währen,  dann  aber  durch  ein  lagatak  ersetzt  werden; 
vom  lagatak  dagegen  wird  ausdrückHch.  gesagt,  daß  dasselbe  den 
Vorrang  bezüglich  der  Klagestellung  sichere,  und  daß  diese  Klage- 
stellung binnen  Monatsfrist  zu  erfolgen  habe,  indem  mit  Ablauf 
dieser  Frist  das  tak  erlösche.  Hiernach  ist  doch  wohl  anzunehmen, 
daß  das  brautartak  nur  den  Erfolg  der  heimstefnu  sicher  zu  stellen, 
also  nur  dafür  einzustehen  hatte,  daß  sich  der  Gegner  an  seinem 
eigenen  Wohnorte  treffen  lasse,  sei  es  nun  damit  hier  mittelst  einer 
krafa  oder  einer  kvaöa  gegen  ihn  vorgegangen  oder  auch  eine  Ijing- 
stefna  vorgenommen  und  ein  lagatak  begehrt  werden  könne;  daß 
ferner  das  lagatak  ebenfalls  nur  die  Stellung  des  Gegners  vor  Ge- 
richt zu  sichern  hatte,  wie  denn  auch  die  eventuell  erlaubte  Fesselung 
desselben  nur  diese  sicher  zu  stellen  imstande  war.  In  einem  Falle 
steht  die  Sache  allerdings  anders.  ^)  Für  den  Fall  nämlich,  da  der 
Eigentümer  gestohlenen  Gutes  dieses  in  fremder  Hand  betrifft,  der 
Besitzer  aber  dasselbe  gekauft  zu  haben  behauptet,  und  sich  zur 
Stellung  seines  Gewährsmannes  erbietet,  soll  der  Kläger  zugleich 
dem  Besitzer  einen  Termin  zur  weiteren  Verhandlung  anberaumen, 
und  „aesta  taks  fyrir  hann,  ok  svä  fyrir  fe  [Dat,  er  hann  kennir  ser". 
In  diesem  Falle  wird  also  das  tak  nicht  nur  für  den  Gegner  be- 
stellt, also  für  dessen  Stellung  vor  Gericht  zum  Behufe  der  weiteren 
Verhandlungen,  sondern  auch  für  das  streitige  Gut,  welches  bis  auf 
weiteres  nicht  entfernt  oder  veräußert  werden  darf.  Von  Fr.  Brandt 
wurde  bereits  darauf  hingewiesen,  -)  daß  eines  der  schwedischen 
Provinzialrechte,  und  zwar  gerade  das  älteste  unter  ihnen,  eine  hier- 
her gehörige  Parallele  zeigt.  Die  beiden  Redaktionen  des  west- 
götischen  Rechtes  unterscheiden  nämlich  übereinstimmend  drei  Arten 
des  legalen  tak  ([jry  aeru  laghaetak), nämlich  „brötartak  til  hus  ok 
til  hems",  „kvarsaetu  tak",  und  „skiaelsetak  firi  land  ok  lagman",  und 
stimmt  diese  Unterscheidung  auffällig  mit  der  unserer  GpL.  überein, 
sofern  deren  lagatak  offenbar  dem  skjaelaetak  des  schwedischen 
Rechtes  entspricht  und  dessen  brautartak  seinem  Namen  nach  mit 
dem  brötartak  dieses  letzteren  zusammenfällt;  das  kvarsaetutak  aber 
wird  in  diesem  letzteren  ausführlich  dahin  beschrieben,  ^)  daß  darunter 


^)  G{)L.  254.  2)  Pr0ve-Forelaesninger,  S.  94 — 95- 

3)  WGL.  I,  |)iuv^b.  II  ;  II,  43. 

ebenda,  8  und  9;  II,  39,  40,  42  und  52. 
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die  Bestellung  eines  Bürgen  dafür  zu  verstehen  ist,  daß  das  gestohlene 
oder  geraubte  Gut  an  der  Tagfahrt  zur  Stelle  sein  werde,  an  welcher 
über  die  Berechtigung  zu  demselben  verhandelt  werden  soll.  Mit 
vollem  Recht  nimmt  hiernach  P^r.  Brandt,  und  ihm  folgend  auch 
V.  Amira  an,  ^)  daß  auch  unter  dem  kyrrsetutak  der  G[)L.  eben 
jenes  „tak  fyrir  fe  ])at,  er  hann  kennir  ser",  zu  verstehen  sei, 
von  welchem  dieses  letztere  Rechtsbuch  in  seinem  pjofabälkr 
spricht;  bemerkenswert  ist  aber  allerdings,  daß  das  westgötische 
Recht  das  prozessualische  tak  überhaupt  und  das  kvarssetutak  ins- 
besonders  vorwiegend  in  bezug  auf  die  Verfolgung  gestohlener  oder 
geraubter  Sachen  bespricht,  ^)  —  bemerkenswert  ferner,  daß  das 
kyrrsetutak  an  der  einzigen  Stelle,  an  welcher  die  G1)L.  dasselbe 
nennen,  in  einen  Satz  eingeflochten  ist,  welcher  augenscheinlich 
von  dem  tak  überhaupt,  nicht  blof3  von  einer  besonderen  Art  des- 
selben handelt,  und  daß  zwei  von  den  drei  Stellen  des  Rechtsbuches, 
welche  außerdem  noch  von  dem  tak  sprechen,  dasselbe  mit  Dieb- 
stahlsklagen in  Verbindung  bringen,  während  die  dritte  von  dem 
Verdachte  einer  beabsichtigten  Heerfahrt,  also  eines  Raubzuges 
spricht.  Von  den  beiden  ersteren  Stellen  bespricht  die  eine  ^)  den 
Fall,  da  ein  Unfreier  eines  Diebstahls  bezichtigt  wird,  und  bestimmt, 
daß  dessen  Herr  auf  die  erhobene  Anschuldigung  hin  ihn  mit  seinem 
Eide  vertreten,  oder  aber  dem  Kläger  zur  Folterung  ausliefern  soll; 
sagt  dann  der  Gefolterte  auf  einen  freien  Mann  aus,  so  soll  er 
selbst  „1  tökum  sitja",  bis  dieser  letztere  überführt  oder  freigesprochen 
ist,  und  letzterenfalls  verfällt  er  dem  Tode.  Die  zweite  Stelle  aber 
ist  die  eben  bereits  angeführte,  welche  für  den  Fall,  da  gestohlenes 
Gut  in  fremder  Hand  gefunden  wird,  und  der  Besitzer  desselben 
den  Zug  auf  einen  Gewähren  nehmen  will,  den  Kläger  sowohl  für 
die  Person  des  Beklagten  als  für  die  streitige  Sache  tak  begehren 
heißt;  dieselbe  Stelle  scheint  aber  auch  noch  einer  weiteren  Art 
des  tak  zu  erwähnen,  nämlich  des  heimildartak,  ohne  doch  zu 
erklären,  was  unter  diesem  zu  verstehen  sei.  Ich  beschränke  mich 
vorläufig  auf  die  Bemerkung,  daß  darunter  dem  Wortlaute  der  Be- 
zeichnung nach  die  Bestellung  einer  Bürgschaft  für  die  Gewähr- 
schaftsleistung zu  verstehen  ist,  welche  sonst  wohl  beim  Verkaufe 
gewisser  Arten  von  Gegenständen  dem  Verkäufer  auferlegt  war, 

1)  ang.  O.,  S.  338. 

^)  nicht  ausschließlich,  wie  Fr.  Brandt,  Pröveforela?sninger,  S.  97,  annimmt; 
vgl.  V.  Amira,  Altschwedisches  Obligationsrecht,  S.  664 — 67  und  694 — 98. 
^)  GpL.  262.  ebenda,  254. 
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und  erspare  mir  die  nähere  Erörterung  dieses  Punktes  auf  später, 
da  das  heimildartak  vorzugsweise  im  Stadtrechte  seine  Rolle  spielt, 
und  deshalb  auch  bei  Besprechung  der  stadtrechtlichen  Bestimmungen 
am  besten  seine  Erklärung  findet.  Die  letzte  Stelle  aber,  welche 
noch  hierher  gehört,  bespricht  den  Fall,  da  jemand  ein  Langschiff 
baut,  ohne  anzugeben,  wohin  er  mit  diesem  zu  fahren  gedenkt;^) 
verweigert  ein  solcher  auch  des  Königs  Beamten  auf  Anfordern  die 
Auskunft,  „[lä  skolo  jieir  aesta  hann  tax  firi  40  marka  tak",  und  wenn 
er  kein  tak  bestellen  will,  sollen  sie  das  Schiff  zur  Fahrt  unbrauchbar 
machen.  In  diesem  Falle  war  es  also  das  große  Friedensgeld,  für 
welches  das  tak  bestellt  werden  sollte,  weil  die  dringende  Gefahr 
eines  schweren  Friedensbruches  vorzuliegen  schien. 

Einige  weitere  Aufklärung  gewähren  sodann  die  Frost u - 
Ijingslög.  'Diese  lassen  zunächst  darüber  nicht  den  mindesten 
Zweifel,  daß  die  Bestellung  des  tak  bei  Klagesachen  der  verschie- 
densten Art  gefordert  werden  konnte.  Eine  Stelle,  die  die  Anstellung 
von  Klagen,  die  Ladungen  von  Dingversammlungen  und  die  Ab- 
leistung von  Eiden,  außer  wo  es  sich  „um  mannhelgi  ok  \iy(t"  handelt^ 
für  gewisse  Festtage  und  Fastenzeiten  verbietet,  -)  gestattet  doch 
innerhalb  derselben  verbotenen  Zeiten  die  Forderung  der  Bestellung 
eines  tak  bei  Klagen  „um  kristin  rett  ok  allar  aörar  fjär  sökner", 
also  zugunsten  aller  und  jeder  vermögensrechtlichen  Klagen  und 
aller  Klagen  auf  kirchliche  Geldbußen.  Eine  weitere  Stelle  bestätigt 
die  Anwendbarkeit  des  tak  bei  Bußklagen  auf  kirchenrechtlichem 
Gebiete,  ^)  und  eine  dritte  dessen  Anwendbarkeit  bei  vermögens- 
rechtlichen Klagen  (fjärsöknir);  ^)  ein  paar  andere  Stellen  besprechen 
dasselbe  auch  in  seiner  Anwendung  auf  Klagen  wegen  Körperver- 
letzung ^)  oder  wegen  Totschlags,  ^)  und  wenn  zwar  dessen  Anwen- 
dung in  Diebstahlsfällen  nicht  ausdrücklich  in  diesem  Rechtsbuche 
bezeugt  ist,  so  wird  dieselbe  doch  gerade  in  dieser  Richtung  am 
wenigsten  bezweifelt  werden  können.  BezügHch  der  Art  der  Be- 
stellung des  tak  gilt  dieselbe  Alternative  wie  nach  den  GpL.,  wenn 
auch  in  etwas  anderer  Ausprägung  als  dort.  Einerseits  nämUch  gilt 
die  Regel:  ^)  „ef  sä  ä  bü  i  heraöe,  eöa  hüs  i  kaupange,  \m  varöar 
J)at  take  fyrir  hann";  andererseits  aber  muß  der  „einlceypr  maör", 

1)  GI)L.  314.  2)  Fr|)L.  III,  20. 

^)  ebenda,  III,  23  (in  Norges  gamle  Love,  IV,  S.  71  als  stadtrechtliche 
Satzung).  ebenda,  X,  31;  vgl.  auch  IX,  28. 

eb  enda,  IV,  12.  ^)  ebenda,  54. 

')  ebenda,  III,  20;  vgl.  IV,  54,  sowie  X,  26  und  31. 
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d.  h.  derjenige,  welcher  nicht  mit  eigener  Wirtschaft  angesessen  ist, 
einen  anderen  stellen,  welcher  das  tak  für  ihn  übernimmt,  und  zwar 
muß  dieser  andere  so  viel  Vermögen  besitzen,  als  der  Klagsgegen- 
stand wert  ist.  Auch  hier  wird  ferner  der  Beklagte,  welcher  sich 
weigert  ein  tak  zu  bestellen,  mit  einer  Buße  von  drei  Mark  bedroht, 
von  welcher  jedoch  ausdrücklich  gesagt  wird,  daß  sie  in  Silber  be- 
rechnet (silfrmetinn)  sei  und  daß  sie  zu  gleichen  Hälften  zwischen 
dem  Könige  und  dem  Kläger  zu  teilen  sei,  oder  wenn  es  sich  um 
eine  Sache  von  kirchenrechtlicher  Beschaffenheit  handelt,  zwischen 
dem  Kläger  und  dem  Bischof.  Außerdem  gilt  aber  auch  noch  die 
weitere  Regel:  „en  tockr  er  saklaus  (Variante:  taklaus)  ceyrir  svä 
mikil,  sem  sök  var  til  gefin",  und  bezüglich  des  Armen,  welcher 
flüchtig  wird,  ohne  daß  man  ihm  Sachen  wegnehmen  oder  von  ihm 
eine  Buße  eintreiben  kann,  wird  ausgesprochen,  daß  er,  wenn  erst 
die  Klagestellung  möglich  wird,  sofort  als  sachfällig  zu  erachten  ist. 
Ich  bemerke  nun  hinsichthch  der  ersteren  Regel,  insoweit  mit  v.  Amira 
einverstanden^)  und  im  Widerspruche  mit  Fr.  Brandt, ^)  daß  mir  die 
Lesart  „taklaus"  vorgezogen  werden  zu  müssen  scheint.  Die  hand- 
schriftHche  Gewähr  für  beide  Lesarten  mag  als  gleich  gut  bezeichnet 
werden,  da  von  den  für  die  Stelle  zu  Gebote  stehenden  Hss.  für  die 
Lesung  „taklaus"  der  Cod.  Resenianus,  die  Stockholmer  Hs.  und  die 
Übersetzung  vom  Jahre  1594,^)  dann  auch  ein  paar  spätere  Christen- 
rechte, ^)  was  V.  Amira  übersehen  hat,  sprechen,  in  welche  unsere 
Stelle  übergegangen  ist,  für  „saklaus"  dagegen  AM.  60  in  4^  und 
AM.  322.  fol.;  jedoch  bedürfte  die  letztere  Lesart  jedenfalls  einer, 
allerdings  sehr  leichten,  Korrektur,  indem  „saklaust"  gelesen  und  das 
Wort  in  adverbialem  Sinne  verstanden  werden  müßte.  Aber,  anders 
als  V.  Amira,  bin  ich  der  Meinung,  daß  die  Lesung  „taklaus"  im 
wesentlichen  keinen  anderen  Sinn  gewährt  als  den,  welchen  Fr. 
Brandt  aus  der  Lesung  „saklaus"  gewinnen  zu  sollen  glaubte,  indem 
die  Worte  auch  so  eben  nur  besagen  können,  daß  für  den  Fall  der 
Nichtbestellung  des  geforderten  tak  so  viel  Gut  dem  Angeforderten 
weggenommen  werden  dürfe,  als  dem  Betrage  der  Forderung  an 
Wert  gleichkommt;  die  entscheidenden  Worte  sind  eben  nur  die 
Worte:  „toekr  er  ceyrir  svä  mikil,  sem  sök  var  til  gefin",  wo- 


1)  FrI)L.  III,  20. 

^)  Vollstreckungsverfahren,  S.  343 — 44.  ^)  ang.  O.,  S.  86. 

Norges  gamle  Love,  IV,  S.  47. 
^)  Sverris  KrR.  92;  Jons  KrR.  35. 
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gegen  ganz  gleichgültig  bleibt,  ob  daneben  noch  die  Voraussetzung 
der  Nichtbestellung  des  tak  (taklaus),  oder  die  Bezeichnung  des  er- 
laubten Zugriffes  als  eines  straflosen  (saklaust)  ausdrücklich  beigefügt 
wird,  da  diese  wie  jene  sich  aus  dem  Zusammenhange  ohnehin  er- 
gibt und  somit  selbstverständlich  ist.  Mit  keiner  Silbe  wird  ange- 
deutet, daß  die  Befugnis,  das  betreffende  Gut  wegzunehmen,  nur  auf 
eine  seinerzeitige  Zwangsvollstreckung  gehen  soll,  wie  v.  Amira  will; 
vielmehr  besagen  die  Worte,  gleichviel  welche  der  beiden  Lesarten 
man  vorziehe,  ganz  unzweideutig,  daß  der  Kläger,  wenn  der  Beklagte 
sich  weigert,  ihm  durch  ein  tak  Sicherheit  zu  bestellen,  befugt  sei, 
sich  diese  Sicherheit  durch  eigenmächtigen  Zugriff  zu  verschaffen, 
indem  er  dem  Beklagten  so  viel  Gut  wegnimmt,  als  zur  Deckung 
seiner  Forderung  genügt.  —  Uber  die  Bedeutung  des  tak  wird  uns 
aber  weiterhin  gesagt,^)  daß  derjenige,  welcher  dasselbe  bestellt  hat, 
mit  drei  Mark,  halb  an  den  König  bzw.  Bischof,  halb  an  den  Kläger 
zahlbar,  zu  büßen  hat,  wenn  er  sein  Gut  „undan  takum",  d.  h.  um 
es  dem  tak  zu  entziehen,  aus  dem  fylki  wegbringt;  daß  ferner,  wenn 
derselbe  Gut  „undan  takum"  verkauft  oder  sonst  bei  Seite  bringt 
(undan  skytr),  der  Kläger  dieses  Gut  mittels  einer  ütbeiösla  und 
allenfalls  auch  [iingstefna  einzuklagen  und  dabei  durch  seine  Zeugen 
darzutun  habe,  daß  dasselbe  dem  tak  unterstellt  (i  tak  fengit)  worden 
sei,  worauf  er  dann  von  der  Bauernschaft  einen  atfarardömr  zu  be- 
gehren habe,  welcher  auf  den  Betrag  der  Schuld  und  auf  die  Geld- 
buße und  überdies  auch  noch  auf  das  alterum  tantum  zu  lauten  hat, 
welcher  zweite  Betrag  jedoch  den  Bauern  ihrerseits  zufällt.  Man 
hat  darüber  gestritten,  wer  bei  dieser  letzteren  Klage  als  der  Be- 
klagte zu  denken  sei.  Während  Aschehoug  -)  als  Beklagten  den  der- 
zeitigen Besitzer  des  veräußerten  Gutes  betrachtet,  will  Fr.  Brandt  ^) 
den  Veräußerer  als  solchen  ansehen,  welcher  das  tak  bestellt  hat, 
wogegen  v.  Amira*)  wieder  zu  Aschehougs  Ansicht  zurückgekehrt 
ist.  Die  Frage  ist  von  erheblicher  Bedeutung,  da  von  ihrer  Beant- 
wortung abhängt,  ob  dem  tak  dingUche  oder  nur  persönliche  Wirk- 
samkeit einzuräumen  sei;  meines  Erachtens  kann  aber  keinem  Zweifel 
unterliegen,  daß  dieselbe  in  dem  von  Aschehoug  und  v.  Amira  ver- 
tretenen Sinne  entschieden  werden  muß.  Mit  Recht  hat  der  letztere 
bereits  geltend  gemacht,  daß  das  Verfahren  mit  ütbeiösla  zwar  auf 
liquide  Sachen  beschränkt  sei,  aber  keineswegs  bloß  auf  liquide 


1)  FrI)L.  III,  20. 

2)  ang.  O.,  S.  226. 


3)  ang.  O.,  S.  88. 


4)  ang.  O.,  S.  334—35- 
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Geldschulden,  und  in  der  Tat  läßt  sich  den  von  ihm  bereits  zusammen- 
gestellten Belegen  noch  beifügen,  daß  die  Fr[)L.  selbst  ein  „beiöa  üt" 
bei  der  Vindikation  von  gewaltsam  weggenommenen  Sachen  ein- 
treten lassen ;  ^)  mit  Recht  hat  derselbe  auch  bemerkt,  daß  aus  der 
Stellung  der  Klage  auf  die  Schuld  nicht  nur,  sondern  zugleich  auch 
auf  eine  Buße  und  auf  das  alterum  tantum  von  beiden  sich  kein 
Schluß  auf  die  persönliche  Natur  der  Klage  ziehen  lasse,  und  kann 
in  letzterer  Beziehung  auf  eine  sehr  naheHegende  Parallele  hinge- 
wiesen werden.    Die  FrpL.  selbst  weisen  des  Bischofs  Vogt  an,  ^) 
für  den  Fall  der  Verurteilung  eines  Mannes  zur  Acht  aus  kirchen- 
rechtlichen Gründen  dessen  Gläubigern  eine  Tagfahrt  auf  fünf  Tage 
hinaus  anzuberaumen  behufs  der  Liquidation  des  Vermögens  des 
Geächteten,  und  zugleich  ein  tak  für  dieses  Vermögen  zu  begehren ; 
sie  bestimmen  aber  zugleich  auch,  daß  nicht  nur  jeder,  der  innerhalb 
der  fünftägigen  Frist  das  Gut  des  Geächteten  mit  Gewalt  zu  ver- 
teidigen sucht,  dem  Bischöfe  mit  drei  Mark  bußfällig  werden  soll, 
sondern  auch  jeder,  der  solches  Gut  verschleppt,  bei  sich  aufnimmt 
oder  kauft,  womit  denn  doch  die  Berechtigung  einer  Strafklage  gegen 
den  dritten  Besitzer  einer  „undan  takum"  veräußerten  Sache  in 
schlagendster  Weise  erwiesen  ist.    Dem  tak  unterliegt  aber  das  ge- 
samte Vermögen  desjenigen,  welcher  sich  demselben  unterzieht,  also 
je  nachdem  das  Vermögen  des  Beklagten  selbst  oder  das  Vermögen 
des  von  ihm  gestellten  Dritten.    So  wird  in  einem  Falle,  in  welchem 
Wundbuße,  Gewette  an  den  König  und  der  Betrag  der  Heilungs- 
kosten (laeknisfe)  in  Frage  steht,  ausdrücklich  gesagt:^)  „bü  hans  i 
taki,  ok  lausir  aurar,  jiar  til  er  hann  hefir  bcett  lögbaugum  konünge, 
ok  särboetr  hinum  sära,    ok  laeknisfe".     Auf  dieselbe  Regel  führt 
ferner  auch  der  andere  Satz  hinaus,  der  gelegentlich  des  örvarjiinges 
ausgesprochen  wird :  ^)  „byr  hann  büi  si'nu,  ])ä  er  sva  maelt,  at  bü 
hans  skal  varöa  taki  fyrir  hann  l)ann  manaö,  er  hinn  sök  ä,  en  sj alf- 
sagt ör  siöan",  wobei  nicht  zu  übersehen  ist,  daß  die  gesetzte  Frist 
mit  der  in  den  GpL.  laufenden  zusammenfällt.  Gleichbedeutend 
sagt  eine  weitere  Stelle :  ^)  „läti  bü  taki  varöa",  hier  wie  dort  auf 
die  Haftung  des  gesamten  Vermögens  hindeutend,  während  doch 
der  Wert  des  Klagegegenstandes  ganz   außer  Verhältnis   zu  dem 
Werte  dieses  Besitzes  stehen  konnte.   Dabei  wird  nirgends  ein  Unter- 


1)  FrJ)L.  X,  1. 

2)  ebenda,  III,  23  (in  Norges  gamle  Love,  IV,  S.  71  als  stadtrechtlicher 
Satz).  3j  ebenda,  IV,  12.  *)  ebenda,  54.  e  b  e  n  d  a ,  X,  31. 
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schied  gemacht  zwischen  dem  Falle,  da  das  tak  das  eigene  Vermögen 
des  Beklagten  betrifft,  und  dem  anderen,  da  ein  Dritter  sich  für 
diesen  dem  tak  unterwirft;  auch  in  dem  letzteren  Falle  muß  dem- 
nach das  gesamte  Vermögen  dieses  Dritten  als  der  Beschränkung 
unterliegend  gedacht  werden  und  unterscheiden  sich  beide  Fälle  so- 
mit lediglich  dadurch,  daß  im  ersteren  Falle  der  dem  tak  mit  seinem 
Vermögen  Unterstellte  verpflichtet  war,  seinem  Gegner  das  tak  zu 
bestellen,  während  im  zweiten  Falle  der  um  dessen  Übernahme  An- 
gegangene die  freie  Wahl  hatte,  ob  er  sich  demselben  unterziehen 
wollte  oder  nicht.  Auch  nach  den  FrpL.  ist  übrigens  der  Kläger 
nur  verpflichtet,  dem  Beklagten  zu  drei  Männern  zu  folgen,  die  dieser 
um  die  Übernahme  des  tak  angehen  will,  und  berechtigt,,  seinen 
Gegner  in  Haft  und  Band  zu  nehmen,  wenn  auch  der  dritte  Ver- 
such fehlschlägt.  ^)  —  Nach  allem  dem  ergibt  sich  der  Schluß,  daß 
der  von  Fr.  Brandt  aufgestellte  Satz,  das  tak  bestehe  nur  ausnahms- 
weise in  einer  Sicherheit  durch  Güter,  -)  falsch  und  vielmehr  der 
umgekehrte  Satz  richtig  ist,  daß  das  tak  nicht  etwa  bloß  in  ge- 
wissen Fällen,  wie  dies  Aschehoug  angenommen  hatte,  ^)  sondern 
immer  und  jederzeit  in  einer  Realsicherheit  bestand,  wie  dies  v.  Amira 
bereits  mit  vollem  Rechte  geltend  gemacht  hat.  ^)  Auch  dann  war 
dies  der  Fall,  wenn  nicht  das  eigene  Vermögen  dem  tak  unterlag, 
sondern  ein  Dritter  sich  diesem  im  Interesse  des  Beklagten  unter- 
worfen hatte;  in  diesem  Falle  traf  zwar  allerdings  die  Analogie  einer 
Bürgschaft  insoweit  zu,  als  die  Sicherheitsbestellung  durch  eine  an- 
dere Person  als  diejenige  erfolgte,  zu  deren  Gunsten  sie  sich  vollzog, 
aber  da  auch  bei  diesem  Dritten  auf  das  Maß  seines  Vermögensbe- 
sitzes der  entscheidende  Wert  gelegt,  und  da  auch  ihm  das  Ver- 
bringen seines  Vermögens  „undan  takum"  untersagt  wird,  zeigt  sich 
eben  doch,  daß  auch  bezüglich  seiner  eine  Realsicherheit  zu  Wege 
gebracht  werden  wollte.  Indessen  ist  diese  Realsicherheit  doch  von 
ganz  anderer  Art  als  bei  dem  veömäli,  und  von  dem  veö  wird  darum 
das  tak  gelegentlich  auch  unterschieden.  Wir  haben  z.  B.  gesehen, 
daß  die  FrpL.  dem  Vormunde,  welcher  außerhalb  des  Dingverbandes 
wohnt,  nur  unter  der  Voraussetzung  gestatten,  Mündelgut  aus  dem 
Dingverbande  wegzuführen,  wenn  er  innerhalb  des  Dingverbandes 
Liegenschaften  besitzt  und  dem  Mündel  als  veö  bestellt,  welche 
ihrem  Werte  nach  fullveöja,  d.  h.  geeignet  sind,  für  das  weggeführte 


^)  Fr|)L.  X,  26. 

2)  ang.  O.,  S.  87.  3)  ang.  O.,  S.  226.  ^)  ang.  O.,  S.  332—36. 


538 


Abschnitt  III.    Das  tak. 


Mündelgut  volle  Sicherheit  zu  bieten;^)  für  den  Fall  aber,  da  er 
Mündelgut  wegführt  ohne  solche  Pfandbestellung,  soll  derjenige, 
welcher  innerhalb  des  Dingverbandes  zunächst  nach  ihm  zur  Über- 
nahme der  Vormundschaft  berufen  wäre,  von  ihm  die  Bestellung 
eines  tak  begehren.  Hier  wird  also  zwischen  der  Bestellung  eines 
tak  und  der  Bestellung  eines  veö  scharf  unterschieden,  und  zwar  in 
einem  Falle,  in  welchem  auch  die  Bestellung  des  letzteren  auf  einer 
gesetzlichen  Vorschrift  beruhte;  dabei  wird  die  Forderung  eines  tak 
augenscheinlich  dazu  verwendet,  die  Bestellung  eines  veö  zu  er- 
zwingen, was  denn  doch  voraussetzt,  daß  das  tak  für  den  Mann,  der 
sich  ihm  unterwerfen  solle,  schlimmere  Folgen  hat  als  das  veö.  Diese 
werden  aber  doch  wohl  nur  darin  gesucht  werden  können,  daß  das 
tak  stets  das  gesamte  Vermögen  des  Bestellers  einer  Beschränkung 
unterwarf,  während  das  veö  immer  nur  einzelne  Objekte  belastete; 
ich  finde  wenigstens  nirgends  einzelne  Objekte  als  solche  dem  tak 
unterstellt,  da  auch  das  „40  marka  tak"  der  GpL.  ^)  ganz  wohl  auf 
eine  Bestimmung  des  Betrages  der  Haftung  statt  auf  eine  Bestim- 
mung des  Wertes  der  haftenden  Objekte  bezogen  werden  kann, 
und  könnte  höchstens  das  einmal  in  demselben  Rechtsbuche  er- 
wähnte heimildartak  eine  Ausnahme  machen,  ^)  welches  jedoch 
auch  in  anderer  Beziehung  etwas  höchst  Auffälliges  hat,  und  auf 
welches  ich  später  noch  eingehend  zu  sprechen  kommen  werde. 
Selbstverständlich  folgt  aber  aus  der  Verhaftung  des  gesamten  Be- 
sitzes keineswegs,  daß  dieser  bei  Nichterfüllung  der  Verpflichtung, 
für  welche  das  tak  bestellt  worden  war,  auch  sofort  in  seiner  Ge- 
samtheit von  demjenigen  beansprucht  werden  konnte,  zu  dessen 
Gunsten  die  Bestellung  erfolgt  war;  dieselbe  hat  vielmehr  nur  die 
Bedeutung  einer  Bestellung  eines  Arrestes,  welcher  für  den  Fall  des 
Eintrittes  eines  Vollstreckungsverfahrens  das  Vorhandensein  der 
nötigen  Exekutionsobjekte  sicher  stellen  soll.  Wo  es  sich  nur  um 
eine  Sicherstellung  des  Erscheinens  des  Beklagten  vor  Gericht  handelt, 
wird  natürlich  das  mit  dem  tak  belegte  Vermögen  sofort  von  diesem 
frei,  sowie  sich  der  Beklagte  vor  Gericht  stellt;  nur  für  den  Fall 
seines  Ausbleibens  macht  sich  also  die  Verhaftung  des  Vermögens 
geltend,  dann  aber  doch  wohl  in  der  Richtung  auf  die  sämtlichen 
vermögensrechtlichen  Ansprüche;  welche  im  Ungehorsamsverfahren 
geltend  gemacht  werden  können,  also  je  nach  Umständen  für  den 
doppelten  Betrag  der  Schuldforderung,  sowie  den  Betrag  der  da- 


1}  FrI)L.  IX,  28.  2)  GJ)L.  314.  3)  ebenda,  254. 
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neben  verwirkten  Geldbuße,  —  für  den  Betrag  der  särboetr,  des 
laeknisfe  und  der  lögbaugar  u.  dgl.  m.  Daraus  erklärt  sich  denn 
auch,  daß  dem  Gegner,  welcher  sich  weigerte,  das  verlangte  tak  zu 
bestellen,  gerade  so  viel  Gut  auf  dem  Wege  der  Selbsthilfe  weg- 
genommen werden  durfte,  als  dem  Werte  des  Klagegegenstandes 
entsprach  (sem  sök  var  til  gefin),  ^)  wobei  natürlich  nicht  an  den 
bloßen  Betrag  der  ursprünglichen  Forderung  zu  denken  ist,  sondern 
auch  alles  das  mit  in  Rechnung  gebracht  werden  muß,  was  infolge 
des  widerrechtlichen  Verhaltens  des  Beklagten  noch  weiter  an  An- 
sprüchen dem  Kläger  erwächst;  daraus  erklärt  sich  aber  auch  das 
weit  härtere  Verfahren  gegen  den  alleinstehenden  Mann,  welcher 
weder  ein  tak  zu  bestellen  vermag,  noch  auch,  was  zwar  ungesagt 
bleibt,  aber  doch  wohl  hinzuzudenken  ist,  genügenden  Besitz  zur 
Hand  hat,  um  dem  Gläubiger  seine  Sicherstellung  durch  W^egnahme 
entsprechender  Vermögensstücke  zu  ermöglichen.  Die  FrpL.  lassen 
einen  solchen  durch  den  Kläger  gefangen  setzen  und  dann  gefangen 
zum  Ding  bringen ;  ^)  wird  dann  hier  zugunsten  des  Klägers  erkannt, 
und  leistet  der  Verurteilte  nicht  selber  Zahlung,  so  wird  derselbe 
seinen  Verwandten  zur  Auslösung  um  den  Betrag  angeboten,  welchen 
der  Kläger  zu  fordern  hat,  und  tritt  für  den  Fall  seiner  Nichtaus- 
lösung  ein  Verstümmelungsrecht  des  Klägers  ein.  Da  die  G{)L.  im 
entsprechenden  Falle  ebenfalls  die  Gefangennahme  des  Beklagten 
kennen,  ^)  überdies  auch,  wenigstens  für  einen  einzelnen  Fall,  des 
Anerbietens  des  Schuldners  an  seine  Verwandten  zur  Auslösung 
und  des  dem  Gläubiger  eventuell  zustehenden  Verstümmelungs- 
rechtes gedenken,  ^)  ist  doch  wohl  anzunehmen,  daß  sie  wesentlich 
demselben  Systeme  folgten,  wie  die  FrpL.,  ^)  sodaß  also  hier  wie 
dort  die  zunächst  nur  als  Sicherungsmittel  für  das  Erscheinen  vor 
Gericht  dienende  Haft  nach  beendigter  gerichtlicher  Verhandlung 
auch  sofort  gleich  zur  Sicherung  der  Exekution  des  gefällten  Er- 
kenntnisses hinüberführte,  und  werden  wir  unbedenkhch  annehmen 
dürfen,  daß  auch  beim  brautartak  in  ähnlicher  Weise  vorgegangen 
worden  sein  werde.  Beim  kyrrsetutak  stand  die  Sache  selbstver- 
ständlich ähnlich;  nicht  minder  aber  auch  bei  einer  weiteren  Art 


1)  FrI)L.  III,  20. 

2)  ebenda,  X,  26,  wo  indessen  die  Lesart  nach  Fragm.  II,  S.  512 — 13  zu 
berichtigen  ist;  vgl.  auch  BjarkR.  II,  50. 

3)  GJ)L.  102.  *)  ebenda,  71. 

^)  vgl.  meine  Abhandlung  über  ,,Die  Schuldknechtschaft  nach  altnordischem 
Rechte",  S.  18-21  und  28. 
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des  tak,  deren  ein  uns  erhaltenes  Fragment  der  EpL.  gedenkt.^) 
Nach  ihm  hat  sich  der  Mann,  welcher  wegen  Heerwerks  angeklagt 
wird,  entweder  durch  einen  Zwölfereid  oder  durch  ein  Gottesurteil 
zu  reinigen,  den  einen  oder  den  anderen  Reinigungsbeweis  hat  er 
sofort  durch  Handschlag  zu  versprechen  (festa  eiö  eöa  jarnburö),  und 
binnen  Monatsfrist  denselben  zu  erbringen,  einstweilen  aber  für 
dessen  Führung  durch  ein  tak  Sicherheit  zu  bestellen  (l)ä  skal  taka 
til  eiöa  fä,  ob  sva  til  järns).  Hier  ist  es  also  nicht  die  Stellung  vor 
Gericht  überhaupt,  für  welche  das  tak  bestellt  wird,  sondern  nur 
die  Vornahme  einer  bestimmten  einzelnen  prozessualischen  Hand- 
lung; selbstverständlich  ist  aber  auch  in  diesem  Falle  wieder  die 
Bedeutung  der  Sicherheitsbestellung  die,  daß  für  den  Fall  des  Aus- 
bleibens" des  Beklagten  am  Termine  die  Exekution  durch  die  Bereit- 
haltung genügender  Vermögensobjekte  ermöglicht  werden  wollte. 
Wenn  dagegen  in  einer  Novelle  der  Könige  Sigurör  Jörsalafari,  Ey- 
steinn  und  Olafr  zu  den  Frf)L.  gesagt  wird,-)  daß  der  gjaldkyri,  d.  h. 
der  Schultheiß  der  Stadt  ausnahmsweise  dann  einen  Helgeländer 
„aesta  taks  til  heimilis  sins"  dürfe,  wenn  er  „undan  töku  ok  sökn" 
entlaufe,  und  wenn  in  dem  Texte  des  Rechtsbuches  selbst  eine  Be- 
stimmung sich  findet,'^)  nach  welcher  ein  Bauer,  welcher  in  der  Stadt 
„taks  sestr"  wird,  nur  ein  „tak  til  stemnu  til  mötsfjala"  zu  bestellen 
schuldig  ist,  wenn  er  auch  „döms  sestr  taks"  ist,  und  überdies  nur, 
„brautar  tak  til  heimilis  sins"  zu  bestellen  hat,  wenn  er  beschwört, 
daß  die  Sache,  um  die  es  sich  handelt,  vor  das  Landgericht  und 
nicht  vor  das  Stadtgericht  gehört,  so  wird  dabei  wieder  der  aus  dem 
Obigen  bereits  ersichtliche  Unterschied  eines  brautartak  und  eines 
lagatak  gemacht,  von  welchen  das  letztere  ein  tak  til  döms,  oder 
soweit  es  sich  um  das  Stadtgericht  handelt,  ein  tak  til  stefnu  til 
mötsfjala  ist.  Diese  letzteren  Bestimmungen  führen  uns  aber  bereits 
hinüber  in  das  Gebiet  des  Stadtrechtes,  welches  ganz  eigentümliche 
Vorschriften  über  das  tak  kennt. 

Im  Stadtrechte  wird  aber  zunächst  ein  „tak  til  möts"  in 
den  verschiedensten  Anwendungsfällen  erwähnt.  Wenn  des  Bischofs 
Vogt  an  einem  Festtage  Wäsche  ausgebreitet  oder  aufgehängt  findet, 
und  deren  Besitzer  sich  weder  wegen  der  Buße  mit  ihm  abfinden, 


^)  Norgcs  gamle  Love,  II,  S.  523. 

2)  Fr|)L.  XVI,  2;  „undan  töku  ok  sökn"  entlaufen  heißt  doch  wohl,  sich  der 
Bestellung  eines  tak  und  der  Klagestellung  durch  die  Flucht  zu  entziehen  suchen. 
^)  ebenda,  X,  31. 
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noch  auch  die  Wäsche  durch  ihn  wegnehmen  lassen  will,  „l^ä  skirs- 
kote  hann  räne  ä  hendr  honom,  ok  seste  taks  til  möts".^)  Im  Stadt- 
rechte kehrt  ferner  auch  jene  Bestimmung  der  FrpL.  wieder,^)  nach 
welcher  des  Bischofs  Vogt,  wenn  ein  Mann  eines  kirchlichen  Ver- 
gehens halber  geächtet  wird,  dessen  Gläubiger  mit  fünftägiger  Frist 
behufs  der  Liquidation  des  Vermögens  des  Geächteten  zusammen- 
rufen, und  zugleich  ein  tak  für  dessen  Vermögen  zu  begehren  hat; 
nach  welcher  ferner  jedermann  dem  Bischöfe  bußfällig  wird,  welcher 
während  dieser  Frist  zu  diesem  Vermögen  gehörige  Stücke  ver- 
schleppt, bei  sich  aufnimmt  oder  verkauft,  oder  auch  gegen  den 
Zugriff  des  Vogtes  mit  Gewalt  zu  verteidigen  sucht.  Verwendet 
ferner  jemand  in  der  Stadt  einen  anderen,  so  mag  man  von  ihm 
zunächst  ein  tak  til  möts  verlangen;  geht  er  aber  davon  „eigi  tak- 
aör  til  möts",  so  erhält  er,  natürlich  in  seiner  Heimat,  eine  Ladung 
auf  acht  Tage  hinaus,  „ok  fe  hans  allt  f  tökum  ä  meöan",  wobei  die 
Wortfassung:  „[Da  skal  gera  honum  7  nätta  stefnu  aptr"  doch  wohl 
besagen  will,  daß  die  Ladung  auch  in  diesem  Falle  wieder  an  das 
möt  geht.  ^)  Trifft  aber  der  Verletzte  seinen  Gegner  zufällig  inner- 
halb dieser  achttägigen  Frist  wieder  in  der  Stadt,  so  kann  er  ihn 
trotz  der  bereits  ergangenen  Ladung  „sesta  taks  til  möts",  und  gleich 
am  nächsten  Morgen  das  möt  halten  lassen.  ^)  Wird  ein  „handrän" 
begangen,  so  soll  der  Beraubte  das  Seinige  zurückverlangen,  „ok 
leggja  rän  viö";  gibt  nun  der  Täter  das  Geraubte  nicht  sofort  zurück, 
so  soll  der  Kläger  wegen  eines  doppelten  Raubes  auf  Buße  und 
Schadensersatz  klagen,  „ok  aesta  hann  taks  til  möts".  ^)  Ganz  ähn- 
lich ist  auch  das  Verfahren  wegen  eines  gewöhnlichen  Raubes  ge- 
ordnet, ^)  und  nicht  minder  kann  auch  wegen  eines  Diebstahls  ein 
tak  zur  Anwendung  kommen.  ^)  Wiederum  wird  ein  tak  til  möts 
begehrt,  wenn  es  sich  um  eine  Klage  wegen  eines  betrügerischen 
Verkaufes  handelt;^)  nicht  minder  aber  auch  bei  einer  Anklage 
wegen  irgend  welcher  in  bezug  auf  Ladungen  zum  öffentlichen 
Dienste  begangener  Versäumnisse.       Gleich  bedeutend  mit  dem 


BjarkR.  I,  6. 

2)  Norges  gamle  Love,  IV,  S.  71;  vgl.  Fr^U  III,  23. 

^)  BjarkR.  II,  14.  ebenda,  26.  ebenda,  44. 

^)  e  b  e  n  d  a  ,  45. 

')  ebenda,  II,  50;  vgl.  auch  III,  III  und  I20  (Norges  gamle  Love,  IV, 
S.  92  und  S.  82—83). 

ebenda,  III,  108  (Norges  gamle  Love,  IV,  S.  92). 
^)  ebenda,  III,  134  (Norges  gamle  Love,  IV,  S.  93). 
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tak  til  möts  scheint  übrigens,  unter  allen  Umstanden  wenigstens, 
auch  das  „tak  til  döms"  zu  sein.  Wenn  von  diesem  einmal  an- 
läßlich einer  Klage  wegen  außerehelichen  Beilagers  und  Vaterschaft 
die  Rede  ist,  ^)  liegt  es  doch  wohl  nahe,  an  eine  an  das  möt  ge- 
brachte Klage  zu  denken.  An  einer  schon  früher  besprochenen 
Stelle  der  FrpL.,  -)  wird  das  tak  til  döms  dem  tak  til  stemnu  til 
mötsfjala  ausdrücklich  entgegengesetzt,  wobei  nur  etwa  zweifelhaft 
erscheinen  mag,  ob  unter  dem  dömr  ein  Dingericht  auf  dem  Lande 
oder  aber  ein  Privatgericht  zu  verstehen  sei;  da  läge  nun  die  Ver- 
mutung nahe,  daß  unsere  Stelle,  wie  so  manche  andere,  aus  den 
FrpL.  in  das  Stadtrecht  herübergenommen  worden  wäre,  und  daß 
man  dabei  übersehen  hätte,  die  landrechtliche  Terminologie  in  die 
stadtrechtliche  umzuändern.  Das  Inhaltsverzeichnis  des  5.  Buches 
der  FrpL.  enthält  unter  Nr.  24/27  ein  Kapitel  mit  der  Überschrift: 
„fyrir  eiginkono  manns  er  j)refalldr  rettr",  welches  freilich  im  Texte 
des  Resenianus  infolge  einer  größeren  Lücke  fehlt ;  ^)  aber  in  dem 
uns  erhaltenen  Fragment  II  steht  nicht  nur  dieselbe  Überschrift  zu 
lesen,  sondern  auch  der  Text  des  Kapitels  selbst,  ^)  welcher  aller- 
dings zunächst  nur  mit  einer  anderen  Stelle  des  Stadtrechtes  stimmt, 
jedoch  recht  wohl  in  irgend  einer  anderen  Redaktion  des  Rechts- 
buches auch  die  weiterhin  im  Stadtrechte  sich  anschließenden 
Satzungen  enthalten  haben  konnte,  womit  denn  auch  zusammen- 
hängen dürfte,  daß  in  den  uns  allein  erhaltenen  Auszügen  aus  den 
einschlägigen  Teilen  des  Stadtrechtes  der  Gegenstand  sehr  ungleich- 
förmig, und  an  ganz  verschiedenen  Stellen  behandelt  wird.  ^)  An 
einer  weiteren  Stelle  des  Stadtrechtes  wird  freilich  der  dömr  dem 
möt  zwar  ebenfalls  entgegengesetzt,  jedoch  unter  demselben  zweifel- 
los ein  skiladömr  verstanden,  ')  und  bezeichnet  somit  auch  das  hier 
besprochene  tak  til  döms  eine  Sicherstellung,  welche  für  das  Er- 
scheinen am  Privatgerichte  bestellt  wird;  an  einer  der  beiden  ein- 
schlägigen Stellen  wird  aber  gerade  dieses  tak  til  döms  zugleich 
ausdrücklich  als  lagatak  bezeichnet,  ^)  also  mit  einem  Namen,  welchen 


1)  BjarkR.  III,  126  (Norges  gamle  Love,  IV,  S.  93). 

2)  FrI)L.  X,  31. 

Norges  gamle  Love,  I,  S.  176  und  181. 
*)  ebenda,  II,  S.  505. 

5)  BjarkR.  III,  122  (Norges  gamle  Love,  IV,  S.  83). 

*)  Norges  gamle  Love,  IV,  S.  83 — 84  und  93. 

')  BjarkR.  II,  52;  vgl.  III,  98  (Norges  gamle  Love,  IV,  S.  80). 

8)  ebenda,  III,  98. 
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auch  das  Landrecht  in  derselben  Bedeutung  kennt.  Sachlich  ist 
endlich  als  tak  til  döms  wohl  auch  das  tak  til  söknardaga 
aufzufassen,  welches  einmal  an  einer  vom  Julfrieden  handelnden 
Stelle  genannt  wird;^)  da  nämlich  während  dieser  Festzeit  keine 
vermögensrechlichen  Klagen  angestellt  werden  durften,  ist  das  tak 
bis  zu  den  nächsten  Werktagen  doch  wohl  als  ein  tak  bis  zur  ge- 
richtlichen Verhandlung  anzusehen.  —  Wie  für  die  gerichtliche  Ver- 
handlung im  ganzen,  so  kann  aber  auch  für  einzelne  Teile  des  Pro- 
zesses ein  besonderes  tak  gefordert  und  bestellt  werden.  In  gewissem 
Sinne  gehört  bereits  die  Bestimmung  hierher,  ^)  daß  bei  dem  Ver- 
fahren vor  dem  skiladömr  die  Sicherheitsbestellung  für  das  erste 
Gericht  durch  ein  neues  tak  ersetzt  werden  mußte,  wenn  die  Sache 
an  das  zweite  Gericht  kam,  und  sicherlich  ebenso  auch  weiterhin, 
wenn  sie  an  das  dritte  Gericht,  und  schließlich  an  das  möt  gelangte. 
Außerdem  kennt  aber  das  Stadtrecht  auch  noch  ein  eiöatak, 
welches  verlangt  und  bestellt  wird,  wenn  jemand  „ä  möti,  eöa  ä 
nefndarstefnu,  eöa  ä  dömi"  einen  Eid  abzuleisten  sich  verpflichtet.  ^) 
Endlich  kennt  das  Stadtrecht  sodann  noch  ein  fjärtak,  d.  h.  die 
Bestellung  einer  Sicherheit  für  die  Zahlung  selbst,  und  zwar  kann 
dieses  verlangt  werden,  wo  immer  der  Gegner  vor  Zeugen  sich  zu 
einer  Schuld  bekannt  hat,  ^)  also  in  allen  den  Fällen,  in  welchen 
vitafe  vorliegt ;  inbesondere  gehört  dahin  auch  der  Fall,  da  die  Ver- 
pflichtung zur  Zahlung  „ä  möti  eöa  dömi"  übernommen  worden 
war,  ^)  und  von  hieraus  erklärt  sich,  daß  derjenige,  welcher  um  ein 
tak  angegangen  wird,  und  dafür  nur  ein  lagatak  anbietet,  mit  einer 
Geldbuße  belegt  wird,  wenn  der  Kläger  auf  seinem  Rechte  bestehen 
will,  und  somit  das  Anerbieten  ablehnt,  wogegen,  wenn  dieser  von 
seiner  anfänglichen  Forderung  eines  fjärtak  absteht  und  das  ihm 
angebotene  lagatak  annimmt,  sein  Anspruch  auf  ein  fjärtak  als  auf- 
gegeben gilt,  und  ihm  somit  nur  noch  die  Klagestellung  vor  Ge- 
richt offen  bleibt.  Der  Anspruch  auf  ein  fjärtak  steht  und  fällt  eben 
mit  der  Liquidität  der  Klagsache,  wogegen  das  lagatak  dem  Verfahren 
wegen  illiquider  Sachen  angehört;  wer  sich  auf  die  Bestellung  eines 
lagatak  einläßt,  verzichtet  darum  ebendamit  auf  alle  Vorteile, 
welche  ihm  das  Verfahren  „um  vitafe"  gewährt,  und  muß  sich  dafür 

1)  BjarkR.  III,  135  (Norges  gamle  Love,  IV,  S.  93). 

2)  ebenda,  II,  52. 

^)  ebenda,  II,  23  und  46;  III,  96  (Norges  gamle  Love,  IV,  S.  79). 

ebenda,  II,  52;  III,  98  (Norges  gamle  Love,  IV,  S.  80). 
5)  vgl.  III,  98  ang.  O. 
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auf  eine  Prozeßführung  vor  dem  skiladömr  oder  vor  dem  mot  ein 
lassen.  —  Über  die  Natur  der  Sicherheit  aber,  welche  die  Be- 
stellung des  tak  gewährt,  bietet  uns  das  Stadtrecht  eine  Reihe  wert- 
voller Angaben.  In  einem  Falle,  in  welchem  wegen  Körperverletzung 
ein  „tak  til  m(3ts"  begehrt  werden  konnte,  ^)  soll,   wenn  nun  die 
Ladung  an  den  Beklagten  auf  acht  Tage  hinaus  ergeht,  „fe  hans  allt 
1  tökum  ä  meöan*'  sein ;  erscheint  er  dann  nicht  bei  Gericht,  „])ä  er 
fe  hans  allt  upptcekt"  und  zwar  erhält  zunächst  der  Kläger  seine 
Buße,   dann  der  König  und  die  Stadtgemeinde  ein  Gewette  von 
drei  Mark,  Avährend  der  Ueberschuß  dem  Könige  zufällt.  Außer- 
dem  wird   aber   auch   aus   den  Frf)L.   die   Bestimmung  herüber- 
genommen, -)  daß  für  den  Fall,  da  derjenige,  welcher  das  tak  l^e- 
stellt  hat,  das  verhaftete  Gut  „undan  tökum''  verkauft  oder  sonst 
verschleppt,  der  Kläger  dieses  Gut  mittelst  einer  ütbeiösla  und  |)ing- 
stefna  einklagen  soll,  gestützt  auf  die  Zeugen,  welche  über  die  Be- 
stellung des  tak  Auskunft  zu  geben  vermögen;  er  mag  einen  at- 
farardömr  verlangen,   und  geht  die  Exekution  auf  den  Betrag  der 
Schuld  und  der  Buße,  sowie  auf  das  alterum  tantum,  welches  letz- 
tere den  Bauern  zufällt.   Hiernach  ist  klar,  daß  auch  nach  dem  Stadt- 
rechte der  Umfang,  bis  zu  welchem  das  verhaftete  Gut  schließlich 
angegriffen  werden  konnte,  je  nach  Verschiedenheit  der  Fälle  ein 
verschiedener  war;  dies  schließt  indessen  natürlich  keineswegs  aus, 
daß  die  Verhaftung  dennoch  das  gesamte  Vermögen  des  Bestellers 
des  tak  ergreifen  mochte,  wie  dies  ja  nach  dem  Landrechte  nach- 
weisbar der  Fall  war.    Auffällig  erscheint,  daß  nicht,  wie  im  Land- 
rechte, zwischen  der  Bestellung  des  tak  am  eigenen  Vermögen  und 
der  Übernahme  desselben  durch  einen  Dritten  unterschieden  wird; 
indessen  wird  man  doch  unbedenklich  annehmen  dürfen,  daß  auch 
dem  Stadtrechte  beide  Alternativen  geläufig  waren.    Es  spricht  für 
die  Möglichkeit  der  ersten  Alternative,  daß  eine  bereits  mehrfach 
angeführte  Stelle     „fe  hans",  d.  h.  das  Vermögen  des  Beklagten 
selbst  „allt  i  tökum"  sein  und  unter  Umständen  „upptoekt"  werden 
läßt,  und  daß  eine  Stelle  des  Landrechts  ^)  den  Besitz  eines  „hüs  i 
kaupange"  ebensogut  für  genügend  erklärt,  um  die  Bestellung  eines 
tak  durch  einen  Dritten  überflüssig  erscheinen  zu  lassen,  wie  den 
Besitz  eines  „bü  i  heraöe";  auf  die  andere  Alternative  aber  deutet 


BjarkR.  II,  14. 

2)  ebenda,  III,  98  (Norges  gamle  Love,  IV,  S.  76);  vgl.  FrI)L.  III,  20. 

3)  BjarkR.  II,  14.  ^)  Fr^L.  III,  20. 
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der  weitere  Umstand,  daß  für  den  Fall  der  gerichtlichen  Zuerkennung 
einer  Schuld  die  Regel  aufgestellt  wird:^)  „[m  skal  hann  aesta  hinn 
taks,  er  f  fjartak  gekk".  Der  Sinn  dieser  Regel  kann,  zumal  wenn 
man  eine  entsprechende  Stelle  des  jüngeren  Stadtrechtes  zur  Ver- 
gleichung  heranzieht,^)  kein  anderer  sein  als  der,  daß  auf  Grund  der 
Verurteilung  die  Bestellung  eines  fjartak  für  das  „dcemt  fe"  begehrt 
werden  konnte,  ganz  wie  bei  anderem  vitafe,  und  daß  dann  im  Falle 
der  nicht  rechtzeitigen  Bezahlung  des  Betrages,  auf  welchen  das  Ur- 
teil lautete,  gegen  denjenigen  klagweise  vorgegangen  werden  konnte, 
welcher  das  fjartak  übernommen  hatte;  aus  Anlaß  dieser  Klage- 
stellung aber  konnte  man  dann  von  diesem  wie  von  jedem  anderen 
Beklagten  wieder  ein  lagatak  oder  tak  til  döms  bzw.  möts  verlangen. 
Neben  der  Unterwerfung  des  eigenen  oder  fremden  Vermögens 
unter  das  tak  bespricht  aber  das  Stadtrecht,  wenigstens  beim  eiöa- 
tak,  auch  noch  die  andere  Möglichkeit,  daß  der  Beklagte  „byör  sik 
själfan  1  tak*',  also  mit  seiner  eigenen  Person  verhaftet  sein  will.  ^) 
Bezüglich  der  Eidesleistung  gilt  sonst  die  Regel,  daß  der  Eid,  nach- 
dem er  durch  Handschlag  versprochen  und  für  ihn  ein  eiöatak  be- 
stellt worden  ist,  innerhalb  einer  Frist  von  drei  zur  Eidesleistung 
geeigneter  Wochen  (d.  h.  tempus  utile)  abgeleistet  werden  muß  und 
daß  am  Tage  der  Eidesleistung  dem  Gegner  und  dem  Schultheißen 
(gjaldkeri)  von  dieser  Anzeige  zu  machen  ist;  falls  jedoch  der,  welcher 
schwören  soll,  sich  selbst  „i  eiöatak"  gegeben  hat,  muß  er  sich  sofort 
zur  Eidesleistung  bereit  erklären  und  am  nächstfolgenden  Morgen 
schwören.  Für  jeden  einzelnen  Eidhelfer,  welchen  er  nicht  aufzu- 
bringen vermag,  hat  er  eine  bestimmte  Geldbuße  zu  entrichten,  und 
wenn  er  selber  nicht  schwört,  gilt  er  vollends  als  überwiesen  und 
sachfällig;  der  Gegner  aber  hat  ihn  einstweilen  in  Fesseln  zu  halten, 
bis  es  zum  Schwüre  kommt.  Handelt  es  sich  aber  um  eine  Klage 
„um  mannhelgi''  oder  „um  jiyfska",  wegen  deren  ja  auch  das  Land- 
recht während  der  langen  Fasten  oder  zu  anderen  verbotenen  Zeiten 
Klagen  zu  stellen  und  Eide  zu  schwören  gestattet,  ^)  so  muß,  wenn 
sich  der  Angeschuldigte  selbst  mit  seiner  Person  dem  tak  unterwirft, 
der  Eid  trotz  der  langen  Fasten  nach  der  obigen  Regel  am  nächsten 
Morgen  abgeschworen  werden,  während  der  Mann  die  Nacht  über 
in  Eisen  sitzt;  mißlingt  ihm  der  Eid,  so  ist  für  die  fehlenden  Eid- 


BjarkR.  II,  52. 

2)  neuerer  BjarkR.  Kaupab,  12. 

3)  BjarkR.  II,  23  und  50.  *)  Fr^L.  III,  20. 

Maurer,  Altnordisches  Pfandrecht.  35 
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helfer  die  verwirkte  Buße  zu  bezahlen  und  muß  der  Angeschuldigte, 
welcher  sofort  als  überwiesen  gilt,  zunächst  ganz  ebenso,  wie  dies 
das  Landrecht  für  die  entsprechenden  Fälle  vorschreibt,  seinen  Ver- 
wandten und  Freunden  zur  Auslösung  angeboten  werden;  wird  diese 
aber  abgelehnt,  so  steht  sofort  dem  Gläubiger  das  Recht  zu,  den 
Verurteilten  zu  verstümmeln.  Es  wird  demnach  im  Stadtrechte  ganz 
dasselbe  äuföerste  Zwangsrecht  des  Gläubigers  auf  ein  vom  Beklagten 
angebotenes  tak  an  seiner  Person  zurückgeführt,  welches  das  Land- 
recht des  Frostul^inges,  und  doch  wohl  auch  des  Gulaln'nges,  dem 
Gläubiger  schon  von  Rechts  wegen  für  den  Fall  einräumt,  daß  sein 
Gegner  ihm  ein  tak  nicht  bestellen  will  oder  kann,  d.  h.  die  recht- 
lichen Vorschriften  selbst  sind  hier  wie  dort  vollkommen  die  gleichen, 
nur  daß  für  deren  Konstruktion  hier  und  dort  verschiedene  Wege 
eingeschlagen  werden.  —  Eine  vollkommen  eigentümliche  Stellung 
nimmt  aber  allen  bisher  besprochenen  Bestimmungen  gegenüber  im 
Stadtrechte  das  heimild artak  ein.  Das  norwegische  Stadtrecht 
unterscheidet  nämlich  ganz  ebenso,  wie  dänische  und  schwedische 
Rechtsbücher  dies  tun,^)  bezüglich  des  Kaufsabschlusses  und  weiterhin 
dann  auch  bezüglich  der  Rechtsverfolgung  zwischen  zweierlei  Arten 
von  Gegenständen.  Einerseits  nämlich  wird  beim  Verkaufe  von 
Häusern,  Schiffen  und  anderen  Sachen  von  größerem  Wert  und  von 
individuellerer  Beschaffenheit  gefordert,  daß  derselbe  durch  Hand- 
schlag abgeschlossen  werde,  unter  Beiziehung  von  Zeugen  und  unter 
Stellung  von  „heimildartakar",  wogegen  in  diesem  Falle  ein  Drangeid 
(festarpeningr)  nicht  gegeben  zu  werden  braucht;-)  andererseits  aber 
wird  der  Verkauf  von  neuen  und  ungebrauchten  Waren,  Waffen 
u.  dgl.  unter  den  Begriff  des  Straßenkaufes  (straetiskaup)  gebracht, 
und  wird  bei  einem  solchen  die  Beiziehung  von  heimildartakar  nicht 
verlangt,^)  und  wenn  zwar  die  Beiziehung  von  Zeugen  auch  in  diesem 
Falle  prozessualische  Vorteile  bezüglich  der  Beweisführung  bietet,  so 
genügt  doch  auch  das  Geben  eines  Drangeides  ohne  Beiziehung  von 
Zeugen,  um  den  Verkäufer  zum  Reinigungseide  zu  treiben,  ^)  und 
die  Analogie  einer  Bestimmung,  welche  sich  auf  den  Abschluß  eines 
Fahrvertrages  bei  Schiffen  (fartekja)  bezieht, begründet  überdies 

^)  Fr.  Brandt,  Pr0veforeliesninger,  S.  96  und  Forelassninger  over  den  norske 
Retshistorie,  I,  S.  201  ;  vgl.  Michelsen,  Die  Hausmarke,  S.  27  und  fgg. 
2)  BjarkR.  III,  1 10  (Norges  gamle  Love,  IV,  S.  82  und  92). 
^)  ebenda,  III,  III  (Norges  gamle  Love,  IV,  S.  92). 
ebenda,  III,  109  (Norges  gamle  Love,  IV,  S.  82). 

ebenda,  III,  167  und  IV,  169  (Norges  gamle  Love,  IV,  S.  91  und  72). 


§  II.    Die  norwegischen  Provinzialrechte, 


547 


die  Vermutung,  daß  beim  Hinzutreten  eines  Drangeides  schon  die 
Beizieliung  eines  einzigen  Zeugen  zur  Sicherung  eines  Zeugenbeweises 
genügte,  während  sonst  deren  zwei  beigezogen  werden  mußten,  um 
die  Möglichkeit  der  Beweisführung  zu  sichern.  Wird  nun  Gut  dieser 
letzteren  Art  dem  Besitzer  gegenüber  auf  Grund  der  Behauptung 
vindiziert,  daß  dasselbe  dem  Kläger  geraubt  oder  gestohlen  worden 
sei,  so  wird,  wie  sich  aus  einer  Parallelstelle  in  den  G1)L.  ergibt,  ^) 
der  Kläger  am  Ding  oder  möt  zum  Beweise  darüber  zugelassen,  daß 
der  Streitgegenstand  ihm  gehört  habe  und  von  ihm  nicht  veräußert 
worden  sei ;  gelingt  ihm  diese  Beweisführung,  so  wird  ihm  der  Streit- 
gegenstand sofort  zugesprochen,  wogegen  sich  der  Beklagte  von  der 
Beschuldigung  des  Diebstahls  dadurch  freimachen  kann,  daß  er  durch 
die  beim  Kaufsabschlusse  beigezogenen  Zeugen  seinen  legalen  Er- 
werbstitel nachweist  und  sodann  seinen  Regreß  gegen  seinen  Ver- 
käufer nehmen  mag.  Gehört  dagegen  das  Gut,  welches  vindiziert 
werden  will,  jener  ersteren  Klasse  an,  so  genügt  der  Beweis  des  Er- 
werbstitels durch  die  Vertragszeugen  nicht,  um  den  Beklagten  von 
der  Anschuldigung  des  Diebstahls  frei  zu  machen,  sondern  dieser 
muß  überdies  seinen  heimildartaki,  d.  h.  denjenigen  stellen,  welcher 
das  heimildartak  ihm  gegenüber  übernommen  hat,  oder  aber  muß 
er  sich  durch  einen  Sechsereid  von  der  Beschuldigung  wegen  Dieb- 
stahl reinigen,  wobei  noch  obendrein  davon,  ob  der  Kläger  ein 
heimskviöarvitni  erbringt  oder  nicht,  abhängig  gemacht  wird,  ob  die 
Eideshilfe  mittels  eines  nefndarvitni  oder  eines  fangavitni  geleistet 
werden  mußte;  in  diesem  Falle  konnte  andererseits  derjenige,  welchem 
das  gekaufte  Gut  evinziert  wurde,  seinen  Regreß  gegen  den  heimildar- 
taki nehmen,  welcher  sich  dann  seinerseits  erst  mit  seinem  weiteren 
Regresse  an  den  Verkäufer  zu  halten  hatte.  Es  ist  aber  klar,  daß 
beim  heimildartak  keine  Veräußerungsbeschränkung  auf  dem  ge- 
samten Vermögen  des  Mannes  ruhen  konnte,  welcher  dasselbe  über- 
nahm, wie  denn  auch  wirklich  in  den  Quellen  bei  demselben  niemals 
von  einem  „foera  fe  sitt  undan  tökum''  gesprochen  wird.  Wenn 
nämlich  zwar  beim  lagatak,  brautartak  u.  dgl.  m.  eine  solche  Be- 
schränkung leicht  erträglich  war,  soferne  dabei  die  Haftung  immer 
nur  auf  eine  kurze  und  bestimmt  begrenzte  Zeitfrist  sich  beschränkte, 
so  war  doch  beim  heimildartak  eine  derartige  zeitHche  Begrenzung 
der  Haftung  nicht  vorgesehen  und  auch  gar  nicht  möglich,  eine 
solche  eintreten  zu  lassen,  da  sich  ja  gar  nicht  von  vornherein  ab- 


1)  G{)L.  254. 
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sehen  ließ,  ob  und  wann  etwa  ein  dritter  Vindikant  auftreten  werde. 
In  diesem  Falle  kann  also  unter  dem  tak  kaum  etwas  anderes  ver- 
standen werden,  als  eine  gewöhnliche  Bürgschaft,  welche  ihi-em  Über- 
nehmer zwar  eine  persönliche  Haftung  auferlegte,  aber  denselben  in 
Bezug  auf  seine  Verfügungen  über  sein  Vermögen  gänzlich  unbe- 
schränkt ließ.  Es  ist  nicht  ohne  Interesse  zu  bemerken,  daß  in  der 
schwedischen  Rechtssprache  der  Ausdruck  taki  wirklich  geradezu  den 
Bürgen  als  solchen  bezeichnet. 

Ich  halte  nun  zunächst  dafür,  daß  das  heimildartak  in  dieser 
seiner  Gestaltung  im  norwegischen  Rechte  nicht  bodenständig,  son- 
dern daß  es  demselben  erst  in  späterer  Zeit  von  auswärts  her  zu- 
geführt worden  ist.  Ich  berufe  mich  dieserhalb  zunächst  auf  sprach- 
liche Gründe.  Der  Ausdruck  „heimild"  bezeichnet  den  recht- 
mäßigen Besitztitel  und  „taka  heimild"  bedeutet  demgemäß,  sich  von 
dem  bisherigen  Berechtigten  die  rechtsbeständige  Ermächtigung  zum 
Besitze  und  Gebrauche  seiner  Sache  verschaffen.  In  diesem  Sinne 
wird  das  unberechtigte  Aufziehen  eines  Mannes  auf  fremdem  Lande 
mit  den  Worten  bezeichnet:')  „nü  ferr  maör  ä  jörö  manns,  ok  tekr 
eigi  heimild  af  l^eim  er  ä",  und  wird  in  Bezug  auf  die  Benützung 
der  Dienste  fremder  Sklaven  die  Vorschrift  gegeben :  -)  „heimild  skal 
hverr  maör  taka  af  dröttne  verka  sveins  sins";  in  diesem  Sinne 
werden  ferner  auch  in  einer  durchaus  verlässigen  geschichtlichen 
Quelle  ^)  die  Godorde,  auf  welche  K.  Häkon  gamli  begründete  Rechts- 
ansprüche zu  haben  behauptete,  als  „riki  |)au  ä  Island!"  bezeichnet, 
„sem  konüngr  haföi  |)ä  heimildum  ä  tekit".  Von  hier  aus  würde 
das  Wort  „heimildartak"  doch  lediglich  den  Erwerb  eines  legalen 
Besitztitels  auf  eine  Sache  bezeichnen  können,  und  in  der  Tat  wird 
dasselbe  einmal  in  einer  sehr  verlässigen  isländischen  Geschichtsquelle 
ganz  unzweifelhaft  in  diesem  Sinne  gebraucht.  Sie  erzählt  uns,  wie  der 
alte  pörölfr  baegifötr  einmal  dem  Snorri  goöi  das  Land  zu  Kräkunes  samt 
dem  dazu  gehörigen  Walde  überträgt,  wogegen  dieser  sich  ihm  dazu 
verpflichtet,  eine  Klagsache  des  I)örölfr  gegen  dessen  eigenen  Vater 
Arnkell  für  ihn  durchzuführen."*)  Da  Snorri  ihm  in  der  Sache  nicht 
scharf  genug  vorgeht,  vielmehr  in  derselben  einen  billigen  Vergleich 
abschließt,  bereut  pörölfr  das  Geschäft,  und  er  verlangt  den  Wald 
von  Snorri  zurück,  indem  er  behauptet,  ihn  ihm  nicht  geschenkt, 
sondern  nur  verpachtet  zu  haben;  Snorri  dagegen  verweigert  dessen 


1)  GI)L.  77.  2)  ebenda,  69. 

^)  Hdkonar  s.  gamla,  273/45.  ^)  Eyrbyggja,  31/55. 
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Zurückgabe,  indem  er  sich  auf  die  Aussage  seiner  Vertragszeugen 
beruft.  ^)  Jetzt  wendet  sich  I)örölfr  an  seinen  Sohn  Arnkell  um  Hilfe, 
dieser  aber  schlägt  ihm  seine  Unterstützung  ab,  obwohl  er  meint, 
daß  Snorri  „hehr  eigi  rettar  heimildir  ä  sköginum",  ^)  was  auch  in- 
soferne  ganz  richtig  war,  als  sich  die  Veräußerung  des  Waldes  ohne 
vorgängige  Einholung  der  Zustimmung  des  eigenen  Sohnes  unter 
den  Begrift  des  „arfsvik''  oder  „arfskof'  bringen  ließ.  ^)  Als  nun 
aber  der  alte  I)örölfr  aus  Arger  und  Wut  gestorben  war,  behandelt 
Arnkell  das  Geschäft  wirklich  als  ungültig,  und  bei  dieser  Gelegen- 
heit wird  der  x\usdruck  gebraucht : „at  honum  j^ötti  eigi  at  lögum 
farit  hafa  heimildartak  ä  sköginum;  l)ötti  honum  l)örölfr  gjört  hafa 
arfsvik  i  jwi,  er  hann  haföi  fengit  Snorra  goöa  sköginn".  Es  kann 
nicht  dem  mindesten  Zweifei  unterliegen,  daß  an  dieser  Stelle  der 
Ausdruck  lediglich  das  „taka  heimild"  in  dem  oben  bezeichneten 
Sinne  bedeuten  will,  also  den  Erwerb  eines  Besitztitels  auf  das  strei- 
tige Land,  wie  wir  denn  auch  aus  etymologischen  Gründen  zunächst 
nur  diese  Bedeutung  zu  erwarten  hätten;  da  ist  nun  aber  schwer 
verständlich,  wie  derselbe  Ausdruck  neben  diesem  zugleich  auch  noch 
in  einem  weiteren  und  ganz  anderen  Sinne  gebraucht  worden  sein 
sollte.  Dazu  kommt  aber  auch  noch  ein  sachlicher  Grund. 
Nur  an  einer  einzigen  Stelle  unserer  Provinzialrechte  hat  man  auch 
nur  versuchen  können,  ein  heimildartak  oder  doch  einen  heimildar- 
taki  erwähnt  zu  finden,  während  die  entsprechenden  Ausdrücke  sonst 
ausschließlich  nur  dem  Stadtrechte  geläufig  sind,  und  sogar  bezüg- 
lich dieser  einzigen  Stelle  erscheint  zweifelhaft,  ob  nicht  deren  her- 
kömmlicher Deutung  ein  bloßer  Irrtum  des  Schreibers  und  der  Aus- 
leger zugrunde  liege.  Die  betreffende  Stelle  geht  nämlich  davon 
aus,  ^)  daß  jemand  in  der  Hand  eines  anderen  Gegenstände  findet, 
welche  ihm  gestohlen  worden  waren,  während  der  Besitzer  dieselben 
gekauft  zu  haben  behauptet,  und  angibt  seinen  Gewährsmann  stellen 
zu  können  (vasnisk  heimildarmanni) ;  da  soll  nun  an  der  zur  Verhand- 
lung anberaumten  Tagfahrt  der  Kläger  darüber  Beweis  erbringen, 
daß  das  streitige  Gut  ihm  gehöre,  und  von  ihm  nicht  veräußert 
worden  sei,  und  wenn  diese  Beweisführung  ihm  gelingt,  soll  er 
dieses  Gut  an  sich  nehmen  dürfen,  während  er  im  übrigen  die  Wahl 
hat  zu  tun,  was  er  will:  „at  fara  brott  meö  fe  sitt,  eöa  reyna  heimildar- 

^)  Eyrbyggja,  33/59.  ebenda,  33/60, 

^)  vgl.  Konüngsbök,  127/247  und  249;  StaÖarhölsbök,  66/84;  76/100; 
95/127.  ^)  Eyrbyggja,  35/63. 

')  GI)L.  254. 
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taka  hans",  wobei  dann  bezüglich  der  letzteren  Alternative  noch 
beigefügt  wird:  „nü  ef  hann  brestr  hanom,  ])ä  er  hann  [»jöfr  at". 
Der  Sinn  der  Bestimmung  kann  im  großen  und  ganzen  nicht 
zweifelhaft  sein;  offenbar  will  nämlich  durch  dieselbe  dem  Kläger 
freigestellt  werden,  ob  er  sich  bei  der  Wiederlangung  seines  Gutes 
beruhigen,  oder  ob  er  auch  noch  die  Begründung  oder  Xicht- 
begründung  der  Behauptung  des  Beklagten  geprüft  wissen  will,  daß 
er  dieses  Gut  auf  formell  rechtmäßigem  Wege  von  einem  anderen 
erworben  habe,  wobei  dann  der  Beklagte,  wenn  er  letzterenfalls  diese 
seine  Behauptung  nicht  zu  beweisen  vermag,  ohne  weiteres  als  Dieb 
behandelt  wird.  Aber  so  klar  dieser  Sinn  der  Stelle  ist,  so  große 
Schwierigkeiten  macht  doch  die  Konstruktion  ihrer  Worte.  Das  Zeit- 
wort „reyna''  regiert  gewöhnlich  den  Akkusativ,  kann  jedoch  auch 
den  Genetiv  regieren,  wofür  Joh.  Fritzner  einen  Beleg  aus  einer, 
allerdings  ziemlich  späten,  Erzählung  beigebracht  hat. Keinenfalls 
darf  hiernach  an  unserer  Stelle  an  ein  Substantiv  feminini  generis 
„heimildartaka"  gedacht  werden,  wie  ein  solches  unter  Verweisung 
auf  unsere  Stelle  von  Fritzner  in  der  ersten  Ausgabe  seines  Wörter- 
buches angeführt  worden  war,  da  solchenfalls  „heimildartöku"  stehen 
müßte,  und  hat  Fritzner  denn  auch  in  seiner  zweiten  Ausgabe  diese 
Verweisung  gestrichen.  Eher  könnte  auf  das  neutrale  Substantiv 
„heimildartak"  zurückgegangen  werden,  an  welches  Fr.  Brandt  zu 
denken  scheint,  -)  indem  sich  die  Form  „heimildartaka"  als  Genitiv 
pluralis  auffassen  ließe,  aber  solchenfalls  müßte  man  annehmen,  daß 
das  Zeitwort  „reyna''  hier  mit  dem  Genetiv  konstruiert  wäre,  was 
doch  immerhin  nur  sehr  ausnahmsweise  der  Fall  ist,  und  überdies 
in  den  folgenden  \\'orten :  „nü  ef  hann  brestr  honum"  einen  Rück- 
griff auf  den  am  Anfange  der  Stelle  erwähnten  heimildarmaör  finden, 
da  diese  Worte  auf  die  unmittelbar  vorher  erwähnten  heimildartök 
sich  unmöglich  beziehen  könnten.  Beiden  Schwierigkeiten  entgeht 
man,  wenn  man  „heimildartaka''  als  Akkusativ  singularis  des  Mascu- 
linums  heimildartaki  auffaßt,  wie  dies  nunmehr  auch  P>itzner  in  der 
zweiten  Ausgabe  seines  Wörterbuches  tut;  dagegen  erwächst  in 
diesem  Falle  eine  andere  zwiefache  Schwierigkeit,  indem  im  Verlaufe 
des  Prozesses  auf  den  heimildart aki  zurückgegrift'en  würde,  während 
sich  der  Beklagte  doch  am  Anfange  derselben  auf  seinen  heimildar- 
m  a  ö  r  bezogen  hatte,   und  überdies  angenommen  werden  müßte. 


^)  Gaungu-Hrölfs  s.,  17/286:  J)vi'at  ek  mun  mjök  reyna  hans  (FAS.  III). 
-)  Proveforelassninger,  S.  95. 
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daß  nach  den  GpL.  ein  heimildartaki  bei  allen  und  jeden  Verkaufs- 
geschäften beizuziehen  gewesen  wäre,  während  doch  das  Stadtrecht 
seine  Beiziehung  nur  beim  Verkaufe  einer  bestimmt  begrenzten  Art 
von  Gegenständen  fordert.  Sprachliche  Gründe  gestatten  nicht,  die 
Bezeichnungen  heimildartaki  und  heimildarmaör  an  unserer  Stelle 
als  gleichbedeutende  anzusehen,  und  somit  unter  beiden  gleichmäßig 
den  Verkäufer  als  den  Gewähren  zu  verstehen;  dagegen  läßt  sich 
recht  wohl  die  Frage  aufwerfen,  ob  unsere  Stelle  nicht  etwa  ver- 
derbt und  ihr  somit  durch  eine  Emendation  aufzuhelfen  sei,  indem 
man  etwa  lesen  würde:  „eöa  reyna  heimildartoku  hans;  nü  ef  hon 
brestr  honum''.  Heimildartaka  würde  dann  gleich  dem  heimildartak 
der  Eyrbyggja,  den  Erwerb  eines  legalen  Besitztitels  bezeichnen,  und 
wenn  zwar  allerdings  nicht  unbedenklich  erscheinen  mag,  daß  die 
Emendation  eine  Korrektur  zweier  Worte  in  einer  und  derselben 
Richtung  erfordert,  so  läßt  sich  doch  auch  manches  für  sie  sagen. 
Sie  ist  an  sich  leicht,  da  es  sich  bei  ihr  nur  um  eine  dreimalige 
Änderung  eines  a  in  o  handelt;  unser  Text  beruht  auf  einer  einzigen 
Hs.,  so  daß  also  das  Versehen  eines  einzigen  Schreibers  genügte, 
um  die  Korruptel  zu  erzeugen;  endlich  erklärt  sich  diese  sehr  ein- 
fach aus  der  naheliegenden  Annahme,  daß  der  Schreiber  unseres 
Textes  das  aus  dem  Stadtrechte  ihm  bekannte  heimildartak  irrtümHch 
auch  in  der  heimildartaka  unserer  Stelle  wieder  zu  finden  glaubte 
und  von  hier  aus  sich  veranlaßt  fand,  an  dieser  aus  der  heimildar- 
taka im  älteren  Sinne  des  Wortes  einen  heimildartaki  im  Sinne  des 
Stadtrechtes  zu  machen.  Es  fehlt  aber  auch  nicht  an  sehr  ent- 
schiedenen positiven  Stützpunkten  für  die  vorgeschlagene  Emen- 
dation. Die  hier  in  Frage  stehende  Stelle  der  GpL.  ist  nämlich 
sowohl  in  die  Järnsiöa  als  auch  in  die  spätere  Legislation  des  K. 
Magnus  lagaboetir  übergegangen  und  kann  demnach  der  Text  dieser 
späteren  Gesetzbücher  zur  Feststellung  des  Textes  ihrer  Vorlage  mit 
Vorteil  benützt  werden.  Da  lauten  nun  zunächst  in  der  Järnsiöa  die 
hierher  gehörigen  Worte :  ^)  „eöa  reyna  heimildartoku  hans ;  nü  ef 
brestr  honum",  also  ganz  im  Sinne  der"  obigen  Emendation,  nur  daß 
das  leicht  entbehrliche  Wörtchen  „hon"  hier  fehlt.  In  den  Landslög 
ferner  liest  zwar  der  von  den  Herausgebern  aufgestellte  Haupttext:  ^) 
„eöa  reyna  heimildartaku  hans;  en  ef  honum  brestr  heimildartaki  hans"; 
aber  eine  größere  Zahl  von  Hss.  gibt  statt  der  letzteren  Worte  die 
Lesart:  „en  ef  hon  brestr  honum",  welche  offenbar  die  richtige  ist. 


^)  Jär ns.,  J)j  ö f ab.  3. 


")  Landsl.,  J)jöfab.  4. 


^^2  Al)sclinitl  III.    Das  lak. 

Auch  das  gemeine  Stadtrecht  sagt:^)  „eöa  roeyni  haeimildar  toku 
hans;  nü  ef  hon  brestr  honiim",  wofür  freiUch  auch  wieder  die  Va- 
riante vorkommt:  „ef  honum  brestr  hcimildartaki  hans";  in  der 
Jönsbük  aber  Hest  nicht  nur  die  Vulgata : -)  „eör  reyni  heimildartöku 
hans,  en  ef  hün  brestr  honum",  sondern  auch  schon  die  ältesten  von 
G.  Storm  edierten  Hss.  geben  die  Lesart :  •')  „eöa  reyna  heimildartöku 
hins,  en  ef  hün  brestr  honum",  so  daß  also  auch  diese  drei  Gesetz- 
bücher durchaus  die  oben  vorgeschlagene  Emendation  unterstützen. 
Es  ist  nicht  ohne  Interesse  zu  bemerken,  daß  in  den  Landslög  zwar  die 
meisten  Hss.  am  Anfange  der  Stelle  richtig  lesen :  „en  sä  vaenist  heim- 
ildarmanni",  aber  doch  eine  Hs.  dafür  „heimildartake"  und  eine  zweite 
,,heimildartaku"  bietet;  noch  interessanter  ist  aber,  daß  das  jüngere 
Stadtrecht  an  der  korrespondierenden  Stelle  durchgreifend  im  Sinne 
des  älteren  stadtrechtlichen  Systemes  umgearbeitet  hat.  Nicht  nur 
heißt  es  hier  bereits  am  Eingang  der  Stelle :  „en  hann  vaenist  heimild- 
artaka"  (nicht:  heimildarmanne),  sondern  es  wird  auch  bei  Be- 
sprechung der  ersten  Tagfahrt  ausdrücklich  gefordert :  „at  hcimildar- 
taki komi  ])ar",  w^ozu  dann  freilich  im  Folgenden  nur  die  Variante: 
„ef  honum  brestr  hcimildartaki  hans"  stimmt,  nicht  aber  die  in  den 
Haupttext  aufgenommene  Lesung:  „eör  reyne  heimildartöku  hans; 
nü  ef  hon  brestr  honum",  welche  vielmehr  nur  als  eine  unversehens 
stehengebliebene  Spur  eines  älteren,  nicht  umgearbeiteten  Textes 
sich  betrachten  läßt.  Sehr  deutlich  läßt  sich  hier  erkennen,  wie  der 
anders  geartete  landrechtliche  Text  hier  erst  hinterher  für  das  Stadt- 
recht umgestaltet  wurde,  und  wie  dann  hinwiederum  einzelne  Hss. 
des  Landrechtes  durch  den  umgestalteten  Text  des  Stadtrechtes  be- 
einflußt wurden;  die  oben  vermutete  Korruptel  der  Stelle  der  GI)L., 
und  zugleich  auch  die  versuchte  Korrektur  derselben  kann  aber  da- 
mit doch  wohl  als  genügend  begründet  gelten.  Nimmt  man  aber 
diese  Verbesserung  der  Stelle  an,  so  ist  auch  sofort  klar,  daß  die 
heimildartaka  an  derselben  mit  dem  heimildartak  des  älteren  Stadt- 
rechtes nicht  das  Mindeste  gemein  hat,  daß  sie  vielmehr  ganz  wie 
das  heimildartak  der  Eyrbyggja,  lediglich  den  Erwerb  eines  legalen 
Besitztitels  bezeichnet,  welcher  den  Veräußerer  dem  Erwerber  gegen- 
über zur  Leistung  der  Gewährschaft  verpflichtet,  und  klar  somit 
auch,  daß  dem  älteren  norwegischen  Landrechte  ein  heimildartak 
in  dem  Sinne,  in  welchem  das  ältere  Stadtrecht  ein  solches  kannte, 


^)  neuerer  BjarkR.,  J)jöfab.  7. 
^)  Norges  gamle  Love,  IV,  S.  332. 


-)  Jonsbök,  {)j6fab.  4. 
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vollkommen  fremd  war.  —  Die  bisherige  Beweisführung  als  stich- 
haltig vorausgesetzt,  entsteht  sofort  die  weitere  Frage,  auf  welchem 
Wege  etwa  das  norwegische  Stadtrecht  zu  seinem  heimildartak  ge- 
langt sein  möge.  Da  kann  nun  zunächst  keinem  Zweifel  unter- 
liegen, daß  der  heimildartaki  des  norwegischen  Stadtrechtes  ganz 
und  gar  dem  „vin"  der  dänischen  und  s c h w e d i sehen  Rechte 
entspricht,  wie  dies  auch  von  Fr.  Brandt  ^)  bereits  richtig  hervor- 
gehoben, und  von  Chr.  L.  E.  Stemann  -)  ihm  nachgesprochen  worden 
ist.  Hiernach  läge  die  Vermutung  nahe,  daß  der  feststehende  Rechts- 
brauch der  benachbarten  dänischen  und  schwedischen  Lande,  welcher 
in  Stadt  und  Land  die  Zuziehung  von  „vin  ok  vitni"  beim  Verkaufe 
gewisser  Gegenstände  forderte,  auf  das  norwegische  Stadtrecht  hin- 
über gewirkt  haben  könnte ;  indessen  schienen  doch  gewichtige  Be- 
denken einer  solchen  Annahme  im  Wege  zu  stehen.  Einmal  näm- 
lich ist  doch  nicht  zu  übersehen,  daß  die  Terminologie  des  nor- 
wegischen Stadtrechtes  eine  durchaus  andere  ist,  als  die  der  däni- 
schen und  schwedischen  Quellen,  während  doch  wohl  anzunehmen 
wäre,  daß  bei  einer  Übertragung  des  Institutes  selbst  aus  diesen 
Nachbarlanden  auch  dessen  Bezeichnung  mit  herübergewandert  sein 
würde ;  sodann  aber  läßt  sich,  soviel  ich  zu  sehen  vermag,  für 
jene  frühe  Zeit  auch  sonst  kein  besonderer  Einfluß  des  dänischen 
oder  schwedischen  Rechtes  auf  das  norwegische  Stadtrecht  nach- 
weisen, und  war  auch  der  Handelsverkehr  der  norwegischen  Städte 
mit  Dänemark  und  Schweden  kein  so  bedeutender,  daß  ein  der- 
artiger Einfluß  zu  erwarten  wäre.  Dagegen  ließe  sich  wohl  denken, 
daß  etwa  von  England  her  das  heimildartak  dem  norwegischen 
Stadtrechte  zugegangen  sein  könnte.  Schon  sehr  frühzeitig  kennen 
ags.  Gesetze  die  Vorschrift,  daß  bei  gewissen  Verkaufsgeschäften 
Zeugen,  oder  allenfalls  auch  ein  königlicher  Beamter  beigezogen 
werden  sollte,'')  und  es  kommt  auch  vor,  daß  gewisse  Leute  ein-  für 
allemal  innerhalb  der  einzelnen  Bezirke  ernannt  werden,  um  vor- 
kommendenfalls  als  Vertragszeuge  verwendet  zu  w^erden;  gelegent- 
lich wird  auch  wohl  neben  diesen  Zeugen  noch  eine  Bürgschaft 
(borh)  gefordert,^)  ohne  daß  sich  doch  recht  ersehen,  ließe,  welche 
Bewandtnis  es  mit  dieser  letzteren  haben  sollte.  Unter  Wilhelm  dem 

^)  Pr0veforelassninger,  S.  96 — 97. 

^)  Den  danske  Retshistorie,  S.  486,  Anm.  i. 

^)  HloÖhare  et  Eädric,  16;  Eädweard,  I,  I,  init. ;  .EÖ  eis  tan,  II,  12; 
Eädmund,  III,  5;  Eädgar,  I,  4  und  IV,  3—6;  .Eöelred,  I,  3;   Cnüt,  II,  24. 

/EÖelred,  I,  3;  dagegen  scheint  Eädgar,  IV,  3  nicht  hierher  zu  gehören. 
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Eroberer  wurde  sodann  zwar  zunächst  nur  die  ältere  Vorschrift  über 
die  Zuziehung  Von  Zeugen  neuerdings  wieder  eingeschärft;^)  in 
einem  späteren  Gesetze  dieses  Königs  wird  jedoch  zwar  bezügHch 
des  Verkaufes  lebender  Güter  lediglich  die  Beiziehung  von  Zeugen 
gefordert,  aber  zugleich  auch  das  Verbot  beigefügt,  „aliquam  rem 
vetitam  sine  fidejussore  et  waranto"  zu  kaufen,^)  was  doch 
wohl  nur  dahin  verstanden  werden  kann,  daß  bei  Gegenständen  be- 
stimmter Art  der  Verkauf  unter  bloßer  Beiziehung  von  Zeugen 
untersagt,  und  vielmehr  neben  dieser  auch  noch  die  Beiziehung  eines 
Bürgen  geboten  sein  sollte.  Ausführlicher  noch  und  weitergreifend 
bestimmen  sodann  die  sogenannten  Gesetze  des  K.  Eädweard  des 
Bekenners :  „Defensum  erat  etiam  in  lege,  ne  aliquis  emat  vivum 
animal  vel  pannum  usatum  sine  plegiis  et  bonis  testibus",  und 
verlangen,  wenigstens  unter  gewissen  Voraussetzungen,  die  Beiziehung 
von  „plegii"  auch  bei  dem  Kaufe  von  Silber-  und  Goldwaren ;  sie  zeigen 
aber  freilich  auch,  daß  die  Ausdehnung  der  Forderung  von.  Bürgen 
auf  den  Verkauf  von  Vieh  bei  den  Bürgern  überhaupt  und  bei  den 
Metzgern  insbesondere  gewaltigen  Anstoß  erregte,  sodaß  zu  ihren 
Gunsten  eine  Milderung  des  Gesetzes  verwilligt  werden  mußte.  Daß 
unter  den  hier  geforderten  „plegii"  genau  dasselbe  verstanden  werden 
wollte,  was  das  norwegische  Recht  unter  seinem  „heimildartaki", 
dann  das  dänische  und  schwedische  Recht  unter  seinem  „vin"  ver- 
steht, kann  um  so  weniger  bezweifelt  werden,  als  auch  Andreas 
Sunesen  in  seiner  lateinischen  Bearbeitung  des  schonischen  Rechtes 
den  vin  seiner  dänischen  Vorlage  durch  „fidejussor"  wiedergiebt ; 
daß  aber  die  Vorschrift  des  englischen  Rechtes,  welche  nach  dem 
Zeugnisse  der  Quellen  von  Anfang  an  vorwiegend  auf  den  Handels- 
verkehr in  den  Städten  berechnet  gewesen  war,  auf  das  norwegische 
Stadtrecht  ganz  wohl  hinübergewirkt  haben  kann,  läßt  sich  bei  dem 
regen  Verkehr  nicht  füglich  bezweifeln,  welcher  zwischen  beiden 
Reichen  nachweisbar  bestand.  Eine  sprachliche  Bemerkung  dürfte 
einer  derartigen  Vermutung  sogar  noch  eine  weitere  Stütze  ver- 
leihen. Als  „borh",  welches  zweifelsohne  die  englische  Bezeichnung 
dessen  war,  was  die  lateinischen  Quellen  der  normännischen  Zeit 
durch  fidejussor,  plegius  oder  warantus  wiedergeben,  bezeichnete 
man  in  England   nicht  nur  den  Bürgen,   welcher  in  bisher  be- 

')  Leges  Willelmi  Conquestoris,  I,  45;  vgl.  Cnüt,  24. 
2)  Carta  V^illelmi,  II,  10. 

^)  Leges  Edvardi  Confessoris,  38  und  39. 
Skänel.  I,  138,  vgl.  mit  89. 
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sprochener  Weise  bei  gewissen  Verkäufen  zuzuziehen  war,  sondern 
auch  jenen  anderen,  welcher  vermöge  der  gerade  in  England  so  sorg- 
sam ausgebildeten  Rechtsbürgschaft  für  die  Stellung  des  Beklagten  vor 
Gericht  einzustehen  hatte.  Nun  war  dem  norwegischen  Rechte  für 
die  Sicherstellung,  welche  nach  dieser  letzteren  Richtung  hin  zu  be- 
schaffen war,  die  Bezeichnung  tak  geläufig,  und  diese  Sicherstellung 
wurde,  wenn  auch  nicht  notwendig  und  immer,  so  doch  unter  Um- 
ständen und  sehr  häufig,  durch  Bürgen  geleistet;  warum  sollte  da 
nicht,  als  im  Stadtrechte  nach  englischem  Muster  die  Zuziehung  von 
Bürgen  beim  Abschlüsse  gewisser  Verkaufsgeschäfte  aufkam,  auch 
für  diese  die  Bezeichnung  taki  gebraucht  werden  ?  Man  wird  kaum 
fehlgehen,  wenn  man  annimmt,  daß  es  die  Regierungszeit  des 
K.  Olafr  kyrri  (1066 — 93)  gewesen  sein  werde,  innerhalb  deren  die 
Übertragung  des  englischen  Rechtes  auf  das  norwegische  Stadtrecht 
sich  vollzogen  haben  möge;  in  diese  Zeit  fällt  ja  bekanntlich  der 
kräftigste  Aufschwung  des  Städtewesens  in  Norwegen,  und  die  Be- 
gründung so  mancher  Einrichtungen  in  den  norwegischen  Städten, 
für  welche,  wie  z.  B.  für  die  Gildehäuser,  England  als  Vorbild  ge- 
dient zu  haben  scheint. 

Ist  die  obige  Auseinandersetzung  begründet,  so  ist  damit  auch 
bereits  festgestellt,  daß  das  tak  in  seiner  prozessualischen 
Verwendung  mindestens  um  die  Mitte  des  11.  Jahrhunderts  be- 
reits dem  norwegischen  Rechte  bekannt  gewesen  sein  mußte,  sofern 
ja  nur  von  hier  aus  sich  erklären  läßt,  daß  der  von  England  aus 
überkommenen  Verbürgung  bei  Verkaufsgeschäften  im  Stadtrechte 
der  Name  des  heimildartak  beigelegt  werden  konnte.  Eine  Be- 
stätigung dieses  Schlusses  ergibt  sich  aber  auch  aus  einem  posi- 
tiven Quellenzeugnisse.  Sowohl  in  der  Konüngsbök,  ^)  als 
auch,  nur  in  etwas  abweichender  Fassung,  in  der  Skinnastaöabök 
(AM.  136,  in  4^),^)  findet  sich  ein  Dokument  sehr  eigentümhcher 
Art  eingestellt,  welches  in  dieser  seiner  zwiefachen  Gestalt  auch  be- 
reits im  isländischen  Urkundenbuche  zu  gesondertem  Abdrucke  ge- 
bracht worden  war.  ^)  Dasselbe  will  die  Privilegien  aufzählen,  welche 
der  heilige  Olafr  den  Isländern  in  seinem  Reiche  eingeräumt  habe, 
und  bezeichnet  sich  als  ein  Weistum,  welches  Bischof  Gizurr  (1082 
— II  18)  samt  einer  Reihe  anderer  isländischer  HäuptHnge  auf  Grund 


1)  Konüngsbök,  248/195—97. 

2)  bei  V.  Finsen,  III,  S.  463—66. 

3)  Diplom,  island.  I,  S.  65—67  und  68 — 70. 
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einer  früher  bereits  von  Bischof  Isleifr  (1056 — 80)  und  einer  Anzahl 
anderer  Männer  eidlich  abgegebenen  Erklärung  ausgestellt  habe.  Es 
kann  keinem  Zweifel  unterliegen,  daß  dieses  Dokument,  welches 
Dahlmann  ganz  mit  Unrecht  und  nur  auf  Grund  schwer  begreif- 
licher Mißverständnisse  als  „sehr  willkürlich  zum  Schutze  der  immer 
beschränkteren  isländischen  Freiheit  aufgestellt"  bezeichnet,^)  sich  als 
in  Norwegen  ausgestellt  gibt,  indem  in  demselben  das  Wort  „her"  an 
auf  Norwegen  bezüglichen  Stellen  gebraucht  wird,  und  ebensowenig 
kann  man  bezweifeln,  daß  dasselbe  wesentlich  norwegisches,  nicht 
isländisches  Recht  gibt,  wie  denn  z.  B.  der  Bjarkeyjarrettr  ausdrücklich 
\  on  demselben  in  Bezug  genommen,  das  Wort  väpnatak  im  nor- 
wegischen, nicht  im  isländischen  Sinne  gebraucht  wird,  u.  dgl.  m.-) 
In  diesem  Weistum  wird  nun  unter  anderem  angeordnet,  daß  im 
Falle  des  Todes  eines  Isländers  in  Norwegen  dessen  Hausherr  den 
Nachlaß  gegen  Schätzung  übernehmen  soll;  kommt  dann  ein  mit 
dem  Verstorbenen  verwandter  Isländer  nach  Norwegen,  so  soll  dieser 
befugt  sein,  dem  Hausherrn  den  Nachlaß  abzufordern,  um  ihn,  falls 
er  nicht  etwa  selber  der  nächste  berufene  Erbe  ist,  dem  recht- 
mäßigen Erben  nach  Island  hinüber  zu  bringen.  Bei  Gelegenheit 
der  Schilderung  des  Gerichtsverfahrens,  welches  bei  einer  solchen 
Abforderung  einzuhalten  ist,  wird  nun  von  dem  isländischen  Kläger 
gesagt:  „sked  hann  assta  taks  at  bjarkeyjar  retti  til  möts",  und 
überdies  beigefügt,  daß  die  „taksaestingar  vättar"  am  möt  dann 
nicht  zu  vereidigen  sind,  wenn  der  Beklagte  die  „takssesting"  ohne- 
hin zugesteht.  Damit  wird  das  „tak  til  möts"  als  in  der  Regierungs- 
zeit des  Königs  Olafr  kyrri  bereits  üblich,  ausdrücklich  bezeugt,  und 
greift  somit  das  hier  gewonnene  Zeugnis  mit  der  oben  bezüglich 
des  heimilclartak  versuchten  Beweisführung  vollkommen  befriedigend 
ineinander.  In  der  Tat  scheint  das  Institut  ein  sehr  hohes  Alter  be- 
anspruchen zu  dürfen.  Schon  Fr.  Brandt  hat  darauf  aufmerksam 
gemacht, ")  daß  dasselbe  unter  diesem  seinem  Namen  auch  dem 
dänischen  und  schwedischen  Rechte  bekannt  sei,  und  daß  die  pro- 
zessualische Bürgschaft  auch  im  englischen  Rechte  eine  sehr  erheb- 
liche Rolle  spiele;  selbst  das  adhramirc  des  älteren  fränkischen 
Rechtes  will  er  hierher  beziehen,  und  überhaupt  in  dem  tak  ein 
uraltes,  gesamtgermanisches  Rechtsinstitut  erkennen.     Ohne  mich 


^)  Geschichte  von  Dänemark,  II,  S.  291,  Anm.  3. 

-)  vgl.  meinen  Artikel  „Gragas"  in  der  Ersch  und  Gruberschen  Enzyklopädie, 
Bd.  77,  S.  47—48.  ^)  ang.  O.,  S.  97—104. 
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auf  so  weittragende  Fragen  einlassen  zu  wollen,  darf  ich  doch 
wenigstens  das  gleichmäßige  Auftreten  des  prozessualischen  tak  im 
dänischen,  schwedischen  und  norwegischen  Rechte  als  feststehend 
annehmen,  und  als  ein  für  den  gesamten  Norden  gemeinsames 
Institut  darf  ich  dasselbe  somit  immerhin  bezeichnen.  Auffällig  bleibt 
demgegenüber  allerdings  dessen  vollständiges  Fehlen  im  isländi- 
schen Rechte.  Nur  in  dem  vorhin  besprochenen  Weistume  be- 
spricht die  Konüngsbök  dasselbe,  und  hier  nur  in  Bezug  auf  Norwegen 
und  norwegisches  Recht;  sonst  dagegen  mag  zwar  gelegentlich  das 
Wort  „tak"  gebraucht  stehen,  aber  nur  als  Bezeichnung  für  die  Hab- 
seligkeiten einer  Person, ')  also  in  einem  ganz  anderen  als  dem  hier 
fraglichen  Sinne.  Indessen  begreift  sich  doch  immerhin  leicht  ge- 
nug, aus  welchen  Gründen  das  isländische  Recht  sich  gedrungen 
fühlen  mußte,  die  norwegische  Einrichtung  fallen  zu  lassen.  Die 
ganze  Verwendung  des  tak  im  norwegischen  Prozesse  setzt  voraus, 
daß  das  gerichtliche  Verfahren,  wenn  erst  ein  tak  begehrt  und  be- 
stellt worden  war,  in  kürzester  Frist  durchgeführt  wurde;  30  Tage 
werden  als  die  äußerste  Zeitgrenze  bezeichnet,  bis  zu  welcher  jene 
Sicherheitsbestellung  vorzuhalten  hat.  Diese  Voraussetzung  ent- 
spricht nun  zwar  vollständig  einem  Rechte,  welches  einerseits  für 
alle  Zivilsachen  und  gutenteils  auch  für  die  geringeren  Strafsachen 
Privatgerichte  eintreten  läßt,  welche  man  auf  eine  Frist  von  fünf 
Tagen  hinaus  beliebig  berufen  konnte,  und  welches  andererseits  auch 
für  seine  Dinggerichte  die  Regel  aufstellte:^)  „sä  skal  {n'ng  kenna, 
er  l^arf,  ef  hann  vill  |)at",  oder :  ^)  „nü  skal  hverr  \nngi  räöa,  er  jjings 
l^ykkist  J)urfa";  auf  Island  dagegen,  wo  die  Privatgerichte  nach  dem 
Zeugnisse  der  Rechtsbücher  auf  eine  eng  begrenzte  Kompetenz  ein- 
geschränkt waren ,  und  ein  gebotenes  Ding  schlechterdings  nicht 
vorkam,  traf  jene  Voraussetzung  in  keiner  Weise  zu.  Mit  vergleichs- 
weise geringfügigen  Ausnahmen  mußten  hier  alle  Klagsachen  an  die 
Dinggerichte  gebracht  werden,  und  wurde  zugleich,  da  das  haust- 
l^ing  oder  die  leiö  keinen  gerichtlichen  Zwecken  diente,  nur  zweimal 
im  Jahre  Dinggericht  gehalten,  nämhch  im  Frühling  am  värjiinge 
und  im  Hochsommer  am  alj^nge ;  wie  sollte  sich  da  eine  so  schwere 
Beschränkung  durchführen  lassen,  wie  sie  die  taksetning  für  die  Frei- 
heit der  Verfügung  über  das  eigene  Vermögen,  und  unter  Um- 
ständen auch  über  die  eigene  Person  desjenigen  mit  sich  brachte. 


^)  So  z.  B.  StaÖarhölsbök,  402/443:  tak  sitt  ok  hey. 
2)  G|)L.  35.  ^)  ebenda,  131. 
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welcher  sich  derselben  unterzog?  Die  Unwegsamkeit  der  Insel  und 
die  große  Zerstreutheit  der  Ansiedelungen  auf  derselben  war  es, 
welche  in  erster  Linie  das  Aufgeben  des  norwegischen  Grundsatzes, 
daß  jeder  ein  Ding  berufen  möge,  der  eines  solchen  bedürfe,  und 
die  Beschränkung  der  Dingversammlungen  auf  zwei  in  der  besseren 
Jahreszeit  abzuhaltende  nötig  machte,  in  zweiter  Linie  aber  eben- 
damit  auch  die  Aufgebung  des  Institutes  des  prozessualischen  tak 
erzwang. 

Zum  Schlüsse  muß  noch  mit  ein  paar  Worten  auf  die  Termino- 
logie  eingegangen  werden,  welche  die  Quellen  bezüglich  des  In- 
stitutes gebrauchen.  Uber  die  verschiedenen  Arten  des  tak  kann 
ich  mich  kurz  fassen,  da  bezüglich  ihrer  das  Nötige  bereits  bemerkt 
wurde.  Ich  betone  nur,  daß  nach  Ausscheidung  des  heimildar- 
tak,  welches  als  eine  durchaus  unorganische  Bildung  erscheint,  der 
oberste  Gegensatz  der  des  lagatak^)  und  des  fjartak'-)  ist,  sofern 
das  erstere  sich  nur  auf  die  Einlassung  des  Beklagten  vor  Ge- 
richt, das  zweite  aber  auf  die  Befriedigung  des  Klägers  mit  seiner 
Forderung  bezieht.  Als  eine  Unterart  des  lagatak  läßt  sich  sodann 
das  brautartak  bezeichnen,  welches  durch  den  Beisatz  „til 
heimihs  sfns"  als  auf  die  bloße  Sicherung  des  Erscheinens  des  Be- 
klagten an  der  heimstefna  abzielend  charakterisiert  wird,  und  darum 
mit  dem  daneben  genannten  „tak  til  heimilis  sins'*)  doch  wohl 
ohne  weiteres  identisch  betrachtet  werden  darf;  ferner  das  tak  til 
döms,^)  sowie  das  tak  til  möts^)  oder  tak  til  stefnu  til  möts- 
fjala,')  welches  für  das  Erscheinen  des  Beklagten  bei  Gericht 
Sicherheit  bieten  sollte,  mochte  es  sich  nun  dabei  um  ein  Ding- 
gericht, ein  städtisches  Gericht  oder  ein  Privatgericht  handeln,  und 
konnte  dieses  allenfalls  auch  als  lagatak  im  engeren  Sinne  dem 
brautartak  entgegengesetzt  werden;^)  ebenso  das  eiöatak  oder 
eiöartak,^)  welches  für  die  rechtzeitige  Ableistung  eines  übernommenen 
Eides  Sicherheit  bieten  sollte,  und  neben  welchem  in  analoger  Weise 
auch  noch  ein  tak  für  das  Bestehen  eines  übernommenen  Gottesurteils 
vorkam  ;^^)  endlich  vielleicht  auch  das  kyrrsetutak,   welches  bei 


1)  G^L.  102;  BjarkR.  III,  98.  ^)  BjarkR.  II,  52;  III,  98. 

3)  GI)L.  102;  FrI)L.  X,  31.  ^)  Fr{)L.  X,  26  und  27;  XVI.  2. 

FrI)L.  X,  31;  BjarkR.  II,  52;  III,  98  und  126. 
^)  BjarkR.  I,  6;  II,  14,  26,  44  und  45;  III,  108,  Iii,  120  und   134;  Kon- 
üngsbök,  248/196.  Fr{)L.  X,  31.  ^)  G|)L.  102. 

'■^)  E|)L.  (Norges  gamle  Love,  II,  S.  523);  BjarkR.  II,  23  und  46;  III,  96. 
^0)  EI)L.  ang.  O. 
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Diebstahlsklagen  noch  speziell  für  die  Beistellung  des  Streitgegen- 
standes an  der  Verhandlungstagfahrt  zu  haften  hatte,  ^)  obwohl  dieses 
allerdings  bereits  an  der  Grenze  des  fjärtak  steht.  Für  das  Fordern  der 
Sicherheitsbestellung  gilt  die  Bezeichnung  aesta  taks-)  oder  aesta 
lagataks,^)  dann  substantivisch  ausgedrückt  taksaesting;^)  auf 
diese  Forderung  hin  kann  aber  der  Beklagte  sodann  die  Sicherheits- 
stellung entweder  verweigern  (synja  taks),  ^)  oder  solche  verbieten 
(bjööa  lagatak),  ^)  worauf  dann  der  Anfordernde  solche  anzu- 
nehmen hat  (taka  viö  lagataki),  wenn  anders  die  angebotene 
Sicherheit  den  gesetzlichen  Voraussetzungen  entspricht.  Für  die  Be- 
stellung der  Sicherheit  gelten  die  Bezeichnungen  fä  tak,^)  fä  fe 
ä  tak,  ^)  foera  tak  fyrir;^*^)  je  nach  der  Art  der  Sicherheit,  Avelche 
bestellt  wird,  .lauten  aber  die  Ausdrücke  sodann  auch  wieder  ver- 
schieden. Genügt  das  Vermögen  desjenigen,  welcher  um  die  Sicher- 
heitsbestellung angegangen  wird,  um  diese  zu  erbringen,  so  sagt 
man,  daß  „bü  hans  varöar  take  fyrir  hann";^^)  muß  derselbe 
dagegen  einen  anderen  stellen,  welcher  für  ihn  die  Haftung  zu  über- 
nehmen hat,  so  hat  der  Angeforderte  zunächst  anzuzeigen,  wo  er 
einen  zur  Übernahme  der  Haftung  geeigneten  Mann  zu  finden  er- 
warte (segja  taks  vän),^^)  beziehungsweise  einen  Mann  zu  schaÖen, 
welcher  diese  für  ihn  übernimmt  (f  ä  m  a  n  n  i  t  a  k  fyrir  s  i  k) ,  ^ 
also  als  taki  für  ihn  eintritt  (fä  taka).^*)  Übernimmt  der  von  ihm 
Benannte  die  verlangte  Haftung,  so  braucht  man  von  ihm  den  Aus- 
druck „ganga  i  tak  fyrir  annan";^^)  verweigert  er  deren  Über- 
nahme, so  sagt  man  von  dem,  der  ihn  um  dieselbe  gebeten  hatte, 
„felis k  honum  tak".  Muß  sich  endlich  der  Beklagte  dazu  be- 
quemen, mit  seiner  eigenen  Person  einzustehen,  so  spricht  man  von 
einem  „bjööa  sik  sjalfan  i  tak".^^)  Derjenige,  welcher  die  Sicher- 


^)  G|)L.  102;  vgl.  254,  wo  jedoch  die  Bezeichnung  fehlt. 

2)  GJ)L.  102  und  254;  Fr|)L.  III,  20  und  23;  IX,  28;  X,  26  und  31;  XVI, 
2;  BjarkR.  I,  6;  II,  23,  26,  44,  45  und  52;  III,  98,  108,  iii,  120,  126  und  135;. 
Konüngsbök,  248/196. 

2)  GJ)L.  102.  ^)  Konüngsbök,  248/196.  ^)  G|)L.  102. 

6)  BjarkR.  III,  98.  ')  ebenda. 

G{)L.  102;  FrJ)L.  X,  26  und  31;  BjarkR.  II,  23,  46  und  52;  III,  96. 

9)  Fr|)L.  III,  20;  BjarkR.  III,  98.  ang.  O. 

11)  G{)L.  102;  Fr|)L.  III,  10;  IV,  54;  X,  31. 

12)  Frf)L.  X,  26.  1^)  ebenda,  III,  20. 
1^)  EJ)L.  (Norges  gamle  Leve,  II,  S.  523). 

15)  G{)L.  102;  Fr|)L.  X,  26  und  27.  i^)  Fr|)L.  X,  26. 

1")  BjarkR.  II,  23  und  50. 
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heit  bestellt  hat,  wird  als  „takaör",  d.  h.  mit  dem  tak  belegt  be- 
zeichnet, oder  man  gebraucht  von  ihm  auch  wohl  die  Bezeichnung 
„Vera  i  taki", -)  oder  von  seinem  Vermögen  die  Ausdrücke  „bü 
hans  1  taki  ok  lausir  aurar",^)  oder  „f c  hans  allt  i  tökum",^) 
oder  von  dem  selbst  in  Haft  sitzenden  Menschen,  wenn  auch  einem 
Unfreien,  die  Bezeichnung  „sctja  i  tökum". ''')  Je  nachdem  die 
Haftung  einen  vollen  Monat  währt  oder  nur  einen  halben  (hälfs- 
mänaö  artak),^)  ist  das  Vermögen  dessen,  der  sie  übernommen  hat, 
längere  oder  kürzere  Zeit  verstrickt,  und  während  dieser  ganzen  Zeit 
darf  man  dasselbe  nicht  in  einen  anderen  Bezirk  verschleppen  (foera 
undan  tökum),')  noch  durch  Verkauf  oder  irgend  welche  andere  Ver- 
fügung der  Haftung  entziehen  (sc  Ij  a  undan  tökum,  skjöta  undan 
tökum);^)  sitzt  aber  der  Betreffende  selbst  in  Haft,  so  darf  er  selber 
nicht  „laupaz  undan  töku".'*)  Ist  die  Zeitfrist,  für  welche  die  Haf- 
tung übernommen  worden  war,  abgelaufen,  so  hat  entweder  derjenige, 
welcher  sie  übernommen  hatte,  sich  durch  eine  förmliche  Erklärung 
von  jeder  weiteren  Haftung  frei  zu  machen  (segjast  ör  taki), 
oder  er  wird  auch  wohl  von  Rechts  wegen  von  derselben  befreit, 
ohne  daß  es  einer  Erklärung  seinerseits  dazu  bedürfte  (själfsagt 
ör,  seil,  taki),  ^^j  verliert  die  Forderung  eines  fjärtak  dadurch  ihre 
Wirksamkeit,  daß  der  Gegner  statt  dessen  ein  lagatak  anbietet,  und 
der  Fordernde  dasselbe  annimmt,  so  sagt  man:  „[)  ä  er  fjärtak 
farit";^''')  endlich  wird  das  Vermögen  als  taklauss  bezeichnet,  an 
welchem  trotz  erfolgten  Begehrens  einer  Sicherheit  eine  solche  nicht 
bestellt  wurde.^^)  —  Auch  diese  so  reich  ausgeprägte  Terminologie 
läßt  auf  das  hohe  Alter  und  auf  den  einheimischen  Ursprung  des 
Institutes  schließen ;  schwierig  ist  aber  die  Erklärung  ihres  Ausgangs- 
punktes, des  Wortes  tak  selbst.  Es  wurde  bereits  bemerkt,  daß  tak, 
gleichwie  auch  das  Zeitwort  taka,  zunächst  nur  das  Ergreifen  und 
Festhalten  einer  Sache  bezeichnet  Von  hier  aus  hat  das  Wort  selbst- 
verständhch  noch  gar  keine  Beziehungen  zum  Rechtsgebiete,  indem 
der  Zugriff',  welchen  es  bezeichnet,  ganz  ebensogut  ein  rechtswidriger 
als  ein  rechtmäßiger  sein  kann.  In  diesem  rechtlich  indifferenten 
Sinne  steht  z.  B.   die   Zusammensetzung  gripatak  einmal  in  der 

1)  BjarkR.  II,  14  und  26;  III,  134. 

2)  GI)L.  102.  3)  FrI)L.  IV,  12.  BjarkR.  II,  14. 
^)  GI)L.  262.               ebenda,  102. 

')  Fr{)L.  III,  20.  8j  ebenda,  III,  20;  BjarkR.  III,  98. 

Fr{)L.  XVI,  2.  G{)L.  102.  Fr'^L.  IV,  54. 

1-)  BjarkR.  III,  98.  Fr{)L.  III,  20. 
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Konüngsbök  gebraucht  ^)  von  dem  Mitnehmen  folgender  Sachen,  bei 
welchem  zunächst  noch  dahinsteht,  ob  es  sich  dabei  um  einen  bloßen 
Irrtum  (misfang)  ohne  alle  strafrechtlichen  Folgen  handelt  oder  um 
eine  strafbare  Entwendung;  dieselbe  Zusammensetzung  wird  dagegen 
in  einer  Geschichtsquelle  ^)  ebenso  unbedenkhch  auf  die  unzweifel- 
haft widerrechtliche  Wegnahme  fremder  Sachen  angewandt,  und  auch 
das  einfache  tak  haben  wir  in  einer  norwegischen  Urkunde  aus  dem 
Jahre  1338  bereits  für  die  widerrechtliche  Erhebung  fremder  Pacht- 
gelder gebraucht  gefunden.    Von  hier  aus  will  Fr.  Brandt  ^)  den  Aus- 
druck auf  die  gezwungene  Sicherheitsbestellung  beziehen,  in  deren 
Ermangelung  der  Gegner  sich  auf  dem  Wege  der  Selbsthilfe  helfen 
konnte,  im  Gegensatze  zu  der  freiwilligen  Sicherheitsbestellung, 
für  welche  letztere  die  Bezeichnung  varösla  gegolten  habe.  Gegen 
diese  Deutung  hat  v.  Amira  eingewendet,      daß  nach  ihr  das  tak 
„nicht  das  Vorhandensein  von  Sicherheit,  sondern  den  Mangel  der- 
#     selben  betonen"  würde,  und  daß  dieselbe  unerklärt  ließe,  wie  gesagt 
werden  konnte,  der  Bürge  gehe  in  das  tak,  die  verhaftete  Sache 
unterliege  dem  tak  u.  dgl.  m. ;  nach  seiner  Meinung  soll  vielmehr 
das  tak  „der  als  gegenwärtig  gedachte  Zugriff  gegen  Personen 
nicht  minder  wie  gegen  Sachen"  sein. Ich  halte  indessen  diese 
Einwendungen  gegen  Fr.  Brandts  Auffassung  nicht  für  stichhaltig. 
Hält  man  an  der  oben  des  näheren  begründeten  Deutung  der  Worte 
„tcekr  er  taklauss  eyrir  svä  mikil  sem  sök  var  til  gefin"  fest,  so  er- 
gibt sich,   daß  der  Kläger  bei  widerrechtlicher  Verweigerung  der 
Sicherheitsbestellung  auf  dem  Wege  der  Selbsthilfe  so  viel  von  dem 
Vermögen  des  Beklagten  wegnehmen  durfte,  als  dem  Betrage  seiner 
Forderung  entsprach;  kombiniert  man  ferner   die  Vorschriften  des 
Stadtrechtes   über  die  Unterwerfung  der  eigenen  Person  des  Be- 
klagten unter  das  tak  ^)  mit  den  Bestimmungen  der  Provinzialrechte 
über  die  eventuelle  Befugnis  des  Klägers,  diesen  in  Haft  zu  nehmen, 
wenn  er  kein  tak  bestellte,  ')  so  ist  klar,  daß  auch  in  Bezug  auf  die 
persönliche  Haft  die  eigenmächtige  Gefangensetzung  des  Beklagten 
durch  den  Kläger  erst  dann  einzutreten  hatte,  wenn  der  erstere  seiner 
nächsten  Verpflichtung,  sich  selber  zur  Inhaftnahme  anzubieten,  nicht 

^)  Konüngsbök,  231/168.  ^)  Gull{j6ris  s.,  13/63. 

ang.  O.,  S.  85—86.  Anm. 
^)  Altnorwegisches  Vollstreckungsverfahren,  S.  332 ;  vgl.  jetzt  auch  Altschwe- 
<lisches  Obligationsrecht,  S.  664. 
^)  ang.  O.,  S.  331. 

6)  BjarkR.  II,  23  und  50.  ')  G|)L.  I02;  Frl^L.  X,  26. 

Maurer,  Altnordisches  Pfandrecht.  36 
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genügt  hatte.  Da  liegt  nun  die  Vermutung  nahe  genug,  daß  ur- 
sprünglich der  Schwerpunkt  vielmehr  auf  die  Selbsthilfe  gefallen  sein 
möge,  mochte  sich  diese  nun  gegen  das  Vermögen  oder  gegen  die 
Person  des  Beklagten  gerichtet  haben,  und  daß  erst  hinterher  diesem 
die  Möglichkeit  eröffnet  worden  sei,  sich  der  Selbsthilfe  durch  Sicher- 
heitsleistung zu  entziehen;  eine  Bestimmung,  welche  möglicherweise 
ursprünglich  nur  dem  einhleypingr  gegenüber  gegolten  haben  mag, 
während  dem  Bauern  gegenüber  recht  wohl  von  jeher  die  Regel  in 
Anwendung  gewesen  sein  konnte,  daß  „varöar  bü  hans  taki".  Die 
wirkliche  Selbsthilfe  nun,  gleichviel  ob  in  der  Richtung  auf  die  Person 
oder  auf  deren  Vermögen,  konnte  nach  dem  Obigen  recht  wohl  als 
tak  bezeichnet  werden,  und  dem  gegenüber  die  soeben  erwähnte 
Regel  zunächst  nur  den  Sinn  haben,  daß  beim  ansässigen  Manne 
sein  Anwesen  für  die  Selbsthilfe  eintrete,  d.  h.  also  deren  Anwen- 
dung ausschließe;  warum  sollte  da  die  Sicherheitsleistung,  welche  der 
Beklagte  anbieten  konnte,  um  sich  von  der  Selbsthilfe  frei  zu  machen,  * 
und  welche  ihm  späterhin  sogar  abgefordert  werden  mußte,  ehe 
überhaupt  zur  Selbsthilfe  ihm  gegenüber  gegriften  werden  durfte, 
nicht  auch  ihrerseits  den  Namen  dieser  Selbsthilfe  überkommen  haben 
können,  an  deren  Stelle  sie  doch,  gewissermaßen  als  ein  Surrogat 
für  dieselbe,  getreten  war?  Unter  der  Voraussetzung  eines  derartigen 
Entwicklungsganges  könnte  dann  aber  auch  nicht  auffallen,  wenn 
bei  der  weiteren  Durchbildung  und  Handhabung  der  Terminologie 
auch  hin  und  wieder  Redewendungen  aufkamen,  welche  nicht  mehr 
mit  der  ursprünglichen,  sondern  nur  noch  mit  der  abgeleiteten  Be- 
deutung des  Wortes  tak  in  Einklang  standen,  oder  wenn  der  Begriff 
der  Sicherheitsbestellung  nunmehr  auch  auf  den  ansässigen  Mann  in 
der  Art  ausgedehnt  wurde,  daß  ihn  die  Veräußerung  und  Ver- 
schleppung aller  Vermögensstücke  untersagt  wurde,  wodurch  dann 
die  Regel  „bü  hans  varöar  taki"  eine  ganz  neue  Bedeutung  für  ihn 
gewann.  Weit  unnatürlicher  scheint  mir  dagegen  v.  Amiras  Auf- 
fassung, welche  bei  dem  tak  lediglich  an  die  eventuell  in  Aussicht 
stehende  vermögensrechtliche  Exekution  gedacht  wissen  will.  Will 
man  sich  nämlich  nicht  auf  eine  tatsächliche  Selbsthilfe  berufen, 
welche  erst  hinterher  durch  ein  gerichtliches  Verfahren  zu  recht- 
fertigen wäre,  also  gewissermaßen  auf  eine  Exekution  vor  dem  Ur- 
teile, wie  auf  eine  solche  der  obige  Gedankengang  zurückführt,  dann 
wird  in  dem  Augenblicke,  in  welchem  die  Sicherheitsleistung  be- 
gehrt und  gewährt  wird,  die  Exekution  eben  doch  in  sehr  entfernter 
Aussicht  stehen  und  deren  Eintreten  oder  Nichteintreten  ein  sehr 
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fragliches  sein;  stellt  sich  der  Beklagte  in  seiner  Heimat  oder  vor 
Gericht,  schwört  er  ferner  den  von  ihm  zugesagten  Eid,  so  ist  das 
brautartak,  lagatak  oder  eiöatak  erloschen,  ohne  daß  es  zu  irgend^ 
einer  Exekution  kommt.  Wie  sollte  da  die  Sicherheitsbestellung 
nach  einer  Exekution  benannt  sein,  von  der  man  noch  gar  nicht 
weiß,  ob  und  wann  sie  jemals  eintreten  wird?  Allerdings  bezweckt 
das  prozessuaHsche  tak  die  Sicherstellung  einer  allenfalls  notwendig 
werdenden  Exekution;  aber  es  ist  eben  selbst  doch  nur  Sicher- 
stellung, nicht  Exekution,  und  kann  darum  doch  auch  nicht  wohl 
nach  der  letzteren  benannt  sein.  —  Ich  bemerke  übrigens,  daß  sich 
möglicherweise  auch  noch  ein  ganz  anderer  Ausweg  für  die  Erklärung 
des  Ausdruckes  eröffnen  könnte.  Wir  haben  in  der  isländischen 
Rechtssprache  das  Wort  tak  als  Bezeichnung  des  Hausrates  oder  der 
Habseligkeiten  einer  Person  kennen  gelernt,  Guöbrandr  Vigfüsson 
hat  bereits  mit  dieser  Bedeutung  desselben  die  Zusammensetzung 
„fätoeki",  „fätoekt",  „fätoekr"  in  Verbindung  gebracht  ^)  und  auch 
darauf  aufmerksam  gemacht,  daß  für  fätoekt  ganz  vereinzelt  auch 
einmal  die  umgekehrte  Zusammensetzung  „takf^ö"  vorkommt;^)  er 
hat  endlich  auch  noch  die  Zusammensetzung  „itak"  herangezogen, 
welche  im  isländischen  Rechte  als  technische  Bezeichnung  von  Be- 
rechtigungen auf  fremdem  Lande,  wie  z.  B.  Wald-  und  Weiderechten 
u.  dgl.  vorkommt,  also  ziemlich  in  demselben  Sinne  gebraucht  wird, 
in  welchem  wir  von  Servituten  sprechen.  In  allen  diesen  Anwen- 
dungsfällen scheint  das  Wort  tak  die  gemeinsame  Bedeutung  von 
„Besitz"  zu  haben,  indem  man  von  taka  =  ergreifen  zu  dem  Begriffe 
des  Herrschens  und  des  Beherrschten  gelangte;  von  hier  aus  ließ 
sich  aber  möglicherweise  auch  wieder  auf  das  tak  im  prozessualischen 
Sinne  herüberkommen,  als  welches  ja  auch  eine  gewisse  Herrschaft 
dessen,  welchem  die  Sicherheit  bestellt  wurde,  über  die  Person  oder 
das  Vermögen,  von  w^elcher  und  an  welchem  dieselbe  bestellt  wurde, 
begründete.  Wahrscheinlich  will  mir  indessen  eine  derartige  Er- 
klärung der  Wortbedeutung  nicht  vorkommen;  ich  möchte  vielmehr 
nur  Sprachkundigen  ihre  Möglichkeit  zur  Erwägung  anheimgeben, 
während  ich  meinerseits  vorziehe,  bis  auf  weiteres  bei  der  von  Fr. 
Brandt  aufgestellten  und  oben  des  näheren  ausgeführten  Deutung 
stehen  zu  bleiben. 


^)  Dictionary,  s.  v.  tak. 

^)  Gautreks  kgs.  s.,  2/10:  fyrir  takfaeÖar  sakir. 
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In  den  jüngeren  Christenrechten  des  Gulaln'nges 
und  des  B  o  r  g  ar  ])  i  n  g  e  s  findet  sich  das  tak  nicht  erwähnt,  was 
freiUch  um  so  weniger  zu  verwauidern  ist,  als  auch  die  älteren 
Christenrechte  dieser  beiden  Dingverbände  desselben  keine  Erwäh- 
nung getan  hatten.  Dagegen  enthält  das  sogenannte  Christen - 
recht  des  K.  Sverrir  eine  wichtige  hierher  gehörige  Stelle,^) 
welche  im  wesentlichen  aus  den  Fr|)L.  entnommen  ist ;  -j  eine  zweite, 
minder  wichtige  Stelle,  welche  ebenfalls  aus  den  FrI)L.  bezogen 
wurde,  '^j  ist  nur  mit  ihren  Anfangsworten  und  einem  „etc."  einge- 
stellt und  reicht  deren  Text  infolgedessen  nicht  mehr  bis  zu  der 
Erwähnung  des  tak.  Erheblich  Neues  gewährt  aber  auch  die  erste 
dieser  beiden  Stellen  nicht.  Diese  ist,  um  dies  gleich  hier  zu  er- 
w^ähnen,  auch  in  das  Christ  e  nre  cht  Jons  übergegangen,*)  wenn 
auch  einigermaßen  verkürzt  und  verändert;  aber  auch  jene  zweite 
Stelle  findet  sich  hier  eingestellt,  und  zwar  in  derselben  Fassung, 
welche  sie  in  den  FrpL.  zeigt,  während  zwar  nicht  diese  letztere, 
aber  doch  jene  erstere  Stelle,  noch  mehr  abgekürzt,  auch  in  des 
B.  Arni  isländisches  Christen  recht  übergegangen  ist.  ^) 

Unter  den  weltlichen  Gesetzbüchern  des  K.  Magnus  dagegen 
erwähnt  die  Järnsiöa  das  tak  nur  an  einer  einzigen  Stelle,  welche 
aus  den  GpL.  geschöpft  ist,  '')  so  daß  es  zweifelhaft  erscheint,  ob 
diese  so  völlig  isoliert  stehende  Erwähnung  desselben  nicht  etwa  auf 
ein  bloßes  Versehen  des  Bearbeiters  zurückzuführen  sei.  Nicht  viel 
anders  steht  die  Sache  auch  hinsichtlich  des  gemeinen  L  a  n  d  - 
rechtes.  Aus  den  GpL.  ist  in  dieses  die  Bestimmung  herüberge- 
kommen, daß  derjenige,  welcher  ein  Heerschiff  baut  und  sich  den 
Beamten  des  Königs  gegenüber  nicht  über  seine  Absichten  bei 
diesem  Baue  ausweist,  ein  tak  für  die  groiSe  Friedensbuße  bestellen 
müsse,  ^)  und  ist  dabei  für  unseren  Zw^eck  vollkommen  gleichgültig, 
daß  der  Betrag  dieser  Buße  vermöge  einer  inzwischen  erfolgten  all- 

^)  S  ve  rr  is  Kr  R.  92. 

2)  FrI)L.  III,  20.  •'^)  Sverris  KrR.  92;  vgl.  FrI)L.  III,  23. 

4)  Jons  KrR.  35;  vgl.  Fr])!..  III,  20. 

^)  Jons  KrR.  61  ;  vgl.  Fr{)L.  III,  23.  Arna  bps.  KrR.  29182. 

')  Jarns.,  I)jöfab.  3;  vgl.  GI)L.  254. 

^)  Landsl.,  Landvarnarb.  18;  vgl.  GI)L.  314. 
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gemeinen  Herabsetzung  nur  noch  13V3  Mark  beträgt,  während  der- 
selbe vordem  das  Dreifache,  also  40  Mark,  betragen  hatte.  Aus 
derselben  Quelle  ist  ferner  noch  eine  zweite  Stelle  herübergenommen 
worden,  welche  von  der  Bestellung  eines  tak  in  Diebstahlsfällen 
handelt,  ^)  und  zw^ar  dieselbe  Stelle,  welche  auch  bereits  in  die  Järn- 
sföa  aufgenommen  worden  war;  auf  diese  beiden  Stellen  beschränkt 
sich  aber  auch  alles,  was  das  Gesetzbuch  von  dem  prozessualischen 
tak  weiß,  während  dasselbe  im  übrigen  nur  noch  gestattet,  einen 
Schuldner,  welcher  nicht  etwa  durch  völHg  unverschuldete  Unglücks- 
fälle zahlungsunfähig  geworden  ist,  in  Haft  zu  nehmen  und  zum 
Ding  zu  führen,  wo  er  dann  zunächst  seinen  Verwandten  zur  Aus- 
lösung anzubieten,  eventuell  aber  zum  Abverdienen  seiner  Schuld 
durch  eigene  Arbeit  zu  verurteilen  ist,  '■^)  letzteres  eine  Bestimmung, 
welche  einerseits  an  das  alte  „bjööa  sik  själfan  i  tak",  andererseits 
aber  auch  an  die  alte  Schuldknechtschaft  anknüpft.  ^)  Außerdem 
kommt  aber  noch  in  Frage,  wie  weit  das  gemeine  Landrecht  etwa 
auch  noch  das  heimildartak  kenne.  In  dieser  Richtung  kommen  nur 
zwei  Stellen  in  Betracht,  von  welchen  die  eine  schon  früher  einläßlich 
besprochen  wurde.  Dieselbe  erwähnt  aus  Anlaß  der  Diebstahlsklage 
das  „reyna  heimildartaku"  des  Beklagten,  ^)  und  wurde  oben  bereits 
dargetan,  daß  in  ihr,  ganz  wie  in  der  ihr  zugrunde  liegenden  Stelle 
der  GpL.  und  der  Järnsiöa,  unter  der  heimildartaka  nur  der  Erwerb 
eines  gesicherten  Rechtstitels  zu  verstehen  und  somit  an  das  heimild- 
artak des  Stadtrechtes  nicht  zu  denken  sei.  Die  zweite  Stelle  ist 
dagegen  aus  dem  älteren  Stadtrechte  entlehnt,''')  und  hat  aus  diesem 
zunächst  den  Satz  bezogen,  daß  beim  Kaufe  bestimmter  Gegenstände 
der  Abschluß  „meö  vättum,  ok  meö  handsölum,  ok  meö  heimildar- 
tökum''  zu  erfolgen  habe,  wobei  freilich  eine  Hs.  die  letzteren  Worte 
ausläßt;  hinterher  folgt  sodann  aber  auch  noch  der  weitere  Satz, 
daß  auch  beim  Kaufe  von  Waren  ganz  anderer  Art  der  Verkäufer, 
wenn  deren  Beschaffenheit  vom  Käufer  beanstandet  wird,  „sina 
heimildartoku",  oder  nach  anderen  Hss.  „sin  heimildartaka",  „sinn 
heimildarmann",  „sinnar  heimildataku  mann"  u.  dgl.  vorlegen,  bzw. 
vorführen  solle.    Die  zweite  Hälfte  dieser  letzteren  Stelle,  welche 


^)  Lands!.,  |)jöfab.  4;  vgl.  G|)L.  254. 
^)  Landsl.,  Kaupab.  5. 

^)  vgl.  meine  Abhandlung  über  ,,Die  Schuldknechtschaft  nach  altnordischem 
Rechte",  S.  32-33- 

Landsl.,  |)jöfab.  4;  vgl.  G|)L.  254  und  Järns.,  J)jöfab,  3. 
^)  Landsl.,  Kaupab.  10;  vgl.  BjarkR.  III,  iio,  aber  auch  108  und  107. 
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nicht  direkt  aus  dem  älteren  Stadtrechte  genommen  ist,  soweit  uns 
dieses  vorHegt,  braucht  den  Ausdruck  sichtlich  ebenfalls  nur  im  Sinne 
eines  legalen  Ervverbstitels,  wenn  man  „si'na  heimildartaku",  oder  im 
Sinne  eines  Gewährsmannes,  wenn  man  „sinn  heimildarmann"  oder 
„sinnar  heimildartoku  mann"  liest,  und  ist  demnach  die  Lesart  „sinn 
heimildartaka"  doch  wohl  als  eine  verderbte  zu  betrachten,  welcher 
eine  Verwechslung  des  heimildartaki  mit  dem  heimildarmaör  zu- 
grunde liegen  mochte;  in  die  erste  Hälfte  der  Stelle  aber  scheint 
der  Ausdruck  wohl  nur  durch  ein  Versehen  hereingekommen  zu 
sein,  indem  man  bei  dem  Ausschreiben  der  gebrauchten  Vorlage 
mehr  mit  herübernahm  als  man  hätte  herübernehmen  sollen.  —  Ganz 
anders  steht  dagegen  die  Sache  im  n  e  u  e  r  e  n  S  t  a  d  t  r  e  c  h  t  e.  In 
diesem  tritt  zunächst  das  heimildartak  ganz  in  derselben  Weise 
auf  wie  im  älteren  Stadtrechte,  nur  daß  die  betreffenden  Bestim- 
mungen in  einzelnen  Beziehungen  noch  ausführlicher  und  noch  be- 
stimmter gefaßt  sind,  wobei  freilich  nicht  übersehen  werden  darf, 
daß  uns  der  einschlägige  Teil  dieses  älteren  Stadtrechtes  nicht  in 
seinem  Originaltexte  erhalten  ist,  sondern  nur  in  zwei  voneinander 
unabhängigen  Auszügen,  so  daß  die  Möglichkeit  besteht,  daß  auch 
jene  Bestimmungen,  welche  das  neuere  Stadtrecht  vor  dem  älteren 
vorauszuhaben  scheint,  dennoch  auch  schon  in  dem  letzteren  ent- 
halten gewesen  sein  könnten  und  nur  in  die  beiden  Auszüge  aus 
demselben  nicht  aufgenommen  worden  wären.  Das  neuere  Stadt- 
recht enthält  aber  zunächst  die  Regel :  ^)  „nü  skal  nefna  gripi  ]jä  alla, 
er  heimildartaki  skal  fylgja;  ef  maör  kaupir  hüs  at  manne,  eöa  skip 
|3at  er  haft  er,  eöa  ceyri  ä  skapte,  eöa  spjöt,  eöa  sverö  meö  umgjerö, 
|iat  er  haft  er,  klaeöi  öll  skoren,  katlar  haföir,  ok  öU  l)au  vopn,  er  hofö 
ero,  hestar  aller  ok  yxn  tamöir,  ok  aller  ]jeir  gripir,  er  haföir  ero", 
wobei  ich  bemerke,  daß  als  „hofö"  die  bereits  gebrauchten  Gegen- 
stände gegenüber  den  neuen  und  noch  ungebrauchten  bezeichnet 
werden,  wie  denn  bereits  in  den  GpL.  „vopn  |)au  er  hofö  ero"  er- 
wähnt werden,-)  und  eine  für  Björgvin  am  9.  Februar  1302  erlassene 
Verordnung  in  ihrem  §  9  „forn  klseöir  borin,  ok  annat  fornt  kram 
ok  haft"  nennt.  An  diesen  Satz,  von  welchem  das  ältere  Stadtrecht 
nichts  weiß,  schließt  sich  indessen  sofort  die  fast  wörtlich  aus  dem- 
selben entlehnte  weitere  Vorschrift  an :  „en  hvarvxtna  |>ar  sem  menn 


^)  neuerer  BjarkR.  Kau  p  ab.  6.  ^)  GJjL.  223. 

^)  Norges  gamle  Love,  III,  13/43;  vgl.  auch  Fritzner,  s.  v.  hafa.  Nr.  16 
(I,  S.  679,  ed.  2). 
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skiptazt  viö  gripum  eöa  hüsum,  l^ä  skal  kaupa  meö  vättom  2  eöa 
fleirum,  ok  meö  handsolum  ok  meö  heimildartokum" ;  ^)  der  neue 
Zusatz  verändert  demnach  nichts  an  dem  geltenden  Rechte,  sondern 
erläutert  dieses  nur  in  etwas  eingehenderer  Ausführung,  und  er 
könnte  somit  ganz  wohl  auch  bereits  in  dem  älteren  Rechtsbuche 
enthalten  gewesen  sein,  wie  denn  in  der  Tat  der  in  diesem  letzteren 
gebrauchte  Ausdruck  „vara  öll  ny  ok  ünotin,  hvärt  sem  [iat  er  1 
väpnum  öUum  nyjum  ok  ünotnum,  eöa  er  |»at  i  annarri  vöru"  den 
Gegensatz  der  „vopn  er  höfö  ero"  geradezu  voraussetzt.  Neu  ist 
demnach  insoweit  im  Grunde  nur  die  Weglassung  jeder  Bezugnahme 
auf  den  festarpenning  beim  Verfahren  beim  Verkaufe  von  unge- 
brauchten Waren,  und  scheint  demnach  dieses  Haftgeld,  wie  es  schon 
früher  nur  nützlich,  aber  nicht  notwendig  gewesen  war,  später  vollends 
außer  Gebrauch  gekommen  zu  sein.  Neu  ist  ferner  auch  die  nächst- 
folgende Bestimmung  im  neueren  Stadtrechte,  -)  welche  den  Vindi- 
kationsprozeß  in  der  Anwendung  auf  Waren  bespricht,  deren  Verkauf 
ein  heimildartak  bedarf.  Für  den  Fall,  da  jemand  eine  gebrauchte 
Sache  gekauft  hat,  bei  deren  Kauf  ein  Gewährsmann  beizuziehen 
war  (grip  haföan  |)ann  er  heimildartaki  er  til  nefndr;  die  Variante 
heimildartcekia,  d.  h.  heimildartekja  verändert  den  Sinn  nicht),  und 
welche  nun  ein  anderer  als  ihm  gestohlen  in  Anspruch  nimmt,  soll 
der  Besitzer  nach  dieser  Vorschrift  seinen  Gewährsmann  (heimildar- 
mann  sinn)  nennen  und  sich  auf  Urteil  und  Recht  berufen.  Gelingt 
es  ihm  nun,  seinen  Gewährsmann  (heimildarmaör)  an  der  Tagfahrt 
zu  stellen,  so  ist  er  damit  der  Klage  entledigt  (|jä  er  hann  lauss  viö), 
was  doch  wohl  nur  dahin  zu  verstehen  ist,  daß  nunmehr  dieser  Ge- 
währsmann die  Verteidigung  übernehmen  muß,  falls  nicht  etwa  der 
Kläger  seine  Klage  sofort  fallen  läßt;  kann  er  dagegen  seinen  Ge- 
währsmann (heimildartaka ;  daneben  aber  die  Varianten  heimildartak 
und  heimildartaku  nicht  nur,  sondern  auch  heimildarmann)  nicht 
stellen,  so  hat  zunächst  der  Kläger  mit  zwei  Zeugen  zu  beschwören, 
daß  die  bestrittene  Sache  ihm  gehöre  und  von  ihm  nicht  ver- 
äußert worden  sei,  worauf  er  befugt  ist,  dieselbe  an  sich  zu  nehmen, 
während  der  Beklagte,  welcher  seinen  Gewährsmann  (heimildar- 
maör, heimildartaka)  nicht  zu  stellen  vermochte,  als  Dieb  behandelt 
wird,  wenn  er  sich  nicht  von  dem  V^erdachte  des  Diebstahls  mittels 
eines  Sechsereides  reinigt.    Endlich  wird  noch  beigefügt,  daß  der 


^)  vgl,  älterer  BjarkR.  III,  iio,  vgl.  III. 
^)  neuerer  BjarkR.,  Kaupab.  7. 
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Beklagte  auch   dem  Könige   und   der  Stadt  schlechterdings  dafür 
aufzukommen   hat,    wenn   er  seinen   Gewährsmann  (heimildartaka, 
heimildarmann)  nicht  zu  stellen  vermag,  wogegen  er  sich  seinerseits 
mit  seiner  Forderung  an  diesen  zu  halten  berechtigt  ist,  wenn  er  ihn 
hinterher  noch  zu  treffen  weiß;  letzteres  eine  Bestimmung,  welche 
auch  schon  im  älteren  Stadtrechte  ihre  Parallele  findet,  ^)  wenn  auch 
in  anderem  Zusammenhange,  wogegen  die  früher  gültige  Verschieden- 
heit der  Regelung  des  Sechsereides,  je  nachdem  die  Klage  durch 
ein  heimskviöarvitni  unterstützt  worden  war  oder  nicht,  im  neueren 
Rechte  beseitigt  erscheint.    Endlich  wird  im  jüngeren  Stadtrechte 
noch  ausdrücklich  ausgesprochen,  -)  daß  man  beim  Verkaufe  gewisser 
anderer,  zumal  neuer  und  ungebrauchter  Waren,  keiner  besonderen 
Gewährschaft  oder  Gewährsleute  (heimildartaka,  heimildartaki,  heim- 
ildarmaör)  bedürfe,  wie  dies  im  älteren  Rechte,  wenn  auch  mit  etwas 
anderen  Worten,  auch  schon  gesagt  worden  war;'^)  zweifelhaft  er- 
scheint indessen,  wie  es  zu  verstehen  sei,  wenn  hinterher  beim  Ver- 
kaufe von  Waren,  an  denen  sich  eine  Fälschung  (fals)  nachweisen 
läßt,   gesagt  wird,   daß  zunächst  der  Verkäufer,   auf  welchem  der 
Verdacht  ruht,   sein  Nichtwissen  um  die  Fälschung  mittels  eines 
Sechsereides  dartun  soll,  wenn  er  nicht  einer  Buße  von  mindestens 
13^/3  Mark  an  den  König  verfallen  will,*)  sodann  aber  „hafe  hverr 
sin  heimildartaka  (Variante :  heimildartaku)  til  l)ess  er  til  pröfs  kemr, 
ok  svare  sä  fyrir  fals,  er  at  lögum  ä  fyrir  at  svara".    Da  der  Anfang 
der  Stelle  nur  von  den  Käufen  handelt,  in  welchen  kein  heimildar- 
taki beizuziehen  war,  und  auch  die  Uberschrift  des  Paragraphen  nur 
von  solchen  Fällen  spricht,  wird  man  wohl  auch  die  hier  fraglichen 
W^orte  nur  auf  diese  Fälle  beziehen  dürfen,  wie  denn  auch  der  Be- 
griff des  fals   gerade  in   derartigen  Fällen   am   ersten  zurn  Zuge 
kommen  konnte,  wie  z.  B.  dann,  wenn  reines  Gold  oder  Silber  ver- 
kauft, aber  unreines  geliefert  wurde,  oder  wenn  bei  W^aren,  die  in 
Fässern,  Körben,  Säcken  u.  dgl.  verkauft  wurden,  das  Innere  nicht 
dem  Äußeren  entsprach,  ^)  vielmehr  etwa  Sand   und  Schmutz  für 
Mehl  oder  Butter  geHefert  wurde ;  ^)  bei  einer  solchen  Auslegung 
müßte  man  dann  aber  unter  dem  heimildartaki  nicht,  wie  dies  dem 
sonstigen  Sprachgebrauche  entspricht  und  auch  noch  am  Anfange 


1)  älterer  BjarkR.  III,  III. 

2)  neuerer  BjarkR.,  Kaupab.  8.  ^)  älterer  BjarkR.  III,  III. 

vgl.  hierzu  auch  neuerer  B  j  a  r  k  R.  K  a  up  a  b.  4.  vgl.  ebenda,  5. 

^)  vgl.  G{)L.  40  und  älterer  BjarkR.  III,  107. 
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unserer  Stelle  selbst  der  Fall  ist,  einen  beim  Kaufsabschlusse  beige- 
zogenen dritten  Gewährsmann  verstehen,  sondern  den  Verkäufer 
selbst,  welcher  sonst  vermöge  der  von  ihm  zu  leistenden  Gewähr- 
schaft als  heimildarmaör  bezeichnet  zu  werden  pflegt.  Glaubt  man 
dagegen  unter  dem  heimildartaki  am  Schlüsse  unserer  Stelle  ebenso 
wie  anderwärts  den  dritten  Gewährsmann  verstehen  zu  sollen,  also 
den  „vin"  der  schwedischen  und  isländischen  Rechte,  so  muß  man 
ein  Zurückgreifen  der  Stelle  auf  den  im  vorangehenden  Paragraphen 
besprochenen  Fall  eines  Verkaufes  mit  Beiziehung  eines  dritten  Ge- 
währsmannes annehmen,  was  doch  im  höchsten  Grade  gezwungen 
wäre,  und  überdies  zur  Ausdehnung  des  Begriffes  des  fals,  welcher 
sonst  nur  auf  den  Verkauf  fungibler  Sachen,  und  zumal  auf  den  Ver- 
kauf nach  Maß  und  Gewicht  Anwendung  zu  finden  pflegt,  auf  den 
Verkauf  individuell  bestimmter  Sachen  nötigen  würde.  Auffälliger 
noch  wird  die  Sache,  wenn  wir  uns  daran  erinnern,  daß  uns  genau 
dieselbe  Schwierigkeit  auch  bereits  an  einer  entsprechenden  Stelle 
des  Landrechtes  aufgestoßen  ist.  ^)  So  wird  man  wohl  die  in  bezug 
auf  diese  letzterer  Stelle  vorgeschlagene  Erklärung  auch  auf  das 
jüngere  Stadtrecht  herüberbeziehen,  und  annehmen  müssen,  daß  hier 
wie  dort  eine  irrtümliche  Vermischung  des  älteren  und  jüngeren, 
und  allenfalls  auch  des  landrechtlichen  und  stadtrechtlichen  Sprach- 
gebrauches stattgefunden  habe,  indem  man  das  heimildartak  oder  die 
heimildartaka  im  älteren  und  landrechtlichen  Sinne  mit  dem  heimildar- 
tak im  neueren  und  stadtrechtlichen  Sinne  verwechselte,  also  den 
Erwerb  eines  legalen  Rechtstitels  mit  der  Übernahme  einer  Gewähr- 
schaft durch  einen  dritten  Garanten,  oder  allenfalls  auch  diesen 
Garanten  (heimildartaki)  mit  dem  Verkäufer  als  Gewährsmann 
(heimildarmaör)  zusammenwarf.  Mag  sein,  daß  die  Verwirrung  zu- 
erst in  das  Landrecht  durch  ungeschickte  Benutzung  staatsrechtlicher 
Quellen  neben  landrechtlichen  hereinkam,  und  daß  dann  dessen  Text 
wieder  auf  das  neuere  Stadtrecht  herüberwirkte.  Etwas  anders  ver- 
hält es  sich  endlich  mit  einer  letzten  Stelle,  an  welcher  das  neuere 
Stadtrecht  des  heimildartak  Erwähnung  tut,  '■^)  nämlich  an  jener  auf 
die  Vindikation  gestohlener  Sachen  bezüglichen  Stelle,  welche  das 
gemeine  Landrecht  aus  den  älteren  G\)h.  entlehnt  hatte,  und  welche 
sodann  aus  ihm  wieder  in  das  gemeine  Stadtrecht  überging.  Während 
am  Eingange  der  Stelle,  welche  der  Berufung  des  Beklagten  auf 


^)  Landsl.,  Kaupab.  I  c. 

2)  neuerer  BjarkR.  |)jöfab.  7;  vgl.  Landsl.,  {)jöfab.  4  und  Gt)L.  254. 
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seinem  Gewähren  gedenkt,  die  Lesart  der  OpL. :  „en  hann  venesk 
heimildarmanne"  im  Landrechte  noch  von  der  überwiegenden  Mehr- 
zahl der  Hss.  festgehalten,  und  nur  ganz  vereinzelt  durch  die  Lesung 
„heimildartaki"  oder  „heimildartaku"  ersetzt  wird,  setzt  das  neuere 
Stadtrecht  dafür  frischweg  ein:  „en  hann  venizt  heimildartaka".  Es 
läßt  ferner  zu  der  anberaumten  Tagfahrt  den  „heimildartaki"  des  Be- 
klagten laden,  wovon  jene  beiden  älteren  Quellen  nichts  wissen. 
Endlich  wenn  die  G[)L.  hinterher  von  einem  „reyna  heimildartaka 
(lies:  heimildartaku)  hans"  sprechen,  und  ebenso  das  gemeine  Land- 
recht von  einem  „roeyna  heimildartaku  hins'',  wird  hier  diese  letztere 
Lesart  festgehalten,  jedoch  offenbar  in  geändertem  Sinne.  Es  hat 
somit  das  neuere  Stadtrecht,  wie  oben  schon  gelegentlich  zu  be- 
merken gewesen  war,  den  noch  auf  der  älteren  Terminologie  fußen- 
den Text  des  gemeinen  Landrechtes  bewußt  im  Sinne  der  neueren, 
stadtrechtlichen  Terminologie  umgearbeitet,  und  damit  in  eine  Stelle, 
welche  ursprünglich  nur  von  der  Gewährschaft  gesprochen  hatte,  die 
der  Verkäufer  seinem  Käufer  zu  leisten  hatte,  das  ausschließlich  dem 
Stadtrechte  bekannte  Institut  des  heimildartaki  als  eines  dritten 
Garanten  hereingebracht.  Die  mehrfachen  Korruptelen  aber,  welche 
in  einzelnen  Hss.  der  landrechtlichen  Quellen  zu  bemerken  sind,  geben 
lediglich  von  der  Verwirrung  Zeugnis,  welche  die  Abweichung  des 
stadtrechtlichen  Sprachgebrauches  vom  landrechtlichen  hervorge- 
rufen hat. 

Aber  auch  das  prozessualische  tak  hat  sich  im  neueren 
Stadtrechte  noch  in  voller  Geltung  erhalten.  Ganz  allgemein  wird 
wird  zunächst  der  Satz  ausgesprochen,  ^)  daß  der  Gläubiger,  wo 
immer  der  Schuldner  die  Schuld  nicht  zugesteht,  „|iä  aesti  hann  taks 
ok  stefnu  (Variante :  til  stefnu)  ok  lagaorskuröar" ;  da  in  den  nächst- 
folgenden Worten  ein  anderes  Verfahren  für  den  Fall  vorgeschrieben 
vv'ird,  da  der  Schuldner  geständig,  oder  doch  die  Schuld  durch  Zeugen 
erweisbar,  oder  allenfalls  auch  dem  Kläger  bereits  durch  den  Lög- 
mann zuerkannt  worden  ist,  erhellt  sofort,  daß  jenes  Begehren  eines 
tak  sich  nur  auf  die  Fälle,  aber  auch  auf  alle  die  Fälle  bezieht,  in 
welchen  es  sich  nicht  um  vitafe  handelt.  So  ist  es  demnach  nur  ein 
einzelner  Anwendungsfall  dieser  allgemeinen  Regel,  wenn  anderwärts 
derjenige,  welcher  eine  im  fremden  Besitze  befindliche  Erbschaft  in 
Anspruch  nimmt,  dahin  angewiesen  wird,  daß  er  deren  Besitzer  „tak 
setja  til  stefnu  ok  retts  rannsaks"  oder  „til  möts''  soll;-)  wenn  ferner 

^)  neuerer  BjarkR.  Kaupab.  lo.  -)  ebenda,  ErfÖat.  17. 
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von  dem  Käufer,  welcher  den  verkauften  Gegenstand  von  seinem 
Verkäufer  fordert,  gesagt  wird :  „|)ä  skal  hann  taksetja  hann,  ok  eiga 
stefnu  fyrir  lögmanne'' ;  ^)  oder  wenn,  es  speziell  von  dem  früheren 
Käufer  einer  Sache,  welche  der  Verkäufer  hinterher  an  einen  anderen 
verkauft  hat,  heißt,  er  solle  zunächst  die  Sache  vor  Zeugen  dem 
Verkäufer  abfordern,  dann  aber,  wenn  dies  nichts  nützt,  „takseti  hann 
til  stefnu,  ok  til  laga  örskuröar".  -)  Ebenso  wird  derjenige,  welcher 
ihm  gestohlenes  Gut  in  fremder  Hand  betrifft,  wenn  der  Besitzer 
sich  auf  einen  rechtmäßigen  Erwerbstitel  beruft,  zum  „sesta  taks 
fyrir  hann,  ok  svä  fyrir  fe  jiat  er  hann  kennir  ser"  angewiesen,  eine 
Stelle,  welche  durch  Vermittlung  der  Lanclslög  aus  den  GpL.  ge- 
flossen ist.  ^)  Wiederum  soll  der  Erbe  eines  Getöteten,  wenn  jemand 
sich  weigert  das  vfglysingarvitni  zu  erbringen,  denselben  „taksetja 
til  möts,  at  bera  sem  framast  veit  hann  efter  samvizku  sinni'' ;  ^) 
andererseits  soll  der  Erbe  des  Getöteten  aber  auch,  w^enn  eine  vfg- 
lysing  vorliegt,  denjenigen,  der  sich  als  Täter  bekannt  hat,  an  dem 
von  ihm  angegebenen  Wohnorte  aufsuchen,  und  wenn  er  nun  die 
Tat  leugnet,  „taksetja  [^ann  til  möts".  ^)  W^enn  sich  ferner  jemand 
erlaubt,  sein  Haus  auf  fremden  Grund  zu  setzen,  wobei  natürlich  nur 
an  Holzbauten  zu  denken  ist,  „jiä  skal  sä,  er  tuftir  ä,  taksetja  jiann 
man  til  sin,  en  hann  foere  ])at  tak  meö  logum,  ok  kome  til  räös  um 
morgunin  eftir,"  ^)  wobei  höchstens  die  Worte  „til  sin''  zweifelhaft 
sein  mögen,  welche  ich  indessen  auf  die  Wohnung  des  Beklagten 
beziehen  zu  sollen  glaube.  Von  dem  taksetja  wird  ferner  dem  gegen- 
über Gebrauch  gemacht,  der  sich  in  bezug  auf  die  Verwahrung  des 
Feuers  gegen  die  Stadtordnung  verfehlt,  ^)  sowie  auch  dem  gegen- 
über, welcher  unentschuldigt  dem .  Aufgebote  zum  Schififszuge  sich 
entzieht;  ^)  nicht  minder  aber  auch  gegenüber  dem,  der  in  der  Stadt 
ein  Kriegsschiff  baut,  und  sich  dadurch  dem  Verdachte  aussetzt,  eine 
Heerfahrt  unternehmen  zu  wollend In  allen  diesen  Fällen  trägt  die 
Sicherheitsbestellung  ganz  denselben  Charakter  wie  diejenige,  für 
welche  das  ältere  Recht  die  Bezeichnung  lagatak  braucht,  d.  h.  sie 
bezweckt  lediglich  eine  Gewähr  für  das  Erscheinen  des  Gegners  vor 
Gericht  oder  auch  vor  dem  Lögmanne,  der  ja  nunmehr  mit  einer 

^)  neuerer  BjarkR.  Kaupab.  5. 

^)  ebenda,  9.  e  b  e  n  d  a  ,  J)  j  ö  f  a  b.  7. 

Landsl.,  |)jöfab.  4;  GI)L.  254. 
^)  neuerer  BjarkR.  Mannh.  12.  ^)  ebenda. 

")  ebenda,  Boejarsk.  6.-  ^)  ebenda,  lo.  ")  ebenda,  17. 

ebenda,  Landvarnarb.  18. 
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eigenen  Gerichtsbarkeit  ausgestattet  ist;  die  Vorschriften  aber  über 
das  Verfahren,  welches  bei  dieser  Art  der  Sicherheitsbestellung  ein- 
gehalten ist,  sind  folgende :  ^)  Derjenige,  welcher  einen  anderen  um 
Sicherheitsbestellung  angehen  will  (er  aestir  mann  taks),  soll  sich  mit 
zwei  Zeugen,  welche  jedoch  mit  eigener  Wohnung  angesessen  sein 
müssen  (hüsfastir  menn),  zu  seinem  Gegner  begeben,  ihn  um  die 
Bestellung  der  Sicherheit  angehen,  und  ihm  zugleich  angeben,  wo  er 
diese  zu  bestellen  habe  (hvert  hann  skal  ftera  tak).  Dieser  Auf- 
forderung hat  der  Gegner  zu  entsprechen,  bei  Vermeidung  einer 
Buße  von  einer  Mark  Silbers  an  den  König,  welche  natürlich  weg- 
fällt, wenn  der  Kläger  etwa  unterlassen  hat,  den  Ort  zu  bezeichnen, 
an  welchem  die  Sicherheit  bestellt  werden  soll.  Der  Beklagte  hat 
dabei  drei  hausfeste  Männer  mit  sich  zu  nehmen,  nämlich  denjenigen, 
welcher  für  ihn  das  tak  übernehmen  will,  und  zwei  andere  Leute 
als  Zeugen,  bei  der  takfci  rzla;  bringt  er  aber  mehr  Leute  mit  sich, 
und  diese  machen  sich  in  Worten  oder  Werken  unnütz,  so  mag  der 
Kläger  durch  ößentlichem  Verruf  (lysfng)  den  Brauch  für  eine  Heim- 
suchung (heimsökn)  erklären,  was  dann  zur  Folge  hat,  daß  der  Be- 
klagte, welcher  die  Sicherheit  zu  bestellen  hat,  in  die  große  Friedens- 
buße von  isVs  Mark  Silbers  verfällt,  und  jeder  seiner  Begleiter  in 
eine  Buße  von  einer  Mark  Silbers.  Dabei  kann  der  Beweis  der 
Heimsuchung  durch  unansässige  Leute  ebensogut  geführt  werden  wie 
durch  ansässige ;  ein  Gegenbeweis  aber  wird  nur  in  der  Richtung 
zugelassen,  daß  der  Beklagte  darüber  Zeugen  erbringt,  daß  er  allen 
weiteren  Leuten  über  die  drei  gesetzlich  vorgeschriebenen  hinaus 
ausdrücklich  untersagt  habe,  ihm  zu  folgen.  Gelingt  dieser  Gegen- 
beweis, so  macht  er  natürlich  nur  den  Beklagten  selbst  von  der  Ent- 
richtung der  Buße  frei,  wogegen  die  Begleiter,  welche  sich  ihm  trotz 
seines  Verbotes  angeschlossen  haben,  nach  wie  vor  je  eine  Mark  für 
den  Kopf  zu  entrichten  haben;  ganz  dieselben  Regeln  gelten  aber 
auch  für  den  anderen  Fall,  da  der  Kläger  seinerseits  bei  der  Forde- 
rung der  Sicherheitsbestellung  eine  größere  als  die  gesetzlich  ihm 
gestattete  Begleitung  mitbringt.  Niemand  darf  sich  weigern,  beim 
Fordern  oder  Leisten  der  Sicherheit  als  Zeuge  mitzugehen,  wenn  er  anders 
ein  hausfester  Mann  ist,  und  wird  die  Weigerung  mit  einer  Unze  Silbers 
an  den  König  gebüßt.  \M11  aber  derjenige,  welcher  um  die  Sicherheits- 
bestellung angegangen  werden  soll,  sich  der  Anforderung  durch  die 
Flucht  entziehen,  so  mag  man  ihm  die  Forderung  androhen,  und  es  ge- 


neuerer  BjarkR.  Kaupab.  25. 
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nügt  die  Erklärung  der  beigezogenen  Zeugen,  daß  der  Fliehende  sie  hätte 
hören  können,  wenn  er  nur  gewollt  hätte.  Dasselbe  gilt  auch  dann, 
wenn  der  Mann  in  ein  Haus  flieht,  und  hier  wie  dort  gilt  die  Auf- 
forderung zur  Sicherheitsbestellung  selbst  dann  als  rechtsverbindlich, 
wenn  bei  derselben  der  Ort  nicht  angegeben  wurde,  an  welchem 
dieselbe  zu  erfolgen  habe ;  hier  wie  dort  verfällt  der  Beklagte  ferner 
einer  Buße  von  einer  Mark  Silbers  an  den  König,  wenn  er  ihr  nicht 
durch  Bestellung  des  tak  entspricht.  Doch  soll  man  niemanden 
„taksetja'',  d.  h.  um  Sicherheitsbestellung  angehen,  „si'öan  er  rinkt 
er  til  aptansöngs",  d.  h.  abends  nach  dem  Gebet  läuten,  es  sei  denn, 
daß  jemand  an  der  Abreise  stehe,  und  auch  in  diesem  Falle  muß 
die  Anforderung  wenigstens  noch  zeitig  genug  erfolgen,  um  dem 
Manne  noch  die  Möglichkeit  zu  belassen,  ein  tak  zu  erbringen;^)  für 
die  takfcerzla  selbst  aber  gilt  die  Regel,  daß  im  Sommer  nur  die 
Sonne  zu  entscheiden  habe,  im  Winter  dagegen  der  Tag  (söl  skal  um 
sumarsdag  räöa  takfoerzlum,  en  dagr  um  vetr).  Dieselbe  Regel  wird 
auch  bei  ganz  anderer  Gelegenheit  im  Landrechte  ausgesprochen,  -j 
sowie  auch  bei  zwei  verschiedenen  Gelegenheiten  in  der  Jönsbök;^) 
dieselbe  will  nicht  nur,  wie  Michelsen  annimmt,  ^)  besagen,  „daß  die 
Handlung  nicht  im  Dunkeln  vorgenommen  werden  solle,  sondern  sie 
wird  dahin  verstanden  werden  müssen,  daß  im  Winter  die  Handlung 
vorgenommen  werden  darf,  solange  das  Tageslicht  währt,  dagegen  im 
Sommer  nur  so  lange  als  die  Sonne  wirklich  bereits  am  Himmel  steht, 
wie  diese  Deutung  auch  von  Gr.  Fougner  Lundh  in  einer  Anmerkung 
zu  dieser  Stelle  bereits  angenommen  wurde. ^)  Das  „taksetja  mann  til 
stefnu  ok  til  lögmanns  örskuröar"  ist  übrigens  für  denjenigen,  welcher 
die  Sicherheitsbestellung  verlangt,  keineswegs  völlig  gefahrlos ;  ^)  er- 
langt nämlich  der  Kläger  vor  Gericht  nicht  ein  Urteil,  welches  ihm 
das  eingeklagte  Gut  zuspricht,  oder  doch  dem  Gegner  einen  Eid  auf- 
erlegt, so  hat  er  dem  Beklagten  die  durch  seine  grundlose  Klage  ver- 
anlaßten  Kosten  in  ihrem  doppelten  Betrage  zu  ersetzen,  und  überdies 
dem  Könige  mit  einer  Mark  Silbers  zu  büßen,  es  sei  denn,  daß  er 
mit  seiner  alleinigen  Hand  beschwöre,  daß  er  seine  Klage  in  gutem 
Glauben  gestellt  habe.  —  Im  Bisherigen  war  immer  nur  von  einer 

^)  neueres  Stadtrecht,  Kaupab.  l6.  ^)  Lands!.,  Landabrb.  47 

^)  Jönsbök,  Framfcerzlub.  7;  Landsleigub.  45. 
^)  Altnordisches  Armenrecht,  S.  167,  i\nm.  84  (in  Falcks  Eranien,  I,  2). 
Bergens  gamle  Bylov  (1829),  S.  117. 

neuerer  BjarkR.  Kaupab.  24;  die  Parallelstelle,  L  a  n  d  s  1.,  K  a  u  p  a  b.  8 
spricht  nur  von  einer  stefna,  nicht  taksetuing. 


574 


Abschnitt  III.    Das  tak. 


Sicherheitsbestellung  für  die  Stellung  des  Beklagten  vor  Gericht  die 
Rede;  es  kann  aber  unter  Umständen  eine  solche  auch  in  Bezug 
auf  einzelne  Abschnitte  des  gerichtlichen  Verfahrens 
als  solche  begehrt  werden.  So  kann  z.  B.  die  Bestellung  eines  tak 
begehrt  werden,  wenn  ein  Streitteil  von  dem  lög|)fng,  an  welchem 
ein  Urteil  gesprochen  wurde,  den  Zug  an  das  nächste  lög])fng 
nehmen  will,  ^)  oder  wenn  der  Zug  an  das  lög|)ing  darum  genommen 
wird,  weil  der  Gegner  vor  dem  Lögmanne  oder  Schultheißen  (gjald- 
keri)  nicht  erschienen  war;^)  in  gewissem  Sinne  läßt  sich  aber  auch 
das  brautartak  wieder  unter  diesen  Gesichtspunkt  bringen,  welches 
im  jüngeren  Stadtrechte  noch  einmal  erwähnt  wird. Es  wird 
nämlich  gesagt,  daß  beim  Angehen  einer  Person  um  ein  „tak  til 
laga  örskuröar"  wohl  zu  überlegen  sei,  ob  die  betreffende  Rechtssache 
vor  das  Stadtgericht  oder  vor  das  Landgericht  gehöre ;  im  letzteren 
Falle  hat  der  Beklagte  zunächst  nur  ein  „brautartak  til  heimilis  sins" 
zu  bestellen,  und  gilt  dabei  die  Regel:  „skal  bü  hans  varöa  taki 
fyrir  hann",  wogegen  der  Kläger  seine  Klage  an  das  Landgericht 
zu  bringen  hat.  Endlich  kommt  aber  auch  noch  ein  fjärtak  vor, 
wie  im  älteren  Stadtrechte.  Hat  jemand  von  einem  anderen  vitafe 
zu  fordern,  zu  welchem  unter  anderem  auch  alles  gerichtlich  zu- 
erkannte Gut  gehört,  so  soll  er  zunächst  vor  zwei  hausfesten  Männern 
als  Zeugen  seine  „krafa"  an  den  Schuldner  richten,  verweigert 
dieser  daraufhin  die  Zahlung,  so  soll  der  Kläger  von  ihm  ein 
fjärtak  verlangen,  und  ihm  den  Ort  bezeichnen,  an  welchem  er 
dieses  zu  bestellen  hat.  Bestellt  der  Schuldner  nun  das  tak 
nicht,  so  hat  er  dafür  eine  Mark  Silber  an  den  König  zu  büßen; 
bestellt  er  es  dagegen,  und  übernimmt  jemand  für  ihn  das  tak, 
so  hat  dies  in  der  Weise  zu  geschehen,  daß  dieser  letztere 
sich  verpflichtet,  die  Zahlung  am  nächsten  Morgen  zu  leisten, 
ehe  man  noch  in  der  Hauptkirche  zur  Messe  läutet.  Wird  nun 
am  nächsten  Tage  nicht  bezahlt,  ehe  man  zur  Messe  läutet,  so 
soll  der  Gläubiger  sofort  nach  der  Messe  mit  einer  krafa  gegen 
den  Übernehmer  des  tak  vorgehen,  und  zwar  gleichviel,  ob  er  ihn 
zuhause  trifit  oder  nicht;  zahlt  er  jetzt,  oder  zahlt  ein  anderer  für 

^)  neuerer  B  j  a  r  k  R.,  J)  f  n  g  s  k  b.  5;  in  der  entsprechenden  Stelle  der  Land  s- 
lög,  6  wird  die  taksetm'ng  nicht  erwähnt. 

neuerer  B  j  a  r  k  R.,  |)  1  n  g  s  k  b.  6;  in  denLandsl.  12  ist  wieder  von  keiner 
taksetm'ng  die  Rede.  neuerer  BjarkR.,  Kaupab.  24;  vgl,  FrJ)L.  X,  31. 

neuerer  BjarkR.,  Kaupab.  12;  einen  einzelnen  Anwendungsfall  sielie 
ebenda,  5. 
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ihn,  so  hat  es  dabei  sein  Bewenden,  zahlt  er  aber  auch  jetzt  nicht, 
so  iiat  der  Kläger  die  Nichtzahlung  mittelst  einer  lysing  für  „rän'' 
zu  erklären,  und  ein  „tak  til  möts"  zu  begehren,  wiederum  gleich- 
viel, ob  der  Übernehmer  des  fjärtak  anwesend  ist  oder  nicht.  Bleibt 
nun  der  Übernehmer  des  fjärtak  auch  am  möt  aus,  so  hat  der 
Kläger  durch  seine  Zeugen  die  Übernahme  des  fjärtak  durch  den 
Gegner,  dann  die  nachfolgende  krafa,  die  lysing  des  rän  und  die 
Forderung  des  tak  zu  beweisen,  und  wenn  dieser  Beweis  ihm  ge- 
lingt, verfällt  der  Übernehmer  des  fjärtak  einer  Buße  von  einer  Mark 
Silbers  an  den  König ;  der  Kläger  aber  kann  sofort  auf  Vollstreckung 
der  Exekution  gegen  ihn  dringen,  und  erhält  derselbe  zufolge  der- 
selben den  Beitrag  seiner  Forderung  und  der  verwirkten  Geldbuße, 
während  ein  zweiter,  gleich  hoher  Betrag  zwischen  König  und 
Bürgerschaft  zu  verteilen  kommt.  Die  Weigerung,  an  der  Exekution 
hilfreichen  Anteil  zu  nehmen,  dann  aber  auch  der  gewaltsame 
Widerstand  gegen  die  Exekution,  wird  in  diesem  Falle  ganz  wie  in 
allen  anderen  Fällen  einer  gewaltsamen  Exekution  bestraft;  sehr  er- 
hebliche Bestimmungen  trägt  aber  noch  eine  sofort  folgende  Stelle 
nach.  ^)  Dieselbe  erklärt  zunächst,  daß,  wo  immer  jemand,  der  ein 
Haus  in  der  Stadt  oder  ein  Schiff  am  Land  besitzt,  für  einen  anderen 
ein  fjärtak  übernimmt,  dies  nicht  für  einen  höheren  Wert  geschehen 
dürfe,  als  welchen  sein  Haus  oder  Schiff  habe,  und  daß  somit  für 
das  große  Friedensgeld  von  13V3  Mark  nur  derjenige  ein  tak  über- 
nehmen dürfe,  der  in  Häusern,  Schiffen,  oder  wie  hier  inkonsequent 
beigefügt  wird,  in  Fahrhabe,  einen  entsprechenden  Wert  besitze;  als 
Grund  der  Bestimmung  wird  aber  sofort  beigefügt,  daß  ja  der  Über- 
nehmer des  tak  verpflichtet  erscheine,  alles  das  zu  bezahlen,  was  der 
Beklagte  selbst  zu  bezahlen  hätte,  wenn  er  sich  nicht  der  Zahlung 
durch  die  Flucht  entzogen  hätte,  —  letzteres  ein  Beisatz,  der  uns 
nicht  zu  dem  Schlüsse  verleiten  darf,  daß  der  Übernehmer  des  fjär- 
tak nur  unter  der  Voraussetzung  für  die  Schuld  einzustehen  gehabt 
habe,  daß  der  Schuldner  seinerseits  flüchtig  ging,  da  jeder  Kläger 
nach  dem  Vorhergehenden  sich  unter  allen  Umständen  sofort  an 
ihn  zu  halten  berechtigt  war,  natürlich  unbeschadet  seines  Rechtes, 
nach  eigener  Wahl  sich  auch  an  seinen  ursprünglichen  Schuldner 
halten  zu  dürfen,  und  unbeschadet  auch  des  Regresses,  welchen  der 
zahlende  Bürge  hinterher  seinerseits  gegen  den  Schuldner  nehmen 
mochte.    An  einer  anderen  Stelle  wird  uns  gesagt,^)  daß  derjenige, 


^)  neuerer  BjarkR.,  Kaupab.  13. 


^)  ebenda,  25. 
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welcher  für  einen  anderen  ein  fjärtak  übernimmt,  ohne  ein  Haus 
oder  Schiff  in  der  Stadt  zu  besitzen,   während  er  doch  ein  solches 
zu  besitzen  vorgibt,  dem  König  bußfällig  werde,  und  ebenso  der- 
jenige, welcher  einen  solchen  das  tak  für  sich  übernehmen  läßt, 
falls  dieser  letztere  nicht  etwa  durch  einen  Eid  darüber  sich  frei 
machen  kann,  daß  er  auch  seinerseits  durch  jenen  Dritten  getäuscht 
worden  sei.    Wir  sehen  aus  beiden  Stellen,  daß  nach  dem  neueren 
Stadtrechte  noch  ebenso  wie  nach  den  älteren  Provinzialrechten  der 
Besitz  eines  bestimmten  Vermögens  als  Voraussetzung  der  Zulassung 
zur  Übernahme  des  tak  galt,  und  wenn  zwar  das  Stadtrecht  diesen 
Satz  nur  in  Bezug  auf  das  fjärtak  ausdrücklich  ausspricht,  so  muß 
er  doch  auch  für  das  tak  til  möts  usw.  ganz  gleichmäßig  gegolten 
haben;  nicht  nur  sprechen  ihn  die  Provinzialrechte  ausdrücklich  be- 
züglich des  lagatak  aus,   sondern   auch  unser  jüngeres  Stadtrecht 
selbst  sagt  ganz  allgemein:^)  „svä  skal  kona  ganga  i  tak  fyrir  mann, 
sem  karlmaör,  ef  hon  ä  hüs  i  boe  värom'',  ohne  daß  dabei  zwischen 
den  verschiedenen  Arten  des  tak  unterschieden  würde.  Beachtens- 
wert ist  dabei,  daß  das  neuere  Stadtrecht  den  Besitz  eines  Hauses 
und  eines  Schiffes  alternativ  nennt,  während  die  FrpL.  nur  von  dem 
Besitze   eines  Hauses   und  die  GpL.  nur  von   dem  Besitze  eines 
Schiffes  reden;  man  wird  daraus  schließen  dürfen,  daß  doch  wohl 
auch  in  den  Provinzialrechten  diese  Angaben  nur  exemplifikativ  ge- 
meint sein  werden,   sodaß  diese  im  Grunde  völlig  mit  unserem 
Stadtrechte  übereinstimmen.    Endlich  ist  auch  nicht  zu  übersehen, 
daß  das  Stadtrecht   neben  die   allgemeine  Forderung,  des  Besitzes 
von  Haus  oder  Schiff  noch  die  spezielle  Bedingung  stellt,  daß  der 
Wert  dieses  Besitzes  in  jedem  einzelnen  Falle  den  Wert  des  Klag- 
anspruches decken  müsse ;  damit  wird  eine  Regel  aufgestellt,  welche 
auch  schon  die  FrpL.  bezüglich  des  Übernehmers  eines  tak  für  einen 
anderen   ausgesprochen   hatten,    und   wird   man  somit  annehmen 
dürfen,  daß  auch  sie  bereits  den  Gf)L.  gleichmäßig  bekannt  gewesen 
sein  werde,  obwohl  sie  in  diesen  nicht  ausdrücklich  erwähnt  wird. 
Man  wird   sich  sogar  daran  erinnern   dürfen,   daß  die  GI)L.  von 
einem  des  Heerwerks  Verdächtigen  ausdrücklich  die  Bestellung  einer 
Sicherheit  „fyrir  40  marka  tak"  fordern,  -)  während  das  neuere  Stadt- 
recht gerade  aus  Anlaß  der  Regel,  daß  niemand  ein  tak  übernehmen 
dürfe  in  einer  Sache,  deren  Wert  sein  eigenes  Vermögen  übersteige, 
Klagen  als  Beispiel  anführt,'^)  welche  auf  den  Betrag  von  13^/3  Mark 

^)  neuerer  BjarkR.,  Kaupab.  26.  ^)  GJ)L.  314, 

^)  neueres  Stadtrecht,  Kaupab.  13, 
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gehen,  auf  welchen  Betrag  das  alte  Friedensgeld  von  40  Mark  durch 
K.  Häkon  gamh  herabgesetzt  worden  war;^)  offenbar  wollte  auch 
in  den  GpL.  bereits  angedeutet  werden,  daß  das  Vermögen  des- 
jenigen, welcher  das  tak  bestellte,  unter  Umständen  groß  genug 
sein  mußte,  um  den  vollen  Betrag  der  in  Frage  stehenden  Zah- 
lungen decken  zu  können.  Weiterhin  bemerkt  aber  die  Stelle,  von 
welcher  wir  ausgegangen  sind,  -)  noch,  daß  man  in  allen  Klagen 
„um  vitafe"  ein  fjärtak  der  eben  bezeichneten  Art  zu  bestellen  habe, 
bei  Strafe  einer  Mark  Silbers  an  den  König,  es  wäre  denn,  daß 
der  Angeforderte  vor  Zeugen  selber  das  tak  übernehme  (at  hann 
gange  seälfr  f  tak  meö  vitnum).  Will  aber  dieser  letztere  Weg  be- 
schritten werden,  so  soll  der  Beklagte  dem  Kläger  in  dessen  Heimat 
folgen,  wozu  er  nötigenfalls  gezwungen  werden  kann;  je  nach  Be- 
lieben mag  ihn  der  Kläger  in  das  städtische  Arresthaus  (rannsakshüs) 
abführen  lassen  oder  nicht,  jedenfalls  aber  hat  er  ihn  am  nächsten 
Morgen  ungefesselt  vor  das  möt  zu  stellen.  Besitzt  nun  der  Be- 
klagte genügendes  Gut  in  der  Stadt,  um  seine  Schuld  bezahlen  zu 
können,  und  will  er  nur  nicht  zahlen,  so  mag  der  Kläger  gegen  ihn 
Exekution  verlangen  wie  sonst;  besitzt  derselbe  aber  nicht  hin- 
reichendes Vermögen,  so  soll  ihn  der  Kläger  zunächst  seinen  Ver- 
wandten zur  Auflösung  um  den  Betrag  der  Schuld  anbieten,  wenn 
auch  dieser  Versuch  nicht  zum  Ziele  führt,  so  soll  der  Schuldner,  wenn 
er  anders  arbeitsfähig  ist,  am  möt  verurteilt  werden,  seine  Schuld 
durch  seine  eigene  Arbeit  abzuverdienen,  es  sei  denn,  daß  er  bisher 
untadelig  gelebt  habe,  und  lediglich  durch  Schilfbruch,  Brand  oder 
andere  schwere  Unglücksfälle  um  das  Seinige  gekommen  sei,  welchen - 
falls  der  Kläger  sich  mit  seinem  eidlichen  Versprechen  zu  begnügen 
hat,  zahlen  zu  wollen,  sobald  er  wieder  zu  Mitteln  gelange.  Die 
Arbeit  ist  der  Verurteilte  jedoch  berechtigt  sich  selber  zu  suchen,  wo 
er  sie  findet,  und  an  eine  Verurteilung  zur  Schuldknechtschaft  ist 
somit  bei  dieser  Eventualität  nicht  zu  denken;  doch  darf  er  sich 
seiner  Verpflichtung  nicht  durch  die  Flucht  entziehen,  bei  Ver- 
meidung der  Rechtlosigkeit,  welche  ihm  indessen  auch  in  Gnaden 
erlassen  werden  kann,  wenn  die  Umstände  danach  angetan  zu  sein 
scheinen.  Will  endlich  der  Beklagte,  wenn  er  um  die  Bestellung 
eines  fjärtak  angegangen  wird,  sich  diesem  nicht  selbst  unterwerfen, 
während  er  doch  auch  keinen  Dritten  zu  stellen  vermag,  welcher 


1)  Landsl.,  Rettarb.  I. 
^)  neuerer  BjarkR.,  Kaupab. 
Maurer,  Altnordisches  Pfandrecht. 
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dasselbe  für  ihn  zu  übernehmen  bereit  ist,  so  soll  ihn  der  Kläger 
unter  Zuziehung  von  Zeugen  nach  drei  Höfen  führen,  und  hier  an- 
fragen, ob  niemand  das  tak  für  ihn  übernehmen  wolle,  sodann  aber 
ihn  in  das  Arresthaus  abliefern  oder  selber  gefangen  halten,  wie 
oben  bemerkt.  Für  einen  besonderen  Fall  gilt  sodann  noch  eine 
eigentümliche  Vorschrift.  ^)  Hinsichtlich  der  eigenen  Dienstleute 
eines  Hausherrn  wird  nämlich  bestimmt,  daß  für  sie  der  Hausherr 
selbst  das  tak  zu  übernehmen  hat,  wenn  es  von  ihm  begehrt  wird ; 
läuft  dann  der  Dienstmann  davon,  so  hat  natürlich  der  Hausherr 
für  dessen  Schuld  einzustehen,  wie  er  dies  selber  zu  tun  hätte.  Will 
der  Hausherr  aber  das  tak  nicht  übernehmen,  so  hat  er  den  Mann 
dem  gjaldkeri  zu  übergeben,  damit  er  ihn  bis  zum  nächsten  Morgen 
im  Arresthause  verwahrt  halten  lasse.  —  Zum  Schlüsse  mögen  der 
Vollständigkeit  halber  noch  einige  rein  formelle  Vorschriften  nach- 
getragen werden.  Einmal  wird  das  taksetningarvitni  zu  denjenigen 
Zeugnissen  gerechnet,  -)  gegen  welche  man  kein  andvitni,  d.  h.  kein 
Gegenzeugnis  erbringen  darf.  Dabei  ist  bemerkenswert,  daß  an  den 
beiden  entsprechenden  Stellen  des  gemeinen  Landrechtes  ^)  das  tak- 
setningarvitni in  der  Aufzählung  fehlt,  was  doch  wohl  mit  dem  Ver- 
schwänden des  tak  aus  dem  Landrechte  zusammenhängen  wird,  ob- 
wohl allerdings  auch  schon  die  älteren  Rechtsbücher  desselben  bei 
Besprechung  des  andvitni  nicht  gedenken.  ^)  Sodann  aber  läßt  das 
Stadtrecht  bei  Besprechung  der  Verpflichtung  beim  Schiffszuge  zu 
helfen,  und  im  Falle  der  Versäumnis  auf  Anfordern  ein  tak  zu  be- 
stellen, gewisse  Entschuldigungsgründe  zu. Wer  gerade  die  Kirche 
besucht  und  einer  Messe  oder  Matutin  (ottusöngr)  beiwohnt,  den  darf 
man  um  kein  tak  anfordern,  und  wenn  man  dies  doch  tut,  trifft  ihn 
keine  Buße,  wenn  er  der  Anforderung  nicht  entspricht;  ebenso  steht 
es  aber  auch  bei  dem,  welcher  im  Gerichte  beschäftigt  ist,  oder  welcher 
von  einem  Abreisenden  tak  zu  fordern,  oder  einem  solchen  tak  zu 
bestellen  hat,  ferner  bei  dem,  welcher  damit  beschäftigt  ist,  sein 
Gut  einzuschiffen  oder  auszuschiffen,  —  welcher  Geld  auszubezahlen 


^)  neuerer  BjarkR.,  Bcejarsk.  7.  Eine  einigermaßen  ähnliche  Bestimmung 
kennen  die  Landsl.,  Landsleigub.  50  hinsichtlich  der  Haftung  des  Schiffsherrn 
für  sein  Bootsvolk  während  der  Fischzeiten. 

^)  neuerer  BjarkR.  K  a  u  p  a  v^.  3. 

^)  Landsl.,  Jji'ngfb.  4  und  Kaupab.  2;  so  auch  Jönsbök,  |)i'ngfb.  4; 
vgl.  Kaupab.  2. 

G|)L.  59;  Järns.,  Kaupab.  2. 
^)  neuerer  BjarkR.  Boejarsk.  17. 
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oder  in  Empfang  zu  nehmen  hat,  —  welcher  beim  Essen  ist  oder 
im  Bade  sitzt,  oder  auch  sich  zur  Ader  lassen  oder  schröpfen  läßt,  — 
endlich  welcher  eine  kranke  Frau,  kranke  Kinder  oder  einen  kranken 
Erblasser  zu  pflegen  oder  auch  einen  Toten  zu  begraben  hat.  In 
allen  diesen  Fällen  wird  ehehafte  Not  angenommen,  und  wenn  zwar 
die  betreffenden  Bestimmungen  nur  aus  Anlaß  der  taksetning  vor- 
getragen werden,  welche  wegen  des  Ausbleibens  beim  Schiftszuge  zu 
erfolgen  hat,  so  wird  man  dieselben  doch  wohl  unbedenklich  auch 
auf  alle  anderen  Fälle  der  taksetning  zu  übertragen  haben. 

Nach  allem  Bisherigen  bleibt  nun  aber  noch  ein  sehr  erheb- 
licher Zweifel  übrig.  Nur  an  einer  einzigen  Stelle  erwähnt  das 
neuere  Stadtrecht  die  Regel:  „skal  bü  hans  varöa  take'V)  und  diese 
einzige  Stelle  bezieht  sich  auf  einen  Bauer,  der  vor  seinem  länd- 
lichen Gerichte  zu  Recht  zu  stehen  hat,  nicht  auf  einen  Stadtbürger; 
an  allen  anderen  Stellen  kennt  dasselbe  dagegen  nur  die  Alternative, 
daß  der  um  die  Sicherheitsbestellung  Angegangene  entweder  einen 
anderen  zur  Übernahme  des  tak  bestimmen,  oder  sich  selbst  dem- 
selben unterwerfen  muß,  was  dann  aber  seine  sofortige  Gefangen- 
setzung zur  Folge  hat.  -)  Damit  scheint  sodann  auch  zusammen- 
zuhängen, daß  in  der  Anwendung  auf  das  tak  öfters  der  Ausdruck 
varösla,  d.  h.  Bürgschaft,  gebraucht  wird.  Wiederholt  wird  von 
einem  „fcera  tak  meö  fullum  vöröslum"  gesprochen ;  ^)  oder  es  wird 
gesagt,  daß  man  diejenigen,  „er  enga  vöröslu  hafa  f  boe"  in  das 
Arresthaus  setzen,  dagegen  aber  über  die  „er  vöröslur  eiga  i  boe'', 
nicht  minder  zu  Gericht  sitzen  solle,  wenn  sie  auch  nicht  in  Haft 
genommen  werden.  ^)  Da  von  dem  Hausherrn,  welcher  die  Über- 
nahme des  tak  für  seinen  Diener  verweigert,  einfach  gesagt  wird,  ^) 
daß  er  „vill  eigi  varöa"  (Variante:  tak  foera),  und  von  demjenigen, 
der  niemanden  zur  Übernahme  des  tak  für  sich  zu  gewinnen  ver- 
mag, gesagt  wird:^)  „faer  hann  eigi  vörölumann  at  ganga  f  fjärtak 
fyrir  sik",  sowie  von  dem,  der  einen  Übernehmer  des  tak  sucht, 
daß  er  „beiöizt  vöröslumanns",  —  da  ferner  derjenige,  „er  i  tak  gengr 
fyrir  hann",  auch  wohl  geradezu  als  dessen  „vöröslumaör"  bezeichnet 
werden  kann,  ^)  ist  denn  doch  klar,  daß  nicht  etwa  bloß  die  Über- 
nahme des  tak  für  einen  anderen  als  Verbürgung  aufgefaßt  wurde, 


^)  neuerer  BjarkR.,  Kaupab.  24.  2)  vgl,  zumal  ebenda,  13. 

^)  ebenda,  |)i'ngskb.  5;  Mannh.  12. 

■^j  ebenda,  Bcejarsk.  10.  ebenda,  7. 

^)  ebenda,  Kaupab.  13.  ')  ebenda,  25. 
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sondern  daß  auch  die  Bestellung  des  tak  überhaupt  als  eine  Bürg- 
schaftsbestellung bezeichnet  werden  konnte,  weil  man  eben  von  dem 
äußersten  Notfalle  absehen  mochte,  in  welchem  der  Beklagte"  sich 
selbst  der  Haft  unterwarf,  und  außerdem  nur  noch  die  Bürgschaft 
als  Form  der  Bestellung  eines  tak  kannte.  Indessen  wird  man 
doch  kaum  annehmen  dürfen,  daß  das  Stadtrecht  wirklich  einerseits 
jedem  Beklagten  gegenüber  eine  Sicherheitsbestellung  fordern,  und 
andererseits  diese  nur  entweder  durch  die  Beschaffung  eines  Bürgen 
oder  durch  die  Unterwerfung  des  Beklagten  selbst  unter  eine 
Personalhaft  leisten  lassen  wollte.  Es  ist  kaum  denkbar,  daß  man 
den  Besitzer  von  Häusern  oder  Schiften  zwar  in  fremder  Sache 
als  Bürgen  angenommen,  aber  in  eigener  Sache  genötigt  haben 
sollte,  selbst  wieder  einen  Bürgen  für  sich  zu  stellen,  oder  sich 
der  Haft  zu  unterwerfen;  kaum  denkbar  zumal,  daß  man  dem 
vermöglichsten  und  unbescholtensten  Manne  gegenüber  nur  in  den 
Willen  des  Klägers  gestellt  haben  sollte,  ob  er  ihn  um  der  gering- 
fügigsten Sache  willen  zwingen  wollte,  entweder  in  Haft  zu  gehen 
oder  sich  einen  Bürgen  zu  suchen.  Unbedenklich  wird  man  viel- 
mehr annehmen  dürfen,  daß  man  bei  Männern,  welche  Liegen- 
schaften oder  Schifte  in  der  Stadt  besaßen,  deren  Wert  vollauf  ge- 
nügte, um  den  Gegner  mit  Rücksicht  auf  den  Gegenstand  seiner 
Klage  sicher  zu  stellen,  weder  die  Stellung  eines  Bürgen,  noch  die 
Ünterwerfung  unter  die  Haft  für  nötig  erachtet  haben  werde,  und 
daß  somit  des  Satzes,  daß  bei  ihnen  der  eigene  Besitz  für  das  tak 
einzustehen  habe,  nur  aus  besonderen  Gründen  nicht  in  derselben 
Weise  gedacht  worden  sei,  wie  dies  in  den  Provinzialrechten  seiner- 
zeit geschehen  war.  In  der  Tat  sind  diese  Gründe  unschwer  zu  ent- 
decken. Nach  den  Provinzialrechten  währte  das  gewöhnliche  lagatak 
30  Tage,  und  selbst  dem  Schiffer  gegenüber  noch  wenigstens  14 
Tage.  Diese  Frist  war  selbstverständlich  nicht  zu  lang,  da  eben 
doch,  ganz  abgesehen  von  dem  Falle,  da  die  taksetnmg  in  einer  Zeit 
erfolgte,  in  welcher  Klagen  nicht  angestellt  werden  konnten,  die 
Ladung  der  zur  Beweisführung  nötigen  Personen,  die  Berufung  sei  es 
nun  eines  Dinggerichtes  oder  eines  Privatgerichtes  u.  dgl.  m.  eine 
längere  Zeit  beanspruchen  konnte;  aber  immerhin  hatte  die  ver- 
gleichsweise Länge  dieser  Frist  zur  Folge,  daß  man  den  Kläger 
gegen  die  Gefahr  sicherstellen  mußte,  welche  ihm  durch  etwaige 
Verschleppung  oder  Veräußerung  von  Wertsachen  des  Beklagten 
oder  seines  Bürgen  drohen  konnte,  und  von  hier  aus  erklären  sich 
jene  Straf bestimmungen  in  den  Provinzialrechten,  welche  gegen  solche 
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Verfügungen  gerichtet  sind,  und  welche  eben  dem  tak  den  Charakter 
eines  auf  das  Vermögen  seines  Ubernehmers  gelegten  Arrestes  ver- 
liehen. Nach  dem  neueren  Stadtrechte  dagegen  sollte  nicht  nur 
beim  fjärtak  die  Zahlung  und  eventuell  die  Verhandlung  am  möt 
gleich  am  nächsten  Tage  nach  dessen  Bestellung  erfolgen/j  sondern 
dieselbe  Regel  wird  auch  in  Bezug  auf  einige  Fälle  ausgesprochen, 
in  welchen  es  sich  um  die  Sicherung  des  Erscheinens  vor  Gericht 
handelt,  ^)  und  sie  wird  doch  wohl  auch  für  derartige  Fälle  ganz 
allgemein  gegolten  haben,  da  ja  die  rascheste  Einberufung  der  städti- 
schen Gerichte,  sei  es  nun  durch  das  Blasen  des  Hornes  oder  das 
Herumschicken  des  Stadtboten  (rennari,  kallari)  keine  Schwierigkeit 
machte.  Von  hier  aus  erklärt  sich  sehr  einfach,  warum  das  neuere 
Stadtrecht  keiner  Strafen  erwähnt,  mit  welchen  das  „skjöta  fe  undan 
tökum"  u.  dgl.  bedroht  gewesen  wäre  ]  damit  hatte  aber  das  tak  mit 
einziger  Ausnahme  des  Falles,  da  der  Beklagte  der  Personalhaft  sich 
unterwarf  oder  unterworfen  wurde,  den  Charakter  eines  Arrestes 
völlig  verloren,  welcher  ihm  ursprünglich  eigen  gewesen  war.  Wurde 
dasselbe  von  einem  Dritten  übernommen,  so  handelte  es  sich  fortan 
eben  nur  noch  um  eine  einfache  Bürgschaft,  deren  Name  eben  darum 
auch  für  dasselbe  gebraucht  werden  konnte;  stand  der  Beklagte  da- 
gegen mit  seinem  eigenen  Vermögen  ein,  so  bedurfte  es  dazu  keiner 
besonderen  Förmlichkeit  mehr,  wie  sich  denn  auch  an  dieses  Ein- 
stehen keine  besonderen  Rechtsfolgen  mehr  knüpften,  und  konnte 
eben  darum  auch  die  Bestellung  eines  tak  und  die  Nennung  eines 
solchen  für  diesen  Fall  ganz  abkommen.  Schwierigkeiten  konnten 
demgegenüber  nur  etwa  die  Zeiten  bereiten,  während  deren  alle  ge- 
richtlichen Verhandlungen  ausgeschlossen  waren.  Das  Christenrecht 
des  Erzbischofs  Jon  kennt,  wie  oben  schon  bemerkt,  diese  geschlossenen 
Zeiten  noch  ganz  in  derselben  Weise  wie  die  FrpL.,'^)  und  gestattet 
auch  ganz  wie  diese  und  die  GpL.  die  Forderung  einer  Sicherheits- 
bestellung während  derselben,  wobei  nach  wie  vor  der  alte  Satz 
ausgesprochen  wird,  daß  für  denjenigen,  welcher  einen  Bauernhof 
auf  dem  Lande  oder  ein  Haus  in  der  Stadt  besitzt,  „varöar  |3at  taki 
fyrir  hann".  Man  sollte  nun  meinen,  daß  diese  Bestimmung,  eben- 
sogut für  die  Stadt  wie  für  das  Land  zu  gelten  hatte,  da  der  im 
älteren  Stadtrechte  ausgesprochene  Grundsatz :  ^)  „slikan  kristindöm 
eigum  ver  at  hafa  i  kaupange  sem  i  heraöe",   augenscheinlich  im 

^)  neuerer  BjarkR.,  Kaupab.  12  und  13. 

2)  ebenda,  B    j  a  r  s  k.  6  und  7,  K  r  R.  J  ö  n  s  ,  35  ;  vgl.  F  r  |)  L.  III,  20 

älter  er  Bj  ar  kR.  I,  2. 
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neueren  nicht  aufgegeben  sein  konnte,  und  dazu  kommt,  daß  nicht 
nur  das  gemeine  Landrecht  eine  ausdrückliche  Bestimmung  über  die 
Zeiten,  während  deren  nicht  geklagt  werden  durfte,  enthält,')  welche, 
aus  den  GpL.  entlehnt,  wenig  verändert  auch  in  die  beiden  Ge- 
setzbücher für  Island  übergegangen  ist,  sondern  daß  auch  das 
neuere  Stadtrecht  wenigstens  während  der  drei  Wochen,  welche  der 
jölafriör  währt,  alle  „fjärsöknir"  ruhen  läßt.  Damit,  sollte  man 
meinen,  ergab  sich  immerhin  noch  die  Möglichkeit,  daß,  unter  Um- 
ständen wenigstens,  zwischen  die  taksetning  und  die  Gerichtsver- 
handlung eine  längere  Zeitfrist  sich  in  die  Mitte  schieben  konnte, 
und  eben  damit  auch  das  Bedürfnis  sichernder  Maßregeln  während 
ihrer  Dauer.  Wenn  wir  indessen  berücksichtigen,  daß  von  einer 
taksetning  für  die  Dauer  der  Zeit,  während  welcher  nicht  geklagt 
werden  konnte,  weder  im  gemeinen  Stadtrechte  noch  im  gemeinen 
Landrechte  irgendwie  die  Rede  ist,  und  daß  aus  dem  letzteren  sogar 
das  ganze  prozessualische  tak  bis  auf  zwei  verschwindend  geringe 
Spuren  gänzlich  verschwunden  ist,  so  werden  wir  doch  wohl  zu  dem 
Schlüsse  gelangen  müssen,  daß  die  im  Kirchenrechte  aufbewahrte 
Satzung  weder  für  Stadt  noch  Land  mehr  in  Geltung  gewesen  sein 
kann,  soweit  die  weltliche  Gerichtsbarkeit  reichte.  Mag  sein,  daß 
sie  vom  Erzbischofe  für  das  Bereich  der  geistlichen  Jurisdiktion, 
welche  ja  im  Björgviner  und  Tünsberger  Konkordate  von  1273  und 
1277  im  weitesten  Umfange  anerkannt  worden  war,  wirklich  beibe- 
halten werden  wollte,  und  daß  sie  darum  von  ihm  in  sein  Christen- 
recht eingestellt  wurde;  mag  sein  auch,  daß  sie  in  dieses,  wie  so 
manche  andere  Bestimmung,  nur  aus  Versehen  hineinkam,  nämlich 
zufolge  unbedachten  Ausschreibens  der  älteren  Quelle,  welche  man 
benützte;  für  die  Praxis  der  weltlichen  Gerichte  in  Stadt  und  Land 
kann  sie  jedenfalls  nicht  mehr  maßgebend  gewesen  sein.  Dagegen 
bleibt  allerdings  für  einen  speziellen  Fall  in  den  Bestimmungen  des 
jüngeren  Stadtrechtes  eine  Unzukömmlichkeit  bestehen.  Dasselbe 
kennt  nämlich  eine  takssesting  auch  für  den  Fall,  da  eine  am  lög- 
[jinge  entschiedene  Rechtssache  behufs  einer  nochmaligen  Prüfung 
und  Entscheidung  noch  einmal  vor  das  nächste  lögln'ng  gebracht 
werden  will,  ^)  oder  da  eine  Sache  darum  vor  das  löglting  gelangt, 
weil  der  Beklagte  sich  vor  dem  lögmaör  oder  \-or  dem  gjaldkeri 


Landsl.,  Kau  p  ab.  8. 

G|)L.  47.  -^j  Jdrns.,  Kaupab. 

neuerer  BjarkR.,  Bcejarsk.  i. 


8;  Jünsbök,  10 

^)  ebenda,  J)i'ngskb. 
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nicht  eingefunden  hatte.  ^)  Da.  nun  das  lögl^ing  nur  einmal  im  Jahre, 
nämUch  im  Januar  zusammentrat,  -)  ist  sofort  klar,  daß  das  tak  im 
ersteren  Falle  für  nahezu  ein  volles  Jahr,  und  daß  es  auch  im  zweiten 
Falle  vielfach  auf  längere  Zeit  hinaus  vorhalten  mußte,  worauf  denn 
auch  die  Worte:  „hann  mä  aesta  hinn  taks  til  na^sta  lögjiingis  ä 
öörom  vetre"  an  der  zuerst  angeführten  Stelle  ausdrücldich  hinweisen. 
In  diesen  beiden  Fällen  möchte  man  demnach  allerdings  besondere 
Bestimmungen  über  den  Besitzer  von  Liegenschaften  oder  Schiffen, 
sowie  auch  Vorschriften  darüber  erwarten,  wie  weit  das  tak  für  den- 
jenigen, der  sich  demselben  unterworfen  hatte,  Beschränkungen  in 
Bezug  auf  seine  Dispositionsfähigkeit  mit  sich  brachte.  Aber  gerade 
diese  beiden  Fälle  gehören  erst  dem  neueren  Rechte  an,  soferne  die 
ältere  Gerichtsverfassung  von  einer  nochmaligen  Verweisung  einer 
Sache  an  dasselbe  Gericht,  w^elches  sie  bereits  einmal  abgeurteilt 
hatte,  dann  von  der  Anstellung  einer  Klage  an  einem  höheren 
Gerichte  wegen  des  Ausbleibens  des  Beklagten  an  einem  unteren 
noch  nichts  gewußt  hatte,  allenfalls  abgesehen  von  einer,  die  Ge- 
richtsbarkeit des  Lögmannes  betreöenden  Vorschrift  des  K.  Häkon 
von  ganz  vorübergehender  Bedeutung.^)  Beide  Bestimmungen  passen 
denn  auch  in  keiner  Weise  zu  den  Vorschriften  der  älteren  Rechts- 
bücher, nach  welchen  kein  lagatak  über  einen  Monat  währen  durfte, 
und  es  ist  kaum  denkbar,  daß  an  beide  eine  das  ganze  Vermögen 
umfassende  Dispositionsbeschränkung  sich  anschließen  konnte;  beide 
setzen  vielmehr  offenbar  bereits  die  Gestaltung  voraus,  welche  das 
tak  im  neueren  Stadtrechte  angenommen  hat  und  vermöge  deren 
dasselbe,  von  dem  hier  offenbar  ganz  beiseite  zu  lassenden  Falle  der 
Personalhaft  abgesehen,  zu  einer  bloßen  Bürgschaft  geworden  ist. 
In  der  Tat  braucht  denn  auch  die  erstere  Stelle  geradezu  den  Aus- 
druck: „foere  sä,  er  taksettr  var,  tak  meö  fullum  vöröslum"  und  be- 
stätigt damit,  daß  nur  eine  Sicherheitsbestellung  durch  Bürgschaft 
ins  Auge  gefaßt  werden  wollte,  wie  solche  das  neuere  Stadtrecht 
beim  tak  eben  durchgehends  annimmt. 

Die  Jönsbök  endlich  steht,  wie  nicht  anders  zu  erwarten,  wieder 
wesentlich  auf  demselben  Standpunkte,  wie  das  gemeine  Landrecht. 
Da  der  ganze  Landvarnarbälkr  dieses  letzteren  in  dem  isländischen 
Gesetzbuche  fehlt,  so  ist  natürlich  auch  die  auf  das  Heerwerk  be- 


^)  neuerer  BjarkR.,  |)i'ngskb.  6.  ^)  ebenda,  i. 

^)  FrJ)L.  Einleitung,  16;  vgl.  dazu  meine  Schrift:  „Das  Alter  des  Gesetz- 
sprecheramtes in  Norwegen",  S.  49 — 51. 
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zügliche  Stelle  desselben  in  diesem  nicht  zu  finden;  dagegen  kehrt 
die  auf  die  Verfolgung  gestohlener  Sachen  bezügliche  Stelle  hier 
wieder,  wenn  auch  in  etwas  abweichender  und,  wie  es  scheint,  durch 
die  Järnsföa  beeinflußter  W'ortfassung.  ^)  Wie  die  Jarnsföa,  so  liest 
auch  die  Jönsbök  in  der  zweiten  Hälfte  der  Stelle  „eöa  reyni  hcim- 
ildartöku  hins",  wogegen  in  deren  erster  Hälfte  anstatt  der  Worte 
der  Järnsföa:  „l)ä  skal  aesta  taks  fyrir  hann,  ok  svä  fyrir  fe  l)at,  er 
hann  kennir  ser"  in  den  gewöhnlichen  Texten  der  Jönsbök  geschrieben 
steht :  „l)ä  skal  beiöa  hann  vörzlumanns  fyrir  hann"  usw.,  und  in  den 
ältesten  Hss. :  ^)  „\)3.  skal  hann  beiöa  vörzlu  fyrir  hann'"'  usw.,  so  daß 
also  der  dem  isländischen  Rechte  geläufige  Begrift"  der  Bürgschaft  an 
die  Stelle  des  demselben  fremden  Begriffes  des  tak  gesetzt  erscheint, 
welchen  die  Järnsföa  noch  unbedenklich  aus  dem  norwegischen 
Rechte  herübergenommen  hatte.  Da  das  neuere  Stadtrecht  an  dieser 
Stelle  mit  dem  gemeinen  Landrechte  übereinstimmend  das  tak  nennt, 
kann  dessen  Sprachgebrauch,  welcher  sonst  mehrfach  tak  und  varösla 
miteinander  wechseln  läßt,  auf  die  Wortfassung  in  der  Jönsbök  wenig- 
stens nicht  unmittelbar  eingewirkt  haben;  die  Bezeichnung  „heimildar- 
taka"  aber  wird  in  der  Jönsbök  noch  augenscheinlich  im  Sinne  des 
älteren  Sprachgebrauches  verwendet,  und  zwar  auch  am  äußersten 
Schlüsse  der  Stelle,  welcher  aus  einer  anderweitigen  Vorschrift  des 
gemeinen  Landrechtes  und  Stadtrechtes  entnommen  ist,  ^)  wo  jedoch 
die  ältesten  Hss. :  „en  hann  hefir  heimildartaka  fyrir  ser"  lesen,  während 
die  Vulgata  richtiger  „heimildartöku"  gibt.  Die  Vorschrift  des  ge- 
meinen Landrechtes  über  die  Inhaftnahme  zahlungsunfähiger  Schuldner, 
und  deren  Verurteilung  zum  Abverdienen  ihrer  Schuld  ist  wörtlich 
in  die  Jönsbök  übergegangen,^)  und  zwar  ohne  jene  besondere  Be- 
ziehung zum  fjärtak,  in  welche  sie  im  Stadtrechte  gebracht  erscheint. 
Endlich  ist  auch  der  Satz,  daß  der  Kauf  von  Gegenständen  gewisser 
Art  „meör  handsölum,  ok  meör  vättum  tveimr  eör  fleirum,  ok  meö 
heimildartökum"  zu  erfolgen  habe,  aus  dem  gemeinen  Landrechte 
ebenso  unbedacht  in  die  Jönsbök  übergegangen, wie  ihn  dieses 


Jönsbök,  |)jöfab.  4;  vgl.  Jc4rns.  3,  dann  Landsl.  4  und  neuerer 
BjarkR.  7. 

2)  Norges  gamle  Love,  IV,  S.  332. 

^)  Landsl.,  Kaupab.  10;  neuerer  BjarkR.  8. 

Jönsbök,  Kaupab.  7  und  Norges  gamle  Love,  IV,  S.  303 — 4;  vgl. 
Landsl.  5  und  neuerer  BjarkR.  13. 

Jönsbök,  Kaupab.  II  und  Norges  gamle  Love,  IV,  S.  305  — 6 ;  vgl. 
Lan  d  sl.  10. 
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aus  dem  älteren  Stadtrechte  bezogen  hatte;  doch  läßt  die  Vulgata 
der  Jönsbök  gegen  den  Schluß  der  Stelle  zu  beim  Verkaufe  anderer 
Gegenstände  richtiger  nur  „sinn  heimildarmann''  stellen,  während 
die  ältesten  Hss.  „sinn  heimildartaka"  nennen,  und  damit  ähnlich 
wie  so  manche  Hss.  des  gemeinen  Landrechtes  an  die  dem  Stadt- 
rechte eigentümliche  Art  der  Ge währschaft  erinnern.  In  der  Jöns- 
bök findet  nach  allem  dem  das  tak  ebensowenig  eine  Stelle,  wie  im 
gemeinen  Landrechte. 

Das  Bisherige  hat  gezeigt,  daß  das  Institut  des  tak  im  Stadt- 
r echte  schon  frühzeitig  seine  reichste  Entwicklung  fand,  und  daß 
es  sich  in  diesem  auch  noch  zu  einer  Zeit  in  kräftigster  Ausbildung 
erhielt,  zu  welcher  dasselbe  im  Landrechte  bereits  völlig  oder  doch 
nahezu  völlig  abgestorben  war.  So  wird  denn  auch  bei  Bestimmung 
des  tak  mark  (auch  takmörk,  takmerki)  der  Stadt,  d.  h.  der 
Grenzen,  innerhalb  deren  das  ihr  eigentümliche  Recht  zu  gelten  hat, 
ausdrücklich  betont,  daß  dasselbe  unter  andern  auch  bezüglich  der 
taksetning  maßgebend  sei,  ^)  womit  denn  doch  deutlich  zu  erkennen 
gegeben  wird,  daß  man  sich  der  eigentümlichen  Bedeutung  dieser 
letzteren  im  Stadtrechte  sehr  wohl  bewußt  war.  Doch  scheint  es 
nicht  richtig,  wenn  Fr.  Brandt  ^)  den  Ausdruck  takmark  selbst  hier- 
mit in  Verbindung  bringen,  und  als  den  Bezirk  bezeichnet  wessen 
will,  in  welchem  im  Gegensatze  zu  den  Landbezirken  das  Verfahren 
mit  taksetning  gelte.  Freilich  wird  einmal  im  älteren  Stadtrechte 
gesagt :  ^)  „[jat  heitir  takmerkir,  er  liggr  1  bcejar  manna  lagum'';  aber 
Schlyter  hat  bereits  mit  vollem  Rechte  darauf  aufmerksam  gemacht,*) 
daß  mit  diesen  Worten  nicht  etwa  eine  allgemein  gültige  Definition 
des  Ausdruckes  takmark  gegeben  werden  wolle,  vielmehr  nur  die 
Frage  erledigt  werden  solle,  in  welchem  Sinne  derselbe  verstanden 
werden  müsse,  wenn  gesagt  wurde,  daß  alle  Strafsachen  dem  Könige 
zu  büßen  sind,  welche  in  dem  Zeitpunkte  ihre  Erledigung  noch  nicht 
gefunden  haben,  „er  l)eir  koma  f  takmerkir".  Überdies  läßt  sich  leicht 
nachweisen,  daß  der  Ausdruck  keineswegs  bloß  die  Grenzen  eines  städti- 
schen Bezirkes,  sowie  diesen  selbst  bezeichnet,  sondern  ganz  allgemein 
die  Grenzen  jedes  beliebigen,  bestimmt  abgeschlossenen  Bezirkes  und 
jeden  beliebigen  derartigen  Bezirk  selbst.  Allerdings  bemerkt  Fr.  Brandt, 


^)  neuerer  BjarkR.,  Kaupab.  26. 

^)  Pr0veforelaesninger,  S.  108. 

^)  älterer  BjarkR.  IV,  173  und  Norges  gamle  Love,  IV,  S.  73. 

^)  Glossar,  h.  v.,  S.  638. 
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das  Wort  komme  nur  an  einer  einzigen  Stelle  ^)  als  Bezeichnung  der 
Grenze  eines  Privatbesitztumes  vor,  und  an  dieser  einzigen  Stelle  sei 
noch  überdies  die  Lesart  nicht  sicher;  aber  die  Unsicherheit  der  Les- 
art hat  wenig  auf  sich,  da  „innan  rakmarkar"  oder  „mann  rakmarkar" 
anstatt  „innan  takmarkar",  dann  „utan  rakmarkar"  oder  „rakmarkir" 
für  „utan  takmarkar"  nur  ein  augenfälliger  Schreibfehler  ist,  der  durch 
die  Erinnerung  an  das  schwedische  räm^erkr  veranlaßt  sein  mochte, 
und  außerdem  ist  es  auch  keineswegs  richtig,  daß  die  angeführte 
Stelle  völlig  isoliert  steht.  In  einem  isländischen  Rechtsbuchc  wird 
der  Ausdruck  für  die  Landbezirke  verwendet,  in  welche  die  Insel 
behufs  der  Überwachung  des  Handels  eingeteilt  wurde ;  -)  in  der 
Vatnsda?la  wird  dem  Bergr  der  Aufenthalt  „i  l)essu  takmarki,  er  P^inn- 
boga  er  bannaf'  untersagt,  und  es  ist  dies  das  Land  „mihi  Jökulsär 
1  Skagafiröi  ok  Hrütafjaröarär";  ^)  in  ganz  entsprechender  Anwendung 
wird  der  Ausdruck  einmal  für  das  Land  „milli  Vatnsfjaröar  i  Breiöa- 
firöi  ok  Stiga  i  Isafiröi"  gebraucht ;  in  der  Lebensbeschreibung  des 
heil.  Olafr  bezeichnet  er  die  Reichsgrenze  zwischen  Norwegen  und 
Schweden,  ^)  und  in  demselben  Sinne  steht  er  auch  in  dem  Stücke 
„Hversü  Noregr  byggöist"  gebraucht  ^)  u.  dgl.  m.  Zudem  ist  denn 
doch  klar,  daß  die  taksetm'ng  gerade  in  der  ältesten  Zeit,  in  welcher 
die  Bezeichnung  takmark  etwa  aufgekommen  sein  mochte,  dem 
Landrechte  ganz  ebensogut  geläufig  war  wie  dem  Stadtrechte,  und 
da  sie  überdies  auch  den  dänischen  und  schwedischen  Provinzial- 
rechten  wesentlich  in  derselben  Weise  bekannt  war  wie  dem  nor- 
wegischen, wird  man  kaum  bezweifeln  können,  daß  sie  in  eine  un- 
gleich ältere  Zeit  hinaufreichen  muß,  als  in  welcher  sich  städtische 
Verfassungen  im  Norden  ausbildeten;  wie  konnte  da  das  städtische 
Weichbild  seine  Bezeichnung  als  takmark  von  der  taksetnmg  her 
entlehnt  haben?  Man  wird  hiernach  das  Wort  takmark  wohl  mit 
Sveinbjörn  Egilsson  von  dem  Zeitworte  taka,  im  Sinne  von  „sich 
erstrecken",  „reichen"  abzuleiten  haben,  wie  denn  z.  B.  von  Finn- 
marken gesagt  wird :  ^)  „tekr  mörkin  näliga  all  hit  efra  suör,  svä  sem 
Hälogaland  hit  ytra",  oder  wie  von  einer  Vision  des  K.  Sverrir  be- 


^)  Landsl.,  Land  sie  ig  ub.  60.  In  einer  der  ältesten  Hss.  Xorges  gamle 
Love,  IV,  S.  142  fehlt  das  Kapitel. 

-)  Koniingsbök,  167/172.  ^)  Vatnsdcela,  35/57 — 58. 

Hrafns  s.  Sveinbj  arnarsonar ,  19/675. 
5)  He  im  skr.  Olafs  s.  helga,  68/270. 
^)  Flateyj  ar  b  ö  k  ,  1,  22.  ')  Lexicon  poeticum,  h.  v. 

8)  Eigla,  14/26. 
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richtet  wird :  ^)  „hann  [jöttist  vera  i  Noregi,  ok  veröa  at  fugli  svä  mik- 
lum,  at  nef  hans  tök  austr  til  landsenda,  en  velifjaörar  hans  töku 
norör  1  Finnabü";  takmörk  würden,  so  aufgefaßt,  die  Grenzen  sein, 
bis  zu  welchem  ein  Bezirk  reicht,  ohne  daß  die  Bezeichnung-  mit 
der  BeschaÖenheit  irgend  einer  bestimmten  einzehien  Art  von  Be- 
zirken das  Mindeste  zu  tun  hätte.  —  Mit  dem,  zumal  im  späteren 
Rechte,  immerhin  sehr  bestimmt  hervortretenden  engeren  Bezüge 
des  tak  auf  das  Stadtrecht  hängt  aber  zusammen,  daß  dasselbe  auch 
in  den  Urkunden  wiederholt  eine  Rolle  spielt,  zu  deren  Ausstellung 
die  Beziehungen  Norwegens  zu  den  deutschen  Seestädten  Veranlassung 
gaben.  Ich  will  darauf  nicht  viel  Wert  legen,  daß  wiederholt  „de 
taxatis  mercibus  mercatorum",  -)  oder  über  Beschädigungen  „in 
bonorum  taxatione""')  geklagt  wird;  wenn  ich  nämlich  auch,  trotz 
eines  von  J.  Harttung  dieserhalb  erhobenen  Zweifels,*)  mit  R  A. 
Münch  ^)  dafür  halte,  daß  in  dieser  taxatio  nur  eine  ins  Lateinische 
übersetzte  taksetm'ng  zu  erkennen  sei,  so  läßt  sich  doch  nicht  mit 
Bestimmtheit  ersehen,  ob  dabei  auf  eine  im  Wege  Rechtens  erfolgte 
Arrestlegung  hingedeutet  werden  wolle,  wie  solche  das  norwegische 
Stadtrecht  vorsah,  oder  aber  auf  eine  ganz  außerhalb  der  stadtrecht- 
lichen Bestimmungen  gelegene  gewaltsame  Beschlagnahme,  welche 
sich  des  Königs  Beamte  unter  irgend  welchem  Vorwande  erlaubten, 
zumal  da  ein  Schreiben  der  Fürstin  Anastasia  von  Mecklenburg  und 
ihren  Söhnen  um  dieselbe  Zeit  ausdrücklich  von  „bona  mercatoribus 
contra  justitiam  erepta"  spricht,  ^)  und  auch  ein  ziemlich  gleichzeitiges 
Schreiben  von  Vogt,  Rat  und  Gemeinde  von  Lübeck  darüber  klagt,  ^) 
„quod  Normanni  per  annum  mercatoribus  advenis  in  eorum  regno 
tunc  temporis  constitutis  violenter  et  contra  justiciam  bona  sua  cru- 
deliter  acceperunt''.  Um  so  deutlicher  spricht  sich  aber  ein  Privileg 
aus,  welches  K.  Magnüs  lagaboetir  unterm  18.  Juli  1278  den  See- 
städten gewährte.^)  Wenn  es  nämlich  hier  heißt:  „concessimus 
eciam,   quod  nuUus  ipsorum  offerens  seu  exhibens  ydoneos  fide- 


^)  S  V  e  r  r  i  s  s.,  2/10. 

^)  Schiedspruch  des  K,  Magnus  von  Schweden,  vom  31.  Oktober  1285;  Ur- 
kundenbuch  der  Stadt  Lübeck,  I,  484/442. 

^)  Schreiben  der  Stadt  Wisnaar,  von  1285;  Hanserecesse,  I,  44/25. 

Norwegen  und  die  deutschen  Seestädte,  S.  48,  Anrn.  3. 
^)  Det  norske  Folks  Historie,  IV,  2,  S.  94  und  S.  II3,  Anm.  i. 

Diplom,  norveg.  I,  74/66. 

Lübecker  Urkundenbuch,  1010/933. 
^)  Diplom,  norveg.  V,  lo/il. 


588 


Absclinitt  III.     D'dH  tak, 


jussores  de  veniendo  ad  Judicium  et  parendo  juri,  pro  quocumque 
debito  vel  delicto  in  carcerem  vel  vincula  detrudatur,  nisi  tale  fuerit, 
ut  secundum  justiciam  debeat  capite  plecti  vel  manus  sibi  amputari", 
so  ist  damit  das  lagatak  sowohl  als  das  fjärtak  ausdrücklich  aner- 
kannt, und  die  Bestellung  beider  durch  Bürgen  für  genügend  er- 
klärt, um  jede  Personalhaft  auszuschließen,  mit  Ausnahme  nur  der 
Kapitalverbrecher.  Hierher  gehört  ferner  ein  Privileg,  welches  K. 
Eirikr  Magnussen  gemeinsam  mit  seinem  Bruder,  Herzog  Häkon, 
am  6.  Juli  1294  ausstellte,  und  in  welchem  es  heif3t:^)  „item  si  quis 
ab  aliquo  super  causa  pecuniaria  vel  levi  crimine,  pro  quo  pecunia 
solet  solvi,  per  modum  illum  impetitur,  (|ui  takssetning  in  norico 
nuncupatur,  potest  illud  tak  ferre  cum  proprio  domestico  et  duobus 
suis  compatriotis  navem  propriam  habentibus  juxta  pontem,  ad  rece- 
dendum  minime  praeparatam,  quae  ad  cautionem  sufficit  pro  (juan- 
titate  petita,  vel  amenda,  secundum  qualitatem  criminis  exhibenda". 
Augenscheinlich  will  hier  auf  die  Bestimmung  des  neueren  Stadt- 
rechtes hingewiesen  werden,  -)  nach  welcher  der  Hausherr  (hüsböndij 
für  den  von  ihm  aufgenommenen  Mann  das  tak  zu  übernehmen  hat, 
und  treten  die  beiden  Landsleute  einerseits  anstatt  der  beiden  hüs- 
fastir  menn  ein,  welche  als  Zeugen  bei  der  Übernahme  des  tak  ge- 
fordert werden,  während  sie  andererseits  durch  ihren  Besitz  selbst 
den  für  die  Übernahme  des  tak  vorgeschriebenen  Voraussetzungen 
zu  genügen  haben,  was  allerdings  von  diesen  beiden  Zeugen  im 
Stadtrechte  nicht  gefordert  wird,  aber  Fremden  gegenüber  immerhin 
zweckmäßig  erscheinen  mochte.  Dieselbe  Bestimmung  kehrt  in  einer 
undatierten  Verordnung  des  K.  Häkon  Magnüsson  IL  (1355  — 1380) 
für  Björgvin  nochmals  wieder  und  lautet  hier:'^)  „item  om  nogen 
bliiffuer  tacset  for  peninge  eller  lan,  tha  ma  hand  före  thet  tack  met 
sin  husbonde,  oc  2  sine  landmen,  som  skipeige :  om  thet  er  sa  got 
som  peningen";  eben  diese  Verordnung  rechnet  ferner  zu  den  Ob- 
liegenheiten des  Stadtvogtes :  ^)  „them  tili  steffnu  tacsettir,  som  ei  villia 
lagom  liida,  eder  koma  tili  motha,  tings  eder  steftnor".  Erheblich 
anders  lautet  ein  Privileg,  welches  K.  Eirikr  Magnüsson  am  31.  Juli 
1296  den  Bürgern  von  Hamburg  verlieh.  Es  heißt  hier  zunächst:  ') 
„item  si  burgensis  aliquis  de  Hamborg  citatus  fuerit  ad  Judicium, 

Diplom,  norveg.  23/24. 
-)  neuerer  BjarkR.,  Bcejarsk.  7.  ^1  ebenda,  Kaupab.  25. 

*)  ebenda,  13  und  25. 

^)  Norges  gamle  Love,  III,  115/211.  e  b  e  n  d  a  ,  S.  212. 

Diplona.  norveg.  V,  33/34. 
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quod  tacset  dicitur,  expurgabit  se  de  omni  causa  per  duos  viros 
jure  suo  non  privatos,  sive  fuerint  Teutonici  vel  Normaiini'',  und 
wird  somit  den  Hamburgern  ein  Beweisprivileg  der  weitreichendsten 
Art  verliehen,  vermöge  dessen  sie  einerseits,  wenn  die  gebrauchten 
Ausdrücke  anders  buchstäblich  zu  nehmen  sind,  in  allen  Rechtssachen, 
welche  mit  einer  taksetning  verbunden  waren  (was  also  die  Fälle 
der  handfesten  Tat  ausschließt),  berechtigt  sein  sollten,  sich  mittelst 
eines  selbstdritt  geschworenen  Eides  zu  reinigen,  gleichviel  ob  die 
Klagsache  schwererer  oder  leichterer  Art  war,  und  andererseits  ihre 
Eideshelfer  unter  den  Leuten  beider  Nationen  frei  wählen  durften, 
nur  mit  der  Einschränkung,  daß  die  Gewählten  unbescholten  an 
ihrem  Rechte  sein  mußten.  Sodann  ist  aber  auch  noch  bemerkens- 
wert, daß  die  taksetning  scharf  von  der  Pfandbestellung  unterschieden 
wird;  wenn  nämlich  gesagt  wird:  ^)  „Et  cum  venditor  pro  rebus  ven- 
ditis  petit  precium,  dabit  illud  idem  infra  octo  dies  compectandos 
a  tempore  monicionis.  Quod  si  non  fecerit,  ex  tunc  venditor  signi- 
ficabit  hoc  judici,  qui  compellet  emptorem,  ut  in  continenti  pignus 
det  venditori  pro  rebus  emptis,  illud  redimere  debens;  quod  si  non 
fecerit,  tunc  venditor  significabit  ei  presentibus  probis  viris,  quo  facto 
recedere  potest  is  sine  excessu,  et  deferre  secum  pignus  illud,"  so 
kann  dies  doch  nur  dahin  verstanden  werden,  daß  im  Falle  nicht 
rechtzeitiger  Zahlung  der  Käufer  auf  Anrufen  des  Verkäufers  vom 
Gericht  zur  Bestellung  eines  Faustpfandes  angehalten  werden  sollte, 
und  daß  bei  nicht  rechtzeitiger  Einlösung  dieses  Pfandes  nach  noch- 
maliger vergeblicher  Zahlungsforderung  dem  Verkäufer  zu  verfallen 
hatte.  Ein  veö  also  muß  bestellt  werden,  bei  dessen  Verfall  jedoch 
von  der  im  Stadt-  und  Landrechte  angeordneten  Herausgabe  der 
Hyperocha  abgesehen  wird,  und  scheint  dieses  veö  von  der  in  der- 
selben Urkunde  besprochenen  taksetning  durchaus  getrennt  gehalten. 
Endhch  in  einer  Verordnung  des  K.  Häkon  Magnusson  IL  vom 
20.  März  1370  für  die  deutschen  Schuster  in  Björgvin  findet  sich  die 
Vorschrift:-)  „Wilium  vser  oc,  at  hver  sem  heiffuir  nockrar  logligar 
sackir  tili  thera  at  kiera,  at  ther  tackzseiti  tha  vp  ä  varn  garö  fir 
varnn  vmbosmane  thar  oc  logman,  aenn  alla  adra  tackfoering  geffum 
vaer  vp  meder  tha,  tho  so  at  ther  svare  huerium  manne  loghum  oc 
rette  fir  ombotzmane  varum  oc  logmane,  ^eftir  thui  sem  fyr  sseigir.'' 
Der  Sinn  dieser  Worte  ist  nicht  ganz  klar.    Den  deutschen  Schustern 


^)  Diplom,  norveg.  V,  33/33. 

^)  Norges  gamle  Love,  III,  99/188;  dann  IV,  S.  383. 
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gegenüber  soll  mit  Ausschluß  jeder  anderen  takfcx-ring  nur  die  tak- 
setning  auf  den  Königshof  und  vor  des  Königs  Ijeamte  zulässig  sein, 
von  welchen  letzteren  jene  allein  Recht  zu  nehmen  halben,  l^amit 
kann  möglicherweise  nur  der  Gerichtsstand  der  Schuster  geregelt 
werden  wollen,  so  daß  also  nur  jede  Klagestellung  gegen  dieselben 
vor  Privatgerichten,  dem  Stadtgerichte  und  den  Landgerichten  aus- 
geschlossen sein  sollte;  möglicherweise  könnte  aber  zugleich  auch 
noch  gemeint  sein,  daß  die  taksetning  selbst  auf  dem  Königshof  vor- 
zugehen habe,  so  daß  dieselbe  also  jederzeit  nur  durch  Anlegung  eines 
Personalarrestes  zu  vollziehen  gewesen  wäre,  welcher  auf  dem  Königs- 
hofe und  nicht  im  Arresthause  der  Stadt  zu  erstehen  war.  Da  die 
Verordnung  indessen  augenscheinlich  die  Schuster  begünstigen  will, 
und  gerade  in  bezug  auf  den  hier  fraglichen  Punkt  das  „Aufgeben" 
jeder  anderen  als  der  vorbehaltenen  takfoering  betont,  wird  man  sich 
kaum  für  die  letztere  Alternative  entscheiden  dürfen,  w^elche  ja  durch 
das  Fallenlassen  jeder  takbestellung  durch  Bürgen  die  allgemein  ge- 
setzlichen Vorschriften  sehr  empfindlich  verschärfen  würde. 

Auch  sonst  wird  das  tak  noch  mehrfach  in  königlichen  Ver- 
ordnungen erwähnt.  Eine  Verordnung,  welche  K.  Häkon  Magnüsson 
in  den  Jahren  1 308/9  erließ,  enthält  gleich  in  ihrem  Eingange  die 
Worte :  ^)  „Fyrst  at  engar  sektir  bygizt  ä  ]iä  frammar  en  forn  kristin- 
rettr  vättar  oc  engar  aörar  nyar  älogur,  hvarki  firir  forboö,  takset- 
ningar  (al.  bannsetningar),  eöa  stefnur,  er  jjeir  gera  lysfng  firir  festingum 
eöa  bryllaups  geröum  frammar  en  vant  er".  Es  sollen  also  über  das 
Maß  hinaus,  welches  das  alte  Christenrecht  ausweist,  keine  weiteren 
Bußen  erhoben  werden,  noch  auch  irgend  welche  Auflagen,  weder 
für  Exkommunikationen  (forboö)  noch  für  Vorladungen  (stefnur), 
welche  aus  Anlaß  des  Aufgebotes  vor  Verlobungen  oder  Hochzeiten 
erlassen  werden;  je  nach  Verschiedenheit  der  Lesart  richtet  sich  das 
Verbot  aber  auch  noch  gegen  Bannsprüche  (bannsetningar)  oder 
Sicherheitsbestellungen  (taksetningar),  welche  über  das  althergebrachte 
Maß  hinausgehen.  Die  erstere  Lesart  scheint  besser  in  den  Zu- 
sammenhang der  Stelle  zu  passen,  sofern  diese  wesentlich  von  kirch- 
lichen Erpressungen  handelt;  indessen  läßt  sich  doch  auch  die  letztere 
halten,  sei  es  nun,  daß  man  die  taksetning  als  ein  Surrogat  für  die 
stefna  auffasse,  in  welchem  Sinne  das  gemeine  Stadtrecht  den  Aus- 


^)  Norges  gamle  Love,  III,  2682;  auch  bei  Finnr  Jönsson,  Hist.  ecci. 
Island.,  I,  S.  419. 
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druck  nicht  selten  erwähnt,  ^)  oder  daß  man  an  widerrechtliche  Be- 
schlagnahme durch  geistliche  Beamte  denke,  wie  etwa  einige  oben 
angeführte  Urkunden  in  ähnlichem  Sinne  von  taxationes  sprechen. 
Da  bei  weitem  die  meisten  und  besten  Hss.  taksetningar  nennen, 
wird  hiernach  diese  Lesart  wohl  festzuhalten  sein.  Beachtenswerter 
noch  ist,  daß  eine  Verordnung  desselben  Königs  vom  12.  August 
1313  für  Hälogaland  eine  Beschränkung  der  taksetning  für  die  Zeit 
kennt,  während  welcher  die  große  Frühlingsfischerei  betrieben  wird 
(meöan  skreiöfiski  stendr  um  värit).  -)  Zwischen  Lichtmeß  und 
Mariä  Verkündigung,  also  dem  2.  Februar  und  25.  März,  sollen  an 
den  Fischplätzen,  an  welchen  die  große  Fischerei  betrieben  wird, 
alle  Klagen  ruhen.  Weder  des  Königs  noch  des  Erzbischofs  Vogt 
soll  während  dieser  Zeit  eine  Klage  anstellen  oder  eine  taksetning 
vornehmen;  vielmehr  sollen  sie  von  denen,  welche  sich  einer  Uber- 
tretung  schuldig  machen,  nur  „taka  lagafestor",  d.  h.  sich  das  Er- 
scheinen vor  Gericht  durch  Handschlag  versprechen  lassen,  und  dann 
nach  Beendigung  der  Fischerei  ihre  Klage  stellen.  Will  dabei 
jemand  den  Ort  verlassen,  ehe  er  sich  noch  verantwortet  hat,  so  soll 
er  einen  vollwichtigen  Bürgen  (fullan  borgadir  mann)  dafür  stellen, 
daß  er  hinterher  sowohl  sich  vor  Gericht  stellen,  als  dem  Urteile 
Folge  leisten  werde;  wer  dagegen  in  anderer  als  der  bezeichneten 
W^eise  eine  Klage  stellt  oder  eine  taksetning  vornimmt,  der  hat  die 
Buße  zu  leisten,  mit  welcher  das  Gesetz  die  widerrechtliche  Klage- 
stellung und  taksetning  bedroht.  Diese  Verordnung  knüpft  zweifel- 
los an  eine  bereits  erwähnte  Bestimmung  des  gemeinen  Landreclites 
an,  welche  alle  Klagen  während  des  Betriebes  der  Heringsfischerei 
(sildfiski)  ruhen  läßt,  und  zugleich  die  Schiffsherrn  je  für  ihre  Schiffs- 
genossen Bürgschaft  leisten  (i  varöslu  vera)  heißt,  falls  sie  sich  ent- 
fernen, ehe  sie  alle  Übertretungen  gebüßt  haben,  deren  man  sie  an- 
schuldigt, sofern  der  Schiffsherr  sie  nicht  mit  seinem  Eide  vertreten 
mag.  Durch  die  Verordnung  wird  die  Vorschrift  des  Landrechtes 
nur  einerseits  erweitert,  indem  sie  auf  alle  Arten  der  großen  Fischerei 
erstreckt  wird,  und  andererseits  ergänzt,  indem  neben  die  Bürgschaft, 
welche  der  Schiffsherr  für  seine  Leute  zu  übernehmen  hat,  noch 
eine  zweite  gesetzt  wird,  welche  der  den  Fischplatz  verfrüht  Ver- 
lassende von  Fall  zu  Fall  selber  zu  bestellen  hat.    Als  tak  bezeichnet 


Belege  siehe  bei  Fr.  Brandt,  Pr0veforelaesninger,  S.  108. 
2)  Norges  gamle  Love,  III,  38/107. 
^)  Landsl.,  Landsleigub.  50. 
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freilich  weder  das  Landrecht  noch  die  Verordnung  die  vorgeschriebene 
Bürgschaft,  und  wenn  die  letztere  noch  zu  einer  Zeit  der  taksetning 
zu  gedenken  nötig  findet,  in  welcher  eine  solche  nur  nach  dem 
Stadtrechte  geläufig  war,  so  mag  ja  hierfür  die  PLrinnerung  an  das 
ältere  Stadtrecht  bestimmend  geworden  sein,  welches  ja  den  Satz 
aussprach:^)  „Bjarkcyjarrcttr  er  ä  fisknesi  hverju,  ok  i  sildveri,  ok  i 
kaupförum'';  mag  aber  sein,  daf3  die  Verbürgung  des  Landrechtes 
und  unsere  Verordnung  von  der  taksetning  auch  wirldich  wesent- 
lich verschieden  war,  indem  nicht  nur  die  Voraussetzungen  für  die 
Übernahme  des  tak  und  die  Förmlichkeiten,  mit  welchen  dieses  he- 
stellt  wurde,  andere  waren  als  bei  der  Bürgschaft,  sondern  auch  die 
Beschränkungen,  wxlche  das  tak  ursprünglich  bezüglich  der  Dis- 
positionen über  das  eigene  Vermögen  zur  Folge  hatte ,  und  die 
eventuelle  Möglichkeit  einer  Personalhaft  bei  der  Bürgschaft  wegfiel, 
deren  Dauer  überdies  nicht  an  dieselben  engen  Zeitgrenzen  gebunden 
war,  wie  die  Dauer  des  tak.  —  EndHch  mag  hier  noch  einer  Ver- 
fügung gedacht  werden,  welcher  in  späteren  Verordnungen  und  Ur- 
kunden wiederholt  gedacht  wird,  ohne  daß  doch  deren  Zusammen- 
hang mit  dem  tak  recht  klar  läge,  nämlich  des  kyrrsetja.  Eine 
Verordnung  des  Königs  Magnus  Einksson  vom  8.  Januar  1357, 
welche  übrigens  den  Namen  des  tak  nicht  nennt,  kommt  dabei  in 
erster  Linie  in  Betracht.  ^)  Sie  spricht  von  Leuten,  welche  sich  in 
Norwegen  irgendwelcher  Vergehen  schuldig  machen,  dann  aber 
außer  Lands  fliehen,  und  ein  volles  Jahr  lang  weder  selbst  zurück- 
kehren, noch  auch  Bevollmächtigte  schicken,  um  sich  daselbst  ge- 
richtlich zu  verantworten;  für  solchen  Fall  wird  aber  bestimmt,  daß 
deren  rechte  Erben  sich  in  ihr  Gut  setzen,  und  mit  demselben  für 
alle  Schulden  des  Flüchtigen  einstehen  sollen,  soweit  dieses  Gut 
reicht,  wogegen  eben  dieses  Gut  des  Flüchtigen  schon  in  dem  Zeit- 
punkte, in  welchem  dieser  die  Flucht  ergriften  hat,  im  Einverständ- 
nisse mit  dem  Beamten  des  Königs  unter  voller  Bürgschaft  und  Be- 
wachung (undir  fullu  vordslu  ok  goeymslu)  mit  Beschlag  zu  legen 
ist  (kuirsastidz).  Zweierlei  wird  demnach  hier  unterschieden :  eine 
provisorische  Beschlagnahme  des  Vermögens  des  Abwesenden,  welche 
unter  Mitwirkung  der  könighchen  Beamten  erfolgt,  und  zwar,  wie 
es  scheint,  durch  den  geborenen  Erben  des  Flüchtlinges,  jedoch  so. 


1)  älterer  BjarkR.  II,  42. 

^)  Norges  gamle  Love,  III,  88/175;  die  Bestimmung  ist  auch  noch  in  des 
K.  Christian  IV.  Norske  Lovbog  von  1604,  Kjöbeb.  3  übergegangen. 
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daß  dieser  für  den  Bestand  des  übernommenen  Gutes  volle  Sicher- 
heit zu  bestellen  hat;  sodann  aber  eine  endgültige  Besitzergreifung 
dieses  Erben,  welche  ihn  zur  Liquidierung  aller  Schulden  des  Flüch- 
tigen ermächtigt  und  verpflichtet,  welche  Besitzergreifung  jedoch 
erst  ein  volles  Jahr  nach  dessen  Entweichung  aus  dem  Lande,  und 
nur  dann  eintreten  darf,  wenn  sich  der  Flüchtling  während  dieses 
Jahres  in  keiner  Weise  dem  Gericht  gestellt  hat.  Jene  vorläufige 
Beschlagnahme  ist  es  aber,  welche  durch  den  Ausdruck  kyrrsetja 
bezeichnet  wird,  und  kommt  dieser  öfter  in  ähnlicher  Bedeutung 
vor,  wie  denn  z.  B.  die  isländischen  Annalen  zum  Jahre  1391  be- 
richten, ^)  daß  Häkon  Jönsson,  welcher  seit  1390  fehiröir,  d.  h.  Schatz- 
meister in  Björgvin  war,  -)  dem  sera  Fall  I)orsteinsson  „haföi  kyrsett 
allt  hans  göts'',  was  doch  wohl  mit  dem  Handelsmonopole  zusammen- 
hing, welches  der  norwegische  König  damals  schon  Island  gegen- 
über beanspruchte.  Auch  in  den  Urkunden  fehlt  es  nicht  an  ent- 
sprechenden Belegen,  die  aber  allerdings  teilweise  etwas  andere 
Gestalt  zeigen.  Wir  erfahren  z.  B.  aus  einer  Urkunde  vom  6.  No- 
vember 1400,  ^)  daß  sera  Eirikr  Kolbjarnarson  von  Sandin  an  der 
Kirchentür  daselbst  durch  öffentlichen  Verruf  den  Besitz  seiner 
Pfarrei  unter  Verbot  legte  (logfsesti  jordena  a  Sandom),  und  jeder- 
mann dessen  Betreten  untersagte,  sowie  daß  er  dabei  insbesondere 
das  Führen  von  Sporren,  Stangen  (troö)  und  anderen  Hölzern  über 
denselben  verbot  resp.  solche  mit  Beschlag  belegte  (kvirssetti  sperro 
trodh  ok  skatvido  ssem  l)er  war  op  ä  fört).  Aus  anderen  Ur- 
kunden wissen  wir,  ^)  daß  dieser  Pfarrherr  mit  seiner  Gemeinde 
über  einen  solchen  Weg  in  heftigem  Streit  lag,  welcher  erst  durch 
die  Dazwischenkunft  des  Bischofs  von  Oslo  beigelegt  wurde;  in 
diesem  Falle  kann  die  kyrrsetning  aber  der  ganzen  Sachlage  nach 
nicht  mit  Sicherheit  auf  eine  Beschlagnahme  bezogen  werden,  viel- 
mehr nur  eine  Befriedung  des  eigenen  Besitzes  durch  den  Pfarr- 
herrn bezeichnen,  wie  etwa  die  im  gemeinen  Landrechte  vorge- 
sehene lögfesting  eine  solche  ist.  ^)  Aus  einer  weiteren  Urkunde 
vom  2.  Mai  1398,  ^)  welche  über  eine  die  Eigentumsverhältnisse 
zwischen  den  Höfen  Skorer  und  Dal  betreffende  Zeugenvernehmung 

1)  fslenzkir  Annälar,  S.  350. 

^)  ebenda,  S.  346 ;  vgl.  Münch,  Unionsperioden,  II,  S.  323. 

vgl.  Münch,  ang.  O.,  S.  370.  ^)  Diplom,  norveg.  V,  401/288. 

^)  ebenda,  I,  577/417;  593/428;  595/430— 3i ;  546/416;  547/417;  548/ 
417 — 18.  ^)  LandsL,  Landsleigub.  19. 

Diplom,  norveg.  IV,  680/502. 
Maurer,  Altnordisches  Pfandrecht.  38 
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Aufschluß  gibt,  entnehme  ich  die  Worte:  „ok  kuirsaette  |)a  Gaestar 
sua  myken  salduicl  firir,  saem  fyrnsemdar  Stillogar  hafde  lagh  a  tegen"; 
auch  in  diesem  Falle  wird  aber  die  kyrrsetnfng,  wie  es  scheint,  vom 
Grundbesitzer  an  seinem  eigenen  Grundbesitze  vorgenommen,  wie 
im  vorigen  Falle.  Man  sieht  der  Ausdruck  kyrrsctja  wird  in  ganz 
verschiedenem  Sinne  gebraucht,  nämlich  einerseits  für  die  Beschlag- 
nahme fremden  Gutes,  und  andererseits  für  die  Befriedung  des 
eigenen ;  im  einen  wie  im  anderen  Falle  wurde  ja  dem  betreffenden 
Gute  ein  gewisser  Ruhestand  verschafft,  hier  indem  dasselbe  fremden 
Eingriffen  gegenüber  durch  ein  Verbot  geschützt  wurde,  dort  indem 
es  durch  Niederlegung  in  fremde  Hand  der  Einwirkung  des  Eigen- 
tümers entzogen  wurde,  ohne  darum  doch  dem  neuen  Inhaber  völlig 
preisgegeben  zu  werden.  Aber  auch  soweit  sie  Beschlagnahme  ist, 
darf  die  kyrrsetnfng,  wie  sie  zumal  in  der  Verordnung  vom  8.  Januar 
1357  uns  entgegentritt,  mit  dem  tak  unserer  Rechtsquellen  keines- 
wegs zusammengeworfen  werden.  Sie  entzieht  nämlich  dem  Eigen- 
tümer der  beschlagnahmten  Sache  deren  Besitz,  während  die  tak- 
setning  ihm  diesen  beläßt,  und  ihn  nur  in  seinen  Dispositions- 
befugnissen über  dieselbe  beschränkt;  insoweit  erscheint  also  auch 
Fr.  Brandt's  ^)  Anknüpfung  des  Inhaltes  jener  Verordnung  an  eine 
Vorschrift  der  Fr[)L.  -)  keineswegs  stichhaltig.  Allerdings  spricht  die 
von  ihm  angeführte  Stelle  der  FrpL.  aus,  daß  des  Bischofs  Vogt, 
wenn  jemand  der  Acht  aus  kirchlichen  Gründen  verfällt,  nicht  nur 
behufs  der  Liquidation  seines  Vermögens  eine  fimtarstefna  anzu- 
beraumen, sondern  auch  die  Bestellung  eines  tak  für  dessen  Ver- 
mögen zu  fordern  hat.  Damit  ist  in  der  Tat  etwas  Ähnliches  an- 
geordnet wie  eine  vorläufige  Sequestration,  wie  sie  jene  Verordnung 
über  das  Vermögen  des  Flüchtigen  verhängt;  indessen  bleibt  doch 
zwischen  beiden  Vorkehrungen  der  sehr  erhebliche  Unterschied  be- 
stehen, daß  die  FrI)L.  eben  keine  Sequestration  anordnen,  vielmehr 
der  „utlsegan  eyri"  einstweilen  noch  im  Besitze  des  Verurteilten  be- 
lassen. Sie  sprechen  ausdrücklich  aus,  daß  die  Unterstützung  des 
Friedlosen  und  das  Zusammenleben  mit  ihm  erst  strafbar  werde 
„siöan  jiessar  stefnur  ero  liönar",  und  die  GpL.  gestatten  der  Frau 
des  Friedlosen  ebenso  ausdrücklich,  ^)  ihn  noch  fünf  Nächte  nach 
dem  Ergehen  des  Urteils  zu  beherbergen ;  da  wird  doch  wohl  der 


1)  ang.  O.,  S.  III.  2)  FrI)L.  III,  23. 

^)  GJiL.  203;  auch  sie  kennen,  162,  die  fimtarstefna  bezüglich  der  Auseinander- 
setzung des  Vermögens. 
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Verurteilte  bis  zum  Ablaufe  der  fimtarstefna  in  Bezug  auf  sein  Ver- 
mögen ebensogut  wie  in  Bezug  auf  seine  Person  noch  als  im  Rechts- 
verbande stehend  behandelt  worden  sein,  wie  denn  auch  auf  Island 
der  Satz  galt :  ^)  „eigi  er  maörinn  alsekr,  meöan  eigi  er  häör  feräns- 
dömr''.  Dagegen  ist  allerdings  richtig,  daß  die  Beschlagnahme 
unserer  Verordnung  sich  sehr  genau  mit  jenen  „taxationes''  berührt, 
über  welche  die  hansischen  Kaufleute  wiederholt  zu  klagen  haben, 
und  deren  Beschaffenheit  sich  aus  der  als  gleichbedeutend  gebrauchten 
Bezeichnung  „bona  erepta''  deutlich  erkennen  läßt.  Der  alte  Satz :  ^) 
„toekr  er  taklauss  eyrir  svä  mikil  sem  sök  var  til  gefin",  und  die 
dem  Kläger  eingeräumte  Befugnis,  auch  die  Personalhaft  nötigen- 
falls auf  dem  Wege  der  Selbsthilfe  zu  verhängen,  wenn  der  Schuldner 
sich  nicht  „i  tak  bjööa''  wollte,  erklären  übrigens  leicht,  wie  man 
dazu  kommen  konnte,  von  der  gesetzlichen  taksetnfng  zu  einer  ge- 
waltsamen Beschlagnahme  von  Gütern  und  Personen  überzugehen, 
und  wie  selbst  die  Gesetzgebung  recht  wohl  dazu  gelangen  konnte, 
einen  derartigen  Ubergang  machen  zu  lassen. 

Ich  will  nicht  unterlassen,  hier  noch  die  Frage  anzuregen,  ob 
die  kyrrsetning  der  oben  angeführten  Quellen  nicht  etwa  benutzt 
werden  könnte,  um  das  kyrrsetutak  der  GpL.  zu  erklären?  Es 
wurde  schon  früher  bemerkt,  daß  das  westgötische  Recht  in  der 
Anwendung  auf  gestohlene  und  geraubte  Sachen  ein  qvarsaetutak 
kennt,  durch  welches  deren  Vorlage  bei  der  Gerichtsverhandlung 
gegen  diejenigen  sichergestellt  werden  wollte,  in  dessen  Hand  sie 
betroffen  worden  waren,  und  auch  bemerkt,  daß  eine  Stelle  der 
GpL.  auf  eine  ähnliche  Sicherheitsbestellung  bei  gestohlenen  Sachen 
hinweist ,  ohne  doch  den  Namen  des  kyrrsetutak  zu  nennen. 
Dieser  Name  wird  dagegen  in  diesem  Rechtsbuche  nur  ein  einziges- 
mal  genannt,  und  zwar  an  einer  Stelle,  ^)  welche  ihrem  sonstigen 
Inhalte  nach  sich  zweifellos  auf  alle  und  jede  Anwendung  des  pro- 
zessualischen tak  bezieht.  Man  kann  sich  nun  nicht  wohl,  wie 
Fr.  Brandt  dies  versucht  hat,  ^)  mit  der  Annahme  helfen,  daß  die 
GpL.,  obwohl  sie  das  tak  als  allgemein  und  in  allen  Rechtssachen 
anwendbar  bezeichnen,  dasselbe  doch  eigentlich  nur  bei  Diebstahls- 
klagen in  praktischer  Anwendung  gekannt  hätten,  und  ebensowenig 
wird  man  doch  wohl  seine  Erwähnung  mit  v.  Amira  ^)   auf  ein 

^)  Hrafnkels  s.  Freysgoöa,  ig. 

2)  Fr{)L.  III,  20.  GI)L.  254.  *)  ebenda,  102. 

^)  Pr0veforel3esninger,  S.  94 — 95  und  106. 
Vollstreckungsverfahren,  S.  338. 
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Glossem  zurückführen  dürfen,  welches  sich  daraus  erkläre,  daß  das 
gemeine  Landrecht  das  tak  seinerseits  nur  für  Diebstahlsfälle  in 
Geltung  belassen  habe.  Ganz  abgesehen  von  der  früher  schon  an- 
geregten Frage,  ob  das  tak  in  das  gemeine  Landrecht  nicht  etwa 
überhaupt  bloß  durch  eine  Ungeschicklichkeit  seiner  Bearbeiter  hinein- 
gekommen sei,  kann  denn  doch  das  Verhalten  eines  im  Jahre  1274 
erlassenen  Gesetzbuches  nicht  wohl  für  eine  Hs.  bestimmend  gewesen 
sein,  welche  bereits  um  die  Mitte  des  13.  Jahrhunderts  geschrieben 
zu  sein  scheint ;  die  angebliche  frühere  Beschränkung  der  Anwendung 
des  tak  auf  Diebstahlsklagen  aber  steht  mit  den  bestimmtesten  An- 
gaben der  Provinzialgesetze  selbst  und  zumal  der  FrpL.  in  unleug- 
barem Widerspruche.  Da  könnte  man  nun  versucht  sein,  sich  des 
umfassenden  Gebrauches  zu  erinnern,  welchen  die  späteren  Quellen 
von  dem  Ausdrucke  kyrrsetning  für  die  verschiedensten  Arten  der 
Beschlagnahme  machen,  und  die  Vermutung  wagen,  daß  derselbe, 
wenn  auch  etwa  von  derselben  beschränkten  Geltung  ausgehend, 
welche  er  in  Westgötalagen  zeigt,  doch  vielleicht  schon  im  13.  Jahr- 
hundert, zur  gemeinsamen  Bezeichnung  jedes  prozessualischen  tak 
im  Gegensatze  zu  dem  stadtrechthchen  heimildartak  geworden  sein 
könnte.  In  der  Tat  bewirkte  ja  jedes  prozessualische  tak  eine  Be- 
schränkung der  Bewegungsfreiheit,  sei  es  nun  der  Person  oder  des 
Vermögens,  während  eine  solche  dem  heimildartak  fremd  war. 

Nach  allem  Bisherigen  ergibt  sich  für  die  Entwicklungs- 
geschichte des  tak  im  älteren  norwegischen  Rechte  ein  nicht 
unerheblich  anderes  Bild,  als  dasjenige,  welches  Fr.  Brandt  von  der- 
selben entworfen  hat.-^)  Brandt  nimmt  an,  daß  zwar  in  einer  älteren 
Zeit  das  tak  eine  in  allen  Rechtssachen  verwendbare  Einrichtung 
gewesen  sei,  daß  jedoch  zur  Zeit  unserer  Provinzialrechte  dessen 
Anwendbarkeit  im  Landrechte  sich  auf  Diebstahlsklagen  und  allen- 
falls noch  auf  Klagen  beschränkt  habe,  welche  wegen  prozessualisch 
geschlossener  Zeit  nicht  sofort  anhängig  gemacht  werden  konnten ; 
nur  im  Stadtrechte  habe  sich  das  Institut  demgegenüber  in  allge- 
meiner Anwendung  erhalten,  wogegen  sich  jene  beschränktere  Gel- 
tung auch  noch  in  der  landrechtlichen  Gesetzgebung  des  K.  Magnus 
lagabcetir  erhalten  habe,  welche  nur  alle  und  jede  Reminiszenzen  an 
eine  frühere  weitere  Anwendung  des  Institutes  fallen  gelassen  habe, 
welche  die  Provinzialrechte  noch  fortgeführt  hatten.    Richtiger  dürfte 


^)  Pr0veforeleesninger,  S.  107 — 8;  Foreh"esningcr  over  den  norske  Retshistorie, 
I,  S.  329 — 30 
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vielmehr  sein,  das  Institut  für  die  Zeit  der  Provinziairechte  auch  land- 
rechtlich noch  als  ein  festgeschlossenes  und  allgemein  anwendbares 
gelten  zu  lassen,  ohne  sich  dabei  durch  die  fragmentarische  Natur 
unserer  Überlieferungen  beirren  zu  lassen.  Ich  möchte  hiernach 
keinen  Wert  darauf  legen,  daß  z.  B.  das  eiöatak  und  das  tak  til  järns 
unter  den  Provinzialrechten  nur  die  EpL.  kennen,  daß  das  fjärtak  in 
ihnen  überhaupt  nicht  erwähnt  wird  u.  dgl.  m.,  vielmehr  unbedenkUch 
mich  berechtigt  erachten,  die  dürftigen  Nachrichten  der  einen  Quelle 
aus  denen  der  anderen  zu  ergänzen,  soferne  dieselben  sich  deutlich 
samt  und  sonders  als  Teile  eines  einheitlich  in  sich  abge- 
schlossenen Systemes  erkennen  lassen,  welches,  soweit  das 
prozessualische  tak  reicht,  in  den  älteren  Landrechten  und  im  älteren 
Stadtrechte  wesentlich  dasselbe  war.  Die  Grundzüge  dieses  Systems 
sind  aber  die  folgenden:  In  allen  und  jeden  Klagsachen  mit  Aus- 
nahme nur  der  Fälle  der  handhaften  Tat  kann  der  Kläger  nach 
eigenem  Gutdünken  vom  Beklagten  die  Stellung  eines  tak  fordern, 
und  zwar  muß  auf  Verlangen  für  jeden  einzelnen  prozessualischen 
Akt  ein  besonderes  tak  bestellt  werden,  sowie  derselbe  in  der  Zeit 
gesondert  auftritt;  das  brautartak,  das  lagatak  als  tak  til  döms  oder 
til  möts,  das  eiöatak  endlich  oder  das  tak  til  järns  können  sich  hier- 
nach bei  der  Verhandlung  von  illiquiden  Sachen  folgen,  und  wenn 
eine  solche  etwa  mehrfache  Gerichte  nacheinander  beschäftigt,  wird 
sogar  das  tak  von  einem  Gerichte  zum  andern  zu  erneuern  sein; 
bei  liquiden  Sachen  dagegen  wird,  allenfalls  nach  einem  vorgängigen 
brautartak,  lediglich  ein  fjärtak  zu  bestellen  sein,  wobei  jedoch  zu 
berücksichtigen  kommt,  daß  einerseits  durch  den  Urteilsspruch  aus 
der  illiquiden  Sache  eine  liquide  werden  kann,  da  ja  doemt  fe  als 
vitafe  gilt,  und  daß  andererseits  aus  dem  fjärtak  zufolge  nicht  recht- 
zeitiger Zahlung  eine  Strafklage  erwachsen  kann,  die  wieder  zur 
Forderung  eines  tak  til  möts  führen  mag.  Die  Bestellung  des  tak 
erfolgt  in  verschiedener  Weise,  je  nach  Verschiedenheit  der  Ver- 
mögensverhältnisse des  Beklagten.  Besitzt  dieser  geeignetes  Vermögen 
in  genügendem  Betrage,  um  durch  dieses  für  den  Klagsgegenstand  volle 
Sicherheit  bieten  zu  können,  so  mag  dieser  für  das  tak  einstehen,  nach 
der  Regel:  „bü  (hüs,  skip)  hans  skal  varöa  taki";  ist  dies  nicht  der 
Fall,  so  mag  er  einen  Bürgen  stellen,  welcher  anstatt  seiner  das 
tak  übernimmt;  gelingt  ihm  trotz  dreimaligem  Versuche  auch  die 
Stellung  einer  Bürgschaft  nicht,  so  hat  er  sich  selber  zur  Personal- 
haft anzubieten.  Weigert  sich  der  Beklagte  endlich,  in  der  einen 
oder  anderen  Weise  tak  zu  bestellen,  so  mag  der  Kläger  zur  Selbst- 
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hilfe  schreiten,  und  zwar  je  nach  der  Lage  der  Umstände  in  ver- 
schiedener Weise.  Hat  der  Beklagte  genügendes  Vermögen,  um  den 
Betrag  der  Klagforderung  aus  diesem  decken  zu  können,  so  richtet 
sich  die  Selbsthilfe  gegen  sein  Vermögen,  nach  der  Regel:  „toekr  er 
taklauss  eyrir  svä  mikil  sem  sök  er  til  gefin";  hat  er  solches  nicht, 
so  geht  die  Selbsthilfe  gegen  seine  Person,  d.  h.  er  wird  in  Haft  ge- 
nommen, und  ganz  ebenso,  wie  wenn  er  sich  selbst  zu  dieser  er- 
boten hätte,  zunächst  seinen  Verwandten  und  Freunden  zur  Aus- 
lösung um  den  Betrag  der  Schuld  angeboten,  wenn  aber  auch  dieser 
Versuch  nicht  zum  Ziele  führt,  dem  Verstümmelungsrecht  des 
Gläubigers  überlassen,  sofern  sich  dieser  nicht  etwa  mit  dem  Ge- 
fangenen über  dessen  Unterwerfung  unter  die  Schuldknechtschaft 
einigt.  Wie  immer  bestellt,  begründet  das  tak  jederzeit  eine  Be- 
schränkung der  Dispositionsfreiheit  desjenigen,  welcher  ihm  unter- 
liegt, und  gerade  diese  bildet  dessen  charakteristisches  Merkmal. 
Wird  dasselbe  von  dem  Beklagten  selbst  oder  von  einem  Dritten 
mit  seinem  eigenem  Vermögen  übernommen,  so  unterliegt  das  ge- 
samte Vermögen  des  Übernehmers  für  die  Dauer  des  tak  einer 
Dispositionsbeschränkung;  hat  sich  der  Beklagte  der  Personalhaft 
unterworfen,  so  ist  es  eben  die  Freiheit  seiner  Person,  welche  durch 
das  tak  beschränkt  wird.  Im  einen  wie  im  anderen  Falle  erweitert 
aber  die  Bestellung  des  tak  nicht  den  Umfang  der  Ansprüche,  welche 
dem  Kläger  bereits  vor  derselben  zustanden;  dieselbe  gewährt 
vielmehr  nur  eine  Sicherung  für  deren  tatsächliche  Realisierung, 
indem  sie  das  Vorhandensein  genügender  Exekutionsmittel  für  den 
Zeitpunkt  gewährleistet,  in  welchen  ein  gesetzHches  Vollstreckungs- 
verfahren einzutreten  hat,  und  es  ist  somit  die  Art  und  Ausdehnung 
der  Vollstreckung,  möge  sich  diese  nun  gegen  das -Vermögen  des 
Beklagten  oder  seines  Bürgen,  oder  gegen  die  Person  des  ersteren 
richten,  immer  ganz  dieselbe,  wie  sie  mit  Rücksicht  auf  die  Natur 
der  einzelnen  Klagsache  auch  ohne  die  Bestellung  eines  tak  einzu- 
treten hätte,  nur  daß  durch  diese  für  das  Vorhandensein  genügender 
Vermögensobjekte  oder  auch  der  Person  im  entscheidenden  Zeit- 
punkte gesorgt  ist.  —  Man  sieht,  das  hiermit  geschilderte  System 
ist  ein  völlig  in  sich  geschlossenes  und  abgerundetes;  kein  einzelner 
Satz  kann  aus  demselben  herausgenommen  werden,  ohne  daß  dasselbe 
sofort  eine  Lücke  zeigen  würde,  und  gerade  darum  kann,  wie  oben 
bereits  bemerkt,  ohne  Anstand  die  mangelhafte  Überlieferung  des 
einen  Provinzialrechtes  durch  die  in  den  anderen  Provinzialrechten 
oder  auch  im  älteren  Stadtrechte  aufbewahrten  Vorschriften  ergänzt 
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werden.  Natürlich  schließt  aber  diese  Tatsache  die  Möglichkeit 
nicht  aus,  daß  das  im  Stadt-  und  Landrechte  wesentlich  gleichartig 
ausgebildete  Institut  doch  in  der  Stadt  eine  ungleich  bedeutsamere 
Rolle  gespielt  haben  konnte  als  auf  dem  Lande,  und  dies  halte  ich, 
hierin  den  Ansichten  Fr.  Brandt's  mich  nähernd,  entschieden  für 
wahrscheinhch.  Es  spricht  hierfür  zunächst  schon  die  weit  häufigere 
Erwähnung  und  weit  eingehendere  Besprechung  des  Institutes  im 
älteren  Stadtrechte  als  in  den  Provinzialrechten,  welche  nur  um  so 
auffälliger  wird,  wenn  man  erwägt,  daß  das  erstere  uns  viel  unvoll- 
ständiger überliefert  ist  als  die  FrpL. ;  nicht  minder  spricht  dafür 
aber  auch  die  Natur  der  Sache,  die  Verschiedenheit  nämlich  der 
Verkehrsbedürfnisse  in  Stadt  und  Land.  Wenn  man  von  den  wenigen 
größeren  Herrn  absieht,  für  welche  das  Institut  ohnehin  nicht  viel 
in  Betracht  kommen  konnte,  spielt  sich  der  V erkehr  auf  dem  Lande 
zumeist  nur  unter  Nachbarn  ab,  unter  diesen  mochte  wohl  nur  sehr 
selten  von  demselben  Gebrauch  gemacht  werden ;  nur  bei  schwereren 
Verbrechen,  oder  allenfalls  bei  Streitigkeiten,  welche  während  der 
langen  Fasten  entstanden,  und  welche  darum  auf  längere  Zeit  hinaus 
nicht  klageweise  ausgetragen  werden  konnten,  dann  etwa  im  Ver- 
kehre von  Städtern  oder  anderen  Fremden  mit  den  Bauern,  mochte 
sich  hier  das  Bedürfnis  einer  Sicherstellung  geltend  machen,  wie 
das  tak  sie  bot.  In  der  Stadt  dagegen  war  der  Zufluß  von  Fremden 
ein  viel  größerer,  und  zwar  von  Ortsfremden  nicht  nur,  sondern 
auch  von  Landfremden;  fortwährend  kamen  und  gingen  die  Schiffe, 
und  mit  ihnen  viel  rohes  und  übermütiges  Volk,  das  man  weder 
kannte,  noch  im  Notfalle  zu  suchen  wußte;  hier  also  mußte  das 
Bedürfnis  einer  wirksamen  Sicherstellung  jeder  Rechtsverfolgung  sich 
im  weitesten  Umfange  fühlbar  machen.  Je  mehr  sich  einerseits  der 
Handelsverkehr  und  mit  ihm  das  städtische  Leben  in  Norwegen  hob, 
und  je  mehr  andererseits  die  staatliche  Ordnung,  und  damit  die 
Rechtssicherheit  auf  dem  Lande  sich  befestigte,  desto  fühlbarer 
mußte  dieser  Unterschied  zwischen  Stadt  und  Land  werden;  daraus 
erklärt  sich  aber  auch  sofort  ganz  befriedigend  das  nahezu  völUge 
Verschwinden  des  tak  aus  dem  gemeinen  Landrechte  gegenüber 
seiner  sorgfältigen  Behandlung  im  gemeinen  Stadtrechte.  WirkHch 
scheint  in  das  Landrecht  sowohl,  als  in  das  Christenrecht  des  Erz- 
bischofs  Jon  das  tak  nur  irrtümlich  dadurch  Eingang  gefunden  zu 
haben,  daß  dasselbe  unbedachtsamer  Weise  an  ein  paar  Stellen  aus 
älteren  Vorlagen  mit  herübergenommen  wurde,   und  die  schon  von 
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von  Fr.  Brandt  ^)  bemerkte  Abweichung  des  gemeinen  Stadtrechtes 
vom  gemeinen  Landrechte  an  zahlreichen  Stellen,  an  welches  es  galt 
das  dem  ersteren  geläufige  tak  in  dem  letzteren  entlehnte  Vor- 
schriften einzufügen,  wird  wohl  nur  unter  dieser  Voraussetzung  zu 
erklären  sein.  Wenn  ich  demnach  dem  tak  für  die  Zeit  der  Pro- 
vinzialrechte  auf  dem  Gebiete  des  Landrechtes  einen  viel  weiteren 
Spielraum  einräumen  zu  sollen  glaube,  als  Fr.  Brandt,  so  glaube  ich 
dasselbe  dafür  diesem  Gebiete  für  die  spätere  Zeit  vollkommen  ab- 
sprechen zu  müssen. 


^)  Proveforelaesninger,  S.  io8. 
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